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Der Vorsitzende, Geheimer Rat F u e h s - Karlsruhe, 
eröffnete um 9 Uhr die Versammlung mit folgender Ansprache: 

Hochgeehrte Versammlung! 

Namens des Verbandes der deutschen Schutz vereine 
für entlassene Gefangene heisse ich alle Teilnehmer der 
heutigen Verbandsversammlung herzlich willkommen. 

Diesen Willkommgruss entbiete ich in erster Reihe 
dem Grossh. Staatsminister Herrn Dr. Freiherrii von Dusch 
mit verbindlichem Dank für sein Erscheinen in unserer 
Mitte sowie den übrigen staatlichen Vertretern, durch 
deren Anwesenheit alle Angehörigen des Verbandes sich 
hoch geehrt fühlen. 

Ebenso heisse ich aber auch diejenigen willkommen, 
welche Angehörige des Verbandes sind und namentlich 
auch die in sehr dankenswerter Zahl erschienenen Vertreter 
i)iidischer Bezirks vereine für .Tugendschutz und Gefangenon- 
fürsorge. 

Das Programm der heutigen Versammlung enthält 
Fragen aus allen Tätigkeitsgebieten der modernen Ge¬ 
fangenenschutzfürsorge, und ich zweifle nicht daran, dass 
durch die eingehende Verhandlung über dieselben so 
manchem Teilnehmer an der Versammlung eine willkommene 
.\nregung für die Reform der eigenen Vereinstätigkeit 
geben wird. 

Ebenso werden die Wrtret(M’ badischer Ih'zirksvereine 
gerne einen Einblick in die Organisation des Deuts(*hen 
Verbandes und dessen wohltätige Erfolge anlässlich von 
Besuchen um Heimbeföi'derimg Strafentlassener sich zu 
verschaffen suchen. 

Zu der Wahl der Stadt Mainiheini als Versainnilungsori 
bat hauptsächlich das beigetragen, dass die städtische 
Heh(>rde auf .Anfrage in sehr dankenswerter Weise der 



Verbaiidsversaimnlunji; einen geeigneten Saal zur Verfügung 
gestellt hat. 

Es wurde dabei hervorgehoben, dass die Stadt 
Mannheim in diesem .lahre anlässlich der Feier ihres 
300jährigen Bestehens eine Gartenbau- und Kunstaus¬ 
stellung veranstalten wird, an welche sich während der 
Sommermonate Feste aller Art anschliessen werden. 

Ich durfte deshalb wohl auch annehmen, da.ss unter 
den Teilnehmern der Verbandsversammlung manche das 
grösste Interesse haben, all die Einrichtungen persönlich 
kennen zu lernen, auf Grund welcher die Stadt Mannheim 
zu einer der grössten Hafenstädte innerhalb des Deutschen 
Reiches sich emporgearbeitet und dabei den Grund zu 
einer stets zunehmenden Wohlhabenheit gelegt hat. 

Aber auch an der warmen Pflege der Kunst und 
aller sonstigen Bestrebungen zur Förderung der allgemeinen 
Volkswohlfahrt, haben es die Bewohner Mannheims nicht 
fehlen lassen. 

In dieser Beziehung empfehle ich Ihnen die Besich¬ 
tigung des Grossh. llof- und Nationaltheaters hier, dessen 
historische Berühmtheit darin besteht, dass in demselben 
S(*hillers „Räuber“ zum ersten* ^lale aufgeführt worden sind. 
Sie können aber auch gelegentlich von dem hier sehr gut 
funktionierenden Arbeitsnachweis, sowie dem unter der 
vortrefflichen Leitung unseres hochgeschätzten Mitarbeiters 
des Grossh. Herrn Geheimen Regierungsrats Dr. von 
Engelberg eines steten Gedeihens si(di erfreuenden 
Bezirksverein für .lugendschutz und Gefangenenfürsorge 
und von der letzten .Schöpfung auf diesem Gebiete, dem 
Mädchenfürsorgeheim Neckarau Einsicht nehnnm. Der 
Anregung Ihrer Königlichen Hoheit dci‘ Grossherzogin 
entsprechend, finden hier schulentlassene, nocli nicht be¬ 
strafte Mädchen, ohne Rücksicht auf ihre Konfession Auf¬ 
nahme, um hier gegen die Gefahren der Grosstadt recht¬ 
zeitig durch na(*hträgliche Erziehung und gründliche 
V’^orberoitung für ihren künftigen Beruf als weildiche 
l)ienstl)oten geschützt zu werden. 




Diese Anstalt wird von einer Anzahl opferwilliger 
und sachkundiger Damen geleitet, welche ebenfalls den 
verschiedenen Konfessionen angehören. Dieselbe hat sich 
bis jetzt als sehr wohltätig bewiesen. 

Gestützt auf diese dem Wohltätigkeitssinn der Stadt 
Mannheim zur Ehre gereichenden Einrichtung, erhoffe ich, 
da.ss unsere Verhandlungen einen segensreichen Verlauf 
nehmen werden und erkläre deshalb die 6. Verbandsver- 
liandlung für eröffnet. 

Ich gehe nun über zu der AVahl eines Vorsitzenden. 
Sie gestatten mir, dass ich das lese, mein Alter macht das 
notwendig. Ich kann nicht mehr so viel leisten wie früher. 

Die Rücksicht auf mein hohes Alter und meine 
angegriffene Gesundheit hat mich gezwungen, den Vorsitz 
im Verbandsausschu.ss niederzulegen. Die Mitglieder des 
letzteren haben auf Vorschlag des Berliner Vereins Herrn 
Geheimen Oberregierimgsrat Dr. Reichardt in Karlsruhe 
«‘iijstimmig als meinen Nachfolger bestimmt. Es geschah 
dies unter solch ehrenden Ausdrücken für mich und meinen 
Nachfolger, sowie aber auch für das Land Baden, dass 
ich nicht ermangeln will, hiefür den aufrichtigsten Dank 
aiiszusprechen. 

Die badische Zentralleitung hat in ihrer Sitzung vom 
1;>. Mai d. J. den Herrn Gelieimen Oberregierung.srat 
Dr. Reichardt, ermächtigt, im Verb.andsausschuss die 
Vertretung des badischen Landesverbandes zu übernehmen. 
Ich selbst \verde die Geschäfte der badischen Zentral¬ 
leitung, solange meineGesundheit dies gestattet, weiterführen. 

Ich bitte die Versammlung, durch Akklamation den 
Herrn Geheimen Oberregierungsrat Dr. Reichardt als 
ihren Vorsitzenden zu bestätigen. 

Als weitere Vorsitzende schlage ich den Herrn Pastor 
Dr. von Rhoden von Düsseldorf und den Herrn Regierungs¬ 
rat Michal aus Nürnberg vor. Ich bitte die Herren, sich 
zu erklären, ob Sie bereit sind, ditvses Amt zu übernehnnui. 

I Zustimmung, j 
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Zur Führung der Sekretärsgeschäfte haben sich Herr 
Referendär Böhringer, Herr Rechtspraktikant Behrle 
hier, sowie Herr Kanzleirat Humpert von Karlsruhe, 
dessen Namen Sie wahrscheinlich schon öfter gehört 
haben, bereit erklärt. 

Damit übergebe ich den Vorsitz dem Herrn Geheimen 
Oberregierungsrat Dr. Reichardt und bitte denselben, 
hier Platz zu nehmen. 

Hierauf ergreift der neuernannte Verbands-Vorsitzende, 
Herr Geheimer Oberregierungsrat Dr. Reichardt-Karls¬ 
ruhe das Wort: 

Meine verehrten Damen und Herren! 

Es geziemt sich mir vor allem, den Herren des Ver¬ 
bandsausschusses den Dank auszusprechen für die Wahl 
zum Vorsitzenden dieses Ausschusses. Ich weiss diese Ehre 
wohl zu schätzen, und ich gebe Ihnen die Versicherung 
ab, dass ich meine Kräfte gern in den Dienst unserer 
guten Sache stellen werde. 

Es war für mich eine ganz besondere Ehre, als Nach¬ 
folger für unseren bewährten langjährigen Vorsitzenden, 
den Herrn Geh. Rat Fuchs, ernannt zu werden. Diese 
Ehre bringt aber für mich auch Beschwerden mit sich; 
denn es ist nicht leicht, nach einem solchen Manne die 
Leitung zu übernehmen. Ich hoffe aber, dass es mir mög¬ 
lich sein wird. Sie dadurch zu befriedigen, dass ich den 
Grundsatz befolge: ich will meines Vorgängers Xacli- 
folger sein. (Bravo!) 

Ich spreche der Versammlung auch den Dank aus, 
(lass Sie mich zu ihrem Vorsitzenden erwählt hat. Ich 
nehme dieses Amt an und richte die Frage an die beiden 
anderen Herren, ob sie gleichfalls das ihnen übertragene 
.\mt annehmen. 

Herr Pastor von Rho d e n ? 

Pastor Dr. V 0 n R h o d e n - Düsseldorf: Ich nehme an 
mit herzlichem Dank. 
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Vorsitzender: Darf ich bitten, Herr Regierungsrat 
MichalV 

Regierungsrat M i c h a 1 - Nürnberg: Ich jiehme mit 
Dank an. 

Vorsitzender: Wenn wir nun in der Tagesordnung 
weiter schreiten dürfen, so möchte ich Gelegenheit geben 
für allenfallsige Begrüssungen. 

Staatsmiiiister Dr. Freiherr v o n D u s c h - Karlsruhe, 

Meine verehrten Damen und Herren! 

Gestatten Sie mir, zunächst dem verehrten bisherigen 
Herrn Vorsitzenden meinen wärmsten Dank auszusprechen 
für die freundlichen Worte, mit denen er mein Erscheinen 
begrüsst hat. Ich bin der Einladung ausserordentlich 
gern gefolgt; denn es bedarf keiner besonderen Ver¬ 
sicherung, dass die Justizverwaltung Ihren Bestrebungen 
das wärmste Interesse entgegenbringt, und ich speziell 
vermöge meiner früheren nahezu 20jährigen Tätigkeit 
als Staatsanwalt habe ja so oft die ausserordentlich 
segensreiche Wirksamkeit der Schutzvereine kennen ge¬ 
lernt und empfinden dürfen. 

Wenn der Gerechtigkeit Genüge geschehen, wenn das 
Urteil gesprochen, die Strafe vollzogen ist, dann nahen 
sich die Schutzvereine mit helfender Hand, um den Ver¬ 
irrten wieder den Weg zurückzubahnen in die bürgerliche 
Gesellschaft, ihm wieder die Möglichkeit einer Existenz 
zu begründen. Diese Tätigkeit, meine Damen und Herren, 
ist nicht bloss ein Akt schöner ^Menschlichkeit und Nächsten¬ 
liebe, sondern auch von der grössten Bedeutung für die 
Gesellschaft im allgemeinen, für die Wohlfahrt der Gcsell- 
^chaft; denn es ist ja eine der Inalcutsamsten Aufgaben. 
Menschen, die sich verirren, und die dem Strafgesetz ver¬ 
fallen sind, zurückzuhalt('n, die ^Menschheit, die Gesellschaft 
vor weiteren strafbaiam Handlung(‘n der gh'ichen IV^rsonen 
zu sichern. 

tJanz besonders zu begrii.-^sen ist nieiiu's l'h’achteiis 
die Ausdehnung der weit ül)er\vi('g«‘nd<‘n Zahl der deutschen 
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Schutzvereine auch auf eine weitere Tätigkeit, die sich 
nicht nur auf Personen bezieht, die dem Strafgesetz ver¬ 
fallen sind, sondern die den Zweck hat, zu verhindern, 
dass strafbare Handlungen begangen werden, die mit einem 
Wort sich der Fürsorge für verwahrloste Jugendliche 
widmet. Wir haben heute von dem Herrn Vorsitzenden 
gehört, dass auf diesem Gebiete wieder ein schönes neues 
Werk hier in Baden geschaffen worden ist. 

Welch’ schöne Erfolge eine Tätigkeit auf diesem Ge¬ 
biete zeitigen kann, das beweist ja der Verband unserer 
deutschen Scliutzvereine, das beweist die Tatsache, dass 
sich so au.sserordentlich zahlreiche helfende Mitarbeiter in 
stiller treuer Arbeit zusammenfinden, das beweist, dass 
eine ausserordentliche Zahl, wenn auch nicht sehr grosser, 
aber doch eine sehr grosse Zahl von Beiträgen sich in 
kleinen Bächen und Bächlein zusammenfindet, um schliess¬ 
lich doch einen recht stattlichen Fluss zu bilden, der 
Gelegenheit gibt, recht hohe Ziele sich zu stecken. 

Ich möchte meinerseits den Wunsch ausspreclien, 
dass die gesegnete Tätigkeit der Schutzvereine auch in 
der gleichen Weise sich weiter bewähren möge, und 
möchte meinerseits noch den Anlass ergreifen, um auch 
meinem Gefühl des besonderen Dankes und der Verehrung 
für den bisherigen Vorsitzenden Herren Geh, Rat F u c h s, 
Ausdruck zu geben. 

Ihnen allen aber, meine Damen und Herren, wünsciie 
ich einen recht fruchtbaren Erfolg Ihrer Verhandlungen 
und dann recht schöne Tage in Mannheim, das Ihnen ja 
jetzt bei den Jubiläumsfestlichkeiten gar viel Schönes 
l)ietet. (Bravo!}. 

Bürgermeister von Holländer-Mannheim: 

Hochgeehrte Damen und Herren! 

Der ehrenvollen Begrüssung, die Ihnen seitens der 
Staatsregierung aus dem 31unde Seiner Exzellenz des 
Herrn Staatsininisters zuteil geworden ist, habe ich die 
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Begrüssung seitens der Stadt Mannheim nachfolgen zu 
lassen, in Vertretung des zu seinem lebhaften Bedauern 
verhinderten Herrn Oberbürgermeisters Dr. Beck. 

Wir freuen uns, diese stattliche Versammlung, die 
zahlreichen Vertreter der Schutzvereine aus dem ganzen 
Reiche in Mannheim versammelt zu sehen. Wir wissen, 
welche segensreiche Tätigkeit diese Vereine entfaltet haben, 
nicht nur auf dem engsten Gebiete, das in dem Namen 
-Schutzverein für entlassene Strafgefangene“ ausgedrückt 
ist, sondern namentlich auch auf dem weiteren Gebiete, 
das der Zentralverband der badischen Schutzvereine in 
seinem Namen aufgenoinmen hat: „Jugendschutz und 
Gefangenenfürsorge.“ Unsere badischen Vereine haben 
damit zum Ausdruck bringen wollen, dass, wenn sie für 
<?ntlassene Strafgefangene sorgen wollen, für Strafgefangene 
überhaupt sorgen wollen, sie cs eigentlich nicht besser 
tun können, als wenn sie für diejenigen sorgen, von denen 
zu befürchten steht, dass sie einst entlassene Strafgefangene 
werden könnten. 

Wer wie ich seit Jahren hier im Dienste der Armen¬ 
pflege steht, der weiss, dass es zwar ein notwendiges, aber 
nicht sehr dankbares Gebiet der charitativen Fürsorge ist, 
für diejenigen zu sorgen, die bereits dem Elend, der Not, 
<ler Be.strafung verfallen sind, dass es aber ein dankbares, 
segensreiches, herrliches Gebiet ist, für diejenigen zu sorgen, 
von denen zu befürchten steht, dass sie der Not, dem 
Klend verfallen; dass auf diesem Gebiete eine ausserordent¬ 
lich dankbare Aufgabe der gesamten Armenpflege, ins¬ 
besondere auch der Privatwohltätigkeit, winkt. 

Hochverehrte Damen und Herren ! Sie sind in diesen 
'r.igen in eine Stadt gekommen, die im Festschmuck prangt, 
c*ine Stadt, die eine Reihe grosser Festlichkeiten hinter 
sich hat und der auch noch einige grosse Festlichkeiten 
bevorstehen. Wir bedauern in gewissem ^laasse dieses 
Zusammentreffen, das sich bei Festsetzung Ihrer Tagung 
iu<iiesem Maassenoch nicht voraussehen Hess. \Vir Ixslaiiern 
cs deswegen, weil der für Ihre Ik'strebmigen in Mannheim 
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offenbar vorhandene günstige Boden nicht so bei dieser 
Tagung zum Ausdruck kommen kann, als es sonst unter 
gewöhnlichen Verhältnissen geschehen wäre. Wir hoffen 
aber trotzdem, dass Sie doch in diesen Tagen in Mannheim 
des Geistes einen Hauch verspüren werden, der in Ihren 
Bestrebungen zum Ausdruck kommt. Wir hoffen, dass die 
Verhandlungen die hier stattfinden werden, unsere Schutz¬ 
vereine weiter kräftigen werden. Wir hoffen, dass Sie 
manche Anregung aus diesen Verhandlungen mit nach 
Hause tragen werden. Wir hoffen aber auch, dass Sie 
wenigstens in beschränktem Maasse auch die Gastlichkeit 
der Bürger Mannheims empfinden, dass Sie in diesen fest¬ 
lichen Tagen auch einen Eindruck von dem empfangen 
werden, was die Stadt Mannheim durch lange Arbeit Ihnen 
zu bieten imstande ist. 

Wer wie ich im Dienste der Armenpflege steht, der 
weiss es, wie insbesondere unser ]\lannheimer Schutzverein 
in den letzten Jahren und schon seit langen Jahren eine 
rege Tätigkeit unter der lieitung seines hochverdienten 
Vorsitzenden entfaltet hat, und der weiss es zu würdigen, 
dass in dem engen Zusammenarbeiten zwischen dem 
Schutzverein und der Armenpflege günstige Resultate für 
unser Gemeinwesen erzielt werden. Wir hoffen, dass 
dieses Band speziell zwischen dem Mannheimer Schutz¬ 
verein und den Organen der städtischen Armenpflege auch 
in Zukunft foribestehen werde. 

Wir wünschen von Herzen Ihrer Tagung einen recht 
segensreichen Verlauf, und wir wünschen auch von Herzen, 
dass Sie aus ■\Iannheim recht gute und günstige Eindrücke 
in die Heimat mit zurücknehmen und dass Sie an die hier 
verlebten Tage gern zurückdenken werden. 

Ich heisse Sie nochmals in Mannheim herzlich will¬ 
kommen. (Bravo!) 


V^orsi tzeu der: Meine Verehrten ! EinePräsenzliste ist 
l>ereits gedruckt in Ihren Händen. Ich bitte die Herr- 
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schäften, welche noch nicht auf derselben verzeichnet 
sind, die Güte haben zu wollen, sich noch in die Präsenz¬ 
liste einzutra^en. 

Der Versammlung wohnten an : 

A. Als staatliche Vertreter die Herren: 

1. Dr. Freiherr von Dusch, Wirklicher Geh. 
Rat, Staatsminister und Minister der Justiz, des Kultus 
und Unterrichts, Karlsruhe (Baden). 

2. Dr. K. Reichardt, Geh. Oberregierungsrat 
im Gr. bad. Ministerium der Justiz, des Kultus und Unter¬ 
richts, Karlsruhe. 

3. Best, Gr. hess. Ministerialrat, Darmstadt. 

4. Dr. Gennat, Gefängnisdirektor am Gefängnis 1, 
Hamburg-Fuhlsbüttel. 

5. Heidkämper, Pastor in Bückeburg, Vertreter 
des Fürstlichen Ministeriums von Schaumburg-Lippe. 

6. Pfisterer, Geh. Oberregierungsrat und Landes¬ 
kommissär, Mannheim, Vertreter des Gr. bad. Ministeriums 
des Innern, Karlsruhe. 

7. Freiherr von der Goltz, Wirkl. Geheimer 
Oberregierungsrat, Präsident des Kaiserlichen Rats, Strass¬ 
burg i./Els. 

8. P r e e t o r i u s, Generalstaatsanwalt, Vertreter dei' 
Gr. hess. Regierung, Darmstadt. 

9. Wolf, Pastor, Kassel-Wehlheiden. 

10. Ziegler, Pastor, Wolfenbüttel. 

B. Als Vertreter von sonstigen staatlichen und 
kommunalen Behörden. 

1. von Holländer, Bürgermeister, Mannheim, als 
Vertreter der Stadt Mannheim. 

2. Beer es, Gefängnisinspektor, Preungesheim. 

3. liülsberg, Strafanstallsdiroktor, Kassel-Welil- 

heiden. 

4. Ijangerhans, l.andgoriclitsrar, Berlin. 
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;■). Migula, Gefäiignisdirektor, Preungesheim. 

<i. Dr. Stark, Geheimer Finanzrat, Karlsruhe. 

7. W i 11 i a r d , Baurat, Karlsruhe. 

8. V 0 n J a g e m a n n , WirjGicher ( Jeh. Rat und 
Ordentlicher Honorarprofessor, Heidelberg. 

C. Als Verbaiidsangehörig:e. 

' a. Baden. 

1. Fuchs, Adolf, Geh. Rat, Vorsitzender der 
badischen Zentralleitung und bisheriger Vorsitzender des 
deutschen Verbandes, Karlsruhe. 

2. An ton i, Oberanitsrichter und V’’orsitzender des 
Bezirksvereins Säckingen. 

3. D r. Bär, .Amtsrichter, Pforzheim. 

4. Bardo 11 , Bürgermeister, Wertheim. 

5. B ö r s i g, Stadtpfarrer, Mannheim. 

6. G. B e h r i/ii g e r, Reallehrer, Freibui g. 

7. Christian, Stadtpfarrer, Mannheim. 

8. Eckert, (Jerichtsschreiber, Säckingen. 

9. Eilstätter. Geh. Finanzrat, Karlsruhe. 

10. D r. von E u g e 1 b e r g, Geheimer Regierungsrat 
und Strafanstaltsdirektor, Mannheim. Vorsitzender des 
Bezirksvereins Mannheim. 

11. Emele, Oberamtsricliter und Vorsitzender des 
Bezirksvereins Villingcn. 

12. E p p e 1 s h e i m e r, Amtmann, Mannheim. 

13. D r. E 111 e, Oberamtsriehter und Vorsitzender des 
l^ezirksVereins Bühl. 

14. D r. P'inkh, Direktor, Karlsruhe. 

l.ö. van der Floe, Stadtpfarrer und stellvertreten¬ 
der Vorsitzender des Bezirksvereins Pforzheim. 

IC). Frech, Oberamtmann, St. Blasien. 

17. Freund, Stadtpfarrer, Mannheim-Neckarau. 

18. Dr. Gerbel, Amtsrichter und Vorsitzender des 
Bezirks Vereins IMüllheim. 

19. CJiessler, Amtsgerichtsdirektor, .Mannheim. 

20. Graf, Strafanstalts - Oberbuchhalter, ^lannhcim. 
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21. Grein, Oberaratsrichter und Vorsitzender des 
Bezirks Vereins Sinsheim. 

22. Gross, Amtsrichter und Vorsitzender des Be¬ 
zirksvereins Pfullendorf, 

22). G u t h - B e n d e r, Oberaintmann, Sehopfheim. 

24. Haager, Amtsrichter und Vorsitzender des 

Bezirksvereins Eppingen. 

25. Dr. Haas, Amtsrichter und Vorsitzender des 

liezirksvereins Adelsheira. ‘ 

26. Helbling, Oberamtsrichter und V'orsitzender 

des Bezirksvereins Wolfach. 

27. Hitzig, Stadtpfarrer, Mannheim. 

28. Dr Hönl, Amtsrichter und Vorsitzender des 

Bezirks Vereins Eberbach a./N. 

29. Ho ff mann, Oberlehrer, Mannheim. 

BO. Hogg, Strafanstaltsgeistlicher, Bruchsal. 

31. 11 ug, Hauptlehrer, Breisach. 

2)2. Hügel mann, Hauptlehrer, Mannheim. 

32). Hummel, Landgerichtsrat, Mannheim. 

34. H u m p e r t, Kanzleirat, Karlsruhe. 

35. Hurst, .Justizaktuar, Ettlingen. 

.‘$6. 1) r. J 0 a c h i m, Oberanitsrichter und Vorsitzen¬ 
der des Bezirks Vereins, Bruchsal. 

37. .Junghanns, I. Staatsanwalt, Mannheim. 

38. Junker, Amtsrichter, Mannheim. 

39. Junker, Stadtpfarrer, Schwetzingen. 

40. Dr. Kampp, Amtsrichter und Vorsitzender des 
Bezirks Vereins Messkirch. 

41. Kästner, .Stadtpfarrer und Vorsitzender des 
Bezirksvereins Gernsbach. 

42. Kauf m arm, Gerichtsschreiber, Heidelberg. 

43. Kiefer, Pfarrer, Mannheiin-Waldhof. 

44. Dr. Kiefer, Amtsrichter und Vorsitzender des 
Bezirksvereins Bonndorf. 

45. Kirsch, Reallehrei', Freibuig. 

46. Knebel, Stadtirfnrrer, Mannheim. 
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47. Kopp, Oberregierungsrat, Direktor des Landes- 

gnisses Freiburg und Vorsitzender des Bezirksvereins 

daselbst. 

48. Kölle, Pfarrer, Wiesloeh. 

49. Dr. Korn, Polizeidirektor, Mannheim. 

50. K r a u t i n g e r, Rechnungsrcit am Männerzucht- 
haus Bruchsal. 

51. Lenhard, Regierungsrat und Direktor des 
Landesgefängnisses Bruchsal. 

52. Link, Privatier, Walldürn. 

56. Lobs, Oberamtsrichter und Vorsitzender des 
Bezirks Vereins Achern. 

54. D r. Mayer, Amtsrichter und Vorsitzender des 
ßezirksvereins Lahr. 

55. Meck, Strafanstaltspfarrer, Mannheim, 

56. M e r t a, Strafanstaltspfarrer, Freiburg. 

57. Meyer, Stadtpfarrer und Dekan in Durlach. 

58. M ö s s i n g e r, Pfarrer, Mannheim-Käferthal. 

59. Moll, Amtsrichter, Mannheim. 

60. Dr. Muchow, Amtsrichter und Vorsitzender 
des Bezirksvereins Breisach. 

61. Müller, .Justizaktuar, Karlsruhe. 

62. Müller, Verwaltungsassistent, Mannheim. 

63. Nopp, Altbezirksrat, Philippsburg, 

64. Nüssle, Oberamtsricliter und Vorsitzender des 
Bezirksvereins Offenburg. 

65. Oesterle, Amtsgerichtsdirektor und Vorsitzen¬ 
der des Bezirksvereins Pforzheim. 

66. Pfefferle, Landtagsabgeordneter, Endingen. 

67. Dr. Freiherr von laRoche-Starkenfels, 
Oberamtsricliter und Vorsitzender des Bezirksvereins 
lleidelbei'g. 

68. S a e 11 z e r, Pfarrer, Freiburg. 

69. Schredelseker, Oberamtsricliter und \'or- 
sitzender des Bezirksvereins Emmendingen. 

70. Dr. Schwöbei, Strafanstaltsgeistlicher, Mannheim. 

71. Simon, Stadtpfarrer, ]\rannlieini. 
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72. Dr. Steckelmacher, Stadtrabbiner, Mannheim. 

73. Sternberg, Oberamtmann, Ettenheim. 

74. Weber, Amtsrichter, Donaueschingen. 

75. Weisser, Amtsrichter und Vorsitzender des 
Hezirksvereins Tauberbischofsheim. 

76. Wesch, Strafanstaltsverwalter, Freiburg. 

77. D r. W e t z 1 a r, Oberamtsrichter und Vorsitzender 
des Bezirksvereins Karlsruhe. 

78. Wintermantel, Vikar, Gengenbach. 

79. D r. Wolfhard, Amtsrichter und Vorsitzender 
des Bezirksvereins Buchen. 

80. Zier, Sparkassenkontrolleur, Bonndorf. 

81. Zimpfer, Oberamtsrichter und Vorsitzender des 
Bezirksvereins Ettlingen. 

b. Bayern. 

1. Erhard, Rechtsrat, Vorsitzender des Obsorge¬ 
vereins Ansbach. 

2. Jakob, Kgl. Strafanstaltsdirektor, Kaiserslautern. 

3. Kretzer, Gefängnisinspektor und Vorsitzender 
des Obsorge Vereins, Regensburg. 

4. Krieg, Professor und Schriftführer des Pfälzischen 
Schutzvereins für Hilflose, Speyer. 

5. M i c h a 1, Regierungsrat und Vorsitzender des 
Obsorgevereins, Nürnberg. 

6. Stähler, Regierungsassessor und Vertreter des 
Vereins zur Obsorge für entlassene Strafgefangene des 
Kreises Oberfranken, Bayreuth. 

c. E1 s a s 8 - L 0 1 h r i 11 g e n. 

1. Frey, Max, Geh. Kommerzienrat und Vorsitzen- 
<ler des ev. Vereins zur Fürsorge für entlassene Sträflinge, 
Mülhausen i./E. 

2. Lieb 1er, Geh. .Tustizrat und Vorsirzender des 
f.othringer Gefangeiienfürsorgevereins i\Ietz. 

d. Frei e S t ä d t e. 

1. D r. Eschen bürg, Staatsanwalt, Lübeck. 
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2. Dr. H. Seyfarth, Pastor und Geschäftsleiter des 
deutschen Hilfsvereins für entlassene Gefangene, Hamburg. 

3. Dr. Scharlach, Rechtsanwalt, Hamburg. 

e. Preussen. 

1. Ha arm an 11 , Pastor und Schriftführer der Ge¬ 
fängnisgesellschaft für die Provinz Sachsen und das 
Herzogtum Anhalt, Halle a./S. 

2. Haseroth, Oberinspektor, Stettin. 

3. Hülsberg, Strafanstaltsdir., Kassel-Wehlheiden. 

4. Langerhans, Landgerichtsrat, Berlin. 

5. Neckes, Dirigent des Vereins zur Besserung 
der Strafgefangenen, Berlin. 

6. D r. R o s e n f e 1 d, Gerichtsassessor und Schrift¬ 
führer des Vereins zur Besserung der Strafgefangenen, Berlin. 

7. Dr. vön Rohden, Pastor und Vorsitzender der 
Rheinisch-Westfälischen Gefängnisgesellschaft, Düsseldorf. 

f. W ü r 11 e in b e r g. 

von Nestle, Präsident, Vorsitzender des württem- 
bergischen Vereins zur Fürsorge für entlassene Straf¬ 
gefangene, Stuttgart. 

g. Sonstige Teilnehmer. 

1. Dr. Appel, Referendär, Karlsruhe. 

2. Behrle, Rechtspraktikant, Mannheim. 

3. Böhringer, Referendär, Mannheim. 

4. Frau Geheime Fiiianzrat Ellstätter, Karlsruhe. 

5. Frau Geheime Regierungsrat D r. v. Kn gelb erg, 
[Mannheim. 

6. Frau Geheimerat Fuchs, Karlsruhe. 

7. Haller, Redakteur, Mannheim 

8. Imhoff, Privatier, Mannheim. 

9. Frau Anna Ladenliurg, [Mannheim. 

10. Frau Landgeriehtsrat Langerhans, Berlin. 

11. Frau Palm, Mannheim. 

12. Frau Pastor Dr. Seyfarth, Hamburg. 

13. Frau Stell, [Mannheim. 



19 


Ich hätte noch die Anfrage an die versammelten 
Damen und Herren zu stellen, ob von den Teilnehmern 
unserer Versammlung jemand den Wunsch hat, das Fürsorge¬ 
heim in Neckarau zu besichtigen. Ich bitte, einen dies¬ 
bezüglichen Wunsch dem Herrn von Engelberg bekannt 
zu geben, damit bei einer gemeinsamen Besichtigung für 
etwaige Führung gesorgt werden kann. 

Wir kommen nun an die Erstattung des Verbands¬ 
berichtes. 

Geh. Rat Fuchs- Kar 1 sr u h e: 

Der Verbau dsberitjht lautet folg ende r- 
m as s e n: 

Die Beschlüsse der Verbands Versammlung, welche 
am 21. und 22. September 1904 in Halle a./S. stattgehabt 
hat, wurden zur Kenntnis der Angehörigen des Verbandes 
gebracht. 

Aus den dem Verbandsausschuss mitgeteilten Einzel¬ 
jahresberichten der betreffenden Gefängnisvereine darf 
man mit Genugtuung ersehen, dass allenthalben das Be¬ 
streben sich geltend gemacht hat, aus den in der Verbands- 
versamralung erstatteten Vorträgen für die eigene Vereins- 
fiitigkeit entsprechenden Nutzen zu ziehen. So wurde in 
«1er letztenGeneralversammlung der Rheinisch-Westfälischen 
Gefängnis - Gesellschaft in Düsseldorf der vmn Pastor 
M ö r c h e n gestellte Antrag, eine ähnliche Einrichtung wue 
sie innerhalb des badischen Tätigkeitsgebietes zur Be¬ 
kämpfung des Bettels in Form der schwarzen Liste 
bestehe, ebenfalls einführen zu wollen, dem Ausschuss zur 
eingehenden Prüfung überwiesen. 

In verschiedenen preussischen .Strafanstalten liat die 
l'ebung, be.soudere Pfleger bezw. Aufsichtsdamen, welchen 
«lie Fürsorge für die Gefangenen schon während der Halt 
der letzteren obliegen solle, aufzustellen, b«‘aehtnngswcrte 
Fortschritte gemacht. 
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Für andere StrafanstaltsVerwaltungen aber, welchen 
ein seit einer längeren Reihe von Jahren bewährter Auf¬ 
sichtsrat zur Einleitung der Schutztätigkeit für Entlassene 
zur Seite steht, w'urde von einer Aenderung hierin ab¬ 
gesehen. 

Die Beziehungen der Verbandsvereine und -Verbände 
zu dem deutschen Hilfsverein für entlassene Gefangene 
in Hamburg sind sehr rege geworden und äussern sich 
teils in ansehnlichen Jahresbeiträgen, teils in Gesuchen üm 
Vermittlung von Stellen in überseeischen Ländern für 
Strafentlassene, welche innerhalb des Deutschen Reiches 
ihr Fortkommen nicht mehr finden können. Die meist 
erfolgreiche Tätigkeit des Herrn Pastors Dr. S e y f a r t h 
in Fuhlsbüttel wird allseitig mit grösstem Danke aner¬ 
kannt. (Bravo!). 

Der Beschluss der Verbandsversammlung, wonach 
es sich empfehle, dass bestrafte Beamte nach ihrer Ent¬ 
lassung auf Ansuchen durch staatliche und kommunale 
Behörden und Betriebsanstalten, wenn immer möglich, 
entsprechende Beschäftigung nach den Grundsätzen zu¬ 
gewiesen erhalten sollen, wie solche in dem Erlasse des 
preuss. Ministers der Geistlichen-, Unterrichts- und Medi- 
zinalaiigelegenheiten vom 14. Juli 1903 und des preuss. 
Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 12. August 1904 
enthalten sind, wurde zur Kenntnis der in Betracht 
kommenden deutschen Ministerien und belangreicheren 
Kommunialbehörden gebracht. 

Dieser Beschluss hat allseits das grösste Entgegen¬ 
kommen gefunden. Einzelne Ministerien haben dargetan, 
dass die letzterwähnten Grundsätze schon bisher zum Voll¬ 
zug gebracht worden seien, andere haben mitgeteilt, dass 
man den in Betracht kommenden Behörden zu erkennen 
gegeben habe, dass eine grundsätzliche Ablehnung der¬ 
artiger Gesuche nicht beabsichtigt sei, vielmehr sollen 
dieselben einer gründlichen, dem Strafentlassenen günstigen 
Prüfung unterzogen und für denselben eine Stellung er¬ 
möglicht werden, welche sich mit den Anforderungen des 



hiebei in Betracht kommenden staatlichen Interesses ver¬ 
einigen lasse. 

Die Veröffentlichung der Verbandsmitteilungen hat 
ihren ungestörten Fortgang genommen. 

In denselben wurden alle für die Weiterentwickelung 
der Gefangenenschutztätigkeit erheblichen Massnahmen der 
einzelnen, dem Verband angehörigen Vereine auf Grund 
der von ihnen eingesandten Jahresberichte zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht. Erfreulich ist die Wahrnehmung, dass 
die Fürsorge für hilfsbedürftige Familien Inhaftierter fast 
in allen Vereinen eine grosse Zunahme erfahren hat und 
sich nicht allein auf die in Not befindliche Ehefrau be¬ 
schränkt, sondern auch im Wege des Jugendschutzes auf 
alle diejenigen Kinder ausgedehnt wird, die noch einer 
sorgfältigen Erziehung bezw. Ausbildung für ihren zukünf¬ 
tigen Lebensberuf bedürftig sind. 

Ueber den Inhalt der Verbandsmitteilungen, welche 
in den Jahren 1899 bis einschliesslich 1905 veröffentlicht 
worden sind, ist ein Verzeichnis aufgestellt worden, welches 
den Zweck verfolgt, allen Interessenten einen genaueren 
Einblick über die erfreuliche Weiterentwicklung des Ge¬ 
fangenenschutzwesens zu ermöglichen. Dieses Verzeichnis 
wurde im Jahr 1906 gleichzeitig mit Nr. 1 der Verbands¬ 
mitteilungen den Verbandsangehörigen zugeschickt. 

Unser Verband ist unmittelbar nach der Gründung 
der Zentralstelle für Arbeiterwohlfahrtsein- 
ri eh tun gen in Berlin als Mitglied aufgenommen worden. 

Nach Aufhebung der letztgenannten Einrichtung und 
nach Begründung der Zentralstelle für Volkswohlfahrt in 
Berlin hat man dem Ansinnen, auch letzterer gegenüber 
die .Mitgliedschaft zu erwerben unter Zustimmung der IMit- 
glieder des Verbandsausschusses stattgegeben und den 
VhM'ein zur Besserung der Strafgefangene in Berlin gebeten, 
den Verband in der ersten, am 20. März 1907 stattgeliabten 
* Jejieralversammlung zu vertreten, was auch geschehen ist. 

Dem Verbände gehören zurzeit 26 31itglicdor an. 
Darunter befinden sieh 4 EinzelvenMiie und 22 Verl)ände. 
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Neu hinzugetreten sind der Pommersche Gefängnis¬ 
verein in Stettin mit einem Jahresbeitrag von 20 M. 
und der Kreisverein zur Obsorge für entlassene Sträflinge 
in Ansbach, welcher gemäss § 15c der Satzungen einen 
Beitrag von 21 M. zu leisten hat. Die Gesamteinnahmen 
aus Mitgliederbeiträgen belaufen sich auf zusammen 2165 M, 

Die Mitglieder des Verbandes haben durch die Ver¬ 
bandsmitteilung Nr. 1 des Jahres 1906 von den am 
22. Dezember 1905 erfolgten Ableben des hochverdienten 
Direktorialmitglieds des Vereins zur Besserung der Straf¬ 
gefangene in Berlin, Herrn Rentner Josef Bischoff 
Kenntnis erhalten. Unter den hier anwesenden Verbands¬ 
mitgliedern befinden sich viele, welche ebenso wie ich 
während einer längeren Reihe von Jahren Gelegenheit 
gehabt haben, die Bemühungen des teueren Verstorbenen 
um das Zustandekommen unseres Verbandes und seine 
äusserst rege und erspriessliche Tätigkeit innerhalb des¬ 
selben mit aller Hochachtung kennen zu lernen. Sein 
warmes Gemüt und seine reiche Menschenkenntnis waren 
Eigenschaften, welche ihn zur erfolgreichen Handhabung 
der Gefangenenfürsorge ganz besonders befähigt haben. 
Seinem edlen Charakter und seiner Arbeitsfreudigkeit wird 
der Verband stets ein dankbares Andenken bewahren. 

Ich bitte die anwesenden Teilnehmer der Versamm¬ 
lung, wenn Sie mit diesen Worten einverstanden sind, zu 
Ehren des zu früh Dahingeschiedenen von ihren Sitzen sich 
zu erheben. (Geschieht). 

Die Verbandsrechnung schliesst mit 3386 M. 21 Pfg. 
Einnahmen und 3143 M. 26 Pfg. Ausgaben, somit mit 
einem Kassenvorrat von 24 2 M. 95 Pfg. ab, welcher in 
die neue Rechnung übertragen worden ist. An dieser 
Summe ist der Kostenbetrag für die bisherigen Druck¬ 
veröffentlichungen abzuziehen. 

Sie dürfen über die geringe Barsumnie, die übrig bleibt, 
nicht erschrecken: denn ich kann erläuternd beifügen, 
dass wir ausserdem immer noch über einen Erspaiaiisfond.s 
verfügein der in Karlsruhe in die Sparkasse eingelegt ist 



und jedenfalls zu unserer Verfügung steht, wenn uns die 
Mittel ausgehen sollten. 

Ich übergebe die gestellte Verbandsrechnung mit dem 
Ersuchen, zwei Verbandsmitglieder zu wählen, die sich 
mit der Durchsicht der Rechnung und mit der Prüfung 
derselben befassen wollen. 

Bei diesem Anlass will ich auch zur Kenntnis bringen, 
dass die Rechnung von Herrn Kanzleirat Hump er t ge¬ 
führt worden ist. 

Es war bisher Hebung, dass die Verbandsrechnungs¬ 
revisoren sich freiwillig gemeldet haben. Es sind ja nur 
zwei nötig. Ich bitte also diejenigen Herren, die dazu 
Lust haben, sich melden zu wollen. 

Zur Erledigung dieser Aufgabe erklären sich Herr 
N e c k e s - Berlin und Herr Direktor F i n k h - Karlsruhe 
bereit. 

Ich übergebe Ihnen diese Rechnung mit der Bitte, 
sie morgen revidiert dem Herrn Vorsitzenden wieder ein¬ 
zuhändigen. 

Vorsitzender; Die Versammlung wird mit mir einig 
gehen, wenn ich unserm bisherigen Vorsitzenden für diese 
Rechenschaftsberichterstattung den Dank der Versammlung 
ausspreche. (Bravo!) 

Wir kommen nun an die Genehmigung der Tages¬ 
ordnung. 

Die Tagesordnung ist wohl gedruckt in Ihren Händen. 
Ich würde Ihnen insofern eine gewisse Aenderung Vor¬ 
schlägen, als wir die Frage 2 für heute beiseite lassen 
und uns bemühen wollen, jedenfalls Frage 1 und dann, 
wenn es angängig ist, Frage 3 und 4 zu behandeln. (Zu¬ 
stimmung.) Ich denke, dass wir die beiden Fragen und 
4 zusammen vornehmen und dann für morgen Frage 2, 
.*) und () zurücklassen. Wenn sich kein Widerspruch er¬ 
hebt, so nehme ich an, dass die Versaininlung damit ein- 
Vi-rstanden ist. 
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Wir schreiten nun zur Verhandlung der Frage 1. 

Frage 1. 

a) Die Unterbringung von vermögenslosen Schulent¬ 
lassenen auf erstklassigen Segelschiffen in Ham¬ 
burg als Schiffsjungen unter Zugrundelegung der 
bisher in Baden gemachten Erfahrungen. 

b) Die Ermöglichung des Eintritts vermögensloser 
schulentlassener Knaben (bestrafte und unbestrafte) 
in die deutsche Hochseefischerei in Hamburg als 
Schiffsjungen. 

Als Berichterstatter zu la ist Herr Gr. Oberamts¬ 
richter Dr. Wetzlar in Karlsruhe, als Berichterstatter 
zu Ib Herr Pastor Dr. Seyfarth in Hamburg-Fuhlsbüttel 
auf gestellt. 

Ich bitte den ersten Herrn Berichterstatter, mit seinem 
Referat beginnen zu wollen. 

Referent Gr. Oberamtsrichter Dr. Wetzlar-Karlsruhe: 

Ich habe Ihnen zuerst, verehrte Damen und Herren, 
eine Mitteilung zum Programm zu machen. Herr Pastor 
Dr. Seyfarth übernimmt den Bericht über das Spezielle 
der Frage, der Unterbringung Jugendlicher auf erstkla.ssigen 
Segelschiffen, während mir verbleibt, Ihnen über das All¬ 
gemeine der Frage und über die von der Zentralleitung 
der badischen Schutzvereine gemachten Erfahrungen Aus¬ 
kunft zu geben. 

Die Frage, wie die badische Zentralleitung dazu ge¬ 
kommen ist, die Unterbringung Judendlicher auf Seeschiffen 
ins Auge zu fassen, beantwortet sich überaus einfach. Wir 
wissen alle, welche enorme Schwierigkeiten uns entgegen- 
treten, wenn wir Jugendliche, seien es gefiifhrdete oder 
bestrafte, unterzubringen suchen, und wie es infolgedessen 
Aufgabe aller Schutzfiirsorgeorgane ist, fortgesetzt nach 
neuen Unterbringungsmöglichkeiten Ausschau zu halten. 
Nichts war natürlicher, als dass zu einer Zeit, da die Macht¬ 
stellung des Reiches nach der See wies, als die Kriegs¬ 
marine fortgesetzt vermehrt wurde und die Handelsmarine 



wuchs, man ausschaute, ob es nicht auch für unsere Schütz¬ 
linge auf Seeschiffen Platz gäbe, — Auf Grund gründlichei’ 
Prüfung an Hand der gemachten Erfahrungen kann ich heute 
vor Ihnen die These vertreten: „Die Unterbringung ge¬ 
fährdeter bezw. schon bestrafter Jugendlicher als Schiffs¬ 
jungen auf erstklassigen Segelschiffen ist den Verbands¬ 
vereinen zu empfehlen.“ 

Sie werden mir wohl alle darin folgen, dass wir die 
Ursachen der Verbrechen in zwei Kategorien teilen können : 
in Sozialursachen und in Individualursachen. Ich verstehe 
dabei unter Sozialursachen die Summe der äusseren Ver¬ 
hältnisse, unter denen ein Individuum steht, und unter In¬ 
dividualursachen die Gesamtursachen der körperlichen und 
geistigen Anlagen des Individuums. Aus dem Zusammen¬ 
wirken dieser beiden Faktoren resultiert das Verbrechen 
im Einzelfalle. 

Wenn wir nun wirksame Prophylaxe treiben wollen, 
so müssen wir bei den Fürsorgemitteln schon in abstracto 
prüfen, in welcher Weise sie auf die Verbrechensursachen, die 
Individual- und die Sozialursachen, ein wirken, in welcher 
Weise sie beseitigend bezw. hemmend in beiden Richtungen 
wirken können. Von diesem Gesichtspunkte aus lassen 
•Sic uns die Unterbringung Jugendlicher zur See prüfen. 

Sie werden mir zugeben, dass das Hinausbringen 
.liigcndlicher auf Seeschiffe eine überaus gründliche Ein¬ 
wirkung auf die Sozialursachen insofern schon bedeutet, 
als es den Jugendlichen aus seinem bisherigen ^lilieu heraus- 
hringt, ihn wegbringt von dem Herde, der mit seinen gif¬ 
tigen Keimen .seine Existenz bedrohte. 

Hreiter Raum lagert sich hier für ihn zwischen heute 
:iiid gestern. Der Kontakt mit den bisherigen Verhältnissen, 
mit den Personen, seien es Eltern, stnen es Geschwister 
oder Freunde, von denen schädliche Einflüsse auf ihn aiis- 
gingen, ist überaus gründlich gtdost. Dazu kommt, dass 
wir ihn in eine Zwangsnmgehnng hineinbringen, die nach aller 
Vorraus.sicht frei ist von schädlichen Miasmen, vor allen 
Dingen fleswegen, weil er nicht mit gleichgeai teteii Indivi- 
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duen zusammenkommt. Man kann somit sagen, dass die 
Unterbringung auf dem Seeschiff eine günstigere ist als wie 
die Unterbringung in einem Rettungshause. 

Die Sozialursachen werden aber auch noch in anderer 
Richtung überaus kräftig beeinflusst. Es wird Ihnen der 
Herr Mitreferent später auseinandersetzen, welch' günstige 
Aussichten sich einem jungen Manne bieten, der zur See 
geht, wie er nunmehr die Möglichkeit gewonnen hat, in 
angesehene und mit gutem Einkommen dotierte Stellen ein¬ 
zurücken. Damit ist er in ein ganz anderes Erdreich für 
seine Entwickelung verpflanzt, als das war, aus dem er 
meist herausgekommen ist. 

Ich komme nun zu den Individualursachen. Es ist 
Ihnen allen bekannt, dass das regelmässige Erziehungswerk 
häufig deshalb scheitert, weil die U^ia forma desselben nicht 
für alle Individuen passt; weil die Gleichmässigkeit des 
Schulunterrichts, die Regelmässigkeit der Handwerksaus¬ 
bildung als Eintönigkeit empfunden wird, und mangels 
genügender Hemmung und Beschäftigung die Fantasie spielt 
und Trugbilder hervorruft, die ein Heer von Gefahren bilden. 
Individuen mit derartig erweitertem Trieblebeii sind an 
und für sich nicht krankhaft, wenigstens in der grössten 
Zahl der Fälle nicht; sie sind auch an sich nicht assozial. 
Sie werden erst assozial, wenn sie ungehemmt und unge¬ 
zügelt mit den Normen, unter denen unser gesellschaftliches 
und staatliches Leben steht, in Konflikt geraten und wenn 
sie so in gewissem Sinne ausserhalb der Gesellschaft zu 
.stehen kommen. Richtig gezügelt und geleitet, werden 
solche Individuen meist brauchbare Glieder der menschlichen 
Gesellschaft, wobei wir häufig sehen dass derartige Aben¬ 
teuertriebe in Tatkraft, ja sogar in Ih*findungsgabe über¬ 
setzt werden. 

Für eine solche Uebersetzung ist aber kein Beruf ge¬ 
eigneter als wie der Beruf zur See. Die grosse Natur des 
Meeres mit ihrer abwechslungsreichen Pracht, das Heran¬ 
kommen an fremde Völker und Länder beschäftigt die 
Fantasie und zieht sie von ungünstigen Balinen ab. Schon 
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die täglich zu leistende Arbeit bedeutet eine erhebliche 
Anstrengung für den Körper. Dazu kommt, dass die 
Gefahren des Meeres häufig zur äussersten Kraftanstrengung 
zwingen. Der Kampf mit den Elementen, mit Sturm und 
Unwetter, zwingt den Menschen, sich anzupassen, zu ge¬ 
wöhnen, alle seine Fähigkeiten zu entfalten; so wird sein 
Wille gestählt und gekräftigt. 

Dazu kommt als ein Weiteres, für unsere Zwecke 
überaus Günstiges, über das ich kein Wort zu verlieren 
brauche: das ist die auf unseren Schiffen herrschende 
strenge Manneszucht. 

Wenn ich demnach mit Rücksicht auf die Einwirkung 
auf Sozial- und Individualursachen Ihnen die Unterbringung 
Jugendlicher zur See als Erziehungsw^erk empfehlen kann, so 
möchte ich hier schon betonen, dass man von dieser ArtUnter- 
bringung — wenn man einen Erfolg erzielen will — nicht 
in der Art Gebrauch machen darf, Jugendliche ohne Wahl, 
wie man im vorigen Jahrhunderte häufig getan, sogenannte 
Ungeratene nach Nordamerika abgeschoben hat. Es darf viel¬ 
mehr diese Unterbringung nur nach sorgfältiger Erforschung 
und Prüfung der Verhältnisse und der Persönlichkeiten ge¬ 
wählt w'erden. 

Eine natürliche Auslese ergibt sich von selbst: denn 
nur körperlich Tüchtige können auf Seeschiffen zur Verwen¬ 
dung kommen. Ich will Ihnen eine Normativbestimmung 
zur Kenntnis bringen, aus der Sie ersehen können, w^elche 
hohen Anforderungen an die Körperkräfte gestellt werden : 
.,Für die Annahme als Schiffsjunge können nur solche 
junge Leute Berücksichtigung finden, w'elche vollkommen 
frei von körperlichen Fehlern und Anlagen zu chronischen, 
die regelmässige Ausbildung des Körpers störenden Krank¬ 
heiten sind. Sie müssen einen kräftigen Körperbau besitzen 
um die mit dem Dienste zur See verbundenen bedeuteiKhui 
körperlichen Anstrengungen und klimatischen Schädlich¬ 
keitenertragenkönnen. Insbesondere muss der einzustellendc 
Schiffsjunge volle .Seh- und rbdiörschärfe, sowie ein voll- 



ständiges Fcirbenunterscheidarigsvermögen besitzen und frei 
von sprachlichen Fehlern sein."' 

Das bedingt, wie gesagt, von Anfang an eine erhebliche 
Auslese, und ich kann Ihnen sagen, dass aus den Er¬ 
fahrungen der letzten Jahre sich ergeben hat, dass von den 
zu derartiger Unterbringung geeignet Befundenen nur 50®/o 
den Anforderungen, die an die körperliche Tüchtigkeit zu 
stellen sind, entsprechen. 

Eine weitere Beschränkung ergibt sich daraus, dass 
der Einzelfall immerhin erhebliche Kosten macht. Sie 
werden später hören, dass die Kosten für den Einzelfall 
zwischen 4 und .500 Mark liegen. 

Ich komme jetzt zur Begründung meiner zweiten 
These: „Die Unterbringung als Schiffsjunge soll durch 
Vermittelung des Hamburger Hüfsvereins erfolgen.“ 

Die Gründe, die mich zur Aufstellung dieser These 
bestimmen, mögen Sie den Erfahrungen entnehmen, die die 
badische Zentralleitung gemacht hat. Im Jahre 1892 ist 
unser verehrter Präsident, Herr Geh. Rat Fuchs, dieser 
Frage nähergetreten, und erst im Jahre 1903 war es möglich, 
den Gedanken in die Tat umzusetzen; erst in diesem .fahre 
gelang es, Schiffsjungen zur See zu bringen. 

Wir gingen bisher von der Ueberzeugung aus, das 
für die Unterbringung als Schiffsjungen nur Segelschiffe 
erster Klasse tauglich sind. Das sind solche, welche das 
ganze Jahr auf See bleiben, welche 12—15 monatliche 
transatlantische Fahrten machen, im Gegensatz zu den 
Segelschiffen zweiter Klasse, die nur kurze B^ihrt von 5—6 
monatlicher Dauer haben, meist an den Küsten verkehren 
und im Hafen überwintern. Mit Rücksicht auf die spätere 
Ausbildung als Steuermann ist eine Fahrt von 12 Monaten 
auf Segelscliiffcn notwendig. Es ist auch wünschenswert, 
dass diese Falu’t gleich auf einmal absolviert wird, auch 
schon deshalb, dass der Kapitän nicht gewechselt zu wer¬ 
den bi’aindit, was besonders wertvoll wird, wenn mau es 
mit gefärdeten Existenzen zu tun hat. 



29 


Zunächst erschien es, als man der Frage näher trat, 
dass ohne gewerbsmässige Vermittler eine Lösung nicht 
möglich sei; denn es ging und geht auch heutzutage noch 
regelmässig die Vermittelung der Stellen für Seeleute 
durch die Hände gewerbsmässiger Vermittler. Und da 
bestanden grosse Gefahren. 

Da ich hier keine eigenen Erfahrungen habe, sondern 
mich auf das, was man an Seeplätzen weiss, verlassen 
mussten, will ich auch hier meinen Gewährsmann sprechen 
lassen Ich entnehme diese Mitteilungen aus einem Auf¬ 
sätze des Herrn Dr. Olshausen: „Fast jeder Heuerbas 
war zugleich Gast und Schankwirt oder nahm doch See¬ 
leute in Kost und Logis und sorgte dafür, dass der See¬ 
mann nieht eher eine Heuer bekam, als bis sein Geld 
völlig aufgezehrt und er auf das zu erwartende Handgeld 
schon Schulden gemacht hatte; fast alle Heuerbase ar 
beiteten mit Hilfe von Angestellten (Clerks, Runners), die 
gleichfalls möglichst viel Geld aus den Seeleuten heraus¬ 
zulocken suchten und sich z. B. nicht scheuten, sie gegen 
eine von den Prostituierten zu zahlende Provision diesen 
zuzuführen.“ 

Bezüglieh der Schiffsjungen sagt er; „Durch ver¬ 
lockende Annoncen und Prospiekte, sowie mit Hilfe von 
Agenten suchten sie im Binnenlande wohnende Eltern und 
V^orraünder zu verleiten, ihnen ihre Söhne zur Ausrüstung 
und Unterbringung auf einem Schiffe zu überlassen. Regel¬ 
mässig behaupteten sie dabei, dass ihnen jederzeit erst¬ 
klassige Segelschiffe zur Verfügung ständen. In zahlreichen 
Fällen war diese Angabe unwahr. AVenn die .Jungen hierher 
gekommen waren, die vereinbarte und je nach dem ge¬ 
schlossenen Vertrage 200—800 Mark betragende Summe 
für Ausrüstung, Vermittelung usw. bezahlt und die meistens 
dem Preis keineswegs entsprechende .Vusriistimg erhalten 
hatten, mussten sie sich oft wochen- und monatelang zum 
Schaden von Leib und Seele hier aufhalten und schliess- 
lieh mit einer Stellung auf einem ganz minderwertigen 
Schiffe (Küstenfahrer oder dergl.) vorlieb nehmen; nicht 



selten wurden sie auch in anscheinend betrügerischer und 
kontraktwidriger Weise ausländischen Agenten des Ge¬ 
schäftsinhabers zur Unterbringung auf ausländischen, be¬ 
sonders englischen Schiffen zugewiesen, auf denen es ihnen 
so schlecht ging, dass sie alsbald ihren Dienst aufgeben 
mussten; infolgedessen befanden sie sich dann völlig hilf¬ 
los im Auslande.“ 

Diese Gefahren gaben zu denken und mahnten zur 
grössten Vorsicht. Dazu kam das Weitere, dass die Zahl 
der erstklassischen Segelschiffen deutscher Flage durchaus 
nicht übergross ist und dass die Schiffseigner nicht alle 
geneigt sind, Schiff.sjungen an Bord zu nehmen, zumal 
wir in Deutschland keine gesetzliche Bestimmung dahin¬ 
gehend haben, die den Schiffseigner zwingt, Schiffsjungen 
anzunehmen, wie das anderwärts der Fall ist. 

Von diesen erstklassischen Segelschiffen erwies sicli 
die Mehrzahl als im Besitz einzelner grosser Reeder bezw. 
grosser Reedereigesellschaften. Dass man bei der allge¬ 
meinen Abneigung gegen die Aufnahme Gefährdeter bezw. 
Bestrafter hier nicht Entgegenkommen fand, muss uns nicht 
verwundern. Der Andrang zu den Schiffsjungenstellen ist 
mit Rücksicht auf die günstigen Aussichten für das Fort¬ 
kommen an und für sich ein grosser. Die Schiffsherren 
haben die Wahl unter den Leuten. Da war für uns wenig 
Aussicht und Hoffnung : insbesondere konnte von der Unter¬ 
bringung Bestrafter zunächst gar keine Rede sein. 

Als dann das Reichsmarineamt seine Ausschreiben 
erliess, dass Schiffsjungen angenommen würden, hoffte die 
Zentralleitung, hier junge Leute unterzubringen. Diese, 
Hoffnung erwies sich als trügerisch, ^lit Rücksicht auf 
den Umstand, dass man aus den angenommenen Schiffs- 
jungen das Unteroffiziermaterial erhalten wollte, musste 
man es ablehnen, Gefährdete l)ezw. Bestrafte aufzunehmen. 
Das gleiche Schic.ksal hatte das Gesuch an den deutschen 
Flottenverein, als dieser sein Schulschiff ausrüstete. Auch 
dieses Schiff hält die Pforten für unsere Zöglinge ver¬ 
schlossen. 
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So war man bis zum Jahre 1903 gekommen; wenn man 
nun endlich den Gedanken in die Tat umsetzen wollte, 
musste man an private Heuerbureaus heran treten. Das 
konnte man um so leichter jetzt wagen, als durch die 
Tätigkeit der Herren Pastor Dr. Seyfarth und Heuer¬ 
bureaus als zuverlässig und geeignet ermittelt wurden. 
Mit Hilfe dieser wurden 1903 vier Jungens untergebracht. 

Ende 1903 erwarb dann die badische Zentralleitung 
die Mitgliedschaft des Vereins „Seefahrt“ in Hamburg. 
Dieser Verein verdankt sein Entstehen dem Bedürfnis der 
Beseitigung der gewerbsmässigen Stellenvermittelung für 
jugendliche Seeleute. Er bezweckt, unbemittelten Jungen 
die Seemannslaufbahn durch Vermittelung von Schiffsjungen- 
.stellen zu eröffnen, und trägt jeweils die für den Jungen 
an die Segelschiff-Reederei zu zahlende Vergütung von 
circa 300 Mark, während die für die Ausrüstung zu zahlende 
Summe aus anderen Quellen kommen muss. Durch diesen 
Verein wurden bis jetzt 8 Schiffsjungen untergebracht. 

Im Jahre 1904 gelang es auch, beim deutschen Schul¬ 
schiffverein die Aufnahme eines Jungen auf dessen Schul- 
scliiff „Grossherzogin Elisabeth“ zu erreichen. 

.Alle Jungen, die bis jetzt als untergebracht erwähnt 
worden sind, waren nur Gefährdete, keiner von ihnen war 
bestraft, auch keiner etwa bedingt verurteilt. 

Erst im Jahre 1904 gelang es mit Hilfe des deutschen 
Hilfsvereins in Hamburg zwei Bestrafte unterzubringen. 

Ich glaube, Ihnen hierdurch gezeigt zu haben, dass 
es dringend wünschenswert ist, dass die Vermittelung der 
.Schiffsjungen-Unterbringung durch ein Organ geschehe, 
das am Seeplatz seinen Sitz hat und das durch die per¬ 
sönlichen Kenntnisse und Erfahrungen seiner liCitcr die 
rechten Wege findet. 

Dazu kommt noch ein Weiteres. Mit d<‘in llintrelTen 
des Jugendlichen am Seeplatze erwachsen liir denselben 
die Gefahren der Grosstadt. Er muss hiergegen geschiitzt 
w<*rden. Er muss gleich an der Bahn in Einplang ge¬ 
nommen und in ein sicheres Heim gebracht werden, wenn 



wir nicht neue Gefahr auf ihn herabbesehwören wollen. 
Grosse Gefahren bestehen auch, wenn der Junge mit seinem 
Schiff in den Heimathafen zurückkehrt. Der deutsche 
Hilfsverein bietet uns hier an, dass er die Jungen jeweils 
abholen lassen und ihnen in seinem Uebergangsheim Unter¬ 
kunft gewähren will. 

Es kommt noch ein weiterer Moment hinzu. Es be¬ 
stehen erhebliche Gefahren, wenn die Schiffe im Auslande 
landen. Auch dort ist es nicht zu vermeiden, dass die 
Jungen an Land kommen. Da gibt es nur ein Mittel, um 
seinen Einfluss zu behalten. Der Kapitän oder einer der 
höheren Offiziere muss für die Sache interessiert werden. 
Das kann aber auch wiederum nur geschehen, wenn sich 
jemand der Sache annimmt, der in Hamburg seinen Sitz 
hat, der mit dem Kapitän und den Offizieren in persönliche 
Beziehung treten und dafür sorgen kann, dass nur solche 
Schiffe gewählt werden, deren Oberpersonal bezw. ein 
Mitglied derselben sein Augenmerk auf den Jungen hält 
und insbesondere dafür sorgen will, dass derselbe nur mit 
beschränkten Geldmitteln versehen und ihm nicht gleich 
die ganze Kasse ausgefolgt wird. 

Auch von diesem Gesichtspunkt aus möchte ich em¬ 
pfehlen, dass die Verniittlungstätigkeit dem Hamburger 
Hilfsverein übertragen werde. 

Ich möchte Ihnen jetzt noch an dieser Stelle, meine 
Damen und Herren, einen Einblick gewähren in die Einzel¬ 
heiten der Tätigkeit auf diesem Gebiete. Aus den mir zur 
Verfügung stehenden Akten ergiebt sich, dass bis jetzt 
14 Jungen untergebracht sind. Einer aus dieser Zahl, 
der sich sehr gut geführt hatte, fand durch einen Sturz 
in den Schiffsraum seinen Tod. Zwei weitere haben bereits 
Strandungen mitgemacht, einer an der Nordküstc von Süd¬ 
amerika, einer in der Nordsee. Beide sind heil davon ge¬ 
kommen, und ich kann hier auch erwähnen, dass sie sich 
beide bei den UngUicksfällen wacker gehalten haben : auch 
sind sie beide ihrem Berufe treu geblieben. 
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Ein Junge — es war einer der zuletzt uiiterge- 
brachten Bestraften — ist entlaufen. Er konnte sich an¬ 
scheinend der Zucht nicht fügen. Ein weiterer musste den 
Beruf auf ärztlichen Rat aufgeben, nachdem er vom gel¬ 
ben Fieber erfasst worden war. Dieser ist jetzt Koch in 
Amerika. 

Die übrigen sind nach der vorgeschriebenen Zeit 
Leichtmatrose geworden. Sie haben alle gute, zum teil 
sehr gute Zeugnisse bekommen. Der Aufenthalt auf den 
Schiffen ist sämtlichen Jungen sowohl körperlich als wie 
geistig vorzüglich bekommen; sie fühlen sich in dem Be¬ 
ruf wohl und glücklich und sind überaus dankbar für die 
ilmen erwiesene Hilfe. Das beweisen sie durch öftere Zu¬ 
schriften an die Zentralleitung und auch die Bezirksvereine, 
die sie untergebracht haben. 

Wir haben auch Gelegenheit gehabt, einzelne dieser 
.Jungen schon Zusehen. Sie machen durchweg einen vor¬ 
züglichen Eindruck. In den letzten Tagen war es dem 
Herrn Geh. Rat Fu ch s möglich, einen dieser Jungen Ihrer 
Königlichen Hoheit der Grossherzogin vorzustellen. Ihre 
Königliche Hoheit die Grossherzogin war überrascht von 
dem freien Eindruck, den der junge Mann hiachte, von 
dem kräftigen Wuchs und der ganzen Entwickelung, die 
< !* genommen hat. 

Ich will übrigens gerade bezüglich dieses Jungen noch 
liem<*rkeu — es ist eine Einzeltatsache die aber immerhin 
interessant ist — diesem Jungen ist es bereits gelungen, 
Ersparnisse von 140 Mark von seiner Heuer zu machen, 
die er seinen Eltern bei diesem Urlaub initgebracht hat. 

Dl •ei der Jungen sind jetzt zur Kriegsmarine überge- 
troten; die übrigen fahren auf Stdiiffen der Handelsinaiine. 

Wie ich bereits bemerkte, ladinden sich unter diesen 
].■> .langen 12 Gefährdete und nur ein Bestrafter. Die Ge¬ 
fährdung wurde dann sclion als g(‘g('ben eracldet, wenn 
<lic Litern mittellos waren und wenn man es mit unruhigen 
Köpfen zu tun hatte, von denen man nicht erwarten konnte. 

h..ii!cr lut Geian^niskundc. XI II 
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dass sie bei einem durch die Verhältnisse ihnen aufge¬ 
zwungenen Beruf ausharren und sich entwickeln würden. 

Nach der alten Regel des cxe^npla docent, will ich Ihnen 
zwei typische Fälle vorführen. Der eine: der Vater, Hoch¬ 
bauingenieur, war durch verunglückte Bauspekulationen 
in Konkurs gekommen. Er ergab sich dem Trunk, verliess 
seine Frau und drei Kinder und ging unter Mitnahme des 
14 Jahre alten Sohnes nach Berlin. Dort steckte er den 
Buben, der bis dahin Mittelschulen besucht hatte und ein 
aufgeweckter strebsamer Junge war mit allerdings etwas 
excentrischen Neigungen, unter die Maurer. Dort haben wir 
ihn weggenommen und auf See gebracht mit bestem Erfolg. 

Ein weiterer Fall: Der Vater ein vermögensloser 
^laurerpolier mit grosser Familie aus einem Landorte in 
der Nähe von Karlsruhe. Der Junge besuchte die Ge- 
meindeschule und erhielt vom Pfarrer und Lehrer die ersten 
Noten. Plötzlich verschwand er nach Begehung, eines 
Diebstahles. Das entwendete Geld verwandte er zu Reisen. 
Schliesslich landete der 14 jährige in Innsbruck. In Klöstern 
erhielt er sein Essen und schlief auch dort. Des Vor¬ 
mittags besuchte er die Vorlesungen an der Hochschule, 
des Nachmittags ging er in die Berge. So trieb er es 3—4 
Monate. Dann wurde er erwischt, zu uns zurückgebracht 
und bestraft. Er kehrte in die Schule zurück: die Zeug¬ 
nisse bei der Entlassung, die jetzt auf Ostern erfolgte, ent¬ 
halten wieder Avie vorher die besten Noten. 

Ich komme zu der letzten These: „Die Beschluss- 
fnssung über die Frage, ob die Unterbringung stattzufinden 
hat, ist Sache der Verbandsvereine bezw. Landesorgani¬ 
sationen, denen die Verbands vereine an gehören. Die Be¬ 
zirksvereine bezw. die Landesorganisationen tragen auch 
die Kosten, da der Hamburger Hilfsverein nur Fürsorge¬ 
hilfe leistet.“ 

Zu diesem Punkte habe ich vorläufig keinen Anlass, 
weitere Ausführungen zu machen. Er ist ja an sich klar 
und (‘inleu(“htend. 
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Ich hübe schliesslich noch darauf hinzuweiseii, dass 
der Herr Mitreferent in richtiger Erkenntnis, dass die See¬ 
unterbringungsmöglichkeiten erweitert werden sollen, in 
den letzten Tagen die Hochseefischerei unseren Schütz¬ 
lingen erschlossen hat und es vor allen Dingen nun auch 
für Bestrafte möglich ist, in der Hochseefischerei Unter¬ 
kommen zu finden. Der Karlsruher Bezirksverein hat be¬ 
reits den Reigen eröffnet, indem er um die Pfingstzeit .einen 
Jungen nach Hamburg sandte, der von Herrn Pastor 
Seyfarth in der Hochseefischerei untergebracht ist. 

Ich kann damit schliessen, dass ich die in der Schiffs¬ 
jungenfrage aufgestellten Thesen auch für die Hochsee¬ 
fischerei zur Annahme empfehle (Bravo!). 

Vorsitzender: Ich erteile nunmehr dem Korreferenten 
Herrn Pastor Dr. Seyfarth das Wort. 

Korreferent Pastor Dr. Seyfarth- Hamburg-Fuhls 
büttel! 

AVie die Unterbringung entlassener Gefangener über¬ 
haupt, so stösst auch die bestrafter Jugendlicher 
häufig auf grosse Schwierigkeiten, und dies ist namentlich 
in neuerer Zeit dann der Fall, wenn es sich um Zuführung 
solcher Elemente zum seemännischenBerufe handelt. 

Es ist aber von höchster Wichtigkeit, und nichts 
darf unversucht bleiben, um Mittel und Wege zu finden, 
gerade sie vor weiterem Fallen zu schützen und ihrer 
Kriminalität Einhalt zu tun; denn wenn die erste Strafe 
auf ein jugendliches Gemüt auch meist einen tiefen Eindruck 
macht, so schwindet derselbe doch mehr und mehr wenn 
sich die Bestrafungen wiederholen. 

Die Statistik des Gefängiiiswescns stellt unwiderleglich 
fest, dass aus mehrfach bestraften Jugendlichen fast stets 
Gewohnheitsverbrecher werden, die sieh nicht mehr in 
geordnete Verhältnisse zurückfinden. 

Darum ist der Wert aller prophylaktischen Massregeln, 
durch welche Kinder vor der Bekajintschaft mit dem Ge¬ 
fängnis bewahrt werden, nifdit hoch genug anzuschlagen, 
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und es ist ebenso die vornehmste Aufgabe der Fürsorge¬ 
arbeit, solche, die einmal eine Freiheitsstrafe erlitten haben, 
durch sorgfältige Beaufsichtigung und Beratung nach ihrer 
P^ntlassung für ein gesetzmässiges Leben zu retten. 

Die Wege, welche hierbei einzuschlagen sind, sind 
sehr verschiedene. Vor allem scheint es mir darauf an¬ 
zukommen, wenn irgend möglich, anstaltsmässige 
Unterbringung zu vermeiden; denn aus dem Zusammen¬ 
schluss vieler solcher Knaben kann nichts gutes heraus¬ 
kommen, und es besteht immer die Gefahr, dass selbst 
ernstgemeinte Vorsätze durch schlechte Einflüsse zunichte 
gemacht werden. Das beste Mittel, erstmalig gefallene 
Jugendliche wieder aufzurichten, ist wohl das, ihnen bei 
ordentlichen gewissenhaften Leuten eine Arbeitsstelle zu 
verschaffen, wo ihnen neben gesunder körperlicher Tätig¬ 
keit noch eine strenge und ernste Erziehung zuteil 
wird. Denn der Mangel einer solchen ist es in den meisten 
Fällen gewesen, der sie auf Abwege gebracht hat, und 
viele jugendliche Bestrafte haben den Segen eines gesunden 
Familienlebens überhaupt noch niemals kennen gelernt. 

Als ein Mittel zu ihrer Rettung ist von jeher auch 
ihre Zuführung zum seemännischen Berufe ange¬ 
sehen worden, und es unterliegt keinem Zweifel, dass für 
manchen gerade dieser Weg der beste und empfehlens¬ 
werteste ist. 

Es gibt jugendliche Naturen, die sich im Kampfe 
gegen die Erziehung, namentlich wenn sie anstaltsmässig 
betrieben wird, aufreiben, die sich in engbegrenzte Ver¬ 
hältnisse absolut nicht hineinfinden können und einen fast 
unwiderstehlichen Drang und eine unbezähmbare Sehnsucht 
nach der Freiheit und nach dem IJinauss(‘hweifen in die 
Ferne haben. Es sind dies nicht die schlechtesten, und 
viele von ihnen werden gerade im seemännischen 
Berufe tüchtig und brauchbar. So wenig sie sich für 
andere Berufsarten schicken, und so ungern sic .sich unter 
das .loch der Erziehung beugen, fügen sie sich doch willig 
der harten .Schiffsziicht und füllen ihren Platz als Seeleute aus. 



So gewiss es nun richtig ist, derart v’eranlagte 
Knaben dem seemännischen Berufe zuzuführen, so u n - 
pädagogisch und verkehrt ist es für Knaben, die 
energielos, träge und gleicligültig sind, und mit denen sich 
sonst nichts anfangen lässt, als tUtima ratio für ihre 
Rettung das Verbringen auf ein Schiff zu betrachten! Es 
ist dies ebenso unrichtig wie die früher in ausgedehntem 
Maasse betriebene Praxis, missratene Söhne, bei denen die 
elterliche Erziehungskunst versagte, oder die in bodenlosem 
Leichtsinn Hab, Gut und Ehre vergeudet hatten, nach 
Amerika abzuschieben und sich der Hoffnung hinzu¬ 
geben, dass dadurch bei ihnen dine Wendung zum Guten 
eintreten könnte. 

Wie die letztgenannte irrige Ansicht schliesslich zu 
der rigorosen Einwanderungs-Gesetzgebung der Vereinigten 
Staaten geführt hat, so hat das sinnlose Verbringen un¬ 
tauglicher Jugendlicher in den seemännischen Beruf dieses 
für manche so wertvolle Rettungswerk bereits in ausser¬ 
ordentlicher Weise erschwert; denn viele Kapitäne wehren 
sich heutzutage mit Entschiedenheit dagegen, das Amt 
eines Erziehers an solchen Knaben zu übernehmen. Für 
das Lebenim Auslande eignensich nur solche 
Entlassene, die noch Willensstärke besitzen 
und den Ernst ihrer Lage voll und ganz er¬ 
kennen, und für den seemännischen Beruf sind nur 
solche Knaben mit Erfolg verwendbar, bei denen eine 
ausgesprochene Neigung für denselben mit körperlicher 
Kraft und Gesundheit verbunden ist, und die nicht aus 
Hang zu Faulheit und Nichtstun gesunken sind, sondern 
infolge der schlechten Einflüsse, welchen das Milieu, in 
dem sie aufgewachsen sind, sie aussetzte. Werden aber 
solche geeignete Knaben ausgcwählt, so wird für viele 
derselben erfahrungsgemäss der seemännige Beruf der 
Weg zu ihrer dauernden Gewinnung für ein geordnetes [.eben. 

Freilich treten, wie scdion gesagt, bei dem Versuch, 
bestrafte Knaben als Schiffsjungen unterzubringen, viele 
.•Schwierigkeiten zutage, indem die grossen Reedereien sich 



seifeiniger Zeit zu Verbänden zusamraengeschlossen haben, 
durch deren Vermittelung die erforderliche Schiffsbesatzung 
angeheuert wird, und die alle Bestraften Elemente von 
vornherein ausschliessen. 

Wenn nun vom Binnenlande aus, ohne genaue Kennt¬ 
nis der Verhältnisse, Unterkunft für einen erstmalig be¬ 
straften Knaben als Schiffsjunge gesucht wird, und man 
hat von einer der erwähnten Vereinigungen eine Absage 
erhalten, so ist guter Rat oft teuer. 

Man wendet sich dann häufig an eines der viel 
annoncierenden Ausrüsturigsgeschäfte oder andere Stellen¬ 
vermittelungen, die gegen schweres Geld schliesslich einen 
Jungen meist auf einem fremdländischen Schiffe unter¬ 
bringen und jedenfalls nicht in der Lage sind, die zu 
seiner sicheren Behütung bis zur Abfahrt unbedingt not¬ 
wendigen Vorkehrungen zu treffen. Dadurch aber wird 
oft alle gute Absicht vereidelt, und der Junge unterliegt 
schon den Versuchungen des Lebens in der Hafenstadt, 
ehe er nur überhaupt an Bord des Schiffes kommt. 

Da nun der Deutsche Hilfsverein sich zur Aufgabe 
gemacht hat, die bestehende Lokal-Fürsorge in 
besonders gearteten Fällen zu ergänzen, für 
welche jene nicht a u s r e i c h t, so haben wir es für 
notwendig erachtet, diesen wichtigen Zweig der Jugend¬ 
fürsorge in unser Arbeitsgebiet aufzunehmen und ihm 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Denn, wer an 
Gefangenen arbeitet, und die unendlichen Schwierigkeiten 
kennt, mit denen es verbunden ist, dieselben wieder für 
ein geordnetes Leben zurückzugewinnen, der kann am 
besten die grosse soziale Bedeutung aller prophylaktischen 
Massnahmen würdigen, die sich darauf richten, jugendliche 
Personen vor der ersten Bestrafung zu bewahren oder 
doch >\enigstens nach derselben vor weiterem Fallen zu 
schützen. 

Ich hatte zunächst den Gedanken, ob es nicht viel¬ 
leicht vorteilhaft und erstrebenswert sei, zur Kettung erst- 
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malig bestrafter Jugendlicher ein eigenes Fürsorge¬ 
schiff einzurichten. 

Derartige Schiffe existieren bereits in verschiedenen 
Ländern; sie sind allerdings weniger für bestrafte Knaben 
als vielmehr für Zwangszöglinge bestimmt, welche auf 
ihnen nicht nur seemännisch ausgebildet, sondern auch in 
den Schulfächern unterrichtet werden. England besitzt 
solcher „reformatory ships“ drei, von denen zwei zur Aus¬ 
bildung evangelischer und eins für die katholischen Zwangs¬ 
zöglinge bestimmt sind. Die günstigen Erfahrungen, welche 
England mit dieser Einrichtung gemacht hat, und die 
dadurch illustriert werden, dass ungefähr der seit 

mehr als 50 Jahren auf den reformatory sJnps ausgebildeten 
Knaben in ihrem zukünftigen Berufe gut einschlagen und 
tüchtige, brauchbare Seeleute werden, haben auch Italien 
und Frankreich veranlasst, ähnliche Einrichtungen zu 
treffen. Während nun in Frankreicdi wieder lediglich 
Fürsorgezöglinge ausgebildet werden, richtet Italien auf 
Veranlassung des Professors Nicolo Garacanta in Genua 
sein Augenmerk vornehmlich auf jugendliche Bestrafte, 
die das sechszehnte Lebensjahr noch nicht überschritten 
haben und lässt sie als Schiffsjungen für die Handels¬ 
marine oder zur Aufnahme in die Torpedobootsschule in 
Spezzia theoretisch und praktisch unterweisen. Auch hier 
sind die gemachten Erfahrungen günstige, sodass sich die 
allgemeine Teilnahme dem Unternehmen von Jahrzehnt 
zu Jahrzehnt in erhöhtem Maasse zugewandt hat. 

Die Vorbilder für ein gleiches Vorgehen in Deutsch¬ 
land wären also gegeben. Eingehende Verhandlungen mit 
vielen Sachverständigen und einflussreichen Persönlich¬ 
keiten haben mich jedoch mehr und piehr davon überzeugt, 
dass einem solchen Unternehmen bei uns sehr viele und 
erhebliche Bedenken entgegenstehen. Vor allem ist dabei 
in Betracht zu ziehen, dass der Bedarf an Seeleuten, 
namentlich in England ein sehr bedeutsamer ist, wählend 
in Deutschland das Angeliot bei weitem gnisser ist als die 
Nachfrage. — Weiter müssten zur Ausführung eines solchen 
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Planes unverhältnismässig grosse Mittel aufgebracht werden, 
was immerhin nicht ganz leicht sein dürfte. Aber ab¬ 
gesehen von allen diesen Schwierigkeiten, die sich ja 
möglicherweise doch überwinden liessen, bin ich von der 
Idee besonders aus dem schon oben erwähnten Grunde 
abgekommen, dass ich es unter allen Umständen für be¬ 
denklich halte, viele solcher Knaben an einem Orte zu 
vereinigen, und dass jedenfalls der aussichtsreichere Weg 
zu ihrer Rettung die vereinzelte Unterbringung bei 
tüchtigen Kapitänen und eine möglichst genaue Beauf¬ 
sichtigung während ihres Aufenthaltes am Lande ist. 

Für eine solche Beaufsichtigung aber, die doch so 
dringend notwendig ist, hat es bisher an jeglicher Organi¬ 
sation gefehlt, und diese Lücke in der Kette der Ein¬ 
richtungen für Jugendschutz ist schon oftmals schmerzlich 
empfunden worden. 

Wiederholt bin ich von Freunden und Mitgliedern 
des deutschen Hilfsvereins gebeten worden, mich auch 
unbestrafter Knaben anzunehmen, für die es ohne persön¬ 
liche Beziehungen meist ebenso schwierig ist unterzu¬ 
kommen, wie für Bestrafte, und die vor allen Dingen einer 
gewissenhaften Beratung und Beaufsichtigung bis zu ihrer 
Ausreise ebenso sehr bedürfen wie jene. 

Eine gründliche Regelung der ganzen Frage der 
Unterbringung Jugendlicher im seemännischen Berufe er¬ 
schien daher dringend notwendig und wir haben nunmehr 
in Folge dessen in Hamburg, sowohl für Knaben, welche 
bei der Handelsmarine eintreten, als auch für solche, 
die sich dem Fi s c h e r ei b er uf e zuwenden wollen, Ein¬ 
richtungen getroffen, die wir heute den deutschen Jugend¬ 
schutzvereinen und wer sonst Interesse dafür hat, zur Ver¬ 
fügung stellen, sofern es sich um die Unterbringung 
solcher Jungen handelt, welche wirklich von Lust und 
Liebe zum seemännischen Berufe erfüllt sind. Ehe ich 
auf die erwähnten Organisationen näher eiiigelie, will ich 
jedoch zunächst die ö g 1 i c. h k ei t e n der s e e - 
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mä uni sch eil Ausbildung im Allgemeinen be¬ 
leuchten und erwähne dabei drei Arten der Ausbildung, 
für deren eine die betreffenden Knaben sich zu entscheiden 
haben, nämlich: 

I. Die Ausbildung für die K a i e r 1 i c h e ^1 a r i n e, 

II. Diejenige für die Handelsmarine und 

III. die für die Küsten- bezüglich Hochseefischerei. 

I. Die Einstellung von Schiffsjungen für die Kaiser¬ 
liche Marine erfolgt durch die 8 c h i f f s j u n g e n - D i v i - 
sion in Friedrichsort bei Kiel. Die betr. Knaben 
dürfen nicht jünger als 14V 2 und nicht älter als 18 Jahre 
sein, und ihre Annahme muss persönlich bei dem Kom¬ 
mandeur des Landwehrbezirks in der Heimat oder bei 
dem Kommando der Schiffsjungen-Division in Friedrichsort 
beantragt werden. 

Die Ausbildungszeit, welche bisher 1*/» Jahre betragen 
hatte, ist neuerdings auf 2 Jahre erhöht worden. 

Mit dem Augenblick der Einstellung übernimmt der 
Staat ohne Zuschuss vonseiten der Eltern die Sorge für 
<lie technische und allgemeine wissenschaftliche Aus¬ 
bildung, Bekleidung und Verpflegung der Knaben. 

Nach erfolgter Lehrzeit, während der die Schiffs¬ 
jungen eine Monatslöhnung von 3 M. erhalten, werden 
dieselben Matrosen und nach etwa 4 Jahren als 'Matrosen 
Unteroffiziere, also durchschnittlich im Alter von 20—21 
Jaliren. Nach etwa 3 weiteren Dienstjahren ist der Rang 
eines Obermaats (Sergeanten) erreicht, und im Alter von 
20—30 Jahren können die Unteroffiziere zu Deckoffiziere 
mit festem Gehalt und Pensionsberechtigung nach den für 
Offiziere gültigen Bestimmungen befördert werden. 

Bisher dienten die Seekadetten- und Schiffsjungen- 
Sehulschiffe der sog „Stosch^' Klasse (Stoseh, St(dn und 
Charlotte) zur Ausbildung des Naehwuehsc s unserer kaiser¬ 
liehen Marine, die noch S e g e 11 a k e 1 u n g haben, weil 
man von der Ansicht ausging, dass die Arbeiten in der 
Takelage zur Anerziehung rein sceniänniselier Eigen- 
s< haften, wie schneller Entschlossenheit, p(“rs(»nlichen Blutes, 
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Gewandtheit und Geistesgegenwart für die Heranbildung 
junger Seeleute am geeignetesten seien. 

Da jedoch gegenwärtig der Hauptwert auf die 
artilleristische Ausbildung gelegt wird, so ist neuer¬ 
dings als 4. Schulschiff der Panzerkreuzer „Freya“ in 
Dienst genommen worden, welchem sich noch verschiedene 
andere Kreuzer zugesellen werden. Eine Vermehrung der 
Schulschiffe ist auch um deswillen nötig, weil in Zukunft 
mehr Schiffsjungen angenommen werden sollen als bisher; 
während nämlich bisher jährlich nur 600 Schiffsjungen 
eingestellt wurden, soll diese Zahl im Laufe dieses Jahres 
auf 850 erhöht werden. 

Was nun die Frage anbetrifft, in wie weit erst¬ 
malig bestraften Knaben die Laufbahn in der kaiser¬ 
lichen Kriegsmarine offen steht, so ist mir auf eine an 
das Kommando der Schiffsjungen-Division gerichtete An¬ 
frage die Auskunft geworden, dass der § 7 der Marine¬ 
ordnung nur eine Aufnahme solcher Jungen aus- 
schliesst, welche rechtskräftig wegen eines Vergehens 
bestraft sind, das einen Mangel an ehrliebender 
Gesinnung verrät. 

Da hierdurch grundsätzlich eine Aufnahme bestimmter 
erstmalig bestrafter Jugendlicher nicht ausgeschlossen sei, 
so behalte sich die Division im Sinne der angezogenen 
Bestimmung die Entscheidung von Fall zu Fall vor und 
sehe bei der Anmeldung eines solchen Knaben der Vor¬ 
lage eines besonders eingehenden Zeugnisses über den 
Charakter des fraglichen Jungen entgegen. 

Wenn also demnach auch nicht jede Möglichkeit fehlt, 
hin und wieder einen bestraften Knaben bei der Kriegs¬ 
marine unterzubringen, sofern sein Vergehen leichter Natur 
war, .so werden derartige Versuche bei dem reichen An¬ 
gebot von unbescholtenen Schiffsjungen doch immerhin 
wenig- Aussicht auf Erfolg haben. 

II. Betrachten Avir nun zweitens die Verhältnisse bei 
der Handels m a r i n e. 



Ini Dienst der Handelsmarine stehen Dampfer und 
Segelschiffe. Die Unterbringung auf den ersteren ist 
deswegen für Knaben, welche den seemännischen Beruf 
erlernen sollen, nicht empfehlenswert, weil auf denselben 
alles maschinell betrieben wird, und eine eigentliche see¬ 
männische Ausbildung der Mannschaften nicht gut 
möglich und nicht erforderlich ist; ausgenommen ist der 
Leiter des Schiffes. Knaben finden deshalb auf Dampfern 
nur Stellung als Aufw’äscher oder Küchenjungen. 

Auf dem Segelschiff dagegen kommt es im 
liöchsten Maasse auf Wind und Wetter und auf die Entschluss¬ 
fähigkeit in jedem Momente an. Deshalb gehen auch die 
Offiziere und Kapitäne der Dampfschiffe aus den Reihen 
derer hervor, die auf Segelschiffen ausgebildet sind 
und zum Steuermannsexamen werden nur solche Leute 
zugelassen die von ihrer 45monatlichen Fahrzeit mindestens 
auf Segelschiffen zugebracht haben. Es ist also Be¬ 
dacht darauf zu nehmen, für Schiffsjungen eine Stelle 
auf einem Segelschiff zu gewinnen. 

Das ist aber keineswegs leicht und doppelt schwierig 
bei bestraften Knaben. Der Direktor der Hamburger 
Navigationsschule, welcher zugleich Geschäftsleiter des 
von den Schiffsreedern gebildeten Vereins „Seefahrt“ ist 
und dem als solchem die Schiffsjungen Vermittelung für die 
grossen Reedereien obliegt, teilte mir mit, dass die Anzahl 
der bei dem genannten Verein eingehenden Bewerbungen 
um eine Schiffsjungenstelle aus ganz Deutschland so gross 
ist, dass nur 10—12% Berücksichtigung finden können. 

Es wird dies erklärlich, wenn man bedenkt, dass aus 
deutschen Häfen alles in allem nur etwa 300 Segelschifre 
ira Jahre ausfahren, sodass auch nicht sehr viel melir 
Jungen als die genannte Zahl der SchilTe untergebraclir 
werden können. 

Man hat nun verschiedene Arten von Segelschiiren, 
und namentlich drei kommen für die Aufnahme von 
.'Schiffsjungen in Betracht. Nämlich : 
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1. Die kleinen Einmaster von etwa 150 Tonnen = 
3000 Ztr. Tragkraft, die nach Schweden und Norwegen 
fahren und vorzüglich Holz aus den genannten Ländern 
importieren. Diese Schiffe, welche nur drei bis vier Mann 
Besatzung haben, nehmen gern einen Jungen mit an Bord; 
sie machen 6—8 Reisen im Sommer, und die Ausbildung 
der Knaben ist auf ihnen eine sehr gründliche und em¬ 
pfehlenswerte. Im Winter freilich stellen die Besitzer 
dieser Schiffe die Fahrten ein und leben am Lande. 

Manchmal behalten sie die Jungen während dieser 
Ruhezeit bei sich, oft aber müssen sich dieselben ein 
anderes Schiff suchen, was sie auch leicht finden, wenn 
sie sich über eine erfolgreiche Arbeitszeit auf einem der 
genannten kleinen Segler ausweisen können. 

2. Die zweite Art von Segelschiffen, die sich zur 
Unterbringung von Schiffsjungen eignen, sind 1—2 mastige 
Schoner, die meist Eigentum der betreffenden Kapitäne 
oder einer kleineren Reederei sind und vorwiegend nach 
Dänemark, England, Frankreich und den spanischen Häfen 
fahren, oft aber auch grössere Ozeanreisen unternehmen. 
Diese Schiffe sind deswegen besonders gesucht, weil sie 
ununterbrochen das ganze Jahr hindurch unterwegs sind, 
und die Jungen dann während der Fahrt oft schon y,u 
Leichtmatrosen aviincieren. Während sic als Schiffsjungen 
neben freier Station monatlich ungefähr 10 Mark verdienen, 
steigt ihr Gehalt als Leichtmatrose auf etwa 30—50 Mark. 

Die Kapitäne dieser Schiffe verlangen für gewöhnlich 
ein Lehrgeld von 50—100 Mark, und man muss die günstige 
Gelegenheit abpassen, wenn ein solcher Ein- oder Zwei¬ 
master einläuft, um bei eintretendem Wechsel der Mann¬ 
schaft einen Jungen anzubringen. Die Verbindung mit 
einem zuverlässigen Heu er bas, der die Schirfsverhältnisse 
genau kennt, ist hierbei dringend erfoiderlich. 

3. Schliesslich kommen die grossen Drei- oder Vier- 
inaster in Betracht, die auf weite Reisen nach Amerika, 
Afrika, Australien fahren und auf denen die Knaben ihre 
volle .seemännische Ausbildung bis zum Vollmatrosen finden 
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können; auch ist es möglich, dass sie daselbst bis zum 
liesuch der Navigationsschule verbleiben, nach deren 
erfolgreichen Absolvierung sie die Steuermannsprüfung 
ablegen können. Der Zudrang zu diesen Schiffen ist 
daher ausserordentlich gross. Da sich dieselben fast aus¬ 
schliesslich im Besitze der grossen Reedereien befinden, 
die ihre eigenen Heuerbureaus haben und die Unbescholten¬ 
heit der gesamten Schiffsmannschaft als erstes Prinzip 
hochhalten, so kommen für bestrafte Jugendliche diese 
grossen erstklassigen Segelschiffe mit langen Fahrten so 
gut wie nicht in Betracht. 

III. Die dritte Art seemännischer Ausbildung ist die 
im F i s c h e r e i b e r u f, und ich möchte auf diese in erster 
Linie heute Ihre Aufmerksamkeit lenken; denn es bietet 
sich hier eine ganz besondere (Gelegenheit zu 
gutem und sicherem Vorwärtskommen für 
geeignete Knaben. Der Fischereiberuf gliedert sich 
in Elb- oder Küstenfischerei, Hochsee-Segelfischerei und 
Dampferfischerei, und während des ganzen Jahres, namenlich 
aber in der Zeit von Anfang März bis Anfang April ist 
die Möglichkeit vorhanden, eine grössere Anzahl von 
.hingen in einer dieser Berufsarten unterzubringen. Im 
allgemeinen müssen junge Leute, die sich der Hochsee- 
fi.scherei zuwenden wollen, eine kräftige Körperkonstitution 
haben. Der Hafeninspektor F. Du ge in Gestemünde 
>chreibt in seiner Broschüre über die Hochseefischerei : 

„Der Dienst auf Fischerfahrzeugen ist nicht leicht, 
und es gehören gesunde kräftige Leute dazu. Keineswegs 
aber ist für solche, wie hunderte von Beispielen beweisen, 
die geforderte Anstrengung übergross, vielmehr entwickeln 
>i<-h oft anfangs schwächliche Leute bei der guten Ver¬ 
pflegung und Arbeit in frischer Luft bald zu kräftigen, 
wetterharten Männern, die auch die rauhesten Seiten der 
Seefahrt mit Leichtigkeit und frischem Mut ertragen. Die 
.Seefischerei bildet einen Stamm von Leuten heran, die 
tiberall bei der Seefahrt iln-e Stelle voll und ganz aus- 
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füllen, und ist die beste Vorbildung- zum Matrosen der 
kaiserlichen Marine,“ 

Immerhin werden jüngere Knaben vielfach gut tun, 
zur Vorbereitung auf den Seefischereiberuf sich zunächst 
der Elb- oder Küstenfischerei zuzuwenden. In diesem 
Berufe erhält der Junge vom Tage des Dienstantritts an 
bei freier Station eine Löhnung von 10 7o Brutto¬ 
fanges; sein jährliches Einkommen ist auf 150 bis 200 Mark 
zu veranschlagen. Die Ausrüstung, die etwa 100 Mark 
kostet, muss mitgebracht werden. 

Wer ein oder zwei Jahre beim Elb oder Küstenfischer 
gearbeitet hat, oder wer eine kräftige Körperkonstitution 
schon von Hause aus mitbringt, kann sich der Hochseesegel¬ 
oder Dampferfischerei zuwenden. Auch hier muss der 
Junge seine Ausrüstung, die etwa 150 bis 200 Mark kostet, 
mitbringen. Der Verdienst beträgt bei freier Station 5—6°;,j 
vom Bruttofangerlös im ersten bis zu 8°/o im zweiten 
Jahre; das entspricht einer jährlichen Einnahme von 200 
bis 300 Mark im ersten, von 400 bis 500 M. im zweiten 
Jahre bei freier Station. Vom dritten Jahre ab kann schon 
mit einem jährlichen Verdienst von 500 bis 900 M. bei 
freier Station gerechnet werden. 

Den Hochseefischern sowohl auf Seglern wie auf 
Dampfschiffen steht der Zutritt zu den höheren leitenden 
Stellen im ganzen seemännischen Berufe offen; denn die 
Fahrzeit auf Seefischer-Fahrzeugen wird bei 
der Zulassung der Steuermannsprüfung voll 
angerechnet, und Steuerleute, welche 24 Monate lang 
als solche auf einem Fischdampfer gefahren sind, erwerben 
sich damit ein Befähigungs-Zeugnis als Schiffer auf 
grosser Fahrt, welche befugt sind, deutsche Kauffahrtei- 
s(*hiffe jeder Art und Grösse auf allen Fahrten zu führen. 

Ein Junge also, der sich dem Seefischerei-Gewerbe 
widmet, hat tatsächlich „den Marschallstab im Tornister“, 
d. h., er kann ohne den Dienst auf Fischerfahrzeugen 
zu verlassen, es bis zum Kapitän in der höchsten Fahr¬ 
klasse, die es überhaupt gibt, bringen. Er hat dabei vor 
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andern in der Handelsmarine ausgebildeten Leuten noch 
den grossen Vorzug, dass er das Fischereigewerbe gründlich 
erlernt und weit grössere Einnahmen erzielen kann, als 
dies bei jenen der Fall ist. 

Wiederholt ist aus den angegebenen Gründen der 
Versuch gemacht worden, Knaben, welche zum see¬ 
männischen Berufe Neigung hatten, im Fischereibetriebe 
unterzubringen. Die Erfolge, welche hiermit erzielt worden 
sind, haben jedoch durchschnittlich den Erwartungen nicht 
entsprochen ; es hat sich vielmehr herausgestellt, dass viele 
der Knaben bald abgefallen und ihren Lehrmeistern weg¬ 
gelaufen sind, ehe sie ihre Lehrzeit beendet hatten. 

Der Grund hierfür dürfte w’ohl vor allem darin liegen, 
dass eben bisher überhaupt Organisationen gefehlt haben, 
welche sich zur Aufgabe machten, sich der Jungen, die im 
.Schiffahrtdienste untergebracht werden, in geeigneter Weise 
anzunehmen. 

Bei allen Knaben, sei es dass sie der Handelsmarine 
oder der Fischerei zugeführt werden, kommt es, um^ ein 
günstiges Resultat zu erzielen, vor allem darauf an, sie 
während ihres Aufenthaltes am Lande sorgfältig 
und gewissenhaft zu beaufsichtigen und zu beraten. Ge¬ 
schieht dies nicht, so ist Gefahr vorhanden, dass sie 
den vielfachen Versuchungen, welche das Leben in der 
Hafenstadt mit sich bringt, bald erliegen. Um dies zu 
vermeiden, haben wir nun in Hamburg folgende Ein¬ 
richtungen getroffen. Wir lassen zunächst alle Knaben, 
für welche unsere Hilfe erbeten wird, bei ihrer x4nkunft 
durch Vertrauensleute in Empfang nehmen, und behalten 
sie so lange in unserer Obhut, bis das Schiff, das für sie 
aiisgewählt ist, den Hafen verlässt. 

Für diejenigen, die in der Handelsmarine als 
.'>(rhiffsjungen durch uns untergebracht werden, suchen 
wir gute kleine Segelschiffe aus und legen dabei vor allem 
W'ert auf die Persönlichkeiten der Schiffsführer, da dies 
natürlich von allergrösster Wichtigkeit ist. ]Mit diesen 
Kapitänen schlie.ssen wir alsdann einen Vertrag, durch 
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welchen dieselben verpflichtet werden, die Jungen 
mindestens ein Jahr lang an Bord ihres Schiffes zu 
beschäftigen und sie, falls innerhalb dieser Zeit das Schiff 
nach Hamburg zurückkehrt, und ein ständiges Verweilen 
an Bord sich nicht ermöglichen lässt, dem Leiter des für 
sie in Hamburg eingerichteten Heimes wieder zuzuführen. 
Ausserdem übertragen wir ihm die Erziehungsgewalt 
während der Zeit der Ausbildung und verpflichten ihn, 
die Obliegenheiten eines Vormundes nach bestem Wissen 
und Gewissen zu erfüllen. Die betr. Kontraktformel lautet: 

„Der Knabe X. wird dem Kapitän Y. als Schiffsjunge 
für ein Jahr übergeben mit der Massgabe, dass der Kapitän 
berechtigt ist, die Erziehungsgewalt überden Knaben 
auszuüben. Der Kapitän ist verpflichtet, den Zögling nach 
jeweiliger Rückkehr des Schiffes nach Hamburg auf dem 
Bureau des vom deutschen Hilfsverein zur Verfügung ge¬ 
stellten Heims persönlich abzuliefern; ferner hat er, so 
oft dies tunlich ist, über den Aufenthalt, die Führung und 
das Befinden des Zöglings Nachricht zu geben oder den 
Jungen zu veranlassen, kurze Berichte zu erstatten. Von 
der Heuer hat der Kapitän dem Zögling ein Taschengeld 
nach Bedarf zu gewähren. Der Rest ist dem Leiter des 
Heims bei der Rücklieferung des Zöglings zur Aufbewahrung 
für diesen auszuhändigen.“ 

Wir haben auf diese Welse im Laufe des letzten 
.Fahres 60 Knaben als Schiffsjungen untergebracht, die 
uns in der Mehrzahl von der Städt. Waisen-Deputation 
in Berlin und dem dortigen Verein zur Besserung der Straf¬ 
gefangenen, aber auch von den verschiedensten anderen 
Stellen Deutschlands zugewiesen worden sind. Viele von 
ihnen machen jetzt schon die zweite und dritte Reise zur 
Zufriedenheit ihrer Kapitäne und sind bereits zum Teil 
zu Leichtmatrosen befördert, so dass zu erwaiJen ist, dass 
der begonnene Beruf für sie der bleibende sein wird. 
^Misserfolge sind bis jetzt vier zu verzeichnen, und zwar 
haben diese vier Knaben an Bord gestohlen und sind 
dann fortgelaufen. Demnach darf der Erfolg des ersten 
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Jahres als ein günstiger bezeichnet werden, und es ist 
mit besonderer Freude zu erwähnen, dass von den unter¬ 
gebrachten Jungen fortgesetzt aus allen Weltgegenden 
gute und zufriedene Nachrichten einlaufen. 

Für die Knaben, welche im Fischereiberufe aus¬ 
gebildet werden sollen, machte sich eine noch eingehendere 
Organisation erforderlich, denn die Fischerfahrzeuge sind 
immer nur kurze Zeit auf See und bringen dann den Ertrag 
ihres Fanges nach Hamburg zurück, um ihn auf den 
Fischmärkten zu verkaufen. Die Jungen sind bei dieser 
<Telegenheit dann manchmal wochenlang an Land, und 
ebenso ist dies im Winter der Fall, wenn nicht gefischt 
werden kann. In ihrem Interesse sind daher folgende 
Vorsichtsmassregeln getroffen worden: 

Die Knaben, welche dem Fischereiberufe zugeführt 
werden sollen, werden von einem Vertrauensmann am 
Bahnhof in Empfang genommen und von diesem alsbald 
nach FinkenAvärder geleitet, so dass sie in Hamburg 
überhaupt keinen Aufenthalt haben. 

Dort ist mit einer Reihe zuverlässiger Familien ein 
Abkommen getroffen, nach welchem sie bei denselben 
Lnterkunft und volle Verpflegung erhalten, bis der für 
sie bestimmte 8chiffsführer in See geht. Mit dem Letzteren 
wird ein Kontrakt geschlossen, der ihn verpflichtet, den 
Knaben auf zwei Jahre zur Erlernung der Hochseefischerei 
auf seinem Fahrzeug auszubilden, ihn zu guten Sitten an¬ 
zuhalten, und neben freiem Lebensunterhalt ihm einen 
l*aren Lohn, der im ersten Jahre 5 % und im zweiten 
.lahre 7 % des Fangerlöses beträgt, zu vergüten. Dieser 
Lohnertrag ist nach Beendigung jeder P^angreise abzüglich 
«‘ines an den Jungen zu zahlenden Taschengeldes durch 
den Schiffer, dem von uns bestimmten Vertrauensmann, 
einem Finkenwärder T.,ehrer abzulierern, und wird von 
diesem auf ein für den .Jungen angelegtes Sparkassenbuch 
cingezahlt. 

Während des Verweilens an Land werden die Knaben, 
<Iainit sie ihre Zeit nutzbar ausl'idlen, i m Netze m a c h e u 
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unterwiesen, was für sie von grossem W e r t u n d 
Vorteil ist. Zu diesem Zweck stellt eine Altonaer 
Netzknöpferei-Firma uns einen Werkmeister zur Verfügung, 
Avelcher die Arbeit der Knaben beaufsichtigt und ihnen 
die nötige Anweisung gibt. 

Dieselben haben weiter an allen Einrichtungen teil¬ 
zunehmen, die in ihrem Interesse von uns getroffen werden. 
(Belehrende Vorträge, gesellige Vereinigungen und der¬ 
gleichen mehr). Sie bleiben also während ihrer ganzen 
Ausbildungszeit unter einer fortwährenden Kontrolle 
und geniesen den Vorzug, dass sie ihr sauer verdientes 
Geld nicht etwa durchbringen können, sondern dass ihnen 
dasselbe zinstragend angelegt wird, sodass sie, nach 
vollendeter Lehrzeit ein kleines Kapital besitzen, welches 
ihnen zu ihrem weiteren Fortkommen dient und sie in den 
Stand setzt, die für ihre Ausrüstung usvv. gemachten Auf¬ 
wendungen evtl, den betr. Stellen, die für sie eingctreteii 
sind, zurückzu vergüten. 

Wir haben diese Organisation für dieHoclisee- 
f i s c h e r e i nicht in den Rahmen des deutschen 
Hilfsvereins aufgenommen, um das Odium zu ver¬ 
meiden, als handle es sich hier lediglich um eine Unter¬ 
bringung bestrafter Knaben. Dieses Odium muss im 
Interesse des Fischereiberufes, der in dem kleinen Finken¬ 
wärder seinen Mittelpunkt hat, unbedingt vermieden 
werden, und wir möchten daher auch in der überwiegenden 
Mehrzahl unbescholtene Knaben diesem Berufe zuführen, 
ohne indessen erstmalig Gefallene, sofern dies als der beste 
Weg zu ihrer Rettung erscheint, prinzipiell auszuschliessen. 

Um diesen Standpunkt änsserlich zum Ausdruck zu 
bringen, haben wir einen besonderen „Verein zur 
11 n t e r b r i n g u n g j u g e n d 1 i c h er Mannschaft in 
der llo(*hsee- und Küstenfischerei“ gebildet, 
welchem von dem Vorstande des deutschen Ililfsvereins 
nur unser Vorsitzender, Herr Rechtsanwalt Dr. Scharlach 
und ich angehören, während die übrigen Mitglieder mit 
unseren speziellen Bestrebungen nichts zu tun haben. 
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Zmn Vorsitzenden dieses neuen Unternehmens htil)en wir 
einen hervorragenden Hamburger Reeder, Hern Geh. 
Kommerzienrat V o 1 c k e n s gewählt, der seit Jahren sich 
um die Hochseefischerei dadurch grosse Verdienste er¬ 
worben hat, dass er geeignete mittellose und unbescholtene 
Knaben aus eigenen Mitteln vollständig für ihren Beruf 
ausgerüstet hat. Seine Munifizenz wird auch unserem 
neuen Unternehmen zugute kommen. 

Die Unterbringung der uns zugewiesenen Knaben 
bei tüchtigen Kapitänen wird direkt ohne Zwischen¬ 
personen durch den staatlich bestellten Fischerei- 
Inspektor Hamburgs erfolgen, welcher je nach ihrer 
körperlichen Beschaffenheit die Knaben entweder der 
leichteren Elbfischerei oder der grössere Kräfte v^oraus- 
setzenden Hochseefischerei zuweisen wird. 

Durch dieses Verfahren wird bewirkt, dass die ge¬ 
naueren persönlichen Verhältnisse der Jungen, namentlich 
auch wenn es sich um eine erstmalige Bestrafung handelt, 
nur uns bekannt werden, während die Fischer selbst 
davon überhaupt keine Kenntnis erhalten. Es erscheint 
mir gerade dies ausserordentlich wichtig und bedeutungsvoll. 
Wir wissen ja alle, wie viel freudiger und ruhiger ein 
Men.sch arbeitet, der sich nach einer erlittenen Strafe 
wieder emporringen will, wenn in seiner Umgebung niemand 
den dunklen Punkt in seiner Vergangenheit kennt, und 
das Schreckgespenst derselben nicht immer lähmend und 
hindernd an seiner Seite steht. — Ich bin überzeugt, dass 
Tausende nicht wieder rückfällig geworden wären, wenn 
ihnen nach ihrer ersten Bestrafung völlig vorurteilsfrei 
b«‘gegnet worden wäre. Erstmalig bestrafte J u g e n d 1 i c* h e 
dieser Wohltat teilhaftig zu machen, ist dciher ohne Zweifel 
eine vornehme Aufgabe der rettenden Liebe. — 

Auf diese Weise dürften also sowohl für die II a n d e 1 s- 
schiffahrt als auch für den Fischereiberuf Organi¬ 
sationen geschaffen sein, wekthe die Gewähr bieten, Knaben, 
die liUst und Liebe zum seemännischen Berufe haben, 
die Wege in geeigneter Weise zu ebnen und mamdien, der 
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vielleicht schon auf Abwege geraten war, zu retten und 
vor weiterem Fallen zu s(;hützen. 

Ihnen allen aber, meine Herren, stellen wir — wie 
den Deutschen Hilfsverein für entlassene Gefangene — so 
auch diese neu geschaffene Organisation zur Förderung 
des Jugendschutzes hiermit freudig zur Verfügung, Ohne 
Rücksicht auf Staatsangehörigkeit und Konfession werden 
wir uns gern und gewissenhaft aller annehmen, für die 
Sie unsere Hilfe begehren, und bitten wir Sie nur, uns 
wirklich geeignete Elemente zuzuweisen, damit 
unsere Mühe nicht umsonst ist, und Ihre Erwartungen 
nicht enttäuscht werden. (Bravo!) 

Vorsitzender: Ich darf mich wohl als beauftragt 
betrachten, den beiden Herren Referenten den Dank der 
Versammlung für ihre interessanten und erfrischenden 
Ausführungen auszusprechen. Ich glaube, so ein Stückchen 
frische klare Seeluft hat uns aus ihnen angeweht. 

Ehe ich nun die allgemeine Diskussion über die Frage 1 
eröffne, erteile ich dem Herrn Rechtsanwalt Dr. Scharlach 
von Hamburg, dem Vorsitzenden des Deutschen HilfsVereins 
in Hamburg, das Wort zu Mitteilungen über die bisherige 
Tätigkeit des Deutschen Hilfsvereins und die Ergebnisse 
dieser Tätigkeit. 

liechtsunwalt Dr. S c li a r 1 a c h - Hamburg: 

Verehrte Anwesende! 

Ich habe Ihnen eigentlich kein Referat zu erstatten, 
und gedenke auch. Ihnen keinen Vortrag zu halten, son¬ 
dern ich möchte mir Ihre Erlaubnis dafür erbitten, Ihnen 
einige Eindrücke zu schildern, die sich auf Wahrnehmungen 
gründen, die ich wälirend meiner ^Mitwirkung in dem 
Deutschen Hilfs verein gemacht habe. Wenn ich 
dabei in einigen Punkten nicht so hell in die Wirksamkeit 
und deren Resultate blicke, wie das erwünscht sein würde, 
und wenn einesteils eine gewisse Kritik meinen Worten 
anhaften wird, und wenn andrerseits Sie vielleicht glauben 



w ei’den, dass die Wünsche, die ich Ihnen ausspreche, teil¬ 
weise phantastisch seien, so bitte ich dafür eingangs um 
Ihre Verzeihung. 

Bei meinen kurzen Betrachtungen will ich mich an 
dieser Stelle und für heute lediglich auf einmal bestrafte 
Kntlassene beschränken und darauf verzichten, Gewohn¬ 
heitsverbrecher in den Kreis meiner Betrachtungen zu 
ziehen, obwohl ich der Ueberzeugung bin, dass auch an 
der Rückfälligkeit der Verbrecher nicht zum kleinen Teil 
die Einrichtungen unseres Strafvollzuges und das Ver¬ 
halten der Gesellschaft gegen die Entlassenen schuld ist. 

Wenn ich mich so auf diejenigen beschränkte, welche 
nin- einmal durch eine Straftat Gefangene und später Ent¬ 
lassene geworden sind, so darf ich aussprechen, dass, 
wenn solche Leute nicht wieder oder doch verhältnis¬ 
mässig nur selten in die Höhe kommen können und einen 
Rückfall erleiden, daran die Gesellschaft und das in ihr 
herrschende Pharisäertum jedenfalls mit schuld ist. Wie 
habe ich selbst mich überwinden müssen, bis ich so weit 
war. dem entlassenen Sträfling die Hand schütteln zu 
können und dadurch ihn mir gieichzustellen, wenn ich 
seine Zukunft mit ihm überlegte. Auch ich habe mich 
anfatigs davon frei ringen müssen, dass es für die Beur¬ 
teilung der Entlassenen Jiicht auf die erlittene Strafe, son¬ 
dern auf die begangene Straftat ankommt und auf die 
lanstände, unter welchen sie begangen ist, dass aber auch 
die .Straftat selbst noch keinen Rückschluss auf den Charakter 
dos Bestraften zulässt. Ich will nicht die seltenen Fälle 
anziehen, in denen geradezu lautere oder doch sonst ver¬ 
zeihbare .Motive in die Tat hineingespielt haben, sondern 
nur daran erinnern, wie oft eine unglücklic he Disposition 
ufid Leichtsinn, wie oft selbst ein böser Zufall zur Straf¬ 
tat und ihrer Entdeckung führt, und dass es ganz gewiss 
aueh ein Zufall ist, wenn mancher von uns nicht durch 
eine unbedachte Handlung in Konflikt mit den (Tcsetzen 
geraten ist. 
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Ich habe Fälle erlebt, wo z. ß. ein bisher vollständig 
unbescholtener Beamter zwei Tage vor seiner Gehalts¬ 
zahlung in dringendster Not eine kleine Summe aus der 
ihm anvertrauten kleinen Kasse genommen hat. Am 
folgenden Tage fand unerwarteter Weise die Revision statt, 
und der Mann musste bestraft werden. Glauben Sie, dass 
dieser Mann an und für sich weniger geeignet ist, später 
wieder als Beamter zu dienen V 

Mir ist ein Fall bekannt, wo junge Leute, der Trag¬ 
weite ihrer Handlungen offenbar nicht bewusst, halb im 
Scherz eine Erpressung oder doch das begangen haben, 
was das Gericht als Erpressung ansah. Die beiden kaum 
20jährigen Knaben haben hinterher das verbrecherische 
ihrer Handlungsweise wohl erkannt. Ihre Stellung und 
ihre Intelligenz hätten ihnen den Weg zu den Höhen der 
Gesellschaft geöffnet. Wenn unser Verein ihnen nicht 
geholfen hätte, würden sie rettungslos für immer zugrunde 
gegangen sein. 

Glauben Sie, dass der erstmals verführte Spieler, 
welcher aus falschem Ehrgefühl sich die verlorene Summe 
widerrechtlich verschafft, dabei ertappt, dafür bestraft 
wird, sittlich tiefer steht als der, dessen reiche Verwandte 
die begangene Straftat rechtzeitig gutmachen können ? 
Und do(di wird wegen dieses Zufalls der eine zum bestraften 
Verbrecher, der andere bleibt unangefochten innerhalb 
seines gesellschaftlichen Kreises. 

Nun wende man mir nicht ein, dass diese Beispiele 
sophistisch ausgesucht seien. Wir als erfahrene Männer 
wissen, dass das Leben viel wunderbarere Vorkommnisse 
gestaltet, als jede Phanta.sic sich ausdenken kann, und 
meine länger als 40jährige Erfahrung iin Rechtsleben hat 
mir bestätigt, dass mantrher unbestraft zwischen unsers¬ 
gleichen wandelt, der sittlich tief unter vielen Bestraften 
steht. 

Nun weiss ich wohl, dass Sti'afgesetz und Strafe sein 
müssen und dass die Gesellschaft gewisserinassen gezwungen 
ist, sich bei der Beurteilung der Individuen an gewisse 
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äussere Merkmale zu halten, weil man in das Innere des 
Menschen nicht hinabsteigen kann. Wir werden deshalb 
auch noch für lange Zeit das Strafgesetz und das Ge¬ 
fängnis nicht entbehren können. Aber darüber sollte Einig¬ 
keit in der ganzen bürgerlichen Gesellschaft, bei der 
Regierung wie bei den Regierten herrschen, dass mit der 
verbüssten Strafe auch die Straftat vollständig gesühnt ist 
und dass jedenfalls in einer Zeit, wo die Gesellschaft sich 
aller ihrer Mitglieder annimmt, auch der Bestrafte einen 
Anspruch darauf hat, für sein weiteres Leben mindestens 
nicht gehemmt, vielmehr in soweit gefördert zu werden, 
dass ihm der Kampf um eine neue Existenz annähernd 
auf dem Fusse der Gleichheit eröffnet wird. 

Wie liegt dagegen die Sache jetzt? Der aus dem 
<iefängnis Entlassene ist mit einem — es ist nicht über¬ 
trieben, es zu sagen — unauslöschlichen Makel behaftet. 
Meistens sind seine Personalpapiere mit einem Vermerke 
versehen. In der Freiheit seines Aufenthaltes ist er be¬ 
schränkt. Wenn er sich um eine Stellung bewirbt und 
seine Bestrafung mitteilt, sind seine Aussichten gering. 
Wenn er sie verschweigt, lebt er unter der Todesangst 
Entdeckung. Wird die Straftat später bekannt, kann 
er jederzeit entlassen werden. Noch in den jüngsten Tagen 
hat ein Kauflnannsgericht das ausgesprochen, trotzdem der 
Angestellte seit fast zwei Jahren anerkannterniassen seine 
.'Stellung vorzüglich ausgefüllt hat. Als der Angestellte auf 
<lrund erstklassiger Zeugnisse dann bei einem Konkurrenz¬ 
unternehmen Stellung annahm, wozu er sich bei seines 
Erachtens unverschuldeter Entlassung berechtigt glaubte, 
har dasselbe Gericht eine Konventionalstrafe von ^I. 5000.— 
gegen ihn ausgesprochen und ihn gezwungen, die zweite 
.'Stellung zu verlassen. So kämpft dieser Mann seit etwa 
vier Jahren vergeblich um seine und seiner Familie Exi¬ 
stenz. Wenn er sich trotzdem bisher von einem Rückfall 
freigehalten hat, so ist das wahrlicJi nicht das Verdienst 
seiner Xebenmenschen, sondern eigner Erkenntnis und 
Roue und der Hilfe, welche unser Verein ihm leistet. 



Wohin wir, d. h. die gesamte Vereinigung derer, die 
sich für die entlassenen Strafgefangenen interessieren, zu 
streben haben, das ist meines Erachtens nicht nur Hilfe im 
einzelnen Falle, sondern Durchsetzen des Grundsatzes, dass 
mindestens bei Erstbestraften mit der verbüssten Strafe 
die Straftat aus dem Leben des Entlassenen ausscheidet 
und dass zu diesem Zwecke vom Augenblick seiner Ver¬ 
urteilung ab Fürsorge für seinen Wiedereintritt in das 
bürgerliche Leben getroffen werden muss. 

Die Veranstaltungen dazu — damit scheide ich mich 
grundsätzlich von dem bisher bestehenden Zustande — 
müssen staatlicherseits getroffen werden und in unmittel¬ 
barer Verbindung mit den Gefängnissen stehen. Der mit 
dieser Fürsorge beauftragte besondere Beamte muss von 
der Einbringung des Bestraften ab, bei langwährender 
Strafe jedenfalls Jahr und Tag vor deren Ablauf, sich um 
die spätere Unterbringung des Sträflings bekümmern und 
erwirken, dass bei der Entlassung derselbe auch nicht 
einen Tag hilflos den Weg zu seiner Rehabilitierung an- 
tritt. Zu dem Zweck muss in erster Reihe mit den Ver¬ 
wandten und Freunden des Sträflings in Verbindung ge¬ 
treten werden, wo diese fehlen, mit Vereinen wie den Hilfs- 
vereinen, die aber — und das ist wieder entscheidend für 
ihr Wirken — durch die Autorität des Staates gestärkt und 
mit den erforderlichen Mitteln versehen werden müssen. 
Denn hier, meine verehrten Anwesenden, ist der Punkt, 
bei dem wie so oft das Gute scheitert an dem Mangel 
des Könnens. 

Gestatten Sie mir, liier einen Augenblick von dem 
Hamburger Hilfsverein zu sprechen. Wenn dem Hamburger 
Ililfsverein die Mittel zur Verfügung ständen, die ihn in 
den Stand setzen, na(;h seinei* Auffassung und Ueberzeugung 
in jedem einzelnen Falle helfen zu können, so würden die 
Re.sultate ganz andere sein, als wir sie jetzt erzielen können. 
Dass derartig grosse Mittel aber nicht durch die Mildtätig¬ 
keit einzelner erzielt werden können, ist eine traurige 
Erfahrung, die ich bei meinen Bemühungen, in humanitärer 



Beziehuug zu wirken, seit langem geaiacht habe. Wenn 
e.s uns in Hamburg z. B. jetzt gelungen ist, von der Ham¬ 
burger Stadt- oder Staatsverwaltung einen Beitrag von 
jährlich 1000 M. für unsern Verein zu erlangen, so ist 
das selbstverständlich prinzipiell zwar von grösster Be¬ 
deutung, als Summe aber nur ein Tropfen auf den heissen 
Stein. Denn, meine Verehrten, es liegen uns oft Fälle vor, 
in denen mau im einzelnen Falle Tausende brauchen müsste, 
um einen Menschen wieder auf den Platz zu stellen, von 
dem aus er unbeeinflusst das einmal verübte Vergehen 
wi(;der in das Leben sich wenden und die Bahn empor¬ 
steigen kann. 

Entnehmen Sie aber daraus nicht, Verrehrte, dass 
wir bei der Beurteilung der pekuniären Erfordernisse irgend 
wie leichtfertig Vorgehen. Sondern Bedenken sie: je höher 
einer gestanden hat — und Sie wissen, der Hamburger 
Verein beschäftigt sich, ohne es in .seinem Namen oder 
in seinen Statuten zu sagen, wesentlich mit der llnter- 
In ingung und Rehabilitierung Bestrafter gebildeter Stände — 
je tiefer danach sein Fall war, umso schwieriger ist es 
>elbstverständlich, ihn wieder auf das alte Niveau oder 
doch annähernd dorthin zu bringen, von wo aus er wieder 
tatkräftig und erwerbsfähig wird, ^lan darf nicht ver¬ 
gessen, dass derjenige, der, sagen wir: bis zum 30. oder 
4t). .fahre nur geistig, nur künstlerisch oder auch in prak- 
ti'icher Wissenschaft, aber immerhin wissenschartli( h ge¬ 
arbeitet hat, für das weitere Leben nicht versorgt worden 
kann wie der, der so gelernt hat, in einem Beruf ohne 
hedcut(*nde geistige V^oraussetzungen oder gar in einem 
Beruf tätig zu sein, wo ihm seine Hand oder seine 
Kurperkraft gestatten, sein Leben zugewinnen. Deshalb 
müssen wir in den mei.sten Fällen ganz andere .Anstrengungen 
iiKK hen, ganz andere Vorkehrungen tr(>ffen. Aber, meine 
llerrsi-liaften, wir dürfen sagen: wir haben dadurch in 
einzelnen Fällen auch ganz amhu'e Resultate als die bisher 
ublicheti erzielt. I(di will Ihnen nui* ein Beisi)iel erzählen, 
weil er mir selbst wohl das wunderV)arst(' gewesen ist. 
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Es hat sich ein Kaufmann an den Verein gewendet, der 
zweimal wegen betrügerischen Bankerotts betraft war, 
das erste mal, wie er zugestand, mit Recht, das zweite 
mal, wie eine sorgfältige Prüfung der Akten für uns ergab, 
mit Unrecht, weil man dem Mann, der einmal wegen 
derselben Straftat bestraft w’^ar, nicht Glauben schenkte. 

Nun, meine Herren, diesem Mann ist der Deutsche 
Hilfsverein mit einer grossen Summe zur Seite getreten 
und hat ihm ein neues Geschäft errichtet. Der Mann hat 
vom ersten Tage ab in diesem Geschäfte sich als tüchtiger 
Kaufmann erwiesen. Er hat das Geld zum grössten Teil 
wieder zurückgezahlt und ernährt sich und seine Familie 
einwandfrei auf das Beste. 

Ich teile das mit, damit Sie darüber ein Urteil haben, 
dass in solchen Fällen — und ähnlich sind für uns die 
meisten — nur eine ausgiebige, nur eine grossherzige 
Hilfe wirklich Hilfe schaffen kann, und dass deshalb auch 
die entsprechenden Mittel erforderlich sind. 

Nun, meine Herren, kehre ich nach dieser Abschweifung 
über den deutschen Hilfsverein dahin zurück, womit ich 
geschlossen habe. Ich habe gesagt: an dem Tage, an dem 
der Entlassene das Gefängnis verlässt, muss vorgesorgt 
.sein, dass er zuerst mindestens in einen befriedeten Aufent¬ 
halt, dann in eine Stellung kommt. Dabei soll er natür¬ 
lich keinen Anspruch darauf haben, dass dieser Aufent¬ 
halt seinen früheren Verhältnissen, die Stellung seiner 
früheren Stellung notwendig entsprechen müsse. Wohl aber 
glaube ich, dass man ihm eine Stellung geben müsste aus 
der heraus ihm der Wiederaufstieg auf die Höhe möglich 
ist oder doch mindestens eine bescheidene Existenz in des 
Lebens Niederung. 

Sie werden mich nicht missverstanden haben. Ich 
denke nicht daran, die Sache so sentimental aufzufassen, 
dass ich etwa den entlassenen Bestraften hätscheln und 
den armen unbestraft Strebenden und Arbeitenden vor¬ 
ziehen will. Gar nicht! Aber ihm in gewisser Weise wieder 
gleicligestellt, soll der erstmalig Fhitlassene werden, die 
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Vergangenheit soll äusserlich für ihn ausgelöscht, er für 
seine Zukunft wieder dem Unbestraften gleichgestellt 
werden. Solange solche Fürsorge nicht eintritt, handelt 
meines Erachtens die Gesellschaft dem erstmalig Entlassenen 
gegenüber nicht nur unmenschlich, also unsittlich, sondern 
antisozial, d. h. gegen ihre eigenen Interessen. 

Ich nenne es „unsittlich und antisozial“, wenn der Staat 
einen Beamten, der wegen eines menschlich entschuldbaren 
Vergehens bestraft ist, nicht wieder anstellt. Er kann an 
einen entfernten Ort, in eine untergeordnetere Stellung 
versetzt w’erden. Aber niemand als sein höchster Vor¬ 
gesetzter dort soll seine Straftat kennen. Er möge, wie 
gesagt, wieder von unten anfangen; aber die Möglichkeit, 
sich zu rehabilitieren darf ihm nicht genommen werden. 
Die Erfahrung wird lehren, was wir in unserm Verein er¬ 
fahren haben, dass in der Mehrzahl der Fälle solche 
Männer nicht wieder straucheln, sondern besonders zuver- 
liissig sind. Wir haben u. a. einen solchen Beamten in 
unserm Verein von Anfang an als Schreiber und später 
wie Herr Pastor Seyfarth bestätigen wird, als Vertrauens¬ 
mann gehabt, und dieser Mann hat sich mit Tadellosigkeit 
jahrelang in unseren Diensten bewährt, bis ihn der Tod 
davon genommen hat. Aber ich meine, wenn auch ein¬ 
mal ein Rückfall eintritt, so dürfen unter einem, der sich 
der Fürsorge unwürdig zeigt, nicht viele leiden. 

Wenn heute durch unser Staatswesen der Zug geht, 
für die Armen und Enterbten zu sorgen, so frage ich: warum 
nicht auch für die Elendesten unter ihnen, denen neben 
ihrer Existenz ihre äussere Ehre, ihre Gleichberechtigung 
mit dem Nebenmenschen genommen ist! Und wer ver- 
iiKtchte in manchen Fällen zu behaupten, dass unter gleichen 
Vorraussetzungen nicht auch einer unter uns gestrauchelt 
wäre, wie mancher, der bestraft ist! 

Einen wirklichen Erfolg können diese Bestrebungen 
nur haben, w^enn der Staat selbst die Korrektur der gegen¬ 
wärtigen Verhältnisse in die Hand nimmt. Ausser in 
Fällen, wo der Richter das Gegenteil ausspricht — und 



dann trifft den Richter die Verantwortung — muss es 
Recht sein, dass mit der erst erlittenen Strafe das Ver¬ 
gehen ganz gesühnt und aus der AVelt gebracht ist. 
Niemandem darf seine Bestrafung vorgeworfen werden. 
Keiner braucht seine Bestrafung mitzuteilen, Ihre nach¬ 
trägliche Kenntnis seitens Dritter darf nicht rechtlich 
geltend gemacht werden. Kurz, der einmal betrafte Ent¬ 
lassene muss ira Rechtssinne wieder unbeschoUen gemacht 
werden. Nur dann wird er im Laufe der Zeit das auch 
in der Auffassung der Gesellschaft werden. 

Ich habe schon angedeutet, dass ich meine Wünsche 
und Hoffnungen nicht auf Rückfällige oder gar Gewohn¬ 
heitsverbrecher ausdehnen kann. Hier muss die Ent¬ 
wicklung des Strafrechts und-Vollzugs eine andere Richtung 
nehmen, dahin: dass Gewohnheitsverbrecher gegen die 
Sicherheit des Eigentums und die Sicherheit der Neben¬ 
menschen na(*h einer gewissen Anzahl von Rückfällen 
dauernd unschädlich zu machen sind. 

AVir hier aber haben es nicht mit dieser Frage zu 
tun, sondern mit der Entwicklung der Fürsorge für Ent¬ 
lassene und wenn wir da aueh nur annähernd und nach 
manchen Jahren das erreichen wollen, was ich angedeuter 
habe, so werden wir in unserer Arbeit niemals nachlassen 
und nichts versäumen dürfen, was unsere Ueberzeugung 
von den Pflichten der menschlichen Gesellschaft gegen 
ihie schwachen Glieder allmählich zur Arnu’kennung bringt. 
AA'ir haben, meine A^erehrten, eine schwere Schuld der 
Gesellscluift gegen ihre gefallenen Glieder von langer Zeit 
her überkommen. AA^ir müssen daran arbeiten, diese Schuld 
abzutragen, und wenn irgendwo so mag hier das AA^ort 
des Dichters gelten, mit dem ich schliesse, dass dies eine 
Arbeit ist, die lang.sam schafft, doch nie zerstört, die zu 
dem Bau dei* Ewigkeiten zwar Sandkorn nur für Sand¬ 
korn reicht, doch von der grossen Sc-huld der Zeiten, 
Alinuten, Tage, Jahre streicht. (Bravo!) 



Vorsitzender: I(*h möchte der Versammlung' Vor¬ 
schlägen, die Frage 1 noch zu diskutieren und dann die 
Frühstückspause eintreten zu lassen. 

Sind die Leitsätze schriftlich vorhanden ? (Zustimmung). 
Ich habe sie mir folgendermasen aufgeschrieben und bitte, 
mich eventuell zu berichtigen. Es ist also von den 
Referenten der Versammlung zur Annahme als Beschluss 
vorgeschlagen : 

1) „Die Unterbringung gefährdeter .lugendlicher auf 
Segelschiffen der deutschen Handelsmarine ist den 
Verbandsvereinen zu empfehlen. 

2i Die Unterbringung soll durch Vermittlung des 
Hilfsvereins erfolgen. 

Die Beschlussfassung, ob die Unterbringung statf- 
zufinden hat, ist Sache der Bezirksvereine bezw. 
der Landesorganisationen, die auchdie Kosten tragen. ^ 

Also die Beschlussfassung, ob die Unterbringung statt¬ 
finden soll, sowie auch die Kostentragung ist Sache der 
Bezirksvereine bezw. der Landesorganisationen. Ueber diese 
Sätze eröffne ich die Diskussion. Ich bitte, sich bei mir 
zum Wort zu melden. 

Oberamtsrichter Dr. W e t z 1 a r - Karlsruhe: Es ist 
durch Herrn Pastor Seyfarth eingeschoben: „Die Unter¬ 
bringung ist Sache des Deutschen Hilfsvereins bezw. der 
von ihm geschaffenen Organisation.“ 

Vorsitzender: Es heisst also jetzt: „Die Unter¬ 
bringung soll durch Vermittlung dos Hilfsvereins Hamburg 
bezw. der von ihm geschaffenen Organisation erfolgen.“ 

Meldet sich jemand zum Wort? 

Pastor Dr. von Rohden- Düsseldorf: Ich möchte 
'iie Annahme dieser Leitsätze en bloc vorschlagen. 

Vorsitzender: Wenn .sich dagegen kein Wider- 
sjtruch erhebt, so darf ich feststellen, dass dic'se T.eitsätze 
angenommen sind. (Bravo!; 

Es tritt nunmehr eine Frühstückspause von einer 
halben Stunde ein. 



(Die Sitzung wird um 11.50 Uhr auf eine halbe Stuiicli? 
imterbrochen.) 

Vorsitzender: Ich eröffne die Verhandlung übei- 
die Fragen und 4. Es schien aus praktischen Gründen 
vorzuziehen zu sein, diese beiden Fragen zusammen zu be¬ 
handeln, und es werden deshalb die Referate auch nach 
einander erstattet werden. 

Ich erteile zuerst das Wort zur Berichterstattung 
Frau Landgerichtsrat L a n gerh a n s von Berlin. 

Frage 3. 

Ueber die schutzvereinliche Fürsorge zu Gunsten 
von hilfsbedürftigen Familien von Strafgefangenen. 

Sollen Erkundigungen über die Würdigkeit solcher 
hilfsbedürftiger Familien, welchen ihr in Haft befind¬ 
licher Ernährer einen Teil seines Arbeitsguthabens zu¬ 
wenden will, künftig durch den zuständigen Gefangenen¬ 
schutzverein und nicht durch Polizeibeainte vorge- 
noinmen werden ? 

Geh. Rat. F u c h s-Karlsruhe: Es ist die erste Dame, 
meine Herren, die bei uns als Referentin auftritt. (Hände¬ 
klatschen.) 

Referentin Frau Landgerichtsrat L. Langerhans- 
Berlin : 

Der grosse, im Jahre 1827 gegründete Verein zur 
Besserung der Strafgefangenen in Berlin, sah im Laufe der 
Jahre ein, dass seine Arbeit erst eine wahrhaft segens¬ 
reiche sein könne, wenn er seine Sorge nicht nur den 
Strafgefangenen während und nach der Haft angedeihen 
lasse, sondern sie auch auf die Familien der Internierten 
erstrecke, und ihnen mit Rat und Tat zur Seite stünde, 
während der Zeit, in welcher der Ernährer der Familie 
genommen ist. 

Die Strafe, die den Mann und Ernährer trifft, und 
ihn für kürzere oder längere Zeit zwischen die Mauern 
des Gefängnisses schliesst, ist oft gering ijn Vergleich zu 
der, die seine Familie indirekt durch ihn trifft. 



Der Ernährer wird genommen, meist unerwartet. 
Die Frau mit den Kindern bleibt zurück. 

Zu dem mor?ilischen Druck, den die Verhaftung des 
Mannes hervorrufen musste, kommt bei der Frau die Sorge 
um das tägliche Brot für sich und die Ihrigen. 

Sie geniert .sich, jemand einen Einblick in ihre Lage 
zu gewähren, da sie den Hohn und die Verachtung ihrer 
Mitmenschen fürchtet. 

Meist kränklich und mit einer grossen Kinderschar 
l)ehaftet, arbeitet sie oft übermenschlich, um bei der 
schlecht bezahlten Frauenarbeit nur das Allernotwendigste 
an Lebensmitteln und Kleidungsstücken herbeischaffen zu 
können. Die Kinder verwahrlosen dabei, da ihnen jede 
Pflege und Aufsicht fehlt, vollständig; die Frau untergräbt 
ihre Gesundheit. 

Ein Stück des Hausrats nach dem andern wandert 
zum Pfandleiher oder wird verkauft, so dass der zurück¬ 
kehrende Mann oft eine kranke Frau, verwahrloste Kinder, 
und von dem Nötigsten entblösste Räume vorfindet. 

Ist die Frau einigermassen jung und hübsch, so ergibt 
sie si(;h oftmals einem leichtfertigen Lebenswandel, um da¬ 
durch die Ihrigen vor dem Hunger zu schützen. 

Beide Fälle sind nicht geeignet, den Mann bei seiner 
Rückkehr aus dem Gefängnis an seine Familie zu fesseln, 
und ihm das Fortkommen im bürgerlichen Leben zu 
erleichtern. 

Wie anders — ihn moralisch hebend — muss es auf 
ihn wirken, wenn er weiss, die Seinigen sind während 
seiner Gefangenschaft nicht verlassen; es gibt Menschen, 
<lie sich ihrer mit Rat und Tat annehmen. — 

Diese Gründe bewogen den Verein, sich im .Jahre 1899 
eine Abteilung zur Farailienfürsorge anzugliedern, nach¬ 
dem im Laufe der Jahre s(*hon wiederholt der Wunsch 
nach einer derartigen Erweiterung der Tätigkeit aufge¬ 
taucht, und aus den verschiedensten Gninden unberück- 
'<i< htigt geblieben war. 
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Seit dem März 1901 habe ieh die P3hre den Vorsitz 
in dieser Abteilung zu führen. 

Wie aus dem eben Gesagten hervorgeht, übernahm 
ich die Abteilung kurz nach ihrem Entstehen, und ich habe 
die Freude gehabt, sie sich ausdehnen und vertiefen zu 
sehen, und hege die Hoffnung, dass das in Zukunft noch 
mehr geschehen wird. 

Erlauben Sie mir nun, Ihnen hier kurz zu schildern, 
auf welche Weise wir auf die Familien aufmerksam 2 :e- 
macht werden und sie in unsere Obhut nehmen. 

Wird ein Gefangener in eins der Berliner Gefängnisse 
oder der 'Vororte eingeliefert, so befragt ihn der Geist¬ 
liche, ob er verheiratet sei, oder sonst ihm nahe stehende 
Angehörige habe, die durch seine Inhaftierung in innere 
oder äussere Not geraten. 

Im bejahenden Falle erhalte ich dieses Formular 
mit den den Gefangenen betreffenden Daten zugeschickt. 

Ich gebe nun das Formular weiter, an einen der 
Pfleger oder Pflegerinnen der Abteilung, die mir je nach 
Lage der Wohnung, oder nach persönlichen Eigenschaften 
als geeignet erscheint, den Fall zu übernehmen. 

Diese Persönlichkeit sucht nun die Familie in ihrer 
Wohnung auf, bespricht mit der Frau deren Lage, bemüht 
sich, ihr Vertrauen zu gewinnen, sie zur offenen Aussprache 
zu bewegen, und so den Grund der Not zu erfahren und 
die Linderungsmöglichkeiten in Betracht zu ziehen. 

Für eine solche Frau, ist schon die freie Aussprache 
mit einer wohlmeinenden Persönlichkeit, die aus keinem 
anderen Grunde zu ihr kommt als dem, ihr zu helfen und 
zu raten, von unendlichem Wert. 

Oft hat sich eine grosse Bitterkeit, mit oder ohne 
Grund in einer solchen Frau angcsammelt, sic denkt mit 
Hass ihres Mannes, und es ist ihr ganz rec ht, wenn Haus¬ 
halt und Kinder zu Grunde gehen. 

Da muss die pflegerische Persönlichkeit bemüht sein, 
die Frau zu einer milderen, versöhnlicheren Denkweise zu 
bekehren, sie aus ihrer verzweifelten Stimmung und Apathie 
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zu reisseii, und sie auf die ihr zu Gebote stehenden Hilfs- 
»nittel aufmerksam zu machen. 

Hier kommt in erster Linie die Armen Verwaltung in 
Frage. Die Frau des im Gefängnis befindlichen Mannes 
wird als Witwe betrachtet und hat den Anspruch auf 
Aimenunterstützung, wie eine solche. Die pflegerische 
Persönlichkeit wird mit dem zuständigen Armenkommissions¬ 
vorsteher Rücksprache nehmen und ihn in verständiger 
Weise auf die Notwendigkeit einer den Verhältnissen ent¬ 
sprechenden Unterstützung aufmerksam machen. Sie wird, 
wenn bemittelte Verwandte vorhanden sind, sich mit diesen 
in Verbindung setzen und versuchen eine Geldsumme zu 
erlangen oder die Verwandte zur Abnahme einiger Kinder 
für die Zeit der Inhaftierung ^es Mannes zu gewinnen, 
.'^ie wird, wenn Frau oder Kinder krank sind, dafür sorgen, 
dass der Arzt rechtzeitig gefriigt wird, und seine Anord¬ 
nungen befolgt werden. Die etwa entstehenden Kosten trägt 
dann der Verein. 

Sie wird die Frau veranlassen, diejenige von den 
unendlich vielen Wohlfahrtseinrichtungen Berlins in An¬ 
spruch zu nehmen, die für die Lage der Frau passend 
‘^ind. Hat die Frau nicht genügende oder nicht genügend 
bezahlte Arbeit, so wird sie sich bemühen, ihr solche zu 
verschaffen. 

Wir haben zu diesem Zweck ein Abkommen mit 
<-inem Arbeitsnachweisbureau getroffen, das gegen eine 
voll uns gezahlte kleine Gebühr, der Frau eine möglichst 
ihren Fähigkeiten entsprechende Arbeit verschafft. ^Nlacht 
die Mutter einen unmoralischen, und die Kinder einen ver¬ 
wahrlosten Eindruck, so wird im äussersten Falle Fürsorge¬ 
erziehung beantragt. 

Hat die pflegerische Persrnilicdikeit si(di nun genügend 
mit den Verhältnissen bekannt gema(dit, so sc hickt sic mir 
das ansgefüllte Formular zu, in dem steht, was sie getan, 
und was sie-vorschlägt weiter zu tun. 

ll’jttcr !ui G(;Lin<;nisk un Je. XT.II 



►Selbstverständlich ist die Pflegerin berechtigt, bei 
dringender Not gleich eine Geldsumme zu geben, die ihr 
dann vom Verein gegen Quittung zurückerstattet wird. 

In jedem Monat findet eine Vereinssitzung statt, in 
der jeder einzelne Fall von der betreffenden pflegerischen 
Persönlichkeit vorgetragen und dann gemeinsam beraten 
wird, was zu tun ist, und in welcher Weise Unterstützungen 
vom Verein .aus erfolgen können. 

Mit der Zeit hat es sich herausgestellt, dass die 
Zwischenräume von einer Sitzung zur andern für die Er¬ 
ledigung mancher Fälle zu gross sind, weil diese eine 
möglichst schnelle persönliche Rücksprache erfordern. 

Ich habe daher eine Sprechstunde eingerichtet, in 
der ich an einem bestimmten Vormittage in der Woche 
auf unserem Vereinsbureau bin, um dringende Angelegen¬ 
heiten zu besprechen. Diese Sprechstunde findet auch 
reichen Zuspruch von Frauen der Inhaftierten, und cs 
zieht an einem solchen Morgen oft eine Fülle unbeschreib¬ 
lichen Jammers an mir vorüber. Die persönliche Bekannt¬ 
schaft mit dieseji Bittstellern ist für mi(;h von unendlichem 
Wert, da man dadurch ein ganz anderes Interesse für sie 
gewinnt, als wenn man sie nur vom Papier her kennt. 

Sehr bewahren muss man diese Leute aber vor der 
Ansicht, die nur zu leicht entsteht: „Mein Mann oder ich 
sind bestraft, darum unterstützt uns“. 

Wie naiv die Gesuchsteller in der Beziehung oft 
sind, beweist, dass ich oft schon Briefe bekommen habe, 
in denen stand, „da mein Mann jetzt ^Mitglied von ihrem 
Verein geworden ist, bitte ich um eine Unterstützung“. 
(Heiterkeit.) 

Allein Bestreben ist es stets, die Leute zur Selbsthilfe 
anzuregen, was moralisch erstarkend auf sie wirken muss. 
Die Unterstützung kommt innncr erst in zweiter Linie und 
nur, wenn sie notwendig ist. 

^lelirfach ist es uns schon gelungen Familien vor 
dem vollständigen Untergang zu bewahren, deren Sachen 
alle versetzt waren, und die vor der Exmi.ssion .standen. 



Zahlreiche Briefe, die ich von den Ehemännern nach 
iln-er Entlassung erhalten habe, die voll des wärmsten 
Dankes waren, und in denen diese ohne noch um weitere 
I^nterstützung zu bitten, Besserung gelobten, beweisen, 
dass unsere Arbeit moralisch gesundend auf die Gefangenen 
oinwirkt, dasselbe ist mir auch mehrfach von den Anstalts¬ 
geistlichen versichert worden. 

Die Unterstützungen, die wir den Familien zu teil 
werden lassen, bestehen aus Geldsummen bis 30 M., l^ebeus- 
iiiittelsendungen im jedesmaligen Werte von 3 M., Milch- 
marken, Kleidungsstücken oder einzelnen Möbeln, vor allem 
Betten, die wir zu billigen Freisen aus dem Brockenverein 
beziehen, wenn wir sie nicht geschenkt erhalten. 

Sind Sachen auszulösen, so geben wir niemals die 
Summe, auf die der Pfandst'hein lautet, den Leuten in die 
Hand, sondern die Sachen werden vom Verein aus aus¬ 
gelöst, womit jedesmal die Warnung verbunden wird, nicht 
wieder mit dem Pfandschein zu kommen, sondern vorher, 
ehe sie im Begriff sind die Sachen aufs Leihamt zu tragen. 

Wie unüberlegt diese Frauen oft hiindeln, ist garnicht 
zu glauben, wenn man es nicht sieht. 

.Sie leben völlig gedankenlos, in der halbbewussten 
Idee, Hilfe von irgend einer Seite wird schon kommen. 
Vielleicht ist aber diese Gedankenlosigkeit notwendig, um 
sie nicht am Leben verzweifeln zu lassen. 

Bedarf die Frau eines juristischen Rates, wie es ja 
gerade bei ihnen oftmals notwendig wird, wenn ihr etwa 
vom Wirt wegen nicht bezahlter Miete die notwendigen 
-Möbel gepfändet werden oder sie die Unfall- bezw. In¬ 
validenrente des Mannes nicht ausgezahlt erhält, sie sich 
scheiden lassen will, oder aus aiuhu'en Gründen, so haben 
zwei Berliner Rechtsanwälte unserer Abteilung nnentgeU- 
liche Raterteilung zugesichert. 

Da zu der von mir geleiteten Abteilung auch die 
entlassenen weiblichen Gefangenen geliüren, und es grosse 
Schwierigkeiten macht, diese nach ihrer Entlassung in 
geeigneter Weise uuterzubringen, so wurde von vor- 
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schiedenen Vereinsmitgliedern mehrfach angeregt, die weib¬ 
lichen Strafgefangenen bereits vor ihrer Entlassung im 
Gefängnis zu besuchen, um während der Inhaftierung be¬ 
reits auf sie einzuwirken. 

Auf den Antrag unserer Abteilung erteilte der Herr 
Generalstaatsanwalt Wach 1er vor 2 Jahren einer Dame 
des Vereins die Erlaubnis, weibliche, in Einzelhaft befind¬ 
liche Bestrafte an einem bestimmten Tage der Woche 
in ihren Zellen zu besuchen. 

Diese Besuche sind sehr segensreich. Denn was kann 
es wohl Schwereres für eine Mutter geben, als plötzlich 
von ihren Kindern fortgenommen zu werden, sie oft einem 
rohen, unmoralischen Vater zu überlassen, ohne die Mög¬ 
lichkeit zu haben, von ihrem Ergehen zu hören? 

Da besuchen jetzt Vereinsdamen die Kinder, berichten 
der Mutter, wie es ihnen geht, oder bringen sie, w’enn der 
Vater sie vernachlässigt oder roh behandelt in geeigneter 
AVeise unter. 

Oft kommt es auch vor, dass der Mann oder die 
Eltern sich von der Gefangenen lossagen, sie lebt nun in 
der Angst: Wohin, wenn ich entlassen werde? 

Da ist es Sache der Besucherin, die Beziehungen 
zwischen der Familie und der Bestraften wieder anzu¬ 
knüpfen und Verzeihung für die oft nicht schweren Ver¬ 
gehen zu erlangen. 

Es ist uns dies auch schon öfters gelungen. 

Die Straftaten der verheirateten Frauen sind oft > 
nicht schwerer Natur. 

Es handelt sich meist um Eigentumsvergehen, Be¬ 
leidigungen, die in Tätigkeiten übergegangen sind, Unter¬ 
schriftsleistung bei Fälschungen, die der Mann begangen 
hat, und anderer Fälle, wo die Frau meist unter einem 
gewissen Zwang gehandelt hat. 

In allen diesen Fällen ist es mehr Pflicht der Be¬ 
sucherin, die Frau zu trösten und aufzurichten und ihr füi' 
die Zukunft mehr Ueberh'gung der Folgen ihrer Hand¬ 
lungen anzuempfehlen, als grossartig Aloral zu predigen 
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denn eine solche Frau ist hart genug durch die Trennung 
von Haus und Familie gestraft, als dass ein Rückfall leicht 
zu befürchten wäre. 

Auch bei unverheirateten weiblichen Gefangenen 
haben wir ab und zu gute Resultate gehabt. 

Wir haben einige auf dem Lande als Dienstmädchen 
untergebracht, eins dieser Mädchen sogar mit ihrem Kinde, 
das sie während der Gefangenschaft bekommen hat. Das 
Kind ist auf demselben Gutshof untergebracht, so dass die 
.Mutter es jeder Zeit sehen kann. Das Mädchen ist jetzt 
2 Jahre Köchin auf demselben Gut, und erfreut sich der 
vollen Zufriedenheit ihrer Herrschaft. In diesem Jahr 
hat sie eine der Prämien erhalten, die für gute Führung 
von unserem Verein ausgezahlt werden. 

Mehrfach ist es uns auch gelungen die Mädchen, je 
nach ihrer Profession in Berlin in geeigneten industriellen 
und ähnlichen Unternehmung unterzubringen. 

Ganz anders verhält es sich bei den moralisch und 
.'Sittlich gesunkenen Mädchen. 

Kin günstiges Resultat ist da kaum zu verzeichnen, 
sie sind meist nicht dazu zu bewegen Berlin zu verlassen, 
und beginnen ihr altes Leben, sobald sie die Gefängnis- 
inauern hinter sich haben. 

Ob hier durch persönliche andauernde Verbindung 
und moralischen Einfluss der Pflegerin auf ihre Schutz¬ 
befohlene ein Erfolg möglich sein könnte, ja ob eine solche 
Verbindung überhaupt denkbar ist, ist noch zu erproben. 

Jedenfalls hat die Abteilung des Vereins ancli diese 
.\urgabe als ein Zukunftsideal ins Auge gefasst, und wird 
sich glücklich schätzen, wenn es ihr gelingen sollte, einen 
Erfolg zu erzielen. 

Auf das Land kann nian solche Mädchen incht schicken, 
man wird .sie dadurch nicht bessern, sondern mir ihr ganze 
ringebung moralisch gefährden. 

Nur persönlicher fortgesetzter Idnfluss von Person 
zu Person kann hier etwas leisten. — -- 
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Ich komme nun zu dem dritten und letzten Zweig’ 
der Tätigkeit unserer Abteilung, nämlich den Recherchen, 
die sich auf die Verdienstanteile beziehen, die die Ge¬ 
fangenen ihren sich in Not befindlichen Angehörigen zu¬ 
kommen lassen können. 

Wie ihnen allen bekannt sein dürfte, erhält jeder Ge¬ 
fangene einen, wenn auch sehr kleinen Prozentsatz des 
Verdienstes, dei’ während der Zeit seiner Inhaftierung aus 
seinei" Arbeit gezogen wird. 

Auf diese Summe hat der Gefangene kein Recht, sie 

m 

ist sozusagen ein Geschenk des Staates an den einzelnen 
(befangenen, um ihm die Freude und den Mut bei der 
Arbeit zu erhalten, und ihn bei seiner Entlassung nicht 
mittellos dastehen zu lassen, lieber diese Summe kann 
der Gefangene nun bis zu einem gewissen Grade verfügen. 
Er kann sich sein Essen durch Hinzufügung von kräftigen¬ 
den Nahrungsmitteln als Eier, Schmalz, Milch etc. an¬ 
genehmer und mannigfaltiger gestalten, er kann aber auch 
seine sich in Not befindliche Familie durch dieses Geld 
unterstützen. Der Rest wird für die Zeit nach seiner 
Entlassung aufbewahrt. — 

Um nun den Gefangenen davor zu bewahren, bei 
seiner Entlassung im freudigen Rausch der wieder¬ 
gewonnenen Freiheit sofort alles Geld zu verjubeln, ins¬ 
besondere für unnötige, nicht in seinen Verhältnissen 
stehende Euxusgegenstände, die ihm durch die lange Ent¬ 
behrung doppelt reizvoll erscheinen, auszugeben, oder mit 
früheren Kumpanen und im Gefängnis erwoi bcnen Freunden, 
das Geld sofort zu vertrinken, und dann im trunkenen 
Zustand neue Verbrechen zu begehen, hat die Regierung 
beschlossen, das Geld nicht dem Gefangenen bei seiner 
Entlassung aiiszuhändigen, sondern es den betreffenden 
Fürsorgevereinen für den einzehu'n Gefangenen zu über- 
wt'isen. 

Die Regierung hat dies aus den oben angeführten 
Gründen beschlossen, aber auch, um den entlassenen Ge¬ 
fangenen zu zwingen, um das Geld zu erhalten, mit 
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dem Fürsorgeverein in Verbindung zu treten und als 
moralisch schwacher Mensch dort Anlehnung, Hilfe, Rat 
und — in gewissem Grade — Bevormundung zu erhalten. 
Näher hierauf einzugehen, gehört in ein anderes Gebiet; 
so viel aber war nötig, um zu erklären, weshalb und in 
welcher Weise die Verdienstanteilrecherchen durch Mit¬ 
glieder unserer Abteilung gemac^ht werden müssen. Dem 
«refangenen liegt selbstverständlich, gerade weil er meist 
f‘in moralisch schwacher Mensch ist, sehr wenig daran 
das Geld in der Verwahrung eines Fürsorge Vereins zu 
wissen, und er bemüht sich nach Möglichkeit es diesem 
zu enthalten. 

Zu diesem Zweck lässt er seine Verdienstanteile oft 
an Leute überweisen unter dem Vorwand, diese befänden 
sich in Not, oder er schulde ihnen Geld, oder sie hätten 
< in Kind oder sonst hilfsbedürftige Angehörige von ihm in 
Pflege. Wird dieses Geld nun ohne weiteres ausgezahlt, 
so g(dangt es oft an gänzlich unwürdige, die es auch gar- 
jiic ht verwenden dürfen, sondern nur aufbewahren sollen, 
lim es bei der Entlassung des Gefangenen gleich in dessen 
Hände gelangen zu lassen. Die.ser ist dann in der Lage, 
sieh der Aufsicht des Fürsorgevereins gänzlich zu ent- 
■/.ieluMi, und kann ungehindert in sein altes l.eben zurüek- 
kohren. — 

Früher wurden die Recherchen darüber, ob eine Unter¬ 
stützung des Gefangenen bei seinen Angehörigen ange- 
hrueht sei oder nicht, durch einen Polizeibeamten aus¬ 
geführt. Dies gab Anlass zu allerlei Unzuträglichkeiten. 
Meist liegt den Atigehörigen der Gefangenen sehr viel 
daran, zu verheimlichen, dass der Betreffende ini Gefäng¬ 
nis sei, ja es ist in ihrem Fortkommen oder Weiterbestellen 
im bürgerlichen Leben absolut notwendig, dass es geheim 
bleibt, und es erleichtert auch dem Lntlassenen die Kin k- 
kehr in das bürgerliche Leben. 

Wird eine Familie von Zeit zu Zeit von einem Heamtcm 
der Polizei besucht, der womöglich noch beim Wirt oder 
anderen Hausbewohner Erkundigungen über die Leute 
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einzieht, so ist das Misstrauen wachgerufen, und bekleidet 
z. B. die Frau eine Portierstelle, so ist fast als sicher 
anzunehmen, dass ihr diese genommen wird. Auch andere 
Erwerbsquellen wie, Aufwarteposten und Stellen als Wasch¬ 
frau und Plättin verliert leicht eine Frau, wenn es ruch¬ 
bar wird, dass der Mann ein Verbrecher und als solcher 
im Gefängnis oder Zuchthaus ist. So kann es kommen, 
dass die Frau durch die scheinbare Hilfe schlimmer daran 
ist als ohne diese. 

Wichtig ist es auch, dass es vor den Kindern geheim 
bleibt, dass ihr Vater eine Strafe verbtisst. 

Alle diese Gründe sprechen dafür, die auf die Ver¬ 
dienstanteile bezügliche Recherchen lieber durch Vereins¬ 
mitglieder als durch Polizeiorgaue vornehmen zu lassen, 
und es hat sich dies Verfahren bis jetzt auch durchaus 
bewährt. 

Vorteilhaft für die Familie des Inhaftierten ist diese 
Art, die Recherchen zu erledigen auch noch insofern, 
als ich auf die Fälle aufmerksam gemacht werde, wo der 
Familie auch noch in anderer Weise zu helfen ist. Wir 
lernen die Leute kennen und dringen in die Familien ein. — 
Dies wäre das Hauptsächlichste, was ich über die Tätigkeit 
unserer Familienabteilung zu sagen hätte. Ich habe mich 
bemüht, die speziell in Berlin bestehenden Schwierigkeiten 
und Hilfsquellen der Gefangenenfürsorgetätigkeit zum Aus¬ 
druck zu bringen. Der Austausch der gegenseitigen Er¬ 
fahrungen und Ansichten wirkt anregend und belehrend, 
und so hoffe ich hier auch lernen zu können aus der Art, 
wie an anderen Orten gearbeitet wird. (Bravo!) 


Vorsitzender: Die Versammlung .spricht Frau 
Dr. Langerhans den verbindlichsten Dank aus für 
diese interessanten Darlegungen, die uns ein klares Bild 
gogeben haben über die Tätigkeit einer Abteilung des 
Berliner Vereins. Wir begrüssen es ganz besonders, dass 
diese Tätigkeit von Frauen ausgeül)t wird und dass auch 
eine Frau uns über diese Tätigkeit referiert hat. (Bravo I') 



Ich erteile nunmehr dem Mitberichterstatter Herrn 
Geh. Regierungsrat D r. von E n g e 1 b e rg von ^lannheini 
das Wort. 

Korreferent Geli. Regierungsrat Dr. von E n g e 1 b e r g - 
.Mannheim: 

Meine hochverehrten Damen und Herren! 

Das Gebiet der uns gestellten Frage: Die schutzver- 
einliche Fürsorge zu Gunsten hilfsbedürftiger Familien 
Strafgefangener ist so unendlich weit und bei genauer 
Bearbeitung so unglaublich mannigfaltig, dass Ihre beiden 
Referenten sich darüber klar waren, dass die Frage¬ 
stellung nicht eine erschöpfende Behandlung des Themas 
bezweckte, sondern nur Gelegenheit geben sollte, einige 
strittige Punkte dieses Gebietes zu klären, die in der letzten 
Zeit etwa hervorgetreten sind. 

Diese Ansicht Ihrer Berichterstatter dürfte um so 
richtiger sein, als über die Notwendigkeit und Arten der 
Familienfürsorge auf verschiedenen Versammlungen ver¬ 
handelt und Klarheit geschaffen worden ist. Ich erinnere 
nur daran, dass die Frage bereits im Jahre 1878 auf dem 
Gefängniskongress zu Stockholm verhandelt wurde und 
seitdem ununterbrochen auf der Tagesordnung der Kongresse 
über Fürsorge und Gefängnis wesen stand. Sie beschäftigte 
nämlich im Jahre 1883 den Verein der Deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten in Wien, 1890 den congrös international 
de patronage des d^tenus zu Antwerpen; im gleichen 
.lahr den zu Petersburg tagenden interationalen Pönitentiar- 
kongress; 1901 in Cassel den Verband der Deutschen 
Schutzvereine; 1903 den congres national de patronage 
zu Marseille und zwar sehr eingehend; 1900 den inter¬ 
nationalen Gefängni-skongress zu Budapest und endlich 
1906 die Versammlung der Rheinisch - Wi'stpliälischen 
f 1 efängnisgesellschaft. 

.\ls Ergebnis aller dieser Beratungen und damit al^ 
feststehende und für zweifellos richtig zu eraclir('nde 
Ansicht ist zu bezeiclmen, dass die Füisorge an den 
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Familienmitgliedern Gefangener eine Notwendigkeit ist und 
eine Aufgabe der Schutzvereine für entlassene Gefangene 
darstellt. 

Die INotwendigkeit, sich mit der Familieufürsorge zu 
befassen, ergibt^ sich für die Schutz vereine aus dem 
Besserungszweck der Strafe, beziehungsweise für diejenigen, 
welche letzteren nicht anerkennen, aus dem Grundsatz, 
dass die vom Staate in Vollzug gesetzte Strafe zum 
mindesten den Betroffenen für die Gesellschaft nicht un¬ 
brauchbarer und damit gefährlicher machen soll. Die 
Familienfürsorge ist nämlich eines der bedeutendsten 
Mittel prophylatetischer Art, um die Gefahr des Rückfalls 
zu beseitigen, indem sie Vorsorge trifft, dass der aus der 
strengen Disziplin entlassene Gefangene nicht plötzlich 
seinen Trieben rückhaltlos überlassen wird, sondern in 
seiner Familie einen starken moralischen Halt hat. Sozial¬ 
politisch ist die Familienfürsorge gleichfalls von eminenter 
Bedeutung, die sie in erster Linie geeignet ist, der Bildung 
antisozialer Elemente entgegenzuarbeiten. Denn was soll 
aus den Kindern derartiger Familien werden, wenn die 
zur Erziehung und Pflege bestimmte Mutter infolge der 
Abwesenheit des Ernährers alle Kräfte aufbieten muss, 
um Brod ins Haus zu schaffen, mithin keine Zeit hat sich 
mit den Kindern zu befassen? 

Herrscht also über die Notwendigkeit der Familien- 
fiirsorge sowie über Grund und Zweck derselben Ueber- 
einstiinmung, so gehen andererseits die Ansichten darüber 
auseinander, wem diese Fürsorge obliegt und nach welchen 
(Grundsätzen sie ausgeübt werden soll. In ersterer Be¬ 
ziehung ist man sich darüber klar, dass als Träger die staat¬ 
lichen, kommunalen und kirchlichen Behörden neben den 
Schutzvereinen in Betracht kommen, aber über das V'er- 
liältnis ihrer Verpfichtungen ist man geteilter Meinung. 
Bezüglich der Art der Durchführung der Familienfürsorge 
herrscht vor allem Streit über die Vorau.ssetzungen des 
lungreil'ens. 



Muss verlangt werden, dass die Familie oder der 
»iefangene oder beide würdig sind? Welcher Grad von 
Bedürftigkeit muss vorliegen? Wie sind diese Feststellungen 
zu treffen? Wie ist das Verhältnis zur Armenpflege und 
zu anderen Vereinen ? Wie das der Schutzvereine zu 
einander? 

Der Absatz 2 der Frage hat die Referentin veranlasst, 
zu erörtern, welche Massregeln nötig sind um die Ver¬ 
hältnisse der Familien Gefangener klar zu stellen. Ich 
kann mich nach dieser eingehenden Aeusserung kurz 
fassen. Bei uns in Baden sind die Gefängnisvorstände 
ausnahmslos Vorsitzende oder Vorstandsmitglieder der 
Schutzvereine. Letztere sind also stets bestens orientiert, 
'la die Gefängnisvorstände durch den Briefverkehr und 
die Besuche der Gefangenen seitens ihrer Familien¬ 
angehörigen einen vorzüglichen Einblick in die Familien¬ 
verhältnisse haben. Infolgedessen sind Misstände hier in 
Mannheim nicht vorgekommen und Klagen aus anderen 
l.andesteilen mir nicht bekannt geworden. Es ist aber 
nicht zu verkennen, dass Misstände der beschriebenen 
Art Vorkommen können und dann selbstverständlich zu 
beseitigen sind. Von den zwei gangbaren Wegen, nämlich 
'i(Mi Erhebungen durch Polizei- oder durch Schutzvereins¬ 
organe, gebe ich letzteren den Vorzug. Man ist dann 
sicher, dass die Erhebungen mit mehr Verständnis und 
Interesse gemacht werden. Wie bei allem im Leben spielt 
die Liebe zur Sache und die Erfahrung hier eine Haupt¬ 
rolle. Heide Faktoren sind aber natürlich bei Mitgliedern 
oder Bediensteten der Schutzveiadne mehr vorhanden, als 
hei den stets wechselnden Polizeiorganen, überdies kann 
d< r Forderung, die Familie möglichst zu schonen, bei der 
Verwendung von Zivilpersonen viel mehr Rechnung ge¬ 
tragen werden. Damit will ich aber nicht sagen, da.s.s 
man die Polizei grundsätzlich nie verwenden soll, ln 
gewissen Fällen wird man ihrer Hilfe nicht entraten können, 
wie denn auch oft die Organe der Armenkommis.sion gute 
Dienste leisten. Das Ideal ist aber, die Schutzvereine so 



auszubauen, dass sie in der Lage sind, die für sie wissens¬ 
werten Dinge selbst zu ergründen. 

Ich glaube mich angesichts des eingehenden Referates 
mit dieser Darlegung meines Standpunktes begnügen zu 
sollen. Etwaige abweichende oder ergänzende Vorschläge, 
die sich auf Grund anderweitiger Erfahrungen für anders 
geartete Verhältnisse ergeben, können der Diskussion 
überlassen werden, denn es ist entschieden fruchtbringender, 
wenn an Stelle von Konstruktionen des Referenten An¬ 
regungen aus dem Leben und der Erfahrung heraus 
geboten werden. 

Gestatten Sie mir deshalb vielmehr als Hauptthema 
des Korreferates aus der Fülle der vorhin genannten 
Streitpunkte die Frage_ herauszugreifen, welclie Schutz¬ 
vereine zur Familienfürsorge verpflichtet sein sollen. 

Ich nahm mir vor, gerade diese Frage zu behandeln, 
weil sie nicht nur in Mannheim schon viele Schwierigkeiten 
gemacht hat, sondern auch mir vom V^'orsitzenden ein 
diesbezügliches Ersuchen des Herrn Kommerzienrates F r e y 
in Mühlhausen zur Berücksichtigung überwiesen w'urde. 

Die Frage, w'elchem Verein die Sorge um die Familie 
der Gefangenen obliegt, interessiert meines Erachtens 
sowohl die hier tagenden Verbände, wie au(*h die 
einzelnen Vereine. 

Was die Zuständigkeitsfrage zwischen (hm ver¬ 
schiedenen Verbänden anlangt, so ist diese in § .‘1 der 
Satzungen des Verbandes der Deutschen Schutzvereine 
für entlassene Strafgefangene geregelt, die wie folgt lautet: 
„Die Fürsorge für die entlassenen Gefangenen ini 
„einzelnen Falle ist Sache derjenigen Verbände oder 
„Vereine, deren Hilfe nachgesucht wird. 

„Ein Anspruch auf Kostenersatz kann gegen andere 
., Vereine, insbesondere auch gegen den Verein des 
■„Bezugsortes in UeberW’eisungsfällen nicht geltend 
..gemacht w’erden.“ 

Wie ersichtlich spricht dieser § aber nur von ent- 
lasseium Gefangenen. Fs fragt sich also überhaupt, ol) 



die Familienfürsorge durch ihn geregelt werden wollte 
und er deshalb schlechthin auf solche Fälle anzuwenden 
ist. Ich kenne die Entstehungsgeschichte der Satzungen 
nicht, bin also nicht in der Lage diese Frage zu ent¬ 
scheiden. Sollte sie jedoch von kompetenter Seite bejaht 
werden, so scheint mir der § dringend abänderungsbedürftig. 

Die Gesuche um Familienunterstützung werden nämlich 
meist während der Gefangenschaft, nicht aber nach der 
Entlassung gestellt. Reicht sie der Gefangene ein, so 
wendet er sich naturgemäss an den Verein seines Inter¬ 
nierungsortes ; will die an einem entfernten Orte wohnende 
Familie Unterstützung, so wendet sie sich meist ebenfalls, 
sei es direkt, sei es durch Vermittelung des Inhaftierten, 
an diesen Verein. Durch letzteren nämlich hat sie regel¬ 
mässig von der Existenz und den Leistungen dieses Vereins 
gehört, über den Vorstand oder den Geistlichen geschrieben 
l)okommen; wer an ihrem Wohnort die massgebenden 
Persönlichkeiten sind, weiss sie, wenn nicht etwa früher 
s( hon Straffälle in der Familie vorgekommen sind, in der 
Regel nicht. So führt also § 3 der Satzungen auf die 
P'amilie angewendet dazu, dass die Vereine der Straf- 
aiistaltsorte übermässig in Anspruch genommen werden. 
Die Bestimmung hat aber noch den Nachteil, dass dem 
hiernach zuständigen Verein nicht nur die Faniilienver- 
liältnis.se, .sondern auch die allgemeinen wirtschäftlichen 
Verhältnisse des Wohnortes der Familie unbekannt sind 
und eine eigene Ermittlung der Sachlage ihm unmöglich 
ist. Daraus aber ergeben sich die ärgsten Misständc. 

Wie die Verhältnisse innerhalb der •einzelnen Laiides- 
\ ereine liegen ist bei der Zersplitterung schwer zu sagen. 
.Tedeiifalls ist die Zuständigkeitsfrage nicht in allen Statuten 
der Zentralstellen für ihr Gebiet klar geregelt. F'ür diese 
Eiiizelvereine wirft sich nun vor allem die Frage auf: 
sind wir durch den § 3 der oben zitierten Satzungen 
gelmiiden, weil wir .Mitglied eines Verbandes sind, d(M’ 
^i(di jenen Satzungen unterworfen hat? Ist also für uns 
die Zuständigkeitsfrage sowohl fremden Verbänden als 
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lindern Vereinen des Landesverbundes gegenüber diirdi 
den § 3 der Verbandsatzungen geregelt? Die Frage ist 
sehr bestritten. 

• 

In Baden besagen die Statuten der Einzelvereine 
darüber nichts. Jedoch findet sich zu § 6, der über die 
Zuweisung Entlassener in andere Staaten oder aus solchen 
zur Fürsorge handelt, folgende Anmerkung: „Da die 
Zentralleitung des Landesverbandes der badischen Bezirks¬ 
vereine für Jiigendschutz und Gefangenenfürsorge Mitglied 
des Verbandes der Deutschen Schutzvereine für entlassene 
Gefangene ist, so müssen letztere bei etwaigen Ueber- 
weisungen im allgemeinen nach den Grundsätzen verfahren, 
welche zu § 1 Lit. a der Verbandsatzungen festgestellt 
worden sind. Es ist also hier die Verbandsatzung fin¬ 
den Einzelverein als massgebend erklärt. 

Der entgegengesetzte Standpunkt wurde im vorigen 
Jahre auf der Rheinisch -Westphälischen Gefängnisgesell- 
schaft eingenommen, wo Professor Langenberg folgende 
Leitsätze aufstellte: 

1. Die Festsetzung der (Grenzen ihrer Fürsorgetätigkeit 
ist unbestreitbares Recht der Einzelvereine. 

2. Die Einordnung der Einzelvereine in die Gesamtheit 
bedingt eine bindende Festsetzung ihrer Grenzen 
seitens der Einzelvereine und Mitteilung derselben 
an die Zentrale. 

3. Die Gründe für die Wahl des um Fürsorge ange¬ 
gangenen Vereines bei den nicht seinem Geschäfts¬ 
bereiche angehörigen Fürsorgefällen sind mitzuteilen. 

Sehen wir uns weiter bei einigen Hauptvereinen um, 
so finden wir auch grosse Buntscheckigkeit. Nach den 
Aufzeichnungen Dr. Wagners „Wirtschaftliche Fürsorge 
für die Angehörigen Detinierter“ beschränkt Frankfurt 
seine Familienfürsorge der Regel nach auf die in Frankfurt 
den Unterstützungswohnsitz habenden Angehörigen 
Detinierter. Andere in Frankfurt wohnende Familien 
Detinierter werden nicht oder nur soweit es da.s Armenamt 
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billigt, untei’Stützt; ausserhalb Frankfurts wohnende Familien 
werden ihren heimatlichen Armenbehörden überwiesen. 

Der Dresdner Bezirksverein weist alle nicht in 
Dresden Unterstützungsberechtigten ab. 

Der Berliner Verein zur Besserung der Strafgefangenen 
scheint sich nur mit Familien die in Berlin wohnen zu 
beschäftigen, denn es ist persönliche Ueberzeugung von 
(len Verhältnissen vorgeschrieben. 

Der evangelische Lokal verein zur Fürsorge für ent¬ 
lassene Gefangene und die Familien Gefangener in Breslau 
unterstützt in Breslau wohnhafte Familien evangelischer 
Gefangener die dort den Unterstützungswohnsitz haben. 

Es empfiehlt sich also Klarheit zu schaffen, welche 
< Grundsätze für die Familienfü^sorge gelten sollen. 

Gelingt es solche aufzustellen, dann sind die Ver- 
liältnisse für die Vereinsverbände und diejenigen der 
Kinzel vereine geregelt, die der Ansicht sind, dass die 
Verbandssatzungen auch für den Innenverkehr gütig sind. 

Die Einzelvereine aber, welche ihre Zuständigkeit 
unabhängig vom Landesverband zu regeln in der Lage 
sind, werden dann . wohl hierbei dem allgemeinen 
Ihuspiel folgen. 

Schauen wirmunmehr umher, welchen Vereinen eine 
Verpflichtung zur Familienfürsorge angesonnen werden 
kann, so können in Betracht kommen der Ort der Straf- 
verbüssung, der Ort der zuerst angegangen wird, der Ort 
des Unterstützungswohnsitzes, der letzte Wohnort des 
Gefangenen zurzeit der Inhaftierung und der Ort, an dem 
die P'amilien zurzeit der Antragstellung si( h dauernd anfhält. 

Der Ort der Strafverbüssung und des ersten Antrags 
scheiden für die Familienunterstützung wie erwähnt aus 
Gründen der Zweckma.ssigkeit aus, weil sonst die Orte 
mit Strafanstalten ungebührlich belastet würden und weil 
diesen dann zuständigen Vereinen jede Kontrolle be- 
luunmen ist, wenn die Familie auswärts wohnt. 

Den Verein des Ortes, an dem der Gefangene uml 
mithin seine Familie den Unterstützungswohnsirz hat. für 
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zuständig zu erklären, hätte den Vorteil, dass Kollusiojien 
mit den Armenbehörden vermieden würden. Allein wer 
einmal im Armenwesen gearbeitet hat, weiss dass die 
•Schutzvereine den dann nötig werdenden Verhandlungen 
über den Unterstützungswohnsitz nicht gewachsen sind 
und in Schreibarbeit untergehen würden. Man würde 
ferner wie in der Armenpflege den angegangenen Verein 
zur ersten Hilfe in dringenden Fällen verpflichten müssen 
und diesem überlassen den etwa regresspflichtigen Verein 
zu ermitteln, was angesichts des unsicheren Erfolges dieser 
Verhandlungen die Fürsorge notwendigerweise lähmen 
würde. 

Es bleibt also nur die Wahl zwischen dem Wohnort 
zurzeit der Inhaftierung und dem Aufenthaltsorte der 
Familie zurzeit der Antragstellung. Gegen den ersteren, 
den Wohnort zurzeit der Verhaftung spricht der Umstand, 
dass erfahrungsgemäss die Familie nach der Verurteilung 
oft den Wohnsitz wechselt, sei es um der Schande zu 
entgehen, sei es um Anschluss an Verwandte zu finden. 
Es ist ferner nicht selten, dass die Unterstützungs¬ 
bedürftigkeit erst lange nach der Inhaftierung eintritt, 
z. B. wenn ein Sohn zum Militär kommt. Der Verein des 
Wohnortes zurzeit der Inhaftierung müsste also vielfach 
in Fällen eingreifen, in denen er völlig ausser Stande ist, 
sich selbst über die einschlägigen Verhältnisse zu unter¬ 
richten, sondern in denen er völlig auf die Angaben des 
Aufenthaltes der Familie zurzeit der hervorgetretenen 
Unterstützungsbedürftigkeit angewiesen ist. 

Es erscheint deshalb am empfehlenswertesten den 
Verein des Ortes für zuständig zu erklären, an dem die 
Familie zurzeit des Antrags auf Unterstützung sich dauernd 
aufhält. Der verpflichtete Verein hat dann stets die 
Möglichkeit sich selbst an der Begründetheit des Antrags 
zu überzeugen, die nötigen Verhandlungen mit der Armen¬ 
behörde sind sehr einfach, weil diese am Orte ist, und 
(Midlich vermeidet man den ^lisstand, dass der zufällige 
AiihMithalt der P'amilie zurzeit dei’ Inhaftierung den be- 
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treffenden Verein für immer belastet, wenn auch das die 
Verpflichtung begründende Wohnungsverhältnis längst 
gelöst ist. 

Aus diesen Erwägungen heraus haben Ihre beiden 
Referenten die Ihnen vorliegenden Anträge gestellt, deren 
letzter darin gipfelt, dass die Fürsorge für Familien 
Inhaftierter dem Fürsorgeverein des Ortes, an dem die 
P’amilie zurzeit der Antragstellung auf Unterstützung 
ihren Wohnsitz hat, obliegen soll. (Bravo!) 

Präsident Freiherr von der G o 11 z - Strassburg: 
Ich bitte um’s Wort. 

Vorsitzender: Ehe ich diesem Wunsche statt- 
gt*be, möchte ich die Mitteilung machen: es war in Aus- 
>icht genommen, die Fragen 3 und 4 zusammen zu be¬ 
handeln, also die beiden Referenten für Frage 4; 

„Die Freizügigkeit derjenigen Strafentlassenen, 

welche eine Unterstützung von einem Gefangenen- 

schutzverein für sich erbitten wollen‘‘ 

«len Herrn Pastor Dr. von Rhoden und den Herrn Geh. 
Koraraerzienrat Frey auch gleich noch zu hören, weil wir 
gerade die Zuständigkeitsfrage am besten zusammen mit 
«lieser weiteren Frage behandeln. — Wenn kein Widerspruch 
erfolgt, so erteile ich das Wort dem Herrn Referenten Pastor 
I)r. von R h o d e n und behalte mir vor, Herrn Baron von 
der Goltz später das Wort zu erteilen. 

Berichterstatter Pastor Dr, von Rhoden- Düsseldorf: 

Meine Damen und Herren! 

Sie haben soeben von kompetenter Seite veniommcn, 
dass in Bezug auf die Zuständigkeit der Vereine in 
der Annahme von Schützlingen und deren Freizügigkeit 
lux h Unklarheit besteht. Diese Unklarheit wird ja nun 
Ireilich wohl leicht gelöst werden können hinsiclitlicli 
der Frage der Familienfürsorge. In Bezug auf die 
.'Strafgefangenen selbst aber sehe ich noch nicht so 
uhne weiteres eine vollbefriedigende Lösung. An und 
für sich handelt es sich bei meinen Leitsätzen, die ich 

lil.iuer tut Getan^nisk unde. XI II. 



namens der Rheinisch-westfälischen GefängnisgesellschaTt 
hier vorzulegen und zu vertreten die Ehre habe, um eine 
unscheinbare und verhältnismässig leicht zu erledigende 
Frage, die aber doch bedeutsam genug ist, weil sich in 
ihr das Wesen und der Sinn unserer ganzen Schutzvereins¬ 
fürsorge besonders deutlich widerspiegelt. 

Meine Damen und Herren ! Unsere Vereine sind freie 
Vereine, aus dem freien Entschluss der Menschenfreunde 
hervorgegangen, die sich für verpflichtet hielten, ihren 
sozial entgleisten und sittlich schiffbrüchigen Volksgenossen 
zu ihrer Wiederaufrichtung die helfende Hand zu reichen. 

Der staatliche Strafvollzug ist ja, wenn er wirksam 
sein will, auf diese Ergänzung durch die Entlassenenfür- 
sorge angewiesen und zwar auf die durch die Vertreter der 
(Gesellschaft betriebene Fürsorge. Die staatlichen Tlrgane 
können nicht als solche die Fürsorge durchführen. Dieser 
Grundsatz bedarf ja in einem fachmännischen Kreise kaum 
einer näheren Darlegung, und ich widme ihm nur deswegen 
noch einige Worte, weil inic'h den Ausführungen des Herrn 
Dr. Scharlach es schien, als ob doch vielleicht die Idee 
einer Verstaatlichung der Fürsorge, einer spezifisch staat¬ 
lichen Fürsorge, hier geltend gemacht werden sollte. 

Ich führe nur eine der jüngsten und wertvollsten 
Aeusserungen hierzu an. Geh. Rat Professor Kahl in 
Berlin stellte in seinem Düsseldorfer Vortrag vom vorigen 
Jahre über das Zusammenwirken von Staat, Kirche 
und freien Fürsorge verein, u. a. folgenden Leitsatz 
auf: „Die materiellen Funktionen der Entlassenenpflege, 
als einer an freiwillige Annahme gebundenen individuali- 
.sierten Fürsorge für leibliches und sittliches Wohl der 
Pfleglinge können mit Rücksicht auf das notwendig gesetz- 
rnässige, eventuell zwangsweise Handeln staatlicher Organe 
grundsätzlich nicht vom Staate auszuüben sein. Vielmehr 
ist diese Aufgabe eine Pflicht mid daher ein Recht der 
freien Vereine und der Kirche.“ 

Er führte dazu u. a. folgendes aus: „Die Individuali- 
.^icnnig der Fürsorge ist umso notwendiger, je verschieden- 



;»rti^er die Schwierigkeiteii sind, die es zu überwinden 
gibt, namentlich im Hinblick auf die Persönlichkeit und 
das Verhalten der Pfleglinge selbst. Alles bei'uht auf 
Freiheit und Freiwilligkeit. Denn zur Freiheit sollen 
sie erzogen werden. P]in Zwangsapparat w'ürde das Werk 
totlich treffen. Aber der p]ine ergreift bereitwillig und 
dankbar die rettende Hand. Der Andere ist von Misstrauen 
erfüllt, setzt allen Anerbieten die grössten Schwierigkeiten 
entgegen und muss erst innerlich überwunden werden, 
l.'eberall kann also im Hinblick, auf Bedürfnisse, Mittel, 
Tmstände, Personen nicht nach einem (xleichmass, nach 
Schema, nach festem Rezept, nach Verordnungen und Ver¬ 
fügungen gehandelt werden. Es handelt .sich nicht um den 
Vollzug von Reglements es handelt sich für jeden P^inzelnen 
um das Seine. Jeder Pflegling ist ein Fall für sich. Aus 
diesem innersten Wesen der PhitlassenenfUrsorge ergibt sich 
zunä(‘hst, dass ihre materielle PAmktion nicht vom Staate 
,:;eübt werden kann. P]s stellen sich zwei Schranken ent- 
ge.:Lren: aus der Natur des Staats und aus der Natur 
der Tätigkeit.*^ 

Das staatliche Handeln so legte er weiter dar, ist 
notwendig gesetzmässig und daher schablonenhaft. Der 
Staat kann nicht die persönliche behütende Fürsorge ausüben 
mid soll es auch nicht. „Täte er e.s, so fielen wir in den 
unerträglichen Zwang des Polizeistaates zurück“. 

End sodann ist das staatliche Handelit zwingender 
.Natur. „Zwangsweise Durchsetzung der Gefangenenfür¬ 
sorge würde aber nie mehr als Aeusserlichkeitserfolge 
erzielen.“ 

Meine Damen und Herren ! Damit ist selbst\ erständ- 
li' h in keiner Weise in PYage gestellt, dass der Staat und 
die staatlichen Organe auf das intensivste an der P^ürsoige 
interessiert .sind, und nieht blos interessiert, sondern un¬ 
mittelbar beteiligt schon in der Vorfürsorge, die naturgemäss 
doch nur in den Anstalten selbst vor sich gehen kann. 
Zwar, wie Sie wissen, ist durch die neue sehr dankenswerte 
Verfügung seitens des Ministeriums des Innern in Pi’eiissen 



den Vereinen bezw, den Zentralstellen die Möglichkeit an 
die Hand gegeben und ihnen gewissermassen aufgegeben, 
auch diese Vorfiirsorge in den Anstalten selbst durch ihre 
Vertreter, ihre Organe zu betreiben. Also die leitende 
Idee ist dann, dass die Anstaltsbeamten als solche, weder 
der Direktor, noch der Geistliche, sich mit der Entlassenen- 
fürsorge zu befassen hätten, sondern dieses Amt diesen 
Vertretern, die von aussen in die Anstalten hineinkommen, 
zu übertragen sei. 

Nun, meine Herren, Sie entsinnen sich, dass wir vor 
Jahren in Halle diese Frage sehr eingehend besprochen 
haben, und sie erinnern sich vielleicht noch des sehr leb¬ 
haften Widerspruchs einzelner Gefängnisbeamten, die mit 
grosser Vehemenz dafür eintraten, dass sie auf keine Weise 
sich dieses menschliche und amtliche Recht nehmen Hessen, 
um ihre Leute, an deren Wohl und Wehe sie im Laufe der 
Haft doch unmittelbar Anteil genommen hätten, sich weiter 
persönlich zu kümmern und persönlich die Schutzfürsorge 
für sie einzuleiten. 

Meine Damen und Herren! Sie werden zugeben, das 
dieser Standpunkt zum mindesten eine gewisse Berech¬ 
tigung hat. Wenn wir aber den amtlichen Organen, den 
Direktionen und den Anstaltsgeistlichen ohne weiteres 
einen Teil der Schutzfürsorge, zum mindesten die 
Einleitung der Schutzfürsorge zuerkennen, so entsteht 
nun leicht eine Schwierigkeit. Die Direktion bemüht sich 
nach den Vorschriften, möglichst viele der zu Entlassen¬ 
den „der Fürsorge zu unterstellen“. Dazu hat sie in vielen 
Fällen kaum ein anderes Mittel, als sie den Vereinen, die 
ihr aus den Verzei<!hnissen bekannt sind, also irgend welchem 
beliebigen Verein zuzuweisen, namentlich in dem Falle, 
wenn an dem Orte der Strafanstalt sich kein Schutzverein 
befindet, wie es ja bei vielen preussischen Anstalten, die 
an kleinen Orten errichtet sind, der Fall ist. Was hat also 
da die Anstalt zu tun? Sie sendet ihren Personalbogen 
aus an den betr. Verein, den sie um Schutzfürsorge er¬ 
sucht, und da muss man allerdings zugeben, dass die Vereine 
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nicht Unrecht haben, wenn sie gegen dieses oft recht 
schematische Verfahren der Personalbogen sich nachdrück¬ 
lich sträuben. Ich habe hier gerade einige Sätze von einem 
besonders tätigen, interessierten Verein, der sehr viele aus¬ 
wärtigen Entlassenen bei sich versorgt, die ich Ihnen doch 
nicht vorenthalten möchte: 

„Wir kennen alle die dürren Totenj>:erippe von Personalboj^vn, 
die uns 6 Wochen vor der Entlassung unserer Pfleglinge zu¬ 
gestellt werden, Personalbogen, darin in der Hegel kaum etwas 
anders zu lesen steht, als das, was wir auch vorher schon 
wussten, dass nämlich der Gefangene früher einmal geboren 
ist, ein oder mehrere Male bestraft wurde und nach Verbüssung 
seiner Strafe an einem bestimmten Tage mit etwas oder viel 
Geld wieder entlassen wird mit dein Wunsche nach D ..... . 
überzusiedeln. Ob der Mann stark oder .schwächlich, kränk¬ 
lich oder ge.sund, klein oder gross, willig oder unwillig, geschickt 
oder ungeschickt ist, alle.s Dinge, die uns bei der Fürsorge von 
der grösten Wichtigkeit sind, davon finden wir nichts in dieses 
Bogen. Das übliche Führungsprädikat „gut*', das mit dem 
studentischen „Nachteiliges ist nicht bekannt geworden“ am 
Wertlosigkeit wetteiffern kann, könnte sich die Anstalt getrost 
schenken." 

Nun, diese Personalbogen können ja zweifelsohne 
besser werden, und ich habe mir daher erlaubt, im dritten 
Leitsatz vorzuschlagen : „Die Empfehlung eines Schützlings 
darf in solchen Fällen nicht schematisch geschehen, viel¬ 
mehr sind die Gründe für die Wahl des um Fürsorge an- 
.gegangenen Vereins bei den nicht seinem Geschäftsbereiche 
angehörigen Fürsorgefällen mitzuteilen und ist eine ein- 
gehende Charakteristik womöglich mit selbstgeschriebenem 
Gesuch des Bewerbers vorzulegen.“ 

Aber das ist mir nicht die Hauptsache. Dringender 
s«-hei)it es mir, darüber eine Verständigung herbeizuführen, 
dass die amtlichen Organe, also ich will einmal sagen : die 
.Strafanstaltsdirektionen, bei der Einleitung der Sehutzfüi- 
sorge nicht voraussetzen können, ohne weiteres niclit vor- 
;iu<setzen sollten, jeder beliebige deutsche P^ürsorgeverein 
müsse ihnen Zwecks Unterbringung der ScliiUzlingt' zur 
Verfügung stehen und es liese sieh ji'de nur denkbare 



„Ueberweisuüg^* von einer Urenze dos Reichs zur anderen, 
zumal von Osten nacli Westen, einseitig von der Anstalt 
aus anordnen und der Aufenthaltsort des Entlassenen will¬ 
kürlich bestimmen. ’ Ich glaube, das würde doch zu grossen 
Schwierigkeiten führen, und daher haben wir uns in der Ver¬ 
handlung, die soeben von Herrn Geheimrat von Engelberg 
schon angezogen wurde, in unserer letzten Jahresver¬ 
sammlung doch dahin erklärt, dass eine unbedingte 
Freizügigk(fit nicht von uns zu befördern sei. 

Es ist zweifellos — das bedarf ja gar keiner weiteren 
Auseinandersetzung — dass es sehr oft erwünscht ist, Leute 
aus ihrer Heimat in andere Gegenden zu versetzen, sie 
aus ihren früheren Beziehungen herauszunehmen und in 
ganz neue fremde Verhältnisse zu verpflanzen. Diesem 
Bestreben würden in vielen Fällen unsere Vereine sich 
nicht vers(thliessen und insbesondere soU*he Leute auch von 
fern her annehrnen. Wir haben ganz fremde Leute aus 
Westpreussen oder Schle.sien nach Rheinland, in den In¬ 
dustriebezirk überhaupt, bekommen und angenommen. Soll 
aber das Prinzip der vollen Freizügigkeit, das hierin zum 
Ausdruck kommt, für die Füisorge in den Vereinsbezirken 
Sinn haben, so muss natürlich Gegenseitigkeit gelten, und 
es müssten die östlichen Vereine ebenso bereit sein, unsere 
Leute aufzunehmen, wie wir hiei* die ihrigen. Aber auch 
diese generelle Bereiterklärung würde uns wenig helfen, 
da bekanntlich der Zug nach dem Westen viel stärker ist 
als der umgekehrte, ln Wirklichkeit haben die regsameren 
Vereine unseres Industriebczirkes die ganze Fürsorgelast zu 
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tragen, wenn die absolute Freizügigkeit in dem Sinne pro¬ 
klamiert werden soll, dass jede ausserhalb unseres Gebiets 
liegende Strafanstalt jeden ihrer Entlassenen einem unserer 
Vereine überweisen dürfe, wohl gar, wie es vorgekoramen, 
einen ganz hoffnungslosen Rückfälligen „der Zwangsfürsorge“ 
eines unserer westlichen Vereine „unterstellen“ wolle. Das 
ist dann eine sehr bciiueme Weise, Fürsorge zu üben. Also 
der i\lann unterstellt sich der Füisorge oder, wie der 
sein* häufig vorkommende Ausdruck laut«“t, .,er tritt dem 
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^icfängnisverein bei“, und dadurch hat er Anspruch da¬ 
rauf, dass dieser Gefängnis verein ihn auf jede Weise unter¬ 
stützt und fördert! 

Meine Damen und Herren ! In unserer ganzen Sache 
ist ja die Mitwirkung der staatlichen Organe unentbehr- 
li('h. Wir können nicht blos als Fürsorgevereine als freie 
Vereine wirksamen Fürsorgeschutz ansüben. Das ist uns 
auch vollständig deutlich. Ich stehe in dieser Beziehung 
vollstängig auf dem Standpunkt, den uns Herr Dr. Schar¬ 
lach vorhin entwickelt hat. In Bezug auf die Polizeiauf- 
sichts- und Ausweisungsfrage sind wir ja völlig einig, und 
ich zweifle auch nicht, dass eine Verständigung hinsicht¬ 
lich dieser Freizügigkeitsfrage von Fall zu Fall durchaus 
möglich ist, wenn nur sowohl alle unsere Vereine, wie auch 
die aussendenden Anstalten und Organe sich nicht auf den 
Standpunkt des „Abschiebens‘^ stellen, d. h. wenn wir uns 
nicht immer nur fragen, wie wir möglichst den Betreffenden 
nn.s vom Halse halten. Ist das nicht der Fall, sind wir 
alle darüber im klaren, dass es unsere Pflicht ist, jedem 
nach Möglichkeit aufzuhelfen, so muss in der Tat eine 
^>rständigung möglich sein. 

Schwierigkeiten bleiben ja, und ich hoffe, mit meinen 
Leitsätzen einen Weg zur Lösung der Schwierigkeiten an¬ 
gedeutet zu haben, nicht die Lösung selbst: über diese 
wollen wir uns hier gerade unterhalten. Es ist das aller¬ 
dings heute deswegen etwas misslich, und ich möchte mit 
einem gewissen Vorbehalt diesen meinen Vorschlag machen, 
weil nur die Vereine hier vertreten sind und die andere 
Partei, der ich mich in gewisser Weise gegenübergestellt 
hahe: die Strafanstaltsdirektionen, abgesehen von 8üd- 
<lcutschland und Hamburg, leider nur durch einen 
]>reussischen Strafanstaltsdircktor vertreten ist, soviel ich 
davon Kenntnis habe. Sie müssten natürlich auch ihre 
M'*iiinng hier voll zum Ausdruck bringen können. 

Ich resümiere mich dahin: es wird eine Spaiimnii: 
zw ischen der amtlichen und d(*i' pidvaten Fürsoige bestehen 
ölrdben. .-Vber eine Verständigung ist zweifellos zu ermög- 
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liehen; nicht blos erstrebenswert, sondern erreichbar, aller¬ 
dings meiner Meinung nach nur unter der Voraussetzung, 
dass seitens der amtlichen Organe die Selbständigkeit der 
freien Vereine gewürdigt wi.rd, die aus eignem Antriebe 
und aus eignem Pflichtgefühl an die Sache herangehen, 
dass diese Selbstständigkeit in ihrer lokalen, aber auch in 
ihrer sozialen, sittlichen Bedeutung gewürdigt wird. 

Die Hauptsache ist natürlich immer, dass wir, was 
nun als Refrain in allen unseren Darlegnngen hier immer 
wiederklingt, mit Nietzsche zu sagen, nicht, „des Ver¬ 
brechens uns schuldig machen, unsere Verbrecher als 
Schufte zu behandeln“, sondern dass wir bei jedem unserer 
Entlassen den unendlichen Wert der menschlichen Seele 
respektieren. Sind wir darüber einig, dann wird auch über 
die Frage der Freizügigkeit und der Zuständigkeit der 
einzelnen Vereine immer mehr Klarheit und Ueberein- 
stimmung herrschen. (Bravo!) 

V or sitzender: Ich erteile nunmehr dem Mitbericht¬ 
erstatter, Herrn Geh. Kommerzienrat Frey, das Wort. 

Korreferent Geh. Kommerzienrat Frey-Mülhausen i. E.: 

Verehrte Damen und Herren! 

Nach den beredten Worten, die wir heute Vormittag 
und auch heute Nachmittag gehört haben, wird uns eine 
längere Rede über das uns jetzt beschäftigende Thema 
nicht erwünscht sein. Allein ich darf doch wohl ein Wort 
der Erklärung für meine lieitsätze geben und insbesondere 
für die Begründung. 

Ich glaube, meine TiCitsätze sind einfach und klar 
gefasst, so dass wohl wenig dabei zu ergänzen sein wird, 
und die Begründung will ich Ihnen vortragen. 

Es ist die Ansicht kundgegeben worden, dass die 
Vereine für diejenigen Gefangenen sorgen sollen, welche 
aus der Strafanstalt kommen, die sich in ihrem Bezirkp 
befindet. Das haben wir nicht annehnien wollen, weil wir 
das als eine grosse Ungerechtigkeit betrachten. Wenn 
z. H. der Fürsorgevei'ein von Brueh.sal, alle diejenigen, die 



in Bruchsal inhaftiert sind — es befindet sich dort eine 
grössere Anzahl — und deren Familien unterstützen soll, 
so würde das eine ganz ungerechte Verteilung sein. Das 
w’erden Sie mir wohl zugeben. Darauf habe ich diese 
LeitSiätze aufgesetzt. Es ist das geschehen, um eben eine 
gerechtere Verteilung herbeizuführen. Wir haben uns in 
Mülhausen bestrebt, nach bestem Wissen und Verstehen 
zu handeln. 

Aus dem Referat eines Vorredners, des Herrn Geh. 
Kats von Engelberg, möchte ich nur die wichtigen 
Worte herausgreifen: Liebe, Erfahrung, Verband und Mittel. 
Ich möchte dazu sagen, dass wir in Elsass-Lothringen 
keinen Verband haben. Wir sind dort vier Vereine: Strass¬ 
burg, Metz, Colmar und Mülhausen, ausser den Neben¬ 
vereinen, aber ohne jede Verbindung. Jeder Verein muss 
in seinem eigenen Bezirk seine Pflicht erfüllen. Liebe und 
Erfahrung bestehen ja auch bei uns: die Liebe zu unserm 
Werk, das uns so oft begeistert hat, und die Erfahrung 
von 22 Jahren in unserer Tätigkeit. 

Als wir diesen Verein gegründet haben, war unser 
Vorsatz, den entlassenen Strafgefangenen und ihren Familien 
nach bestem Wissen und Gewissen zu Hilfe zu kommen. 
Wir haben der hohen Kaiserlichen Regierung damals ver¬ 
sprochen, dass wir das ohne Rücksicht auf, Konfessionen 
durchführen werden, und wir glauben auch, dieses Wort 
g<*lialten zu haben. Die Mittel haben uns bis jetzt nicht 
gefehlt. Wir haben keinen grossen Reservefonds, dessen 
sich andere Gesellschaften, andere Fürsorgevereinc zu 
erfreuen haben. Aber ich kann ja wohl sagen, dass wir 
alle Unterstützungen, die wir für nötig erachtet, deren 
Würdigkeit und deren Zwe(;kniässigkeit uns klar v\ ar, 
haben gewähren können, und ich glaube, wir werden aucli 
in Zukunft noch immer die Mittel finden, uni keine IJnter- 
siützung zurückweisen zu müssen, die uns als notwendig 
und würdig erscheint. Ich muss das betonen und will 
hoffen, dass dies auch geschehen wird. Dann haben wir 



uns ausserdem noch immer im allgemeinen bemüht, voran¬ 
zukommen. 

Wenn wir in Mülhausen diese Verteilung vorgeschlagen 
haben, so ist das nicht geschehen, um uns einer Aufgabe 
zu entziehen oder Verpflichtungen auf andere Vereine ab¬ 
zuwälzen. Das ist nicht Brauch in Mülhausen. Wir werden 
nie Vorschlägen, anderen das aufzubürden, was wir als 
unsere Pflicht und Schuldigkeit anerkennen. 

Ich möchte Sie darum bitten, die Leitsätze, die ich 
die Ehre hatte, vorzuschlagen, anzunehmen, uns dadurch 
in unserm Werk aufzumuntern und uns aber auch im 
Bereich des Möglichen unsere Aufgabe zu erleichtern. 
(Bravo!) 

Vorsitzender: Indem ich den Herren Referenten 
für ihre interessanten Ausführungen danke, eröffne ich die 
Diskussion. 

Präsident F'reiherr von der G oltz-Strassburg: 

Meine Damen und Herren I 

Erschrecken Sie nicht, wenn ich auf das Katheder 
trete. Es soll darum doch möglichst kurz sein. Aber ich 
bin heiser und würde daher vielleicht nicht verständlich 
sein, wenn ich vom Platze, aus spräche. 

Es kann mir überhaupt nicht obliegen, nach vier so 
eingehenden .vorzüglichen Referaten noch einmal eine 
IJeberschau über alle die Gebiete zu geben, die vor uns 
verhandelt worden sind mit hunderten von Gesichtspunkten, 
die eine ganze Reihe von Gebieten ins Auge gefasst haben, 
sondern ich will mich auf einzelne Bemerkungen beschränken, 
und da möchte ich auf den letzterörterten Punkt zunächst 
eingehen: die Zuständigkeitsfrage. 

Da bin ich nun zu meinem Bedauern, was mir noch 
nicht oft in Auffassung der Tätigkeit im Gefängniswesen 
sowie im Fürsorge wesen passiert ist, mit Herrn von Engel¬ 
berg nicht einverstanden. Das Prinzip, dass die Unter¬ 
stützung regelmässig an dem Orte -- mehr ist ja nicht 
gesagt worden — zu erfolgen hat, wo die Familie wohnt. 
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scheint mir unrichtig zu sein. Nehmen Sie es mir nicht 
übel, wenn ich dabei nicht in alle Einzelheiten eingehe, 
sondern mich an die Hauptgesiehtspunkte halte. 

Wenn Fürsorge verlangt wird, ist der Ausgangspunkt 
dei- Bestrafte; und wir haben uns zu fragen, ob der Ort, 
wo die Bestrafung erfolgt ist, oder der Ort, wo der Mann 
gearbeitet hat, von wo aus er seine Familie ernährt hat, 
nicht derjenige Ort sein müsste, welcher den Verein be¬ 
stimmt, der in die Fürsorge einzutreten hat. Mir will das 
schon aus dem Grunde als das Richtige erscheinen, weil 
das Verziehen der Familie in einen anderen Bezirk die 
grosse Ausnahme ist, weil mit geringen Ausnahmen die 
F'atnilie bleibt, wo sie mit ihrem Ernährer zusammen ge¬ 
wohnt hat, und nur ganz vereinzelt die Familie verzieht. 
Also das ist der Ausnahmefall. Regelmässig nach dem 
Ansnahrnefalle zu verfahren, scheint mir unrichtig zu sein. 
I>ehandeln wir den Ausnahmefall eben als solchen; und 
dafür wird der Weg sehr leicht zu finden .sein. 

Es ist hier der Ausdruck „Unterstützungswohnsitz^^ 
inclirfaeh gebraucht worden. Der Herr Vorredner, llerr 
Geh. Kommerzienrat Frey, hat schon angedeutet, dass der 
Ausdruck für das Reichsland nicht pa.sst, da er dort noch 
nit hl e.xistiert. Wir würden ihn am liebsten aus einem 
etwaigen Beschluss entfernt sehen; namentlich dürfte er 
fiir uns nicht das Prinzip abgel)e»i. .Sondern der Ort, wo 
der .Mann zuletzt gearbeitet hat — und in der Regel, wenn 
auch nicht immer, wird er mit dem übereinstiinmen, wo 
er mit seiner Familie gewohnt hat — wird massgebend 
'ein müssen für den Verein, der zu unterstützen liat. 

Denken wir aber nocli einmal daran — das hat für 
d.is eine oder andere des Gesagten eine Bedeutung — 
wie kommen diese Anträge zustande ? Wenn ich aus meiner 
Erfalirung sprechen katm, die keine ganz Junge ist, s«» 
kommt vielleicht auf neun Fälle, wo der (Jefangene den 
Antrag auf Unterstützimg stellt, einmal der Falt, wo die 
Familie hervortritt. Also der Verein, der in die Unter- 
"tutzung in den neun Fällen einzutreten hat, ist dadurch 
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gegeben, wenn wir wissen — wo der Gefangene für seine 
Familie den Unterhalt erworben hat, wo er in Haft ge¬ 
nommen worden ist, wodurch denn auch der Gerichtsbezirk 
der Verurteilung bestimmt wird. Das ist für uns im Reichs¬ 
lande im allgemeinen massgebend gewiesen, und damit ist 
die Schwierigkeit beseitigt, dass der Fürsorgeverein, in 
dessen Bezirk ein Ort liegt mit grösserer Gefangenanstalt 
für das ganze Land oder für einen über die Grenzen des 
betr. Fürsorge Vereins hinausgehenden Landesteil etw^a ver¬ 
pflichtet erklärt werden sollte, für sämtliche Gefangene 
aus dem ganzen Lande oder Landesteil einzutreten; es 
muss vielmehr derjenige Verein eintreten, aus dem — icli 
will einmal den nicht immer passenden Ausdruck gebrauchen 
— der Gefangene eingeliefert w^orden ist. Das muss die 
Regel und der Ausgangspunkt sein. Ausnahmen w'^erden 
sich immer als notwendig erweisen. 

Nun wde ist der Vorgang in dem Hause? Der Ge¬ 
fangene darf nicht nach aussen korrespondieren. Was er 
nach aussen korrespondiert, geht durch die Direktion der 
betr. Anstalt. Es wdrd ihm von vornherein bedeutet: 
„Unterstützungsgesuche hast Du an den betr. Verein zu 
stellen“. Wer der betr. Verein ist, das hat nicht der Ge¬ 
fangene zu entscheiden, sondern der Beamte, der erfahren 
ist, der die Verhältnisse übersc^haut, die hier massgebend 
sein müssen. Er weist das Gesuch an den zuständigen 
Verein. Dabei können Irrtümer vorkomipen. Die Gefängnis¬ 
direktion hat sich geirrt, hat irgend einen Gesichtspunkt 
nicht beachtet, schickt das Gesuch also an einen Verein, 
der nicht zu.ständig ist. Was tut der Verein ? Nachprüfung 
der Verhältnisse schiebt er es an den benachbarten be¬ 
freundeten Verein einfach ab, und der behandelt die Sache. 
Es ist auch möglich, dass sie sich bei den Haaren kriegen, 
dass der eine sagt: „Nein, ich kümmere mich nicht darum“, 
und der andere sagt es auch. Immer wird sich aber in 
solchen Fällen doch schliesslich ein Verein finden, der in 
die Für.sorge eintritt. 



Es ist nicht mit Unrecht erwähnt worden: „Ja, wenn 
die Familie nun verzogen ist, dann hat man ja nicht die 
Kenntnis über die augenblicklichen Verhältnisse; wenn 
eine Frau da ist, so kann die einem alles mögliche darüber 
vormachen.“ Nun, dann wird eben der Verein des Wohn¬ 
ortes requiriert, und der wird niemals die Auskunft ver¬ 
weigern, und man wird die Auskunft nicht durch die Polizei, 
sondern durch den Schutz verein herbeiführen. 

Wenn ich das Wort „Polizei“ gebraucht habe, so kann 
ich auch mit einem Wort darauf eingehen, dass man die 
Erkundung der Würdigkeit durch die Polizeibeamten nicht 
vornehmen soll, sondern durch den Gefangenenschutzverein. 
Ich halte das für ganz selbstverständlich. (Sehr richtig!) 
1 dagegen gibt es einzelne Fälle, wo die Schutzvereine dazu 
nicht in der Lage sind, in denen die Behörde nicht zu 
umgehen ist. Nun, da mag die Polizeibehörde befragt 
werden. Aber dazwischen stehen immer noch, wie das in 
dem vorletzten Vortrag erwähnt worden ist, die Gefängnis¬ 
direktionen, die uns ganz anders nahestehen, als das in 
der Millionenstadt Berlin der Fall ist, da dort ein enger 
Zusammenhang zwischen den Gefängnisverwaltungen und 
den Schutz vereinen kaum durchführbar ist. Bei uns ist 
<T leicht durchführbar, wie vorhin erklärt worden ist. Es 
sind ein oder mehrere Mitglieder der Verwaltung des betr. 
< iefängnisses zugleich Mitglieder der Schutzvereinsleitung 
und können jede Auskunft erteilen. 

Die Bemängelung der Personalbogen, von der Heri- 
Pastor von Rhoden sprach, wundert mich. Ich bin ganz 
« rstaunt, dass die Fragebogen in Preussen so jämmerlicher 
.N'atur sein sollen. Wir haben einen Musterbogen von Frau 
l.angerhans in die Hände bekommen — und ich glaube, 
ich könnte den unsrigen auch vorführen — der eine recht 
gründliche Kenntnis über den Gefangenen zu verscliaffen 
vennag. Sind nun nach den individuellen Verhältnissen 
H'm Ii weitere Punkte aufzuklären, so verschafft man si( h 
»‘ben die Aufklärung und wird ganz sicher bis zuletzt die 
Polizei dabei vermeiden. Ist sie nicht zu vermeiden, gut. 
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dann ist damit doch nicht eine unsachgemässe Beliandlung- 
des Falls gegeben. 

Ich bin aber vielldcht .schon zu ausführlich gewesen 
und wollte nur noch einen. Einzelpunkt erwähnen. Die 
Organisation der Damenabteilung in Berlin scheint mir 
eine ganz vorzügliche zu sein und wird für mich — ver¬ 
zeihen Sie, wenn ich das sage — dadurch nicht schlechter, 
dass sie der unsrigen sehr ähnlich ist. (Heiterkeit.) Aber 
in der grossen Stadt, wo die Verhältnisse noch sehr viel 
verschiedenartiger sind, ist die Instruktion wohl noch sorg¬ 
fältiger ausgearbeitet, und es geht die Ausführung von 
Frau Langerhans auf allerlei Eventualitäten ein, die in 
kleineren Vereinen, in kleineren Städten sehr viel seltener 
eintreten. 

Wir haben von Anfang an — das möge dahin bemerkt 
sein, wo eine derartige Tätigkeit vielleicht erst in der 
Entwicklung begriffen ist — es für praktisch gefunden, 
erstens überall Danienvereine zu organisieren, in diesen 
Damen vereinen aber, entgegen dem Prinzip, das sonst bei 
uns obwaltet, nach Konfessionen zu trennen. Es hat si(*h 
als wünschenswert erwiesen, dass, um den Familien näher¬ 
zutreten, die Damen der betr. Konfession die Familien 
besuchen, und nach unseren Erfahrungen kann ich .nur 
dazu raten, wenn es sich um das Suchen neuer Wege 
handelt. 

Was nun den Besuch von Damen im Gefängnis an¬ 
geht, so darf ich mir wohl auch die Bemerkung gestatten, 
dass meines Wissens das Reichsland das erste Land im 
Deutschen Reich ist, wo die Zulassung von Damen der 
.Schutzvereine allgemein eingeführt wurde und zwar ist 
(las vor 25 Jahren geschehen. Sollte das in einzelnen 
{.ändern heute noch nicht der Fall sein, so wäre es sehr 
zu bedauern, und es wiire gewiss sehr gut, wenn der 
Sehutzverein eine Anregung dahin gäbe, dass sich die 
Kegierungen darin freier stellen, als sie es vielleicht bis 
dahin getan haben. 



Das, was von der Organisierung der freiwilligen 
Pfleger in Preussen mitgeteilt wurde, wonach für alle 
grösseren Anstalten bestimmten Personen gestattet ist, die 
(Jefangenen zu besuchen, das ist doch ein Zeichen, dass 
die Augen nach der Richtung heller geworden sind und 
dass man ähnliches wohl auch für andere Staaten, wo es 
etwa fehlen sollte, erreichen könnte. 

Ich will hier schliessen. Ich würde mich zu weit in 
Einzelheiten verlieren, wenn ich noch weitere Bemerkungen 
anknüpfen wollte. Ich will nur zu dem ersten Punkte' 
noch einmal resümieren: ich kann mich nicht dem Anträge 
des Herrn von Engelberg anschliessen, den Wohnort der 
f'amilie als ma.ssgebend für die Fürsorge zu betrachten, 
sondern das muss der Ort sein, wo der Gefangene zuletzt 
gearbeitet hat eventuell auch seine Wohnung mit seiner 
F’amilie gehabt hat und wo das Gericht sitzt, von dem er 
verurteilt worden ist. Das wird im allgemeinen eine sichere 
(Jrundlage bilden. (Bravo!) 

Präsident von Nestle- Stuttgart: 

Wir sind einig, dass die Bestimmungen unserer 
Satzungen in keiner Weise im Wege stehen, einen Leitsatz 
)>ezüglich der F’amilienfürsorge in der von dem Herrn 
Korreferenten vorgeschlagenen Weise anzunehmen, weil 
die Verbandssatzungen über die F'amilienfürsorge nichts 
enthielten. 

Bezüglich der Frage selbst bin ich meinerseits ent¬ 
gegen dem Herrn Vorredner mit Herrn (Jeh. Regierungsrat 
Dr. von FDigelberg darin einverstanden, dass es zweck- 
inäs.siger sein dürfte, die FVimilienfürsorge demjenigen 
\erein zuzuweisen, in dessen Bezirk der Wohnsitz der 
F'amilie ist, und zwar aus praktischen Gründen. F’.s ist ja 
ri< htig, dass, wenn ich so sagen darf, die Veranlassung, 
dio (Quelle der Fürsorgebedürftigkeit in der Inhaftierung 
<Ies (Jefangenen liegt und dass also der Ausgangspunkt 
derjenige Ort ist, wo der Gefangene seiner F'ainilie ent- 
zog<Mi worden war, wo er in Haft genommen wurde. 



96 


Allein bei der bestehenden Freizügigkeit ist es keineswegs 
sehr selten, dass nach diesem Zeitpunkt eine Veränderung 
und manchmal eine wiederholte Veränderung des Wohn¬ 
sitzes der Familie verkommt und zwar Veränderungen, die 
zum Teil von recht weittragender Bedeutung sind. Ich meine, 
dass es deshalb demjenigen Vereine, in dessen Bezirk der 
Betreffende von der Familie weggenommen wurde, in 
vielen Fällen geradezu unmöglich sein wird, die Verhältnisse 
der Familie in der notwendigen Weise zu erkunden und 
in der nach Lage der Verhältnisse zweckmässigen Weise 
die Fürsorge zu treffen. Es wäre dies nur möglich im 
Wege der schriftlichen Vereinbarung mit dem andern 
Vereine oder mit den betr. Ortsbehörden, und das hätte, 
abgesehen von allem andern, die Folge, dass die Fürsorge 
jedenfalls bedeutend verzögert würde. Vor allem aber 
ist es meines Erachtens bei der Fürsorge der Gefangenen 
bezw. auch für deren Familien in erster Linie notwendig, 
dass persönliche Erkundigung und persönliche Fühlung 
mit denjenigen stattfindet, für welche gesorgt werden soll. 
Das kann aber nur sein, wenn die Familie in dem Bezirk 
des Vereins ist, welcher die Fürsorge trifft. Ich möchte 
mich also dahin aussprechen, dass die Familienfürsorge 
demjenigen Vereine zufallen soll, in dessen Bezirk die 
Familie ihren Wohnsitz hat. 

Bezüglich des Vortrags des Herrn Pastors von Rhoden 
möchte ich meiner Auffassung dahin Ausdruck geben, dass 
die Spannung zwischen Strafanstaltsbeamten und Vereinen, 
von der der Herr Pastor gesprochen hat, nicht besser 
wird, wenn wir unsrerseits in das Gebiet der Strafanstalts- 
l)eamten hinübergreifen bezw., wenn ich so sagen darf, 
unsere Beschlüsse und Kundgebungen in präzeptiver Weise 
fassen. Das ist meines Erachtens in der These 2 sowohl 
der Fall, wie es mir auch in den Leitsätzen zur Frage 3 
aufgefallen ist. Ich mochte dringend empfehlen, dass wir 
unsererseits uns darauf beschränken, wenn es sich um 
Beziehungen zu Strafanstalten und deren Leitern handelt, 
etwaige Wünsche auszusprechen. Ich möchte vermieden 
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wissen, dass wir z. B. in Leitsatz Ziffer 2 sagen : „Die 
^’orfürsorge in den Strafanstalten kann daher, falls auf 
\ ereinsfürsorge gerechnet wird, den Entlassungsort nicht 
einseitig und willkürlich bestiraraen usw.“ Darin 
liegt ein gewisser’Vorwurf. Der ist ja wohl nicht gewollt: 
aber er kann herausgelesen werden, und das müssen wir 
vermeiden. Ich möchte deshalb empfehlen, in diesem 
Falle zu sagen: „Bei der Vorfürsorge in den Strafanstalten 
wird, falls auf Vereinsfürsorge gerechnet wird, vor der 
Eiitla.ssung mit dem betr. Fürsorgeverein ein Einvernehmen 
lierbeizuführen sein“, oder ähnlich. Nur keine präzeptive 
Bestimmungen! 

Zu der Personalbogenfrage möchte ich bemerken, 
<lass wir in Württemberg einen Fragebogen haben, der 
alles das enthält, was Herr Pastor von Rhoden in dem 
stdnigen vermisst hat. Es ist über die gesundheitlichen 
\ erhältnisse, die Körperkonstitution usw. darin Auskunft 
zu geben und auch eine Beurteilung von seiten der Straf¬ 
anstalts-Leitung bezw. der Beamtenkonferenz vorgesehen, 
die sich eingehend dazu äussern kann. 

Bezüglich der Leitsätze des Herrn Geh. Kommerzienrats 
Frey bedaure ich, ebenfalls Widerspruch erheben zu 
müssen. Ich kann mich damit nicht befreunden, dass, wie 
}ii(M- vorgcschlagen ist, die Fürsorge demjenigen Verein 
ziigewiesen werden soll, in dessen Bezirk, wie es hier 
licisst, die Verurteilung stattgehabt hat. Ja, meine Herren, 
das ist unter Umständen ein Verein, der mit dem Straf- 
\ <dlzug und überhaupt mit dem ganzen Verlaliren keinerlei 
Beziclmng hat. Ich führe einen Fall an. Es kam uns 
knrzlieh vor, dass ein Mann, der einmal in Stuttgart be- 
^••hiiftigt "war, dann nach Breslau gezogen ist, dort ver- 
li.iftet und zur Verurteilung nach Stuttgart gel)racht 
wurde. Er wurde verurteilt, es wurde ihm al)er gestattet, 
.'••ine Strafe in Breslau abzusitzen. Er wurde, wie er 
iriiig und stand, in seiiu'r Werkstatt in Breslau in Halt 
g'-nommen, und bei der I]ntlassung vom Stuttgarter (Jericdit 
'•rand er vollständig miitidlos da. So k.im er zu uns. 

IF iVv : tiii Cirfari^p.iskun«lo. XTII 7 
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Selbstverständlich haben wir ihm, weil wir uns sagten: 
der Mann muss so bald wie möglich zu seiner Familie, 
die Reisekosten nach Breslau gegeben. Wenn der Mann 
aber weiter zu unterstützen wäre, so müsste nach dem 
Vorschlag des Herrn Frey auch weiterhin der Stuttgarter 
Verein für den Mann in Breslau sorgen. Das wird doch 
nicht im Sinne der Vereinsfürsorge liegen. Dass wir ihm die 
Möglichkeit zu geben haben, zu seiner Familie zurückzukehren, 
war uns ganz klar. Die weitere Fürsorge, insbesondere 
für die Zeit, wo er seine Strafe in Breslau absitzt, wird 
Breslau zu übernehmen haben. 

Ich möchte deshalb vorschlagen, statt der Formulierung 
der Leitsätze des Herrn (leh. Kommerzienrats Frey 
zu sagen: 

„Die Fürsorge für die Entlassenen selbst ist von dem 
Verein des Wohnsitzes oder des jeweiligen Aufenthaltsortes 
zu tragen (zu vergleichen übrigens § 1 a, 2 und 3 der 
Satzungen des Verbandes der deutschen Schutzvereine 
und die Grundsätze des Vereins für das Verfahren bei 
lieber Weisung).Damit ist ausgesprochen, dass, wenn 
der Fall so liegt, dass der Betreffende von der Strafanstalt 
aus nach einem bestimmten Platze behufs Ergreifung einer 
Arbeitstätigkeit reisen will, selbstverständlich der Verein 
am Platze der Strafanstalt dafür einzutreten hat, und zwar 
ohne jeden Kostenersatz. Im übrigen aber wird auch 
hier wohl das gelten, was ich bezüglich der Familien¬ 
fürsorge ausgeführt habe, dass nur der Verein für einen 
Entlassenen richtig eintreten kann, welcher mit demselben 
persönliche Fühlung nehmen und die Verhältnisse durch 
eigne Anschauung und eigne Kenntnisnahme prüfen und 
alles das, was erforderlich ist, in unmittelbarer Fürsorge 
bewirken kann. 

Die Ziffer 3 der Leitsätze des Herrn Geh. Kommerzien¬ 
rats wird alsdann als überflüssig wohl entbehrt werden 
k'üiiH'n. 



( leneralstaatsanwalt P r e e t o r i u s - Darin.stadt: 

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir nur 
eine ganz kurze Bemerkung, die sicdi auf die Praxis 
gründet, die wir in Hessen haben. In Hessen gibt es 
überhaupt nur einen einzigen Schutzverein, und es besteht 
die Hebung, dass die Gefangenen, wenn sie sich während 
ihrer Strafhaft überhaupt als Schützlinge des Schutzvereins 
betrachtet zu sehen wünschen, ihren diesbezüglichen An¬ 
trag bei der Strafanstaltsdirektion stellen und dass dann 
die Strafanstaltsdirektion die sämtlichen Anträge dieser 
• iefangenen, gleichviel woher sie sind, gleichviel wo 
ihre Familie ist, gleichviel wo sie seiner Zeit verurteilt 
worden sind usw., unserm Schutzverein übermittelt. Der 
Schutzverein hat dann die Aufgabe, je nach der Lage des 
Falles darüber zu urteilen, ob er selbst der zuständige 
Verein ist oder ob er die Hilfe eines anderen Schutz¬ 
vereins in Anspruch zu nehmen hat. 

Genau so wird es gemacht, meine Damen und Herren, 
wenn ein Antrag auf Unterstützung von einer Familie 
cingeht, also nicht von dem Gefangenen, der sich in der 
.Stiafhaft befindet, sondern von der Familie, die ausser¬ 
halb des Strafortes wohnt. Auch diese Familie übermittelt 
ihren Antrag an den Schutzverein Hessen, und der hessische 
Schutzverein hat nunmehr zu untersuchen was praktisch 
(»fler unpraktisch ist. 

Ist es praktisch, dass der hessische Schutzverein 
nach Lage der Verhältnisse selbst die Fürsorge übernimmt, 
ist er dazu je nach der Lage des Wohnortes usw. imstande, 
so tut er es; im anderen Falle setzt er sich mit dem 
anderen Schutzverein in Verbindung. Ich glaube, dass 
«liese Zentralisation auf den Seliutzverein, der der Straf¬ 
anstalt zugehört, meiner Ansicht nach eigentlich alle 
Schwierigkeiten aus dem Wege i’äumt. Nicht die Straf- 
.instaltsdirektion ist ma.s.sgebcnd für die Untersuchung, 
welcher Schutzverein zuständig ist, sondern der Schutz- 
vcrciii, an den der betr. Wunsch übermittelt wt^rden wird. 
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Es ist meiner Ansicht nach ausserordentlich schwer 
bei der grossen Verschiedenartigkeit der Fälle, die erzeugt 
werden können, bestimmte Grundsätze auszusprecheri, nach 
denen demnächst gelebt werden soll; denn die Fälle sind 
gar zu mannigfaltig, als dass man da ein bestimmtes 
Schema aufstellen könnte. Nehmen Sie z. B. folgenden 
Fall, der auch gar nicht allzu selten vorkommt. Es wird 
jemand vor Jahren bestraft, ich will einmal sagen: in 
Bayern;* das ist ein Fall, der mir kürzlich vorgekommen 
ist. Der Mann verzieht, nachdem er bestraft worden ist, 
mit seiner Familie nach Hessen. Er findet dort zunächst 
eine Stelle, später geht es ihm aber sehr schlecht, und zwar 
kann er ziemli(th deutlich nachweisen, dass lediglich der 
Klotz, der ihm durch seine frühere Bestrafung ans Bein 
gebunden w'orden ist, das Hindernis ist, welches seinem 
Vorwärtskommen im Wege steht. Nachdem alle Ressourcen 
versagt haben, wird ihm gesagt, er solle es einmal bei 
dem hessischen Schutzverein versuchen, vielleicht tue der 
etwas. Der Mann sitzt mit seiner Familie in Hessen. Er 
wendet sich an den Schutzverein. Soll dieser glatt seine 
Hilfe versagen nur aus dem Grunde, weil der Mann in 
Bay-ern verurteilt worden ist? Soll er den Schutzverein 
in Bayern für eine Familie angehen, die dem bayerischen 
Schutzverein vollständig entzogen ist, die von dem 
bayerischen Schutzverein aus gar nicht mehr kontrolliert, 
gar nicht mehr überschaut werden kann ? 

Ich erwähne nur diesen Fall, weil er nicht so selten 
ist und weil ich es mit Rücksicht darauf für am richtigsten 
finde, wenn eine Zentralisation in dem Sinne, wie ich sie 
vorhin angedeutet habe, an gebahnt wird. 

Was nun die Personalbogen anbelangt, von denen 
ich zu meinem Erstaunen und Befremden gehört habe, so 
wird in der Beziehung bei uns auch ganz anders ver¬ 
fahren. Bei uns wird jeder Sträfling, wenn er in der An¬ 
stalt eingeliefert wird, nicht bloss befragt, ob er sich die 
Pflege des Schutzvereins gefallen lassen oder ob er darum 
einkommen will, sondern auch ganz genau über seine 
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]jersöiilicheii Verhältnisse befragt. Wir sind durch die 
Strafanstalten regelmässig nicht bloss darüber in Kenntnis 
gesetzt, warum der Mann bestraft ist, ob er Vorstrafen 
gehabt hat, ob er verheiratet ist, Kinder hat, wo die 
Familie wohnt, sondern wir wissen auch genau, wess’ 
tieistes Kind er ist, ob er willig ist, ungeschickt usw,, ob 
er gesund oder krank ist. Das sind alles Verhältnisse, 
über die wir durch die Anstaltsdirektion völlig informiert 
werden, ^längel sind da niemals eingetreten, und ich 
muss sagen : ich kann es nur als recht grosse Engherzigkeit 
betrachten, wenn Strafanstaltsdirektionen sich auf die paar 
Notizen beschränken, wie sie uns von Herrn Pastor 
von Rhoden mitgeteilt worden sind. Das sind ja nattir- 
Ii« h Unvollkommenheiten, die bei unserer Aufgabe schlechter¬ 
dings gar nicht Vorkommen dürfen. (Bravo!) 

Ueh. Kommerzienrat Fre y-Mülhausen i. E.: 

Ich möchte nur auf die Rede des Herrn Präsidenten 
V o n Nestle von Stuttgart erwidern: es handelt sich da um 
einen Ausnahmefall. Ich glaube, es werden wenige Personen 
in der Versammlung hier anwesend sein, die von einem 
Falle, ähnlich dem, der sich zwischen Breslau und Stutt¬ 
gart abgespielt hat, Kenntnis haben. Für solche Fälle ist 
nun gerade mein Punkt 8 massgebend, der besagt, dass sich 
die Vereine miteinander verständigen sollen. Ich meine, 
da wäre eine Verständigung zwischen Breslau und Stutt¬ 
gart sehr leicht zu erreichen gewesen. 

Ich wollte das nur erwidern. 

Dberamtsrichter S c h r e d e 1 s e k e r - Eininenditigen : 

Wenn die Angehörigen eines (lelangenen aus- 
nalmislos durch den Schutzverein desjenigen Ortes, in 
dessen Bezirk sich die Familie des.selben befindet, unter¬ 
stützt werden sollen, dann sollten aber künltighin auch 
die Erkundigungsbogen bezw. die Personalbogen der Struf- 
anstalt, aufgrund deren Unterstützung werden soll, no< h 
ganz bestimmte Fragen beantwortiui über die Faiuilien- 
verliiiltnisse, über die Erwerbs- und Ernährungsverhältnissi“ 



unmittelbar vor der Inhaftierung des betr. Gefangenen: 
denn sonst kann es Vorkommen, M as sich jüngst bei dem 
Bezirksverein Emmendingen, dem ich vorstehe, ereignet 
hat, dass die Frau eines Mannes längere Zeit hindurch 
fortgesetzt unterstützt Avird, die schon mehrere Jahre von 
ihrem Manne getrennt lebte. Der -yiann wollte offenbar 
wieder bessere Beziehungen mit seiner Frau vom Gefäng¬ 
nis aus anbahnen. Aber der Fall lag um so krasser, wie 
sich erst nachträglich nach der fortgesetzten Unterstützung 
herausgestellt hat, als die Frau jede Versöhnung mit ihrem 
Manne in Abrede gestellt bezM^ abgelehnt hat. 

Es muss also in diese Erkundigungsbogen auch noch 
die eine oder andere Frage über die Familien-, Erwerbs¬ 
und Ernährungsverhältnis.se des Inhaftierten vor seiner 
Verhaftung aufgenommen Merden, damit solche Fälle nicht 
so leicht Vorkommen können, Avie der, den ich Ihnen an¬ 
geführt habe. 

Präsident Freiherr v on d e r G o 11 z - Strassburg : 

Ich nehme nur noch das Wort, um ein etM-^aiges 
-Alissverständnis zu beseitigen. Es scheint mir, als AA^enn 
liier und da nicht scharf unterschieden Avorden Aväre 
ZAvischen der Zahlungspflicht bei der Unterstützung und 
der Ausübung der Pflege. Dass die Pflege nur in dem 
Bezirke geübt Averden kann, wo die Familie Avohnt, das 
ist für mich ZAveifellos. Ich kann nicht von Strassburg 
aus jemanden pflegen, der in Bromberg Avohnt, sondern 
da muss ich mich an den Brombei ger Verein Avenden und 
sagen: „Ich komme für die Unteistützung auf. Der Fall 
ist bei mir praktisch gcAvorden ; icli bin der Vei'iiflichtete 
und AA'crde zahlen: aber Du übernimmst die Aveitere 
Fürsorge.“ Wenn ich anders handeln Avürde, dann würde 
das, was Herr Pastor v o n R h o d e n mit Recht angedeutet 
hat, zu befürchten sein, was Avir in der ArinenverAvaltung 
so oft erleben : dass aus dem Osten die Familien nacli 
<lein Westen gingen, wo sie reichlicher unterstützt Averden, 
und wir hätten hier eine ganze .Menge von solchen Familien 



zu unterhalten. Hört man nun: der eine Sclmtzverein 
ist furchtbar freigiebig, da fehlt es nie: was gefordert 
wird, das wir gegeben, dann ziehen die Familien in dessen 
Bezirk. Was macht es der Frau aus, ob sie hier oder da 
ihre Kinder zu ernähren hat. Wenn sie an einem Orte 
wesentliche Unterstützung zu erwarten hat, wird sie 
dahin ziehen. 

Das darf nicht unterstützt werden. Man muss sich 
wegen der Unterstützungspflicht an denjenigen Ort halten, 
wo der Betreffende zuletzt verdient hat, wo er bestraft 
wotflen, wo er verurteilt worden ist, aber nicht an den 
zufälligen Wohnsitz der Familie, die, wie ich es wenigstens 
orfahron liai>e. unter Umständen zwei- oder dreimal um- 
zinlit. W'uni cs ihr heute nicht gefällt, zieht sie 

tnof gon d.ihiii. 

Referentin Frau Landgerichtsrat Langerhans- 
r.eilin: 

Ich wollte mir nur eine kleine Bemerkung erlauben. 

Ich fürchte, wenn zwischen dem fürsorgenden Verein 
lind dem zahlenden Verein getrennt wird, so ward der 
zahlende Verein jedenfalls sehr ungünstig gestellt sein, 
denn es liegt die Gefahr nahe, dass der fürsorgende Verein 
auf Kosten des zahlenden Vereins sehr freigebig sein würde. 

Gefängnisdirektor Dr. G e n n a t-Hamburg-Fuhlslnittel: 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, über einen 
Leisten können wir die ganze Sache überhaupt nicht 
schlagen, und i(*h habe mir desAvegen das Wort erbeten, 
um Ihnen mit ganz wenig Zügen zu schildern, wie die 
Sache in dem räumlich .so begrenzten llaml)urg liegt. 

Wir haben verschiedene Fürsorgeeinrichtungen. Ein¬ 
mal besteht der Unterstützungsfonds, der von mir in 
meiner Eigenschaft als Gcfängnisdircktor verwaltet Avird 
und zu dem die Gefangenen seihst dadurch beizutragen 
haben, dass ihnen 10 von der Arbeitsbelohnimg abge¬ 
zogen Averden. Ich bin für meine Person bereehligt. au> 
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diesem ünterstützungsfoiids Unterstützungen bis zur Höhe 
von 30 M. im Einzelfalle zu geben, also auf einmal eine 
solche Summe zu zahlen, was natürlich nicht ausschliesst, 
dass dieselbe oder eine kleinere noch ein späteres mul 
gezahlt wird. 

Es melden sich selbtredend viele Leute bei mir, um 
eine Unterstützung zu bekommen. Sie bewerben sich um 
solche teils für ihre Person, teils für die Familie, und im 
letzteren Falle ist es mir gleichgültig, wo die Familie sich 
aufhält, weil ich davon ausgehe: der Mann ist in Hamburg 
bestraft worden; durch seine Bestrafung in Hamburg ist 
mittelbar oder unmittelbar die Not der Familie verschuldet 
worden. Wenn also überhaupt eine Veranlassung zu einer 
Unterstützung vorliegt, dann frage ich nicht danach: wo 
ist der Unterstützungswohnsitz ? Wo hat der Mann zuletzt 
in Arbeit gestanden? Wo wohnt die Familie? Sondern 
nur: wo hält sie sich in diesem Augenblicke auf? 

Wir haben in Hamburg ferner zwei Fürsorgevereine: 
einen älteren von 1839, der ein ziemlich schläfriges Dasein 
führt, wie ich an dieser Stelle leider erklären muss, und 
einen jüngeren ausserordentlich rührigen von 1901. Der 
erstere unterstützt grundsätzlich^—Ausnahmen Vorbehalten, 
wie schon aus dem Wort „grundsätzlich‘^ hervorgeht — 
nur solche Leute, die in irgend einer Weise dem 
Ilamburgischen Staate zur Last fallen würden, also in 
Hamburg unterstützungswohnsitzberechtigt oder landarm 
sind, andere nicht. Der Fürsorgeverein von 1901 hat sich 
diese Grenze nicht gezogen. Nun steht die Sache so, dass, 
wenn ein Gefangener nicht von mir aus aus dem Unter¬ 
stützungsfonds eine Unterstützung haben, sondern einen 
dieser P^ürsorgevereine angehen will, ich dem nie das 

t 

Geringste in den Weg lege. Der Vorgang besteht ge¬ 
wöhnlich darin, dass der Mann einen schriftlichen Antrag 
formuliert, der von mir lediglicli weitergegeben wird. 
Darum kümmere ich mich dann gar nicht, ob der Verein 
— ich will einmal den von 1839 hervorheben — sich des 
Mannes annclmien wird, weil ich sage: das geht midi 



nichts an, das ist Sache des Vereins; mag er sehen, wie 
er damit fertig wird. Ich halte mich nicht für berechtigt, 
den Mann zu bevormunden, was nicht ausschliesst, dass 
ich im Einzelfalle, wo ich glaube, dass der Verein den 
Mann nicht berücksichtigen wird, zu ihm sage: „Sie 
wenden sich an die falche Adresse, der Verein wird das 
seinen Satzungen wegen nicht tun.“ Wenn er sich dennoch 
aji den Verein wenden will, so lasse ich ihn schreiben. 

Im Verein von 1901 ist der Vorsitzende einer meiner 
Gefängnisgeistlichen. Da melden die Leute nur, sie wünschen 
den Herrn Pastor zu sprechen, und der lässt sie dann rufen. 

Dann haben wir noch den von Herrn Pastor 
Dr. S e y f a r t h ins Leben gerufenen Deutschen Hilfsverein 
für entlassene Gefangene, der das ganze Reich umspannt, 
aber in der Hälfte der Fälle den Hamburgern zugute 
kommt. Dem gegenüber verhalte ich mich ebenso. Er 
beschäftigt sich mit der Familienfürsorgo wenig oder 
gar nicht. 

Endlich haben wir eine Einrichtung, die einen 
stiftungsartigen Charakter trägt und deswegen „Stiftung“ 
heisst, die 1888 von dem Rentner Jonas mit einem 
Kapital von damals 120000 M. ins Leben gerufen worden 
ist. Diese Stiftung will sich gerade auch der Familien 
und vor allen Dingen der Kinder von Strafgefangenen und 
von Untersuchungsgefangenen annehmen und ist durcli 
ihren ganzen Charakter allerdings darauf angewiesen — 
Grundsatz ist es nicht, aber es wird in der Regel danach 
verfahren — dass nur die Familien von solchen Iidiaftierten 
unterstützt werden, die in Hamburg bestraft sind und in 
Hamburg ihre Strafe verbüssen. Es kommt ja auch vor, 
dass die Leute von Hamburg verziehen und dann ausser¬ 
halb ihre Strafe verbüssen, weil sie nur scclis Woclum 
beträgt und die Strafvollstreckung nach auswärts über¬ 
nommen wird. Die Stiftung sagt sicli aber: „Wir können 
die notigen Erkundigungen nur bekommen, wenn die I.eiur 
am Platze sind“; denn in ihren Satzungen steht .aus¬ 
drücklich, dass sie in engstem Zusammenhänge mit der 
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liefüngnisdirektion arbeiten soll, und vermöge ihrer 
Satzungen ist der Gefängnisdirektor membrimi iiatHui, 
geborenes Mitglied, ihres Vorstandes. Also kraft seines 
Amtes wird er in den Vorstand berufen, während die 
übrigen drei V orstandsmitglieder aus einer Wahl hervorgehen. 

So spielen sich die Verhältnisse bei uns ab. Die 
Satdie liegt dann aber weiter so, dass die Gefängnisbeamten 
teils in höherer, teils in geringerer Zahl den verschiedenen 
Vereinen angehören und dass dadurch mittelbar die Ver¬ 
bindung mit der Gefängnisverwaltung hergestellt ist. Ich 
hebe insbesondere hervor, dass die Geistlichen durch ihre 
Dienstanweisung verpachtet sind, einem der bestehenden 
Fürsorgevereine anzugehören. Ich erwähnte ja schon den 
Verein von 1901, der sogar von einem Geistlichen ge¬ 
gründet worden ist und geleitet wird. 

Auch der Staat selbst leistet dadurch eine ßcihille. dass 
er einmal den Fürsorgevereinen eine Jährliche l aiterstülzung 
zahlt. Sie haben ja schon gehört, dass der Deutsche 
Ililfsverein für sich allein auf mehrere .Tahre eine nicht 
unbedeutende Summe bekommen soll. Im übrigen wendet 
der Staat den nicht gerade sehr nennenswerten Beitrag 
von 1500 M. auf, der aber wohl erhöht werden wird. Der 
Staat treibt Fürsorge auch insofern, als der Lehrer der 
Jugendlichen und die Lehrerin kraft ihrer, jener bei den 
männlichen .Jugendlichen, diese bei den weiblichen Ge¬ 
fangenen, Dienstanweisung verpflichtet sind, die Fürsorge 
zu üben. Im übrigen gehört, um es zu Aviederholen, ein 
grossei' Teil der Gefängnisbeamten teilweise allen, teilweise 
mehreren, teilweise wenigstens dem einen oder andern 
Vereine an und ist dadurch die Brücke geschlagen und 
wird die Sache vermittelt. 

So, wie gesagt, spielen sich die Dinge bei uns ab. 
l'.s ist auch ein gewisser Zusammenschluss dadurch ge- 
s<*haflen worden, dass die einzelnen Stellen sich mitteilen, 
was sie etwa an Unterstützungen gegeben haben usw., 
lind es soll grundsätzlich keine Unterstützung gegeben 
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werden, ehe nicht angefragt ist, ob von irgend einer 
Seite schon etwas geschehen ist. 

Wenn Sie die Güte haben wollen, diese Verhältnisse, 
an denen nun einmal nichts zu ändern ist, in Betracht zu 
ziehen, dann werden Sie mir zugeben, dass wir nach einer 
absolut bindenden Formel unter unseren eigenartigen 
X'erhältnissen, die auch sonst noch in mancher Beziehung 
ihre Eigentümlichkeiten haben mögen, nicht wirtschaften 
können, sondern dass das, ich möchte sagen: von Fall 
zu Fall entschieden werden muss. Ob das ein so grosses 
l'nglück wäre, will ich dahin gestellt sein lassen. Jeden¬ 
falls glaube ich, aussprechen zu können, dass eine absolut 
landende Formel auf unsere Verhältnisse kaum anwendbar 
wäre, i Bravo!) 

Vorsitzender: Verehrte Versammlung: Wenn ic h 
den Versuch machen darf, die Sache zum Abschluss zu 
bi iiigen. vorbehaltlich einer etwaigen Wiedereröffnung der 
1 »iskussion, wenn sie verlangt wird, so möchte ich Vor¬ 
schlägen, da gegen die Sätze 1 und 2 zu der Frage !», so 
weit ich die Referenten und die Stimmung der Versamm¬ 
lung richtig verstanden habe, von keiner Seite ein Wider- 
sj>ruch erfolgt ist, diese zuerst zur Abstimmung zu bringen. 

Präsident von Nestle-.Stuttga rt (zur Geschäfts- 
< M dniing): 

leli möchte bitten, von einer .Abstinmmng Umgang 
zu r)ehmen, wi(‘ es seiner Zeit in Kass(d beschlossen worden 
ist. ln unseren Satzungen steht, dass die Peschlüsse 
unserer Versammlungen für die Verbandsmitgliedt*r bindend 
>uid, und Si'hon aus diesem Giuiid wird eine dieslmzim- 
!icli<- licschlussfassung nicht möglich sein. Es Inasst: 
_.Ie<lcs \'erbandsmitglied ist verpflichtet, den Ih'schlüssen 
d'T A'erbandsversammlung Folge zu leisten“. Es ist itn 
llinldick auf diese Bestimmung s. Zt. in Kas.sel auch auf 
meine .Anregung hin und auch in Halle davon Umgang ge¬ 
nommen worden, älter derartige l.eitsätze abznstimmen, 
cs dürfte genügen, wtmn die .\iiss] »rache, die heute erfolgi 
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ist, in dem Protokoll, das ja gewöhnlicl) gedruckt in den 
Verbandsmitteilungen den Vereinen mitgeteilt wird, nieder¬ 
gelegt ist. Aber eine Beschlussfassung möchte ich meiner¬ 
seits ablehnen. 

Vorsitzender: Gewiss, das wäre ja auch ein 
Weg, der mir bis zu einem gewissen Grade durchaus 
sympathisch ist, so weit wir nicht absolut mit einander 
einig sind. Ich möchte gerade den letzten Herrn Redner 
fragen; Haben Sie bezüglich der Sätze 1 und 2 irgend 
weiche Bedenken? In der Diskussion sind sie nicht her¬ 
vorgetreten; sondern Bedenken sind erst zu Satz 3 geltend 
gemacht worden, und dann sind insbesondere Bedenken 
bezüglich der allgemeinen Zuständigkeitsfrage hervor¬ 
getreten. 

Nun wäre mein Plan, die allgemeine Zuständigkeits- 
frage unter keinen Umständen zu einer Beschlussfassung 
zu bringen, sondern bezüglich derselben im Sinne des 
Herrn Präsidenten Nestle fe.stzustellen, dass die Vei- 
sammlung die Erörterungen zur Kenntnis genommen hat. 
Bezüglich der anderen Sätze hätte ich aber gedacht, dass 
wir zu Beschlüssen kommen könnten, und im allgemeinen 
meine ich; wenn wir einig werden können, wenn wdr, wie 
das bei der ersten Frage geschehen ist, zu einer Einigung 
gelangen, ohne dass ein Dissens hervortritt, so wird eiiu‘ 
Beschlussfassung doch der reinen Kenntnisnahme vorzu¬ 
ziehen .sein. 

Geh. Regierungsrat D r. v o n E n g e 1 b e r g - a n n - 
h e i m (zur Geschäftsordnung): 

Ich glaube, es ist dringend notwendig, das wir 
mindestens beschliessen, dass die ’ heutige Vei'sammlung 
das und das empfiehlt, damit die einzelnen Vereine 
eine Richtschnur haben. Ich möchte deshalb die Anregung 
geben, eine Kommission zu ernennen, die bis morgen die 
Sache noch einmal berät, um diejenigen Punkte, die 
empfohlen werden sollen, klarzustellen. 
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l(!h möchte darauf hinweisen. dass die drei resp. 
zwei Fragen unabhängig von einander gestellt worden 
sind, so dass die Referenten teilweise, namentlich bezüg¬ 
lich der einen, nicht gewusst haben, dass sie auch auf die 
Tagesordnung gesetzt wird. Infolge dessen sind die 
einzelnen Leitsätze divergierender Natur. Man kann sie 
aber vielleicht unter einem gewissen höheren Gesichts- 
])unkt, den man jezt aus den zwei Fragen herausholen 
kann, zusammenfassen. Ich sollte meinen, es wäre picht 
schwierig, bis morgen der Versammlung einen Antrag vor- 
ziilegen, der unter Berücksichtigung der heutigen Ver- 
Imndlungen die Grundsätze enthält, deren Befolgung den 
Vereinen empfohlen wird. 

Ich stelle also den Antrag auf Vertagung der Dis¬ 
kussion und Ernennung einer Kommission. (Bravo!) 

Präsident von Nestle-Stuttgart (zur Geschäfts- 
<'>rdnung): 

Wenn ich auf die Frage des Herrn Vorsitzenden 
antworten darf, so möchte ich bemerken: ich habe in 
meinen Ausführungen allerdings nicht im einzelnen, aber 
iin allgemeinen gesagt, dass ich auch bezüglich der Leit- 
.»ätze zur Frage H in der Richtung Bedenken habe, dass 
mit der Fassung, wenn ich so sagen darf, in das Gebiet 
der Strafanstaltsbeamten eingegriffen wdrd. Die Ziffer ’J, 
welche beginnt: „Bei Anträgen Gefangener auf Ver¬ 
wendung des Arbeitsanteils zu Gunsten von Angehörigen 
i-t eine strenge Prüfung nötig usw.“, behandelt in ihrem 
ersten Absatz eine Frage, die zunächst nicht unsere Ver¬ 
eine, sondern die Strafanstaltsleitungen angeht; denn diese 
Anträge werden von den Gefangenen bei der Strafanstalts¬ 
leitunggestellt. Ich habe bezüglich derFormulierung dasselbe 
Itedenken, das ich bezüglich des Satzes 2 des Herrn Pastor 
von Rhoden ausgesprochen habe. Aber ich möchte 
wiederholt zum Ausdruck bringen: im Hinblick auf di(' 
Bestimmungen in den Satzungen, ist es nicht möglich, dass 
wir über diese Leitsätze einen derartigen Beschluss lu'rbei- 
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führen ; denn er hätte zur Folge, dass diejenigen Vereine, 
welche sich nicht mit dem Beschluss einverstanden er¬ 
klären könnten, genötigt wären, ihren Austritt aus dem 
Verbände zu erklären. 

Vorsitzender: Gewiss. 

Präsident von X e s 11 e - S t u 11 g a r t (fortfahrend): 

Wenn der eine Verein sagt: wir stehen auf dem 
Standpunkt, dass jener Verein oder Verband unter¬ 
stützungspflichtig ist, der Beschluss der Versammlung aber 
dahin geht, wie der Herr Referent sagt: dieser ist 
pflichtig, so kann der Verein, der nicht damit einver¬ 
standen ist, nichts anderes tun, als seinen Austritt er¬ 
klären und das wollen wir doch vermeiden. 

Vorsitzender: .la, das wollen wir vermeiden. 

Präsident von Nestle-Stuttgart (fortfahrehd): 

Das möchte ich vermeiden, und es ist in Kassel und 
Halle angenommen worden, dass wir keine derartige Be¬ 
schlüsse fassen, sondern uns mit dem Vortrag und der 
Erörterung begnügen und daraus das Weitere dann ab¬ 
leiten. 

Vorsitzender: Wenn wir aber Beschlüsse in der 
Form fassen, dass wir den Vereinen nur dies empfehlen, 
so wäre gegen eine derartige Beschlussfassung auch vom 
Standpunkte des Plerrn Präsidenten Nestle wohl nichts 
einzuwenden. 

Präsident von Nestle-Stuttgart: Gegen eine Empfeh¬ 
lung habe ich selbstverständlich nichts einzuwenden. 

Vorsitzender: So wird wohl der Antrag des Herrn 
V 011 E n g e I b e r g kein em Widerspruch begegnen. Wir 
werden also morgen diese Frage in der Weise kurz 
beendigen, dass Ihnen ein entsprechender Antrag unter¬ 
breitet wird. 

Die Kommission wird sich am besten aus den vier 
Referenten zusammensetzen. 

Damit würde ich die heutige Versammlung schliessen 
imd wir können uns nun zur leiblichen Stärkung begeben. 

(Schluss der Sitzung 2 '/2 Uhr nachm.) 
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Zweiter Verhandlungstag. 

Donnerstag, den 6. Juni 1907. 

Beginn: 1) Uhr vormittags. 

Vorsitzender Geh. Oberregierungsrat Dr. R e i ch ard t: 
Meine verehrten Damen und Herren! Ich möchte die 
V'ersammlung wieder eröffnen. 

Wir setzen unsere Verhandlungen da fort, wo wir 
gestern aufgehört haben. Wir standen bei Frage o und 4. 
Die Kommission, die gestern eingesetzt worden ist, hat in 
einer Sitzung heute morgen Leitsätze aufgestellt. Die 
Referenten haben sich über dieselben geeinigt und gelangen 
zu folgenden Thesen, die von seiten der Kommission der 
Versammlung zur Annahme empfohlen werden. 

Die erste These deckt sich mit der in der Druckvor- 
la^e unter Ziffer 1 aufgeführten und lautet: 

Zur Verhütung des Rückfalls und aus allgemeinen 
prophylaktischen Gründen ist es nötig, die Familie 
Inhaftierter während der Gefangenschaft in einem 
solchen Zustand zu erhalten, dass der oder die ent¬ 
lassene Gefangene seiner Zeit in ihr einen Halt findet 
und ihr nicht neben der Sorge um ihr Fortkommen 
noch die Aufgabe zufällt, die während der Gefangen¬ 
schaft völlig verelemlete Familie wieder aufzurichten. 
Zu diesem Zweck haben die Fürsorgevercine, soweit 
notig, für Eingreifen der öffentlichen Arnumpfege zu 
sorgen, für die dieser nicht zufallenden Aufgaben aber 
die Hilfe anderer Vereine nachzusuchen und selbst 
einzugreifen. 

Die weiteren Thesen lauten wie folgt: 

2) Ersuchen von .Strafanstaltsdin'ktionen zur Erhebung, 
ob (‘in Antrag eiiu's Gefangenen auf Verwendung 
des Arbeitsanteils zu Gunsten von Angcln»rigen 
nicht etwa zu dem Zweck gestellt wird, eine Ueber- 
wuchung der Verwendung desselben nach der Ent¬ 
lassung durch die Schutzvereine unmöglich zu machen, 
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sind, wo immer tunlich, durch die Schutzvereine und 
nicht durch die Polizei zu bewerkstelligen. 

3) Zur Regelung der Zuständigkeit in Fürsorgefällen 
werden folgende Grundsätze für zweckmässig erachtet 
und den Schutzvereinen zur Befolgung empfohlen: 

a) Die Fürsorge für die Familie eines Gefangenen 
übernimmt der Verein des Ortes, an dem die Familie 
zurzeit des Antrags auf Unterstützung sich dauernd 
aufhält; 

b) Die Fürsorge für die entlassenen Gefangenen über¬ 
nimmt der Verein des Ortes, an dem der Ent¬ 
lassene zurzeit der Gefangennahme seinen 
dauernden Aufenthalt gehabt hat (zu vergl. übrigens 
§ 1, Buchstabe a und § 3, Absatz 2 der Satzungen 
des Verbandes der deutschen Schutzvereine für 
entlassene Gefangene und die Grundsätze des Ver¬ 
bandes für das Verfahren bei Ueberweisung). 

— Damit soll also zum Ausdruck kommen, dass diese 
Grundsätze unter allen Umständen aufrecht erhalten bleiben 
und nicht hiermit in Widerspruch stehen — 

4) „Es ist dringend zu wünschen, dass die Strafanstalts¬ 
direktionen vor der Ueberweisung von Entlassenen 
an dritte Orte mit dem Schutzverein der letzteren 
in Verbindung treten, falls die Inanspruchnahme des¬ 
selben beabsichtigt ist.“ 

Das wären die Leitsätze, die die Kommission der Ver¬ 
sammlung zur Annahme empfiehlt. 

Ich eröffne nun wieder die Diskussion. Wünscht je¬ 
mand das Wort zu nehmen? — Wenn das nicht der Fall 
ist und sich kein Widerspruch erhebt, so nehme ich an, 
dass diese Leitsätze als angenommen gelten (Zustimmung). 

Nun möchte ich an die beiden ei'iiannten Rechnungs- 
icvisorcn die Frage richten, ob sic mit der Revision zu¬ 
ende g(‘kommen sind. Herr Direktor Finckh wird den 
Ilericht erstatten. 
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Direktor F i n c k h - Karlsruhe : 

Hochgeehrte Versammlung I 

Die Rechnung des Verbandes der deutschen Schutz¬ 
vereine für entlassene Gefangene, umfassend die Zeit vom 
1, September 1904 bis 10. Mai 1907, wurde von den Herren 
X e c k e s - Berlin und F i n c k h - Karlsruhe geprüft und nach 
Vergleichung des Hauptbuches mit dem Kassen-Tagebuch, 
nach Nachrechnung des letzteren, sowie nach Vornahme 
zahlreicher Stichproben in den Belegen und Rechnungen 
richtig und unbeanstandet gefunden. 

Der Ka-ssenVorrat war am 1. September 1904 M. 68.96. 
Die Einnahmen bestehen in erster Linie selbstverständlich 
ans Beiträgen, dann Zinsen aus dem kleinen Kapital und 
Erhebungen von der Sparkasse, wenn man sie eben zur 
Begleichung der Ausgaben gebraucht hat. Diese Einnahmen 
betragen M. 3317.—, .so dass mit dem Kassenvorrat eine 
< iesamteinnahme von M. 3386.21 zu verzeichnen ist. Die 
Ausgaben, bestehend aus Kosten für Druckarbeiten, für 
die Mitteilungen, Portoauslagen und Verwaltungskosten, 
lietragen M. 3143.—, so dass der Kassen Vorrat auf den 
10. Mai 1907 M. 242.95 beträgt. 

Was das Verbandsvermögen anlangt, so besteht es 
aus dem eben erwähnten Barbestände von M. 242.95 und 
aus einem Guthaben bei der städtischen Sparkasse Karls¬ 
ruhe von M. 898.63. Ausser diesem Guthaben hätte der 
Verband noch M. 25.23 für Zinsen zugute. Da die Spar- 
k.asse aber eben nur jährliche Abrechnungen gibt, so fällt 
<lit*ser Betrag, obwohl er jetzt schon, wenn ich so sagen 
d.irf, verdient ist, in die näc'hste Rechnung. 

Die Rückstände betragen M. GO.— und das Inventar, 
soviel aus der Rechnung entnommen werden kann, bestehend 
aus einem Aktenschrank, beträgt M. 30 30. Das sind zu- 
saninien M. 1231.88. Der Jietrag des Vermögetis am letztem 
Iteclinungsschluss war ^1. 1170.74, so dass die Vermogens- 
vt-niielirung M. 61.14 beträgt. 

Die Rechnung ist selir übersichtlich und sehr schOii 
'-'■führt, was mit besonderer Anerkennung erwähnt sei. 

i'-Ut’ci :ut Gcfanjt^niskumle. XI.II. S 
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Die Reclinungsprüfung beantragt, nachdem sie eine 
^vcite^e Veranlassung, etwas über die Rechnung zu sagen ^ 
nicht hat, dass der Rechnungsführung des Verbandsaus¬ 
schusses die Entlastung ausgesprochen werde. 

Vorsitzender: Die Versammlung diinkt den beiden 
Herren Revisoren für ihre mühevolle Arbeit und für die 
heutige Berichterstattung. Wenn sich kein Widerspruch 
erhebt, so darf ich annehmen, dass dem Rechner die Ent¬ 
lastung erteilt ist. 

Xun kämen wir zu der gestern abgesetzten Frage 2: 
„Die Unterstützung von vermögenslosen gebesserten 
Zwangszöglingen der Grossh. Erziehungsanstalt 
Flehingen während der Dauer ihrer aktiven Militär¬ 
dienstzeit und anlässlich ihrer Entlassung zur 
Reserve.“ 

Darüber wird Herr Geh. Rat. Fuchs der Versamm¬ 
lung Mitteilungen machen. 

G eh. Rat Fuchs- Karlsruhe : 

Hochverehrte Damen und Herren 1 Sie wissen, dass 
mir gestern die Nachsicht erteilt wurde, mein Referat ab¬ 
zulesen, und zwar deshalb weil meine Gesundheit diese 
Rücksicht erfordert. 

Ein Referent hat sich leider nicht gefunden, so dass 
ich diese Sache, die ich gern auf die Tagesordnung gesetzt 
habe, selber aufgrund meiner Erfahrungen näher dar¬ 
legen will. 

Am 18. Oktober 1898 wurde für die badischen Er¬ 
ziehungsanstalten Flehingen und Sickingen durch die 
Zentralleitung des Landesverbandes der bad. Bezirks¬ 
vereine für .Jugendschutz und Gefangenfürsorge ein 
Z ö g 1 i n g s f 0 n d gegründet, welchem der Zweck zu Grunde 
liegt, früheren Zöglingen der beiden Anstalten, welche 
nach ihrer Entlassung aus der Anstalt sich gut verhalten, 
die für sie erforderlichen Anhilfen zu bewilligen, damit 
sie in geordnete Verhältnisse gelangen können. Ins¬ 
besondere sollen denjenigen Zöglingen, Avelche nacli be- 
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oiidigtcr Lehrzeit oder nach ihrer Einstellung in die 
Armee oder Marine eine Unterstützung bedürfen, solche 
zugewendet werden. 

In beiden Fällen soll dies als Entgelt für die in der 
Anstalt geleisteten Dienste gelten. 

Dieser Fond setzt sich zusammen aus Arbeitsveidienst 
der Zöglinge der beiden Erziehungsanstalten und beläuft 
sieh jetzt auf A600 M. 

Mit dem Zeitpunkt, in Avelchem im Jahre 1900 die 
Verwaltung der Erziehungsanstalt Flehingen in staatlichen 
betrieb übergegangen und die weibliche Erziehungsanstalt 
Sickingen von der badistdien Innern Mission übernommen 
worden ist, wurde dieser Fond der Zentralleitung als 
Eigentum zugewiesen und der Vorsitzende des Ausschusses 
zur Verteilung der Unterstützungen an bedürftige frühere 
Zöglinge, welche derselben durch ihr gutes Betragen sich 
würdig erwiesen haben, ermächtigt. 

Verabreicht wurden im Jahre 1S99 100 M. 41 Pf., 
diirunter an einen früheren Flehinger Zögling, der beim 
Ilusarenregiment Nr. 14 in Kassel eingestellt und zum 
< u freiter vorgerückt war. 

Im Jahre 1900, an elf Zöglinge 212 M. 24 Pf., 
'larunter an einen Musketier im Inftr. Regt. Nr. 112 in 
Mülha'isen i, E. 25 M. und an den obengenannten Husar 
27 M. 24 Pf. zur Beschaffung eines Zivilanzugs. 

Im Jahre 1901 kamen Unterstützungen im Betrag 
Von 15 M. und :>0 M. zur Auszahlung, darunter an einen 
mit gutem Erfolg beim Inftr. Regt. Nr. 112 in Mülhausen i. E. 
befindlichen. 

Im Jahre 1902, 151 M., darunter an 6 Zöglinge, 
welche im bad. Dragonerregiment Nr. 21 in Bruchsal, im 
Feld-Art. Regt. Nr. 29 in Ludwigsburg, im Fuss-Art. 
Hegt. Nr. 14 in Strassburg i. E., im 4. Württ. Inftr. Regt. 
Xr. 125 in Mergentheim und im Inftr. Regt. Nr. 109 in 
l.ahr mit gutem Erfolg gedient haben. 

Im Jahre 190H, 172 51., darunter an 5 Zöglinge, 
von denen zwei im 9. bad. Inftr. Regt. Xr. 170 in < ifrenbiirg. 


I 
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einer im Feld-Art. Regt. Nr. 29 in Ludwigsburg, einer iin 
6. bad. Inftr. Regt. „Kaiser Friedrich III.“ Nr. 114 in 
Konstanz und einer als Oekonomiehandwerker beim Be¬ 
kleidungsamt des XIV. Armeekorps in Karlsruhe dienten 
und welche von ihren dienstlichen Vorgesetzten für eine 
Unterstützung vorgeschlagen worden sind. 

Im Jahr 19 04, 45 M. an zwei frühere Zöglinge 
der Erziehungsanstalt Flehingen, welche im Leib-Grenadier- 
RegimentNo. 109 in Karlsruhe bezw. im Infanterie-Regiment 
No. 170 in Offenburg gut gedient haben. 

Im Jahre 1905, 70 M. an 4 frühere Zöglinge, 
welche im Leib-Grenadier-Regiment No. 109 in Karlsruhe, 
beim III. Seebataillon in Kaumi (China), ferner als 
Oekonomiehandjverker beim Bekleidungsaint des XIV. A rmee- 
korps in Karlsruhe und im Grenadier-Regiment No. 110 
in Mannheim mit gutem Erfolg gedient haben. 

Im Jahre 1906, 60 M., ebenfalls an frühere 
Flehinger Zöglinge, welche bei dem Württ. Feld-Art.-Reg. 
No. 29 in Ludwigsburg, im Feld-Art.-Reg. No. 30 in 
Rastatt und im Garderegiment No. 115 in Darmstadt sich 
gut geführt haben. 

Tn allen Fällen, in welchen in Dienst befindliche 
Soldaten um Unterstützung nachgesucht haben, wurden 
die betreffenden Kompagnie-, Eskadrons- und Batteriechefs 
um Auskunft über die Würdigkeit der Bittsteller sowie 
darum ersucht, im Falle ihres Einverständnisses die ihnen 
zugehenden Geldbeträge nach ihrem eigenen Ermessen 
an die Beteiligten auszahlen zu lassen und die ganze 
Angelegenheit als sekret zu behandeln. 

Dieses Vorgehen hat sich als eine sehr gute 
Erziehungsinassregel gegenüber den im militärischen Dienst 
Befindlic‘hcm er\viesen. 

Nur in einem einzigen Falle musste auf Wunsch des 
X’orgcsetztcu die schon zugesicherte Unterstützung wegen 
tadelnswerten Verhaltens zurückgezogen werden. 
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Ein Teil der Unterstützten ist zum befreiten vor¬ 
gerückt und hat die ihnen zu Teil gewordene Berück¬ 
sichtigung dankend anerkannt. 

Um den Zweck dieser Stiftung auch fernerhin zu 
erreichen, wird man alljährlich an sämtliche badische 
hezirksvereine das Ersuchen richten, Flehinger Zöglinge, 
flie ihrer Aufsicht unterstellt sind, auf die Möglichkeit 
einer Unterstützung aus dem Zöglingsfond nach ihrer 
Kinberufung zum Militär für den Fall guten Verhaltens 
zu eröffnen und sie zu einer schriftlichen Eingabe an die 
/entralleitung zu veranlassen. 

Tatsache ist, dass in militärischen Kreisen diese 
Enterstützung allgemeine Billigung erfahren hat und 
etwaige Gesuche stets mit entsprechender Raschheit 
erledigt worden sind. 

Ich beschränke mich auf diese Mitteilung und ver¬ 
zichte auf jede weitere Antragstellung. 

Ich schliesse mit dem Wunsche, dass recht viele 
unserm Verbände angehörige Vereine bald zu den Mitteln 
gelangen werden, um in ähnlichen, für die Jugenderziehung 
so nützlichen Weise Vorgehen zu können. (Bravo!) 

Vorsitzender: Wünscht jemand aus der Ver- 
sannnlung zu diesem Punkte das Wort'? — Wenn das 
nicht der Fall ist, so würden wir zur Frage 5 gelangen 

1> i e Invalidenversicherung der Straf¬ 
gefangenen und deren etwaige Regelung. 

Als Berichterstatter sind genannt die Herren Cerichts- 
asscssor Dr. R o s e n f e 1 d - Berlin und Kogierungsrat 
M i r h a 1 - Nürnberg. 

Ich erteile dem Herrn (jerichtsassessor Dr. Hosen- 
leid zur Berichterstattung das Wort. 

Referent Geri(^htsassessor Dr. Ro sen f el d - Berlin : 
kleine hochverehrten .Vnwesenden ! 

Es werden manche von Ihnen vielleicht mit ciiKM- 
geui^scii Verwunderung gesehen haben, dass auf dci- 
Ta^'r-vordnung einer Versammlung (hu* deutschen Schutz- 
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vereine für entlassene Gefangene ein Thema steht, welches 
anscheinend ein spezifisch strafvollzugs-technisches ist. 
Dem ist aber nicht so. Die Fürsorge vereine haben ein 
eminentes Interesse daran, dass, praktisch gesprochen, 
möglichst viele Gefangene, wenn nicht jeder Gefangene, 
der zur Entlassung kommt, eine Invalidenkarte in der 
Hand hat. 

Es ist eine Ihnen wohl sämtlich bekannte Tatsache, 
dass die Unterbringung solcher Leute, welche keine Karte 
in der Hand haben, überaus erschwert wird. Die Schwierig¬ 
keiten liegen sowohl aufseiten der Arbeitgeber, wie auf¬ 
seiten der Arbeitnehmer. Die Arbeitgeber weigern sich, 
Leute zu nehmen, von denen sie annehmen müssen, dass, 
weil sie bisher nicht gearbeitet haben, sic auch ferner 
nicht gern arbeiten wollen. 

Dazu kommt noch ein mehr äusserer Grund, und 
zwar gerade bei Leuten, die auf dem Lande untergebracht 
werden: dass die Arbeitgeber sich scheuen, den weiten, 
oft meilenweiten Weg nach dem nächsten Amtsvorsteher, 
nach der nächsten Stelle zu machen, avo Invaliditätskarten 
ausgestellt werden. 

Auf der andern Seite aber liegen die Schwierigkeiten 
auch aufseiten der Arbeitnehmer. Sie schämen sich, ohne 
Karte eine Stelle anzutreten, fürchten auch, dass auf diese 
AVeise ihre Bestrafung, ihr Bestraftsein bekannt wird. 

Es Avird also Sache der Fürsorgevereine sein, und es 
Avird die Frage aufgcAvorfen werden müssen: Avie kann 
der ideale Zustand erreicht Averden, dass möglichst viele, 
wenn nicht alle Gefangene, die zui- Entlassung kommen, 
eine Karte in der Hand haben? 

Ich bemerke dabei, dass wir gut tun werden, uns iin 
Rahmen der bestehenden Gesetzgebung zu halten und uns 
darauf zu beschränken, nur das, aber aiudi alles das zu 
erreichen, Avas im Rahmen der bestehenden Reichsgesetz¬ 
gebung erreichbar ist. Denn es ist mir bekannt, dass es 
absolut ausgeschlossen ist, zur Zeit an eine Aenderuug 
des wied(‘rholt schon in maier Fassung erschienenen Reichs- 
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Invalidenversicherungsgesetzes zu denken, und dass cs 
sich iiuch zur Zeit meines Erachtens nicht empfiehlt, ein 
besonderes Gesetz, wie es in ähnlicher Weise schon für 
die Unfallfürsorge der Gefangenen bekanntlich in einzelnen 
llundesstaaten erschienen ist, für die Invalidenversicherung 
zu schaffen. Wir werden uns also wie gesagt auf das 
l>cschränken müssen, was im Rahmen der bestehenden 
< Gesetzgebung geschehen kann. Das ist aber sehr viel, 
meine Herren, viel mehr, als bisher heute schon geschieht. 

Gestatten Sie mir in drei Worten nur auf die gesetz- 
lii lieii Grundlagen zurückzugehen. In habe Ihnen ja hier 
nicht einen Vortrag über Invalidenversicherung zu halten, 
und ich bitte auch, mich nicht der Ungenauigkeit über¬ 
führen zu wollen, wenn ich vieles wesentliche auslasse. 
Ich führe eben absichtlich nur das an, was für unsere 
Frage von Bedeutung ist. 

Man unterscheidet in der Invalidenversicherung der 
«Icfangenen die Versicherungspflicht, sagen wir: Zwangs¬ 
versicherung, und die freiwillige Versicherung. Nach § 1 
• les Invalidenversicherungsgesetzes sind gewisse Kategorien, 
wie Iluien ja bekannt ist: Dienstboten und vor allem 
auch Arbeiter, die gegen Lohn oder Gehalt in fester 
Stellung .sind, ver.sicheriingspflichtig. Nun sind, wie Sie 
wissen, Gefangene anscheinend gegen Lohn beschäftigt, 
ahn- nur anscheinend; sie sind beschäftigt, aber der Lohn 
- das ist Ihnen ja auch bekannt — dieses Arbeitsgut- 
haheii, auf das später zurück zu konunen sein wird, ist 
kein Lohn im Sinne des freien Arbeitens, sodass die ge- 
•'■aiiiu' - - das ist wiederholt entschieden worden und be¬ 
darf weiter keiner Erörterung und Erwägung — Gesetz- 
:^*‘hung über die Z w a n gs v e r s i c h e r u n g auf Gefangene 
keine Anwendung finden kann. 

Bleibt die freiwillige Versicherung. Die freiwillige 
Versiclmrung, wie sie das Reichsinvalidenversichenmgs- 
;-^osetz kennt, ist entweder eine ursprüngliche oder eine 
abgeleitete. Die ursprüngliche heisst Selbstversichening 
und betrifft die Fälle, wo gewisse Kategoiüen, von Weik- 
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meistern und ähnlichen Leuten, die ein gewisses Gehalt, 
wenn ich nicht irre, zwischen 2 und 3000 Mark jährlich 
haben, sich selbst freiwillig versichern können, freiwillig 
in diese 'Versicherung eintreten können. Auch dies wird 
selbstverständlich auf die Gefangenen nicht zutreffen. 

Wir haben ferner die abgeleitete Versicherung, welche 
wieder eine abgeleitete freiwillige Versicherung sein kann, 
d. h. eine abgeleitete Selbstversicherung, und (jetzt kommen 
wir auf unser Gebiet) eine abgeleitete Zwangs Versicherung. 
Das Gesetz bestimmt nämlich, dass jeder Mensch, der 
einmal in seinem Leben geklebt und der dann die Anwart¬ 
schaft verloren hat, weil mehr als 2 Jahre seit Aus¬ 
stellung der Karte vergangen sind, ohne dass er aus¬ 
reichend geklebt hat, später in seinem Leben, auch nach 
noch so vielen Jahren, die Versicherung wieder aufnehmen 
kann. Es sind dann gewisse Kautelen geschaffen, dass 
diese neue Anwartschaft den Mann nicht zu leicht wieder 
zu einer Rente führt. Er muss eine weit längere Reihe 
von Jahren und Wochen kleben. 

Diese abgeleitete Zwaugsversicherung ist entweder 
eine Erneuerung der Versicherung, wenn nämlich die 
Anwartschaft verloren war, oder sie ist eine fortgesetzte 
Versicherung, wenn sie nämlich bis zu dem Moment, wo 
der Mann in das Gefängnis trat, bestand. Diese beiden 
Gruppen fallen unter den gemeinsamen technischen Begriff: 
Weiterversicherung. 

Es ist also daran festzuhalten, dass heute jeder Ver¬ 
sicherung treiben kann, der irgend einmal geklebt hat. 
Kur diejenigen Gefangenen werden sich nicht versichern 
können, welche niemals eine Karte besessen haben —- oder 
welche bereits Rente beziehen. 

Zu den drei Kategorien der ersteren Art gehören 
erstens diejenigen Leute, die bei ihrer Einlieferung in das 
Gefängnis unter 16 .Jahre alt waren, also überhaupt noch 
nicht Versicherung treiben konnten. Zweitens solche Leute, 
welche selbständige Kaufleute waren, also deshalb nicht 
versirhert waren. Ferner eine nicht zu unterschätzende 
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Anzahl von Leuten, die nie in ihrem Leben ständige Arbeit 
und nie eine Karte besessen haben, und es gibt ja deren 
eine ganze Reihe. 

Ls sind nun unsere Regierungen an dieser Wohltat 
für die Gefangenen keineswegs achtlos vorbeigegangen, 
sondern sie haben alle Verfügungen erlassen, welche diese 
Wohltaten den Gefangenen zugute kommen lassen wollen, 
und ich habe mir erlaubt. Ihnen auf dem quadratförmigen 
grossen Bogen die Grundsätze in die Hand zu legen, wie 
sie heute schon bestehen. Der Wortlaut,’) den sämtliche 
deutschen Bundesstaaten, wenn ich nicht irre, gewählt 
haben — bei den grösseren habe ich mich jedenfalls 

') Nach § 46 des Invalidenversicherungsgesetzes in der Fassung 
vom ly. .Juli 1-S99 (R.-G.-Bl. S. 463) erlischt die aus der Versicherungs- 
l'flicht sich ergebende Anwartschaft, wenn während zweier Jahre 
nach dem auf der Quittungskarte verzeichneten Ausstellungstage ein 
'lie Versicherungspflicht begründendes Arbeits- oder Dienstverhältnis, 
auf Tirnnd des-sen Beträge entrichtet sind oder die Weiterversicherung 
S 14 Abs. 2 des Ges.) nicht oder in weniger als insgesamt zwanzig 
Beitragswochen bestanden hat. 

l'm von den Gefangenen diesen Nachteil abzuwenden, bestimme 
i< h iiacb Benehmen mit dem Herrn lieiehskanzler (Reiclisanit des 
Imiern) folgendes: 

V’ersicherte Gefangene, die eine Freiheitsstrafe von melir 
als einem Jahre zu verbüssen haben, sind auf den drohenden 
\ erlust ihrer Rechte aus der Ver.sicheruug, sowie auf die 
Möglichkeit und die Vorteile der freiwilligen Weitervevsiclierung 
hinzuweisen. Mit deren Einverständnis ist die Weit(“rv(‘rsicherung 
aufzunehmen oder fortzusetzen. Zu diesem Zwecke sind die 
quiittungskarten, wenn sie nicht in die Anstalt eingebraclit 
sind, durch Vermittelung der Htdinatsbehörde einziiziehen und 
die zur Weiterversieherung erforderlichtni Marken — in zwei 
•lahren zwanzig der ersUm Lohnklasse — zu verwenden: für 
den rechtzeitigen IJmtaiiscli <l(*r Quittungskartell ist zu sorgen, 
ln Zweifelsfällen ist die. Auskunft dm- Veisiclierungansialt 
••in/.nholen. 

Die zur Beschaffung der Marken erfordtrlichen Geld¬ 
mittel sind aus dem Guthaben dt*s Gefangenen an eigmiein 
Ct<'lde oder an Arb<dtsbelohnnng('n zu entn<“hnien. Ist dieses 
hierzu nicht ausrciclieiid und stehen andm-c Mittel nicht zur 
\ erfügung, so kann das kehlende aus den Zinscmtoiids Ijc- 
'tritteii werden. 
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darüber informiert — ist überall derselbe, bis auf den 
letzten Passus, wo es sich um die Gelder, um die Fonds 
handelt, aus denen geschöpft werden soll. Es ist ja ganz 
klar, dass es sich da um etattechnische Fragen handelt, 
die in den verschiedenen Ländern verschieden zu be¬ 
handeln sind. Der Wortlaut des Eingangs ist aber in allen 
Staaten derselbe. 

Ich bitte Sie, das zugrunde zu legen und dieses dann 
vielleicht mit meiner These vergleichen zu wollen. Die 
Einleitung fällt weg; die enthält ungefähr das, was ich 
mir erlaubte. Ihnen auseinanderzusetzen. Wir fangen an 
mit dem dritten Absatz: „Versicherte Gefangene, die eine 
Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahre zu verbüssen 
haben, sind auf den drohenden Verlust ihrer Rechte aus 
der Versicherung, sowie auf die Möglichkeit und die Vor¬ 
teile der freiwilligen Weiterversicherung hinzuweisen.“ 

Ich beginne gleich beim ersten Wort zu stocken: 
„Versicherte Gefangene“, d. h. Leute, die beim Eintritt in 
die Anstalt versichert waren. Nun gibt es aber Leute, 
wie ich mir eben erlaubt habe, auszuführen, die in dem 
Augenblick, wo sie in die Anstalt eintraten, nicht mehr 
versichert waren, weil sie in den letzten zwei Jahren 
nicht geklebt hatten. Es würde also dieser Erlass sich 
auf diese nicht beziehen. Es ist aber in dem Wortlaut 
eine kleine Ungenauigkeit, Inkorrektheit. Es steht nämlich 
ferner da im nächsten Satze: „Mit deren Einverständnis 
ist die Weiterversicherung aufzunehmen oder fortzusetzen.“ 
Aufgenommen kann eine Weiterversicherung nur von 
Leuten werden, welche beim Eintritt nicht mehr ver¬ 
sichert waren, sonst würde es eine Fortsetzung, nicht eine 
Neuaufnalime sein. Der Erlass scheint sich also doch auf 
Leute zu beziehen, welche nicht „Versicherte“ sind. Hier 
ist eine kleine Ungenauigkeit, die jedenfalls der Aenderung 
bedarf. 

Ich nxk-hte aber, und darauf kommt ('S mir vor allen 
Dingen an, eine Ergänzung dieser Verordnungen in 
vielen Punkten sehen. 
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Versicherte Gefangene können heute schon auf die 
Vorteile des Klebens hingewiesen werden. Aber, wie ich 
mir erlaubt habe, Ihnen darzulegeh, es können auch alle, 
die einmal in ihrem Leben versichert gewesen sind, weitei- 
versichern. Ich möchte daher zunächst den Wortlaut 
dahin geändert sehen, dass es in Zukunft heissen soll: 
„Versicherte oder versichert gewesene Gefangene.“ 
Dann geht es weiter: „die eine Freiheitsstrafe von mehr 
als einem Jahre zu verbüssen haben.Ich möchte — ich 
komme noch darauf zurück — das auf alle die ausdehnen, 
welche eine Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten zu 
verbüssen haben. Unter diesem Zeitraum würde sich 
die Sache nicht lohnen, weil die Recherchen, das Einholen 
der ablianden gekommenen, bei drei, vier Arbeitgebern 
ziirückgelassenen Karten monatelang dauern kann. Bei 
kürzeren Strafen wäre es also zwecklos, das zu tun; die 
Durchführung würde jedenfalls praktisch nicht möglich sein. 

Dann kommt der Hauptpunkt: „Mit deren Einver¬ 
ständnis ist die Weiterversicherung aufzunehmen oder fort¬ 
zusetzen.“ Wir haben heute den Grundsatz, der anscheinend 
ini G(*setze begründet ist, dass die Leute befragt werden 
müssen, ob sie Versicherung treiben wollen oder nicht, 
und für mich war die Hauptfrage — und das ist ja 
juristisch der springende Punkt — : können wir auf Grund 
des Reichsinvaliditätsgesetzes, wie es heute besteht, 
eine Versicherung der Gefangenen einführen, ohne 
die Leute zii befragen ? Man könnte glauben, dass, wenn 
livute die Leute in verständiger Weise von der Anstalt 
darauf aufmerksam gemacht werden, dass sie doch zu 
ilireiu Vorteil Versicherung treiben sollen, sie gern ohne 
weiteres darauf eingingen. Das ist nicht der Fall. Icli 
liabe mit Hilfe eines jüngeren Kollegen in Berlin eine 
Statistik aufmachen lassen, die natürlich nicht eine abso¬ 
lute Genauigkeit beansprucht. Es hat dieser Herr in 
liebenswürdigerweise einen Pfingstleiertag dazu benutzt, 
tun an einem Nachmittage in der Stralanstalt Moabit, wo 
iiijgefäiir 500 Gefangene sitzen, in jede einzelne Zelle ein 



Formular hiiieinlegen zu lassen, auf dem die Fragxm 
standeil: „Haben Sie bis zum Eintritt in die Anstalt ge¬ 
klebt? Warum haben Sie nicht geklebt? Kleben Sie hier 
in der Anstalt? Kleben Sie nicht? Warum nicdit? Haben 
Sie es verweigert?“ Und verschiedene andere Fragen. 

Es liegt nahe: die Gefangenen haben sich sehr gefreut, 
diesen Bogen auszufüllen, es ist doch immer eine angenehme 
Zerstreimg für sie. Es lag von vornherein gar kein Grund 
vor, in ihre Niederlegungen Zweifel zu setzen. Die 
Zweifel, die event. bestehen konnten, sind noch dadurch 
beseitigt worden, dass dieser betr. Herr, sich liebens¬ 
würdigerweise die Akten von allen Gefangenen, bei denen 
er Zweifel hatte, eiiigesehen und durchweg gefunden har, 
dass die Angaben stimmen. Die Fragen wai‘en auch ganz 
einfach gestellt. 

Ich möchte von vornherein bemerken, dass unsere 
meisten Gefangenenaiistalten in sehr verständiger Weise 
schon über den Erlass hinausgehen. Es lierr.sclit da eine 
ganz bunte Gierige von Praktiken. Die einen kleben 
liöhere Marken, als eigentlich vorgeschrieben ist, die 
andern versichern Leute auch unter einem Jahre, und 
noch andere versichern auch versichert Gevvesene. Das 
sind ja Massnahmen, die überaus zu begrüssen, die gewiss 
sehr zweckmässige Massnahmen sind, die aber heute tat 
sächlich der vorschriftlichen Unterlage entbehren. 

Von den am 19. Mai 1907 in der Strafanstalt Moabit 
voihandenen AJH Gefangenen waren 12 bereits vor dem 
Inkrafttreten des Invaliditätsgesetzes in die Strafanstalt 
aufgenommen; also die fallen überhaupt weg. 13 hatten 
eine Strafe von nicht mehr als einem Jalire zu verbnssen. 
Es würden also aiu-h diesen 1.‘) Leuten, wenn schon alle 
befangenen, die eine Freiheitsstrafe von über 3 ^lonaten 
zu verbüssen haben, in die Versicherung einbegriffen 
würden, die Wohltalen der Versichm'ung zugute kommen. 
Von den übrigen sind nur 29 nie in ihrem Leben ver¬ 
sichert gewesen. 3 weitere lieziehen ln v.alideni ente: auch 
diese sind niclit ver.sicheruiigsjtflichtig. 



Die Versicherung hat, soweit eigenes Deld oder 
tiiithaben des Gefangenen vorhanden ist, in vollem Um¬ 
fange, d. h. durch wöchentliches Kleben von den in Leit- 
Siitz 6 erwähnten Marken zu erfolgen. 

Von dem Rest von 381 Gefangenen haben 140 von 
der Befugnis der Weiterversicherung Gebrauch gemacht, 
namentlich in der niedrigsten Klasse. Von diesen sind 
127 bis zur Verhaftung versichert gewesen. Es bleiben 
241 Gefangene, die nicht versichert waren. 151 Gefangene 
liaben die Versicherung abgelehnt. Damit will ich auf- 
li'iren und nicht weiter in der Statistik gehen. Es ist 
j' denfalls Tatsache, dass trotz vernünftiger eingehender 
I’elehrung durch den Strafanstaltssekretär ein grosser Teil 
der Gefangenen die Versicherung aus Eigensinn, aus Eigen¬ 
willigkeit abgelehnt hat. Viele sind Leute, die überhaupt 
nicht arbeiten wollen. Deren gibt es eine ganz grosse 
Anzahl. 

Aber ein ganz anderer erheblicher Teil hat mit vollem 
Hecht die Versicherung abgelehnt, weil die Versicherung, 
wie sie heute in vielen Anstalten betrieben wird, häufig 
für den !Mann kompromittierend ist. Es ist vorgeschrieben, 
wie Sie ja im Erlass sehen, dass nur die niedrigste Klasse 
geklebt werden darf, d. h. die zu 14 Pfg. Nun sind heute 
die Löhne durchweg so hoch, dass z. B. in Berlin und in 
der ganzen Umgegend von Berlin die Landesversicherungs- 
;tii>talt verboten hat, in der Freiheit die niedrigsten Marken 
id»erhaupt zu verwenden, sodass jeder Mann der heraiis- 
knninit und eine Karte mit einer 14 Pfcmiiginarke vor- 
zcigt, gleich ebenso angesehen wird, als wenn er einen 
< iefangenenschein vorzeigen würde. Das sind 7'atsaelien, 
die den Arbeitnehniern, den Gefangenen, wohl bekannt 
sind. Deswegen lehnen sie mit Hecht eine Versi(dieiung 
in vielen Fällen ab. 

Ich möchte mir also erlauben, vorzuselilagen, dass 
die Anstalten, w^enn sie für den Mann kleben - ich komme 
noch näher darauf zurück — jedenfalls immer in d(*rjenigen 
Ib'he kleben - es handelt sieh ja imnuu' nur um Pfennige — 



Versicherungsmarken derjenigen Lohnklasse verwenden, — 
so möchte ich das formulieren — in welcher der Gefangene 
zumeist in seinem Leben versichert gewesen ist. 

Aber alle diese Massnahmen, meine Herrschaften, 
werden nur Flickwerk sein, solange diese fürsorgerischeu 
Massnahmen der Invalidenversicherung von dem guten 
und bösen Willen der Gefangenen abhängig sind und cs 
wirft sich da die von mir schon vorhin angeregte Frage 
auf: können wir, ohne die Leute zu fragen» 
versichern? Ich bin in der glücklichen Lage, Ihnen 
als Jurist und als Mensch mit gutem Gewissen sagen zu 
können.: ja, wir können es tun. 

Auf den ersten Blick wird man sich an der Ueber- 
schrift des Kapitels im Invaliditätsgesetz stossen, des 
Kapitels nämlich, welches die Fälle behandelt, in welchen 
nicht von Versicherungspf li ch t die Rede ist. Es spricht 
hier von einer freiwilligen Versicherung, und jeder, der 
die Sache betrachtet, wird auf den ersten Blick sagen: 
eine freiwillige Versicherung bedarf also doch einer Fj’ei- 
willigkeit, einer Erklärung des Gefangenen, ob er Ver¬ 
sicherung treiben will oder nicht. Dem ist nun, m. H , nicht 
so. Die Grundlagen des Invaliditätsversicherungsgesetzes 
sind öffentlich-rechtliche und nicht privatrechtliche Prin¬ 
zipien. ICs kann ein Mann sein ganzes Leben lang kleben, 
'*r kann also, zivilrechtlich gesprochen, mit der Landes- 
versicherungsanstalt, einen Vertrag eingehen, sie kann ihm 
die Marken verkaufen, und trotzdem wird der Mann sein 
Leben lang keinen Rentenanspruch erhalten, wenn niclit 
el)en die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, nämlich» 
dass er nicht über ein gewisses Quantuni Gehalt bezieht 
oder überhaupt unter die gesetzlich vorgeschriebenen 
Kategorien fällt. 

Es ist also, in welcher Richtung verschiedene Ent¬ 
scheidungen auch in neuester Zeit erst ergangen .sind, auf 
den vertraglichen Gesichtspunkt, möchte ich ihn einmal 
nennen, überhaupt kein Gewicht zu legen und umgekehrt: 
AV'enn Sie, nehmen wir an, ein ^lündel haben (das Mündel 
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ist in Arbeit), und Sie kleben aus Ihren Mitteln für Ihr 
l\lündel Marken, so wird doch selbstverständlich das Mündel 
eine Anwartschaft auf Rente erhalten können, ganz gleich, 
ob Sie — das Mündel muss nur über 16 Jahre alt sein — 
den jungen Menschen, das junge Mädchen gefragt haben: 
Willst Du kleben oder nicht? So liegt die Sache auch 
bei der Versicherung. 

Ich habe ausserdem noch unsere allererste Autorität 
auf dem Gebiete für mich, nämlich den früheren Referenten 
iin Reichsamt des Innern, der jetzt Präsident des Reichs¬ 
versicherungsamtes in Berlin ist. Aber das war nur eine 
private Mitteilung von seiner Seite. 

Jedenfalls liegt die Sache rechtlich einwandsfrei so: 
es kann geklebt werden, ohne dass die Leute befragt 
werden (siehe auch meine Ausführungen in der Diskussion). 

Ich möchte ferner, w’ie schon gesagt, diese Wohltat 
auf alle Leute ausdebnen, welche drei Monate und darüber 
zu verbiissen haben, und — das ist mehr eine Aeusser- 
lichkeit, die aber, wenn schon *die Frage geregelt wird, 
auch gleichzeitig behandelt werden kann — jedenfalls 
vermieden wissen, dass auf dem Umschlag in irgend einer 
Weise ersichtlich sein könnte, dass der Manii sich in der 
Anstalt als solcher befunden hat. Das ist ja ganz selbst¬ 
verständlich. Es sind Ihnen die Bestrebungen bekannt, 
<lie dahin gehen, dass aus Geburtsurkunden die Unehe- 
lähkeit nicht ersehen werden kann u. dergl., und so muss 
man auch aus all den Papieren all das ausmerzen, was 
'h n Mann in der Weise stempeln könnte, dass ersichtlich 
i't: er war zu der Zeit, als die Karte ausgestellt wurde, 
fin Gefangener. 

Nun zu der wichtigsten Frage, der Geldfrage. Heute 
die Sacdie so geregelt: Zunächst wird der Mann 
gefragt: Bist Du versichert? Sagt er: Jal, so wird das 
'■'cld. das er eingebracht hat, wenn er mit der Weiter¬ 
versicherung einverstanden ist, in erster Linie verwendet. 
^\cnn es nicht ausreicht, kommt das .Vi'beitsgulhaben an 
die Reihe, und wenn das Arbeitsguthaben nicht ausreicht. 
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dann klebt der Staat. Das ist schon überall so. Es 
handelt sich, obwohl wir es miteiner prinzipiell wichtigen 
Frage wie gesagt zu tun haben, nicht um eine in der 
Praxis sehr wichtige Geldfrage; denn es kommen nur 
sehr kleine Beträge in Betracht, weil heute bestimmt ist: 
es soll nur so weit geklebt werden, dass die Anwartschaft 
bestehen bleibt. Es ist heute diese ganze Einrichtung 
nach der Richtung hin, wenn ich so sagen darf, auf¬ 
gezogen, dass diesen Leuten einmal eine Anwartschaft auf 
Rente entsteht. Wie ich in der Einleitung mir erlaubt 
habe zu sagen, handelt es sich hier aber nicht darum, 
sondern es kommt hier darauf an, dass der Mann eine 
Karte in der Hand hat. 

Ich möchte nun folgende Aenderung vorschlagen. 
Zunächst soll nicht in erster Reihe das private Geld, das 
der ^lann mitbringt, aufgebraucht werden, sondern in 
allererster Reihe das Arbeitsguthaben. Es ist Ihnen, meine 
Herren, allen bekannt, dass der Gefangene kein Recht 
auf das Guthaben hat. Es steht in den Verordnungen des 
Bundesrats, dass der ganze Arbeitsgewinn der Staatskasse 
ZLifliesst. Es wird den Gefangenen auch gesagt, dass sie 
keinen Anspruch darauf haben. Die Arbeitsprämie ist ein 
freies Geschenk des Staates; sie wird für den Mann auf¬ 
bewahrt und geht erst in sein Eigentum über, wenn sie 
ihm durch die zuständige Stelle ausgehändigt worden ist. 

Man könnte nun fragen: wozu dient dieses Geld in 
erster Reiher Ist es zulässig, dieses Geld, das dem Manne 
zur Fürsorge nach der Entlassung und zur Anschaffung 
von Zusatznahrungsmitteln dienen soll, ohne weiteres für die 
1 nvalidenversichung zu verwenden“? Ich glaube, diese Frage 
unbedingt bejahen zu müssen. Pis ist überall niedergelegt, 
dass das Guthaben in erster Reihe für die Fürsorge nach 
der Entlassung dienen soll. Und welche Fürsorge, meine 
llen-schnften, kann es geben, die eine intensivere ist, als 
wenn dem Manne, wenn er heraustritt, eine Karte in die 
Hand gegeben wird, aus weleher ersichtlich ist, dass er 
und wie lange er gearbeitet hat! 
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Ich mochte also, dass die Anstalten die Leute aus 
dem Gelde des Guthabens versichern. Es handelt sich um 
kleine vSummen. Sollte das Guthaben nicht ausreichen 
und der Gefangene eigenes Geld haben, so wird natürlich 
<lieses Geld herangezogen werden müssen. Ebenso selbst¬ 
verständlich ist es aber, dass das nicht ohne Zustimmung 
des Gefangenen geschehen darf. Sollte, w^as wohl selten, 
:i,daube ich, Vorkommen wird, der Gefangene, nachdem 
schon aus seinem Guthaben so lange geklebt w'orden ist, 
die Zustimmung verweigern, dass von seinem Gelde weiter 
geklebt wird, dann soll man ihn ruhig laufen lassen. Es 
wird nicht oft Vorkommen. Im allgemeinen soll das Geld, 
da.s der Mann mitbringt, dann in zweiter Reihe verwendet 
werden. 

Dann — und das dürfte sich nicht so selten ereignen 
- z. B., w’enn der Mann im "Lazarett liegt, kann aber 
<ier Fall Vorkommen, das der Gefangene kein Guthaben 
erwirbt. Dann möchte ich es so gehalten wissen, wie es 
bereit.« der Fall ist: dass der Staat aus staatlichen Mitteln 
für die Leute klebt. 

Auch möchte ich nicht, dass in der letzten Lohnklasse 
iteklebt w’ird, sondern in der, in der der Mann zu 
meist versichert gewesen ist. 

Dass ich hier, meine Herren, nichts Phantastisches 
Vorschläge mit Rücksicht auf die Summen, die hier in 
Betracht kommen, dass die vielmehr nur sehr gering sind, 
beweist schon die Tatsache, dass wie wir gestern gehört 
liaben. der Herr Gefängni.sdirektor von Hamburg ermächtigt 
ist, den Gefangenen bei der Entlassung bis zu 2)0 M. in 
die Hand zu geben. Andrerseits ist bekannt, dass die 
B- amteii in den dem preussischen ^linisterium des Innern 
iiiiterstellten Strafanstalten den Entlassenen event. aus 
dem .\nstaltsfonds eine Unterstützung bis zu 15 j\l., in be¬ 
sonderen Fällen bis zu 25 M. gewähren können. Um 
solche Summen wird es sieh nun aber bei der \'ersieheriing 
imr nicht handeln. Es handelt sieh daium, wenn die 
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r.eilte kein Geld haben oder ihr Geld erschöpft ist, 
20 Marken für sie in zwei Jahren zu kleben. 

Nun bin ich durch den interessanten Erlass, der ini 
Jahre 1907 in Elsass-Lothringen ergangen ist, noch auf 
eine besondere Frage hingewiesen w'orden. Dieser Erlass 
besagt nämlich: es soll für die Leute geklebt werden usw.: 
es soll aber immer so viel Geld übrig bleiben, dass die 
Leute bei der Entlassung anständige Kleider, Stiefel usw. 
bekommen können. Ich bin gewiss auch dieser Ansicht, 
möchte aber die Frage nicht generell bejahen, weil es 
immer individuell von dem Ermessen des Anstaltsdirektors 
abhängen muss, ob er es in dem einzelnen Falle im 
Interesse des Gefangenen für wichtiger hält, dass er 
das bare Geld erhält, dass er Kleidung usw. dafür be¬ 
kommt, oder dass er die Invaliditätskarte in die Hand 
bekommt. 

Ich bitte Sie, eins zu bedenken, meine Herrschaften! 
Stellen Sie sich einen Menschen vor, der sein Leben lang 
nicht oder so gut wie nicht geklebt hat, der nun jahre¬ 
lang in der Anstalt gewesen ist — und nun wissen wir 
ja alle, w’^elchen Stolz die I^eute auf ihre Karte .setzen — 
stellen Sie sich vor, welche Triebfeder es für ihn bildet, 
w’enn er aus der Anstalt herauskommt und nun Karte 4 
oder 5 hat! 

Ich w'eiss und bin überzeugt, dass wir, wenn wir die 
Massnahmen, die ich voi geschlagen habe, durchführen, in 
der Gefangenenfürsorge, in der Entlassenenfürsorge, einen 
grossen Schritt vorwärts kommen, weil die Leute mit 
einem gewissen Stolz und mit einer gewissen Freude dem 
Arbeitgeber zeigen w^erden: „Ich habe Karte 4“, und der 
Arbeitgeber wird sie alsdann viel leichter annehmen. 

Man könnte noch sagen: Ist das nicht eine Täuschung 
des Arbeitsgebers? Gewiss ist es eine Täuschung des 
Arbeitsgebers, aber eine absolut zulässige. Er wird ja 
nicht durch falsche Tatsachen getäuscht. Der Mann hat 
ja gearbeitet, und wo er gearbeitet hat, ist gleich. Er 
hat sich jedenfalls in der Zeit ordentlich geführt, er musste 
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sich ordentlich führen, und ich ueiss, wortiuf es mir ja 
nur ankoramt, dass die Behörde sich an diesem für uns 
und für jeden Menschen, der sich für die Sache interessiert, 
wohltätigen Nebenumstande der segensreichen Versicdierung 
nicht stossen wird. 

Es ist Ihnen ja allen bekannt, wie die Landesver¬ 
sicherungsanstalten bedacht sind, die Dienstboten möglichst 
in höhere Klassen hinaufzuschrauben. Ich kenne es, wie 
in Berlin die Inspektoren kommen und sagen: „Es ^Vird 
nicht hoch genug geklebt.“ Das ist der Ausfluss des 
Bestrebens, dem von oben herab Ausdruck verliehen wird, 
in möglichst weitem Maasse den 8egen und die Wohltaten 
der Invaliditätsversicherung dem Volke zuteil werden zu 
litssen. Und deshalb weiss ich auch, dass A’on oben herab, 
soweit die Behörden der Invaliditätsversicherung in Be¬ 
tracht kommen, eine Ausdehnung der Sache sehr wohl¬ 
wollend betrachtet Avird. 

Ich habe aber auch die feste Zuversicht, meine Hcrr- 
s« haften, dass auf Seiten der Staatsverwaltung, die für 
die Gefängnisse in Frage kommt, keine Schwierigkeiten ge¬ 
macht worden, schon aus dem Gesichtspunkte, dass, wie 
iiir grosser Landsmann B u c h e n b e r g e r gesagt hat, 
d^ ni modernen Staate nichts mehr fremd i.st. 

Und deshalb glaube und hoffe ich, dass man in nicht 
ferner Zukunft auch auf die.sem Gebiete wird sagen können; 
Justitia t'f carifas osculatar siiuf ! . (Bravo 1) 

Vorsitzender: Ich erteile dem Mitberichterstatter 
Herm Kegieruugsrat Michal von Nürnberg das Wort. 

Korreferent Kegierung.si’at 31 i c h a l - Nürnberg: 

Meine Herrschaften! 

Ich habe, als mir Herr Dr. Rosen feicl seine Lcit- 
'^ätzc znschickte, bei deren Durclilesung gefunden, dass ich 
ganz und gar mit ihm der glebdien Meinung bin, und um 
nun nicht blo.ss aus rein formellen Gründen oder aus Recht¬ 
haberei meine Meinung etwa in andere Sätze zu kleiden, 
imite ich es unterlassen, eigene Leitsätze aufziistelkm. 
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Es kann ja niemand anderer Meinung sein, als dass 
die InvaliditätsVersicherung für die entlassenen Ge¬ 
fangenen von grösster Wichtigkeit ist, und ein Strafan¬ 
staltsdirektor weiss aus eigner Erfahrung am allerbesten, 
was es für eine Bedeutung für den Mann hat, wenn er 
mit einer geordneten Karte hinauskommt und insofern un¬ 
gehindert an die Arbeit gehen kann. 

Es ist auch richtig, was Herr Dr, Rosenfeld sagte, 
dass die von ihm im Abdruck mitgeteilte Entschliessung 
des preussischen Ministeriums in alle Bundesstaaten über¬ 
gegangen ist. Wir in Bayern haben sie auch, und es ist 
auch richtig, dass die enge Begrenzung, die dieser Ent¬ 
schliessung zugrunde gelegt ist, für einen Teil der Ge¬ 
fangenen nach ihrer Entlassung nachteilig wirkt. Warum 
gerade nur die Leute, die mehr als ein Jahr in der Straf¬ 
anstalt sitzen, den Vorteil geniessen sollen, dass für sie 
gesorgt wird, dass sie mit geordneter Invalidatskarte 
hinauskommen, ist nicht recht einzusehen. 

Unsere Erfahrung geht dahin, dass, wenn die Leute 
in die Strafanstalt kommen, sehr häufig die Frage der 
Invaliditätskarte im argen liegt. Sie kommen aus unge¬ 
ordneten Verhältnissen. Sie sind, wie die Natur der Sache das 
oft mit sich bringt, urahergezogen, ohne geordnete Arbeits¬ 
verhältnisse. Sie wissen oft gar nicht, wo ihre Invaliditäts¬ 
karte sich befindet. Sie werden verhaftet, sitzen so und 
solange in der Untersuchungshaft, wo sich kein Mensch 
darum bekümmert. Nun kommen sie in die Strafanstalten. 
Selbst wenn sie nur eine Strafe von drei Monaten abzu¬ 
sitzen haben oder, wie in Bayern, wenn . die Strafe über 
drei Monate beträgt, findet man, bei den Erhebungen, 
da.ss die Invaliditätskarte in so und so vielen Fällen bereits 
ihre Gültigkeit verloren hat, dass bereits zwei Jahre ver¬ 
gangen sind, seitdem sie ausgestellt wurde. Also nicht 
bloss bei grösseren Strafen, sondern auch bei ganz kurzen 
Strafen ist das der Fall. Warum soll man nun bloss für 
die sorgen, die mindestens ein .lahr in der Strafanstalt 
bleiben sollen ! Das ist nicht recht einzusehen. 
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Es ist zunächst Aufgabe der Strafanstalt, dafür zu sorgen 
dass bei verfallenen Karten die fortdauernde Gültigkeit 
anerkannt wird. Das geschieht ja von der Versicherungs¬ 
anstalt ohne Weiteres, wenn dargetan wird, dass der Mann 
in Haft war und vermöge seiner Verhältnisse in unver¬ 
schuldeter Weise die Karte verfallen ist. Es muss ferner 
für den Umtausch der Karte und dann für das Kleben 
i^esorgt werden. 

(3ffenbar aus finanziellen Gründenhaben die Regierungen 
an geordnet, dass über das dringendste Bedürfnis nicht 
liinausgegangen werden soll, und das ist: dass während 
zweier Jahre wenigstens 20 Beitragsmarken der niedrigsten 
Lohnklasse eingeklebt werden. Hier hat Herr Dr. Rosen¬ 
feld ein Bedenken erhoben, das ich nicht ganz teilen kann. 
Es ist ja wahr : wenn der Mann mit einer solchen Karte 
in ein Arbeitsverhältnis hineintritt, so sieht der Arbeit¬ 
sgeber sofort, dass die Zahl und der Wert der eingeklebten 
Marken in einem auffallenden Missverhältnis zu seinem 
Stande steht. Wenn ein Maurer in München, der 6—7 M. 
Taglohn hat, Clarken aus der Lohnklasse, mit 14 Pf., in 
seiner Karte hat, so ist es klar, dass etwas vorliegen muss, 
mul die Annahme, dass er in einer Strafanstalt war, liegt 
nahe. 

Allein die Folgen, die der Herr Referent daran ge¬ 
knüpft wissen will, halte ich nicht in dem Masse für vor¬ 
liegend, weil es jedem, wenn er hinauskommt, freistellt, 
'i' h sofort anstelle seiner Karte eine andere ansstellen zu 
lassen. Er bekommt jederzeit von der Gemeinde, in der 
'■r sich befindet, anstelle der eingeliefertcn Karte eine an- 
lere, und es steht in der neuen davon, dass er Marken zu 
14 Pf. eingeklebt hat, kein Wort, Also dieses Bedenken 
in<i< hte ich nicht ganz teilen. 

Aber aus den anderen vorgetragenen Gründen bin ich 
'.ollständig der Meinung des Herrn Referenten, da.ss man 
nicht bei der niedrigsten Lohnklasse stehen bleiben soll, 
Sendern dass man, besonders wenn der 3Iann es sell)st 
aus seinen Ersparnissen oder aus seinem J.ohnguthabeti 



zahlen muss, eine höhere Lohnklasse, und zwar am besten 
diejenige nimmt, in der bisher geklebt worden ist. Ich 
finde gar keinen Grund, das zu verweigern. 

Nur eine Einschränkung habe ich doch im ganzen 
zu machen. Der Herr Referent hat nämlich seine Leitsätze 
hier so gefasst, als ob es ohne weiteres zu erwarten sei, 
dass diese Bestimmungen nun auch in die Praxis übersetzt 
werden. Allein, meine Damen und Herren, ich glaube, es 
wird noch einiges Wasser den Neckar und den Rhein 
hinabfliessen, bis Bestimmungen in den Bundesstaaten er¬ 
lassen werden, die diesen Leitsätzen entsprechen. Was 
soll aber inzwischen gesehen 

Wir sind doch da zur .Schutzfürsorge. Wenn wir nun 
sagen: der Staat soll eintreten, wenn der Mann kein Geld 
hat. Solange dies der .Staat aber nicht tut, was soll da 
geschehen y Sollen wir jetzt warten, vielleicht einige .Tahre 
lang, bis der Staat sich bereit erklärt, so weit entgegenzu- 
kommen, um das zu gestatten ? Ich meine, es fehlt hier 
ein .Satz, der ausspricht: . so lange der Staat das nicht tut. 
sollen die Fürsorgevereine eintreten. 

Ich kann Ihnen sagen, meine Herrschaften, bei mir 
in Nürnberg ist es schon so. Dadurch, dass ich selbst der 
Vorstand des örtlichen Fürsorgevereins bin, habe ich alles 
das, was hier in den Leitsätzen verlangt wird, schon durch¬ 
geführt. Wir lassen sämtliche Karten kommen, auch die 
Karten derer, die nur wenig über drei JMonate Strafe ab- 
sitzen müssen. Wir ordnen die Karten. Wir fragen den 
Mann, ob er damit einverstanden ist. Weigerungen kommen 
fast nicht vor. Wir decken die Kosten aus seinem Gut¬ 
haben, und, soweit dass nicht reicht, decken wir sie in 
den Fällen, in denen es zulässig ist, aus Staatsmitteln 
und in den anderen Fällen auf Kosten des Fürsorge Vereins. 

Ich würde also Vorschlägen, dass zu den Leitsätzen 
des Herrn Referenten noch ein weiterer etwa in der Fassung- 
hinzugenommen wird : 

Solange und soweit die Sti-afanslalt nach den für 
sie bestehenden \’orschriften nicht in der Lage ist, für die 



Fortsetzung der Invaliditätsversicherung für Gefangene in 
dem vorbezeichneten Umfange zu sorgen, hat der zu¬ 
ständige Obsorgeverein einzutreten“. Ich sollte meinen, 
f‘s wäre das eine Ergänzung, die nicht abzulehnen wäre. 

Dazu möchte ich noch einen Gesichtspunkt aufgreifen, 
nicht zur Beschlussfassung, sondern ich möchte ihn erwähnen, 
weil ich glaube, dass er für die ganze Frage von Bedeutung 
ist. Die Leute, die in die Strafanstalten eintreten, haben 
eine krasse Unkenntnis von allen Bestimmungen des In- 
viiliditätsgesetzes. Die meisten haben gar keine rechte 
Ahnung davon, was eigentlich ihr Recht ist. Wenn man 
mit einem Gefangenen eingehender darüber spricht, so 
staunt man, welche merkwürdigen Auffassungen oft bestehen. 
Daher kommt auch die wegwerfende Meinung der Leute, 
l'.s handelt sich also darum, dass die Leute auch aufge¬ 
klärt werden, und das geschiecht nach meinem Dafürhalten 
am besten in der Schule der Anstalt. Hier ist der Platz, 
wo der Lehrer mit den Leuten über das Invaliditätsgesetz 
<‘ingehend sprechen, wo er Rechenaufgaben aus diesem 
<iosptz geben kann und ich finde, dass da, wo das geschieht, 
•lie Leute die Sache mit ganz anderen Augen anseliett 
als bisher. 

Und noch ein Zweites! Bei mir ist eingeführt, dass 
eine populär geschriebene Darstellung des Invalititätsvcr 
si' herungsrechtes in jeder Zelle aufbewahrt ist, sodass der 
<iefangene in jeder freien Stunde, wenn er Lust hat, an 
Feiertagen usw., selbst darin lesen kann. Diese Darstellung 
des In validitätsrechtes von Strafanstaltslehrer Trollt sch, 
die wir in Nürnberg eingeführt haben, halte ich für sehr 
}>raektiseh. Den Herren, die sich dafür interessieren, stelle 
i< li sie sehr gern zür Einsicht zur Verfügung. 

Das war bloss ein Gedanke, den ich nebenbei ein- 
fageii möchte. Ich würde also Zustinnnung zu den Sätz(*ii 
des Herrn Referenten durchaus empfehlen. Es ist ja wahr, 
es ist (las gestern insbesondere von dem Herrn Präsidenten 
Nestle betont worden : wir können keine ])räzeptorisclten 
!>e^ebl(isse fassen. Das ist ganz ri(ditig. So wird es aber 



auch nicht aufzufassen sein, wenn es heisst: „es hat zu 
geschehen“, dass wir einem Staate Vorschriften machen 
wollen, sondern das ist der Ausdruck unserer Meinung*. 
Nach unserer Meinung hätte das zu geschehen, und wenn 
das in dieser positiven Form ausgesprochen wird, so ist 
das nach meiner Meinung nicht bedenklich. 

Ich möchte also bitten, dem Herrn Referenten zuzu¬ 
stimmen und etwa auch den von mir beigefügten Beisatz 
mit anzunehmen (Bravo!). 

Voritzender: Die Versammlung dankt den beiden 
Referenten für die erstatteten Referate, die auf gründlichem 
Studium und praktischen Erfahrungen beruhten. 

Ich eröffne nun die Diskussion. 

Gefängnisdirektor Dr. G e n n a t - Hamburg-Fuhlsbüttel: 

Meine Damen und Herren! 

Grundsätzlich teile ich selbstredend alle Ausführungen, 
die über die Wichtigkeit der Invaliditätsversicherung der 
Gefangenen gemacht worden sind, und wenn ich hinsichtlich 
der Leitsätze zu einzelnen Bedenken gekommen bin, so 
glaube ich. Ihnen den Beweis liefern zu können, dass sie 
nicht aus irgendwelcher Abneigung gegen die Leitsätze 
an sich oder gar gegen das ihnen zugrundeliegende Prinzip 
herzuleiten sind, sondern dass sic auf praktischen 
Erwägungen beruhen. 

Einleitend möchte ich übrigens bemerken, dass die 
lnvaliditätsVersicherung der Gefangenen doch nur ein 
Teil derjenigen Fürsorge ist, der die Gefangenen auch 
nach anderer Richtung hin bedürfen, und das ist die 
Krankenversicherung, über die heute kein Wort gefallen 
ist, und ich halte mich doch für verpfliclitet, auf diesen 
Gesichtspunkt hinzu weisen, der nach meiner Auffassung 
von derselben Tragweite ist wie die Invaliditätsversicherung; 
denn wenn die Leute in keiner Krankenkasse sind, so 
werden sie meist nicht in Arbeit genommen. Die Verhältnisse 
haben sich so entwickelt, dass die Leute nur Arbeit nach- 
znweisen brauchen, um in die Ortskrankenkasse aufge- 



nommen zu werden, in sehr vielen Fällen aber keine 
Arbeit bekommen, weil sie nicht in einer Krankenkasse 
sind. Sie sind also auf die privaten Krankenkassen an¬ 
gewiesen und ein sehr grosser Teil der Arbeitgeber wälzt 
auf diese Weise die Last, die ihnen aus der staatlichen 
Krankenversicherung erwächst, an der sie ja anteilsweise 
beteiligt sind, auf die Arbeitssuchenden ab. 

Bei mir liegt die Sache nun so, dass in sehr vielen 
Fällen die Leute sich an mich wenden und bitten, sie in 
eine Krankenkasse einzukaufen, was ich dann nach Prüfung 
der Verhältnisse, wenn der Betreffende nicht etwa in einem 
fahre schon zum zweiten- oder drittenmale kommt oder 
'^onst etwas ähnliches vorliegt, der Mann meinetwegen 
genügend Mittel hat, das selber zu tun, ziemlich regel¬ 
mässig zu tun pflege, d. h. nicht in der Weise, dass 
i<h dem Alaune das Geld bar in die Hand gebe, 
sondern er von mir den Ausweis für eine von ihm aus- 
iresiichie Krankenkasse — welche, ist mir gänzlich gleich¬ 
gültig — mitbekommt, dass das Geld gezahlt werden 
wird, wenn er sich zur ärztlichen Untersuchung gestellt 
liat und als aufnahmefähig befunden wird. Um die Leute 
nit ht sogleich mit Beiträgen in Rückstand kommen zu 
lassen, mache ich es gewöhnlich und ohne Antrag so, 
dass ich für einen Monat den Beitrag im Voraus bezahlen 
lasse. Das möchte ich vorausschicken. 

Nun gestatten Sie mir. Ihnen zu sagen, wie sicli l)ei 
iiis in Hamburg, und zwar im wcseiitlicheu oder, ich kann 
'ugcii: allein auf meine Veranlassung hin, und so, wie ich 
die Sache vorgeschlagen habe bezw. sie handhabe, die 
Sache entwickelt. Bei mir wird jedermann, der einge- 
ücfert wird, sogleich gefragt, ob er in der Invaliditäts¬ 
versicherung ist oder ob er nicht darin ist; aus welchem 
*.u-ini(le er nicht darin ist und ob er weiterversiclicrn will. 
Al.so nicht blos diejenigen, die ein .lahr oder darüber zu 
vcrbiissen haben, sondern jeder wird gid’ragt >ui<i wenn 
er weiter versichern will, so konnnt es auf di(' l )aii(>r seiner 
Mrafe nicht an, sondern da wird die Sache in die Hand 
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genommen, und zwar hat der Mann vollkommen freie 
Verfügung darüber, in welcher Lohnklasse er sich ver¬ 
sichern will, vorausgesetzt natürlich, dass er die nötigen 
Mittel dazu hat. Hat er diese Mittel nicht und er wendet 
sich an mich, so werden aus dem Unterstützungsfonds die 
Beitragsmarken bezahlt, und zwar, wenn er nachweist, 
dass die niedrigste Klasse von 14 Pfg.' ihm irgend welchen 
.Schaden bringen könnte, werden die Marken einer höheren 
Klasse verwendet, natürlich immer die Prüfung von Fall 
zu Fall Vorbehalten. 

Es wird lediglich der Tenor des Urteils als mass¬ 
gebend angesehen und es spielt keine Rolle, ob die effektive 
Strafe, wie das ja unter Umständen der Fall sein kann, geringer 
ist. Ich nehme den Fall an: es ist jemand zu einem Jahr 
verurteilt und es sind ihm drei Monate Untersuchungshaft 
angerechnet; dann beträgt ja die effektive .Strafe nur 
neun ]\lonate. Aber darauf wird bei mir kein Wert gelegt. 
Soll jemand nach dem Tenor des Urteils ein Jahr Strafe 
zu verbüssen haben, so wird er besonders, und zwar 
l)rotokollarisch, auf die Vorteile, die ihm aus der Weiter¬ 
versicherung erwachsen, hingewiesen und er wird proto¬ 
kollarisch besonders befragt, ob er weiterversichern will, 
und für den Fall, dass er es nicht tut, wird ebenfalls eine 
protokollarische Erklärung von ihm aufgenommen, so dass 
man also den strikten Beweis zu liefern in der Lage ist: 
der Mann hat seinem eigenen Glücke im Wege ge.standen. 
Er erklärt sich, wenn er weiterversichern will, in einem 
Formulare bereit, die IMarken zu verwenden, und erklärt 
sicdi ferner dazu bereit, etwa von ihm eingebrachtes Geld 
zu verwenden bezw. ist er damit einverstanden, dass das 
Arbeitsguthaben für die Marken verwandt wird, und zwar, 
wenn er in dieser Beziehung einen Wunsch äussert, auch 
Tür höhere Clarken als die zu 14 Pfg. und auch mehr als 
It» in einem .Fahre. Die ^Mehrzahl der Leute begnügt sich 
allei’dings d.amit, und insobu’ii, glaube ich, liegen wenigstens 
l'iir Hamburg - - ich kann die Berliner Verhältnisse ja 
nicht l)enrieilen — die Dinge anders als in Berlin; denn 



es ist selten, dass jemand mehr als 14 Pfg. auf eine Idarke 
verwenden will, und die Leute werden doch in dieser 
Beziehung ihre Erfahrungen haben. Ich schliesse also 
daraus, dass die Leute die höheren Marken nicht ver¬ 
wenden wollen, dass die Verhältnisse, wie sie sind, zu den 
Bedenken, die von Herrn Dr. Roseiifeld geäussert sind, 
i>ei uns keinen Anlass geben. Ich bes(;hränke mich also 
ausdrücklich auf unsere Hamburger Verhältnisse, und da 
treffen diese Bedenken, wie gesagt, nicht ganz zu. 

So entwickeln sich die Dinge bei uns und i(;h glaube, 
es ist die Sache so ganz wohl geordnet, und es wird nichts 
dagegen einzuwenden sein. Jedenfalls betonte ich aus- 
drü<'klich, dass alle diejenigen, die nicht in der Lage sind, 
entweder aus eingebrachtem Gelde oder aus ihrer Arbeits- 
iKdohnung die Versicherungsmarken bezahlen zu können, 
.<i(*li nur an mich zu wenden und zu bitten brauchen, dass 
ilincn das als Unterstützung zugewandt wird dann ge¬ 
schieht es, und zwar ohne Rücksicht auf die Dauer 
■ier Strafe. 

Die Erfahrung, dass die Leute in sehr vielen Fällen 
nicht versichern wollen, habe ich nicht gemacht. Im 
' iegenteil, die ganz überwiegende iMehrzahl ist verständigen 
Auseinandersetzungen darüber durchaus zugänglich und 
erklärt sich zur Weiterversicherung bereit. Also auch 
insofern liegen die Verhältnisse bei uns anders, als ich 
»'chrirt habe, dass sie in Berlin und speziell in Moabit 
liegen sollen. 

Ich komme nun zu einzelnen (Gesichtspunkten, und 
zwar ist cs zunächst der, der von Herrn Regierungsrat 
Miehal zuletzt angeschnitten wurde, nämlich: oh, wenn 
wi)- rlie Leitsätze, so wie sie hier voi'liegen, annehmen. 
\\ii- darauf rechnen küimen, dass die Staatsi-egierungen 
'dim* weiteres auf sie eingehen werden. Ich gestatte mir. 
nach der Richtung hin ziendiche Zweil'cd zu äussern, und 
will nicht leugnen, dass inslx'sondere ein Punkt in diesen 
Leitsätzen verkommt, der mir \’eranlassung gehen wiii-de 
wenn, wie ich annehme, diese Leitsätze an die Regierungen 
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verschickt werden und wir sie nach Hahiburg bekommen). 
— da ich gleichzeitig nicht blos Gefängnisdirektor, sondern 
auch Dezernent für das Gefängniswesen bin — dagegen 
sehr lebhaft Stellung nehmen müssen. Es betrifft das 
den Punkt, dass, wenn die Leute sich weigern, die V^er- 
sicherung aus ihrem Gelde zu bezahlen, sie aus Staats¬ 
mitteln versichert werden sollen. Ich möchte zunächst 
darauf aufmerksam mnchen, dass, wenn die Gefangenen, 
ohne dass sie befragt werden, versichert werden sollen, 
das doch nach den Leitsätzen nicht so ganz der Fall ist. 
Denn soweit ihr eingebrachtes Geld verwandt werden 
soll, setzt ja auch Herr Dr. Rosenfeld die Zustimmung 
voraus, und das ist auch ganz selbstredend. 

Nun liegt ja formell die Sache so: nach der Ver¬ 
sicherung wird er an sich nicht gefragt; aber materiell 
kommt es doch darauf hinaus, wenn sein Geld dazu ver¬ 
wandt werden soll. Dieser Punkt ist übrigens nach dem 
heutigen Bericht des Herrn Dr. Rosenfeld dahin abge¬ 
ändert, dass er nicht mehr, wie es bei mir der Fall ist, 
in erster Linie das eingebrachte Geld, sondern das Gut¬ 
haben verwenden will. Ich sehe nicht ein, warum jemand, 
der Geld mitbringt, das er in der Freiheit zu ähnlichen 
Zwecken verwenden müsste, es nicht in der Anstalt, noch 
dazu wenn er seine Zustimmung gibt, dazu verwenden 
und nicht lieber das Guthaben für andere, auch für.sorglichc 
Zwecke aufbewahrt werden soll. 

Ich komme dann darauf, dass gesagt worden ist: die 
Gefangenen mit Strafen über drei Monaten sollen versichert 
werden. Herr Dr. Rosenfeld hat bereits darauf auf¬ 
merksam gemacht, dass bei Strafen unter drei Monaten 
die Sache gar nicht in Ordnung zu bringen ist. Ich be¬ 
haupte, es ist auch bei Strafen über drei bis ungefähr 
sechs Monaten ausserordentlich schwer, .fetzt, wo ja der 
Versicherungszwang l)ei mir noch nicht eingeführt ist, 
aber bei allen, die über ein .fahr zu verbüssen haben, das 
I lorazische h'ur foriiifufion angewandt wird, sich doch 
zu ver.sichern, halben meine Ihircaulxniniten schon so viel 
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Schreiberei, um die Karten zusammenzubekommen, dass 
der Zeitraum von sechs Monaten nicht zu hoch bemessen ist. 

Ich will daraus aber keinen Kardinalpunkt machen. 
Das soll mir ziemlich gleichgültig sein. Es ist nur zu 
bedenken: wie stellt sich die Praxis dazu ? und wenn die 
sagt: „Ihr habt’ einen Beschluss gefasst, der nicht durch¬ 
führbar ist“, so ist das höchst unangenehm. Die Regierungen 
kommen dann und sagen: „Da sind sie zusammengewesen 
und haben“ — verzeihen Sie den Ausdruck — »klug ge¬ 
sprochen, w'as sie wollen geht aber nicht an“. Ich möchte 
daher anheimstellen, ob nicht die Frist von drei Monaten 
auf sechs Monate erstreckt werden soll. 

Nun kommen wir zur Beschaffung der Mittel. Wenn 
wir eine Zwangsversicherung einführen, so komme ich 
ebenfalls zu der Zulässigkeit dieser Massregel aus juristischen 
Gründen, aber aus formell anderen, als Herr Dr. Rosenfeld 
angeführt hat, nämlich aus dem Gesichtspunkte der Natur 
und des Charakters der Arbeitsbelohnung. Mit der kann 
ieh machen, was ich will, der Mann hat ja bekanntlich, 
eile sie ihm bei der Entlassung in die Hand gegeben wird, 
keinerlei Anspruch darauf und ich kann gegen seinen 
Willen Fürsorgetätigkeit an ihm üben und kann aus der 
.\rbeitsbelohnung das nötige Geld hernehmen. 

-\lso nicht auf Grund irgendwelcher Bestimmungen 
d(s Invalidititätsversicherungsgesetzes komme ich dazu. 
Ich meine, das Ergebnis ist ja genau dasselbe, aber es i.st 
'-‘in etwas anderer Gesichtspunkt, den ich da hervorhebe. 

Also, die Zwangsversicherung würde ich an und für 
'^i< li für zulässig halten. Wenn irgend möglich, soll ver¬ 
sichert werden. Aber soll man die Leute gewaltsam in 
'lic Invaliditätsversicherung hineinhringen ? Es hat ausser- 
ordemlieh viel Bestechendes, dass beide Herren Bericht¬ 
erstatter sich dahin ausgesprochen haben. Aber auf der 
andern Seite komme ich dazu zu sagen: wir wollen in 
i-inseren Gefangenen doch immer l.eute sehen, die noch 
eigenen Willen haben, den sie auch müssen äussern können. 
Man kann sie durch Belehrung usw. auf den rechten Weg 
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zu leiten suchen. Wenn sie aber durchaus nicht wollen, 
weshalb soll ich dann einen sol(;hen direkten Zwang¬ 
üben, und zwar in jedem Falle, nicht nur im einzelnen! 

Ich habe derartige Dinge schon gemacht, habe die 
Leute gegen ihren Willen gezwungen aus ihrer Arbeits¬ 
belohnung irgend etwas für einen bestimmten Zweck her¬ 
zugeben, der zu ihrem Besten diente. Das habe ich aber 
immer als die Ausnahme betrachtet. Die Leute sind be¬ 
kanntlich bezüglich ihrer Arbeitsbelohnung ausserordentlich 
empfindlich. Es ist ihnen sehr schmerzhaft, wenn ihnen 
davon irgend etwas abgeknöpft wird. Sie rechnen jeden 
Pfennig nach und lassen die Unterlippe hängen, wenn da 
etwas fehlt. Ich glaube, es würde in vielen Fällen zu 
Auseinandersetzungen führen und Schwierigkeiten machen. 
Die Leute würden unzufrieden sein. Daraus braucht man 
sich ja ni(dit allzuviel zu machen. Aber, Avie gesagt, der 
mehr allgemein-menschliche Standpunkt, dass ich sage; 
sie sollen doch nicht Avillenlose Werkzeuge in unserer 
Hand sein, bringt mich dazu, mich diesem Gedanken 
gegenüber ablehnend zu verhalten. 

Es geht ja mit anderen Dingern auch so. Man sagt 
ihnen: „Fangt mit Eurer Arbeitsbelohnung das und das 
an“ und sie tun es doch nicht. Man kann es noch anders 
machen: inan überweist ihnen ihr Guthaben in Teilbeträgen. 
Aber wie sie es unterbringen, das hat man nicht in der 
Hand. Also Avarum soll man sic direkt zwingen 1 

Nun kommt aber für mich — und das ist der ent¬ 
scheidende Gesicht-spunkt — noch etAvas anderes in Frage. 
Für diejenigen, die kein cingebrachtes Geld haben, 
und diejenige, die keine Arbeitsbelohnung haben, und 
diejenigen, die aus dem eingebrachten Gelde nicht zahlen 
AA'ollen, soll der Staat eintreten ? Das halte ich nicht für 
richtig. Ich meine, Avenn jemand eingebrai'htes Geld hat 
und Avill es zu dem ZAVccke nicht verAvenden, Avie soll 
dann der Staat dazu kommen, für den Mann einzutreten 
und zu sagen: „Du Aveigerst Dich ZAvar, aber ich halte 
das für nötig und ich tue das für Dich!“ Es kann sehr 
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wohl sein, dass ich mich im einzelnen Falle davon über¬ 
zeuge ; der Mann hat sein weniges eingebrachtes Geld 
notig, um seiner Familie eine Unterstützung zukommen 
zu hissen, und ich will infolgedessen die Versicherung für 
ihn bezahlen. Es kann ebenso der Fall sein, dass die 
Leute aus irgend welchen Gründen kein Arbeitsguthaben 
l'esitzen und ich auch dann dafür eintrete. Aber schliesslich 
Sülchen Leuten, die z. B, faul sind und deswegen kein 
Arbeitsguthaben erlangen, nun dadurch eine Wohltat zu 
erweisen, dass der Staat für sie die Iiivaliditätsversicherung 
I)ezcihlt, das scheint mir doch etwas sehr weit, ja, das 
scheint mir sogar zu weit zu gehen. Das widerspricht 
iinrli meiner Auffassung dem alten juristi.schen Grundsatz: 

Bcucfiiia non obtrudtcnfur<(. Wenn die Leute es nicht 
können, so ist das eine andere Sac?he. Wenn sie aber 
iiii-lu wollen und sie stehen sich .selbst im Wege, 
inoinetwegen durch Faulheit — der Mann wird z. B. in 
jedem Monate wegen Unterpensum angezeigt und bekommt 
deswegen keine Belohnung und ist vielleicht gerade des¬ 
wegen absichtlich faul, weil ihm die Sache mit der Ver¬ 
sicherung nicht passt — so soll der Staat eintreten und 
sagen: „Lieber Freund! Du taugst zwar nichts; aber es 
ist eine ausgezeichnete Gelegenheit, wo ich Fürsorge für 
Dich üben kann; ich werde Dich versichern und Dir 
nachher eine reinliche Karte mitgeben?“. Gegen diese 
Folge muss ich mich auflehnen. 

In der Sache .selbst habe ich ausser dem, was ich 
bereits hervorgehoben habe, nichts zu bemerken. Ich hatte 
mir noch diesen und jenen Punkt aufgesehrieben, der aber 
mehr nebensächlicher Art ist, und will die Versammlung 
auch nicht zu lange aufhalten. 

Ich glaube, wir sollen, wenn wir Leitsätze aufstellen, 
recht vorsichtig sein und nicht zu sehr ins Detail gehen, und 
wir sollen uns vor allen Dingen hüten, Vorsc hläge zu 
machen, die nachher leicht an der harten Wirklichkeit 
der Tatsachen scheitern können. OV) wir überhaupt in 
den l.eitsätzen so ausführlich sein sollen, wie sie auf- 
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gestellt worden sind, das möchte ich dahin gestellt sein 
lassen. Die Sache steht, wie gesagt, für mich in Hamburg 
so, dass ich dieser Leitsätze im grossen und ganzen nicht 
bedarf; denn das, was nach ihnen geschehen soll, geschieht, 
und zwar nicht auf Grund bis ins Kleinste hinein gegebener 
reglementierender Bestimmungen, .sondern auf Grund dessen, 
dass wir vermöge meines Amtes die Pflicht obliegt, nicht 
blos das Wehe, sondern auch das Wohl der Gefangenen 
im Auge zu haben und für sie nach bestem Wissen und 
Können zu sorgen, Anträge von ihnen zu erwarten und 
verständig zu prüfen und, wenn sie an mich gebracht 
werden und ihnen nichts im Wege liegt, sie zu ge¬ 
nehmigen. (Brav'o!) 

Strafanstaltsdirektor H ü 1 s b e r g - Kassel: 

Meine Herren! 

Nach den Ausführungen des Herrn Strafanstaltsdirektors 
Dr. G e n n a t, mit denen ich übereinstimme, kann ich mich 
kurz fassen. 

So ideal, wie die Vorschläge des Herrn Assessors 
Dr. Rosenfeld klingen, muss ich doch sagen, dass sie 
sich in der Praxis schwer durchführen lassen. Wenn ich 
aus meiner Erfahrung heraus sprechen darf, lassen sich 
die Gefangenen meistenteils nur soweit zur Versicherung 
herbei, dass ihnen die Anwartschaft nicht verloren geht. 

W^enn, wie die These Nr. 3 es ausführt, die Gefangenen 
von Amtswegen, ohne Befragung weiter versichert werden 
sollen, so spielt da doch der Geldpunkt, das Arbeitsver¬ 
dienstanteil eine wesentliche Rolle; dass sie diesen zur 
Beschaffung der Klebemarken hergeben sollen, dazu kann 
man sie meiner Ansicht nach nicht zwingen, zumal die hier 
in Betracht kommende Versicherung vom Gesetz ausdrück¬ 
lich als „freiwillige“ bezeichnet wird. 

Die Gefangenen verwenden ihr Guthaben an Arbeits- 
bclohnungen erfahrungsmässig gern dazu, um, wie es 
gestattet ist, während ihrer Gefangenschaft ihren Ange¬ 
hörigen daraus eine Unterstützung zuteil werden zu lassen : 
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;indere wiederum wollen dasselbe aus dem Grunde nicht 
angerührt wissen, weil sie es ganz für ihr Fortkommen 
nach der Entlassung verwenden möchten. Wie gesagt, 
mir will es bedenklich erscheinen, die Versicherung ohne 
Zustimmung der Gefangenen vorzimehmen. 

Präsident Freiherr von der Goltz- Strassburg: 

Meine Damen ! Meine Herren ! 

Es ist nicht gerade sehr angenehm, wenn man mit 
< lcn Tendenzen des Herrn Referenten vollständig überein- 
stimmt und dieselben sozialen Rücksichten genommen zu 
wissen wünschte, dann doch mit einer Kritik seiner Anträge 
zu kommen. Meine Kritik geht nun nicht weiter als die¬ 
jenige der Herren Vorredner bereits gegangen ist. Ich 
kann mif-h nur in allen Teilen mit demjenigen einverstanden 
prkhlren, was Herr Direktor Dr. G e n n a t uns vorgetragen 
hat, muss nntürlich dabei davon absehen, eine Beurteilung 
der speziellen Hamburger Verhältnisse mit ins Auge zu 
fassen. Er hat das Glück, was in vielen Fällen seine 
Hilfe sein wird, gegebenenfalls über den Unterstützungs¬ 
fonds von 30 Mark für jeden Gefangenen zu verfügen. 
L)aniit kann viel geschehen. 

Es ist nicht auf eine ^litteilung des Herrn Korrefe- 
laoiten eingegangen worden, die mit dem Anträge ver- 
Jnmden ist, gegen deren Annahme der Herr Referent scliwer- 
li«-h etwas einzuwenden lial>en wird: dass nämlich, so lange 
und so weit die etwaigen Vors(diläge und 'Wünsche der 
X'orsanimlung von den Kegierimgen nicbt berücksichtig! 
wei'dcm. den .Schutzvereinen an die Hand gegelxm wird. 
iMnerli.alb dieser Tendenz einzutiaden. Das ist etwas älin- 
ii<dios. wie es Herr Direktor Dr. (lennat ans den Mitteln 
des Unterstützungsfonds tun kann. Wenn wir das den 
Scdiutzvereincn anheimgeben, dann haben wir zugleich die 
^^^ilrlif hkeit, nach den .Anschanimgcn und den Verhältnissen 
.au (len einzelnen Orlen mehr odea* wenigan’ zu tun. ohiK' 
uns in Widersprm'di zu bringcni. s(“i es mit der Tendenz 

H I**»*: !ui ficf.ingmskuD'lc .\! I. |() 
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der Regierung, sei es mit der Tendenz dieser liohen \’er- 
sammlung. 

Ich habe dieselbe Empfindung, die Herr Direktor 
Ur. Gennat uns vorgeführt hat, dass, wer hier zu viel 
verlangt, der Sache schadet. Der Sprung von demjenigen, 
was die Staatsregierungen dankenswerterweise überall ein- 
geführt haben, bis zu demjenigen, was die Leitsätze uns 
an die Hand geben, ist für jeden, der durch lange Jahre 
in der Praxis steht, ein etwas grosser, und man muss des¬ 
halb nicht nur in der Form des Vortrages der Wünsche, 
sondern auch in der Ausdehnung derselben mögli(*hst vor¬ 
sichtig sein. Man Avird dann meiner Meinung nacdi mehr 
erreichen, als wenn man das Ziel, das einem AmrschAvebt, 
wenn man das, Avas alles AvünschensAvert sein könnte, 
gleich als eine Forderung in den Vordergrund stellt. 

Im einzelnen gestatten Sie mir noch einige Bemerkungen I 
EsAvirdAvohl nach den Ausführungen des Herrn Referenten 
kein Widerspruch dagegen sein, Avenn die versichert ge¬ 
wesenen Gefangenen miteingeschlossen Averden. 

Wie Sie gehört haben, wird aber in den einzelnen 
Ländern A’onseiten der einzelnen Strafanstaltsdirektioneii 
in der Befragung der Gefangenen verschieden gehandelt. 
Herr Direktor Dr. Gennat hat uns mitgeteilt: beim Ein¬ 
tritt Avird sogleich festgestellt, ob sie A^er.sichern wollen. 
Ich bin leider nicht in der Lage, mit Bestimmtheit zu sagen : 
in Avie Aveit dieser Punkt in Elsass-Lothringen ausdrücklicli 
geregelt ist. Jedenfalls ist diese Befragung nach meiner 
^Meinung erforderlich. „Beve/icia non oblruduntnr' , hat der 
Herr Vorredner gesagt, und das ist auch mein Fall. Zu 
dieser Belehrung ist nicht nur eine, .sondern sind hundert 
Gelegenheiten Avährend jeder längeren Gefangenschaft des 
Betreffenden gegeben. Er kann eventuell beim Eintritt 
belehrt Averden, und es kann der Anstaltsdirektor Veran¬ 
lassung geben, dass diese Belehrung au.sgiebig durch den 
Lehrer erfolgt, der ganz zweckmäs.sig — bei uns findet 
das auch statt — die Versicherimgsfrageii zu einem Gegen¬ 
stände seines I.ehrens machen Avird. Die Konferenz der 
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leitenden Beamten wird ebenfalls diesen (Jesichtspunkt iin 
Ange behalten. Genug, es kommen sehr viele Veran¬ 
lassungen vor, wo diese Belehrung stattfinden kann. 

Wenn es nun unter Nr. 4 heisst, dass die Ausdehnung 
auf alle Gefangenen stattfinden soll, die eine Freiheitsstrafe 
von mehr als drei ^lonaten verbüssen, so stehe ich da auf 
dem Boden, dass das praktisch niemals von den Regierungen 
angeordnet werden wird. Nicht aus finanziellen Gründen^ 
wie einer der Herren meinte, ist diese Beschränkung auf 
Befangene, die eine Freiheitsstrafe von mehr als einem 
•fahr zu verbüssen haben, nach meiner Ueberzeugung 
wenigstens, erfolgt, sondern aus praktischen Gründen, weil 
es in sehr vielen Fällen ohne eine ganz ungewöhnliche 
Belastung der Strafanstaltsverwaltungen garnicht möglich 
ist, festzustellen, wie es mit dem VersicherungsVerhältnis 
des Einzelnen steht. Also ich würde aus Weisheit vor¬ 
seh lagen, wenn man an dem einen Jahr doktern will, 
diese Arznei wenigstens auf sechs Monate zu beschränken, 
aber unter keinen Umständen die drei Monate anzunehmen. 

Unter Nr. 6 ist ausgesprochen: „Grundsätzlich sind 
Marken derjenigen Lohnklassen zu verwenden, in welcher 
der Gefangene bisher zumeist versichert war.^^ Dem kann 
inan zustimmen, wenn man zugleich die Zustimmung des 
Befangenen voraussetzt. Jedenfalls wird die Anstalt darauf 
hinzu wirken haben, dass er möglichst nicht in der nieder- 
'^ten Lohnklasse verbleibt, sondern dass er in der vei’- 
sichert, in der er bisher gewesen ist. 

Ueber die Bemerkungen, woraus zuerst die Zahlung 
der Beiträge erfolgen soll, will i{*h Weggehen. Ich halte 
sie ni<‘ht für .sehr wichtig. 

Aber nun kommt die Frage: wer soll überhaupt 
zahlen V Und da habe ich auch das l^edenken, das ich 
schon vorhin angedeutet habe. Die Staatsregierung zu 
zwingen, für jemanden einzutreten, der ausdrücklich nicht 
vpi*sichern will, das geht mir zu weit, und ich glaube, dass 
keine <ler Regierungen dem zustininien wird. Wenn inan 
annehnien will, man hat es mit Leuten zu tun, die ihre 
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eigenen Geschicke nicht praktisch in die Hand zu nehmen 
wissen, kann man diese wohlwollende Tendenz ja wohl 
verstehen. Aber richtig scheint sie mir nicht zu sein. 
Soviel Selbstverantwortung, soviel Selbstüberlegung, soviel 
Einsicht in die Ordnung seiner Verhältnisse muss jedem 
zugetraut werden, und besitzt er die Einsicht nicht, dann 
sind eben die Strafanstaltsbeamten aller Art gern bereit, 
seiner mangelhaften Einsicht nachzuhelfen. Ich möchte 
daher bitten, dass der Herr Referent selbst vielleicht zu. 
der Entschliessung kommt, bei der ganzen Richtung seiner 
Wünsche stehenbleibend, sieMoch etwas zu modifizieren. 
(Bravo!) 

Dirigent des Berliner V^ereins N e c k es-Berlin : 

Gestatten Sie, meine Damen und Herren, dass ich 
auch meinen Standpunkt zu den Thesen als solche darlege. 

Im grossen und ganzen bin ich im Gegensatz zu 
meinen beiden Herren Vorrednern, mit den Thesen voll¬ 
ständig einverstanden. Es ist von Herrn Regierungsrar 
Michal beispielsweise angeführt, dass dem nichts iin 
Wege steht, wenn die niedrigste Lohnklasse während der 
Haft geklebt wird tmd der Betreffende, wenn er entlassen 
wird, sich diese Karte umtauscht und nun eine vollständig- 
freie Karte hat. Aber wenn er mit einer unbeklebten 
Karte um Arbeit anfragt, so wird gleich das Interesse 
rege: „Wo warst Du so langeu. dergl. Es wird als«» 
(las nicht vermieden, was wir durch eine richtig geklebU* 
Karte erreichen wollen. In der Praxis h.it sich bereits — 
ich .sj)rcche nur von Berlin — herausgestellt, dass es seliT* 
schwer ist, jemanden ohne Karte in Arbeit zu bringen, 
weil die Arbeitgeber die Auswahl haben und unter allen 
Emständen mit Karten Verseliene vor denen vorzieheii, 
die keine Kurte haben. 

Nun sagt Hcit Regieiamgsrat iMiciial, dass in Nüru- 
bei-g die Marken von dem Fürsorgeverein geklebt werden. 
leb halte di(‘se Massicgel füi-einen gi’ossr.m Verein, speziell 
für Berlin, füi- midui-chfühibar, weil die dazu ei-forderlichei i 
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Mittel bei den vielen Gefangenen, die wir in Berlin haben, 
docli etwas zu hoch werden würden; und wenn die be¬ 
treffenden Inhaftierten erst wissen: der Fürsorgeverein 
tritt unter Umständen für sie ein, so werden sie sich schön 
hüten, ihre Genehmigung dazu zu geben, dass ihr Ueber- 
verdienst resp. ihr eingebrachtes Geld zur Beschaffung 
der Marken verwandt wird. 

Herr Direktor Dr. Ge nn at-H.amburg hält es für 
wünschenswert, die Krankenkassen Versicherung zu berück- 
siiditigen. Meines Wissens spielt die Krankenkasse absolut 
gar keine Rolle; denn mit dem Angenblick, wo der Be¬ 
treffende in der Anstalt aufgenommen wird, ist die Anstalt 
verpflichtet, für ihn zu sorgen. Das hat mit der Freiheit 
lUsolut nichts zu tun. In Berlin liegen die Verhältnisse 
•'*»: mag der Mann einem Handwerk oder Gewerbe an- 
gelioren welchem er will, nie wird gefragt: „Gehöret Du 
•*iner Krankenkasse an Warum, weil er, wenn er viel 
die Arbeit wechselt, in verschiedene Krankenkassen kommt: 
denn er muss immer der Krankenkasse angehören, in der 
die meisten Beschäftigten des betreffenden Betriebes ver- 
>ichert sind, und da passiert es sehr häufig, dass in ge¬ 
meinschaftlichen Betrieben, wo vielleicht Buchdrucker, 
liuchbinder usw. zusammen beschäftigt sind oder Zimmer- 
leute und Maurer sich in Arbeit befinden, die Leute immer 
zu der Kasse übertreten müssen, wo die meisten Arbeiter 
i»es( liaftigt sind. So sind mir verschiedene Fälle bekannt, 
wo Leute, die dem Wechsel unterworfen waren, sehr ver¬ 
schiedenen Krankenkassen nacheinander augehöreu mussten. 

Ls ist hier so viel Wert darauf gelegt worden, dass 
wir den Gefangenen deti Zwang auferlegen : sie sollen sich 
\'<‘rsiehern. Nun, wie ist es denn eigentlich in der Frei- 
lieit? Ist es denn da dem Arbeiter freigestellt, ol) er 
kleben will oder nicht? ln der Freiheit heisst es: ..Du 
musst kleben, es ist ganz egal, ob Du damit einverstanden 
bist oder nicht.“ 

Ls hat sich doch s. Zt. deswegen eine grosse Strömung 
g’ geii flio Versicherung gadtend gemacht, und sie ist heute 
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noch nicht ganz verschwunden. Den freien x\rbeiter zwingt 
man: „Du musst kleben!“ warum kann man diesen Zwang 
nicht auf den Gefangeneh ausdehiien? Was steht dem ent¬ 
gegen, zu sagen: „Wenn Du Dich der besseren Einsicht 
verschliesst, dass es für Dein späteres Fortkommen besser 
ist, wenn Du klebst, und Du willst diese Wohltat nicht 
eintreten lassen, so zwingen wir Dich dazu.“ 

Hier handelt es sich bei den Gefangenen nur darum: 
wer trägt den Anteil, den eigentlich der Arbeitgeber dazu 
beitragen soll r* Da meine ich — es ist ja schon ausgeführt 
worden — die finanzielle Tragweite spricht hierbei nicht 
mit. Ich stehe auf dem Standpunkt, dass, wie das ganze 
Gesetz gewissermassen ein Zwangsgesetz ist, man es ganz 
wohl auf die Gefangenen zu ihrem Wohl ausdehnen kann. 

Es ist von dem Herrn Referenten ausgeführt, das.s 
man möglichst in der Lohnklasse kleben soll, aus der die 
meisten Marken auf der Karte vorhanden sind. Es haben 
sich in der Praxis, M ie ich schon anführte, tatsächlich für 
Berlin grosse ]\lisstände durch das Kleben der niedrigsten 
Klasse herausgestcllt. Wir werden z, B. gezwungen, die 
in der Schreibstube beschäftigten Personen ebenfalls zu 
versichern, und letzthin trat die Versicherungsgesellschaft 
an uns heran und zwang uns, eine bestimmte Lohnklasse 
für die Schreiber zu kleben, ohne Rücksicht auf den Ver¬ 
dienst der Leute. Warum kann, wenn in der Freiheit 
dieser Zwang ausgeübt wird, er nicht auch in der Anstalt 
zu Geltung kommen ! 

Ich würde es für gut heissen, wenn wir alle diese 
Thesen, vielleicht mit Ausnahme von Nr. 4, annehmen. 
Wir können Ja, wenn die Praxis ergibt, dass die Regelung 
in drei ^lonaten nicht möglich ist, dafür sechs Monate 
setzen. 

Es ist so verschiedenfach dem Herrn Referenten dei* 
Vorwurf gemacht worden, dass er sich sein Ziel zu weit 
gesteckt liabe; er hätte etwas niässiger in seinen Forde¬ 
rungen sein sollen. Ich kann nicht finden, dass das Ziel 
etwa zu weit gesteckt ist, soinh'rn das Ziel ist das, was 
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die Praxis ergeben hat und was wünschenswert ist. Man 
würde ja das Ziel noch weiter stecken können. Aber ich 
meine, hier ist, trotzdem es sich um so viele Punkte handelt, 
nicht zu viel verlangt, und ich würde Sie bitten, meine 
Damen und Herren, dass wir, mit Ausnahme der an¬ 
geführten Aenderung der These 4, die Leitsätze in der 
vorliegenden Form annehmen. (Bravo!) 

tlberamtsrichter Nüssle-Offenburg: 

Ich habe nur ganz wenige Worte zu sagen. Ich 
spreche als Vereinsleiter und Kreisgefängnisleiter von 
Offenburg. Ich möchte fragen, aus welchen Geldern dieser 
Invaliditätsversicherungsbeitrag bezahlt werden soll. Es 
ist von Berlin schon angedeutet, dass, wenn die lokalen 
Schutzvereine diese Zuschüsse leisten sollen, eben einfach 
diese speziellen Kassen nicht in der Lage sind, diese Opfer 
zu l)ringen. Es sind ja bekanntlich in Baden verschiedene 
Kreisgefängni.sse. Ich will nur Waldshut, Rastatt und 
Offenburg nennen. Die würden dadurch enorm belastet, 
dass .sie die von draussen Hereingekommenen durch Zahlung 
der Marken unterstützen sollen. Es kann vielleicht von 
Offenburg gesagt werden, das jedes Jahr 250—300 Leute 
als Kreisgefängnisinsassen zur Verbüssung ihrer Strafe 
dorthin kommen. Wenn der Schutzv-erein in Offenburg' 
die Zahlung für diese 250 Leute leisten sollte, würde er 
t'ankerott werden. Jeder Insasse würde etwa 4 Mark, 
vielleicht auch 3 Mark beanspruchen. Das würde im Jahr 
mehrere hundert Mark Opfer erfordern. 

Schon aus diesem Gesichtspunkt, meine ich, sollte 
inau. wie auch sonst schon angedeutet worden ist, diese 
Frage, ob aus den Schutzvereinsmitteln, die Ja gewiss 
nicht üppig fliessen, diese Beiträge ganz oder teilweise 
geopfert werden sollen, den Schutz vereinen, der Einzel- 
hozirke anheimstellen: man sollte keine l)indende od(“r 
halhhindende Bestimmung darül)er treffen, sond(‘rn es 
ihnen überlas.sen, nach ihren finanziellen Mitteln die .'^ache 
>'-'1 prüfen, um zu sehen, ob mit den idealen Bestrelnnigen 
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jiiich die Kasse stimmt, imi wieder ein drastisches Wort 
zu gebrauchen. Es ist ja bekannt, welch’ kolossale Mühe 
und Anstrengung man zu machen hat, um überhaupt Geld 
herbeizubringen. Ich will das weiter garnicht ausführen. 
Die Herren wissen ganz genau, welch' grosse Schwierig¬ 
keiten man hat, um nur die Kasse auf dem Laufenden zu 
erhalten. Es sind ja immer so viele sonstige Ausgaben 
da für Durchreisende, für Werkzeuganschaffung, für 
Fortschaffung, für Fahrgeld, auch für Lehrgeld. Wenn 
diese in Rede stehenden grossen Opfer dazu kommen 
sollen, steht man vor einem finanziellen Abgrund. 

Was die andere Frage betrifft, wie lang der Zeit¬ 
raum zu sein hätte, der da zu verlangen wäre, so möchte 
ich aus naheliegenden Gründen für sechs Monate sein. 
Und was die dritte Frage der Opferung des Guthabens 
anbelangt, so möchte ich da die Bemerkung in die Debatte 
werfen, dass besonders bei den Kreisgefängnisstrafen die 
Guthaben nicht sehr hoch sind und dass es doch immerhin 
etwas grausames wäre, die kleinen Beträge, die diese Leute 
herausbekommen, noch durch Abzüge für Invaliditätsmarken 
zu kürzen. 

Das wären meine Hau|>tgegengriinde, die ich ent¬ 
gegenzuhalten hätte. 

Hofrat Bürgermeister M a r s c h a 11 - L a n d s h u t: 

Als Vorstand des niederbayerischeii Kreisvercins ge¬ 
statte ich nur einige Worte zu sagen : 

Zunächst muss ich mich gegen den Vorschlag des 
Herrn Regierungsrats Michal erklären. Den Vereinen, 
welche für das sonstige Fortkommen der Strafentlassenen 
genug zu sorgen haben, können meines Erachtens die 
.Mittel für die Weiterklebung nicht auch noch zugemutet 
werden. In einer verhältnismässig kleinen Stadt wie z. B. 
Straubing in Niederbayern, wo eine grosse Strafanstalt 
>ich befindet, wüsste der Verein nicht, wie er die Mittel 
aufbringen sollte. IGn solches „Verlangen wäre auch 
ungereeht. 



Dagegen ist es recht und billig, wenn der Staat die 
■Mittel aufbringt. Ich stehe hiebei ganz auf dem Stand¬ 
punkt wie der Herr Referent, dass man die Zwangsver- 
sichening auch für die Weiter Versicherung in der Straf¬ 
anstalt einführen sollte und dass wir heute unser Petitum 
'laliin richten: es sollen die Leitsätze des Referenten an- 
u:onüramen und den einzelnen Staatsregierungen peti¬ 
tionsweise vorgestellt werden, damit sie staatsseits 
(liirchgeführt werden. 

Ich meine, dass diese Weiterversicherung zwangs¬ 
weise auch gut eingeführt werden kann und dass der 
Staat aber für den Fall, dass die eigenen Mittel der Ge¬ 
fangenen, nämlich ihr eingebrachtes Geld und ihr Lohn- 
::iithaben, nicht hierzu ausreichen, daim Staatsmittel zur 
Weiter Versicherung zur Verfügung stellt, welche den 
'-•inzelnen Anstaltsverwaltungen seitens unserer Regierungen 
bewilligt werden mögen. Der Staat hat ja ein grosses 
Interesse und zunächst das grösste Interesse daran, dass 
'iie tlefangenen nicht nur in ihrer Busszeit gebessert 
werden, sondern dass sie auch nachher nach Ablauf der 
Biisszeit wieder zu ordentlichen Menschen weiter gefördert 
werden. Es ist ganz richtig vom Referenten ausgeführt, 
la.ss die Gefangenen nur dann gut fortkommen, wenn sie 
auch Invaliditätskarten haben. Daher hat der Staat 
>ell).srverständlich ein Interesse daran, dass er ihnen 
"olclie Karten verschafft, damit sie wx‘iter fortkommen 
kiimen. Sonst werden sie alsbald wieder eingeliefert, 
und der Staat hat nachträglich viel grössere Kosten füi- 
neuerliche Verpflegung zu tragen. 

Der Fall Köpenick wäre auch nicht vorgekomnien, 
wenn man ordentlich für dtm Mann weiter gesorgt hätte. 
Wenn der Staat in dmi Fällen, in «lenen die Mittel d(‘r 
‘lefangenen nicht ausreiidien. die Weiterversicherung 
b*'surgt, so wird verhütet werden, dass in so und so vielen 
Fallen wiederum eine Einliebu'ung erfolgt. 

Der Staat kann also diese Mittel aucli, weil (‘r da 
durch ]U'ofitiert, zur \ä.*rfügung stellen, und es wärt* ri« htig. 
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wenn wir an die einzelnen Bundesregierungen mit der 
Bitte herantreten, es möge die Weiterversicherung der 
Gefangenen während ihrer Strafzeit zwangsweise auch 
aus den Mitteln der Gefangenen und event., soweit diese 
nicht ausreichen, aus Staatsmitteln geschehen. Das ist 
ein Standpunkt, den wir heute gut vertreten und auch 
den Regierungen mit gutem Gewissen petitionsweise unter¬ 
breiten können. 

Landgerichtsrat L a n g e r h a n s - B e r 1 i n : 

Ich möchte der Versammlung vorschlagen, die Leit¬ 
sätze Nr. ;-l und 7 für heute fallen zu lassen und es bei 
der Annahme der liCitsätze 1, 2, 4, 5 und 6 bewenden zu 
lassen. 

Gegen den Leitsatz Nr, 3 habe ich ausser den Be¬ 
denken, die hier von anderer Seite vorgebracht worden 
sind, vor allem rechtliche Bedenken. Wir kennen privat¬ 
rechtlich den Vertrag zu Gunsten eines Dritten, und wir 
kennen die direkte Stellvertretung. Gerade im Versicherungs¬ 
recht ist ja der Vertrag zu Gunsten eines Dritten etwas 
sehr häufiges. Bei der freiwilligen Versicherung, wie sie 
hier in Frage kommt, liegt aber nicht der Vertrag zu 
Gunsten eines Dritten vor, sondern die Versicherungsnahme 
eines Arbeitsnehmers zu seinen eigenen Gunsten. Bei 
diesem Vertrage könnte nur in Frage kommen, ob eine 
direkte Stellvertretung möglich wäre. Es ist ja angeführt 
worden, dass der Vormund die Versicherung nehmen dürfe 
trotz und wddei- den Willen des V^er.sicherten. Der Vor¬ 
mund ist aber der direkte Stellvertreter. Die Direktion 
der Strafanstalt ist dagegen meines Eraehtens dazu nicht 
berechtigt. Es wäre das ein Eingriff in das Privatrecht 
dieses Mannes. Er hat sich selbst zu entschliessen, ob er 
von diesem öffentlichen Recht Gebrauch machen, ob er 
eine freiwillige Versicherung nehmen will oder nicht, und 
die Versieherungsgesells(*haft darf eine solche Versicherung, 
die friMwillig genonunen wird, nur von dem Arbeiter selbst 
nniiehmen. 
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Der Arbeiter, für den eine solche Versicherung wider 
seinen Willen genommen wird, würde meiner Ansicht 
nach einen Anspruch auf Unterlassung haben. Er würde 
sogar nach meiner Ansicht ein direktes Klagerecht auf 
Unterlassung haben. Ich möchte daher Vorschlägen, von 
dein Leitsatz unter Nr. 3 für heute Abstand nehmen zu 
wollen. 

Es ist hier zweierlei zu unterscheiden: der Wunsch, 
der ja hier allgemein zu sein scheint, dass möglichst 
jeder Arbeiter, der aus dem Gefängnis herauskommt, seine 
Versicherungskarte in Ordnung hat; das fordert Ihr Herz. 
Und auf der andern Seite der nüchterne Verstand, der 
sieht: wie weit können wir da nun bei den vorhandenen 
Vorschriften gehen ? Ich glaube, wir müssen hier etwas 
früher Halt machen, als die beiden verehrten Herren 
Keferenten wünschen? So sehr wir ihren Wunsch teilen, 
nvichte ich Ihnen doch vorschlagen, dass wir diesen Halt 
etwas früher machen und vielleicht anstelle des Leitsatzes 3 
mir ausspreclien, es möchte doch recht gut dem Einzelnen 
zugeredet werden, dass er freiwillig die Versicherung 
iiiruint. Aber ich glaube, ein direkter Zwang zur frei¬ 
willigen Versicherung ist nicht zulässig, und deswegen 
wird der Leitsatz 3 zu streichen sein. 

Den Leitsatz 7 werden wir streichen müssen, weil 
iie Verhältnisse Ja zu verschieden liegen. Sie haben hier 
•uis den verschiedenen Teilen unseres grossen Vaterlandes 
:^'‘hört. wie die Sache gehandhabt wird, wie die Fonds 
und wie die einzelnen Kassen liegen, und da können wir 
nicht allgemein dem Schutzverband, dem Verband der 
•Siimtliehen Vereine, einen .solchen Leitsatz bringen, in dem 
"ir sagen: die Kostentragung muss so oder so gtdiand- 
liaht werden. Die Sache liegt zu verschieden. Das wollen 
wir ruhig jedem einzelnen Verbände und jeder einzelnen 
''CirtMid überlassen, und ich glaube, wir können ganz ge- 
tf'st (lie.sen Leitsatz Nr. 7 auch strcielum. 

Das war das, was ich Ihnen Vorschlägen wollte, dass 
wir also nur die Leitsätze 1, 2, 4. 5 und G annehimm und 
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uns iiu Uebrigen mit dem Wunsche begnügen, dass die 
Verwaltungen darauf dringen mögen, dass der einzelne 
Arbeiter möglichst seine Versicherung fortsetzt. 

Vorsitzender: Vielleicht darf ich dem Herrn 
Redner noch eine Frage vorlegen, weil er sich doch füi' 
die Einschränkung ausgesprochen hat. Es ist von ver¬ 
schiedenen Seiten angeregt worden, im Satz 4 als Zeit¬ 
bestimmung sechs Monate zu wählen. Würden Sie sich 
dem auch anschliessen, wenn der Satz 4 in dieser AVeise 
abgeändert wird ? 

Landgerichtsrat L a n g e r h a n s - Berlin : Ja. FiS ist das 
schon von sachkundiger Seite auseinandergesesetzt worden, 
dass ich mich dem anschliessen muss. Es mag zu schwierig 
sein, die Ordnung in drei' Monate durchzusetzen. Wir 
können uns daher trotz etwaiger anderer Wünsche der 
Einsicht nicht versc:hliessen, dass die sechs Monate oi'forder- 
lich sind. 

Regierungsassessoi- S t ä h 1 e r - Bayreuth: Verehrte 
Versammlung! Ich möchte den Vorschlag machen, die 
liCitsätze voUkomraen, wid .sie dastehen, anzunehmen, weil 
es eben Leitsätze, Grundsätze sind, die unseren Vereinen 
zur Durchführung empfohlen werden sollen, soweit dies 
nach Massgabc der einzelnen V’'erhältnisse und nach Mass 
gäbe ihrer verfügbaren Mittel notwendig ist. Ist es finan¬ 
ziell nicht möglich, die Leitsätze so durchzuführen, wie 
sie dastehen, so verschlägt das nichts. Es sollen ja keine 
Gesetze, es sollen keine statutarischen Vorschriften .sein, 
die die Vereine unter allen Umständen erfüllen müssen, 
sondern sie sollen nur ihre Hilfe dazu leihen, die Grund¬ 
sätze durchzuführeii, .soweit möglich ist. 

Ich mochte unter allen Umständen bitten, auch die 
Fmdite 3 und 7 bestehen zu lassen. Die zivilrechtlichen 
Betrachtungen über das Verhältnis des Versicherungsunter¬ 
nehmers, d. h. des Reiches, zum Versicherungnehmer, die 
wir vorhin gidmrt haben, dürften doch wegen der öffentlich- 
rechtlichen Natui’ des Verhältnisses nicht so ganz angebracht 



sein. Ich bin fest überzeugt, dass es unter allen Umständen 
möglich ist, auch gegen den Willen des Versicherten Älarken 
für ihn zu kleben. Die Sache ist ungemein einfach zu 
erproben. Man veranlasse eine amtliche Entscheidung 
über den Fall. Das ist sehr bald gemacht. In vier Wochen 
die Entscheidung darüber da. 

Was die Geldfrage anlangt, so glaube ich bestimmt, 
dass die Beiträge aus dem Guthaben des Gefangenen ge- 
<^e< kt werden können, und die Bedenken, die dagegen vor¬ 
gebracht worden sind, dürften sich aus den bereits von 
anderer Seite hervorgehobenen Gründen wohl beseitigen 
bissen. 

Oberamtsrichter Antonie- Säckingen : I ch möchte 
nur darauf hin weisen, dass es im § 2 der Satzung der 
Badischen Bezirks vereine heisst; „Der Vereinfürsorge 
können nur solche Gefangene teilhaftig werden, die darum 
nachsuchen, und zugleich derselben würdig und bedürftig 
sind.'* 

Ich meine, damit sei die Frage, ob eine zwangsweise 
Versicherung eingeführt w'erden solle, schon erledigt, wir 
wiuTleii ja dieser Vereinssatzung zuwiderhandeln wir 
würden diesen Grundsatz durchbrechen, wenn wir auf eine 
zwangsweise Versicherung kämen. Ich möchte mit diesen 
Aii.<führungen nur den Herren, für den Fall dass cs zur 
•Vlistiinmung käme, zum Bewusstsein bringen, dass sie mir 
der Zustimmung zu den Leitsätzen gegen ^ 2 unserer 
>tatnt(‘n stimmen würden. 

f Jeh. Regierungsrat Dr. v o n L n ge I b erg-Mainiheini: 
b li wollte nur zur Geschäftsordnung noch ein Bedenken 
vfirbriiigen. 

Wenn nämlich, wie i(di vermute, so abgestininil werden 
""llto. dass die einzelnen Thesen angenommen werden oder 
idrlit. und etwa der Voi’selilag d('S Ilen-n Landgericlif^rals 
1 angerlians auf einfache .\l)lehnung der Thesen und 7 
durchginge, so würde meines Eraclifens das Resultat kein 
-.0)7, befriedigendes sein. Wir hätten dann in Tlicse 2 



lediglich zum Ausdru(;k gebracht, dass der Gefangene ver¬ 
sichert wird oder versichert werden muss. Es wäre aber 
sofort wieder der Zweifel gegeben, ob man diese Ver¬ 
sicherung auch wider den Willen des Gefangenen dürch- 
führen darf, oder nicht. 

Ich wollte also nur darauf hinweisen, dass es sich 
vielleicht empfehlen dürfte, für diesen Fall die These 2 
redaktionell anders zu fassen, nämlich einzuhalten „mit 
Uebereinstimmung des Gefangenen“, falls dies die Ansicht 
der Versammlung ist. 

Ferner glaube ich, dass die in These 7 zum Ausdruck 
gebrachten Gedanken in irgend einer Weise in dem Be¬ 
schluss zum Ausdruck kommen sollten, weil sonst bezüg¬ 
lich der Art und Weise, wie die Geldmittet beschafft wer¬ 
den, vollständige Unklarheit herrscht und Lücken in dieser 
Richtung vorhanden sein werden. 

Vorsitzender; Diese Bedenken, die Herr v o n Engel¬ 
berg ausspricht, scheinen mir insofern durchaus begründet 
zu sein, als jedenfalls in Satz 2 ausdrücklich hervorgehoben 
werden müsste — über diese Frage wird wohl nicht hin¬ 
weggeglitten werden dürfen -- ob die Versicherung nur 
mit Zustimmung des Gefangenen erfolgen soll. Wird diese 
Zustimmung für erforderlich era(*htet, so müsste dieser 
Gedanke in Satz 2 Avohl in der Weise zum Ausdruck 
kommen, dass es dort heissen Avürde: 

„Diese Ausdehnung hat in der Weise zu. erfolgen, 
dass regelmässig jeder Gefangene, dessen Versicherung 
nach der bestehenden Gesetzgebung zulässig ist, d. h. jeder 
versicherte oder versichert gewesene Gefangene, und der 
seine Zustimmung dazu gibt, versichert wird.“ 

Damit wäre Herr f.andgerichtsrat Tiaiigerhans 
einverstanden V 

Landgerichtsrats L a n g e n h ans- Berlin : .la. 

Generalstaatsanwalt P r e e t o r i u s - Darmstadt: 

lc‘li möchte geschäftsordmmgsgemäss anheimstellen, 
vielleicht die Sache so anznfangen, dass zunächst über 



Jie von einer Reihe von Rednern behandelte Frage ab- 
o'^stimmt wird, ob die Zwangsversicherung oder nur eine 
Versicherung nach Befragen und Zustimmung des Gefangenen 
liiitreten soll. Ist diese Frage erledigt, so ergibt sich 
itlles andere von selbst, vorausgesetzt dass der Herr 
Herichierstatter mit diesem Vorschlag einverstanden ist. 

Referent Gerichtsa.ssessor Dr. Rosen fei d-Berlin: 

.\uf keinen der Punkte, meine Herrschaften, die hier 
•'enilirt worden sind, lege ich ein so grosses Gewicht als 
iiiif (len, ob die Versicherung von Amts wegen erfolgen 
kann oder nicht. Ich bin kein Phantast. Für mich als 
liiristen ist gerade die Haupt- und interessanteste Frage 
gewesen, ob eine Versicherung gegen den Willen der 
heute möglich ist. 

Die ganze Frage der Invalidenversicherung hat eine 
kleine Vorgeschichte. Wir im Berliner Verein haben schon 
lange das Bedürfnis gefühlt, dass hier mehr geschehen 
’iiid (lass wirklich ein Schritt vorwärts getan werden muss. 
Ks ist wohl bald drei bis vier Jahre her, da haben wir 
auf der Versammlung der Zentralstelle für das Gefangenen- 
fürsoigewcsen der Provinz Brandenburg — das ist eine 
"ffix.i(>se Versammlung — die Frage beraten, und ich hatte 
'lie Ehre, die Frage zu vertreten. Als ich an diesen Punkt 
kam, den ich mir damals schon überlegt hatte, trat ein 
•lurist in einer auch für uns sehr massgebenden Stelle auf 
und sagte: „Ich habe juristische Bedenken“, und er führte 
nngf Jähr das aus, w^as Herr Landgerichtsrat Langer h a n s 
vl>(‘ii au.sgeführt hat und Avas für jeden Ziviljuristen iin 
rrsteii Moment sogar einleuchtend, i(dA iiKichte sagen; 
Idciidfiid i.st. Es hat deshalb das ^linist(Tiuni bis vor 
'iiigfJähr einem halben Jahre Bedenken gehabt An diesem 
Z'dtpiinkt hat der betr. Referent, der sich eingelnmd mit 
d'T Frage und mit den bezüglichen Darh'gimgen beschäftigt 
liat, gesagt: „Sie haben Recht, die Sache wird gehen.“ 
h h möchte deshalb den Herren auch sagen, dass ich 



begründete Aussicht habe, dass die Sache so, wie ich es 
mir erlaubt habe, vorzuschlagen, durchgeführt wird. 

Die Gründe, warum die Einwendungen des Herrn 
Landgerichtsrats Langerhans nicht durchgreifend sind, 
sind folgende; die ganzen Grundsätze des Zivilrechts 
haben bei der Invaliditätsversicherung nicht Anwendung 
zu finden; sondern es sind lediglich öffentlich-rechtliche 
Gesichtspunkte, die hier in Betracht kommen. Genau so 
gut wie jemand, der sich selbst noch so lange versichert, 
dessen Versicherung aber die gesetzlichen Voraussetzungen 
fehlen, weil sein Gehalt sich nicht innerhalb der bestimmten 
Einkommensgrenze bewegt, eine Anwartschaft auf Rente 
nicht erwirbt, so erwirbt er sie aber, falls die gesetz¬ 
lichen Voraussetzungen vorliegen — darauf kommt es nur 
an — wenn ohne seine Befragung, seine Persönlichkeit 
gar nicht in Anspruch genommen, von irgend einer Seite 
für ihn geklebt wird. Wenn Sie für irgend einen Mann, 
durch dessen Verhältnisse eine freiwillige oder andere 
Versicherung möglich ist, eine Karte ausstellen lassen und 
für ihn kleben, .so erwirbt der Manu eine Versicherung. 
Ich möchte mir erlauben — ich wollte es vorhin nicht 
tun — Sie auf die amtlichen Nachrichten des Reichsver¬ 
sicherungsamtes hinzuw'eisen, worin ausdrücklich für das 
ganze Invaliditätsgesetz, nicht bloss für die Zwangsver¬ 
sicherung, sondern auch für die freiwillige — welches 
Gesetz, wie ich in Parenthese bemerken möchte, nicht das 
Gcwi('ht auf das Wort „freiwillige^ legt, sondern wo „frei¬ 
willige“ nur der natürliche Ausdruck im Gegensatz zu 
„Zwang“ ist und also alle die Fälle betrifft, die nicht 
unter den „Zwang“ fallen — ausgeführt wird: „Denn 
ungeachtet d(‘r äusseren Aeliiiliclikeit mit einem zwei¬ 
seitigen Rechtsverhältnisse stehen sich hier Rechte und 
Pflichten nicht als die beiden wes(Uitlichcn, sich gegen¬ 
seitig 1>edingenden Glieder eines pri\ atrec.htlichen Ver¬ 
trages gegenüber: diese Rechte und Pllichten haben 
vielmehr, ohne von einander in ihrem inneren Wesen aL- 
hängig zu sein, lediglich d.is öffentliche Recht als Grund- 
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läge. Eine Wechselbeziehung besteht nur insoweit, als 
beide eine und dieselbe Person betreffen. Eine gewisser- 
inassen vertragliche Begründung der Versicherung nur 
durch die Leistung und die Annahme von Beiträgen kennt 
das Gesetz nicht.“ Ich behaupte aber, meine Herrschaften, 
und ich habe auch wichtige Gründe dafür (abgesehen von 
der Autorität des betr. Herrn, der die Sache bearbeitet,’ 
der eine massgebende Persönlichkeit ist), dass es heute 
tatsächlich rechtlich zulässig ist, die Leute zu versichern, 
ohne sie zu befragen. Und in praktischer Hinsicht möchte 
ich darauf hinweisen, was schon angeführt ist: ein Zwang 
zur Versicherung existiert auch bei Versicherung der 
freien Arbeiter. Die Leute müssen hier sogar auf ihre 
Kosten kleben, während der Zwang, dessen Durchführung 
ich mir erlauben möchte, vorzuschlagen, dahin geht, dass 
die Leute nicht etwa Schaden erleiden, sondern dass die 
Beiträge aus dem Guthaben, auf das sie keinen Anspruch 
haben, gedeckt werden sollen. 

Ich bin nicht in der Lage, These 3 fallen zu hissen, 
weil ich sie gerade für den Kardinalpunkt der Frage 
lialte. Nicht, dass ich mich darauf versteifen möchte! 
Aber ich glaube, wir kommen nicht weiter, wenn es von 
den Gefangenen abhängig sein soll, ob sie sich versichern 
wollen oder nicht. 

Korreferent Strafanstalts - Direktor Regierungsrat 
H i c h a 1 - Nürnberg: 

Ich möchte zu zwei Punkten kurz ein Wort sagen. 
Der eine betrifft die Beschränkung der Zeit von drei 
Monaten auf sechs Monate. Das ist nun eine Frage, die 
ja in der beliebigen Auffassung steht. Ich möchte sagen: 
es ist irrig, wenn man glaubt, man könne in der kürzeren 
Zeit von drei Monaten die Invaliditätskarten nicht in 
< trdnung bringen. Sie sind in 1-1 Tagen in Ordnung. 
.Jeder wird beim Eintritt gefragt: „Wo ist Ihre Karte?“ 
Weiss er es, so wird sie geliolt, oder weiss er es nicht 
lind man bekommt sie auf die ersten Recherchen hin nicht, 

HL’ittcr ft;i (n;taU:;ni^kun«lo. X! II. 11 
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so wird eine neue gelöst/ Ich mache mich anheischig, 
die Karte in dieser Zeit für jeden zu besorgen. Der zweite 
Punkt ist: Seien Sie nicht zu ängstlich inbezug auf die 
Inspruchnahme der Mittel der Fürsorgevereine. Es ist 
irrig, wenn man glaubt, dass so grosse Mittel erforderlich 
seien. Wir haben in Nürnberg eine normale Belegschaft 
von 400 Gefangenen. Wenn man 40—50 M. zu diesem 
Zwecke aufwendet, so ist das keine übermässige Ausgabe. 
Diese Art der Aufwendung kommt aber doch. auch bloss 
subsidiär in Betracht. In erster Linie wird das Geld des 
Gefangenen genommen, und in zweiter Linie sollen die 
Fürsorgevereine eintreten. Das muss aber nicht unter 
allen Umständen der Verein tun, an dessen Sitz sich die 
Strafanstalt befindet, sondern der nach unseren Be¬ 
stimmungen zuständige Verein. Wenn auf Rottenburg 
oder Straubing hingewiesen ist, so wende sich der betr. 
Verein doch an die Vereine in den Orten, wo die Leute 
her .sind, und lasse sich von diesen seine Auslagen ersetzen. 

Das ist also nach meiner Meinung auch kein Hindernis. 

Gefängnisinspektor B e e r e s - Preungesheim: 

Vor der Abstimmung über die Frage, ob zwangsweise 
Versicherung der Gefangenen eintreten könnte, wollte ich 
kurz noch darauf aufmerksam machen, da.ss ich bei den¬ 
jenigen Gefängni.ssen Preussens, die dem .Justizministerium 
unterstehen, den Gedanken für unausführbar halte; denn 
die preussische Gefängnisordnung sagt, dass der Gefangene 
nur über das Guthaben aus der ersten Hälfte seiner 
Arbeitsbelohnung mit Zustimmung des Gefängnisvorstehers 
verfügen kann. Daraus ergibt sich von selbst, dass die 
Mittel zu einer zwangsweisen Versicherung fehlen: denn 
der Gefangene kann über das Guthaben aus seiner 
Arbeitsbelohnung verfügen, und will er nicht versichern, 
so wird er natürlich nicht darüber zu diesem Zwecke 
verfügen. Andere ^Mittel st(‘hen in Preussen für eine 
zwangsweise Versicherung der Gefangenen überhaupt 
nicht zur Verfügung. Der Gefangene kann also über 



sein Guthaben aus seiner Arbeitsbelohnung' verfügen, und 
wenn er sich nicht versichern will, so kann man die 
Mittel dazu selbstverständlich nicht beibringen. Es ist 
also meines Erachtens nach ganz ausgeschlossen, dass 
man die zwangsweise Versicherung in Preussen auf Grund 
der zurzeit geltenden Bestimmungen einführen kann, und 
deshalb stimme ich auch nach dem Vorschläge des Herrn 
r.andgerichtsrats L a n g e rh a n s dafür, dass diese These 
gestrichen wird. 

Oberregierungsrat K o p p - F r e i b u r g: 

Verehrte Damen und Herren: 

Rom ist nicht in einem Tage erbaut worden, und 
ich glaube, wir kommen auch heute nicht dazu, die Sache, 
welche uns beschäftigt, in dem Sinne fertig zu bekommen, 
wie es der Herr Referent Dr. Rosenfeld in seinen Thesen 
beabsichtigt. Wenn Sie, meine hochverehrten Anwesenden, 
die Versicherung eines Praktikers ontgegennehraen wollen, 
wie sie bereits von dem Herrn Kollegen Dr. Gennat zum 
Ausdruck gebracht worden ist: das wir als .Strafanstalts¬ 
beamte und Schutzvereinsvorstand zugleich alles tun, was 
wir tun können, um den Leuten zu helfen, nach dem 
(irundsatz: Edel sei der Mensch^ hilfreich und gut und 
zwar in weitestem Masse, dann dürften Sie überzeugt 
sein, dass wir der gegenwärtigen Frage in der wohl¬ 
wollendsten Weise gegenüberstehen. 

Unser Justizministerium in Baden hat in einem Erlass 
verfügt, dass alle die Leute, die über ein Jahr Strafe 
haben, versichert werden sollten, kleine Herren! Wir 
sind unserm Ministerium gegenüber gehorsame Schüler. 
Ich will aber in Abwesenheit unsers hochverehrten Chefs 
der Gefängnisverwaltung in Baden Ihnen doch gestehen, 
dass wir in diesem Falle ungehorsam waren. Wir fragen 
nämlich unsere Leute schon von drei Monaten an, ob sie 
versichert sein wollen oder nicht. Wir sind also noch 
wesentlich über die ministerielle Anordnung hinausgegangen. 

11 ' 
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Ich erwähne dies, damit Sie sehen, wie wohlwollend wir 
der Sache gegenüberstehen. 

Wenn jemand mit kurzer Strafzeit, also mit unter 
einem Jahr, bittet, dass man etwas für ihn tue, so ge¬ 
schieht es, einerlei, woher die Mittel kommen, ob der Bitt¬ 
steller solche hat, oder ob sie wo anders herkommen. 
Die Quittimgskarte bekommt er, und das ist die Haupt¬ 
sache. Wenn wir so verfahren, dass wir alle Leute hören, 
selbst von drei Monaten an oder, was ich auch für ge¬ 
nügend halten würde, erst von sechs Monaten an — da 
ja erfahrungsgemäss Schwierigkeiten oft vorliegen und 
es mitunter sehr lange dauert, bevor man Auskunft darüber 
erhält, ob alles stimmt — wenn wir, sage ich, uns darauf 
beschränken, alle Leute um ihre Zustimmung zu fragen 
und denen, die versichert sein wollen, helfen, ohne zu 
fragen, ob Mittel da sind, so dürfte dies wohl das Beste 
sein und zurzeit auch genügen. 

Erschrecken Sie nicht, wenn ich noch ein Wort über 
den vorhin kurz gestreiften Fall Köpenick sage. Glauben 
Sie, dass der Herr von Köpenick so dumm gewesen wäre, 
wenn man ihn gefragt hätte, ob er eine Quittungskarte 
will, diese Frage zu verneinen! So dumm war der Herr 
\'on Köpenick nicht; er hätte sicher „ja“ gesagt. Aber, 
meine verehrten Anwesenden, nicht etwa die mangelnde 
Quittungskarte war es, die ihn zu Fall gebracht hat, 
sondern die Polizeiaufsicht. Das ist eine Frage, die heute 
nicht auf der Tagesordnung steht, von der ich aber 
wünschen möchte, dass die Schutzvereinc einmal über die 
Art der Ausübung der Polizeiaufsicht und der polizeilichen 
Kontrolle über die vorläufig Entlassenen reden. Ich 
könnte Ihnen Fälle aus neuerer Zeit erzählen, die haar- 
^träubend sind. Solange nicht der ]\lensch auch als 
Mensch behandelt wird, wird die Sache auch nicht anders 
werden. Ich habe es in den letzten Wochen erlebt, dass 
ein vorläufig Entlassener, der zum erstenmal gefehlt batte, 
und von dem ich die Ueberzetiguiig habe, dass er nie 
wieder sich etwas zu Schulden kommen lassen wird, der 
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unter Polizeikontrolle stund — wir in Baden haben diese 
Einrichtung zwar auch; wir übertragen die Kontrolle aber 
beinahe regelmässig den Schutzvereinen — der eine Stelle 
erworben hatte, von der Schutzmannschaft in einer Weise 
biosgestellt und belästigt wurde, dass er sich mit dem 
Gedanken trug, sich das Leben zu nehmen oder etwas zu 
tun, damit er wieder ins Gefängnis zurückkomme. 

Die zwei Punkte: Polizeiaufsicht und polizeiliche 
Kontrolle, das sind aktuelle Themata’s für unsere nächste 
Verbandsversammlung. Ich möchte bitten, wenn irgend 
möglich diese auf die Tagesordnung zu bringen. 

Im übrigen glaube ich, zum Eingangserwähnten zurück' 
kehrend, wir sollten uns darauf beschränken, alle Zugänge 
zu fragen: „Wollt Ihr versichert sein oder nicht?“ Die¬ 
jenigen, die „ja“ sagen, bekommen die Sache unter Um¬ 
ständen gern auf Kosten der Schutzvereinskasse vermittelt 
oder aber es wird der notwendige Betrag auf andere Weise 
aufgebracht; es gibt immer wieder gute Menschen, die 
uns helfen. (Bravo!) 

Oberamtsrichter Nüssle-Offenburg: 

Ich bitte ums Wort! 

Vorsitzender: Ich bitte nur noch zur Geschäfts¬ 
ordnung! Es entspricht nicht unseren Grundsätzen, dass 
ein Redner zweimal spricht. Ich muss sonst die Ver¬ 
sammlung fragen, ob dem Herrn noch einmal das Wort 
i;egeben werden soll. 

Oberaratsrichter Nüssle-Offenburg: 

Drei Worte> Herr Präsident! 

Ich muss konstatieren, dass der Verein Offenburg 
kein kleiner Verein ist. Es ist etwa der vierte der badischen 
Vereine an Mitgliederzahl und an Mitteln. 

Zweitens möchte ich entgegenwerfen, dass es doch 
seine grossen Schwierigkeiten hat, wenn der lokale Scluitz- 
verein für solche Insassen Geld auslegt, es wieder von 
den auswärtigen Vereinen zu bekommen, an deren Orten 
die Leute vielleicht früher vor langer Zeit gewohnt haben. 



Und drittens glaube ich doch, dass die Beiträge ganz 
entschieden viel mehr betragen, als der Herr Korreferent 
hier geltend gemacht hat. 

Das sind meine drei Punkte. 

Referent Gerichtsassessor Rosen feld-Berlin: 

Nur zwei Wortei Ich möchte mir erlauben, Herrn 
Gefängnisinspektor Beeres zu entgegnen, dass der Umstand, 
dass heute diese Vorschriften, die er anführte, in der Ge¬ 
fängnisordnung von 1898 enthalten sind, meinem Vor¬ 
schläge nicht entgegensteht; denn es handelt sich hier 
lediglich um Verwaltungsvorschriften, die jederzeit ge¬ 
ändert werden können. 

Dann möchte ich vorschlagen, der. These meines 
Herrn Korreferenten, ergänzend, wenn auch dadurch 
nicht verbessernd, das Wort „tunlichst“ hinzuzufügeu. 
Dann können die Vereine eintreten, wenn sie dazu in der 
Lage sind. Es sollte das nur eine Anregung für die 
Vereine sein. 

Vorsitzender: Ich komme dem entgegen, was 
Herr Dr. Rosenfeld ausgeführt hat. Ich möchte, ehe wir 
zur Abstimmung schreiten, meine persönliche Meinung 
dahin aussprechen: alles, was hier in den Leitsätzen aus¬ 
gedrückt ist, betrifft nur Wünsche. Die Versammlung 
würde, weint sie die Leitsätze annähme, sich dahin aus¬ 
sprechen, dass sie den Wunsch hegt, dass dieselben ver¬ 
wirklicht werden. Irgend welche Verpflichtung würde für 
die Schutzvereine nicht daraus erwachsen. Dass selbst¬ 
verständlich den Regierungen Verpflichtungen nicht er¬ 
wachsen können, brauche ich wohl gar nicht hervorzu¬ 
heben. , 

Herr Generalstaatsanwalt Preetorius hat vorgeschlagen, 
zur Klärung der Sache die Abstimmung in der Weise vor¬ 
zunehmen, dass als prinzipiell wichtige Frage, worüber 
die Meinungen am geteiltesten sind, die Frage voraus 
genommen werden soll, ob der Gefangene von Amtswegeu 
oder nur mit seiner Zustimmung versichert sein soll. Mir 



scheint das praktisch zu sein, weil durch das Abstimmungs¬ 
resultat über diese Frage die Hauptfrage geklärt wird. 

Wenn kein Widerspruch erfolgt, so würde ich diese 
Frage zuerst zur Abstimmung bringen. Abstimmen dürfen 
alle Anwesenden, soweit sie Mitglieder von solchen Schutz¬ 
vereinen sind, die dem Verbände angehören. Solche!, die 
etwa dem Verbände nicht angehören, wären nicht stimm¬ 
berechtigt. 

Wir stimmen also ab über die Frage: Soll der Ge¬ 
fangene von Amts wegen versichert werden ? Wer dafür 
ist, den bitte ich, sich zu erheben (Geschieht). Das scheint 
die Minorität zu sein. Ich bitte um die Gegenprobe 
• (geschieht). Das ist die IMajorität. Oder wünschen die 
Herren Durchzählung? 

(Zurufe: Wird nicht nötig sein!) Wird das Resultat 
nicht angezweifelt? (Rufe: Nein!) 

Dann kämen wir zur Abstimmung über die einzelnen 
Sätze. 

Der erste Satz lautet: 

„Die Entlassenenfiirsorge hat ein grosses Interesse 
<laran, dass tunlichst jeder Gefangene die Anstalt mit 
<.*iner Quittungskarte verlasse und wünscht daher eine 
.Vusdehnung der jetzt stattfindenden Gefangenenver- 
sieherung“ — „in folgender Weise“ wäre ja wohl hiiizii- 
zufügen. Wird seitens des Herrn Referenten nichts ein- 
uewendet? — Gegen diesen Satz hat sich in keiner Weise 
ein Widerspruch erhoben. Ich nehme an, dass der Satz 
jetzt als angenommen gilt. 

Dann kämen wir zum zweiten Satz. Er müsste nach 
dem Ergebnis der vorherigen Abstimmung folgendermassen 
lauten: 

„Diese Ausdehnung hat in der Weise zu erfolgen, 
dass regelmässig jeder Gefangene, dessen Versicherung 
nach der bestehenden (lesetzgebung zulässig ist. d. h. 
jeder versicherte oder versichert gewesene Gefangene, 
seine Zustimmung vorausgesetzt, versichert wird.“ 
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Das entspricht dem vorhergehenden Beschlüsse der 
V ersammlung. 

Satz 3 fällt als in dem vorhergehenden schon ent¬ 
halten hinweg. 

Nun kämen wir zu Satz 4. Es ist hier die Zeit¬ 
bestimmung von drei und von sechs Monaten beantragt. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche für drei Monate sind, 
sich zu erheben (Geschieht). Auch hier möchte ich die 
Gegenprobe zur Sicherheit vornehmen (Geschieht). Nun 
bitte ich, da es möglich ist, dass noch weitergehende An¬ 
schauungen vorhanden sind, die Herren, die der Meinung 
sind, dass sechs Monate genommen werden sollen, sich zu 
erheben (Geschieht). Das ist die Mehrheit. Die Be¬ 
stimmung von sechs Monaten würde also über das hinaus¬ 
gehen, was jetzt nach den Bestimmungen der Bundes¬ 
staaten besteht. 

Dann kommen wir zu Satz 5: 

„Die die Karte ausstellende Behörde hat sich eines 
jeden auf den Aufenthalt der Versicherten in der Anstalt 
als solcher bezüglichen Vermerkes zu enthalten.“ 

Dagegen wird wohl von keiner Seite eine Einwendung¬ 
gemacht. — Der Satz gilt als angenommen. 

Satz 6: 

„Grundsätzlich sind Marken derjenigen Lohnklasse 
zu verwenden, in welcher der Gefangene bisher zumeist 
\ ersieh ert war.“ 

Auch hiergegen ist kein Widerspruch erhoben. — 
Auch das ist angenommen. 

Wir kommen dann zu Satz 7. 

(Kleine Pause.) 

Es wird seitens des Herrn Referenten die These 7 
zurückgezogen. Es wird dagegen wohl aus der Ver¬ 
sammlung keine Einwendung erhoben. 

Dann würde wohl noch über die weitere These ab¬ 
zustimmen sein, die Herr Regierungsrat Michal aufgestellt 
hat, insoweit dadurch ausdrücklich zum Ausdruck gebracht 
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wird, dass auch die Schutzvereine herbeigezogen werden 
sollen. 

Generalstaatsanwalt Preetorius - Darmstadt: 

Das sollteji wir ganz weglassen. Es hängt doch mehr 
oder weniger mit der errungenen Versicherung zusammen. 

Ich hätte aber den Leitsatz 7 ganz gern abgeändert 
gehabt. Darf ich vielleicht bitten, einfach eine Pause ein- 
treten zu lassen, und zwar aus folgendem Grunde. Ich 
hätte es recht gern gesehen, dass Herr Assessor Dr. Rosen- 
f e 1 d die These 7 nicht glatt zurückgezogen, sondern sich 
dazu verstanden hätte, sie in dem Sinne abzuändern, dass 
sie mit der jetzigen Fassung der These 2, die die Zu¬ 
stimmung der Gefangenen voraussetzt, im Einklänge steht. 
Es lässt sicht ganz gut machen, ohne dass damit irgendwie 
der ganzen Sache geschadet wird. 

Referent Gerichtsassessor Dr. Rosenfeld - Berlin: 

Meine Bedenken waren auch nicht sachlicher, sondern 
vor allem redaktioneller Art. 

Vorsitzender: Wir lassen, mitten in der Ab¬ 
stimmung begriffen, die Pause eintreten. lieber die vor¬ 
hergehenden Sätze ist die Abstimmung erledigt. Es kann 
nur noch über diesen Satz 7 und eventuell den Satz 8, 
den Zusatz des Herrn Regierungsrats M i c h a 1, abgestimmt 
werden. 

Generalstaatsanw'ult Preetorius - Darmstadt: 

Die lassen sich zusammenschweissen. 

Vorsitzender: Ja, gut! So tritt nunmehr eine 
Pau.se von einer halben Stunde ein. 

(Die Sitzun^r wird um 12 l'hr auf eine halbe Stunde unter- 
brochei).) 

Vorsitzender: .Meine Verehrten I Ich denke, wir 
können die Versammlung wieder eröffnen. 

W'ir haben unsere Verhandlungen mitten in der Ab¬ 
stimmung unterbrochen. Es ist nun seitens des Herrn 
Referenten anstelle seines bisherigen Leitsatzes 7 und in 
llebereinstimmung mit dem Herrn Korreferenten, zugleich 
als Ersatz für den von Herrn Regierungsrat Miclial auf- 



gestellten weiteren Leitsatz, folgende Bestimmung Ihrer 
Abstimmung unterbreitet: 

7) „Die Versicherung hat, soweit eigenes Geld 
oder Guthaben des Gefangenen vorhanden ist, in 
vollem Umfange, d. h. durch wöchentliches Kleben 
von den in Leitsatz 6 erwähnten Marken zu er¬ 
folgen. ^ 

Das wären also die Marken von der Klasse, in der 
der Gefangene sich befunden hat, und nicht die der nied¬ 
rigsten Klasse. 

Wird gegen diese Fassung etwas eingewendet ? — 
Dann darf ich annehmen, dass sie von der Versammlung 
angenommen ist. 

Wir wären damit mit der Abstimmung über die Frage 5 
zu Ende gekommen. 

Als Frage 6 steht eine Frage auf der Tagesordnung, 
über die wir einen Bericht von unserm verehrten Herrn 
Geh. Rat Fuchs erwarten, dem ich hierzu das Wort 
erteile. 

Geh. Rat Fuchs- Karlsruhe; 

Die Frage lautet: 

„Ist es wünschenswert, dass Gefangenenschutz vereine, 
welche Angehörige des deutschen Verbandes sind, jeweils 
einen Vertreter zur Verbandsversammlung entsenden und 
dies dadurch zu ermöglichen suchen, dass sie diesem die 
baren Rei.seauslagen aus der Vereinskasse ersetzen ?“ 

Ein Referent für diese Frage hat sich leider nicht 
finden lassen. Man hat aber nicht den Antrag gestellt, 
diese Frage von der Tagesordnung abzusetzen — ein 
Beweis dafür, dass verschiedene Vereine an der Lösung 
dieser Frage, insbesondere wenn sie einmal in Zuschüssen 
von Geld sich äu.ssert, ein lebhaftes Interesse haben, woran 
ich nicht zweifle. 

Ich bin deshalb gern in die Saclie eingetreten, weil 
ich die Absicht habe, darzulegen, dass alle Verbände und 
(icfängnisgesellschaften, welche schon seit einer Reihe 
von .lahren auf dem (iebiete des Gefangenenschutzwe.sens 
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tätig sind, gerne bestätigen werden, dass die Ermög¬ 
lichungen der Teilnahme an Kongressen usw. für ihre 
dahin zu entsendenden Vertreter durch Ersatz der Reise¬ 
kosten sich für die günstige Weiterentwickelung der 
(jefangenenschutztätigkeit überhaupt als eine sehr wirk¬ 
same Massregel erwiesen hat. 

Dieselbe wird schon seit einer längeren Reihe von 
.Iahten durch den badischen Landesverband, durch den 
Landesausschuss in Württemberg, durch den Schutzverein 
in Berlin und die (jefängnisgesellschaften für Rheinland 
und Westfalen sowie für die Provinz Sachsen eingehalten. 

Aus dem Grossherzogtum Baden sind, wie 
Sie aus der Mitgliederliste ersehen können, Vereins¬ 
vorsitzende bezw. Mitglieder der Aufsichtsräte in der 
grossen Zahl von 67 ohne die zahlreich erschienenen 
Mitglieder des Mannheimer Gefangenenfürsorgevereins 
liier anwesend. Alle erhielten, soweit sie nicht selbst für 
die Rei.sekosten aufgekommen sind, Zuschüsse aus der 
Bezirksvereinskasse bezw. durch die Zentralleitung. 
Leberall, wo diese Berücksichtigung behufs Deckung der 
Reisekosten noch nicht eingetreten ist, liegt der Grund 
hiefür darin, dass entweder die betreffende V^erein skas.se 
nicht genügende Mittel besitzt oder dass staatlicherseits 
eine Verwendung der V^ereinsgelder zu dem fraglichen 
Zweck noc'h nicht genehmigt worden ist. 

Durch Mitteilung meiner Erlebnisse anlässlich meiner 
.VnWesenheit bei dem im Jahre 1885 in Rom stattgehabten 
Internationalen Gefängniskongress, welchem ich, ebenso 
wie andere Beauftragte, als Vertreter des Grossherzogtiims 
Baden unter teilweisem Ersatz der Reisekosten aus der 
Zentralkasse angewohnt habe, hoffe ich Sie von dem 
grossen Werte dieser Ermögliidiimg, Kongressen usw. an¬ 
zuwohnen, vollständig überzeugen zu können. 

Die Geschäftssprache in Rom war die tVanzösisi lic. 
Die Vertreter französischer Schutz vereine waren inl'olge- 
des.sen gegenüber den übrigen Teilnelimern in grossem 
Vorteil, b h selbst war damals der französischen Sprache 
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wohl mächtig, aber nicht in dem blasse, um an irgend 
einer zur Diskussion gelangten Frage mich beteiligen zu 
können. Die französischen Vereinsvertreter hatten die in 
Deutschland damals schon eingeführten Arbeiterkolonien 
so aufgefasst, als ob hier Strafentlassene deshalb keine 
Aufnahme wünschen könnten, weil sie zu befürchten hätten, 
fernerhin wie im Gefängnis behandelt zu werden und von 
der wiedererlängten Freiheit keinen genügenden Gebrauclf 
machen zu können. 

Gegen diese irrtümliche Auffassung habe ich in einer 
rasch niedergeschriebenen französischen Entgegnung in¬ 
sofern erfolgreichen Widerspruch erhoben, als der damalige 
Gefängnisdirektor Guillaume von Neuchätel meine 
.\nsicht als die richtige erkannt und auch der Vertreter 
der Rheinisch-Westfälischen Gefängnisgesellschaft Pastor 
Stursberg mir zugestimmt hat. 

Für mich war es das wertvollste, dass ich während 
dieses Kongresses die Ueberzeugung gewonnen habe, dass 
meine Anwesenheit bei künftigen Vereinigungen für das 
deutsche Gefängenenschutzwesen nur dann einen günstigen 
Erfolg haben können, wenn ich meine Vervollkommnung 
in der französischen Konversation mit Eifer betreiben und 
mir von all den vielfachen Erfahrungen eingehende 
Kenntnis verschaffen würde, welche ausser den deutschen, 
die französischen, die hölländischen, die dänischen, die 
schweizerischen und die schwedischen Gefängnisvereine 
bis dahin gemacht und anlässlich ihrer Teilnahme an der 
Diskussion zum Ausdruck gebracht hätten. 

Mit diesem Vorsatz bin ich in die Heimat zurück¬ 
gekehrt und habe in dessen Durchführung eine sehr 
lohnende Lebensaufgabe erblickt. Die günstigen Folgen 
die.ses Einarbeitens in eine rationell organisierte (le- 
fangenenfürsorge sind während der Kongresse in St. Peters- 
Vnirg, Antwerpen, Paris und anlässlich meiner Beteiligung 
b(M‘ der im Jahre 1900 stattgehabten Pariser Weltausstellung 
als Aussteller auf dem Gebiete des Gefangenenschutzes 
so zu Tage getreten, dass die von mir damals verwaltete 



Zentralleitung der badischen Schutzvereine für entlassene 
Gefangene mit dem y> Grand-Prix also mit der überhaupt 
möglichen höchsten Auszeichnung bedacht und mir die 
goldene Medaille zuerkannt worden ist. 

Der hohe Wert dieser Ehrung lag für mich darin, 
dass dieselbe von der Jury der Internationalen Ausstellung 
ausgegangen ist und ich in derselben die schönste Anei*- 
kennung für all die Müh und Arbeit während 15 Jahren 
erblicken durfte und dass heute die Tätigkeit aller Ge¬ 
fängnisvereine innerhalb des deutschen Reiches dem ge¬ 
samten Auslande gegenüber sich der grössten Hochachtung 
<*rfreut und deshalb die zentrale Organisation, wie sie 
unserem Verbände der deutschen Schutzvereine für ent¬ 
lassene Gefangene und allen Landes- bezw. Provinzial¬ 
vereinen zugrunde liegt, in Frankreich, Belgien und m 
der Schweiz gerne angenommen worden sind. 

Meine verehrten Damen und Herren ! Ich stelle keinen 
Antrag, dagegen bitte ich Sie, die.se Mitteilung von per- 
srmlichen Erlebnissen damit entschuldigen zu wollen, dass 
if li mich hiezu nur durch das lebhafteste Interesse für 
<lie günstige Weiterentwickelung des Gefangenenschutz¬ 
wesens ira deutschen Reiche habe bestimmen lassen. 

Ich verzichte auf jeden weiteren Antrag. (Bravo!) 

Vorsitzender: Meine Verelirten! Sie haben die 
irneressanten Ausführungen unsers sehr verehrten Seniors 
mit Beifall begrüsst. Sie stimmen also mit seinen Aus¬ 
führungen, wie ich annehmen darf, überein, und das ist 
um so erfreulicher, als ich nun in die Lage komme. Ihnen 
mitzuteilen, dass in der statutengemäss abgelaufenen Zeit 
von drei Jahren wieder eine Versammlung unserer Vereine 
in Aussicht .steht und wir da auf einen möglichst zahl¬ 
reichen Besuch rechnen. Herr Pastor von Roden, der 
Vertreter der Rhein;-Westfäl. Gefängnisgesellschaft hat 
mir mitgeteilt, dass er hoffe, dass Düsseldorf als Ver¬ 
sammlungsort in Aussicht genomnnm wei'den könne. Line 
^.»fffizielle Einladung könne er noch nicht überbringen. 
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Abej‘ sein Verein sei diesem Gedanken näliergetreten. 
Diese Versammlung sollte wenn tunlich in Verbindung- 
mit der alle Jahr stattfindenden Versammlung des rheinisch.- 
westfälischen Gefängnisvereins vor sich gehen, einer Ver¬ 
sammlung, die sich ja in unserm Kreise eines wohl¬ 
begründeten Interesses und wohlbegründeter Anteilnahme 
erfreut, so dass den Teilnehmern an dieser Versammlung 
interessante und bemerkenswerte Geschehnisse in Aussicht 
gestellt werden könnten. Ich möchte also bereits jetzt die 
Versammelten bitten, sich auf diese Versammlung in 
Düsseldorf vorzubereiten. 

Ich gebe noch Gelegenheit, über die Anregungen, die 
uns Herr Geh. Rat Fuchs gegeben hat, sich zu äussern, 
wenn jemand aus der Versammlung das wünschen sollte. 

Wenn das nicht der Fall ist, kämen wir noch zum 
letzten Punkt unserer Tagesordnung — den Bericht der 
Verbandsrevisoren haben wir ja schon erledigt — das 
wäre die Festsetzung der Zahl der Mitglieder des Ver¬ 
bandsausschusses. Zurzeit gehören dem Verbandsaus¬ 
schuss an: der schon genannte Vertreter der rheinisch¬ 
westfälischen Gefängnisgesellschaft, ein Vertreter des 
Landesau.sschusses des württembergischen Vereins für ent¬ 
lassene Gefangene, ein Vertreter des Vereins für Obsorge 
für entlassene Gefangene in Nürnberg, ein Vertreter des 
Berliner Vereins, ein Vertreter des Posener Provinzial¬ 
vereins und ein solcher der badischen Zentralleitung. Es 
sind Wünsche auf eine Ergänzung des Verbandsausschusses 
nicht hervorgetreten. Wenn auch jetzt keine geäussert 
werden, so darf ich annehmeu, dass die Versammlung da¬ 
mit einverstanden ist, dass der Verbandsausschuss in der 
l)isherigen Weise zusammengesetzt bleiben soll. 

Geh. Rat F u c h s - K a r 1 s r u h e: 

Unter Einschluss der Zahl der Stellvertreter. 
Vorsitzender: Selbstverständlich. 

Generalstaatsanwalt Preetorius -Darmstadt: 

Ich habe nur aus dem Grunde um das Wort gebeten, 
weil ich unterstelle, dass jetzt unsere Tagesordnung er- 




schöpft ist und der Herr Präsident die Versammlung 
schliesseii wird. Ich möchte diesen Moment benutzen, um 
eine kurze Bemerkung zu machen. 

Unsere diesmalige Verbands Versammlung war insofern 
von ganz besonderer Wichtigkeit und Bedeutung, als wir 
einen hochverehrten vortrefflichen Präsidenten verloren 
und dafür einen andern Präsidenten gewonnen haben. 
Meine Damen und Herren! Wenn irgend wie ein Zweifel 
möglich gewiesen wäre, ob denn der neue Präsident auch 
in der Tat geeignet ist. das Amt auszuüben und zu er¬ 
füllen, dann wäre dieser Zweifel jetzt wohl gelöst. Er 
hat wenigstens nach meiner Ansicht den Befähigungs¬ 
nachweis in vollstem Masse erbracht. 

Gefängnisdirektor Dr. Gennat-Hamburg: 

Sogar den grossen Befähigungsnachweis! (Heiterkeit.) 

Generalstaatsanw'alt Pr ee t o ri us - Darmstadt (fort¬ 
fahrend): Den grossen Befähigungsnachweis! Und wir 
können mit vollem V'^ertrauen in die Zukunft schauen und 
dürfen sicher sein, dass die Zügel der Regierung unseres 
\’erbandes durchaus würdigen Händen anvertraut sind. 

Bravo!) 

Ich bitte die Anw^esenden, sich zur Be.stätigung meiner 
Worte und zum Dank für unsern Herrn Präsidenten von 
ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.) 

Vorsitzender: 

Meine Verehrten! t(;h d.inke Ihnen persöidich für 
di<‘se liebensw ürdige Kritik und für die Nachsicht, die meinen 
Leistungen von Ihrer Seite entgegengebracht worden ist. 

Wir kommen nun zum Schluss der Versammlung, 
und ich wdis.ste nicht, wie man diese Versammlung besser 
schliessen könnte, als dadurch, dass ich nochmals hier zum 
Ausdruck bringe, wieviel Dank wir unserm bisherigen Vor¬ 
sitzenden, Geh. Rat Fuchs, für seine unermüdliche er¬ 
folgreiche Tätigkeit im Verbände schulden. (l>ravo!) 
Diesem Danke wollen wir hier an der Stelle mit dem 
Wunsche Ausdruck geben, dass wir den Herrn Geh. Rat 
F'iichs noch oft auf unseren Versammlungen begrüssen 
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dürfen, (Bravo!) und ich bitte Sie, sich nochmals zu er¬ 
heben und ihm diesen Dank nochmals aus vollem Herzen 
auszusprechen mit den besten Wünschen für sein Wohl¬ 
ergehen. (Geschieht; Bravo!) 

Geh. Rat F u c h s - Karlsruhe: 

Hochverehrte Damen und Herren! 

Ihre Danksagung ist, namentlich nachdem mein Nach¬ 
folger sie so freundlich zum Ausdruck gebracht hat, für 
mich von grösstem Werte. Empfangen Sie hiefür meinen 
herzl. Dank, welchem ich aber noch die Erklärung bei¬ 
fügen muss, dass ich stets der kräftigen Unterstützung 
gedenken werde, welche mir aus der Mitte der Verb an ds- 
genossen stets zuteil geworden ist 

Den Rücktritt aus meinem Ehrenamte hat mir die 
Rücksicht auf meine Gesundheit und mein hohes Alter 
auferlegt. 

Es wird mir stets zur grössten Freude gereichen, 
wenn ich künftig in Verbandsversammlungen persönlich 
anwohnen und meine auf dem Gebiet der Gefangenenfür¬ 
sorge gemachten Erfahrungen auch fernerhin nutzbringend 
machen kann. 

Vorsitzender: Damit schliesse ich nun die offi¬ 
ziellen Verhandlungen. Ich hoffe, die Damen und Herren 
recht zahlreich noch bei unserm Mittagsmahl und bei der 
Schiffahrt begrüssen zu können. 

(Schluss der Sitzung 1 Uhr nachm.) 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Köln 1908. 


1, W e 1 c h e F r a g' e n d e s S t r a f v o 11 z u g s 
eignen sich zur gesetzlichen Regelung? 

Von Direktor von Si e h ar t - Liuhvigsbiirg. 


Der Beantwortung dieser mir zur gutachtlichen 
Aeusserung vorgelegten Frage möchte ich die kurze Be¬ 
merkung vorausschicken, dass ich unter „Strafe“, um deren 
\ ollzug es sich hier handelt, nur die Freiheitsstrafen ver¬ 
stehe, dass ich ferner annehme, dass unter „gesetzliche 
Regelung“ eine solche von Reichswegen gemeint sei. 

Der Gegenstand, mit dem sich unsere nächste Vereins¬ 
versammlung beschäftigen soll, ist schon zu verschiedenen 
Malen und von verschiedenen Seiten behandelt worden. 
Schon im Jahre 1874 hat unser Verein in Berlin die beiden 
Beschlüsse gefasst: 

1. Zur Beseitigung des in der Verschiedenheit der 
Strafvollstreckung liegenden Uebelstandes bedarf es der 
Aufstellung von Normativvorschriften für dieHaupt- 
zweige der G e f ä n g n i s v e r w a 11 u n g. 

2. Die Ordnung der wesentlichsten ^1 o m e n t e 
des Strafvollzugs erfolgt im Wege der Reiehsgesetz- 
gebung.J) 

Als solche wescntliclie .Momente der Strafvollstreckung 
hatte der Gutachter zu dem einschlägigen Thema, Geh. 
Kegierungsrat Lütgen-Hannover die folgenden bezeichnet: 

a) Die Behandlung der Gefangenen im allgemeinen; 

b) die formelle Ordnung des Beschwerderechts der 
Gefangenen; 

c) die Disziplinarstrafen: 

') s. Bl. f. Gof.-Kuiulc K.l. X. S. r.l ff. u. 7.‘>. 

Hlaltcr tiir XLII, 'l O 
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d) für die Anwendbarkeit und den Vollzug der Einzel¬ 
haft und der Geraeinschaftshaft, sowie 

e) über die den Gefangenen zu gewährenden Arbeits- 
präraien und 

f) über die einheitlicdie Leitung und Organisation des 
Gefängnis Wesens der einzelnen Staaten, i) 

Eine Versammlung von Freunden des Gefängnis¬ 
wesens, welche am 15. November 1876 in Altona statt¬ 
fand, hat sich über die Annahme folgender Sätze geeinigt: 

„Zur einheitlichen Ordnung des Strafvollzuges ist es 
weder notwendig noch zweckmässig, ein in alle Einzel¬ 
heiten des Strafvollzuges eingehendes System gesetzlich 
festzustellen, vielmehr genügt es, die wesentlichen Momente 
der Strafvollstreckung zu normieren. Als solche wesent¬ 
liche Momente sind zu bezeichnen: a) die einheitliche Leitung 
und Organisation des Gefängniswesens; b) genaue Definition 
der einzelnen Haftarten durch Festsetzung allgemeiner 
Grundsätze über Gefangenenbehandlung im allgemeinen, 
Disziplinarstrafen, Beschäftigung und Arbeitsprämien, Haft¬ 
systeme, Beschwerderecht. 

Zur Durchführung einer entsprechenden Individuali¬ 
sierung der Gefangenen muss der G efängnis Verwaltung der 
nötige Spielraum gelassen werden.“ 

Wie weit nach dem vom Reichsjuztizamte im Jahre 
1879 ausgearbeiteten Entwürfe eines Gesetzes über die 
Vollstreckung der Freiheitsstrafen für das Deutsche Reich-) 
der Strafvollzug geregelt werden wollte, ergibt sich aus 
folgender Ueberschrift seiner Hauptabschnitte: 

I. Strafanstalten, 

11. Leitung und Aufsicht, 

III. Strafzeit, 

IV. Einzelhaft, Geineinschaftsliaft, 

V. Ordnung in den Strafanstalten, 

VI. Zuchtmittel, Beschwerderecht. 

') s. Bl. f. Gef.-Kunde Bd. JX. S. 

-) Besaii'tcr Kntwurf findet sieh veröffentlieht in den Bl. f Gef.- 
Kuinle Bd. XIV. S. 1 ff. 
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Von andern mir bekaryit gewordenen Strafvollzugs- 
gesetz-Entwürfen verbreitet sich ein im Jahre 1889 für 
Oesterreich ausgearbeiteter Vorentwurf^) über nachgenannte 
Gegenstände: Oberleitung der Gefängnisse, Bildung von 
Strafvollzugs - Kommissionen, Haftweise, Gefängnisarbeit, 
Klassifikation der Gefangenen, Disziplinarstrafen, Ver¬ 
pflegung, Arbeitsverdienst und Belohnungen der Gefangenen, 
Rückfällige, Behandlung jugendlicher Sträflinge. 

Der Norwegische Entwurf eines Gesetzes über das 
Gefängniswesen und die Vollstreckung der Freiheitsstrafen-) 
enthält Vorschriften über Gefängnisse, deren Verwendung 
und Leitung, über Gefangenenbehandlung in deren vollem 
Umfange, über probeweise Entlassung, Strafunterbrechung 
und über Fürsorge für entlassene Gefangene. 

Dass ein Gesetz über Vollzug der Freiheitsstrafen 
alle wesentlichen Momente des Strafvollzugs berücksichtigen 
soll, sich aber auch auf diese beschränken und nicht in 
Einzelheiten verlieren darf, darüber scheint mir auf allen 
Seiten volle Uebereinstimmung zu herrschen. 

Nachdem auch unser Verein diese Ansicht durch 
seine 1874 in Berlin gefassten, oben angeführten Beschlüsse 
zu den seinigen gemacht hat, handelt es sich für ihn um 
begriffliche Feststellung der „wesentlichsten Momente des 
Strafvollzuges“; er kann sich von seinem wissenschaft¬ 
lichen Standpunkte aus mit blosser Bezeichnung und Auf¬ 
stellung derselben nicht begnügen. 

Ich fürchte keinen ernstlichen Widerspruch, wenn 
ich als die wesentlichsten und wichtigsten .Momente des 
.Strafvollzuges diejenigen erkläre, welche die Wirkung 
der Strafe bedingen oder in hervorragendem IMaasse be¬ 
einflussen. Sie lassen sich meines Eratditeiis in die drei 
^Vorte zusammen fassen : 

\) Der Text dii^sus ^V^r^Mltwurfe.s findet sich veröffentlicht in 
Zeitsclir. f. d. Strafs.-Wiss. Bd. XW. S. 747 ff. 

’) Text dies(»s Entwurfes s. in dt^i Bl. f. Gef.-Kunde Bd. XXX. 

S. öäT. 
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1. Straf Vollzugsorgane, 

2. deren Berufsaufgabe, 

3. Anstalten und Einrichtungen zu deren Er¬ 
füllung. 

Das sie zu einem organischen Ganzen vereinigende 
Band ist der gemeinsame Grundgedanke, den Strafzweck 
zu verwirklichen. 

Auch sollen die einzelnen Paragraphen eines künftigen 
Strafvollzugsgesetzes nicht etwa an Stelle der seitherigen 
Hausordnungen gelten, sondern vielmehr für diese die 
einheitliche feste Grundlage bilden und ihnen insbesondere 
die Einhaltung des Individualisierungsprinzipes, dieser 
Hauptbedingung richtigen und zugleich gerechten Strafens, 
ermöglichen. Hierüber äussern sieh zutreffend die Motive 
zu einem Reichsstrafvollzugsgesetz-Entwürfet) mit folgenden 
Worten: „Im Gesetze lassen sich nur allgemeine Grund¬ 
sätze gewissermassen als Normalvorschriften für die Haus¬ 
ordnungen aufstellen. Daneben wird im Gesetze auszu¬ 
sprechen sein, in welchem Umfange den Vorstehern (von 
Gefängnissen) freistehen solle, im Interesse einer zweck¬ 
entsprechenden Individualisierung, Ausnahmen von den 
Regeln, d. i. den Hausordnungen, zu gestatten.“ 

Ohne Zweifel wird ein künftiges Strafgesetz, das den 
erwähnten Anforderungen entspricht, die günstigsten Folgen 
in Bezug auf Einheit in der Strafvollstreckung äussern. 
Die wichtigste und zugleich unerlässliche Vorbedingung 
eines rationellen und wirksamen Strafvollzuges aber ist 
und bleibt ein richtiges Strafsystem. Als ein solches hat 
sich das in unserm R.St.G.B. enthaltene nicht bewährt; 
dasselbe bedarf vielmehr einer gänzlichen Umgestaltung. 
Bis diese erreicht, und damit die unentbehrliche Grundlage 
für ein brauchbares Strafvollzugsgesetz gewonnen ist, er¬ 
scheint der Erlass eines solchen nicht wünschenswert, Und 
wird daher jeder aufrichtige Freund einer gründlichen 
Strafrechtsreform mit mir die Freude über die Erklärung 


') Drucksaclien dos Bundosratos Soss. 1H78 79 Nr. öG. 
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dos Herrn Staatssekretärs des Reichsjustizamtes, Wirkl. 
(Toheimeii Rates Dr. Nieberding teilen, welche dieser 
hohe Beamte vor einiger Zeit in dem Reichstag dahin ab- 
ir«-gebon hat, dass die Regierungen ein den Anschauungen 
d»‘S Reichstages entsprechendes, vollständiges Strafvoll¬ 
zugsgesetz zurzeit nicht geben können, und zwar so lange 
nicht geben können, als sie nicht wissen, wie unser Strafen¬ 
system der Zukunft beschaffen sein wird. 

Zum Schlüsse bezeichne ich unter Zugrundelegung 
fier oben namhaft gemachten Hauptpunkte in Ueberein- 
stiinniung mit dem von mir ausgearbeiteten Entwürfei) die 
mudifolgenden Gegenstände als solche Hauptmomente des 
Strafvollzugs, welche zu gesetzlicher Regelung sich eignen 
dürften; 

I, S t r a f V o 11 z u g s - 0 r g a n e; 

Dienstpersonal, 

Aufsichtsrat, 

Aufsichtsbehörden. 

H. Strafanstalten: 

Arten (nach ihrer Bestimmung), 

Bauliche Anforderungen. 

HI. Dienstlicher Wirkungskreis des G e f än g n i s- 

p e r s o n a 1 e s. 

1. Gefangenhaltuiig: 

Haftw eise, 

Strafzeit-Berechming, 

Strafzeit-Unterbif'chung. 

2. Gefangenen-B(‘handlung: 

Allgemeine V'orschiiftcm, 

Arbeit, 

Beköstigung, 

Kleidung und Lagerung, 

Gesutidhoitspflege, 

KrankenpfU'ge, 

Siehart, Kntwurf rim*s (nys. iilifi* dru N'ollziii;’ dtM* FrDiliDits- 
^traft-n f. d. I). KimgIi. BDrlin 



Gottesdienst und Seelsor<;e, 

Unterrricht und geistige Bildung, 

Erholung. 

Besuche, 

Brieflicher Verkehi“. 

3. Zuchtmittel: 

Belohnungen, 

Disziplinarstrafen, 

Beschwerden der Gefangenen. 

IV. Schlussbestimmung: 
Ueberwachung der vorschriftsmässigen Straf¬ 
vollstreckung durch den Reichskanzler. 


2. V' i e muss die Statistik über die 
F ü i- s o r g e e r z i e h u n g gestaltet werden, 
d ;i m i t d e r e n E r f o 1 g e o d e r M i s s e r f o 1 g e 
k 1 a r g e s t e 111 werden könnend 
Von Anton MareovMc-li k. k. ObtM’(iir(‘ktor in Graz. 


Um diese weitumgrenzte Frage beantworten zu können, 
erscheint es vorerst notwendig, darüber klar zu werden, 
ifi wieweit sich diese Statistik erstrecken soll und was man 
alles aus derselben folgern will. 

,Je weniger kompliziert dieselbe ist, desto leichter 
werden sich richtige Daten sammeln lassen, aus denen 
man Schlüsse nach den verschiedensten Richtungen ziehen 
kann, ohne übtT der Wissenschaft der Ziffern, die Psycho¬ 
logie derselben, d. h. die tieferen Gründe zu vergessen. 

Will man daher die Erfolge oder Misserfolge weit 
hinaus feststellen, die durch eine Fürsorge(‘rziehung jugend¬ 
licher Uebeltäter od(T durch sonstige Fürsorge erzielt 
worden situl, so ist es notwendig, den weiteren Lebenslauf 
der in Fürsorge gestandenen .Iug('ndli(di<‘n durch mindestens 
10 .Jahre zu verfolgen, um aid' diese W'eise Jenes statistische 



Material zu gewinnen, welches nicht nur Aufschlüsse über 
die einzelnen Schützlinge, sondern auch über den Wert 
der verschiedenen Fürsorgemassnahmen gibt. 

Es wird sich somit hauptsächlichst darum handeln, 
ob die in Fürsorge Gestandenen strafrückfällig geworden 
sind oder ob sie einen unbeanstandeten Lebenswandel 
führen. 

Verlässliche Auskünfte können hierüber naclistehende 
Behörden respektive Aemter liefern: 

1. D i e S t a a t s a n w a 11 s c h a f t e n, da sie als Straf¬ 
registerämter fungieren, über alle strafgerichtlichen 
Verurteilungen der in in ihren Sprengeln heimats¬ 
zuständigen Personen Strafregister (Strafkarten) 
führen und dieselben nach jeder neuen Verurteilung 
ergänzen. 

Auch die im Auslande erfolgten Verurteilungen 
werden, insoweit sie bekannt gegeben werden, in 
diese Strafkarten eingetragen. 

2. Diepolitischen Bezirksbehörden, welche 
die ihnen nach jedem durchgeführten Strafverfahren 
übermittelten Strafkartenausfertigungen über die in 
ihrem Amtssprengel heimatsberechtigten Personen 
in alphabetischer Ordnung aufbewahren und 

die H e i m a t s g e m e i n d e n , die von den < r- 
folgten Abstrafungen verständigt werden. 

Diese Behörden und Aemter wäien, um hinsichtlich 
der Fürsorge-Erziehung die gewünschten statistischen Daten 
liefern zu können, über jeden dorthin zuständigen und in 
Fürsorgeerziehung übernommenen Sc-hützling in geeigneter 
Weise zu verständigen und alljährlich durch Einsendung 
eines entsprechendi-n Verzeichnisses um Aufschlüsse über 
das Verhalten der in Fürsorge stellenden und innerhalb 
der letzten 10 Jahre aus derselben entlassenen Heiniats- 
zuständigen zu ersuchen. 

Die betreffende Anstalt, die den Schützling erzog, hat 
die nötigen Recherchen zu veranlassen. 
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Weitere Daten könnten die Ortsgeistlichen, die 
Arbeitsgeber und hinsichtlich der assentierten und im 
Militärdienste stehenden Vereinsschützlinge die Kom¬ 
in anden der einzelnen Truppenkörper liefern. 

Ich habe als seinerzeitiger Vorstand des Sträflings¬ 
unterstützungsvereines und der Strafanstalt in Marburg 
über die späterhin assentierten jugendlichen Sträflinge bei 
den Militärbehörden mit vielem Erfolge Recherchen ein¬ 
gezogen und nicht nur bereitwilligst Aufschlüsse erhalten, 
sondern auch eine warme Interessennahme für diese Schütz¬ 
linge erzielt. 

Auch die Gefängnisdirektionen gaben, wenn es sich 
um neuerliche Verurteilungen entgleister Vereinsschütz¬ 
linge handelte, sehr lehrreiche Aufschlüsse. 

Hieraus geht hervor, dass die, wie vorbesprochen, 
gewonnenen statistischen Daten, von einer Zentralstelle 
entsprechend zusammengefasst, eine möglichst genaue 
Statistik über die Erfolge oder Misserfolge der Fürsorge¬ 
erziehung an jugendlichen Uebeltätern liefern würden. 


3. Wie sind die geistig Minderwertigen 
im Strafvollzug nac*h der gegenwärtigen 
G esetzgeb u n g am sae ligeniässesten zu 
behandeln ? 

Von Kluhs, Oberinspektor des JustizLiefänynisses 
in Liindsberu’ a. Warthe. 


A. 

Erkenn u n g. 

Wer ein Uebel erkennen und richtig behandeln will, 
der suche auch die Ursache desselben zu ergründen. 
Deshalb müssen wir den Ursaclien der geistigen Minder- 



Wertigkeit auch deshalb nachspüreii, um die damit be¬ 
hafteten Personen im Strafvollzug richtig behandeln zu 
können. Hierzu sind sicherlich in erster Linie unsere 
Aerzte berufen. Immerhin dürfte es nicht unerwünscht 
sein, wenn auch ein praktischer Beamter seine Ansichten 
hierzu ausspricht. 

Zunächst mache ich den Vorschlag, die Zahl der in 
den Gefängnissen und Strafanstalten befindlichen geistig 
Minderwertigen und ihr Prozentverhältnis zur Zahl der 
übrigen Gefangenen statistisch festzustellen. 

Während meiner Tätigkeit als Gefängnisbeamter habe 
ich gefunden, dass die geistig Minderwertigen apatische, 
geistig stumpfe, epileptisch veranlagte oder schwach¬ 
sinnige Personen waren, oder dass sie an leichter Reiz¬ 
barkeit litten und zum Jähzorn neigten. In mehreren 
Fällen hatten sie wegen eines Tadels seitens ihrer Herr¬ 
schaft oder Angehörigen Brandstiftung verübt. 

Die leichte Reizbarkeit der geistig Minderwertigen 
mag meistens ihre Ursache in der von Jugend auf an 
ilmen geübten Neckerei oder höhnischen Behandlung seitens 
ihrer Mitmenschen haben. 

Nach § 51 des Reichs-Strafgesetzbuches ist allerdings 
eine strafbare Handlung nicht vorhanden, wenn der Täter 
zur Zeit der Begehung der Handlung sich in einem Zu¬ 
stande von Bewustlosigkeit oder krankhafter Störung der 
fJeistestätigkeit befand, durch welche seine freie Willens- 
be>tiinmung ausgeschlossen war. Diese Voraussetzung 
(lüifie meines Erachtens bei den geistig Minderwertigen 
im allgemeinen nur dann zutreffen, wenn cs sich um völlig 
si-liwachsinnige Personen handelt. Wenn aber lediglich 
Kachsu(*ht, die Freude am Feuer oder Schadenfreude das 
beitmotiv zur Tat war, .sollten die geistig Mindei-weriigen 
nicht straflos bleiben. 

Erfolgt Freispruch im Sinne des § öl des rbdchs- 
Strafgesetzbuches g^*geu in Haft befindliche, ganstig .Mindei’- 
weriige, so sind solche sell)stverständlich'), der allgemeinen 

' i In brcu.<st*n ! Die Kcd. 
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Verfügung vom 25. Oktober 1882 (Preuss, Justizminister. 
Blatt Seite 325) gemäss, gleichwie gemeingefährliche Geistes¬ 
kranke zu behandeln und bei ihrer Entlassung den Eltern, 
Verwandten, dem Vormund oder aber der Polizei zu über¬ 
geben. 

Die Ursachen der geistigen Minderwertigkeit liegen 
meiner unmassgeblichen Ansicld nach in Vererbung; sei 
es, dass auch die Eltern oder Voreltern ebenfalls bereits 
minderwertig, vielleicht auch Trunkenbolde oder Epileptiker 
waren oder sonstige V^erfehlungen begangen hatten. 

Die geistig Minderwertigen leiden meistens an mangel¬ 
hafter Selbstbeherrschung,' und geistige Unklarheit ist 
immer vorhanden. Sie stehen etwa in der Mitte zwischen 
geistig Ge.sunden und Geisteskranken. 

Um sie sachgemäss behandeln zu können, ist es not¬ 
wendig, dass die geistig IMinderwertigen als solclie schon 
bei ihrer Aufnahme in das Gefängnis bekannt sind oder 
festgestellt werden. Deshalb muss die die Strafvollstreckung 
anordnende Behörde, der die Minderwertigkeit jedenfalls 
aus der Gerichtsverhandlung bekannt ist, oder der durch 
das erkennende Gericht Mitteilung zu machen ist, der 
Gefängnis- oder Strafanstalts-Verwaltung entsprechende 
Nachricht geben. Ausserdem .soll derjenige Beamte, welcher 
die Aufnahme der Gefangenen oder die Eintragungen in 
die Listen vornimmt, dies nicht blos auf Grund der auf 
den Annahmeaufträgen enthaltenen „Angaben der persön¬ 
lichen Verhältnisse“ tun, sondern er soll die Personalien 
dui’ch eingehendes Befragen der Aufzunehmenden fest¬ 
stellen und diese Angaben dann mit den auf den Annahme¬ 
aufträgen enthaltenen Angaben vergleichen und auf ihre 
Richtigkeit hin prüfen. Entsteht erst hierbei, bezw. aus 
der Art und Weise, wie sich der Aufzunehmende benimmt, 
etwa der Verdacht der geistigen Minderwertigkeit, so hat 
der Arzt die weitere Feststellung zu veranlassen. 

Im übrigen aber müssen alle Gefängnis- und Straf- 
anstalt.sbeamtcn, die ein Herz für die Notstände unserer 
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Zeit haben, jeder in seinem Kreise nach besten Kräften 
helfen, diesem Elend zu begegnen. 

B. 

Behandlung im gewöhnlichen Strafvollzug. 

Eine schablonenhafte für alle Fälle passende Behand¬ 
lung kann nicht vorgeschlagen werden. Der gesunde 
^lenscbenverstand muss uns helfen, das Richtige zu finden: 
denn eines schickt sich auch hier nicht für alle. Vielleicht 
kommt durch den gegenseitigen Meinungsaustausch der 
berufenen Praktiker auf der nächsten Versammlung in 
Köln etwas Erspriessliches zustande. 

Ist schon die richtige Behandlung der verschieden 
gearteten im V'ollbesitz ihrer geistigen Kräfte befindlichen 
Strafgefangenen nicht leicht, so ist das richtige Verhalten 
der Beamten gegen geistig Minderwertige Gefangene ganz 
besonders schwierig. Letztere sollen sich der Hausordnung 
allerdings ebenfalls fügen und sind hierzu, soweit wie 
möglich nachdrücklich anzuhalten, ihre Behandlung muss 
aber trotzdem unter steter Berücksichtigung des Umstandes 
ihrer geistigen Minderwertigkeit erfolgen. 

Wenn in dieser Hinsicht Verstösse Vorkommen, so 
geschieht das seitens der in Frage kommenden Beamten 
sicherlich niemals aus bösem Willen, sondern meistens 
wohl aus Gründen mangelhafter Bildung oder ungenügender 
Ausbildung. 

W enn die Beschränktheit der geistig Minderwertigen 
nicht so hochgradig ist, dass fremde Hülfe oder Unter- 
siützung notwendig erscheint, so ist die Isolierhaft meines 
Erachtens unter allen Umständen voizuziehen. 

Angemessene und dem etwaigen Berufe der iMimler- 
wertigen möglichst angepasste, dauernde Beschäftigung 
derselben, die nur durch die hausordnungsmässig ge¬ 
botenen Pausen unterbrochen werden darf, ist unbedingt 
notwendig. 

Es empfiehlt sich, die geistig .Minderwertigen nicht 
fühlen zu lassen, dass man sie für minderwertig hält. 
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Dies würde sie in den meisten Füllen, wenn nicht zur 
direkten AVidersetzlichkeit, so doch zu passivem AVider- 
stand reizen. Nach dieser Richtung hin muss die Behand¬ 
lung so vorsichtig und unauffällig wie möglich sein. 
Ausserdem sind sie mehr als kranke, denn als gesunde 
A^erbrecher zu behandeln und den besten Beamten zur 
Aufsicht zu überweisen. Auch die Alitwirkung der Geist¬ 
lichen ist in allen Fällen erwünscht und nur dann mit 
Vorsicht auszuüben, wenn Neigung zu religiösem Ueber- 
mass zu vermuten ist. 

Bezüglich der weiteren Behandlung gestatte ich mir 
noch einen Vorschlag zu machen, der meiner Ansicht nach 
von grossem Nutzen sein wird. Ich empfehle nämlich die 
Anwendung der schwedischen Heilgymnastik oder das 
Zimraerturnen; denn heute noch die Vorteile vernünftig 
betriebener ,Leibesübungen zu erörtern, hiesse jedenfalls 
„Eulen nach Athen tragen“. 

Der menschliche Körper ist zu einem bewegungs¬ 
reichen, tätigen Leben geschaffen. Körperliche Trägheit 
erzeugt Funktionsstörungen der Organe, Krankheit, Ge¬ 
brechen und frühzeitigen Tod; angemessene Bewegung 
dagegen steigert die Kräfte, auch die geistigen und 
führt sie zu relativer Leistungsfähigkeit. Der wohltätige 
Einfluss der Heilgymnastik auch auf die geistig Minder¬ 
wertigen dürfte daher nicht zu unterschätzen sein. 

AVie die Heilgymnastik — das Zimmerturnen — im 
vorliegenden Fall zu gestalten ist, wird durch Berufs¬ 
praktiker festzustellen sein. 

Ich halte es übi*igens für empfehlenswert, das Zimmer¬ 
turnen in den Gefängnissen und Strafanstalten dienst- 
vorschriftsraässig allgemein einzuführen, bezw. es allen 
Gefangenen überhaupt dadurch zugänglich und möglich 
zu machen, da<s in den Zellen oder Hafträumen auf Papp¬ 
tafeln aufgezogene Atdeitungen dazu angebracht werden, 
damit alle Gefangenen, die das Bedürfnis haben und 
namentlich diejenigen, denen es bei der Arbeit an körper¬ 
licher Bewegung fehlt, das Zinnnerturnen ausüben können. 
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C. 

Jlehaiidlung in Sonderabteilungen. 

Dieser Frage gegenüber verhalte ich mich völlig ab¬ 
lehnend. Die Behandlung in Sonderabteilungen kann 
meines Erachtens als eine Erziehung für die Freiheit, in 
der auch die geistig Minderwertigen zurückkehren sollen, 
nicht angesehen" werden. Je länger eine solche abweichende 
Behandlung dauern würde, um so hülfloser würden meines 
Erachtens gerade die geistig Minderwertigen in die Frei¬ 
heit zurückkehren. Sie müssen ja dann doch wieder mit 
den geistig Gesunden verkehren, von denen sie während 
des Strafvollzuges absolut getrennt gehalten werden. 

Wir dürfen uns allerdings nicht verfehlen, dass es 
nur Menschenwerk ist, was wir treiben und planen und 
dass wir Vollkommenes wohl schwerlich, jedenfalls aber 
nicht sobald zustande bringen werden. Wir müssen uns 
auch vor Augen halten, dass die geistig Minderwertigen 
in ihrem unklaren Sinnesbewusstsein zum grössten Teil 
lediglich fremde Schuld büssen. Deshalb haben wir auch 
die Pflicht, ihre Menschenrechte zu schonen und zu schützen. 
Aus diesem Grunde halten wir die geistig Minderwertigen 
zwar in Isolierhaft, aber nicht in Sonderabteilungen. Zu 
gewissen Zeiten, wie bei den Freistunden, zum Gottes¬ 
dienst u. dergl., wo Aufsicht zugegen ist, sollen sie mit 
den geistig Gesunden doch in Berührung kommen. Auch 
hei der Arbeit kann dies geschehen, aber nur dann, wenn 
unausgesetzt ein Beamter zugegen ist. 

Folgende Thesen werden empfohlen: 

A. 

E r k e n ii u n g. 

Die geistige Minderwertigkeit der Gefangenen ist den 
Anstalten, in denen die Strafen vollstreekt weiden sollen, 
rechtzeitig mitzuteilen oder möglichst schon bei den Auf- 
iiahnieformalitäten festzustellen. 
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B. 

Behandlung im gewöhnlichen Strafvollzug. 

1. Unauffällige Behandlung ist notwendig. 

2. Im allgemeinen ist Isolierhaft und nur ausnahms¬ 
weise, namentlich dann die Gemeinschaftshaft zu 
empfehlen, wenn die geistig Minderwertigen ohne 
fremde Hilfe nicht fertig werden. 

3. Anhaltende, angemessene Beschäftigung und 

4. Heilgymnastik (Zimmerturnen) w^erden empfohlen. 

C. 

Die Behandlung in Sonderabteilungen w'ird nicht 
empfohlen. 
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Bekanntmachung 

betreffend die Vereinsversammlung 1908. 


Gemäss § 15 der Statuten teilen wir den Mitgliedern 
mit, dass die diesjährige Versammlung 

am 2.f 3., 4. und 5. Juni 
in Köln stattfindet. 

Die Tagesordnung ist folgende: 

1. Begrüssung der Versammlung. 

2. Wahl eines Vorsitzenden, seiner Stellvertreter und 
zweier Schriftführer, 

3. Erstattung des Geschäftsberichts. 

4. Rechnungsvorlage und Dechargeerteilung. 

5. Beratung und Beschlussfassung über folgende 
Themata: 

a) Wie sind die Minderwertigen im Strafvollzug 
nach der gegenwärtigen Gesetzgebung am sach- 
gemässesten zu behandeln? (Erkennung, Be¬ 
handlung im gewöhnlichen Strafvollzug, Behand¬ 
lung in Sonderabteilungen). 

b) Wie muss die Statistik über die Fürsorge¬ 
erziehung gestaltet werden, damit deren Erfolge 
oder Misserfolge klargestellt werden können ? 

c Welche Fragen des Strafvollzugs eignen sich 
zur gesetzlichen Regelung? 
d) Anwendbarkeit der amerikanischen Grundsätze 
über die Behandlung jugendlicher Verbrecher in 
Deutschland ? 

6. Wahl des Ausschusses. 

^lannheim, im Februar 190s. 

Im Namen des Ausschusses: 

Dr. von Engelberg. 
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Personalnachrichten. 


Ausschussmitglieder. 

Or den sau vSz ei c h nun g erhielt: 

V. Eng’elberg', Dr., Geh. Regierungsrat, Direktor des Landes¬ 
gefängnisses Mannheim, den Kaiserl. Russischen St. Stanislaus- 
Orden II. Klasse. 

Ernannt wurde: 

Neinanitsch, Dr., Staatsanwalt in Marburg zum Oberlandes¬ 
gerichtsrat am Oberlandesgericht Graz. 

Vereinsmitglieder. 

Bayern. 

O r d e n s a u s z e i c h n u n g erhielt: 

Krapf, Buchhalterbei der Gefangenanstalt Zweibrücken die silberne 
Medaille des N'erdienstordens der Bayerischen Krone. 

Verliehen erhielt: 

.Sch weykart, Direktor der Gefangenanstalt .Sulzbach den Titel 
und Rang eines Regierungsrates. 

Elsass-Lothringcn. 

Gestorben ist: 

Treinoth, Dr., Strafaustaltsarzt in Ensisheim. 

Preussen. 

Ernannt w u r d e n: 

Kluss, Gefängnisinspektor in Landsberg a. W. zum Oberinspektor. 

.Schubert, Hauptmauu a. D., Gefängnisvorsteher in Cleve znm 
Direktor der Strafanstalt in Lingen. 

.Stammer, Leutnant zur See, .Strafanstaltssekretär in Anrath, unter 
Stellung zur Disposition zum Hülf.sarbeiter im Adrairalstabe 
der Marine. 

Sachsen. 

E r n a n n t w u r d e n : 

Schmidt, Inspektionsassistent in Bautzen zürn Anstaltsinspektoi* an 
der Strafanstalt Hoheneck. 

'^rränckner, Anstaltsiuspektor in Waldhcim zum OberinspeUtor 
und DirektoriaIstellvertr(‘ter an der Strafanstalt Hoheneck. 
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Württemberg. 

Ernannt wurde: 

Kauz mann, Dr., Amtsrichter-Stellvertreter in Ludwigsburg zum 
Amtsrichter in Langenburg. 

Oesterreich. 

Ernannt wurden: 

Meyer, Strafanstalts-Adjunkt in Stein zum Strafanstalts-Kontrollor 
in Graz. 

Ungarn. 

Ernannt wurde: 

U o s n <• r, Offizial an der Landesstrafanstalt Sopron zum \'erwalter 
an der Korrektionsanstalt Aszod. 

Ei ngetreten. 

Anhalt. 

Bunge, Amt.sgerlchtsrat in Coswig. 

Mensch, Sanität.srat in Coswig. 

Baden. 

Hochow, Dr., Privatdozent der Rechte in Heidelberg 
Ki nicke, Strafanstalts-Oberbuchhalter in Freiburg. 

Ksch eIbac her, Dr., Bezirksrabbiner, isr. Hausgeistlicher an den 
Strafanstalten in Bruchsal. 

Karlsruhe, Gr. Ministerium des Innern. 

Karlsruhe, Gr. Landeskommisshr. 

Karlsruhe, Gr. Bezirksamt. 

Konstanz, Gr. Landeskommissär. 

I.orenz, Reallehrer, Strafanstaltslehrer in Bruchsal. 

Mannheim, Gr. Landeskommissilr. 

•Mannheim, Gr. Bezirksamt. 

Hailbruch, Dr., Privatdozent der R<*chte in Ziegelhau,sen bei 
Heidelberg. 

Schell, Strafanstalts-Buchhalter in Bruchsal. 

Bayern. 

Amberg, Verwaltung d(‘r G(‘fangenanstalt. 

Berguiayer, Strafanstaltshdirer in Ebrach. 

Krtl, Benefiziat und kath. Ilausgeistlicher an tler Gefaiigenanstalt 
Sulzbach. 

Horeld, Dr., Hausarzt an der Gefaiigenanstalt Sulzbach. 

Ni e d e r sch ö n e n f e 1 d , \ ••rwaltung der Gefangenanslalt. 
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Pramberger, Amtsrichter in Eichstätt. 

Sulz hach, Verwaltung der Strafanstalt. 

Braunschweig. 

M e y e r, Dr., Oberstaatsanwalt in Braunschweig. 

Bremen. 

Ho mann, Pastor, Anstaltsgeistlicher am Arbeitshaus Bremen. 
Meier, Dr., Rechtsanwalt und Notar in Bremen. 

Saut er, A’orsteher des Arbeitshauses Bremen. 

Elsass-Lioth rin gen. 

Kufner, Strafanstalts-Inspektor in Ensisheim. 

Schneller, Dr., Strafanstalts-Arzt in Ensisheim. 

Trommler, Strafanstalts-Inspektor in Ensisheim. 

Zuckschwerdt, Strafanstalts-Inspektor in Ensisheim. 

Hamburg. 

Cal Isen, Dr., Hilfsarzt am Gefängnis II in Fuhlsbüttel. 

Ebeling, Lehrer am Gefängnis I in Fuhlsbüttel. 

L e V s e n, Lehrerin am Gefängnis I in Fuhlsbüttel. 

Mecklenburg-Schwerin. 

Jung haus, Rendant an der Landesstrafanstalt Dreibergen. 

K refft, Pastor, Anstaltsgeistlicher an der Landesstrafanstnlt 
Drei bergen. 

Kümmel, Inspektor an der Landesstrafanstalt Dreibergen. 
Massmann, Leiitnant a. D., Inspektor an der Landesstrafanstalt 
Dreibergen. 

V. Müller, Oberstleutnant a. D., Oberinspektor am Landesarbeits¬ 
haus Güstrow. 

Oldenburg. 

Heinz, Dr., Anstalt.sarzt und Amtsarzt in Vechta. 

N'echta, Gr. Direktion d(T Strafanstalten. 

Preusseii. 

Apitz, Strafanstalts-Inspektor in Gross-Strehlitz. 

A Ulbert, Strafanstalts-Buchhalterin in Delitzsch. 

Hehler, Pastor, Strafanstalts-Geistlicher in Siegburg. 

Bengert, Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Coblenz. 

Bohn, Strafanstalts-Inspektor in Coblenz. 

Bo 11 es, Strafanstalts-Direktor in Anrath. 

Born, Stajitsanwalt in Magdeburg. 

Börse hdorf, Strafanstalts-Direktor in Crone a. Brahe 



195 


Brattke, Inspektions-Assistent am Gefängnis in Tegel. 

Bruns, Strafanstalts-Lehrer in Berlin. 

Bütow, Strafanstalts-Direktor in Münster i. W. 

Casper, Strafanstalts-Lehrer in Wittlich. 

(’zablewski, Curatus, Strafanstalts-Geistlicher in Cb-one a. Brahe. 
Czudnoch ows ki, Strafanstalts-Inspektor in Wittlich. 

Deckert, Strafanstalts-Assistent in Münster i. W. 

Dcgener, Strafanstalts-Inspektor in Tegel. 

I> i e s i n g, Strafanstalts-Direktor in Köln. 

Dolle, Strafanstalts-Sekretär in Elberfeld. 

Dondollinger, Pastor, Strafanstalts-Geistlicher in Wittlich. 
Dralle, Pastor, Anstalts-Geistlicher in Lingen a. d. Eins. 

Dronsch, Strafanstalts-Inspektor in Anrath. 

Düsseldorf, Landeshauptmann der Rheinprovinz (Abteilung für 
Fürsorgeerziehung.) 

Ebert, Strafanstalts-Inspektor in Münster i. W. 

Eccius, Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Wronkc. 

Egler, Strafanstalts-Inspektor in Bonn 
Ewald, Strafanstalts-Inspektor in Wittlich. 

Kerber, Strafanstalts-Oberin in Delitzsch. 

Fischer, Strafanstalts-Buchhalterin in Sagan. 

Krye, Generalvikariats-Sekretär, V^orstandsmitglied des Gefänguis- 
Fürsorge-Vereins in Münster i. W. 

Oayda, Strafanstalts-Inspektor in Coblenz. 

(»lindermann, Strafanstalts-Direktor in Luckau. 

V Haustein, Strafanstalts-Sekretär in Berlin. 

Heidenhain, Dr., Medizinal-Rat, Strafanstalt.s-Arzt in Insterburg. 
Herr, Dr., Rechtsanwalt am Oberlandesgcricht Hamm. 

Hinck, Strafanstalts-Assistent in Münster. 

Iloheisel, Pfarrer, Anstalts-Geistlicher in Striegau. 

Hohn, Dr., Strafanstalts-Arzt in Siegburg. 

Hruby, Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Gross-Strehlitz. 

•lüg 1er, Strafanstalts-Lehrer in Siegburg. 

Janetzko, Gefängnis-Inspektor in Striegau. 

11 e n z, Strafanstalts-Inspektor in Tegel. 

Kaiser, Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Coblenz. 

Kies che, Strafanstalts-Inspektor in Tegel. 

Kloss, Dr., Anstalts-Arzt in Striegau. 

Körner, Strafanstalts-Inspektor in Charlottenburg. 

K or II al e w8k i, Dr., Medizinalrat, Anstaltsarzt an der Strafanstalt 
in Delitzsch. 

Kraetke, Gefängnis-Direktor in Löttringhausen. 

Kietzsch mar, Strafanstalts-Direktor in Werden. 
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K ti h n, Strafanstalts-Sekretär in Elberfeld. 

Kunz, Strafanstalts-Inspektor in Wittlich. 

Lamp recht, Pastor, Strafanstalts-Geistlicher in Teg’el. 

Leber, Dr., Sanitäts-Rat, Strafanstalts-Arzt in Anrath. 

V, L<!pel, Strafanstalts-Direktor ln Siegburg'. 

Liebau, Dr., Gefängnis-Arzt in Hamm. 

Ijiedig, Dr., Strafanstalts-Arzt in Liugen. 

Lin nenk e m p er, Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Miiiister i. W. 
Ludwigs, Dr., Domkapitular in Köln. 

Lummer, Pfarrer, Gefängnis-Geistlicher in Hamm. 

Maass, Strafanstalts-Inspektor in Tegel. 

Meerholz, Gefängnis-Inspektor in Striegau. 

Meinardus, Dr , Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Münster i. W. 
V. Meurers, Dr., Mediziual-Rat, Anstalts-Arzt an der Strafanstalt 
Rendsburg. 

Meyer, Gefängnis-Vorsteher in Cleve. 

Meyer, Major a. D., Vorsteher des Gefängniss(‘s in Hamm. 

M liehe, Strafanstalts-Inspektor in Siegburg. 

Müller, Strafanstalts-Inspektor in Werden. 

Münster, i. W., Gefängnis-Fürsorge-Verein. 

N o s t i z, Strafanstalts-Lehrer in Münster i. W. 

Ohm, Dr., Strafanstalts-Arzt in Wohlau. 

Opificius, Strafanstalts-A.ssistent in Trier. 

Peiffer, Dr., Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Köln. 

Pels - L eu s d en, Kaufmann in Düsseldorf. 

Pfeiffer, Strafanstalts-Lehrer in Col)lenz. 

P1 e m p e 1, Dr., Strafanstalts-Arzt in Köln. 

Port, Dr., Geh. Oberrogierungs-Rat in Berlin. 

Rabe, Strafanstalts-Oberin in P’ordon. 

Rautenberger, Strafanstalts-Rendant in Tegel. 

Remy, Major a. D., Gefängnis-Inspektor in Wronke. 

Reeder, Dr., Strafanstalts-Direktor, Amtsrichter a. D. in Tegel. 
Rüping, Domkapitular, Vorsitzender des Gefängnis-Fürsorge-Vereins 
in Münster i. W. 

Sack, Ober-Inspektor, .Strafanstalt-Vorsteher in Bonn. 

S che i ermann, Dechant am Kgl. Gefängnis in Lingen a. d. Ems. 
Sehiemenz, Pastor, Strafanstalts-tieistlicher in .Siegburg. 
Schirnming, Strafanstalts-Inspektor in Lingen a. d. Ems. 

.Schi weck, .Strafanstalts-Sekretär in Wittlich. 

S c h r ö d e r, Pastor, Anstalts-Geistlicher an der Strafanstalt Rendsburg. 
Schröder, Gefängnisinspektor in Duisburg. 

Spitta, Strafanstnlts-Sekretär in .Münster i. W. 

S ta V e n h a g e, n, Strafanstalts-Oberin in Siegl)urg. 
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Stein. Strafanstalts-Lehrer in Berlin. 

Stein biss, Ober-Inspektor, Strafanstalts-Vorsteher in Lüneburg. 
Stöbeuer, Strafanstalts-Inspektor in Elberfeld. 

Stöwing, Strafanstalts-Direktor in Insterburg. 

Tieniann, Strafanstalts-Inspektor in Münster i. W. 

Tinimers, Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Elberfeld. 

Trier, Kgl. Gefängnis. 

Voormann, Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Werden. 

Wegen er, Strafanstalts-Inspektor in Berlin. 

Willöfer, Strafanstalts-Inspektor in Tegel. 

Winkel, Strafanstalts-Inspektor in Berlin. 

Woftde, Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Insterburg. 

V. Wolff, Strafanstalts-Direktor in Gross-Strehlitz. 

Zwaka, Gefängni.s-Inspektor in Ratibor. 

Sachsen. 

Bonitz, Strafanstalts-Inspektor ln Bautzen. 

Dauben kröpf, Strafanstalts-Inspektor in Bautzen. 

Franz, Pastor, Anstaltspfarrer in Voigtsberg, 

Glauning, Dr., Amtsrichter in Meissen. 

Hei nicke, Dr., Strafanstalts-Arzt in Waldheim. 

Faul, Inspektions-Assistent an der Strafanstalt Waldheim. 

Wapler, P., Anstalts-Geistlicher an der Landesanstalt Hoheneck. 

W i u t e r, Oberlehrer an der Gefangenanstalt Chemnitz. 

Sachsen-Meiningen. 

Sch in i <11m an n, Dr., Sanitäts-Rat, Anstalts-Arzt am Zuchthaus 
ITntermassfeld. 

Lippe-Detmold. 

Biedermann, Freiherr, Major a. D., Strafanstalts-Direktor in 
Detmold. 

Württemberg. 

Nestle, Amtsrichter in Ludwigsburg. 

Oesterreich. 

Frilnzel, Strafanstalts-Kontrollor in Lemberg. 

Frauke, Strafanstalts-Adjunkt in Gradisca. 

Jahn, Direktor der Landes-Zwangsarbeitsanstalt in Mähr. .Sehöiiberg. 
Kreutz, Strafanstalts-Adjunkt in Graz. 

Merta, Strafanstalts-Adjunkt in Lemberg. 

Pilsen, Männerstrafanstalt. 

Keuschei, Strafanstalts-Adjunkt in Graz. 

.Sighartner, Strafanstalts-Kontrollor in W'isiiicz. 

Smitka, .Strafanstalts-Direktor in Wi?.nicz. 
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Ungarn. 

Schober, Strafanstalts-Direktor in Lipotvar. 

Ausgetreten. 

Bayern. 

Bau mann, Dr., Landgerichts-Arzt in Fürth. 

Drossbach, Dr., Hausarzt an der Gefangenaustalt Laufen. 
Schneeweis, Geistl. Rat, Haus-Geistlicher an der Strafan.stalt 
Straubing. 

Freie Hnnsastadt Bremen. 

Schumacher, Kassenbeamter an der Strafanstalt Oslebshausen. 

Elsass-Lothringen. 

Hirt, Strafanstalts-Geistlicher in Hagenau. 

Winter, Pfarrer, Strafanstalts-Geistlicher in Hagenau. 

Freie Stadt Hamburg. 

Schiersand, Gefängnis-Inspektor in Fuhlsbüttel. 

Preusseii. 

Fr ey be, Superintendent, Anstalts-Geistlicher an der Prov. Korrektions- 
und Landarmen-Anstalt in Wunstorf. 

Fr icke, Strafänstalts-Sekretär in Lüttringhausen. 

Lemcke, Pastor an der Strafanstalt Moabit. 

Mang, Strafanstalts-Inspektor in Lüneburg. 

Poppendieck, Staatsanwalt in Scbneidemühl. 

Rautenberger, Gefängnis-Inspektor in Tegel. 

Schmidt, Dr., Arzt an der Prov’. Korrektions- und Landarmen- 
Anstalt in Neustettin. 

Waldow, Pfarrer, Haus-Geistlicher am Stadtvogteigefängnis Berlin. 

Königreich Sachsen. 

Talazko, Anstalts-Pfarrer in Hohnstein. 

W ürttemberg. 

V. Weis.ser, Senats-Präsident a. D. in Stuttgart. 

Oesterreich. 

Plöchl, Gefangenhaus-Verwalter in Wien. 

Riinsa, Inspektor an der Weiber-Strafanstalt in Repy. 

Zoratti, Gefangenhaus-Kontrollor in Laibach. 

Ungarn. 

B o z i c k 0 V i c, Strafanstalts-Kanzlist in Lepoglav'a. 

Eck, Strafanstalts-Kanzlist in Mitrovitz. 

Kostic, Gerichts-Adjunkt an der Strafanstalt in Lepoglava. 
Segovic, Gerichts-Kanzlist an der Strafanstalt in Lepoglava. 
N’idujevic, Gerichts-Adjunkt an der Strafanstalt in Lepoglava. 
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Rechnungs-Auszug 

für dio Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1907. 


I. Eiiinabmen. 

Pos. 1 Kassenrest aus voriger Rechnung 

^ 2 Rückstände. 

„ 3 Mitgliederbeiträge. 

„ 4 Kapitalzinsen. 

„ 5 Rückerhobene Kapitalien .... 

„ 6 Absatz von Heften. 

■ 7 Erlös aus Inseraten. 

„ 8 Sonstige Einnahmen. 

, 9 Vorschuss und Ersatz. 


M. 189.82 

I 4012. - 
„ 234.10 

„ 2900.— 
„ 900.20 
c 55.— 
„ 58.08 


Summa M. 8437.20 


II. Ausgaben. 

Pos. 1 Druckkosten und Buchbinderlöhne.M. 4289.82 


, 2 Porti und Versendungskosten. 620.69 

, 3 Einrichtungsgegenstände.. —.— 

, 4 Honorare.. 155.— 

- 5 Kapitalanlagen. 2189.10 

, 6 Bureaukosten und Kassen führung . 493.80 

r. 7 Literatur. 13.20 

, 8 Sonstige Ausgaben. 525.43 

, 9 Vorschuss und Phsatz.. —.— 


.Summa M. 8287.04 


Abschluss. 

Einnahmen.M. 8437.20 

Ausgaben.. „ 8287.04 


Kassenrest M. 150.16 
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Vemiögensstand 

auf 1. Januar 190H. 

Das Vermögen der Kasse besteht in: 

1. Kassenrest am 31. Dezember 1907 .M. l.")0.16 

2. Kapitalanlagen 

a) Wertpapiere (Reichsanleihen und 
Pfandbriefe) im Nennwert von . M. 4200.— 

b) Sparkasseguthaben .... „ 2703.12 „ 690.3.12 

3. Rückständige Mitgliederbeiträg«*. „ 8 .— 

4. Wert des Inventars.„ 500.— 

M. 7.561.28 

Hiervon sind die für 1908 vorausbezahlten Mit¬ 
gliederbeiträge mit.. 88.— 

in Abzug zu bringen; es verbleibt somit auf 
31. Dezember 1907 ein Reinvermögen von . . M. 7473.28 
Dasselbe hat am 31. Dezember 1906 betragen . . , 8148.8«) 

somit Verminderung M. 67.5..58 

.Mannheim, den 1. Februar 1908. 

Der Vereins-Ausschuss. 


-- 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Köln 1908. 


Wie sind die Minderwertigen im Straf - 
Vollzug nach der gegenwärtigen Ge¬ 
setzgebung am sachgemässesten zu be¬ 
handeln? 

A. Erkennung. B. Behandlung im gewöhn¬ 
lichen Strafvollzug. C. Behandlung in Sonder¬ 
abteilungen? 

Gutachten von Dr. PoJIitz, Strafanstaltsdirektoi’ in Düsseldorf- 

Derendorf. 


1. Leitsätze. 

1. Unter Minderwertigkeit im irrenärztlichen Sinn 
sind zahlreiche Uebergangsformen von der Gesundheits¬ 
breite bis zur Geisteskrankheit zu verstehen, teils ange¬ 
borener, vererbter oder erworbener Natur von sehr ver¬ 
schiedenen Erscheinungsformen. Die Abgrenzung dieser 
Zustände vom geistig Vollwertigen einerseits und dem 
Geisteskranken andererseits ist Aufgabe der irrenärztlichen 
Erfahrung. Sie ist besonders schwierig unter kriminellen 
Bedingungen. 

2. Die als geistige Minderwertigkeiten zusanimen- 
gefassten Defektzuständc decken sich nicht mit den im 
gerichtsärztlichen Sinn als vermindert zurechnungsfähig 
bezeichneten Zuständen. 

Ersterer Begriff ist umfassender. 

3. Nur ein kleiner Teil der .’\lindcrwertigen wirkt 
sturend im Strafvollzüge und kann für Sünderabteiinngen 
ii> Frage kommen. 

4. Die Ueberweisung aller Minderwertigen in Sonder¬ 
abteilungen — bei einzelnen Deliktsformen angeblich Ins 

— ist entschieden abzuleimen. 
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5) Sachgemässe Behandlung der Minderwertigen, deren 
Zustand in negativer wie positiver Richtung Rechnung zu 
tragen ist, schädigt weder den Strafvollzug noch den 
Minderwertigen selbst. 

Falls folgende Forderungen erfüllt würden: 

a) irrenärztliche und kriminalpsychologische Aus¬ 
bildung, Verständnis für den praktischen Strafvoll¬ 
zug bei den Anstaltsärzten. 

b) Einführung und Orientierung in der Lehre von 
den Geistesstörungen bei den Anstaltsleitern und 
Oberbeamten. 

c) Berücksichtigung ärztlicher Vorschläge bei, Unter¬ 
bringung, Arbeitsverteilung, Disziplinierung der 
Minderwertigen. 

d) Vor letzterer Zulässigkeit einer Beobachtung — ge¬ 
gebenen Falls — im Anstaltslazarett. 

e) Behandlung der Minderw^ertigen bei Zunahme oder 
Hinzutreten von Krankheitssymptomen in den 
Irrenabteilungen, die nach Bedarf zu vermehren sind. 

f) Belehrung des Unterpersonals über Behandlung 
und Verkehr mit Minderwertigen. 

6. Sonderabteilungen sind abzulehnen. 

a) Die Anhäufung gerade der schwierigsten Elemente 
erschwert geeignete Beschäftigung und erfordert 
besonders scharfe Disziplin, stört daher die Durch¬ 
führung irrenärztlicher Grundsätze. 

b) Der Minderwertige wird dauernd von seiner Um¬ 
gebung ungünstig beeinflusst. 

c) Die Sonderabteilung wird prinzipiell entweder Straf¬ 
anstalt oder Krankenanstalt, eine Kombination 
beider PrinzijDien wird sich als undurchführbar 
erweisen. 

Begründung. 

Zu A. Es kann nicht die Aufgabe des nachstehenden 
Gutachtens sein, eine erschöpfende Darstellung der Er¬ 
kennung der ^linderwertigen zu geben. Minderwertige 
erkennen: heisst ihren Zustand richtig diagnostizieren. 
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Dazu gehört in erster Linie die Erfahrung des Irren¬ 
arztes ; und so würde die Aufgabe letzten Endes auf eine 
vollkommene Darstellung der Lehre von den Minder¬ 
wertigen hinauskommen. Die Bezeichnung „Minderwertige“ 
insbesondere die „Psychopathische Minderwertigkeit“ stammt 
von Koch^). Er hat versucht, diese zahlreichen krank¬ 
haften Zustände von den Geisteskrankheiten im engeren 
Sinije abzugrenzen. Dass diese Grenze aber eine flüssige 
ist und sein muss bei der Mannigfaltigkeit seelischer Zu¬ 
stände und Artung wird allgemein anerkannt. Für unser 
Thema gibt es daher eine doppelte Fragestellung einmal 
heisst es die Geisteskrankheit im engeren Sinne von diesen 
— sit venia verbo — Defektzuständen abzugrenzen und an¬ 
dererseits für letztere eine Scheidung gegen die als physio¬ 
logisch zu erachtenden Aeusserungen des nicht kranken 
Verbrechers zu gewinnen. Hier liegt die eigentliche 
Schwierigkeit der Aufgabe und die Gefahr, die Grenzen 
bald zu weit, bald zu eng zu fassen. Hier liegt auch die 
Gefahr zu Differenzen zwischen der Auffassung des Arztes 
lind Strafvollzugsbeamten, besonders wenn letzterer sich 
nicht von dem verbreiteten Vorurteil freimachen kann, in 
jedem Falle Simulation zu vermuten. Nirgends tritt ferner 
die Notwendigkeit, den Gefangenen in seiner ganzen Ent¬ 
wickelung genau zu studieren, so deutlich hervor, wie bei 
Erkennung des Minderwertigen. Manche sonst gänzlich 
unverständliche Züge werden klar, wenn wir Abstammung, 
•liigendentwickelung, frühere Krankheiten und Kriminalität 
und anderes mehr unter einheitlichen Gesichtspunkten 
betrachten. Zahlreiche gescheiterte Existenzen, gar mancher 
sexuell Abnorme, Bettler, Vagabund wird uns unter Ana- 
lysierung seines defekten Geisteszustandes erst verständlich. 
Die Notwendigkeit richtiger Erkenntnis dieser Zustände 
liegt in erster Linie iin eigentlichsten Interesse des Straf¬ 
vollzugs, der diesen Elementen gegenüber mit Gerechtigkeit 
mir wirken kann, wenn er dem bei ihnen herabgesetzten 
Masse „subjektiver Versehuldung“-) Kechnung trägt und 
') Die Psveh. Minderwt*rti"keiton 1S91. Ravensbur,”’ 

0 Liicas Anleitung* zur strafn^chtl. Praxis II. Teil Hl* 
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die Behandlung innerhalb der Gefängnismauern ihrem Zu¬ 
stande anpasst. Jede Uebersicht über dieses grosse Heer 
von Anormalen, die den breiten Uebergang von Geistes¬ 
gesund zu Geisteskrank bilden, zeigt, dass hier Zustände 
von sehr verschiedenartigem Charakter, verschiedenartiger 
sozialer Gefährlichkeit und verschiedenartiger Rechts¬ 
stellung zusammengefasst werden. Und diese Ueberlegung 
zeigt fernerhin für unsere Betrachtung, dass auch inner¬ 
halb des grossen Rahmens der Minderwertigen mancherlei 
Zustände sich gegen einander abgrenzen lassen. Die zahl¬ 
reichen Uebergänge aller Art machen es verständlich, dass 
die Auffassung einzelner Begutachter in der Bewertung 
der Symptome leicht differieren können. Man denke an 
die nicht seltenen Veränderungen, die in Charakter und 
Persönlichkeit durch vieljährige Strafe hervorgerufen 
werden und oft mit ebenso viel Recht als psycho- 
patliologische wie als individual - psychologische gedeutet 
werden köjinen. Aus alledem ergibt sich aber, dass 
der Begriff ]\lindcrwertigc keinen „dogmatischen“ Cha¬ 
rakter besitzt, und dass die Erkennung eines Rechts¬ 
brechers als einen Minderwertigen über seine Zurech¬ 
nungsfähigkeit in foro und in Strafe nur sehr allgemeine 
(jesichtspunkte liefert. Die Irrenärzte-) haben diese Zu¬ 
stände, deren Erforschung zweifellos ihr grosses Verdienst 
ist, meist von dem Standpunkt der gerichtsärztlichen Be¬ 
gutachtung erörtert unter der Fragestellung, wie \veit ein 
Minderwertigen als unzurechnungsfähig, vermindert zurech¬ 
nungsfähig oder zurechnungsfähig zu bezeichnen sei. Es 
ist aber ausdrücklich zu betonen, dass vermindert zurech- 
iningsfähig durchaus nicht ohne weiteres identisch ist mit 
.Minderwertigkeit'). Ersteres ist ein gerichtsärztlicher Ter¬ 
minus, der über den Zustand zur Z(“it einer Straftat aus¬ 
sagt, letzterer ein klinischer, der den konstitutionellen Zustand 

') Sclir bi'Jichtenswt^rt: Craiiier boliandlung der Grenz- 

zustäiidi' vor G(*rielit. Bcrl. Kliii. Wocheusclirirt 11K)0 No. 47/48. 
Ferner l’cliiiann Itericht der Uh West!'. Gef.-Ges. lltOl 02. 

So Koch. Vorwort p<i^’. X. 
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bezeichnet. Die verminderte Zurechnungsfähigkeit z. B. 
eines Morphinisten besteht nur, so lange das Gift auf seinen 
Geisteszustand einwirkt, im Falle vollkommener Heilung 
braucht keine Minderwertigkeit mehr zurückzubleiben. Der 
Degenerierte dagegen mit dem Symptom dauernder Alkohol- 
inrcleranz oder pathologisch gesteigerter Reizbarkeit bleibt 
dauernd ein Minderwertiger. Der Kreis der Minderwertigen 
ist, wie dies des öftern hervorgehoben worden ist, in ge¬ 
wissem Sinne unvergleichlich grösser als derjenige der ver- 
mimlerr Zurechnungsfähigen*). Auch ein anderes Moment 
niag noch kurz gestreift werden: zahlreiche Minderwertige 
sind unter Umständen im gerichtsärztlichen Sinne als voll¬ 
kommen unzurechnungsfähig zu bezeichnen-). — Für unsere 
Betrachtung ergibt sich somit, dass wir nicht ohne weiteres 
von den Definitionen und Darstellungen der vermindert 
Zurechnungsfähigen ausgehen dürfen. Eine widerspruchs¬ 
lose Definition des Begriffs Minderwertigkeit wird daher kaum 
leicht zu finden sein. Immerhin erscheint die von Koch 
pag .")) gegebene auch heute nicht unbrauchbar, er fasst 
>unter dem Ausdruck psychopathische Minderwertigkeiten 
,.alle angeborenen oder erworbenen, den Menschen in ; einem 
«1‘ersonleben beeinflussenden psychischen Regelwidrigkeiten 
„zusa'mmen, welche .... keine Geisteskrankheiten dar- 
_stellen, . . . die damit beschwerten Personen auch im 
„günstigsten Falle nicht im Vollbesitze geistiger Nor- 
„malität und Leistungsfähigkeit stehend er.scheinen 
„lassen.“ In der Hauptsache zeigt sich daher, dass der Minder- 
wcrtige keine Symptome von ausgesprochener Geistcs- 
siornng darbietet, charakteristisch ist für ihn vielmehr 
seine abnorme, von der der grossen ]\lenge Gesunder ab¬ 
weichende Reaktion auf alle Reize und Eindrücke des 
Lebens. Diese abweichende Reaktion ztngt sich bald in 
eiin^lUer Reizbarkeit, Ausl)i’U(*li s(*liwerer A\^ita]ilalle bei 

’) Aschaffeiiburo*. MitL(Mluim*un du.s I. K. XII. I>(1. rJOO. 

*1 Auf die Sc*liwi(M'ii 4 ’k(Mtuii d(*r (iruiizbcstinunuim* vurwuist 
ii»*uurdiiio;8. Otto Luers zur foKUis. Ib-urt. d. KxliibiliDnisinus, Viurlulj 

r. gerichtl. Mud. IIMIT 1. H. 



— 208 — 


verhältnismässig geringem Reiz, Intoleranz gegen Alkohol, 
oder auffällige Stumpfheit oder auffällige Erregung 
gegenüber einer ungünstigen Lebenslage. Diese Ab¬ 
weichungen im Seelenleben können bedingt sein, 
durch erbliche Anlage im Sinne einer Degeneration*), 
durch Alkoholmissbrauch, durch schwere Kopfver¬ 
letzung, durch Epilepsie oder andersartige Ver¬ 
giftungen oder schwere Schädigungen des Gehirns. Hier¬ 
her gehört der Psychopatisch-Reizbare, der uneinsichtige 
Querulant, mancherlei Fantasten, die bald durch Er¬ 
findungen, bald durch töricht überschätzte Gedichte sich 
bemerkbar machen. Zellenintolerante, die in der Zelle 
schnell deprimiert werden, zahlreiche alkoholintolerante 
Sittlichkeitsverbrecher, stumpfgewordene Alkoholisten, mo¬ 
ralisch Schwachsinnige usw. Eine gesonderte Stellung 
nimmt die grosse Zahl der massig Schwachsinnigen ein, 
die unter die oben gegebene Definition schlecht zu sub¬ 
sumieren sind. Sie bilden einen breiten Uebergang von 
der Gesundheitsbreite zur schwersten geistigen Störung, 
hier findet die Abgrenzung ganz individuelle Schranken 
an dem Maasse sozialer Leistungsfähigkeit. 

Untersucht man das Gefangenenmaterial eines grossen 
Gefängnisses auf die Zahl der Minderwertigen, so ergibt 
sich als ein bemerkenswerter Gesichtspunkt, dass nur ein ver¬ 
hältnismässig kleiner Teil der zahlreichen Minderwertigen 
durch irgendwelche auffällige Symptome ihres krankhaften 
Zustandes sich bemerkbar macht. Von vornherein treten 
zahlreiche Epileptiker (abgesehen von vereinzelten Krampf¬ 
anfällen) die grosse Menge der Alkoholdegenerierten, viele 
Schwachsinnige oder leicht Imbezille nur selten störend 
oder auffällig hervor. 

Meine eigene Feststellungen ergibt, dass in einem 
Vierteljahr 42 Gefangene durch auffälliges Verhalten die 
Aufmerksamkeit auf sich lenkten. Unter diesen litten 4 

*) Hochc gerichtl. Psychiatrie pag-. 413. Definition nach Möbius 
vcrgl. hier die klai’e Darstelliiug der Lehre v'on der Entartung uiul 
Miiuhirwertigkeit. 
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an Delirium tremem, 10 waren ausgesprochen geisteskrank 
und nicht als strafvollzugsfähig zu erachten. Von den 
verbleibenden 28 waren etwa 12 als psychopathisch 
Reizbare, zu Selbstmordversuchen, Erregungsanfällen, 
Depressionen bei Zellenintoleranz veranlagte Gefangene 
zu bezeichnen. Die übrigen waren ruhige Epileptiker, die 
durch gelegentliche Anfälle auffielen, Alkoholisten, sexuell 
Perverse oder Imbezille. 

Andere Untersuchungen haben sich das Ziel gesetzt, 
ganz allgemein die Zahl der Geisteskranken und Minder¬ 
wertigen bei einigen Deliktskategorien zu eruieren. Diese 
Arbeiten von Bonhoeffer‘), Aschaffenburg-), Fritz 
L e p p m a n n^) ergaben übereinstimmend, dass die Zahl 
der Minderwertigen im Strafvollzüge eine ganz ausser¬ 
ordentlich grosse ist. So hat Bonhoeffer nachger 
wiesen, dass bei dem Bettler- und Vagabondentum, wie bei 
den Prostituierten 75 Proz. als gemindert zurechnungfähig 
zu bezeichnen sind. Eine fast gleiche hohe Zahl ergab 
eine Analyse der Sittlichkeitsverbrecher (darunter Exhibi¬ 
tionisten und Paederasten). Nicht viel anders ist das Er¬ 
gebnis, das Aschaffen bürg bei 200 Sittlichkeitsver¬ 
brechern gefunden hat: er konnte nur knapp 25 Proz. 
als einwandfrei gesund bezeichnen, immerhin mit der be¬ 
merkenswerten Einschränkung, dass auch unter diesen 
noch eine Anzahl von Menschen mit stark herabgesetzter 
Intelligenz sich findet. Die Untersuchungen von Lepp- 
niann an dem Material an Sittlichkeitsverbrechern des 
Zuchthauses ergaben reichlich 7.s krankhaft Veranlagten, 
'OM .,unzulänglicher“ Geistesbeschaffenheit. Alle diese 
Peststellungen zeigen mit grosser Deutlichkeit, dass der 
geistig minderwertige Verbrecher nicht die Ausnahme, 
sondern bei sorgfältiger Analyse zum mindesten die ^lehr- 
heit des Strafanstaltsbestandes bilden wird. Pane Berück¬ 
sichtigung aller dieser Elemente durch Zuweisung in 

*) Monatsschr. f. KriminalpsN cIiolo;^‘ie. II. IM. pag*. 4B5. 

) obenda pag. 402. 

Vierteljahrsschr. für gerichtl. Mud. 20. ii. ;5(). IUI. ]00r>. 
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8onderiisyle heisst den Strafvollzug in der Hauptsache in 
diese Asyle verlegen. Eine derartig radikale Massregel 
wird aber wohl kaum ernstlich gefordert werden’). Es 
ergibt sich daher, dass für unsere weitere Betrachtung nur 
solche Minderwertigen in Frage kommen, deren Zustand eine 
Aussonderung aus dem bestehenden Strafvollzug, sei es 
in ihrem persönlichen Interesse, sei es im Interesse des 
geordneten Strafvollzuges selbst notwendig erscheinen 
lässt. Nur mit dieser Einschränkung kann an die Beant¬ 
wortung der nachfolgenden Frage, herangetreten werden. 

Zu B. Die Behandlung der Minderwertigen im ge¬ 
wöhnlichen Strafvollzüge kann nach zwei Richtungen hin 
Bedenken erwecken. Auf der einen Seite wird die Be¬ 
fürchtung laut, dass die ärztliche Seite ihrer Behandlung 
zu kurz komnier», auf der andern, dass der Strafvollzug 
durch diese Elemente geschädigt und gestört werde. Aus 
diesen Bedenken ergeben sich aber gleichzeitig die 
Forderungen, die gestellt werden müssen, um die Minder¬ 
wertigen in rationeller Weise innerhalb des Strafvollzugs 
zu behandeln. Beginnen wir mit letzterem Bedenken, so 
mag ohne weiteres zugegeben werden, dass diese Halb- 
kraid<en am häufigsten — wie dies in der Natur der 
Dinge liegt — die Anstaltsordnung stören und zu Dis- 
zi})linarstrafen Anlass geben. Schwere epileptische Wut- 
anfälle — sogen. Zuchthausknall, — mit Demolieren des 
Zellenmaterials,sinnloses Querulieren, krankhafte gesteigerte 
Reizbarkeit, tiiricht schwachsinnige Drohungen sind allzu 
l)ekannte Symptome, um längere Darstellung zu erfordern, 
(li’ade liier lehrt die irienärztlichc Erfahrung, dass ein 
ruhiges und beruhigendes Wort von ausgezeichneter 
Wirkung sein kann, während schwere Disziplinarstrafen 
nur immer neue Erregung hervorrufen. Wer mit dieser 
Erfahrung an solche Gefangene lierangeht, für den verliert 

') Am-Ii Kahl Kef(‘rat /.um ' 21 . I)(*utselu*n .JuristtMitag will die 
.Miuderwertigen in Zukunft, so weit sie strafvoll/.ugsfilhig sind, im 
.Strafvoll/.uge belassen. Wä^itere är/.t lielie .Ausführungeii /u dieser Frage 
bietet Moeli Arch. f. Fsvoh. :{!» Hd. 3. H. 
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die Behandlung des Minderwertigen viel an Schwierigkeit. 
Gänzlich unverständlich bleibt mir die Auffassung Heil- 
b r 0 n n e r s^) und Aschaffenburg s-’), dass jede Berück¬ 
sichtigung eines .„leicht“ Geisteskranken auf den ganzen 
lUriieb der Anstalt von „deletärster“ Wirkung sein soll. 
Icli habe derartige Erfahrungen weder im Zuchthause 
11 «ch im Gefängnis gemacht, Be.sonders in der Einzelhaft 
treten durch Berücksichtigung eines Kranken keinerlei 
ernste Schwierigkeiten auf, Avie sie von diesen Autoren 
geschildert werden. Ich sehe also im Verzicht auf eine 
— anscheinend verdiente — Disziplinierung oder in der 
Verhängung einer milderen der krankhaften Persönlichkeit 
nngepassten — Disziplinierung, wenn sie für unvermeidlich 
erachtet wird, nicht die geringste Gefahr für den ge¬ 
ordneten Anstaltsbetrieb. Das gleiche gilt schliesslich für 
Borück.sichtigung des Minderwertigen bei Wahl der Arbeit 
und den an ihn zu stellenden Anforderungen des Arbeits¬ 
pensums. Grade in dieser Richtung ist eine grosse An¬ 
stalt einem kleineren Betriebe weit überlegen und kann 
mancherlei Elemente nutzbringend und ihrer Eigenart ge¬ 
mäss iinterbriugen. Nirgends aber hat das fast zu oft 
gebrauchte Wort von der individuellen Behandlung des 
fiefangenen so viel Berechtigung, wie bei Berücksichtigung 
der geistigen Persönlichkeit des Bestraften. Was hier 
übrigens dem körperlich Kranken recht ist, sollte dem 
i:'-istig .Siechen billig sein. Auf weitere Gesichtspunkte 
ist später einzugehen: hier genüge die Bemerkung, dass 
d.is Verbleiben der ^Minderwertigen im Strtil'vollzuge für 
den Strafvollzug selbst nicht so grosse Bedenken hat, dass 
neue Institutionen zu fordern wären. 

Wir kommen damit zti den Forfb*rungen, die der Arzt 
mit Recht an den .Strafvollzug zu Gunsten der .Mindc'f- 
wertigen stellen muss. Hier sei zuerst daran erinnert. 

') Di(* V(M\sorji’uiii4’ i:(‘ist(‘skra]iUrn f. 

Kr. Ps\chol()j>ie I. .Ialu\ii‘. -^0. 

*) Dir» ärztl. SacliV(M*>täiHlii:en Ztanini^' l',K):5 No *21. 
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dass die internationale kriminalistische Vereinigung^) den 
Beschluss gefasst hat: dass i,der Minderwertige ira Straf¬ 
vollzüge mit Rücksicht auf diesen geistigen Zustand zu 
behandeln und unter besondere Aufsicht des Arztes zu 
stellen sei“. Wie diese Sätze aufzufassen sind, geht aus 
einem weiteren Zusatz hervor: Der Arzt soll eine ent¬ 
scheidende“ Stimme 1. in bezug auf disziplinäre und sonstige 
Behandlung 2. in bezug auf Beantragung der Ausscheidung 
aus dem Strafvollzüge haben. 

Ob eine so weitgehende spezielle Vorschrift zu 
Gunsten des ärztlichen Standpunktes bei der vollkommenen 
Berücksichtigung desselben in den allgemein massgebenden 
Bundesratsbeschlüssen notwendig wäre, erscheint zum 
mindesten zweifelhaft. Bedenklich für die Einheitlichkeit 
des Strafvollzuges ist die Durchführung eines solchen 
Prinzipes auf jeden Falle. Alle etwa möglichen Differenzen 
zwischen der Verwaltung und dem Arzte, die meines 
Wissens in der Tat recht selten sind — und kein er¬ 
fahrener Anstaltsleiter wird einem wohlbegründeten Gut¬ 
achten des Arztes entgegentreten — lassen sich auf diese 
Weise nicht beseitigen, denn gerade die primäre Frage, 
ob ein Delinquent als minderwertig anzusehen sei, oder 
nicht, kann unter Umständen jeden Augenblick zur Streit¬ 
frage werden. 

Wichtiger als eine Erweiterung der ärztlichen Kom¬ 
petenz erscheint mir in Uebereinstimmung mit Lepp- 
maniU) eine gute Ausbildung des Arztes nicht nur m der 
Psychiatrie, sondern insbesondere in Kriminalpsychologie 
und Gefängniskunde. 

Zugleich ist aber auch ein gewisses Maass von Er¬ 
fahrung und ernstlichem Verständnis für Fragen des Irren¬ 
wesens vom Anstaltsleiter zu fordern. Nur mit einem 
Beamten, der auf diesem Gebiete laienhafte Vorurteile 

M Mitteilungen 1905. Verhandlung der deutschen Gruppe. 
.\II. Bd. pag. 272. 

-) Fritz Leppuiann Viertelj.-Schrift für gerichtl. Medizin 30. Bd. 
pag. 3«. 



213 


redlich abgelegt hat, kann der Arzt wirksam und erfolg¬ 
reich Zusammenarbeiten. Gelegenheit zur Ausbildung und 
Einblick in dieses nicht leicht zugängige Wissensgebiet, 
bietet sich tagtäglich in jeder Anstalt. Es ist aber aus¬ 
drücklich zu fordern, dass Vorträge über Geisteskrank¬ 
heiten und Beobachtung von Geisteskranken in die Aus¬ 
bildung der Gefängnisoberbeamten aufgenommen wird, 
während eine feste Anstellung der Aerzte als Oberbeamte 
der Anstalten für die grossen Anstalten — so weit dies 
nicht in Deutschland bereits der Fall ist — als gleich¬ 
wertiges Postulat hinzu kommt. 

Wir haben bereits betont, dass ein grosser Teil der 
Minderwertigen ohne Störung für den Anstaltsbetrieb in 
diesem einbehalten werden kann. Der ruhige Alkoholist, 
wie der mässig Irabecille und viele Psychopathen werden 
niemals die Anstaltsordnung stören. 

Es fragt sich, ob nicht andere Interessen ärztlicher 
Natur gegen die Zurückhaltung dieser Elemente im Straf¬ 
vollzüge sprechen. Von vornherein ist es klar, dass es 
sich in allen diesen Fällen um konstitutionelle Zustände 
liandelt, die einer eigentlichen Therapie weder bedürfen 
noch zugängig sind. Meist handelt es sich nur um die 
Fernhaltung von Schädigungen, wie Alkoholexzesse, 
X'agabondage, Reizungen durch bedenkliche Umgebung, 
Verführung wenig widerstandsfähiger Elemente oder er¬ 
schwerte soziale Lebensbedingungen. Dass alle diese 
Momente gerade durch den geordneten Strafvollzug ihre 
Berücksichtigung finden, bedarf keiner längeren Aus¬ 
führung. 

Aber auch in positiver Hinsicht gibt der Strafvollzug, 

Elastizität genug besitzt, um mancherlei Elementen 
gerecht zu werden, alle Möglichkeiten einer richtigen und 
\\ irksamen „Therapie“ der Minderwertigen, und er verfügt 
iiLer zahlreiche Arbeitsmöglichkeitem wie Garten-, Küchen-, 
Hausarbeit, Arbeit in Gemeinschaft- wie in Einzelhaft, er 
gibt reichlich Gelegenheit zu persönlicher Einwirkung und 
er kann durch allerlei Vergünstigungen und Erleichterungam 
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sogar gewisse Annehmlichkeiten^) schaffen und auftretende 
Misstimmungen und Erregungen hintanhalten. 

Bei alledem bleibt der Gefangene in dem Straf¬ 
vollzug und kommt nicht zu der für sein späteres Leben, 
wie für die öffentliche Ordnung so verhängnisvollen 
Ueberzeugung (zu der leicht eine gleichgeartete Umgebung 
beiträgt) „als Minderwertiger kann ich mir viel erlauben; 
ich bin ja als Minderwertiger anerkannt.“ 

Neben den ruhigen und stumpfen oder reizbaren, 
aber oft leicht beeinflussbaren Naturen ist die Kategorie 
der schwer Psychopathischen und Degenerierten gesondert 
zu beriurksichtigen. Hier kommt es nicht selten im Laufe 
des Strafvollzuges zu einer Zunahme krankhafter Symtome, 
die den Betroffenen für den Strafvollzug tatsächlich un¬ 
geeignet macht. Vielfach handelt er sich um schwere 
Erregungsanfälle epileptischer Natur, oft um schnell ver¬ 
laufende Verwirrtheitszustände {delir d'emblee, nach der 
Lehre Magnans), die leicht zu einer zu ungünstigen Beur¬ 
teilung verleiten. Ein solcher Kranker ist nunmehr kein 
Minderwertiger oder vermindert Zurechnungsfähiger im 
forensischen Sinne, sondern ein unzurechnungsfähiger 
Geisteskranker, der in die Irrenanstalt bezw. die Irren¬ 
abteilung gehört; am allerwenigsten aber ist er in diesem 
Zustande ein geeignetes Objekt für eine Sonderabteilung 
für Minderwertige. Diese Zustände, die oft unter Er- 
regungs- und Wutanfällen, Zerstörungsneigung usw. ver¬ 
laufen, sind in ihren Anfängen nicht immer leicht zu 
beurteilen. 

Wir fordern daher, dass dem Arzte in solchen Fällen, 
besonders wenn eine Disziplinierung in Frage kommt, Ge¬ 
legenheit gegeben wird, den Gefangenen wenigstens eine 
Zeit lang zu bcobaehten. Oft genügt eine Ueberführung 
in das Lazarett, um sofortige Beruliigung zu erzielen. 

') Hier ist au (lic’Auswalil geeigneter Lektüre, häufigereFamilien- 
l»esuehe, Korrespondenz, /,usag(*nde Beschäftigung an Sonntagen 
und Kostzxilagen u. a. in. ga'daclit. 
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Es ergeben sich aus dem Gesagten mehrere 
Forderungen: einmal ist in den Dienstordnungen (so der 
Preussischen für das Ministerium des Innern § 170) 
ausdrücklich die Bestimmung aufzunehmen, dass der Arzt, 
ehe er ärztliche Bedenken gegen Disziplinierung äussert, 
das Recht erhalten muss, den Gefangenen zu beobachten, 
und dass es ihm gestattet wird, diese Beobachtung in 'dem 
zu solchen Zwecken geeigneten Lazarett vorzunehmen. 
Es mag hier die Bemerkung eingefügt werden, dass 
schwere Disziplinarstrafen — wie mir eine lange irren¬ 
ärztliche Erfahrung gezeigt hat — auf diese Degenerierten 
besonders nachteilig wirkt und für lange Zeit noch nach¬ 
wirkt, oft im Sinne einer dauernden ungünstigen Beein¬ 
flussung des Krankheits Verlaufs und der gesamten 
Pei-sönlichkeit. 

Hat der Arzt in diesen Fällen seine Beobachtung- 
vollendet, so soll er seinerseits seine Auffassung mündlich 
oder schriftlich in überzeugender Weise motivieren, sich 
jedoch nicht damit begnügen, einen Gefangenen kurzer¬ 
hand als minderwertig zu bezeichnen. Gelingt es durch 
eine solche Zusammenarbeit allseitiges und besseres Ver¬ 
ständnis für die Eigenart der geistig Minderwertigen zu 
erzielen, so werden diese ohne jede Schwierigkeit in dem 
Strafvollzüge, in den sie nacdi richterlichem Urteil nun 
einmal gehören auch verbleiben können. Für manche Fälle 
erscheint eine Versetzung in eine andere Anstalt mit 
anderen Beamten, anderer Arbeit oft von günstiger Wirkung 
und geeignet Erregung und Beeinträchtigungs- und Be- 
nacliteiligungsideen, die in längerer Strafhaft bei psycho¬ 
pathisch Veranlagten ni<dit selten auftreteii, abzuniindcrn 
"'ier zu beseitigen. 

Alle diese Massregel müssen ergänzt werden, durch 
entsprechende Unterweisung ni<'ht mir der Oberbeamten, 
die den ärztlich-Wissenschaft liehen Pä-fahrungen im Ver¬ 
kehr, bei Besuchen, Seelsorge, Unterricht Kechmmg zu 
tragen haben, sondern ganz besonders des Aufseher- 
P'-rsoiials, das auch seinerseits durch ruhiges, gemo.'<senes 
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Wesen nach Möglichkeit schwere Erregungsanfälle fern¬ 
zuhalten, beginnende Charakter- und Wesens Veränderung 
oder eigenartiges Benehmen zu würdigen und zu berück¬ 
sichtigen lernen muss. 

Wird in dem hier gezeichneten Rahmen mit Ver¬ 
ständnis dem Zustande des Minderwertigen Rücksicht ge¬ 
leistet, so ist das zu erzielen, was die stetig wieder¬ 
kehrende Forderung der Irrenärzte bildet, ein qualitativ 
dem Minderwertigen angepasster Strafvollzug, der nicht 
nur der Eigenart dieser Minderwertigen in ihrer bei weitem 
grossen Mehrzahl gerecht wird, sondern über dies hinaus 
noch bessernd und helfend zu Gunsten dieser Halbkranken 
einwirken kann. 

Damit komme ich zu dem Ergebnis, dass die Minder¬ 
wertigen prinzipiell im bestehenden Strafvollzüge unter¬ 
zubringen sind und nur, soweit ernstliche Geistesstörung 
accessorischerNatur auftreten, den Kriminalirrenabteilungen 
(die nach Bedarf zu vermehren sind) zuzuweisen sind. 
Ich befinde mich mit dieser Auffassung in üeberein- 
Stimmung mit dem Strafanstaltsleiter Finkelnburg,*) 
und in der Hauptsache auch mit den Irrenärzten Lepp^ 
mann-) und Bonho ef f er'^). Eine gleiche Auffassung 
wird weiterhin auf Grund umfangreicher gerichtsärztlicher 
Erfahrung von Strassmann*) vertreten. 

Zu C. Es erübrigt sich daher auf die Frage, wie 
die Behandlung der Minderwertigen in Sonderasylen zu 
gestalten und wie eine solche Organisation zu schaffen 
sei, weiter einzugehen. Berechtigt aber erscheint es, auf 
die Bedenken hinzuweisen, die die Einrichtung derartiger 

‘) Jiihresbericht d. Rhein. We.stf. Gef.-Gesellschaft 1901 und 
11*02. 148. 

■) Versammlung- der I, K. V. 1904. Bericht. Mon. f. Kriminal- 
psych. I. Bd. pag. 280. L. verlangt he.sondere Lazarette, aber keine 
Zwischeiian.stalten. 

') Ebenda Bd. II. pag. 472. 

Die verminderte Zurechnung-sfähigkeit. Viertelj. Sehr, f 
gerichtl. Med. 30. Bd. pag. 2. 
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Jlalbgefängnisse — denn Strafanstalten modifizierter Art 
sollten sie ja sein — geradezu widerraten. Die Erfahrung 
hat gelehrt, dass die Anhäufung krimineller Irren mit 
inaricherlei Schwierigkeiten verbunden ist; diese Schwierig¬ 
keiten werden um so geringer, je schwerer die Krankheit 
des Verbrechers und je mehr seine Fähigkeit zum Leben 
in .der Freiheit und zu Ueberlegungen aller Art herab- 
}:esctzt ist. Je mehr sich der Kranke dagegen der Ge- 
suiulheitsbreite nähert, um so mehr wird er sich der Gunst 
seiner Lage, die ihn halb als krank halb als gesund er- 
siheinen lässt, bew'usst, um so eher wird er im Kreise 
jLdfdfhgearteter Rechtsbrecher als willkommener Teilnehmer 
an allen möglichen Uebergriffen aufgenoinmen werden’). 
Auf eine gewisse Disziplin wird man also nicht verzichten 
können, und da dies zusammengehäufte krankhafteMenschen- 
niaterial sehr bald zu zahlreichen Widersetzlichkeiten neigen 
wird, so wird sich eine unvergleichlich schärfere und 
strengere Disziplin als notwendig erw'^eisen, als in der 
Strafanstalt selbst, in der eine vereinzelte Disziplin¬ 
widrigkeit keine w'e.sentliche Bedeutung für den Gesamt¬ 
organismus erhält. Auch die Arbeitsbeschaffung wdrd, wie 
oben bereits kurz erwähnt, viel mehr Schwierigkeiten, bei 
^öMiieinschaftshaft auch je nach Art des Arbeitsgeräts 
nähr Bedenken bereiten. So wird w'oder dem Minder¬ 
wertigen .selbst noch der Veiwvaltung mit der Schaffung 
eines solchen Asyls eine besondere Erleichterung gestdiafft. 
La die ganze Einricditung, ihrem Charakter gemäss, weit¬ 
gehende Sicherung gegen Entwadtdumg usw^ bieten muss, 
s'» ist die Durchführung des wichtigsten l’rinzii)S der irren- 
ärztli( hen Behandlung des • no rrs/rainf hier gänzlicdi aus¬ 
geschlossen. Schon die Beschäftigung im Freien, an die 
g<*r:ide die Irrenärzte in Analogie der Erfahrungen in 
grossen Irrenanstalten, in erster Linie denk(‘n, wird hei 
einem grossen Teil der Asylinsnssen ni(dit ohne Lefalir 

Werner. Versorgung geisteskranker VerhiM'clier in 
I'alldorf. Fischers Fiuclihainlinng löOr. jing, u. ff. Ferner Flügge: 
I’as hewahriingshans in Düren. Allgeni. Zeitselir. f. I'.s\eliatrie (10. Fd. 

Hlaitcr für GctanLiniskuiDlc. X l-II. 
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sein. Damit entfällt aber gleichzeitig das schwerwiegenste 
Argument zu Gunsten der Asyle, deren Schaffung ja vor¬ 
züglich im Interesse der Minderwertigen selbst gefordert 
wird. Alle unerfreulichen Erfahrungen, die mit der Be¬ 
handlung geisteskranker Verbrecher in den Spezial¬ 
abteilungen gemacht worden sind, werden sich in erhöhtem 
Maasse in diesen Sonderabteilungen für Minderwertige 
wiederholen^). Dazu kommt gerade hier die Schwierig¬ 
keit einer richtigen Auswahl des Gefangenenmaterials und 
sorgfältige Scheidung des erheblich Minderwertigen vom 
wirklich Geisteskranken, eine Scheidung, die vom Anstalts¬ 
arzte und AnstaltsVorstand ein grosses Maass von Kennt¬ 
nis auf diesem besonders schwierigen Gebiete erfordert. 
Wir würden daher auf die irren ärztliche Ausbildung der 
Strafanstaltsärzte auch dann nicht verzichten können, wenn 
die Behandlung der Minderwertigen in die Sonderanstalten 
verlegt würde. 

In letzter Linie handelt cs sich aber bei dieser Forderung 
von Zwischen- oder Sonderanstalten, die vorzüglich aus 
berechtigtem oder nichtberechtigtem Misstrauen gegen den 
bestehenden Strafvollzug geboren ist, um die Vermischung- 
heterogener Dinge. Keine Theorie über den Strafvollzug, 
mag sie lauten wie sie wolle, wird uns eine Formel liefern, 
in die wir den Strafvollzug als Krankenpflege oder die 
Krankenpflege als Strafvollzug unterbringen können. Eine 
Verbindung beider Aufgaben in besondern Anstalten — 
nicht als Sicherungsanstalt für Kranke nach beendeter 
Strafe — ist an sich, wie auch die Erfahrung lehrt, ein 
Widerspruch und undurcliführbar-). Die Anstalt wird sehr 
bald entweder Strafanstalt oder Krankenhaus. 

Was wir wollen und können, das ist nur innerhalb des 
gegebenen Strafvollzugs durchführbar, so lange der grösste 

M Conf. Flüu'^'e. Die Aht(‘ilun^’ für irre Verbrecher in Düren. 
M. f. Krim. I\sycti. I, lid. pag. ooT. Sowohl die Provinz Brandou- 
burg. wie die Kloduprovinz lialxoi di(‘ Kioricditung von Spezial- 
Hnstalt(*n aurgogelxoi. 

-) Iat‘[nnaiin Kinfüliruiig“ in das Strafreidif J>ag. 211. 
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Teil der Minderwertigen vom Richter als ein Objekt für 
die Strafe, vom Strafanstaltsbeamten als ein Objekt für 
den Strafvollzug gehalten wird: Anpassung der Strafe 
und Vollstreckung der Strafe nach der geistigen Artung 
des Bestraften. 

In den Rahmen der uns gestellten Aufgabe sollen 
zwei Fragen nur kurz gestreift werden: Die zeitweilige 
Behandlung und Unterbringung des Minderwertigen in den 
Aiistaltslazaretten hat zu der Einrichtung von Sonder- 
abteilungen keine direkte Beziehung, ihr ist ohne Bedenken, 
wie die oben gemachten Ausführungen zeigen, zuzustimmen. 
Auch die viel erörterte kriminalpolitischen Forderung, für 
die wegen verminderten Zurechnungsfähigkeit freige¬ 
sprochenen oder aus dem Strafvollzug entlassenen Minder¬ 
wertigen im Sicherheitsinteresse eine Anstaltsfürsorge ein- 
treten zu lassen, wird man billigen können, ohne die Aus¬ 
scheidung der Minderwertigen aus dem Strafvollziige für 
zweckmässig und gar notwendig zu halten. Hier handelt 
es sich um eine Frage der praktischen Irrenpflege und 
des Irrenrechtes von allergrösster Tragweite, die das er¬ 
örterte Thema nicht direkt berührt. 


Wie muss die Statistik über F ü r - 
Sorgeerziehung gestaltet werden , damit 
deren Erfolg oder Misserfolg klargestellt 
werden kann? 

•iuiachten von Pa.^tor (Ma s.svn, Direktor der Itliein. Prov. Fürsoriie- 
urziehuiig'saiistalt zu Fichtonliain b<*i Crofeld. 


Tatkräftige Mitarbeit bei der r.ösiing des grossen 
Pi'oldoins, das sich mit der gefährdeten und verwalirlosten 
•higend beschäftigt, ist in den letzten Dezenien eine der 
'■‘trnchmsten Aufgaben des Vereins deutscher Strafanstalis- 
heainten gewesen. \\'enn sich heutigen Tages eine neue 
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Auffassung von dem Verhältnis des Strafrechts zur Jugend 
und einer tiefer empfundenen Verpflichtung weiter Kreise, 
der Verwahrlosung der Jugend entgegen zu wirken, geltend 
macht, so glaube ich dieses nicht zum geringen Teil dem 
jahrzehntelangen Wirken unseres Vereines, das sich nicht 
in theoretischen Erörterungen allein, vielmehr in praktischen 
Vorschlägen kundgetan, zuschreiben zu können. Von 
diesem Gesichtspunkte aus, sei das vorliegende Thema 
zur Erörterung gestellt. 

Zu allen Zeiten haben öffentliche Fürsorge und 
private Mildtätigkeit sich eines Teiles der Jugend an¬ 
nehmen müssen, um sie vor Verwahrlosung und sittlicher 
Verderbnis zu schützen. Indessen macht sich in unserer 
Zeit mehr wie je zuvor ein stärkeres Empfinden geltend 
für den Gegensatz zwischen den Verwahrlosten und straf¬ 
fällig gewordenen Jugendlichen und dem wirtschaftlichen 
Aufschwung, dem Reichtum und der Wohlfahrt im all¬ 
gemeinen. Die Ursachen der Verwahrlosung und Kriminalität 
der Jugendlichen liegen als das Ergebnis wissenschaftlicher 
Erforschung heute klarer erkennbar vor, als in früheren 
Zeiten. Es ist eine ernstlich nicht mehr bestrittene Tat¬ 
sache, dass die gewaltig gesteigerte industrielle Tätigkeit, 
der Aufschwung von Handel und Verkehr Arbeitsverhältnisse 
geschaffen haben, die eine Lockerung der Familienbande 
und Vernachlässigung der Kindererziehung für weite Kreise 
im Gefolge haben. Der Nachweis ist erbracht, wie un¬ 
günstige Wohnungsverhältnisse auf die körperliche und 
geistige Entwickelung der Jugend verderblich einwirken, 
sie dem Laster und Verbrechen nahe bringen, wie Ueber- 
anstrengung und Arbeitslosigkeit, Krankheit und Not, 
zur vernachlässigten Ueberwachung und Erziehung, ebenso 
zur ungenügenden Ernälirung jenes Teiles der Jugend in 
Beziehung stellen. Dagegen sind wiederum alle Fragen 
der Gesundheit und Ent Wickelung ebenso wie der 
Degenerierung und Vererliung besonders im Zusammenhang 
mit Vergehen und Vmüireehen Gegenstand eingehender 
Foi’selinng geworden. Dementsprechend sind die physisch 
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Schwachen ebenso wie die geistig Minderwertigen von der 
Jugendfürsorge'nicht ausgeschlossen. Wo vereinzelt hier 
und da noch eine Stimme sich erhebt, „Die Untauglichen 
ausschalten.“ „Die Gesellschaft nicht mit unnützem Ballast 
behaften,“ stellt sich die christliche Lebensanschauung 
lebhaft entgegen. Neben diesen sozialen und anthro¬ 
pologischen Gründen mag auch noch die höhere Bewertung 
des Verlustes an Arbeitskraft Erwähnung finden, welcher 
durch Verwahrlosung und Verbrechen notwendig eintritt. 
Aus der heraus macht sich das Bestreben geltend, den 
nicht unerheblichen Teil der gefährdeten und verwahr¬ 
losten Jugend für die Gemeinschaft zu nützlicher Arbeit 
zu gewinnen und nicht, wie früher, verloren gehen zu lassen. 

Diese durch die Wissenschaft geförderte tiefere Er¬ 
kenntnis und die nahezu einheitliche Auffassung der 
Ursachen des Jugendverderbs, wie die vielgestaltigen 
Bemühungen auf dem Gebiete staatlicher, kommunaler 
und privater Tätigkeit zur Bekämpfung derselben, geben 
unserer Zeit die Signatur. Wir stehen mitten in der Be¬ 
wegung und doch erst am Anfänge der hoch bedeutsamen 
Ijngestaltung von Recht und Verwaltung in bezug auf 
tlie Jugend. Im Widerstreit der Theorien und Meinungen 
in der Beurteilung der verschiedenartigen Bestrebungen und 
Massnahmen und deren Prüfung auf Erfolg und Misserfolg, 
hat sich bei allen beteiligten Faktoren der Grundsatz 
<Teltung verschafft, jugendliche Rechtsbrecher solange wie 
irgendwie möglich vor dem Gefängnis zu bewahren, in 
der Erkenntnis, dass Vorbeugung bei den Jugendlichen 
wichtiger ist und grösseren Erfolg versijriclit, als Strafe 
und Strafvollzug. Nicht gerichtliche Strafe, sondern Er¬ 
ziehung ist in erster Linie das gemeinsame Problem. 

1. Eine neue bedeutsame Epoche im Erziehungswesen 
nnseres Volkes brach an, als durch die Gesetzgebung des 
Keiehes und der Einzelstaaten das Prinzip der staatlich 
überwachten Erziehung eine den heutigen Anschauungen 
i'ntsprechende, umfassende Ausdehnung erhielt. Die 
1666 und 18B8 des B.-G.-B. und die in ihnen an den 
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Vormundschaftsrichter erteilten weitgehenden Vollmachten, 
die ihn ermächtigen, alle zur Abwehr der Gefahr der 
Verwahrlosung erforderlichen Massnahmen zu treffen, sind 
als Basis für alle die staatliche Erziehung betreffenden, 
dem einzelnen Landesrechte überlassenen gesetzlichen 
Bestimmungen anzusehen. Dieses an sich theoretische 
Recht, dessen Ausführung von dem Vorhandensein der 
erforderlichen Mittel abhängig blieb, erhielt erst seine 
volle Bedeutung, als die einzelnen Bundesstaaten ent¬ 
sprechende besondere Ausführungsgesetze erliessen oder 
die bereits bestehende Gesetzgebung daraufhin weiter aus- 
bauten. Das preussische Fürsorgeerziehungsgesetz vom 
2. Juli 1900 hat die erforderlichen gesetzlichen Grundlagen 
dadurch geschaffen, dass es die Ueberweisung von Minder¬ 
jährigen bis zum vollendeten 18. Lebensjahr zur Fürsorge¬ 
erziehung anordnet, wenn Kinder durch schuldhaftes 
Verhalten der Eltern in Gefahr geraten zu verwahrlosen, 
oder wenn diese Gefahr auch ohne Verschulden der 
Eltern vorliegt, oder wenn die erziehliche Einwirkung der 
Eltern und der Schule nicht ausreichen, ein völliges 
sittliches Verderben zu verhüten. 

Die Grundgedanken dieser gesetzlichen Massnahme 
finden wir indess schon in dem Badischen Gesetz von 
1886, nach welchem schon die Gefährdung des sittlichen 
Wohls der Jugendlichen genügt, um sie der Zwangs¬ 
erziehung zu überweisen. Einen ähnlichen Standpunkt 
nehmen das Hessische Gesetz von 1887 und das Hamburger 
desselben Jahres ein, welch letzteres Zwangserziehung 
zulässt gegen Kinder unter 16 Jahren, bei welchen die 
gewöhnlichen Erziehungsmittel des Hauses und der Schule 
sich als unzureichend erwiesen haben, um sie vor sitt¬ 
lichem Verfall zu bewahren. 

Die übrigen deutschen Staaten sind zum grossen Teil 
kurz vor Inkrafttreten des B.-G.-B. Preussen voran¬ 
gegangen. Die Voraussetzungen füi’ die Anwendung der 
J'ürsorge- bezw. Zwangserziehung sind im wesentlichen 
dieselben, wie im preussisclien Gesetze. 
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Nur können in Anhalt, Braunschweig, Lübeck, 
Hamburg, den Herzogtümern Sachsen und Reuss Minder¬ 
jährige überhaupt ohne Unterschied des Alters zur Ueber- 
weisung gelangen, während in Hessen und Baden dieselbe 
wie in Preussen zulässig ist, wenn der Minderjährige das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. In Bremen, 
Elsass-Lothringen, Mecklenburg, Schaumburg-Lippe und 
Württemberg kann Fürsorgeerziehung nur bis zum 
vollendeten 16. Lebensjahr ausgesprochen werden, in 
Elsass-Lothringen „in besonderen Fällen“ auch darüber 
hinaus, dahingegen im Königreich Sachsen nur während 
(los schulpflichtigen Alters. 

In den vorliegenden Gesetzen endet die Fürsorge¬ 
erziehung bezw. Zwangserziehung abgesehen von dem die 
Aufhebung aussprechenden Beschluss des Vormundschafts¬ 
gerichts und der Entlassung nach Erreichung ihres Zweckes 
oder anderweiten Sicherstellung der Erziehung, mit dem 
Eintritt der Volljährigkeit, in Baden jedoch mit dem 
vollendeten 20., in Lübeck mit dem 16., in Schaumburg- 
I.ippe mit dem 18. Jahre. In beiden letzteren Staaten 
kann sie in besonders gearteten Fällen auf Beschluss des 
Vormundschaftsgerichtes bis zum Eintritt der Grossjährigkeit 
verlängert werden. Es lässt sich nicht verkennen, dass 
trotz der verschiedenen Abweichungen in den einzelnen 
Gesetzen alle ihrem Wesen nach Übereinkommen, und 
wenn in den einzelnen Staaten auch abweichende An¬ 
schauungen zu Tage getreten sind, so herrscht doch in 
allem der grundliegende Gedanke, den Aufgaben der 
Erziehungspolitik in heutiger Zeit gerecht zu werden. 

Nunmehr ist eine Reihe von Jahren verflossen, dass 
die Gesetzgebung in Kraft ist. Der allgemeinen Anteil¬ 
nahme, welche in den wcite.sten Kreisen der Durchführung 
(ioi‘ Gesetzgebung von Anfang an entgegen gebraclit 
wurde, entsprach überall der rege und freudige Eifer, mit 
dem die Lösung der einzelnen Aufgaben in Angriff ge¬ 
nommen wurde. Der erste amtliche Bericht für Preussen 
'lh03) hebt hervor, dass nicht nur alle Staats- und 
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Kommunalbehörden ihre aus dem Gesetz entspringenden 
Verpflichtungen in hingebender Arbeit erfüllten, sondern 
auch die Geistlichen der beiden Konfessionen, Lehrer, 
Armenpfleger, die dem .Jugendschutz gewidmeten Vereine 
und Verbände, sowie zahlreiche Privatpersonen aller 
Stände mit eben solchem Eifer und warmen Interesse bei der 
Durchführung des Gesetzes hilfreiche Hand geleistet haben. 

Ganz erhebliche Opfer sind erforderlich gewesen, um 
die Unterbringung der grossen Zahl der Zöglinge, die für 
Familienerziehung sich nicht eigneten, zu ermögliclnni. 
Private und öffentliche Anstalten wurden in grosser Anzahl 
neu gegründet und bestehende zweckentsprechend 
eingerichtet. 

Allein hier im Rheinland wird der Bau der Provinzial¬ 
anstalten die 3. ^lillion erschöpfen, abgesehen von den 
gewaltigen Summen, welche von privaten Anstalten und 
Vereinen aufgewendet worden sind. 

Die Gesaintkosten, die seit 1901 vom Staate und dem 
Kominunalverbande ohne die Baulasten zu tragen waren, 
belaufen sich bisher auf mehr wie 24 000000 Mark. Haben 
nun, das ist die allgemeine interessierende Frage, die bis¬ 
herigen Bemühungen, den gehegten Erwartungen ent¬ 
sprochen ? In welchem Umfange wird die Fürsorge bezw. 
Zwangserziehung nach den bisherigen Erfahrungen ini 
Stande sein, aus den überwiesenen Jugendlichen ordent¬ 
liche Menschen zu bilden, die sit h auch im späteren Leben 
bewähren? Welche Erfolge zeigen sich bei den bereits 
entlassenen Zöglingen bezw. nach erreichter Volljährigkeit ? 

2. Die Beantwortung dieser Frage dürfte nur allein 
möglich sein auf Grund der Ergebnisse einer umfassenden 
Statistik, .soweit es sieh um Feststellungen handelt, die 
sich überhaupt Ziffernniässig bestimmen lassen. Auf fast 
allen Gebieten der staatlichen und kommunalen Ver¬ 
waltungen wird alljährlich ein umfassendes statistisches 
Material gcsajnmclt und veröffentlicht, das nicht allein 
praktischen Verwaltungszwecken, sondern auch wirtschaft- 
liehcn Aufgaben entsprechen und dem weitern Ausbau 




225 


der Gesetzgebung zur Grundlage dienen soll. Dement¬ 
sprechend ist für das Erziehungswesen und dessen Gesetz¬ 
gebung in erziehlicher wie in sozialer Hinsicht die Not¬ 
wendigkeiteinereingehenden statistischen Arbeit unabweisbar 
gegeben. Der Erfolg jeder erziehlichen Tätigkeit ist im 
wesentlichen abhängig von der genauen Kenntnis der 
Persönlichkeit, der Eigenart des bisherigen Entwickelungs¬ 
ganges, sowie der näheren Umgebung des zu Erziehenden, 
luiter deren Einfluss er bisher gestanden, wenn nicht falsche 
Beurteilung und Fehlgriffe in den erzieherischen Mass¬ 
nahmen die Arbeit gefährden sollen. 

Um daher allen Personen und Behörden, denen Unter¬ 
bringung und Erziehung der Ueberwiesenen obliegt, ein 
möglichst getreues Bild eines jeden einzelnen zu ver¬ 
schaffen, ist durch Ministerialerlass vom 17. Juli 1901 die 
Aufstellung und Fortführung eines Personalbogens für jeden 
zur Fürsorgeerziehung überwiesenen Minderjährigen ange¬ 
ordnet worden. In Baden sind seit 1886 ähnliche auf Grund 
der bei den Bezirksämtern zu führenden Zwangserziehungs¬ 
tabellen vom statistischen Landesamt hergestellte Zähl¬ 
karten eingeführt,, die bis zur Entlassung aus der Zwangs¬ 
erziehung fortgeführt werden. 

Aehnliche Vorschriften zur Sammlung statistischen 
Materials sind auch in den anderen Bundesstaaten in 
Kraft. Unter diesen ist, soweit eine Feststellung für micdi 
im Bereiche der Möglichkeit lag, der von der preussisehen 
Regierung den statistischen Arbeiten über die Fürsorge¬ 
erziehung zu Grunde gelegte Personalbogen der ausführ¬ 
lichste, da er am weitgehendsten die zur Charakteristik 
im einzelnen, wie auch zur Erforschung der sozialen Ur¬ 
sachen, welche die Fürsorgeerziehung notwendig machen, 
erforderlichen Angaben zu umfassen suciit. In 20 Haupt¬ 
fragen und 16.3 Nebenfragen gibt der Personalbogen im 
einzelnen Auskunft über die Ursache der Ueberweisung, 
über Geburt, Religion, bisherige Erziehung, .Schulbesuch, 
Schulbildung und Sprache. 
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Die Fragestellung geht sodann zu den gerichtlichen 
Strafen, schlechten Neigungen über, berichtet über den 
Gesundheitszustand in geistiger und körperlicher Hinsicht, 
über frühere Erkrankungen, Wohnort, Vermögen und Vor¬ 
mundschaft und schafft schliesslich durch Charakterisierung 
der Eltern und Geschwister, deren Berufs- und Dienst¬ 
stellung, Strafen, schlechte Neigungen, ihre Einkommen¬ 
verhältnisse, ein vollständig klares Bild über die Persön¬ 
lichkeit der einzelnen, wie dessen Umgebung. Im Anschluss 
hieran gibt der Personalbogen Auskunft über die Art der 
Unterbringung eines jeden Zöglings, ob in fremder oder 
in eigener Familie, oder in einer Anstalt, über Unterricht, 
Kosten der Unterhaltung sowie Führung und Gesundheits¬ 
zustand. 

Das aus den Personalbogen sich ergebende Material 
findet seine Ordnung und Gruppierung in 30 statistischen 
Tabellen, die über die Gesamtheit der Zöglinge oder nach 
einzelnen Jahrgängen, Provinzen, Altersstufen und Ge¬ 
schlecht, Religionsbekenntnis getrennt, über nähere Ver¬ 
hältnisse, über die Art der Unterbringung, die Kosten etc. 
Auskunft geben, und selbst wieder in 68 sogenannten 
Uebersichten unter Berechnung der Verhältniszahlen ihre 
eingehende Erläuterung finden. 

Ein kurzer Ueberblick über die Gesamtarbeiten der 
Statistik lässt erkennen, dass zw^ar eine gew^altige Arbeits¬ 
last bei den einzelnen Behörden wie bei der Ministerial- 
iiistanz bewältigt w'^erden musste. Anderseits zeigen die 
Ergebnisse klar, dass dieselbe der grossen Tragweite des 
Gesetzes für unser ganzes soziales Leben durchaus ent¬ 
sprechend, und für die Durchführung des Gesetzes selbst 
von grosser Bedeutung ist. Zugleich findet die erste Auf¬ 
gabe der Statistik ihre Lösung, nämlich zu zeigen, w'ie 
wirkt die Gesetzgebung? 

Jährlich sind in Preussen rund 6000 Jugendliche zur 
l'.rziehung überwiesen worden, sodass die Gesamtzahl zu 
Beginn des laufenden .Jahres etw'a 40 000 beträgt. Diese 
an sich grosse Zahl von Jugendlichen, bei denen die 



227 


Rettungsarbeit eingesetzt hat, bildet nur einen geringen 
Bruchteil aller jener, die mit entdeckt wurden, als man 
sich mit ersteren zu beschäftigen anfing, denen ebenfalls 
rettende Hülfe nottut, die indess von anderen Kreisen und 
in anderer Weise geleistet werden muss, als das Gesetz 
es vorschreibt. In der Folgezeit wird gerade auch diesen 
eine besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein. 

Des weitern aber schafft uns die Statistik im weitesten 
Umfange Klarheit über die Verwahrlosung, führt uns die 
Notwendigkeit vor Augen, dass deren energische Be¬ 
kämpfung unerlässliche Pflicht ist, und zeigt uns zugleich 
den richtigen Weg. Dass der Verfall des Familien Ver¬ 
hältnisses mangelhafte Erziehung und Verwahrlosung der 
Kinder im Gefolge hat, bestätigt die Umschau im täglichen 
Leben. Dass aber bei 43 \ der Familien, aus denen 
Fürsorgezöglinge stammen, beide Eltern oder ein Teil 
gerichtlich bestraft waren, wird erst durch die Statistik 
ziffermässig bekannt. Das führt aber zu der Frage, ob 
nicht dem Vorgehen anderer Staaten (England, Amerika) 
näher zu treten sei, in denen die Jugendgesetze die öffent¬ 
liche Fürsorge für Kinder, deren Eltern im Gefängnis 
sind, ausdrücklich vorschreiben, zumal auch bei uns eine 
Mitteilung des Strafrichters an das Vormundschaftsgericht 
genügt, als eine Handhabe zum Einschreiten. 

Trunksucht und Unzucht zeigen ihre verheerende 
Wirkung nicht nur bei denen, die ihnen verfallen sind, 
sic sind eine ebenso traurige Ursache des Kindervorderbs, 
in Abstammung und Erziehung. Dass aber bei nahezu 
' : sämtlicher Zöglinge aus diesen beiden laistern die 
l'rsache der Verwahrlosung herzuleiten ist, regt die Frage 
an. ob nicht ebenfalls den Gesetzen anderer Staaten ent- 
>']'rechend, Kinder, die gauneinschaftlich mit Dirnen, Zu¬ 
hältern und Trunkenbolden aufwachsen, ohne weiteres 
der öffentlichen Erziehung zu überweisen sind. Den staat¬ 
lichen wie privaten Bestrebungen zur Bekämpfung der 
l'nsittlichkeit erwächst angesidns der l'atsache, dass das 
-•‘schlechtliche Verderben bei der weil)lichen .lugend weit 
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in das Kindesalter hinabreicht, die erhöhte Aufgabe, daliin 
zu streben, dass die weiblichen Jugendlichen in den Jahren, 
in denen sie am meisten der Gefahr des Verderbens aus¬ 
gesetzt sind, besser und wirksamer geschützt werden als 
bisher. 

Die starke Beteiligung der Jugendlichen an der 
Kriminalität ist uns aus der Kriminalstatistik bekannt. 
Die erziehliche Behandlung der älteren mit Gefängnis be¬ 
straften Jugendlichen zeigt indess, dass bei einer nicht 
geringen Zahl eine „verbrecherische Beharrlichkeit“ vor¬ 
herrscht, wie man sie nur bei erwachsenen Verbrechern 
findet. Zögling zu sein, und als solche behandelt zu 
werden, ist ihnen verhasst. Ihre Grossmannslust lehnt 
sich dagegen auf; das Gefängnis bedeutet keine Schande 
für sie, sie glauben dann erst recht Männer gew'orden zu 
sein. Das gibt die Weisung wenigstens auf dem Gebiete 
des Strafrechts dem ungesunden Zug der Frühreife, der 
sich bei den Burschen immer wieder zeigt, entgegen zu 
arbeiten. Dadurch wird uns die Frage der Jugendgerichts¬ 
höfe, die sich in den vereinigten Staaten offenbar bewährt 
haben, näher gebracht. 

Der zahleninässige Nachweis über die Jugendver¬ 
derbnis in grossen Städten und Industriezentren zeigt, wie 
die normale Entwickelung eines grossen Teiles der Jugend 
in hohem Maasse gefährdet ist, dass wir den Glanz unserer 
industriellen Entwickelung zum nicht geringen Teile „mit 
unserer Jugend d. h. mit der Zukunft unseres Volkes be¬ 
zahlen.“ Hier müssen vor allem weitausschauende Reformen 
und ganz erhebliche Mittel zu sozialer Hülfe aufgew’^andt 
werden, \venn dem Unheil gesteuert werden soll. xVls 
solche w^erden genannt Festigung des Familienlebens, ge¬ 
sunde und auskömmliche Wohnungen, sodann eine plan- 
mässige und weitherzige Armenpflege, eine sorgsame 
Behandlung der schulentlassenen Jugend. 

Die ausführlich behandelten Fragen über die Unter- 
1)ringung, ob in Anstalten, oder in Familien, den Ueber- 
gang aus der Anstalt in eine Familie, in Pflege, Lehre 
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oder Dienst, und die hieraus sich ergebenden Fortschritte 
in der Erziehung, ferner über Führung, Besserung und 
Verschlechterung des Betragens überhaupt, die Zurücknahme 
in die Anstalt, Entweichungen, schlechte Neigungen und 
Bestrafungen geben in den einzelnen Zusammenstellungen 
über die erziehliche Behandlung Auskunft und gestatten 
einen Ueberblick, inwieweit das Erziehungswerk seinen 
Zweck erreicht, sofern aus dem Verhalten des Zöglings 
Erfolge oder Misserfolge zu erkennen sind. So kommt die 
Statistik 1906 zu dem Ergebnis, dass die Führung der 
Zöglinge gegen diejenige während des ersten Jahres der 
Fürsorgeerziehung sich bei 29,3 % gebessert, dagegen bei 
7.1 % verschlechtert hat. Bei denen, die in der Fürsorge¬ 
erziehung das gesetzliche Alter erreichten, konnte bei 
OS,2 % der männlichen und 81,2 % der weiblichen Zöglinge 
ein befriedigendes Zeugnis ausgestellt werden, und nur 
bei einem kleinen Bruchteil hat das Erziehungswerk einen 
durchaus unbefriedigenden Ausgang genommen. 

Dieser kurze Ueberblick über die Ergebnisse der 
Statistik lässt erkennen, dass in Preussen Klarheit ge¬ 
schaffen ist. Wir wissen, wie die Gesetzgebung wirkt, 
und haben in der ausführlichen und zweckentsprechend 
gestalteten Statistik an sich die beste Grundlage, von der 
aus sich im Laufe der Jahre über Erfolg und Misserfolg 
der Fürsorgeerziehung urteilen lässt. 

3. Ganz besonders zu diesem Zweck dürfte sich die 
Erörterung einer für die Au.sgestaltung der Statistik wesent- 
lifhen Frage als notwendig erweisen. Sie betrifft die¬ 
jenigen Zöglinge, bei denen wegen geistiger Minderwertigkeit 
die Erziehungsarbeit sehr erschwert und eine nachlialtige 
Einwirkung in manchen Fällen nicht zu erreichen ist. 

Dass zunächst, wie die Statistik nngil)t, nur 10,7 % 
Minderwertige unter sämtlichen Ztiglingen sich befinden, 
glaube ich auf Grund der in den letzten .lahren von seiten 
‘•i'fahrener Psychiater angestellten Untersuchungen, wie 
nai h den Berichten einzelner Anstaltsvoistelier, die auf 
den Konferenzen der letzten Zeit zur ErOrteiaing Uanien, 
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schliesslich auch der Erfahrungen in der eigenen Anstalt 
als zu niedrig bemessen annehmen zu dürfen. In sehr 
vielen Fällen ist nach der übereinstimmenden Ansicht hervor¬ 
ragender Fachgelehrten die psychische Minderwertigkeit 
für den Laien nicht oder nur sehr schwer erkennbar, auch 
der nicht psychiatrisch gebildete Arzt, der das Gesundheits¬ 
attest bei UeberAveisung des Zöglings zur Fürsorge¬ 
erziehung auszustellen hat, wird nicht auf den ersten Blick 
erkennen, was dem Psychiater oft, aber erst nach langer 
sorgfältiger Beobachtung festzustellen möglich ist. Sollte 
in Zukunft, wie zu erwarten steht, der Frage eine erhöhte 
Aufmerksamkeit zugewandt werden, in welchem Umfang 
derartige Zöglinge vorhanden sind, wird unzweifelhaft das 
Ergebnis der Statistik ein anderes sein. 

So hat unlängst der Professor der Psychiatrie und 
Nervenheilkunde in Göttingen, Dr. Gramer im Aufträge 
des Landesdirektoriums von Hannover die Fürsorgezöglinge 
von 4 Provinzial-Anstalten einer psychischen Untersuchung 
unterzogen. Ausgehend von der Annahme, dass gerade 
in den Entwickelungsjahren, die für die Fürsorgeerziehung 
in Betracht kommen, nicht selten eine Erkrankung auf 
geistigem Gebiete einsetzt und dass die moralische Depra- 
vation oder der Konflikt mit den Staatsgesetzen auch der 
erste Ausdruck, der in der Pubertät beginnenden Krank¬ 
heit sein kann, sowie angesichts der Tatsache, dass die 
Fürsorgeerziehung bei einer Reihe von Individien versagen 
muss, weil sie seiner Ueberzeugung nach geistig nicht 
gesund waren, ist Professor Gramer nach eingehender, 
einem ihm unterworfenen sehr ausführlichen Schema 
folgender Untersuchung zu dem Gesamtresultat gelangt, 
(lass bei 37 % normalen 54 % minderwertige und 9 % leicht 
minderwertige Zöglinge sich vorfanden. Davon sind von 
ihm 39 % zur Fürsorgeerziehung durchaus geeignet, 
20 % als nicht geeignet bezcdchnet Avorden. 

Es mag zugegelxm werden, dass dieser, die Angaben 
diM- amtlichen Statistik so sehr erheblich überragende 
Prozentsatz, wieder wesentlich herabgemindert wird, Avenn 
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die Untersuchung auf die nicht in Anstalten, befindlichen 
Zöglinge ausgedehnt wird, da gerade die Anstaltszöglinge 
das Hauptkontigent stellen. Immerhin wird aber die Zahl 
der Minderwertigen eine wesentlich höhere bleiben. Aehn- 
liche Resultate, als Ergebnisse eingehender Untersuchungen 
auf diesem Gebiet wurden auf dem Fürsorgeerziehungstag 
zu Breslau 1906 in den ausführlichen Referaten von 
Direktor Dr. Neisser - Breslau und Dr. T i p p e 1 - Kaisers¬ 
werth in überzeugender Weise dargeboten, aus denen 
hervorgeht, dass die amtlichen Ermittelungen sich augen¬ 
scheinlich mit den tatsächlichen Verhältnissen nicht decken. 
In der eigenen Anstalt, der Rheinischen Provinzial Für- 
sorgeerziehungs - Anstalt zu Fichtenhain, mit deren 
Einrichtung und Belegung am 15. Mai 1906 begonnen 
wurde, haben bis 1. Dezember 1907 385 Fürsorgezöglinge 
männlichen Geschlechts im Alter von 14 bis 21 Jahren 
Aufnahme gefunden; davon sind 115 neuüberwiesene, die 
noch nicht in einer Anstalt waren, 208 aus anderen An¬ 
stalten versetzte, und 62, die aus Dienst- und Lehrstellen 
kamen und wegen Entweichung und sonstigen Gründen 
in eine Anstalt zurückgenommen werden mussten; ca. 200 
sind ständig in der Anstalt vorhanden. 

Unter den nach und nach eintreffenden Zöglingen 
war es leicht bei eingehender Beobachtung die nicht un¬ 
erhebliche Zahl jener festzustellen, welche in ihrem Tun 
und Treiben, in ihrem ganzen Gebahren und rein äusser- 
lichen Verhalten eine Abweichung von der Norm zeigten 
und einen Vergleich mit der Handlungsweise und den Zu¬ 
ständen des normalen Mensclicn niclit aushielten. Die 
Fesi.stellung, inwieweit diese mehr äusseren AnzeiclKui, 
einen grösseren oder geringeren Grad psychischer Minder¬ 
wertigkeit begründeten, blieb einem psychiatriseh ge- 
s<-hulten Arzt anheimgegeben. Ich habe es zugleich als 
eine wesentliche Erleichterung in der Behandlimg der- 
sclben dankbar emj)fund(*n, dass gleich bei Beginn der 
Anstaltstätigkeit in der Person des Anstaltsarztes die ]\lit- 
inilfe eines erfahrenen Psvcliiatcrs gewonnen war. Die 
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im Laufe des Jahres vorgenommenen eingehenden Unter¬ 
suchungen haben ergeben, dass von 380 im Ganzen 105 
in verschiedenen Abstufungen als soweit von der Norm 
abweichend zu betrachten sind, dass psychische Minder¬ 
wertigkeit im Sinne des Psychiaters sich nicht verkennen 
lässt. Mag auch hier zugegeben werden, dass unter der 
Gesamtzahl der Aufgenommenen namentlich aus den von 
Anstalten überwiesenen, wie auch jener, die aus Dienst 
und Lehrstellen wegen Verfehlungen irgend welcher Art 
wieder in die Anstalt übernommen werden mussten, nicht 
gerade die besten Elemente sich befanden, bei denen eine 
unverhältnismässig hohe Ziffer in psychischer Hinsicht 
unter dem Durchschnitt sich befand, so lässt sich die Tat¬ 
sache nicht umgehen, dass der Prozentsatz von 28 die 
in der amtlichen Statistik angegebene Ziffer ganz erheblich 
überschreitet. 

Dass diese Minderwertigen in ihren einzelnen Ab¬ 
stufungen dem Zwecke der Fürsorgeerziehung oft ganz 
erhebliche Schwierigkeiten bieten, dass in manchen Fällen 
eine dauernde Einwirkung unmöglich ist, liegt auf der 
Hand, Solche jedoch wegen Unerreichbarkeit einer nach¬ 
haltigen Besserung aus der Fürsorgeerziehung zugleich 
auszuschalten, halte ich ebensowenig für angebracht, wie 
ich auch die Anlage und Einrichtung besonderer Anstalten 
für diese Kategorie von Zöglingen für notwendig erachte. 
In schweren Fällen geistiger Erkrankung, von Epilepsie 
und Schwachsinn, wird die üeberweisung in eine Heil- und 
Pflegeanstalt nicht zu umgehen sein. Bei leichteren Fällen, 
und dazu ist der weitaus grösste Teil zu rechnen, genügt 
eine geeignete Verteilung dieser Art Zöglinge auf einzelne 
Abteilungen der Anstalt unter entsprechender Auswahl 
der Umgebung, und ständiger Aufsicht, wie sich dies 
namentlich in Anstalten, die nach dem Familiensystein 
eingerichtet sind, was si(“h in Fichtenhain bewährte, zweck¬ 
mässig durchführen lässt. Für die Fälle, bei denen durch 
eine einmalige Untersuchung keine Klarheit zu erlangen 
ist, dürfte es sich enii)fehlen, eine Beobachtungsstation iin 
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Anschluss an eine öffentliche Anstalt für Geisteskranke, 
wie zugleich eine solche in Frankfurt a. M. vorhanden ist 
und von Psychiatern, die auf dem Gebiete der Erziehung 
eingehende Studien gemacht, dringend gefördert, wird, 
einzurichten. 

Für die Zukunft einer grossen Zahl dieser Minder¬ 
wertigen bestehen nun nach der übereinstimmenden An¬ 
sicht aller, die um ihre Erziehung bemüht sind, die 
schwersten Bedenken. Bei ihrer Veranlagung wird es für 
eine erhebliche Zahl nicht möglich sein, ihnen die für den 
Eintritt ins Leben nötige Festigung zu geben; es ist zu 
befürchten, dass manche die Fürsorgeerziehung in dem halben 
Zustand der geistigen Minderwertigkeit verlassen werden, in 
d(Mn sie hineingekommen sind, d. h. sie werden wie Gramer 
meint, „mit dem vollendeten 21. Lebensjahre, wenn sie 
wieder in das Leben hinausziehen, sich gerade so ihren 
kriminellen Trieben und Neigungen überlassen, wie vor¬ 
her.“ Da ist es freilich ein äusserst dürftiger Ti ost, wenn 
iTf'sagt wird, dass die Fürsorgeerziehung während der Zeit, 
in der sie unter Aufsicht und Leitung sich befänden, ihre 
Kriminalität eingeschränkt und unmöglich gemacht habe. 

Hier entsteht nun die Frage, soll die im Laufe der 
nächsten Jahre aus dieser Kategorie von Fürsorgezöglingen 
fast mit Sicherheit zu erwartende Beobachtung schlechter 
Erfahrungen als ein augenscheinlicher Misserfolg auf das 
Konto der Fürsorgeerziehung gesetzt werden oder nicht? 
Sollen die Minderwertigen, die in den Anstalten dem Er- 
zit.'hungswerke wie ein Ballast anhangen, auch no(di 
'Späterhin Schwierigkeiten bereiten? Meines Erachtens ist 
hier die weitere Frage nach einer Ausgestaltung der 
>iatistik zur Feststellung des Erfolges oder Misserfolges 
>^'‘111' in Betracht zu ziehen. Es wird nicht zu umgehen 
^'•in, durch w’eitgeheiide Untersuchungen, mehr als di(“S 
bisher geschehen, Klarheit zu schaffen, in welchem Umfangt' 
""leher Art Zöglinge vorhanden sind. Dies wird zunächst 
zu erstreben sein dadui-i-h, dass die in Anstalten befind¬ 
lichen einer eitigehenden periodischen Untersuchung unter- 
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worfen werden, dann auch, soweit sich dies ermöglichen 
lässt, durch möglichst eingehende Feststellungen in psychia¬ 
trischer Hinsicht bei der Ueberweisung. 

Sodann wird weiterhin mittelst der Statistik klar¬ 
gestellt werden, ob sich diese Elemente erziehungsfähig 
erwiesen haben oder nicht, sodass in jedem Falle nach¬ 
gewiesen werden kann, inwieweit etwa ein Versagen 
der erzieherischen Massnahmen in der Persönlichkeit des 
Zöglings und dem ihm anhaftenden Defekt begründet ist. 
Hierdurch wird es vielfach ermöglicht werden, den Klagen 
über mangelnden Erfolg zu begegnen und irrtümliche An¬ 
schauungen über den Wert der Fürsorgeerziehung zu ver¬ 
hüten, die eine weitere Entwickelung desselben erheblich 
zu schützen imstande sind. 

Neben diesem die innere Ausgestaltung der Statistik 
in vorstehendem angeregten Vorschlag dürfte sich die Er¬ 
weiterung derselben auch nach Aussen hin empfehlens¬ 
wert erweisen. 

4. Die grossen sozialen Bestrebungen unserer Zeit, 
zu denen in erster Linie die Ausgestaltung des Erziehungs¬ 
wesens gegenüber der Verwahrlosung der Jugend zu.zählen 
ist, tragen an sich das Bestreben nach einheitlicher Organi¬ 
sation. Das ergibt sich zunächst aus der Tatsache, dass 
dieselben der Allgemeinheit zugute kommen sollten und 
darum auf möglichst weitreichender Grundlage beruhen 
müssen. Darum erscheint es zweckentsprechend und not¬ 
wendig, das Bestreben nach Einheitlichkeit und Zusammen¬ 
fassung der Kräfte zu fördern, um gegenseitig von einander 
zu lernen, Arbeit zu ensparen, und die Gesamtwirkung zu 
eidiöhen. Wenn wir dieses Bestreben in minder bedeutenden 
sozialen und wirtschaftlichen Veranstaltungen in Kraft 
sehen, um so mehr mag das Geltung haben auf einem 
Gebiete, auf dem die wirtschaftliche und moralische Er¬ 
ziehung des von Not und Verbrechen bedrohten Teiles 
der .lugend und damit zum grossen Teil die Zukunft unseres 
Volkes in Frage kommt. Hier die rechte Einheit der Be¬ 
st la'bungen und praktisc-hen Erfahrungen herbeizuführen. 



235 


die verschiedenen Ansichten durch Vergleichung zu klären, 
die besten zu fördern und die rechte Weisung zu geben, 
dürfte zunächst wieder die Statistik berufen sein. 

Unter diesem Gesichtspunkt hat wohl auch die An¬ 
regung volle Berechtigung für sich, dass dieselbe nicht auf 
die einzelnen Staaten beschränkt bleibe, vielmehr das 
Gebiet aller Bundesstaaten umfassen soll. Eingangs habe 
ich darauf hingewiesen, wie trotz der mannigfachen Ver¬ 
schiedenheiten in den gesetzlichen Bestimmungen in den 
einzelnen Staaten ein grosser einheitlicher Zug durch die 
gesamte Erziehungs-Gesetzgebung geht, und das ganze 
bedeutungsvolle Werk in derselben Richtung sich bewegt, 
sodass es sehr wohl im Bereiche der Möglichkeit liegt, 
die Gesamttätigkeit in den Einzelstaaten mittelst einer auf 
einheitlicher Grundlage beruhenden Statistik zu umfassen. 

Seit 1882 haben wir die Reichskriminalstatistik. Die 
hohe Bedeutung derselben für alle Gebiete der Gefängnis¬ 
wissenschaft, des Strafrechts, des sozialen Lebens über¬ 
haupt, und die mannigfachen Reformen, welche von den 
Ergebnissen derselben ihren Ausgang nahmen, sei nur in 
Kürze erwähnt, um ähnliche Erwartungen an die Einführung 
einer Reichsfürsorgeerziehungsstatistik zu knüpfen. Nur 
durch eine umfassende Statistik wird cs zunächst möglich 
sein, die im einzelnen gesammelten Kenntnisse und wichtigen 
Erfahrungen auf dem Gebiete der Erziehung der verwahr¬ 
losten Jugendlichen zum Gemeinwohl des ganzen Reiches 
zu verwerten und durch einheitliche Arbeit den vater¬ 
ländischen Interessen zu dienen. 

Bärnreither gibt in seinem bekannten Werke als 
Hauptgrund für das einmütige Zusammenarbeiten der sozial¬ 
wissenschaftlichen Vereine zur Reform d(^s Gefängnis- und 
Kürsorgewesens in Staaten Amerikas an, „weil ein schlechtes 
•'^ystcni in einem Staate sich mehr oder weniger direkt 
'■null in den anderen fühlbar macht.“ 

Umgekehrt di'irl'te ein giitc'S System, reiche Erfahrung 
and erfolgreiche Ai’beit in demselben ^las'^e von Xut/.(‘n 
'^‘“in, wenn sic zum Gemeingut aiU'r weiahui. 'Wenn ich, 
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wie bereits erwähnt, vorzüglich der in Preussen durchge¬ 
führten Statistik Erwähnung getan, so geschah dies haupt¬ 
sächlich, w-eil ich nicht in ausreichendem Masse habe fest¬ 
stellen können, ob und in welchem Umfange bereits stati¬ 
stische Arbeiten über die Wirkungen der Erziehungsgesetze 
in den einzelnen Bundesstaaten vorhanden sind, um sie 
vergleichsweise anführen zu können. Die Mitteilungen der 
statistischen Landesämter in einigen Staaten dürften wohl 
nicht als ausreichend anzusehen sein. Indess wird es nicht 
so sehr darauf ankommen, welche Statistik als muster¬ 
gültig, als Vorbild und Grundlage zu nehmen sei, wenn 
überhaupt nur eine einheitliche, das gemeinsame Gebiet 
umfassende Arbeit zur Einführung gelangt. Nur dadurch, 
dass man den Wirkungen eines Gesetzes möglichst nach¬ 
geht und die Ergebnisse weitgehend zu erforschen sucht, 
ist es möglich, die wahren Worte, den Erfolg und Miss¬ 
erfolg im rechten Verhältnis zu erkennen. Auf Grund der 
Ergebnisse der preussischen Statistik hat man in einzelnen 
Gegenden nach Lage der Verhältnisse sagen hören, in der 
einen Gegend geschieht viel, in einer zweiten ausreichendes, 
in einer dritten Scheinarbeit, in einer anderen „Gar Nichts“. 
Nur durch offene Darlegung der Verhältnisse ist es möglich, 
den notwendigen Ansporn und Ausgleich zu erzielen. 

So wird es durch überzeugende Darstellung der 
Wirkungen des Gesetzes, wie nur eine sorgfältige Statistik 
sie zu bieten vermag, möglich sein, die berufenen Kreise 
überall unserem Vaterland zur Mitarbeit zu gewinnen, 
besonders dort, wo man dieser Arbeit an die Jugendlichen 
noch zweifelnd oder gar ablehnend gegenüber steht. 

5. Für die rechte Würdigung der Wirksamkeit des 
Fürsorgeerziehungsgesetzes, dessen Ausdehnung, sowie Er¬ 
folge und ^lisserfolge und eine dementsprechende Aus¬ 
gestaltung der Statistik ist die Klarstellung seines Ver¬ 
hältnisses zu den rechtlichen Verpflichtungen der Arraen- 
behörden und der freien Liebestätigkeit von besonderer 
Bedeutung. 



Den hochgesteigerten Erwartungen, welche beim In¬ 
krafttreten des Gesetzes in der allgemeinen Begeisterung 
für dasselbe gehegt wurden, machte bald nachher eine 
ebensolche Enttäuschung und bedenklicher Pessimismus 
bezüglich seines Erfolges Platz. Das Gesetz, das seiner 
ganzen Tendenz nach vorbeugend wirken soll, ist nicht 
nach der Absicht des Gesetzgebers gehandhabt worden, 
war die oft gehörte Klage. Manche waren, die glaubten, 
ihm das Schicksal des Zwangserziehungsgesetzes von 1878 
Voraussagen zu können. Ursache war die bekannte viel 
bekämpfte Entscheidung des Königlichen Kammergerichts 
vom 24. November 1902, nach welcher die Anwendbarkeit 
de.s Gesetzes abhängig ist von der Feststellung, dass gerade 
die im Gesetz geregelte Fürsorgeerziehung notwendig sei, 
um die Verwahrlosung eines Minderjährigen zu verhüten, 
wenn namentlich die dem Vormundschaftsgericht zu Gebot 
stehenden Massnahmen nicht durchführbar oder zur Ver¬ 
hütung der Verwahrlosung nicht geeignet sind. 

Durch diese engherzige Auslegung werde verhindert, 
dass gerade die gefährdeten ]\linderjährigen, die jüngern 
noch in schulpflichtigem Alter stehenden, bei denen am 
meisten Aussicht auf Rettung vorhanden sei, der Fürsorge¬ 
erziehung entzogen wurden, dagegen die älteren, stark 
verwahrlosten, bei denen erziehliche Massnahmen wenig 
oder gar keinen Erfolg versprachen, ihr zufielen. Tat¬ 
sächlich ist die Zahl der zur Ueberweisung gelangten 
Jugendlichen dieser Kategorie ganz erheblich gesunken; 
^ie beträgt nur 15 % der Gesamtzahl im Jahre 1905/00 
gegenüber 33,2 % aus dem Jahre 1901. 

»Indess sind diese Folgen weder vom Kammergericht 
gewollt, noch müssen sieh dieselben notwendig aus der 
Kntscheidung ergeben“. 

Nahezu einmütig wurde aber eine Aenderung des 
Gesetzes gefordert, namentlich derjenigen Bestimmungen, 
welche der an sieh uminfeehtbaren Entscheidung des 
Kammergerichts zur Grundlage dienen. 
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Nach und nach erscheint jedoch eine ruhigere Auf¬ 
fassung sich geltend zu machen, sofern immermehr die 
Anerkennung der in den genannten Beschlüssen des Kammer¬ 
gerichts geltende Grundsatz durchdringt. 

Im Grundsätze und den Bestrebungen, die mit einem 
gewissen Uebereifer zu Tage treten, bei jedem einzelnen 
Kinde, dem Verwahrlosung droht, die Fürsorgeerziehung 
durchzusetzen, bei welchem blosse Trennung von den An¬ 
gehörigen zur Verhütung ausreichend erscheint, ist der 
Grundgedanke des Gesetzes, dass die bisher der freien 
Liebestätigkeit ebenso wie von der Armenbehörde geleistete 
Hülfe nicht eingeschränkt oder abgelöst werden soll, klar 
zum Ausdruck gebracht. Die Anwendung der Fürsorge¬ 
erziehung soll die idtima ratio sein, wenn alle anderen 
Mittel einem gefährdeten Kinde zu helfen, versagen. 
Reichen indess die Massnahmen zur Verhütung der Ver¬ 
wahrlosung, namentlich seitens der Arnienbehörde z. B. 
Trennung von den Eltern unter Anwendung der erzieh¬ 
lichen Einwirkung von Kirche und Schule nicht aus, so 
ist die Pflicht des Vormundschaftsgerichts Fürsorgeerziehung 
anzuordnen klar gegeben. Es wird nun stets von der 
V'oraussctzung ausgegangen, dass jeder der zur Hülfe- 
leistung berufenen Organe bereit ist, die ihm gesetzlich 
obliegenden oder freiwillig übernommenen Pflichten zu 
erfüllen, ferner von der Möglichkeit hierzu anzuhalten. 

So hat nun zw’ar das Bundesamt für das Heimatw'eseii 
entschieden (29. Oktober 1903): „Die Armenbehörde darf 
dem infolge der vormundschaftsgerichtlichen Anordnungen 
seines Unterhalts verlustig gegangenen Kinde die Hülfe 
nicht versagen“. Die Durchführung eines solchen Be¬ 
schlusses des Vormundschaftsgerichtes ist aber, wde er- 
fahrungsgemäss feststeht, oft mit grossen Schwierigkeiten 
verknüpft, wenn nicht unmöglich z. B. im Falle, dass der 
Armenverband des Untersttitzungsw'ohnsitzes eines Kindes, 
das auf Grund des § IbOö des B.G.B. untergebracht w^erden 
soll, sich w'eigert, den Beschluss auf seine Kosten auszu¬ 
führen. Nun ist nach den zurzeit in Rechtskraft befind- 
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liehen Bestimmungen die Möglichkeit ausgeschlossen, von 
einem Armenverband die Ausführung zu erzwingen, wenn 
er sich nicht freiwillig verpflichtet erachtet, ausser für 
Nahrung und Kleidung, auch in erziehlicher Hinsicht die 
jKitige Obsorge zu treffen. 

Es ist vielfach beklagt worden, dass manche Armen¬ 
verwaltungen hierin einen sehr engherzigen ablehnenden 
Standpunkt angenommen haben, und bei manchem Kind, 
(las zu retten gewesen wäre, abgewartet worden ist, bis 
Zeichen sittlicher Verwahrlosung die Ueberweisung zur 
Fürsorgeerziehung rechtfertigten, um so die Kosten auf 
Staat und Provinz abzuwälzen. Darum sagt auch der 
Vorbericht der amtlichen Statistik (Tabelle II—V) bei den 
Frsachen der Ueberweisung unter Hinweis auf die sehr 
kleinen Zahlen der wegen Verhütung der Verwahrlosung 
überwiesenen: „Diese Zahlen würden nichts Bedenkliches 
haben, wenn nur feststände, dass für die Gefährdeten in 
anderer Weise ausreichend gesorgt wäre. Dass dieses 
geschieht, muss aber nach den Zählkarten und den Be- 
n« Ilten der Kommunal verbände bezweifelt werden“. 

Vereinzelt findet man hier und da Angaben über die 
Tätigkeit der Armenverbände zur Unterbringung und Pflege 
hülfsbedürftiger Kinder, z. B. sind vom Landarmenverband 
W(}stfalen in den letzten Jahren 272 Kinder unter 14 Jahren 
auf Orund des § 1666 in Familienpflege untergebraeht. 
I)er Ortsarmenverband der Stadt Dortmund zählt in seinem 
letzten Verwaltungsbericht 107 solcher Kinder auf. Auch 
wird in einzelnen grossen Städten des Rheinlands von 
seiten der Armenbehörde eine regere Tätigkeit auf diesem 
Oebiete, die auf eine erheblich günstigere Auffassung 
si liliessen lässt, entfaltet. Dafür bleibt an manchen anderen 
fbten und bei kleineren Arnienverbänden umsomehr zu 
Wünschen übrig. Gegenül)er dem idealen Streben, nach 
sittlicher Hebung der gefährdeten Jugend ist dies ein sehr 
•'♦‘klagenswerter Zustand, der in die heutige Zeit nicht 
iii-hr hineinpasst. 
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Soll aber eine soziale Ausgestaltung der Armenpflege 
auf diesem Gebiete in die Wege geleitet und anderseits 
der Wirksamkeit der Fürsorgeerziehung in dem Geiste und 
Sinne des Gesetzes ein entsprechendes Gebiet zugewiesen 
werden, das weitreichend die leiblich und sittlich gefährdete 
Jugend umfasst, so wird vor allen notwendig sein, die bis¬ 
herigen Leistungen der Armenbehörden statistisch zu er¬ 
mitteln und durch die Statistik in das gemeinsame grosse 
Gebiet der vorbeugenden Erziehung mit aufzunehmen. 
Daraus wird sich am besten ergeben, was notwendiger 
und zweckentsprechender ist, eine Abänderung der Für¬ 
sorgeerziehungsgesetzgebung anzustreben, oder vielmehr 
die Armengesetzgebung zu ändern und den Forderungen 
der Zeit entsprechend zu gestalten, wie es in einigen 
anderen Bundesstaaten, Württemberg und Sachsen bereits 
geschehen ist. In engem Zusammenhänge hiermit steht 
das Wirken der freien Liebestätigkeit. 

G. Wenn in der Begründung des Fürsorgeerziehungs¬ 
gesetzes und den Ausführungsbestiinmungen hervorgehoben 
und in den Verhandlungen im Landtage ausdrücklich von 
allen Seiten anerkannt wurde, dass die Anwendung des 
Fürsorgeerziehungsgesetzes erst dann erfolgen soll, wenn 

alle anderen Massregeln, eine geordnete Erziehung her- 
* 

beizuführen, versagen, so ist ohne weiteres anzuerkennen, 
dass unter diesen die freie Liebestätigkeit die hervor- 
ragenste Stelle einnimmt. Es bietet sich stets reiche 
Gelegenheit, ihre segensreiche Arbeit zu entfalten, denn 
es gab und gibt stets eine grosse Anzahl von hülfsbedürf- 
tigen Kindern, die nicht verwahrlost, auch nicht armen- 
reehtlich in Not sich befinden, für welche weder die Für¬ 
sorgeerziehung nach dem § 1666 des B.G.B. in Geltung: zu 
bringen ist, und do(*h wegen ungünstiger häuslicher Ver¬ 
hältnisse eine Unterbringung oder Fürsorge erwünscht oder 
notwendig erschien. Hier hat von jeher die freie Liebes¬ 
tätigkeit, ob Erziehungs- oder Fürsorgeverein, ob Anstalt, 
Krippe oder Kloster, entweder selbst I'nterkunft gewälirt 
oder die Kosten für Erziehung und Unterbringung auf¬ 
gebracht. 



241 


Einen interessanten Ueberblick über den Umfang der 
caritativen Arbeit bietet das Ergebnis der amtlichen Er¬ 
hebungen vom 1. Oktober 1898. Zu der Zeit waren in 
Preussen 678 Erziehungsanstalten für verwaiste, verlassene 
und verwahrloste Kinder, die die freie Liebestätigkeit 
gegründet hat und unterhält. Das Vermögen an Grund- 
be.sitz und Kapital beläuft sich auf ca. 100 Millionen Mark : 
es ist Raum in diesen Anstalten für 40626 Zöglinge, 
während zurzeit 30 722 darin untergebracht waren. Diese 
Anstalten sind inzwischen erheblich vermehrt und die 
bestehenden vergrössert worden, die Zahl der Fürsorge¬ 
zöglinge, welche bis 31. März 1906 gleichzeitig in diesen 
Anstalten untergebracht waren, belaufen sich auf 16449. 

Dabei wirken im Dienste der Jugendfürsorge eine 
grosse Anzahl von Erziehungs- und Fürsorgevereinen, 
kirchliche Organe und Privatpersonen, welche die zum 
Unterhalt der von ihnen untergebrachten Zöglinge erforder¬ 
lichen Mittel zu beschaffen bemüht sind. 

Auch hier würden statistische Erhebungen, welche 
über das ganze Reich sich erstrecken, von grossem In¬ 
teresse sein. 

Diese hochbedeutsame Entwickelung, welche die freie 
Uiebestätigkeit auf dem Gebiete der vorbeugenden Für¬ 
sorge- und Erziehungstätigkeit bisher erreicht hat, soll 
nun durch das Gesetz nicht etwa zum Stillstand gebracht 
oder eingeengt werden; es wird vielmehr als eines der 
grössten Erfolge des Gesetzes anzusehen sein, wenn es 
gelingen sollte, die private Arbeit auf diesem Gebiet 
noch mehr zu beleben und den neuen Rechtsmitteln (B.G.R. 

16f36 bezw. 1838) entsprechend zu erhöhter Tätigkeit 
anziispannen. • 

Denn es dürfte wohl nicht bestritten werden, dass es 
hir jeden Jugendlichen in seiner spätem Entwickelung 
von grösster Bedeutung ist, wenn in seiner Erziehung jede 
Art der öffentlichen Fürsorge umgangen werden 
konnte. 
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Denn wie nun einmal die Verhältnisse nach Verlauf 
der ersten Jahre der Fürsorgeerziehungsgesetzgebung sich 
gestaltet haben, lässt sich nicht verkennen, dass eine 
Ueberweisung zur Fürsorgeerziehung unter allen Umständen 
einen gewissen Makel bedeutet und vielfach als Strafe 
empfunden wird. 

Der Anlass für diese nicht allein bei den in Betracht 
kommenden Kindern und Eltern, welche dazu noch eine 
wirtschaftliche Schädigung erblicken, sondern auch in 
den weitesten Kreises des Volkes herrschende Anschauung 
dürfte zum grossen Teil daraus herzuleiten sein, dass 
bisher eine unverhältnismässig grosse Zahl von älteren, 
verwahrlosten Elementen zur Ueberweisung kamen, bei 
denen das Rechtsbewusstsein des Volkes in der Anordnung 
der Fürsorgeerziehung eine Strafe sah; dann auch, 
dass unliebsame Vorkommnisse in einzelnen Anstalten, 
Vergehen und Verbrechen von Zöglingen, zu Gerichtsver¬ 
handlungen Anlass gaben und grosses Aufsehen erregten. 
Dazu kamen angebliche oder wirkliche Misstände in 
einigen Anstalten, die von der Tagespresse aufgebauscht 
und weit und breit erörtert wurden. Daran ändern vor 
der Hand auch die schönsten und aufs beste eingerichteten 
Anstalten nichts, und mag man auch noch so sehr be¬ 
strebt sein, die Erziehungsmassnahmen in humanster Weise 
zur Durchführung zu bringen, die Anwendung der Für¬ 
sorgeerziehung wird zumeist als eine Strafe empfunden, 
deren blosse .Androhung erfnhruiigsgemä.ss in manchen 
P''ällen Abhülfe gebracht und bei Eltern wie Kindern 
Ordnung geschafft hat. 

Darum ist nicht zu verkennen, dass es im Interesse 
der Minderjährigen selbst liegt, dass, wo Fürsorgeerziehung 
sich umgehen lässt, besonders wenn es sich um Verhütung 
der Verwahrlosung handelt, die freie Eiebestätigkeit diese 
Arbeit üliernehine. 

ist etwas ganz anderes, ob eibarmende Liebe 
sieh eines armen \'erlassenen, selbst verwahrlosten Kindes 
angenommen und vor dem Verderben bewahrt hat, oder 
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ob die öffentliche Gewalt ihre Hand darauf legt, wie es 
ein ganz anderes ist, ob die erbarmende Liebe einen Htilfs- 
bedürftigen aus seiner Not errettet, oder ob er der öffent¬ 
lichen Armenpfege verfällt. , Die erbarmende Liebe erhebt 
lind erweckt dankbares Erinnern, das Eingreifen der 
öffentlichen Gewalt drückt nieder und drängt zu be¬ 
schämendem Vergessen (Krohne).“ Es wird für die Zu¬ 
kunft und Entwickelung des Erziehungswesens von höchster 
Bedeutung sein, wenn dieser Gedanke bei der Entscheidung 
über das Schicksal manches Jugendlichen seine volle 
Geltung bewahrt. 

Um jedoch auf dem Gebiete caritätiven Wirkens volle 
Klarheit zu gewinnen, wird es sich nicht umgehen lassen, 
elienso wie bei der Fürsorgeerziehung und der Tätigkeit 
der Armenbehörden, statistisch festzustellen, nicht nur wie 
gross die Zahl der von Anstalten, Vereinen etc. über¬ 
nommenen Kinder ist, auch welcher Art sie sind, woher 
sie stammen, wie sie untergebracht sind, etc. Um nun 
die für eine statistische Untersuchung notwendigen Voraus¬ 
setzungen sicher zu stellen, dass nämlich die Zählung 
korrekt durchgeführt werde, dass die in Betracht kommen¬ 
den Zahlen und Angaben mit möglichster Vollständigkeit 
Vorliegen und eine Vergleichbarkeit derselben bei Ver¬ 
arbeitung des Materials, wo. diese notwendig ist, ermöglicht 
'verde, ist auch hier erforderlich, dass die Regierungs- und 
Kommunalbehörden diese nicht zu unterschätzende Arbeits¬ 
last übernehmen und weiterhin, dass die Aufnahmen auf 
Grund derselben Personalbogen bezw. der Zählkarte er- 
bdgt, wie sie der Fürsorgeorziehungsstati.stik als Grund¬ 
lage dient. 

Es soll nicht verkannt werden, dass nicht unerheb- 
Ib he Schwierigkeiten sich hier bieten werden, wenigei' 
violleicht bei denjenigen Anstalten und Erziehnngsvereinen, 
'velche bereits mit Behörden und amtlichen Stellen 
Hand in Hand zu arbeiten gewöhnt sind, mehr bei kl(‘inern 
and privaten. "Wie werden die Organe der freien LieVies- 
fatigkeit, die Anstaltsvorstände und ihre Helfer, ihre Be- 
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denken haben, auf dem ihnen ureigenen Gebiet caritativen 
Wirkens Rechenschaft ablegen zu müssen? Es werden 
Befürchtungen laut werden, ob nicht die Freiheit ihrer 
oft in Verborgenheit notwendigen Tätigkeit bedroht sei? 

Demgegenüber werden Mittel und Wege gefunden 
werden müssen, um diese Bedenken zu zerstreuen, und 
durch Wahrung der vollen Freiheit des bisherigen Wirkens 
das gegenseitige Vertrauen zu der auf dem Gesamtgebict 
notwendigen gemeinsamen Arbeit zu gewinnen. 

Nur durch diese Zusammensetzung der Tätigkeit der 
Fürsorgeerziehung, der Aufgaben der Armen Verwaltung 
und des Wirkens der freien Liebestätigkeit, wird es sieh 
ermöglichen lassen, ein System von Bestrebungen und 
Einrichtungen zu schaffen, das lückenlos die ganze Kette 
der gefährdeten, verlassenen und verwahrlosten Jugend 
zu fassen vermag, auf jedem Arbeitsgebiete in seinen 
Beziehungen zum anderen volle Klarheit schafft und er¬ 
kennen lässt, ob die bisherigen Bestimmungen ausreichen, 
dass „kein Verwahrloster übrig bleibe, der der notwendigen 
Hülfe entbehrt.“ Dies wird auch im wesentlichen der 
Masstab sein, den Wert der Fürsorgeerziehung und ihrer 
Erfolge zu beurteilen und ein Versagen als Misserfolg zu 
erkennen. 

7. Von ganz besonderem Interesse ist nun die Frage, 
in welchem UmLinge es angesichts der aufgewandten Be¬ 
mühungen gelingen wird, aus den zur Fürsorgeerziehung 
überwiesenen Zöglingen brauchbare Menschen zu machen, 
welche sich im späteren Leben bewähren. 

lieber die Führung der einzelnen während der 
Erziehung, über eine Wendung zum Besseren oder Ver¬ 
schlechterung des Betragens, ebenso über die Anzahl der 
gerichtlichen Bestrafungen der in Dienst- oder Pflege¬ 
stellen befindlichen oder Entwichenen, wegen Gesetzüber¬ 
tretungen gibt die Statistik an der Hand der halbjährig 
von den Anstalten und den Fürsorgern abgestatteten 
Führungsberichte klaren Aufschluss. Fortschritt oder 
zeit weises Versagen des Ei'ziehungs Werkes unter gleich- 
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zeitiger Beurteilung der sittlichen Verfassung des Einzelnen 
treten hier in den statistischen Angaben klar erkennbar 
hervor. 

Desgleichen spricht sich der Bericht über die Führung 
der mit vollendetem 21. Lebensjahr ausgeschiedenen aus. 
^lieber zwei Drittel der männlichen und vier Fünftel der 
weiblichen Personen, deren Fürsorgeerziehung gesetzlich ab¬ 
lief, konnte ein befriedigendes Zeugnis ausgestellt werden, 
und nur bei einem kleinen Bruchteil hat das Erziehungs¬ 
werk einen unbefriedigenden Ausgang genommen.“ 

Es wird nun für die Zukunft keineswegs genügen, 
mit dieser Feststellung und der Versorgung in einer Dienst- 
und Unterkunftsstelle die Bemühungen um die aus der 
Fürsorgeerziehung ausgeschiedenen abzuschliessen. Es 
wird nötig sein, soweit es sich ermöglichen lässt, auch 
nach ihrem Ausscheiden die Verbindung mit ihnen auf¬ 
recht zu erhalten, um über ihr ferneres Schicksal und ihr 
Verhalten möglichst eingehend Kenntnis zu erlangen. So¬ 
dann wird die weitere Aufgabe der Statistik darin bestehen, 
aus den sich ergebenden Resultaten den Erfolg oder Miss¬ 
erfolg des Erziehungswerkes im einzelnen festzustellen. 
Es dürfte dies nun allerdings nach den bisherigen Er¬ 
fahrungen keine leichte Aufgabe sein. 

In früheren Jahren bereits ist seitens einzelner 
grösserer Anstalten der Versuch gemacht worden, stati¬ 
stische Erhebungen darüber zu machen, wie sich die ent¬ 
lassenen Zöglinge im weiteren Verlauf geführt haben. So 
hat der Verband der schlesiscdien evangelischen Rettungs¬ 
häuser vor dem Erlass des Fürsorgeerziehungsgesetzes 
Ermittelungen darüber angestcllr, wie sich die in den 
-hdiren 1883—1892 aus den dem Verbände angeluirigen 
Anstalten entlassenen ZAvangszöglingen bis zum .lahre 
b'^QO 00 geführt haben. Man hat zunächst den Aufenthalt 
d«'rselben zu ermitteln gcsuclit und sich der Hülfe der 
^htsgeistlichen und Polizeibehörden bedient, um über das 
Verhalten, das Arbeitsverhältnis, ihren Leumund die nötige 
Auskunft zu erhalten. Die.se Erhebungen haben viel Mühe, 
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Zeit und Arbeit verursacht und konnten doch nur über 
etwa 55 % der Zöglinge ein abschliessendes Urteil herbei¬ 
führen, Nicht viel bessere Erfolge in dieser Hinsicht, sind 
in anderen Anstalten, auch im Rheinland (Steinfeld) in 
denen man ähnliche Erhebungen anstellte, erzielt worden. 
Danach scheint es mir zweifelhaft, ob Anstalten allein 
überhaupt geeignet und im Stande sind, ein einigermassen 
lückenloses ausreichendes Zahlenmaterial über die früheren 
Zöglinge zu beschaffen. Die Zahl jener, welche nach 
ihrem Ausscheiden mit der Anstalt in Verbindung bleiben, 
wird nicht sehr gross sein, und die Nachforschungen nach 
den anderen in späteren Jahren, wenn sie auch mit aller 
Schonung und Zurückhaltung erfolgen, werden vielfach 
als eine Art weiterer Beaufsichtigung übel empfunden. 
Polizeiorgane sollen hiermit überhaupt nie betraut werden. 

Eine andere Art der statistischen Erhebungen über 
die Führung ehemaliger Zwangszöglinge kann in mehreren 
Provinzen (Sachsen) zur Anwendung in der Weise, dass 
man bei den Behörden, welche mit der Führung eines 
Strafregisters betraut sind, festgestellt hat, wie viele bis 
zum vollendeten 25. Lebensjahre eine gerichtliche Strafe 
erhalten haben. 

Es mag zugegeben werden, dass diese Erhebungen, 
auf amtlichem Material beruhend, nur geringen Aufwand 
an Arbeit machen und eine Behelligung der übrigen durch 
Nachforschungen vermieden ist, indess ist ihnen der Vor¬ 
wurf der Einseitigkeit nicht zu ersparen. Einerseits kann 
aus einer Bestrafung nicht unter allen Umständen ein 
Misserfolg der Erziehung hergeleitet werden, mancher kann 
trotzdem auf bessern Weg gebracht worden sein, und 
a?idcrseits werden gewiss manche einer Bestrafung zu 
entgehen wis.scn, bei denen ein günstiges Erziehungs¬ 
resultat nicht erreicht ist. Diese .Art der Statistik würde 
ein zu wenig positives Ei'gebnis zeigen, dass sich daraus 
auch nur ein einigermassen klares Bild über die Erfolge 
erkennen Hesse. 



247 


Nun darf nicht tibersehen werden, dass die Fürsorge¬ 
erziehung auf ganz anderer Grundlage aufgebaut, mit 
ganz anderen Mitteln arbeitet, als die Zwangserziehung 
in früheren Jahren. Ihr steht aus den Vorständen der 
Erziehuiigsvereine und der caritativen Verbände, aus er¬ 
fahrenen Männern der Kirche und Schule, eine grosse 
Zahl geeigneter Hülfskräfte zur Verfügung, die sich für 
ihre Aufgaben lebhaft interessieren und positive Arbeit zu 
leisten bereit sind. Unter diesen nenne ich an erster Linie 
die für alle ausserhalb einer Anstalt untergebrachten Zög¬ 
linge amtlich bestellten Fürsorger, welche deren Führung 
wie die Erziehung und Behandlung überw’^achen. Die 
Organisation des Fürsorgeramtes ist nun zwar in den 
einzelnen Provinzen bezüglich der Stellung des Fürsorgers 
zur Provinzialverwaltung und zu den einzelnen Anstalten, 
auch hinsichtlich seiner Funktionen verschieden gestaltet; 
manchmal wird beklagt, dass eine engere Verbindung 
zwischen den Anstalten und den Fürsorgern, die im 
Interesse des Erziehungswerkes notwendig erscheint, noch 
nicht besteht, ich glaube aber doch in ihnen die Organe 
zu erblicken, die im Verein mit den Anstaltsvorständen 
zunächst berufen erscheinen, den Zusammenhang mit den 
Zöglingen, die ihrer Leitung unterstanden, auch späterhin 
möglichst lange aufrecht zu erhalten. 

Einem Fürsorger, dem es in umsichtiger und hin¬ 
gehender Tätigkeit gelungen ist, sich auf Grund des per¬ 
sönlichen Verkehrs mit dem Zögling insbesondere unter 
Erfüllung seiner berechtigten Wünsche und Bedürfnisse in 
dessen Lebenslage hineinzudenken und danach seine Rat¬ 
schläge und Bemühungen für die Zukunft einzurichten, 
dürfte es nicht schwer sein, auch weiterhin dasselbe Ver¬ 
trauensverhältnis selbst auf Jahre hinaus aufrccdit zu 
erhalten. 

rngleich schwiet'igcr wird es sein, mit denen Fühlung 
zu gewinnen, die erst nach Knilassung bezw. nach dem 
21. Lebensjahr in den .Xufsichtsbezirk des Fürsorgers über- 
!<i'‘tlelii, sei es, dass jetzt erst eine Fntlassung aus der 
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Anstaltserziehung erfolgen konnte, was freilich zu den 
selteneren Fällen gehören wird, sei es, dass der Ueber- 
tritt in einen anderen Fürsorgebezirk nach Aufgabe der 
bisherigen Dienststelle bei erreichter Volljährigkeit erfolgt. 
Die Mitteilung hierüber ebenso wie die Ermittelung des 
Wohnortes wird von der betreffenden Instanz der Provinzial¬ 
behörde, welche mit den Angelegenheiten der Fürsorge 
sich befasst und über jeden einzelnen Zögling vor seiner 
Entlassung über seine demnächstige Dienststelle, über 
Unterbringung und Aufenthaltsort von dem bisherigen 
Fürsorger und der betreffenden Anstalt orientiert ist, er¬ 
folgen müssen. 

Sollte die Aufmachung einer Statistik über ehemalige 
Fürsorgezöglinge als Ergänzung und Abschluss der übrigen 
statistischen Arbeiten und zur Gewinnung einer klaren 
üebersicht, ob nun auch die Zöglinge die Wege gehen, 
die ihnen gewiesen sind, angeordnet werden, dürften die 
persönlichen Erfahrungen und Beobachtungen der Fürsorger 
neben den Berichten der Anstalten, soweit diese mit den 
Entlassenen Verbindung haben, den Behörden die beste 
Auskunft vermitteln. 

Eine nicht zu unterschätzende Gelegenheit, den Ver¬ 
kehr mit den Zöglingen über das 21. Lebensjahr zu unter¬ 
halten, auch bei solchen, die sich am liebsten jeder 
weiteren Verbindung entziehen möchten, bietet die allmäh¬ 
liche Auszahlung des Sparguthabens aus dem Lohn früherer 
Dien.ststellen und aus den in den Anstalten gewährten 
Arbeitsprämien. Die Gewährung der letzteren, die sich 
heute nur vereinzelt in wenigen Anstalten befindet, wird 
sich auf die Dauer besonders für die älteren Zöglinge, bei 
denen noch Anstaltserziehung notwendig ist, nicht umgehen 
lassen. Für die Zeit des Aufenthalts in der Anstalt ist 
dieselbe von grossem Wert, den Fleiss anzuspornen, die 
Arbeitsleistungen zu fördern, den Sparsinn anzuregen und 
für spätere Zeit soll sie als Notpfennig dienen. Sodann 
finden sich auch manche, die bei geeigneter Leitung mit 
ihrer Arbeitskraft einen über den Pflegesatz weithinaus 
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gehenden Tagelohn verdienen. Besonders bei älteren und 
schwierigeren Zöglingen, deren Unterbringung in Dienst¬ 
stellen nicht angängig ist, wird diesem Umstande Be¬ 
obachtung zu schenken und nach Möglichkeit dafür zu 
sorgen sein, dass in Rücksicht auf die Zukunft die Zu¬ 
weisung zu einer möglichst lohnenden Beschäftigung erfolge. 

So hat auch durch Erlass vom 3. Oktober 1907 die 
Königliche Staatsregierung bestimmt, „die Arbeitsbelohnung 
der jugendlichen Gefangenen, welche in Fürsorgeerziehung 
genommen werden, an den betreffenden Kommunalverband 
zu übersenden, mit dem Ersuchen, diese aufzubewahren 
lind nach seinem Ermessen zum besseren Fortkommen des 
Zöglings nach beendeter Fürsorgeerziehung zu verwenden.“ 
Auch in einzelnen Provinzen ist die Frage, w’ie den Zög¬ 
lingen eine den Leistungen und dem Fleiss wie ihrer Art 
und Führung nach zu bemessende Arbeitsbelohnung als 
Notpfennig für die Zeit nach der Entlassung zu sichern, 
und zuzuwenden sei, Gegenstand eingehender Beratungen 
und hat, wie bereits erw^ähnt, zu praktischen Resultaten 
geführt, sodass zu erwarten steht, dass auch in Zukunft 
derselben eine ihrer grossen Bedeutung entsprechende 
Aufmerksamkeit gewidmet wird. 

Die Verwaltung und allmähliche Darreichung bietet 
für den Zweck der Statistik die Gelegenheit, die Ver¬ 
bindung aufrecht zu erhalten, gegebenenfalls Rat und An¬ 
leitung zu bieten, selbst auf eigenwillige und widerstrebende 
Karaktere einigermassen Einfluss zu bew’ahren, und sich 
ein Urteil über deren Lebensgang zu bilden. Besonders 
b(*i älteren und schwierigeren Zöglingen, deren Unterbringung 
in Dienststellen nicht angängig ist, wird diesem Umstande 
Heaehtung zu schenken und nach Möglichkeit dafür zu 
sorgen sein, dass in Rücksicht auf die Zukunft die Zu¬ 
weisung zu einer lohnenden lleschäfiigung erfolge. Auch 
wird es Sache der Fürsoigei- sein, weitere Vertraucns- 
j>ersonen zu gewinnen, die mit d'akt und Umsidit iliie Be¬ 
strebungen unterstützen und Auskunft zu gewinnen siu hen. 

Blatter t'iir Gcf.in^niskuiidc. XI.11. 4 



Zur Beantwortung der Frage, bis zu welchem Alter 
die statistischen Erhebungen sich erstrecken sollen, dürfte 
als Anhalt dienen, dass die unter dem Zwangserziehungs¬ 
gesetz vereinzelt angestellten Ermittelungen sich durch¬ 
weg auf die Zeit bis zum 25. Lebensjahre bezogen haben. 
Demnach würden sie bei der Fürsorgeerziehung bis zum 
28. Lebensjahre sich zu erstrecken haben, während eine 
andere Ansicht dahin geht, dass eine Altersgrenze von 
25 Jahren als ausreichend zu erachten sei. 

Wenn hiernach seitens der Provinzial verbände in be¬ 
stimmten Zeitabschnitten etwa jährlich oder alle 2 Jahre 
eine Umfrage bei den Fürsorgern geschieht, so wird aus 
dem Ergebnis derselben in Verbindung mit den Fest¬ 
stellungen aus den Straflisten der mit Führung derselben 
beauftragten Behörden, ein zuverlässiges und ausreichen¬ 
des Material für eine Statistik der Entlassenen zu erlangen 
sein, die über die Erfolge und Misserfolge Auskunft gibt. 

Aus dem in vorstehenden Ausführungen versuchten 
Ueberblick über die Erziehungsgesetzgebung und deren 
Verhältnis zu den parallel gehenden Bestrebungen, sowie 
über die bisherigen Ergebnisse der Statistik geht hervor, 
dass zur vollen Klärung der Frage nach Erfolg oder Miss¬ 
erfolg der Fürsorgeerziehung 

1. eine Ausgestaltung der Statistik bezüglich der geistig 
Minderwertigen unbedingt notwendig erscheint, 

2. die einheitliche Gestaltung und Ausdehnung derselben 
über die einzelnen Bundesstaaten sich empfiehlt, 

3. die Leistungen der Armenbehörde und der freien 
IJebestätigkeit von derselben in gleicher Weise 
umfasst werden müssen, und 

4. eine Statistik über die nach erreichter Volljährig¬ 
keit ausgoschiedenen Zöglinge auf eine Reihe von 
.Jahren durchzuführen ist. 
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Wie muss die Statistik über die 
Fürsorgeerziehung gestaltet werden, 
damit deren Erfolg oder 'Misserfolg 
klargestellt werden kann? 

Gutachten von Regierungsrat Michal in Nürnberg. 


Fürsorgeerziehung im Sinne der Fragestellung ist 
gleichbedeutend mit Zwangserziehung. 

Die Regierungsvorlage für das preussische Gesetz 
mit der Ueberschrift: „Entwurf eines Gesetzes über die 
Zwangserziehung Minderjähriger“ hatte in § 1 die Definition: 

,Zwangserziehung im Sinne dieses Gesetzes ist die Er¬ 
ziehung verwahrloster oder der Verwahrlosung ausgesetzter 
Minderjähriger unter öffentlicher Aufsicht und auf öffent¬ 
liche Kosten in einer geeigneten Familie oder in einer 
Krziehungs- oder Besserungsanstalt.“ 

Der § wurde als unnötig gestrichen und das Wort 
Zwangserziehung durch das WortFürsorgeerziehung ersetzt. ’) 
Die Gesetze einiger Bundesstaaten folgten dem Bei¬ 
spiel Preussens und nannten sich Fürsorgeerziehungsgesetze, 
andere wählten das Wort Zwaiigserziehungsgesetz. 

Die Berechtigung der Landesgesetzgebung gründet 
si< h auf die Bestimmungen der Art. 34 u. 135 des Einf. 
Ges. z. B.G.B. Ersterer gab dem § 55 St.G.B. (Begehung 
strafbarer Handlungen durch Pers^)nen unter 12 .Jahren) 
seinen jetzigen Inhalt, letzterer band — unbeschadet den* 
Vorschriften den §?? 55 u. .5() St.G.B. (Ueberweisung frei- 
?;es)>ro(hener Jugendlichen in eine Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt durch das .Strafgericht i — die Zwangs¬ 
erziehung an die Anordnung des Voruiundschaftsgerichts 
'ind bestimmte, dass sie ausstu' den Fälkm der Iddö, 
des bürgerl. Gesetzbiu hes nur erfolgen könne, wenn 
'ie zur Verhütung des völligen sittlichen Verderbens not- 

Veru'l. Scliinitz. I)io Fiii sorgcer/.iehunj:'Miielerjälii igei’ I. .\ufl. 
b'i-x-l.lurf, Sch\v:inii. ItlOS. 
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wendig ist, ferner dass die Landesgesetze die Entscheidung 
darüber, ob der Minderjährige dessen Zwangserziehung 
angeordnet ist, in einer Familie oder in einer Erziehungs¬ 
oder Besserungsanstalt unterzubringen sei, einer Ver¬ 
waltungsbehörde übertragen können, wenn die Unter¬ 
bringung auf öffentliche Kosten zu erfolgen hat. 

Es war sonach der Landesgesetzgebung Vorbehalten: 

a) die Ausdehnung der Zwangserziehung über die 
Fälle der §§ 1666, 1838 B.G.B. und § 56 St.G.B. 
hinaus auf die Fälle des Art. 135 E. G. z. B.G.B. 
und des § 55 St.G.B.; 

b) die Uebernahme der Zwangserziehung auf öffent¬ 
liche Kosten; 

c) die Bestimmung der für die Anordnung der Zwang.s- 
erziehung zuständigen Behörde im Falle des § 55 
St.G.B ; 

d) im Falle der Uebernahme der Zwangserziehung 
auf öffentliche Kosten: die Bestimmung der, ab¬ 
gesehen von dem Falle des § 56 St.G.B. für die 
Ausführung der Zwangserziehung zuständigen 
Behörde; 

e) die Regelung des Verfahrens innerhalb den reichs¬ 
gesetzlich gezogenen Schranken.i) 

Löning in seiner Abhandlung über die Zwangs¬ 
erziehung Minderjähriger nach den Deutschen Reichs- und 
Landesgesetzen (Jahrbücher für Nationalökonomie und 
Statistik. 3. Folg. 22. Band 1901, S. 42) unterscheidet scharf, 
indem er sagt: 

„Zwangserziehung (Fürsorgeerziehung) im Sinne dei* 
deutschen Gesetze ist die Unterbringung verwahrloster 
oder der Verwahrlosung ausgesetzter Minderjähriger zur 
Pflege und Erziehung in einer geeigneten Familie oder in 
einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt, die von dem 
Vormundschaftsgericht angeordnet, von der zuständigen 
Behörde ausgeführt und beaufsichtigt wird, und deren Kosten 

») Vcrgl. I)r. Hnglert. Das (bayr.) Zwangs(*rziehungges(*iz 
Münclu'n. P>eck 1!)02 S. 7. 
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entweder ausschliesslich oder doch insoweit aus öffent¬ 
lichen Mitteln bestritten werden müssen, als hiezu das 
Vermögen des Minderjährigen oder der zu seinem Unter¬ 
halt nach dem B.G.B. verpflichteten Personen nicht ausreicht. 

Zwangserziehung in diesem Sinne oder öffentliche 
Zwangserziehung ist dagegen nicht die von dem Vormund¬ 
schaftsgericht angeordnete Unterbringung eines Minder¬ 
jährigen zur Pflege oder Erziehung in einer Familie oder 
iVnstalt, die ausschliesslich auf Kosten des Minderjährigen 
oder der Unterhaltspflichtigen zu geschehen hat, sei es, 
(lass das Vormundschaftsgericht die Anordnung erlässt auf 
Antrag des Vaters, der Mutter oder des Vormunds auf 
(Jrund des B.G.B. § 1631, 1686, 1800 oder aber von Amts¬ 
wegen auf Grund des B.G.B. § 1666, 1838.“ 

Die Bundesstaaten haben alle von den Vorbehalten 
des Einf. Ges. z. B.G.B. Gebrauch gemacht und das Recht 
der Fürsorgeerziehung oder Zwangserziehung teils in den 
Ausführungsgesetzen teils in gesonderten Gesetzen neu 
geregelt. Im Königreich Sachsen liegt der Regierungs¬ 
entwurf zurzeit der Kammer vor. 

Die Fa.ssung der einzelnen Gesetze hinsichtlich der 
Zulässigkeit der Fürsorge- oder Zwangserziehung zeigt 
aber manche Verschiedenheiten. Insbesondere ist in einigen 
<lesetzen die Zw'angserziehung für zulässigerklärt beim Vor¬ 
liegen der Voraussetzungen der §§ 1666, 1686, 1838 B.G.B., 
während andere Gesetze (z. B. Preussen, Bayern) dazu 
noch weiter verlangen, dass die Fürsorgererziehung erforder¬ 
lich ist, um die Verwahrlosung des Minderjährigen zu 
verhüten. 

Einige Gesetze haben den Fall des § 56 Abs. 2 St.G.B. 
mit aufgenommen, die anderen nicht. 

Das Nähere ist ersichtlich aus der beigefügten Zu- 
saniinenstellung der einschlägigen Bestimmungen der Gesetze. 
Fan vollständiger Abdruck der Gesetze befijidet sich in 
dem vorerwähnten Kommentar von Schmitz zum i)reussischen 
Fürsorgeerziehungsgeseiz. 
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1. Anhalt. Herzogtum. 

f 

Gesetz, betreffend die Zwangserziehung Minderjähriger, 

vom 21. März 1899. 

§ 1. Minderjährige können auf Anordnung des Vor¬ 
mundschaftsgerichts zum Zwecke der Erziehung in einer 
geeigneten Familie oder in einer Erziehungs- oder Besse¬ 
rungsanstalt untergebracht werden: 

1. wenn die Voraussetzungen des § 1666 oder des 
§ 1838 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorliegen, 

2. wenn der Minderjährige vor Vollendung des 
zwölften Lebensjahres eine strafbare Handlung 
begangen hat und die Zwangserziehung zur Ver¬ 
hütung weiterer sittlicher Verwahrlosung er¬ 
forderlich ist, 

3. wenn beim Belassen des Minderjährigen in den 
bisherigen Erziehungsverhältnissen sein völliges sitt- 
liches Verderben zu befürchten ist, und zur Ver¬ 
hütung desselben die Zwangserziehung notwendig 
erscheint. 

2. Baden. Grossherzogtum. 

Gesetz, betreffend die staatliche Fürsorge für die Erziehung 
verwahrloster, jugendlicher Personen vom 4. Mai 1886, in 
der Fassung des Gesetzes vom 16. August 1900, die Zwangs¬ 
erziehung und die Bevormundung durch Beamte der Armen- 

verwal tun g betreffend. 

§ 1. Minderjährige, welche das achtzehnte Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, können im Wege der Zwangs¬ 
erziehung in einer geeigneten Familie oder in einer Er¬ 
ziehungsanstalt oder in einer Besserungsanstalt unter¬ 
gebracht werden : 

1. wenn die Voraussetzungen des § 1606 (vergl. mit 
§ 1686) oder des § 1838 des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buches od('r des § 55 des Strafgesetzbuches vor¬ 
liegen und die IMassregcl zur Verhütung der sitt¬ 
lichen Verwahrlosung notwendig ist; 



2. wenn die Zwangserziehung ausser diesen Fällen 
zur Verhütung des völligen sittlichen Verderbens 
notwendig ist. 

§ 12. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes 
finden auch für diejenigen Fälle, in denen nach § 56 
Abs. 2 St.G.B. der Angeschnldigte und nach § 362 Abs. 3 
letzten Satz St.G.B. die der Landespolizeibehörde über¬ 
wiesene Person unter 18 Jahren in eine Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt untergebracht werden soll, entsprechende 
Anwendung. 

3. B a y e r n. Königreich. 

besetz, betreffend die Zwangserziehung vom 10. Mai 1902. 

Art. 1. Das Vormundschaftsgericht kann zum Zwecke 
der Erziehung eines Minderjährigen dessen Unterbringung 
in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungs¬ 
oder Besserungsanstalt auf öffentliche Kosten (Zwangs¬ 
erziehung) anordnen: 

1. wenn die Voraussetzungen des § 1666 oder des 
§ 1838 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegen 
und die Zwangserziehung erforderlich ist, um die 
sittliche oder körperliche Verwahrlosung des Minder¬ 
jährigen zu verhüten; 

2. wenn der Minderjährige eine strafbare Handlung 
begangen hat, wegen deren er in Anbetracht seines 
jugendlichen Alters strafrechtlich nicht verfolgt 
werden kann, und mit Rück.sicht auf die Beschaffen¬ 
heit der Handlung, die Persönlic hkeit der Eltern 
oder sonstigen Erzieher und die übrigen Lebens¬ 
verhältnisse des IMinderjährigen seiner weiteren 
sittlichen Verwahrlosung nur durch die Zwangs¬ 
erziehung vorgebeugt werden kann; 

3. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist. Die Zwangserziehung soll nach 
Vollendung des sechszehnten Lebensjahres eines 
Minderjährigen nur in besonderen Bbillen angeordnet 
werden. 
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4. B r a u n s c i) w e i g. Herzogtum. 

Gesetz, betreffend die Zwangserziehung Minderjähriger 

vom 12. Juli 1899. 

§ 1. Die unter Aufsicht des Staates erfolgende 
Zwangserziehung Minderjähriger findet statt: 

1. wenn das Vormundschaftsgericht in dem Falle des 
§ 55 des Reichsstrafgesetzbuches die Begehung der 
strafbaren Handlung festgestellt und die Zwangs¬ 
erziehung zur Verhütung weiterer sittlicher Ver¬ 
wahrlosung für erforderlich erklärt; 

2. wenn das Vormundschaftsgericht nach den Voraus¬ 
setzungen der § 1666, 1686, 1838 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches die öffentliche Zwangserziehung an¬ 
geordnet ; 

3. wenn^das Vormundscliaftsgericht festgestellt hat, 
dass die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens der Minderjährigen 
notwendig sei, 

4. wenn in dem Falle des § 56 Abs. 2 des Reichs¬ 
strafgesetzbuches durch das Strafurteil bestimmt 
ist, dass der Angeklagte in eine Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt gebracht werden solle. 

5. Breme n. Freie und Hansastadt. 

Gesetz, betreffend die Zwangserziehung jugendlicher 
Personen, vom 18. Juli 1899. 

§ 1. Ist gemäss § 56 des Reichsstrafgesetzbuches 
durch Urteil bestimmt, dass ein Angeklagter in eine Er¬ 
ziehungs- oder Besserungsanstalt gebracht werden soll, so 
ist von den Polizeibehörden das hiefür Erforderliche zu 
veranlassen. Ueber die Dauer der Unterbringung hat, 
wenn die Anstalt im Bremischen Staatsgebiet belegen ist, 
die Kommission des Senats für Polizeiangclegenheiten nach 
Massgabe des § 26 des Reichsstrafgesetzbuches zu verfügen. 

§ 2. In anderen Fällen kann die Unterbringung 
jugendlicher Personen in einer geeigneten Familie oder 
in einer Erziehungsanstalt oder einer Besserungsanstalt 
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nach Massgabe der Vorschriften der §§ 3 bis 11 durch das 
Vormundschaftagericht angeordnet werden. 

§ 3. Die Massregel ist, abgesehen von den Fällen 
der §§ 1666 und 1838 B.G.B. zulässig: 

1. bei den Kindern unter 12 Jahren, welche eine 
strafbare Handlung begangen haben (vergl. § 55 
des Reichsstrafgesetzbuches); 

2. bei Personen zwischen zwölf und sechszehn Jahren, 
die wegen einer strafbaren Handlung verurteilt 
worden sind und entweder die gegen sie erkannte 
Strafe verbüsst oder Strafaufschub erhalten haben 
oder begnadigt worden sind; 

3. bei Personen unter sechszehn Jahren, bei denen 
sich die gewöhnlichen Erziehungsmittel als unzu¬ 
reichend erwiesen haben, wenn die Unterbringung 
zur Verhütung des völligen, sittlichen Verderbens 
notwendig ist. 

6. Elsass-Lotbringen. Reichsland. 

Das für Elsass-Lothringen erlassene Ausführungsgesetz zum 
B.G.B. vom 17. April 1899, Ges. Bl. f. Els.-Lothr. 1899 
Nr. 6 S. 43—78 in der durch Bekanntmachung vom 
22. Dez. 1899 veröffentlichten Fassung bestimmt: 

§ 123. Das Vormundschaftsgericht kann ausser den 
Fällen der §§ 1666, 1838 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
anordnen, dass ein Minderjähriger zum Zwecke der Er¬ 
ziehung in einer geeigneten Familie oder in einer Er¬ 
ziehungsanstalt oder in einer Besserungsanstalt unter- 
j^ebracht wird: 

1. Wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen, sittlichen Verderbens des ^linderjährigen 
notwendig und der Vater, oder sofern die elter¬ 
liche Gewalt oder die Sorge für die Person des 
Kindes nur von der j\Iutter ausgeübt wird, die 
Mutter mit der Unterbringung einverstanden ist; 

2. wenn der ]\[inderjährige vor VolU'ndung des zwölften 
Lebensjahres eine stiafbare Handlung begangen hat 
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und die Zwangserziehung zur Verhütung weiterer 
sittlicher Verwahrlosung erforderlich ist. 

Die Unterbringung soll nach Vollendung des sechs¬ 
zehnten Lebensjahres eines Minderjährigen nur in 
besonderen Fällen angeordnet werden. 

7. Hamburg. Freie und Hansastadt. 

Gesetz über die Zwangserziehung Minderjähriger vom 

11. September 1907. 

§ 1. Die Zwangserziehung eines Minderjährigen kann 
von dem Vormundschaftgericht angeordnet werden: 

1. wenn in den Fällen der §§ 1666, 1838 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuches die Uebernahme der Erziehung 
durch den Staat geboten ist, um durch Anwendung 
geeigneter Erziehungsmittel die Verwahrlosung des 
Mindei'jährigen zu verhüten; 

2. wenn der Minderjährige eine strafbare Handlung 
begangen liat, wegen der er in Anbetracht seines 
jugendlichen Alters strafrechtlich nicht verfolgt 
werden kann, und die Zwangserziehung mit Rück¬ 
sicht auf die Beschaffenheit der Handlung, auf die 
Persönlichkeit der Eltern oder sonstiger Erzieher 
und die übrigen Lebensverhältnisse zur Verhütung 
weiterer sittlicher Verwahrlosung des Minder¬ 
jährigen erforderlich ist; 

3. wenn die Zwangserziehung ausser diesen Fällen 
wegen Unzulänglichkeit der erziehlichen Ein¬ 
wirkung der Eltern oder sonstigen Erzieher oder 
der Schule zur Verhütung des völligen, sittlichen 
V’'erderbens notwendig ist. 

8. Hesse n. Grossherzogtuin. 

Gesetz, betreffend die Zwang.serziehung Minderjähriger, 
vom 11. Juli 1887, in der Fassung des Gesetzes, die Aus¬ 
führung des B.G.B. betreffend, vom 17. Juli 1899. 

Art. 1. Wer nach vollendetem sechsten und vor 
vollendetem zwölften Leben.sjahr eine strafbare Handlung 
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begeht, kann zum Zwecke der Erziehung in einer ge¬ 
eigneten Familie oder in einer Erziehunganstalt oder in 
einer Besserungsanstalt untergebracht werden, wenn die 
Unterbringung mit Rücksicht auf die Beschaffenheit der 
strafbaren Handlung, auf die Persönlichkeit des Kindes, 
der Eltern oder sonstigen Erzieher desselben und auf 
dessen übrige Lebensweise zur Verhütung weiterer sittlicher 
Verwahrlosung erforderlich ist. 

Bei Minderjährigen unter achtzehn Jahren können 
die im Abs. 1 bezeichneten Massregeln getroffen werden, 
wenn die Voraussetzungen der §§ 1666, 1838 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuches vorliegen oder wenn die Massregeln 
zur Verhütung des völligen, sittlichen Verderbens des 
-Miiulerjährigen notwendig sind. 

Art. 9. Ist auf Grund des § 56 St.G.B. durch Urteil 
Ix'stimnit worden, dass ein wegen mangelnder Erkenntnis 
der Strafbarkeit seiner Tat freigesprochener Angeschuldigter 
iil)er zw’ölf und unter achtzehn Jahren in eine Erziehungs¬ 
oder Besserungsanstalt untergebracht \verden soll, so hat 
auf Antrag der Staatsanwaltschaft das zuständige Kreis- 
aint diese Unterbringung zu veranlassen. 

9. r. i p p e. Fürstentum. 

Gesetz, betreffend die Unterbringung verwahrloster Kinder 

vom 2. Juli 1891. 

^ 1. Ein ]Minderjähriger, welcher das sechzehnte 
Leben.sjahr noch nicht vollendet hat, kann von 01)rigkeits- 
w(‘gen in einer Familie, einer Erziehungsanstalt oder in 
einer Besserungsanstalt untergel)racht werden : 

1. wenn der Inhaber der elterlichen Gewalt durch 
groben Missbrauch des Erziehungsreclites oder 
foi'tgesetzte Vernachlässigung des Kindes dessen 
geistiges oder leil)liches Wohl gefährdet oder wenn 
eine solche Gefährdung infolge d<‘s ehrlosen oder 
unsittlichen Verhaltens des Inhal)ers der elterlichen 
Gewalt fhr die Zukunft dringend zu besorgen ist: 
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2. wenn die Erziehungsgewalt der Eltern und die 
Zuchtmittel der Schule zur Verhütung des völligen 
sittlichen Verderbens des Kindes sich als unzuläng¬ 
lich erweisen und der Vater oder, sofern die elter¬ 
liche Gewalt von der Mutter ausgeübt wird, die 
Mutter mit der Unterbringung einverstanden ist: 

3. nach dem Tode oder der Entmündigung beider 
Eltern wenn das Kind sittlicher Verwahrlosung 
anheimgefallen oder solche dringend zu befürchten ist; 

4. wenn das Kind zu der Zeit, als es das zwölfte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, eine straf¬ 
bare Handlung begangen hat und die Zwangs¬ 
erziehung zur Verhütung weiterer sittlicher Ver¬ 
wahrlosung erforderlich ist. (§ 55 des Reichstraf- 
gesetzbuches.) 

§ 14, Wird auf Grund des § 56 St.G.B. in einem 
richterlichen Urteile bestimmt, dass der Angeschuldigte in 
einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt unterzubringen 
sei, so hat die zur Unterbringung erforderlichen Mass¬ 
nahmen die Regierung zu treffen. 

10. Lübeck. Freie und Hansastadt. 

Das für Lübeck erlassene Ausführungsgesetz zum Bürger¬ 
lichen Gesetzbuch vom 30. Oktober 1899 bestimmt: 

§ 130. Das Vormundschaftsgericht kann die Unter¬ 
bringung eines Minderjährigen in einer geeigneten Familie 
oder in einer Erziehungsanstalt oder in einer Besserungs¬ 
anstalt (Zwangserziehung) anordnen: 

1. wenn das geistige oder leibliche Wohl des Minder¬ 
jährigen dadurch gefährdet wird, dass sein Vater 
oder, wenn nur seiner Mutter die Sorge für seine 
Person zusteht, seine Mutter dieses Recht missbraucht, 
ihn vernachlässigt, oder sich eines ehrlosen oder 
un.sittlichen Verhaltens schuldig macht (§§ 1666, 
1686 des B.G.B.); 

2. wenn der Minderjährige unter Vormundschaft sieh 
befindet, jedoch falls dem Vater oder der Mutter 
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des Mündels die Sorge für dessen Person zusteht, 
nur unter den Voraussetzungen der Ziffer 1 (§ 1838 
des B.G.B.) j 

3. wenn der Minderjährig^ vor Vollendung des zwölften 
Lebensjahres eine strafbare Handlung begangen 
hat (§ 55 des Strafgesetzbuches, Art. 34 II des 
Einführungsgesetzes zum B.G.B.); 

4. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist. 


11. Mecklenburg-Schwerin. Grossherzogtum. 

Verordnung, betreffend die Zwangserziehung Minderjähriger, 

vom 9. April 1899. 

§ 1. Minderjährige, welche das sechzehnte Lebens¬ 
jahr noch nicht vollendet haben, können auf Anordnung 
des Vormundschaftsgerichts zum Zwecke der Erziehung 
unter öffentlicher Aufsicht nach Massgabe dieser Ver¬ 
ordnung (Zwangserziehung), in einer geeigneten Familie 
oder in einer Erziehungsanstalt oder einer Besserungs¬ 
anstalt untergebracht werden: 

1. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist; 

2. wenn die Voraussetzungen des § 1666 oder des 
§ 1838 des B.G.B. vorliegen; 

3. wenn der Minderjährige vor Vollendung des zwölften 
Lebensjahres eine strafbare Handlung begangen 
hat und die Unterbringung mit Rücksiclit auf die 
Beschaffenheit der Handlung, auf die Persönlichkeit 
der Eltern oder sonstigen Erzieher sowie auf die 
übrigen Lebensverhältnisse des IMiiidei jährigen zur 
Verhütung seiner weiteren sittlichen Verwahrlosung 
notwendig ist. 
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12. M e c k 1 e n b u r g - S t r e 1 i t z. Grossherzogtura. 

Verordnung, betreffend die Zwangserziehung Minderjähriger, 

vom 9. April 1899. 

Die Verordnung stimnlt wörtlich ‘tiberein mit der 
Verordnung für Mecklenburg-Schwerin. 

13. Oldenburg. Grossherzogtum. 

Gesetz ftir das Grossherzogtum Oldenburg zur Ausführung 
des Bürgerlichen Gesetzbuches und des Handelsgesetzbuches 

vom 15. Mai 1899, 

Zwapgserziehung. 

§ 27. Das Vormundschaftsgericht kann ausser den 
Fällen der §§ 1666, 1838 des B.G.B. anordnen, dass ein 
Minderjähriger zum Zwecke der Erziehung in einer ge¬ 
eigneten Familie oder in einer Erziehungsanstalt oder in 
einer Besserungsanstalt untergebracht wird, 

1. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen, sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist; 

2. wenn der Minderjährige vor Vollendung des 
zwölften Lebensjahres eine strafbare Handlung 
begangen hat und die Zwangserziehung mit Rück¬ 
sicht auf die Beschaffenheit der strafbaren Handlung, 
auf die Persönlichkeit der Eltern oder sonstigen 
Erzieher des Minderjährigen und auf dessen übrigen 
Lebensverhältnisse zur Verhütung weiterer sittlicher 

Verwahrlosung erforderlich ist. 

Gleichlautend ist das Gesetz für Oldenburg, Fürsten- 
tinn Birkenfeld und für Oldenburg, Fürstentum Lübeck. 


14. Preussen. Königreich. 

Gesetz über die Fürsorgeerziehung .Alinderjähriger vom 

2. .Juli 1900. 

§ 1. Ein .Minderjähriger, welcher das achtzehnte 
Ijcbensjahr noch nicht vollendf't hat, kann der Fürsorge¬ 
erziehung überwiesen wei’den : 



1. wenn die Voraussetzungen des § 1666 oder des 
§ 1838 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorliegen und 
die Fürsorgeerziehung erforderlich ist, um die 
Verwahrlosung des Minderjährigen zu verhüten; 

2. wenn der Minderjährige eine strafbare Handlung 
begangen hat, wegen der er in Anbetracht seines 
jugendlichen Alters strafrechtlich nicht verfolgt 
werden kann, und die Fürsorgeerziehung mit Rück¬ 
sicht auf die Beschaffenheit der Handlung, die 
Persönlichkeit der Eltern oder sonstigen Erzieher 
und die übrigen Lebensverhältnisse zur Verhütung 
weiterer sittlicher Verwahrlosung des Minderjährigen 
erforderlich ist; 

3. wenn die Fürsorgeerziehung ausser diesen Fällen 
wegen Unzulänglichkeit der erziehlichen Einwirkung 
der Eltern oder sonstigen Erzieher oder der 
Schule zur Verhütung des völligen sittlichen Ver¬ 
derbens des Minderjährigen notwendig ist. 


15. Reuss ä. L. Fürstentum. 

Gesetz, betreffend die Ausführung des Bürgerlichen Gesctz- 
huches vom 18. Aug 1896 und des Einführungsgesetzes 
Von demselben Tage, vom 26. Oktober 1899. 

§ 125. Ein Minderjähriger kann ausser den Fällen 
üer §§ 1666, 1838 des B.G.B. zum Zwecke der Erziehung 
in eine geeignete Familie oder in eine Erzichung.saiistalt 
oder Besserungsanstalt untergebracht werden: 

1. wenn derselbe nach Vollendung des sechsten und 
vor V'ollendung des zwidftcn Lebensjahres eine 
strafbare Handlung begangen hat und die Zwangs¬ 
erziehung zur V^erhütung weiterer sittlicher Ver¬ 
wahrlosung erforderlich ist; 

2. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
vcdligen sittliclnm V(‘rdcrbcns des Mindei’jährigen 
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16. Reu SS j. L. Fürstentum. 

Gesetz, betreffend die Ausführung des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buches vom 18. Aug. 1896 und des Einführungsgesetzes 
von demselben Tage, vom 26. Okt. 1899. 
Zwangserziehung Minderjähriger. 

§ 10. Ein Minderjähriger kann ausser in den Fällen 
der §§ 1666 und 1838 des B.G.B. zum Zwecke der Er¬ 
ziehung in eine geeignete Familie oder in eine Erziehungs¬ 
oder Besserungsanstalt untergebracht werden: 

a) wenn derselbe nach Vollendung des sechsten und 
vor Vollendung des zwölften Lebensjahres eine 
strafbare Handlung begangen hat und die Zwangs¬ 
erziehung zur Verhütung weiterer sittlicher Ver¬ 
wahrlosung erforderlich ist; 

b) wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völlig sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist. 

17. Sachsen. Königreich. 

Der Kgl. Sächsischen Kammer ist unter dem 2. Nov. 1907 
der Entwurf eines Gesetzes, die Fürsorgeerziehung Minder¬ 
jähriger betreffend, zugegangen. 

18. Sachsen-Alten bürg. Herzogtum. 

Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 

4. Mai 1899. 

§ 109. Ein Minderjähriger kann ausser den Fällen 
der §§ 1666, 1838 des Bürgerlichen Gesetzbuches zum 
Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder 
in einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt untergebraetit 
werden: 

1. wenn derselbe nach Vollendung des sechsten und. 
vor Vollendung des zwölften Lebensjahres eine 
strafbare Handlung begangen hat und die Zwangs¬ 
erziehung zur Verhütung weiterer sittlicher Ver¬ 
wahrlosung notwendig ist: 
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2. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist. 

19. Sachsen-Coburg und Gotha. Herzogtum. 

Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
20. November 1899. Zwangserziehung Minderjähriger. 

Art. 49. § 1. Ein Minderjähriger kann ausser den 
Fällen der §§ 1666 u. 1838 des B.G.B. zum Zwecke der 
Erziehung in eine geeignete Familie oder in eine Erziehungs- 
ocler Besserungsanstalt untergebracht werden: 

1. wenn derselbe nach Vollendung des sechsten und 
vor Vollendung des zwölften Lebensjahres eine 
strafbare Handlung begangen hat und die Zwangs¬ 
erziehung zur Verhütung weiterer sittlicher Ver¬ 
wahrlosung erforderlich ist; 

2. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist. 

§ 9. Die Bestimmungen dieses Artikels finden auch 
auf diejenigen Fälle, in denen nach § 56 Abs. 2 St.G.B. 
der Angeklagte in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt 
gebracht werden soll, mit der Massgabe Anwendung, dass 
die Zwangserziehung spätestens mit dem vollendeten 
20 Lebensjahr endigt. 

20. S a c h s e n - M e i n i n g e n. llerzogtinn. 

< iesetz, betreffend die Zwangserziehung, vom 19. August 1899. 

§ 1. Ein Minderjähriger kann ausser den Fällen der 
1666, 1838 des B.G.B. zum Zwecke der Erziehung in 
eine geeignete Familie oder in eine Erziehungs- oder 
P.esserungsanstalt untergebracht werden : 

1. wenn er vor Vollendung des zwedften Lebensjahres 
eine strafbare Handlung begangen hat und die 
Zwangserziehung zur Verhütung weitei-er sittlicher 
Verwahrlosuitg erfor<l('rli(h ist; 

J'l.ittcr fiir Cicfanj^rii-kuinlr. .\I II. , 
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2. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist. 

§ 9. Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden ent¬ 
sprechende Anwendung auf diejenigen Fälle, in denen nach 
§ 56 Abs. 2 St.G.B. der Angeklagte in eine Erziehungs¬ 
oder Besserungsanstalt gebracht werden soll. 

21. Sachsen-Weimar-Eisenach. Grossherzogtum. 
Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 

5. April 1900. Zwangserziehung Minderjähriger. 

§ 200. Ein Minderjähriger kann ausser den Fällen 
der §§ 1666 und 1838 des B.G.B. zum Zwecke der Er¬ 
ziehung in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungs¬ 
oder Besserungsanstalt untergebracht werden: 

a. wenn er nach Vollendung des sechsten und vor 
Vollendung des zwölften Lebensjahres eine straf¬ 
bare Handlung begangen hat, und die Unterbringung 
mit Rücksicht auf die Beschaffenheit der strafbaren 
Handlung, auf die Persönlichkeit der Eltern oder 
sonstigen Erzieher oder auf die übrigen Lebens¬ 
verhältnisse des Minderjährigen zur Verhütung 
weiterer sittlicher Verwahrlosung notwendig ist; 

b. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens des ^linderjährigen 
notwendig ist. 

22. 8 c h au m b 11 r g - L i p p e. Fürstentum. 

Gesetz, betreffend die Zwangserziehung Minderjähriger, vom 

30. Juni 1899. 

S 1. ^lindcrjährige, welche das sechzehnte Lebens¬ 
jahr noch niciit vollendet haben, können auf Anordnung 
des Vormundschaftsgericlits zum Zwecke der Erziehung 
in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungs¬ 
oder F)esserungsanstalt untergelu’acht werden ; 

1. wenn die Voraussetzungen des § 1666 oder des 
§ 1S38 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorliegen; 
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2. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist; 

3. wenn der Minderjährige vor Vollendung des 
zwölften Lebensjahres eine strafbare Handlung 
begangen hat und die Zwangserziehung mit Rück¬ 
sicht auf die Beschaffenheit der strafbaren Hand¬ 
lung, auf die Persönlichkeit der Eltern oder 
sonstigen Erzieher, sowie auf seine übrigen Lebens¬ 
verhältnisse zur Verhütung weiterer sittlicher 
Verwahrlosung erforderlich ist. 


23. Schwarzburg-Rudolstadt. Fürstentum, 
(jiesetz, betreffend die Zwangserziehung, vom 20. Dez. 1896. 

§ 1. Jugendliche Personen, welche das sechzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet _ haben, können wegen 
Verwahrlosung auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung 
in einer Familie oder in einer staatlichen oder geeigneten 
Privaterziehungs- oder Besserungsanstalt untergebracht 
werden: 

wenn ihr geistiges oder leibliches Wohl durch Miss¬ 
brauch des Erziehungsrechtes oder durch grobe 
Vernachlässigung seitens der Eltern oder sonstiger 
Fürsorger gefährdet ist, oder wenn nach ihrem 
Verhalten die Erziehungsgewalt der Eltern oder 
sonstiger Fürsorger und die Zuchtmittel der Schule 
sich zur Verhütung ihres völligen sittlichen Ver¬ 
derbens als unzulängli(*h erweisen. 

§ 10. Die Bestinunungen des gegenwärtigen Gesetzes 
^•'Kleri auch auf diejenigi'u Fälle, in welchen luich § 

Abs. 2 St.G.B. der Angcschuldigte in eine Erzichungs- 

Hcsserungsanstnlt gcl)ra(*ht werden soll, entsprechende 
Anwentinng. 


24 . 

'ler 


S c h w ar z b u r g -S o n d e i-sh a n scn. Fürstentum. 
Zwangserziehungsg(‘setz vom 2. .luli IS'.tO. 

I. Ein .Minderjähriger kann ausser in den Fällen 
1666, 1838 des B.G.B. zum Zwecke der Erziehung 



in eine geeignete Familie oder in eine Erziehungs- oder 
Besserungsanstalt uutergebracht werden: 

1. wenn derselbe nach Vollendung des* sechsten und 
vor Vollendung des zwölften Lebensjahres eine 
strafbare Handlung begangen hat und die Zwangs¬ 
erziehung zur Verhütung weiterer sittlicher Ver¬ 
wahrlosung erforderlich ist; 

2. wenn die Zwangserziehung zur Verhütung des 
völligen sittlichen Verderbens des Minderjährigen 
notwendig ist. 


25. W a 1 d e c k. Fürstentum. 

Gesetz über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger 
vom 22. Januar 1902. 

§ 1. Ein Minderjähriger, welcher das achtzehnte 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, kann der Fürsorge¬ 
erziehung übergeben werden: 

1. wenn die Voraussetzungen des § 1666 oder des 
§ 1838 des B.G.B. vorliegen und die Fürsorge¬ 
erziehung erforderlich ist, um die Verwahrlosung 
des Minderjährigen zu verhüten; 

2. wenn der Minderjährige eine strafbare Handlung 
begangen hat, wegen der er in Anbetracht seines 
jugendlichen Alters strafrechtlich nicht verfolgt 
werden kann und die Fürsorgeerziehung mit Rück¬ 
sicht auf die Beschaffenheit der Handlung, die 
Persönlichkeit der Eltern oder sonstigen Erzieher 
und die übrigen Lebensverhältnisse zur Verhütung 
weiterer sittlicher Verwahrlosung des Minderjährigen 
erforderlich ist; 

3. wenn die Fürsorgeerziehung ausser diesen Fällen 
wegen Unzulänglichkeit der erziehlichen Ein¬ 
wirkung der Eltern oder sonstigen Erzieher oder 
der Schule zur Veihütung des völligen sittlichen 
Verderbens des Minderjährigen notwendig ist. 
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26. Württemberg. Königreich. 

Gesetz, betreffend die Fürsorgeerziehung Minderjähriger, 
vom 29. Dezember 1899, in der Fassung des Gesetzes 
vom 11. November 1905. 

Art. 1. Das Vormundschaftsgericht kann zum Zwecke 
der Erziehung eines sittlich verwahrlosten Minderjährigen 
die Unterbringung desselben in einer geeigneten Familie 
oder in einer Erziehungsanstalt oder Besserungsanstalt 
'Fürsorgeerziehung) anordnen: 

1. wenn der Minderjährige vor Vollendung des 
zwölften liebensjahres eine Handlung begangen hat, 
welche im Fall der Begehung durch einen Straf¬ 
mündigen sich als Verbrochen oder Vergehen oder 
als eine Uebertretung im Sinne des § 361 Ziff. 3 
oder 4 des Strafgesetzbuches (Laiidstreicherei oder 
Bettel) darstellen würde, und die Fürsorgeerziehung 
mit Rücksicht auf die Beschaffenheit der Handlung, 
auf die Persönlichkeit des Minderjährigen, seiner 
Eltern oder sonstigen Erzieher und auf seine übrigen 
l.ebensverhältnisse zur Verhütung weiterer sitt¬ 
licher Verwahrlosung erforderlich ist, oder 

2. wenn sonstige Tatsachen vorliegen, welche die 
Fürsorgeerziehung zur Verhütung des völligen sitt¬ 
lichen Verderbens notwendig machen. 

Die Fürsorgeerziehung ist in diesen Fällen sowie in 
(len Fällen der §§ 1666 Abs. 1 und 18.38 des Bürgerlichen 
tiosetzbuches nur anzuordnen, wenn der Minderjährige 
da.s sechzehnte Lebensjahr noc^h nicht vollendet hat. 

Die Anordnung der Fürsorgeerziehung kann in den 
Füllen des Abs. 1 Ziff. 1 u. 2 nur erfolgen, wenn die Er¬ 
ziehungsgewalt der Eltern oder sonstigen Fürsorger und 
die Zuchtmittel der Schule sowie anderweitige, der Gefahr 
sittlicher Verwahrlosung des ^linderjährigen vorbeugende 
Miissregeln sich als unzulänglich erweisen und wenn dem 
Bedürfnis nach eiiun* geordneten Erzieliung nicht auf 
anderem Weg (durch die öffentliche Arnienpflege oder 
die Vereinstätigkeit) ausreichend cntsprocdu'u wird. 
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Art. 22. Die ßestimmungeii der Art. 9 etc. des 
gegenwärtigen Gesetzes finden auch auf diejenigen Fälle, 
in welchen gemäss § 56 Abs. 2 St.G.B. der Angeschuldigte 
in eine Erziehungs- oder Besserungsanstalt gebracht werden 
soll, entsprechende Anwendung, soweit sich aus § 56 Abs. 2 
St.G.B. nicht ein anderes ergibt. Jedoch bleiben die Orts¬ 
armenverbände vom Kostenersatz befreit. Das Urteil des 
Strafgerichts tritt an die Stelle des Beschlusses des Vor¬ 
mundschaftsgerichts. 

II. 

Wie steht es nun mit der Statistik in den 
einzelnen Stauten ? 

Das P r e u s s i s c h e IM i n i s t e r i u m des Innern 
gibt seit dem Inkrafttreten des Preussischen Fürsorge¬ 
erziehungsgesetzes eine der Grösse des Landes ent- 
.sprec'hende umfangreiche und eingehende Statistik über 
die Fürsorgeerziehung Minderjähriger und über die Zwangs¬ 
erziehung Jugendliclier nach § 56 St.G.B. heraus, jeweils 
für das verflossene Rechnungsjahr {1. April bis 31. März). 
Der neueste Band (1907) enthält die Statistik für das 
Retdinungsjahr 1905 (1. April 1905 bis 31. März 1906), den 
(lesetzeste.xt, einen Voi hcricht, die Berichte der Kommunal- 
vcrl)äude und Oborpräsidcnten, Gerichtserkenntnisse, ein 
Verzeichnis der ErziehUMgaustalten und eine grosse Anzahl 
statistiselKM’ Tabellen. 

Die Tabellen enthalten eine Gesamtnachweisung über 
die Fürsorgezoglinge nach dem Stand vom 31. März 1906, 
di<^ Personalstatistik über die im Jahr 1905 der Fürsorge¬ 
eiziehung endgültig überwiesenen IM inderjährigen, die Unter¬ 
bringung der im Rechnungsjahr 1905 überwiesenen Für¬ 
sorgezoglinge, die gezahlten Pflegegelder, die in den 
Rechnungsjahren 1904, 1903, 1902 und 1901 überwiesenen 
Fürsorgez()glinge nach dem Stande vom 31. März 1906. 
die Uebersicht über den Bestand und die Unterbringung 
d<'r auf Grund des Gesetzes vom 1.‘». .März 1878 der Zwangs¬ 
erziehung überwiesenen Jugendlichen, soweit sie noch in 
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Fürsorgeerziehung sind, die Gesamtkosten der Fürsorge¬ 
erziehung und die Statistik über die auf Grund des § 56 
des St.G.B. der Zwangserziehung überwiesenen Jugend¬ 
lichen. 

Die Zöglinge werden nach verschiedenen Gesichts¬ 
punkten, insbesondere Alter, Geschlecht, Religionsbekenntnis, 
Führung, getrennt nachgewiesen. 

In Bayern, wo das Zwangserziehungsgesetz am 
30. Juni 1902 in Kraft trat, erfolgt die Bearbeitung der 
Statistik im Kgl. Statistischen Bureau auf Grund von Tabellen, 
Fragebogen und Uebersichten, die von den Amtsgerichten 
und den Verwaltungsbehörden (Bezirksämter, Magistrat) 
cinzusenden sind und zw'ar je für ein Kalenderjahr. Die 
Veröffentlichung erfolgt in der Zeitschrift des Statistischen 
Bureaus. 

Der letzte im Jahrgang 1906 ers(*hienene Bericht für 
das Jahr 1905 nebst Tabellen gibt Aufschluss, über 

1. Anfall und Erledigung von Zwangserziehungssachen 
bei den Vormundschaftsgerichten; 

2. die Anträge bezw. Anregungen auf Einleitung des 
Zwangserziehungsverfahrens; 

3. die bei den Distriktsverwaltungsbehördcn anhängigen 
Zw angserziehungsfäll e ; 

4. die Arten der Unterbringung der der Zwangserziehung 
unterw'orfenen Minderjährigen nach Altersklassen; 

5. die fortlaufenden Kosten für die atn Jahresschlüsse 
in Zwangserziehung untergebrachten lAlinderjährigen 
und Kostendeckung; 

6. die Fälle der vorläufigen Uiiterbringimg von Minder¬ 
jährigen : 

7. Geburts- und Altersverhältnisse der Minderjährigen, 
ausgeschieden nach Geschlechtern: 

8. Persönliche Verhältinsse der durch rechtskräftigen 
vormundschaftsgericliilichen Beschluss der Zwangs¬ 
erziehung untt'rworfenen Minderjährigen zurzeit der 
Anordnung der Zwangserzieliung: 
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9. Gerichtliche Bestrafungen und schlechte Neigungen 
der der Zwangserziehung unterworfenen Minderjährigen 
vor der Anordnung der Zwangserziehung; 

10. Häusliche und Leumundsverhältnisse der Eltern der 
der Zwangserziehung unterworfenen Minderjährigen 
zur Zeit der Zwangserziehung. 

Eine Sondererhebung beschäftigtesich mit den Gründen, 
die den Vollzug der Zwangserziehung gewöhnlich er¬ 
schweren. 

In Württemberg ist die Statistik über die Zwangs¬ 
erziehung Minderjähriger nach dem Gesetz vom 29. Dezember 
1899, oder die Fünsorgeerziehung Minderjähriger, nach dem 
diese Bezeichnung anordnenden Gesetz vom 11. November 
1905 enthalten in den Württembergischen Jahrbüchern für 
Statistik und Landeskunde, herausgegeben von dem K. 
Statistischen Landesamte und in dem von der gleichen 
Behörde herausgegebenen Statistischen Handbuch für das 
Königreich Württemberg. 

Die Uebersichten enthalten: 

a) Stand und Bewegung der der Fürsorgeerziehung 
unterworfenen Zöglinge, wobei unterschieden ist, 
ob die Fürsorgeerziehung angeordnet ist auf Grund 
des Art. 12 P.St.G.B., auf Grund § 1666 und bezw. 
oder § 1868 B.G.B. allein (reichsgesctzl. Be¬ 
stimmungen) 

auf Grund Art. 1 Abs. i Ziff. 1 und bezw. oder 
Ziff. 2 F.E.G. allein (landesgesetzl. Bestimmung) 
auf Grund reichs- und landesgesetzlicher Be¬ 
stimmungen (das sind die beiden vorgenannten 
gesetzl. Bestimmungen) 
oder auf Grund des § öO Abs. 2 St.G.B. 

b) Aenderungen in der Anordnung und Durchführung 
der Fürsorg€;erzichung; 

CI Entlassung aus der Füi'sorgeerziehung: 

d) persönliche Verhältnisse der Zöglinge; 

e) Kosten der Fürsorgeerziehung. 
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In Baden ist die Statistik über die Zwangserziehung¬ 
enthalten in dem von dem Grossherz. Statistischen Landes¬ 
amt herausgegebenen Statistischen Jahrbuch für das Gross¬ 
herzogtum Baden. 

Die in jedem Jahr veröffentlichte Uebersicht enthält 
nach den Angaben der Bezirksämter den Stand zu 
Beginn des Jahres, den Abgang und den Zugang, wobei 
eine Ausscheidung stattfindet nach ehelicher oder unehe¬ 
licher Abkunft, nach Alter, Geschlecht, Religionsbekenntnis, 
nach Vorhandensein von Eltern und nach dem Grund der 
Zwangserziehung. In letzterer Hinsicht ist nur angegeben: 
Zwangserziehung wegen Gefährdung durch die Eltern, 
wegen unzulänglicher häuslicher Erziehung und wegen 
strafbarer Handlungen (§§ 55 und 56 Abs. 2 St.G.B.) Be¬ 
züglich des Erfolges ist unterschieden : befriedigend, zw'eifel- 
haft, unbefriedigend und unbekannt. Auch sind die Kosten 
der Zwangserziehung angeführt. Bemerkenswert ist, dass 
in dem von den Bezirksämtern dem Ministerium des 
Innern vorzulegenden Formular zu den Tabellen sich auch 
die Frage befindet: Nachrichten über die spätere 
Führung und späteren Schicksale. 

Im G r o s s h e r z o g t u m Hessen enthalten die in 
d<‘n Mitteilungen der Grossherz. Hessischen Zentralstelle 
für Landesstatistik jährlich veröffentlichten Uebersichten 
über die seit Erlass des Gesetzes vom 11. Juni 1887 in 
Zwangserziehung gegebenen Kinder nur die Zahlen der 
überhaupt in Zwangserziehung gegebenen Kinder, des Zu¬ 
ganges, des Abganges, des letzten Standes und den Betrag 
der aufgewendeten Kosten. 

Weitere statische Behelfe waren dem Veifasser in 
der kurzen zur Verfügung stehenden Zeit nicht zugänglich. 
Das Vorhandene genügt aber zu der Feststellung, dass 
die Statistiken der einzelnen Bundesstaaten über die Für- 
Sorgeerziehungw'egen ihrer Ungleicbartigkeit cinezusainnnui- 
fasseiide Darstellung sehr erschweren, ja vielfach aus- 
schliessen. Es hätte hier erst eine Vei’einbarung stattzu- 
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finden über die Gesichtspunkte, nach denen, und über die 
Form, in der die Statistik hergestellt werden soll. 

Es fragt sich aber, ob nicht trotz dieser Schwierig¬ 
keiten und Hindernisse, trotz der Verschiedenheit der 
Gesetzesfassung in den einzelnen Bundesstaaten erreicht 
werden kann, dass die Erfolge oder Misserfolge der Für¬ 
sorgeerziehung ersichtlich sind. 

Die vorhandenen Statistiken, soweit sie dem Verfasser 
bekannt wurden, enthalten nur Angaben für die Dauer 
der Fürsorgeerziehung und allenfalls über die Vergangen¬ 
heit der Zöglinge, über das Verhalten der Zöglinge nach 
Beendigung der Fürsorgeerziehung enthalten sie nichts. 
Die angeführte Frage in der Badischen Tabelle scheint 
nicht weiter verfolgt zu werden. Die Preussische Statistik 
enthält die Angabe, bei wie viel Zöglingen sich die Führung 
der Zöglinge gegen diejenige des ersten Jahres in der 
Fürsorgeerziehung gebessert oder verschlechtert hat, über 
den voraussichtlichen Erfolg wird nur in dem Vorbericht 
gesprochen; indem in zustimmendem Sinne die Erfahrung 
der bekannten Führer auf diesem Arbeitsgebiet H e l d r i n g 
und F1 i e d n e r „ein Drittel gerettet, ein Drittel schwankend, 
ein Drittel untergegangen“ angeführt wird, 

Lölling sagt in seiner schon eingangs erwähnten 
Abhandlung über die Zwangserziehung Minderjähriger nach 
den deutschen Reichs- und Landesgesetzen Seite 23: 
„Wichtiger als die Zahlen der Krirainalstatistik wären 
Angaben darüber, in welchem Prozentsatz die aus der 
Zwangserziehung entlassenen Zöglinge später dem Ver¬ 
brechertum verfallen sind. Leider fehlt es aber fast gänz¬ 
lich an zuverlässigen Angaben hierüber. Soviel dem Ver¬ 
fasser bekannt,. ist eine statistische Erhebung für ein 
grö.sseres Gebiet nur von dein Verbände Schlesischer 
Rettungshäuser für die in den Jahren 1883—1892 in 
Schlesien aus den evangeliscdien Privatanstalten entlassenen 
Zöglinge in den Jahren 1899 und 1900 unternommen 
worden“. 
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Zunächst die Vorfrage: Wann ist von einem Erfolg, 
wann von einem Misserfolg zu sprechen? Ein Erfolg 
liegt zweifellos dann vor, wenn der aus der Fürsorge¬ 
erziehung Entlassene die Aufgaben, die der von ihm er¬ 
wählte Beruf an ihn stellt, erfüllt, wenn er ehrlich bleibt, 
wenn er das, was Staat und Gesellschaft von ihm zu ver¬ 
langen berechtigt sind, leistet, vielleicht kann man zu- 
sainmenfassend sagen, w^enn er seine sozialen Pflichten erfüllt. 

Ein Misserfolg liegt vor, w'enn das Gegenteil eintritt, 
wenn der aus der Fürsorgeerziehung Entlassene in den 
Zustand zurückfällt, aus, dem er durch die Erziehung ge¬ 
rettet werden sollte, w^enn er zum Verbrecher, zum Land¬ 
streicher wird, sich der Gewerbsunzucht hingibt, dem 
Trünke verfällt, aus seinem Verschulden der Armenpflege 
zur Lasst fällt. Wie lange man das Eintreten solchen 
Verderbens mit der Erziehung in Zusammenhang bringen 
kann, ist zweifelhaft. Doch wird man sagen können, wenn 
ein Kntlassener mehrere Jahre lang sich gut gehalten hat 
und erst später zu Fall kommt, so kann man der Er- 
zi(‘hung nicht die Schuld geben und das spätere Unglück 
hängt nicht, wenigstens nicht nachweislich, mit dem 
fiüheren Zustand vor der Fürsorgeerziehung zusammen. 

Welcher Zeitpunkt soll entscheidend sein ? ln der 
Regel wir die Fürsorgeerziehung mit dem 18. Lebensjahr 
enden, spätestens beim Eintritt der Volljährigkeit. Wenn 
die Vollendung des 25. Lebensjahres angenommen wird 
als den Zeitpunkt, in wxkdiem die Erziehung nidit mehr 
in Frage kommt, so wiid das allgemein verbreiteten An- 
si lianungen entsprechen. 

Es W'äre also Aufgabe der .Statistik bis zum vollendeten 
~'k Lebensjahr des aus diT Fürsorgeerziehung Entlassenen 
dessen Haltung, die Wirkung der Fürsorgeerziehung naeh- 
znweisen. 


Soweit die Begehung sti afbarer Handlungen in Frage 
ist, entsteht keine Schwierigkeit. Die Strafn'gistcrbehönh; 
erhält über jeden zur Entlassung kommendtui Zögling eine 
Nachricht ähnlicher Art wie die St(‘ckl)riefe, wodurcli sie 
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veranlasst wird, von jeder Strafmitteilung oder noch besser 
auch schon von jedem Ersuchen um Strafregisterauszug 
der Behörde, von der die Nachricht kam, Mitteilung zu 
machen. 

Zunächst wäre wohl dem Vormundschaftsgericht die 
Aufgabe zuzuweisen, für die Benachrichtigung der Straf¬ 
registerbehörde zu sorgen und die eirikoramenden Mit¬ 
teilungen zu sammeln und der Zentralstelle einzusenden. 
Allein es gibt Fälle, in denen die Amtsgerichte nicht tätig 
sind (§ 56 St.G.B.), auch ist das Amtsgericht fast aus¬ 

nahmslos nur die entscheidende Behörde. Endet die Für¬ 
sorgeerziehung durch Ablauf der gesetzl. bestimmten Zeit, 
so ist das Vormundschaftsgericht, falls der Zögling, nicht 
unter Vormundschaft steht, mit der Sache gar nicht mehr 
befasst. Sich mit dem Schicksal des Entlassenen über die 
Zeit der Volljährigkeit hinaus zu beschäftigen, fehlt für 
das Vormundschaftsgericht der Anlass. Es wird sich des¬ 
halb empfehlen, diese Aufgabe ebenso wie die weitere 
Aufgabe, die Führung der entlassenen Zöglinge bis zum 
25. Jahr zu verfolgen, der Behörde zu übertragen, der die 
Vollziehung des die Zwangserziehung anordnenden Be- 
selilusses obliegt. 

Diese Behörde ist in Anhalt die Regierung, Ab¬ 
teilung des Innern, in Baden das Bezirksamt, in Bayern 
die Distriksverwaltungsbehörde (die Magistrate der vm- 
inittclbaren Städte, die Bezirksämter), in B r a u n s c h w e i g 
die Landespolizeibehörde, in Bremen die Kommission 
des Senats für Polizeiangelegenheiten, in Elsass-Lotli- 
r in gen die von dem Ministerium bezeichnete Ver- 
walt’angsi)ehörde, in Hamburg das Waisenhauskollegium, 
iui Grossherzogtum H e s s e n das Kreisamt, in Lippe die 
Regierung, in Lübeck das Vorinundschaftsgericht, in 
M e c k 1 e n b u r g - S c h w e r i n und - S t r e 1 i t z die Orts¬ 
obrigkeit, in Olde n b u r g das Staatsministerium, in 
Preussen der Kommunal verband, in Reuss ä. L. das 
Landratsamt oder der städtische Gemeindevorstand, in 
Reuss j. L. das Landratsamt oder der Stadtrat zu Gei'a, 
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in Sachsen-Altenburg das Ministerium, Abteilung 
des Innern, in Sachsen-Coburg und -Gotha die 
Bezirks Verwaltungsbehörde, in Sachsen- Meiningen 
der Landrat, in Sachsen-Weimar-Eisen ach der 
Bezirksdirektor, in Schaumburg-Lippe das Ministerium, 
in Schwarzburg - Rudolstadt das Ministerium, 
in Schwarzburg-Sondershausen der Landrat, in 
Wa 1 deck der Kreisamtmann, in Württemberg der 
Ausschuss der Landarmenbehörde. 

Wichtig ist, dass die von den zuständigen Behörden 
anzustellenden Ermittlungen den entlassenen Fürsorge¬ 
zögling nicht in seinem Fortkommen schädigen. Es wird 
deshalb mit besonderer Schonung und Vorsicht zu ver¬ 
fahren sein. Es liegt nahe, dass die staatlichen Organe 
sich der Vereinstätigkeit bedienen, die nicht weniger ge¬ 
wissenhaft aber dabei mit der nötigen Zartheit und Rück¬ 
sicht verfahren würde. Der „Freiwillige Erziehungsbeirat“ 
in Berlin mit seiner grossartigen Organisation dürfte sich 
liiczu eignen, ebenso die in Frankfurt a. M. bestehende 
Zentrale für private Fürsorge (Vergl. Landsberg, das 
Recht der Zwangs- und Fürsorgeerziehung, Berlin Roth¬ 
schild 1908 S. 245 ff). 

Vor allem aber dürften sich dazu die Fürsorge- und 
< )bsorge-Vereine für entlassene Gefangene eignen, deren 
^hganisation sich über das ganze Reich erstreckt, und in 
iminer weiterem Ausbau begriffen ist. Man wird vielleicht 
einwenden, dass die Tätigkeit eines solchen Vereins für 
d**n aus der Fürsorgeerziehung Entlassenen unangenehme, 
peinliche Folgen haben könnte. Allein diese Besorgnis 
ist unbegründet. Wird ja doch in einzelnen Bundesstaaten 
die Aufsicht auf Bedingt-Begnadigte solchen Vereinen un¬ 
bedenklich übertragen. Vorausgesetzt, dass taktvoll vor¬ 
gegangen wird, sind Schädiaiingen für die Entlassenen 
ni<ht zu befürchten. Das Verfabren ist so gedaelit, dass 
die zuständige Behörde dem Fürsorgevercin des Ortes, 
Wo entlassene Zögling seinen Aufenthalt nimmt, ein 

I"rniular übersendet mit dem Ersuchen, die darin be- 
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nannte Person im Auge zu behalten und über deren Fort¬ 
kommen und Führung am Jahresschluss oder bei Wechsel 
des Aufenthaltes durch Ausfüllung des Formulars zu be¬ 
richten. Der ersuchte Verein würde dies durch eine 
Vertrauensperson ausführen lassen. Die „zuständige Be¬ 
hörde“ hätte die einkommenden Berichte an die ihr Vor¬ 
gesetzte Zentralstelle zu senden. Diese Stelle hätte die 
Aufnahme in die Statistik zu veranlassen. 

An Orten, für welche keine Fürsorge- oder Obsorge- 
Vereine bestehen, könnten die Pfarrämter um die nötigen 
Mitteilungen angegangen werden. Es werden dies doch 
nur kleine Orte sein. 

Der Verfasser kommt zu folgendem Schluss: 

„Die Erfolge oder Misserfolge der Fürsorgeerziehung 
(Zwangserziehung) könnten aus der Statistik nur dann 
mit einiger Sicherheit ersehen werden, wenn die Statistiken 
aller Bundesstaaten — soweit tunlich nach überein¬ 
stimmenden Formularen — die Zöglinge in Gruppen be¬ 
handeln würden, die nach der die Fürsorgeerziehung 
(Zwangserziehung) begründenden gesetzlichen Bestimmung 
getrennt gehalten sind, und Avenn diese Gruppen nicht 
nur bis zur Beendigung der Fürsorgeerziehung (Zwang.'^- 
erziehung) sondern darüber hinaus bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres des Zöglings in Tabellen vorgeführt 
wüiah'n, die für jedes Jahr seit der Entlassung das Er- 
g(‘l)nis der über die Kriminalität, die Führung und das 
Forikonmien der Einzelnen angestellten Ermittlungen er- 
siclitlich niaclien.“ 
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Welche Fragen des Strafvollzugs 
eignen sich zur gesetzlichen Regelung? 

Gutachten von Anstaltsdirektor, Oberreg’ierungsrat Rossmy, 

Hoheneck (Sachsen). 


Zehn Jahre Zuchthaus, so lautet das Urteil in dem 
einen, drei Jahre Gefängnis in dem anderen Falle. 

Der dicht gefüllt gewesene Verhandlungssaal leert 
sich langsam. 

Die Verurteilten werden in ihre Zellen zurückgebracht. 

Was ihnen folgt: Gleichgiltige, mitleidige, teilnehmende, 
höhnische, verachtungsvolle Blicke, Empfindungen, deren 
wohl auch hier und da mehr oder minder laut Ausdruck 
gegeben wird. 

Aber nur Wenige fragen oder Niemand spricht davon, 
wie sie wohl zurückkehren werden, wenn sich dem Einen 
nach 10, dem Andern nach 3 Jahren die Tore des Straf¬ 
hauses wieder öffnen, zur Rückkehr in die Freiheit, aber 
auch zum Kampfe um die Existenz. 

Der morgende Tag bringt ja eine neue Verhandlung, 
die in Ansehung der dabei zur Verurteilung gelangenden 
Personen, der Art des Verbrechens oder Vergehens, das 
stets vorhandene Sensationsbedürfnis, die Lust am Pikanten 
noch mehr zu befriedigen imstande sein wird als die 
heutige. 

Das Urteil ist gesproc-hen, die ((iiälende Ungewissheit 
vorl)ei, vorüber die lange inai'torvollc Untersuclumgshaft 
mit ihrer Angst und Pein, mit ihrem Mangen und Bangen, 
mit ihrem Hoffen und Veiv.agcn, mit den das Gehirn zcr- 
mart(‘rnden Gedanken, mit den aufregenden Tagen, mit 
den schlaflosen NäeliKUh 

Schlaflose Nilchtc ?! Wei'den sie diese Nacht schlalen 
kennen, die letzte Nacht in diesem llaus(‘?! 

I)ei‘ morgend(‘ 'Pag ist zur l"el)erfühiMnig für den 
Kinen in das Zuchihaus zii N.. r(ii- ihn Amhu'en in die 
Gefiiiiir'iiis.strafanstalt zu N. l)estimmt. 
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Wie wird das An nah me verfahren dort sein? Wird 
nicht manche Demütigung mit in den Kauf genommen 
werden müssen, die zum Ausdrucke bringt, du bist aus- 
gestossen aus der menschlichen Gesellschaft, du bist nur 
eine Nummer? 

Wird das Aeussere durch scheren des Haupthaares, 
Abnehmen des Bartes eine peinlich berührende Veränderung 
erleiden ? 

Wenn eine Einteilung der Gefangenen in verschiedene 
Klassen stattfindet, welcher werde ich zugewiesen werden ? 

In welcher Weise unterscheiden sich die Gefangenen 
der verschiedenen Klassen und was ist bezüglich der Be¬ 
handlung der einzelnen Klassen geordnet? 

Werde ich auch dort, so bangt der Eine, wieder in 
Einzelhaft, deren Schrecken ich in der Monate andauern¬ 
den Untersuchungshaft kennen gelernt habe, überwiesen 
werden oder wird es möglich sein, dass ich die mir zu¬ 
erkannte Strafe mit Männern verbüsse, die einer ähnlichen 
sozialen Schicht entstammen wie ich? . 

Werde ich, so fragt der Andere, meine Strafe in 
Einzelhaft verbüssen können, allein mit meinem Gott in 
der Stille der Zelle, sodass ich bew^ahrt bleibe vor dem 
Zusammensein mit Schicksalsgenossen? 

Wird am Straforte gesorgt sein für Anregung des 
<Jeist('s und Gemütes durch eine Büchersammlung, die den 
verschiedenartigen Bedürfnissen und der mannigfachen 
Veranlagung Rechnung trägt? 

Werde ich an jedem Sonn- und Festtage Gelegenheit 
haben, die ich so oft versäumt, einem Gottesdienste bei- 
zuwolmen, zeitweilig an der Feier des heiligen Abendmahles 
tcilzLinehmen ? Wird sich ein Seelsorger meiner annehmen, 
mich, den Einsamen, öfters in der Zelle besuchen und mir, 
sollte ich nicht wieder heimkehren, auf dem Sterbebette 
den letzten Trost spenden und am Grabe für mich beten ? 

Wird sich, so fragt wohl ein den gel)ildeteren Ständen 
allgehöriger idann, die Füglichkeit bieten, mich in einer 
Weise zu beschäftigen, die mir die Strafzeit erträglich 
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gestaltet und vor Allem mich befähigt, nach der Entlassung 
den Kampf mit dem Leben mit einiger Aussicht auf Erfolg 
Hufzunehmen *? 

Und ein noch in jugendlichem Alter stehender Ver¬ 
urteilter fragt wohl bang, ob es auch Unterricht in der 
Anstalt geben werde, an dem er so gern teilnehmen 
würde. 

Ist ein öfterer schriftlicher Verkehr oder ein zeit- 
weiligermündlicherGedankenaustausch mit den Angehörigen, 
die, trotz der Verfehlung, den Sohn, den Gatten, den Vater, 
nicht aus dem Herzen gerissen haben, gestattet? 

Welche Arbeit wird mir zugewiesen werden? 

Wird dabei entsprechende Rücksicht auf Gesundheit, 
Fähigkeiten, das künftige Fortkommen geübt? 

Wie ist die Dauer der Arbeit, die tägliche Arbeits¬ 
zeit geregelt? 

Findet anhaltender ausgezeichneter Fleiss bei guter 
Führung Anerkennung durch Gewährung einer Arbeits¬ 
belohnung und deren teilweise Verwendung schon während 
der Strafhaft? 

Und nun die wichtige Frage wegen der Verpflegung, 

Was wird von der Anstalt gewährt? 

Ist es nach Umfang und Beschaffenheit genügend 
zur Erhaltung des Lebens, der Gesundheit und Arbeitskraft? 

^Velcher Art sind die Bestimmungen über Kleidung, 
Wäsche und Lagerstätten? 

Wird es gestattet sein, besondere Kleidiings-. Wäsche- 
iiiul Lagerstücke zu füliren ? 

Welche iMassnahmen sind getroffen und welche Liii- 
rielitungen sind vorliaiidcn, für die so nötige Korper- 
rtdnigung durch Wasehungen und Bäder und beziehentlich 
des (Jenns-<es freier Luft und d(‘r näclttliclien Ruhe? 

Wenn al)er das liarte Los der G(d;ingeiischaft noch 
eine weitere lM's<diwcnnig erfährt durch Fessebing an ein 
Krankenlager ? 

Hlittter tiir u inlc \1 I. li 
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Wie ist dann die Unterbringung, Behandlung und 
Pflege geregelt, wie ärztliche Hilfe in gewöhnlichen und 
ausserordentlichen Fällen gewährleistet? 

Und wenn es mir beschieden sein sollte, fern von 
der Heimat und meinen Lieben, im Strafhause zu enden, 
wird mein sterblich Teil seine letzte Ruhestätte auf einem 
Friedhofe finden oder wird die Ablieferung an die Anatomie 
erfolgen ? 

Es ist kein Phuntasiestück, was ich da gezeichnet habe. 

Im weiten Deutschen Reiche werden alljährlich 
Tausende von Verurteilten von solchen Gedanken bewegt, 
und die letzteren werden geteilt von in Mitleidenschaft 
gezogenen Angehörigen. 

Schwer bekümmerte Eltern, die trotz alledem und 
alledem den tief gefallenen Sohn auch künftig noch als 
solchen anerkennen und nennen, ihm Herz und Elternhaus 
nicht verschlie.ssen wollen, die verzweifelnde, vielleicht 
tief gekränkte Gattin, die auch in den kommenden schweren 
Tagen zu dem Manne, dem sie an geweihter Stätte Treue 
gelobt, halten, ihn nicht verlassen will, sie sagen sich: 
Wird der Sohn, der Gatte heimkehren körperlich unge¬ 
schwächt, geistig rege, in sittlicher Hinsicht nicht nur 
ungefährdet, sondern gefördert? 

Für notorische Vagabunden und verkommene Ge- 
wohnheitsveil)r(‘ehcr wird schon die Untersuchungshaft 
keine Selireeken haben, und noch weniger werden sie sich 
mit Gedanken und Sorgen der bezeichneten Art quälen 
und bescliweren. 

Sie wissen Bescheid, mögen sie nun ihre Verfehlungen 
im Norden oder Süden, im Osten oder Westen des grossen 
Dem sehen Beiciies büssen und sühnen. 

l’nd noch eine andere Kategorie braucht sich nicht 
mit ZwtMf(dn wegen des iiir Itevorslelienden Schicksals zu 
irag(*n, das sind die zum Tode Verurteilten, nachdem auf 
ein etwa angchraehtes (iesueh uni Verwandlung der Strafe 
in lebenslängliches Zuchthaus eine abfällige Allerhöchste 
Fntschliessung h»‘rabgelangt ist. 
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Sie wissen genau, dass sie nicht unter den Galgen 
gestellt, dass sie nicht zu Pulver und Blei begnadigt werden, 
dass ihrer nicht der Strick wartet. 

§ 13 des R.St.G.B. lässt keinen Zweifel über den 
Vollzug der Todesstrafe, stellt ihn nicht in das Ermessen 
der einzelnen Regierungen. Die Todesstrafe ist durch Ent¬ 
hauptung zu vollstrecken. 

Damit ist der Uebergang gegeben zu dem Inhalte 
des Reichsstrafgesetzbuches, insofern es sich um die Art 
der Freiheitsstrafen und ihren Vollzug handelt. 

Was sich da findet, ist wenig genug, kann geradezu 
als dürftig bezeichnet werden. 

Wenn man davon absieht, was in den §§ 14, 16, 17 
und 18 über die Zuchthaus-, Gefängnisstrafe, Festungshaft 
und Haft, besonders über deren Dauer bemerkt ist, und 
was sonst noch über die Nebenstrafen, Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte, Zulässigkeit von Polizeiaufsicht, 
Strafberechnung, Verjährung der Strafvollstreckung, Aus¬ 
schluss der Strafe bei geistiger Störung, Strafwürdigkeit, 
an Bestimmungen sich findet, so bleiben von den eigent¬ 
lichen Älomenten des Strafvollzuges nur die Vorschriften 
über den Arbeitszwang bei den zu Zuchthausstrafe Ver¬ 
urteilten, über die Beschäftigung der Gefängnissträflinge, 
die Verhängung der Einzelhaft mit einer zeitlichen Ein¬ 
schränkung, die Einrichtung der vorläufigen Entlassung 
und die im § 57 vorgeschriebene Unterbringung jugend¬ 
licher Personen in bestimmten Anstalten oder Räumen. 

Die Fassung der 15 und 16, welche von der P.e- 
scliäftigung der zu Zuchthaus- und der zu (lefängnis- 
struf(‘ verurteilten Personeti handeln, deutet darauf hin, 
dass man den Hauj)tunt('rschi(‘d dieser beiden Srrafaricn 
in die verschiedenen (Jcstaliimgeii des Arl)eitszwanges bri 
Zuchthaus- und Gefängnisstrafe geh'gt wissen wollte. 

Wie sicht's damit in (h'r Wii’klichkeit aus? 

Was § 16 für die Giefäiignisstiiiriinge fordert, dass sie 
auf eine ihren Fähigkeiten und \'ei hälrnissen angeinessem* 
^Veise besehiiftigt werden sollen, gilt anel) in Püeksiehf 
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auf die beim Strafvollzüge unbedingt nötige Individuali¬ 
sierung, das staatliche, finanzielle und das persönliche 
Interesse des Verurteilten auch für Zuchthausgefangene. 

Auch bei diesen werden die sonstigen bei Zuteilung 
von Arbeit an Gefangene massgebenden Momente, wie 
Gesundheitszustand, künftiges Fortkommen, Bildungsgrad 
und Berufsverhältnisse gebührende Berücksichtigung finden 
müssen, und dies um so mehr, als im Zuchthause meist 
längere Strafzeiten zur Vollstreckung gelangen, die eben 
deshalb dazu nötigen, den. Gefangenen, sofern irgend tun¬ 
lich, so zu beschäftigen, dass er nicht nur allgemein ge¬ 
sundheitlich und erwerbsfähig, sondern beruflich geschickt 
und arbeitsfreudig die Anstalt verlässt, um bei sonst vor¬ 
handenem guten Willen leichter wieder festen Fuss fassen 
zu können. 

Und was die Verwendung ausserhalb der Anstalt 
betrifft, die nach § 16 nur mit Zustimmung der zu Ge¬ 
fängnisstrafe Verurteilten zulässig ist, so wird erfahrungs- 
mässig eine solche Beschäftigung von vielen Gefängnis¬ 
sträflingen begehrt und im Falle der Verwendung als 
Vergünstigung angesehen, während andererseits wohl kein 
Ansialtsvorstand einen Zuchthausgefangeiien, der aus irgend 
welchen Gründen gebeten liat, von seiner Verwendung 
ausserhalb der Anstalt abzusehen, dazu nötigen wird. 

Einmal verbieten dies disziplinelle und noch mehr 
sieherheitlichc Bedenken, und falls der Grund etwa in einem 
noch vorhandenen besseren Gefühl, welches die Schau¬ 
stellung bei .Vussenarbeit scheut, liegen sollte, so muss es 
auch beim Zuchthausgefangenen Berücksichtigung finden, 
ist (loch Schonung noch vorhandenen Ehrgefühls bei Ver¬ 
brechern der wirksamste ITelx'l, um bessernd und fördernd 
auf .sie einzuwirken. 

Die Fassung des § 16, insl)cson(lers des „können 
beschäftigt werd(*n und sind zu beschäftigen^^, führte 
früher nicht selten zu d('r Annahme, dass überhaupt für 
zu (lefängnissti'al'e Verurteilte keine Nötigung zur Arbeit 
eintiaäen könne, und dass andererseits die Anstaltsver- 



285 


waltungen gehalten seien, für Beschäftigung zu sorgen, 
bei denen auf die Fähigkeiten und Verhältnisse besondere 
Rücksicht genommen werden müsse. 

Auch gewitzte Gefangene beliebten diese Auslegung 
und man war ab und zu, w'enn Verständigungen und Er¬ 
mahnungen sich fruchtlos erwiesen, genötigt, wenn sie sich 
nicht zum arbeiten bequemen wollten, ihnen das gute 
Wort: Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen, in empfind¬ 
licher Weise zu Gemüte zu führen. 

Und was die Beschaffung geeigneter Art betrifft, so 
stösst diese bekanntlich überhaupt auf mannigfache 
Schwierigkeiten; diese würden aber eine wesentliche Er¬ 
höhung erfahren, wenn etwa einzelne Gefängnissträflinge 
unter Hinweis auf die Fassung des § 16 sich zu Sonder¬ 
wünschen berechtigt glaubten. 

Die Auslegung, wie dieser § 16 in dem Kommentar 
von Dr. von Schwarze, insbesondere das Wort „können“ 
erfuhr, erledigte für den praktischen Vollzug allen Zweifel 
und schuf eine angemessene Unterlage für nötig werdende 
Verständigungen, 

In ähnlicher Weise, wie bei der Vorschrift über die 
Beschäftigung der Gefängnissträflinge machten sich auch 
bezüglich der Bestimmung im § 22 des R.St.G.B., dass 
die Einzelhaft ohne Zustimmung des Gefangenen die Dauer 
VOJ 1 3 Jahren nicht übersteigen dürfe, Aenclerungen lind 
Erläuterungen nötig. 

Die.se Bestiniinung, nach ihrem AVortlaute erfasst und 
ausgeführt, mu.sste zur Folge haben, dass aus schwer¬ 
wiegenden Gründen disziplincller, sicherheitlicher oder 
gesundheifspolizeilichcr Natur der Einzelhaft überwiesene 
Gefangene in die genieinsaine Haft versetzt werden mussten, 
wenn sie ihre Zustimmung zur Fortsetzung der Strafe in 
Einzelhaft nicht erteilten. 

Was sich daraus für Folgen bedenklich.ster Art, in 
disziplineller, sicherheitlicher und gesundheitlicherBeziehung 
für den Betrieb im Innern, für den Ruf der Anstalt na< h 
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Aussen ergeben können, bedarf an dieser Stelle keiner 
näheren Ausführung. 

Es kann daher, so unbedingt nötig auch die den 
Gefangenen zu gewährende und hoch einzuschätzende 
staatliche Fürsorge ist, keinem Zweifel unterliegen, dass 
Gefangene, gegen deren Versetzung in gemeinsame Haft 
schwerwiegeiide Bedenken der bezeichneten Art vorhanden 
sind, auch gegen ihren Willen in Einzelhaft gehalten werden 
können, wenn diese die Dauer von 3 Jahren übersteigt, 
selbst auf die Gefahr hin, dass daraus für den Einzelnen 
Gefahren und Schädigungen in körperlicher, geistiger oder 
gemütlicher Beziehung entstehen. 

Höher steht die Rücksichtnahme auf das Wohl der 
Gesamtheit. 

Da das Reichstrafgesetzbuch so wenig Anhaltepunkte 
für die Ordnung der vielen und vielgestaltigen Fragen des 
Strafvollzuges bot, so war es erklärlich, dass die Regie¬ 
rungen der einzelnen Bundesstaaten, ein jeder Stamm nach 
seiner Art, den Strafvollzug durch besondere Hausordnungen 
und Regulative ordneten und im Laufe der Zeit auf Grund 
der gemachten Erfahrungen durch erläuternde und ci- 
gänzende Verordnungen Aveiter ausbauten. 

Es liegt nahe, dass sich hieraus eine grosse Mannig¬ 
faltigkeit ergab, je nach den in dem einen Lande herrschen¬ 
den Anschauungen, den leitenden Persönlichkeiten, dem 
lunstande, ob die Paiianiente der Einzelstaaten dem Straf¬ 
vollzug Verständnis entgegenbrachten und bei Bedarf die 
beantragten Mittel zu seiner Förderung bewilligten oder 
ob das Gegenteil der Fall war. 

l'iid diese Vielgestaltigkeit auf einem Gebiete, wo 
doch hohe Güter auf dem Spiele stelum : Gesundheit, Ehre, 
Lebtm. die Zukunft A’^on Tausenden, Avenn auch gefallenen 
Menschen 1 

Es Avar daher natürlich, dass Aviederholt in der Presse, 
auf den Versammlungen des Vereins deutscher Strafan- 
staltsbeamten, des Noialwestdeutschen Vereins für Ge- 
fängnisAvesen, im Reichstage, die Foixhuung nach einer 
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oiiiheitlichei) gesetzlichen Regelung des Strafvollzuges laut 
wurde. 

So hat der erstgenannte Verein auf der Versammlung 
in Berlin, 1879, die gesetzliche Regelung des Strafvollzugs 
als ein untibweisbares Bedürfnis ausdrücklich anerkannt 
und der an zweiter Stelle genannte Gefängnisverein, in 
der Versammlung von „Freunden des Gefängniswesens“ 
zu Altona, am 15. November 1876, auf die Tagesordnung 
u. a. gesetzt: 

„Grundlage der Neuorganisation des Gefängnis Wesens 
in Deutschland bildet ein Reichsstrafvollzugsgesetz, wo¬ 
durch in erster Linie die einheitliche Organisation des 
Lefängniswesens festgestellt wird“. 

Si(die auch die Beschlüsse der Versammlung der 
deutschen Strafanstaltsbeamten in Stuttgart 1877 und 1872 
Versammlung der Rheinisch-Westphälisehen Gefängnis- 
g'Sidlschaft. 

Auf Antrag des Abgeordneten Dr. Tellkampf be¬ 
schloss d(‘r Reielistag in der Sitzung vom 29. .luni 1875 
die einheitliche Regelung des Strafvollzugs. 

Siehe die die.selbe Angelegenheit behandelnden Reso¬ 
lutionen des Deutschen Reichstages vom 4. März 1870, 
und vom 21. Dezember 1876. 

Am 19. März 1879 wurde durch den Stellvertreter 
des Reichskanzh'rs, Otto Graf zu Stollherg im Aufträge 
des deutschen Kaisers, dem deutschen Buudt'srate der 
neue „Lntwurf eines Gestuzes über die Vollstreckung der 
Fr(*ihcitsstraf(*n nebst Motiven und sieben Anlagen“ vor¬ 
gelegt. 

Der Entwurf ist gescdieitert und zwar vorwiegend 
aus Gründen finanzieller Xtitiir. 

Nach § 14 sollten die Zuchthaus- und die Gefängnis¬ 
strafe mit Einzelh.uft beginnen. 

Die Durchführung dieser Bestimmung, selbst wenn 
die Deckung des nötigtui Zellenbedarfes auf eine längere 
Zeit himius vertm'lt worden wäre, würde tilter so erheb- 
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liehe Mittel in Anspruch genommen haben, dass dafür 
wohl keine Volksvertretung zu haben gewesen wäre. 

Gewissermassen wieder aufgenommen ist der Entwurf 
durch die unter dem 6. November 1897 veröffentlichten 
„Grundsätze, welche bei dem Vollzüge gerichtlich er¬ 
kannter Freiheitsstrafen bis zu weiterer gemeinsamer 
Regelung zur Anwendung kommen“. 

Da aber im § 37 dieser Grundsätze bemerkt ist, dass 
für jede Anstalt von der Aufsichtsbehörde eine Hausord¬ 
nung erlassen wird, welche alle die Behandlung der Ge¬ 
fangenen regelnden Vorschriften enthält, besteht die Mannig¬ 
faltigkeit beim Vollzüge der erkannten Strafen nach wie 
vor fort. 

Wenn nun auch feststeht und anerkannt werden muss, 
dass die Regierungen der einzelnen Bundesstaaten bemüht 
gewesen sind, beim Erlass der Hausordnungen Rücksicht 
darauf zu nehmen, dass die fernere Ausgestaltung dos 
Strafvollzuges im Sinne einer verständigen Humanität ge¬ 
währleistet ist und auch den idealen Zwecken der Straf»* 
entsprechend Rechnung getragen werden kann und soll, 
so mangelt doch auf einem wichtigen Gebiete Einheit und 
Gleichheit. 

Es seien aus den Grundsätzen nur 3 Hauptinoinente 
des Strafvollzugs inszVuge gefasst, die über die Beköstigung, 
die Kleidung und die Verwendung der Arbeitsbelohnungen 
während der Strafhaft getroffenen Bestimmungen. 

Die letzteren sind nach ihrer Fassung so allgemein 
gehalten, dass der Freiheit in der Auffassungsgabe seitens 
der einzelnen Regierungen und wie sie diese bezeichneten 
Momente des Strafvollzuges ausgestalteii wollen, ein grosser 
Spielraum gewährt wird, der eine so wesentliche Ver- 
schicdeidieit des Strafvollzugs mit sich bringt, da-ss ein zu 
Gefängnisstrafe Verurteilter unter Umständen eine härtere 
Strafe vei'biisst, als ein Zuchthausgefangener, der von seinem 
Schicksal in einem Lande mit milderem Regime ereilt wird. 

So kann, um zu erläutern, der erste Satz in dem § 2.'» 
der Grundsätze, je nach der Auffassung und Anschauung 
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der leitenden Stelle, dahin ausgelegt werden, dass dem 
Gefangenen bezüglich der Ernährung nur das unbedingt 
Nötige zu gewähren sei, während es den Gefangenen über¬ 
lassen bleiben müsse, durch andauernden Fleiss und an¬ 
gestrengte Leistungen sich eine möglichst hohe Arbeits¬ 
belohnung zu sichern, mit Hilfe derer es ihnen möglich sei, 
durch Verschaffung sogenannter Extragenussmittel die An¬ 
staltskost zu verbessern. 

Anderwärts gilt wieder der Grundsatz, dass an Ge¬ 
währungen von der Anstalt dem Gefangenen das gewährt 
wird, was er braucht, eine Aufbesserung der Kost durch 
Ankauf von Extragenussmitteln aber überhaupt nicht oder 
nur in beschränktem Umfange, entweder in bestimmten 
Zeiträumen gestattet, oder in das Ermessen der Anstalts¬ 
direktion gestellt ist und dann als Belohnung für andauern¬ 
den Fleiss, gute Führung und ernstes Streben nach sitr- 
lieher Besserung angesehen wird. 

Tatsächlich weisen denn auch die Bestimmungen iilxu' 
Beköstigung, Gewährung von Extragenussmitteln und um 
das gleich mit hinzuzunehmen, Kleidung, Wäsche und 
Lagerstätten eine grosse unter Umständen empfindlich 
berührende Verschiedenheit auf. 

Ebenso allgemein, freien Spielraum lassend, ist die 
Bestimmung über die Kleidung im § 25 der Grundsätze. 

Darnach kann, wie es im 1. Satze heisst, für die Ge¬ 
fangenen Anstaltskleidung eingeführt werden. 

Was es für einen Verurteilten zu bedeuten hat, ins- 
bc.sonders, wenn erbesseren sozialen Schichten entstammend, 
b(!i noch vorhandenem besseren Gefühl und einem Rück¬ 
blick auf bisher tadellose Vergangenheit, vielleicht ein 
Vergehen büssend, das nicht unedlen Beweggründen ent¬ 
sprang, ob er der schmachvollen und demütigenden Pro¬ 
zedur des Einkleidens unterzogen wird, oder ob es ihm 
erspart bleibt, das Kleid der Schande zu trugen, bedarf 
hier keiner näheren Au.sführimg. 

Jetzt kann’s geschehen, dass ein Verurteilter, der 
ein auch in den Augen der sonst streng richtenden bürger- 
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liehen Gesellschaft nicht als ehrenrührig geltendes Ver¬ 
gehen büsst, mit dem gewohnheitsinässigen Diebe die 
gleiche Kappe trägt, und doch sind sie, mit dem Blicke 
des individualisierenden Strafvollzugs gemessen, nicht 
gleiche Brüder. 

Wenn die Bestimmungen über die herausgehobenen 
Momente des Strafvollzugs, Beköstigung, Bekleidung und 
Gewährung von Extragenussmitteln in den Grundsätzen 
nur sehr allgemein gehalten sind, so fehlt jeder Anhalt 
über die Einteilung der Gefangenen in verschiedene Klassen, 
je nach Massgabe ihres sittlichen Zustandes und ihres 
Verhaltens in der Anstalt. Und doch ist eine solche Ein¬ 
richtung, wie sie im Königreiche Sachsen mit erspriess- 
lichem Erfolge seit über einem halben Jahrhundert besteht, 
vom disziplinelleii und erziehlichen Standpunkte von hohem 
Werte, bietet sie doch bei verständnisvoller Handhabung 
— die unerlässliche Voraussetzung für jeden Vollzugsakt — 
die Grundlage für einen individualisierenden Strafvollzug 
und die Füglichkeit, ohne besondere Komplikation, den ini 
progres.siven Haftsystem liegenden glücklichen Gedanken 
einer Mitwirkung der Gefangenen, bei der über sie ver¬ 
hängten Freiheitsstrafe, sie allmählich zu einer grösseren 
Betätigung wieder gewonnener Willensstärke unter Nach¬ 
lassen des anfänglich geübten Druckes zu erziehen, zur 
(icltung zu bringen. 

Wenn darn.ich auch die „Grundsätze^, eben weil sie 
den Ei lass der die eigentliche Behandlung der Gefangenen 
regelnden Vorschriften den einzelnen Aufsichtsbehörden 
überliessen, nicht zur Einheit und Gleichheit auf dem 
wichtigen Gebiete des Strafvollzuges führten, so ist es 
erklärlich, wenn in der Presse, in den Parlamenten, auf 
\'ersainnilungen von Strafanstaltsbeainten immer wieder 
das Verlangen nach einer gesetzlichen Regelung dieser 
ebenso wichtigen wie freilich cbetiso schwierigen Materie 
laut wird. 

Hat doch kein Geringerer als der erste Beamte de.s 
Keiches, R(*ichskanzlcr Fürst von Bülow, Durchlaucht, in 
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der Sitzung des Deutschen Reichstages am 30. November 
V. J. u. a. bemerkt: 

„Ich habe auch dafür Sorge getragen, dass die von 
verschiedenen der Herren Vorredner gewünschte Be- 
schleum’gung der Vorarbeiten für die Reform des Straf¬ 
rechts und des Strafprozesses eintritt. Es wird sich hieran 
schliessen müssen eine grundlegende Reform des Straf¬ 
vollzuges, in erster Linie eine anderweite Festsetzung für 
die Vollziehung der Strafe an jugendlichen Personen.“ 

Nach Lage der Sache kann es füglich nicht anders 
heissen, als dass eine gesetzliche Regelung des Strafvoll¬ 
zuges angeregt und ins Auge gefasst ist, um die auf diesem 
^^iebiete noch vorhandenen und, wer davon betroffen wird, 
unter Umständen empfindlich berührenden Ungleichheiten, 
soweit nur immer möglich, zu beseitigen. 

Damit komme ich zur Beantwortung der an der Spitze 
dieses Aufsatzes stehenden Frage selbst. 

Es wird kein Entwurf zu einem Gesetze über die 
Vollstreckung der Freiheitsstrafen im Deutschen Reiche 
NUM langt. Und das ist gut so. 

Das würde eine scharfe Fassung der einzelnen Para¬ 
graphen und deren eingehende Begründung erfordern. 

Dhne alle Begründung aber wird es auch nicht ab- 
gchen können, wenn cs sich um Beantwortung der Frage 
li.indclt, welche .Momente des Strafvollzuges sich zur 
gescizlichen Regelung eignen, wenn anders es nicht 
um eine blosse Aufzählung dei' einzeliuMi Momente hinaiis- 
koinnien soll, ein Verfahren, das nicht als geeignet an¬ 
gesehen werden kann, da die zui- Beantwortung gestellte 
P'rage, bevor sie in der Versanunlung zur Verhandlung 
kcniint, in etwas geklärt sein soll. 

Wie schon bemerkt, ist die Behandlung der Materie 
« hwierig, und daran liegt auch mit der Giaind, dass ein 
Strafvollzugsgesetz bis jetzt nicdit zu Stande gekommen ist. 

.\l»gesehen von den auf finanziellem Gel)iet(‘ liegen- 
il«‘n Schwierigkeiten, wirkten nicht minder hemmend die 
•^icli oft schroff gegenübcmslehenden .Ansiehtem über die 
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verschiedenen Strafsysteme und den mit dem Vollzüge 
der Freiheitsstrafen beabsichtigten Zwecke, und nicht 
zuletzt auch die Verschiedenheit der Meinungen über den 
Inhalt des Gesetzes. 

Die Einen und darunter Professor von Holtzen- 
dorff in seiner Schrift „lieber Reichsstrafrecht und 
Landesstrafrecht in Deutschland“, halten es für genügend, 
dass das erfahrungsgemäss allgemein Schädliche und 
Missbräuchliche in der bisherigen Strafanstaltsverwaltung 
verboten, die wichtigsten Massnahmen der Administration 
unter dem Gesichtspunkte der Zulässigkeit bestimmt und 
soweit dies tunlich ist, im Wege der Bundesverordnung 
gewisse Normativ-Regeln aufgestellt werden. 

Dann würden die die eigentliche Behandlung dei* 
Gefangenen betreffenden Fragen über Beköstigung, Kleidung, 
Lagerstätten, Arbeit, Arbeitsbelohnung, Extragenüsse, Be¬ 
wegung in freier Luft, schriftlichen und mündlichen Ver¬ 
kehr usw. wiederum im Wege der von den Regierungen 
der Einzelstaaten zu erlassenden Verordnungen oder ein¬ 
zuführenden Hausordnungen geregelt w’^erden müssen. 

Es ist für dieses Verfahren geltend gemacht worden, 
dass die Iliiieinarbeitung aller dieser Einzelheiten in das 
Strafvollzugsgesctz dieses zu sehr beschweren würde. Vor 
allem ist abei’auf den Strafanstaltsbeamten-Versammlungeu, 
die sich damit bescliäftigten, geltend gemacht und die 
Befiirchtimg zum Ausdrucke gebracht wmrden, wie die 
gesetzliche Festlegung aller dieser Fragen und Momente 
eine Erschwerung jür den Strafvollzug insofern bilde, als 
es nötigen und eintreteiiden Falles nicht leicht sein werde, 
Aendeiungen herbeizuführen, die dann auch nur wieder 
durch ein Gesetz erfolgen ktninten. 

Diese Befürchtung ist nicht ohne alle Berechtigung. 

Es braucht beispielsweise nur an die Frage der Er¬ 
nährung der Gefangenen gedacht zu werden, falls sich im 
Laufe der Zeit auf Grund von Erfahrungen und neuen 
wissenschaftlichen Forschungen über die Nahrungsstoffe, 
ihre Bedeutung und IMeiige dem Unterschiede der ani- 
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malischen und vegetabilischen Nahrung, des Verhältnisses 
der beiden zu einander, Grösse der Fettgabe usw., neue 
Ansichten ergeben, denen schliesslich Rechnung getragen 
Vi erden soll. 

Die Umarbeitung eines Beköstigungs-Regulativs ist 
leichter zu bewerkstelligen, als die Abänderung eines 
<lesetzes-Paragraphen, wenn dieser, den vorliegenden Fall 
angenommen, zuviel Einzelheiten über die Ernährung der 
Gefangenen enthält. 

Die ebenfalls laut gewordene Besorgnis, durch eine 
gesetzliche Regelung des Strafvollzuges werde die Ver¬ 
waltung in ihrem Wirken zu sehr beschränkt und die 
Durchführung eines individualisierenden Strafvollzugs er¬ 
schwert, wenn nicht unmöglich gemacht, vermag ich in 
dieser Form nicht zu teilen. 

Was jetzt in den einzelnen Staaten durch Hausord¬ 
nungen und Regulative beziehentlicdi in Ergänzung dazu 
durch besondere Verordnungen geregelt ist, wird künftig 
durch das Gesetz festgestellt sein. So wie aber jetzt ge¬ 
nügender Spielraum für die Individualisierung bleibt, wird 
dies auch künftig der Fall sein können. 

Um zu der unbedingt nötigen Einheit und Gleichheit 
lieiin Strafvollzüge zu kommen, gibt es zwei Wege. 

Entweder das zu schaffende Gesetz regelt den Straf- 
vcdlzug in allen seinen Teilen, insbesondere auch, was das 
E'd:)en und die eigentliche Behandlung der Gefangenen 
itetrifft, in allen Einzelheiten, oder es werden nur allge- 
nieiiKi Regeln und Vorschriften gegeben und die Ib'fugnis 
d<*r Verwaltung zu ihrer Durchführung näher festgcstellt. 

Wird dieser Weg beliebt, dann wird sich auch die 
Schaffung einer besonderen lUdiörde iiötig machen, und 
dies iin Gesetze mit aus/.usjiri'chen sein, der, möge sie nun 
-Heichsamt für das Gefäiigiiiswi'seii“, „(leneral-tiefäiigiiis- 
InspektioiT* genannt werden, die Aiifgal)c zufallen würde, 
mit den Kinzelregii'rmigen sich ins \’ern(‘hnien zu setzen, 
nin einen einheitliidnui oder doch inögliclist gleichartigen 
Sflafvollzug in die Wege zu leiten und zu sichern. 
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Allgemein gehaltene Bestimmungen, dass die Kost 
genügend und so gestaltet sein müsse, dass die Gesundheit 
und Arbeitsfähigkeit erhalten bleibe, dass Kleidung und 
Lagerung angemessen, tägliche Bewegung im Freien zu¬ 
lässig, Arbeit entsprechend sein müsse, schriftlicher und 
mündlicher Verkehr mit Angehörigen stattfinden, Arbeits¬ 
belohnungen und Verwendung eines Teiles davon zum 
Erkauf von Extragenussmitteln in Aussicht gestellt werden 
könne usw., würden bei ihrer Durchführung und Anwendung, 
bei der Verschiedenheit der Ansichten, was für den Ge¬ 
fangenen da als angemessen, genügend und entsprechend 
anzusehen ist, eine derartige Auslegung erfahren, dass der 
bisherige Zustand damit als ein bleibender erklärt sein 
würde. 

Nach wie vor würden dann die Klagen über den 
verschiedenartigen Strafvollzug, je nachdem es sich um 
Verbüssung einer erkannten Freiheitstrafe in Preussen, 
Bayern, Sachsen, Württemberg, oder sonst einem deutschen 
Staate handelt, in der Presse, in einzelnen Schriften, in 
den Parlamenten erhoben werden, denn eben die ange¬ 
führten, das eigentliche Leben der Gefangenen behandeln¬ 
den Einzelheiten die nach Mancher Ansicht nicht in das Gesetz 
hinein gehörten, sondern von den einzelnen Aufsichts¬ 
behörden geregidt wcrdcni könnten, sind zu wiederholten 
Malen Gegenstand von Kesehwerden gewesen, sind aber 
ausserdem ganz besonders geeignet, einen merkbaren 
Unterseliied bei der Vollstreckung von Zuchthaus- und 
(lerängnisstrafe nicht nur, sondern bei einem auf dein 
(Jrundsatze d(‘r Individualisierung berufenden Behandlung- 
der Celangencn bestehenden Disziplinarklassensystem einen 
solchen zwischen den verseliicdenen Klassen zum Ausdruck 
zu bringen. 

Wenn ich nun zur Beantwortung der gestellten Fragen 
übergehe, so möge vorausgeschickt sein, dass hierbei der 
Vollzug der Freiheitsstrafen, wie er an den zu Zuchthaus- 
nnd längeren Gefängnisstrafen W'rurteiltcn zu gestalten 
sein nniehte, in Betracht gezogim worden ist. 
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In erster Linie wird die Bestimmung der 
Anstalten zu behandeln und zum Ausdruck zu bringen 
sein, dass sie dienen sollen zur Vollstreckung der Zucht¬ 
hausstrafe (in den Zuchthäusern) und längerer Gefängnis¬ 
strafe (in den Gefängnisstrafanstalten). 

Dabei wird sich sogleich die Frage aufdrängen, was 
mit dem Vollzüge der Freiheitstrafen bezweckt wird und 
ob die Beantwortung dieser Frage Aufnahme in einem 
Gesetze finden solle. 

Diese Frage aufwerfen, heisst in diesem Falle nicht 
ohne Weiteres, sie bejahen. 

Sie hat ihre Gegner gehabt, und sie dürften ihr auch 
wieder erstehen, welche meinen, dass eine solche Frage 
nicht in ein Gesetz hinein gehört. 

Und doch möchte, wenn einmal der Strafvollzug 
gleichmäs.sig geregelt und die Ausführung durch ein be¬ 
sonderes Gesetz verbürgt werden soll, auch Einheit in 
bezug darauf herrschen, nach w^elchen Grundsätzen dabei 
zu verfahren ist, ob bestehen zu bleiben hat, dass die 
Strafe ein Uebel sein soll und in welchem Verhältnis 
dabei Abschreckungs- und Besserungszweck zu einander 
stehen. 

In weiterer Ausführung des Paragraphen über die 
Bestimmung der Anstalten, wird es sich nötig machen, 
eine einschränkende Vorschrift dahin zu erlassen, dass 
Zuchthaus- und Gefängnissträflinge nicht in denselben tie- 
bäuden untergebracht werden dürfen und dass auch weib¬ 
liche Strafgefangene in gesonderten Anstalten verwahrt 
werd<.‘n müssen. 

Das Erstere anlangend, so bringt die VenMnigung 
von Zuc'hthaiis- und 0('fängnis-Sträflingen für den Dienst- 
b(‘iricb manclierlei Erschw('rungen tnit sich und dann 
spricht auch die Kü( k''ieht auf di<“ Zukunft der zu Ge- 
fängnissti-afe Xa'rurteilten. so lang«' die ZiK-hthaussirale 
iiocli als eiitehi’end gilt, dafür, die Zuchthäuser und (ie- 
fangnisstrafanstalteii niehl an ein- und (lenis(‘ll)en One 
zmanunenzubri Ilgen. 
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Die Unterbringung weiblicher Strafgefangener ge¬ 
meinsam mit männlichen Züchtlingen oder Sträflingen 
möchte aber nur alleräussersten Falles zugegeben werden. 

Mögen die getroffenen Einrichtungen, um den Verkehr 
zwischen männlichen und weiblichen Gefangenen zu ver¬ 
hindern, noch so sinnreich getroffen sein, das in solchen 
Fällen beiderseitig doppelt gesteigerte Raffinement wird 
immer versuchen, die gezogenen Schranken zu durch¬ 
brechen und nicht immer wird der Erfolg trotz scharfer 
Aufsicht, ausbleiben. 

Lesen wir doch in der Beschreibung des Nürnberger 
Lochgefängnisses in „Streng, das Zellengefängnis Nürn¬ 
berg“, dass trotz aller Vorkehrungen auch manche kleine, 
des poetischen Hauches allerdings völlig entbehrende Liebes¬ 
affäre zu verzeichnen ist. 

Dazu tritt noch, dass die Vereinigung von Verur¬ 
teilten verschiedenen Geschlechtes in einer Anstalt durch 
die dann immer, beim weiblichen Geschlechte in diesem 
Falle noch in einem höheren Grade, vorhanden Aufregung 
geschlechtlicher Art bei den Gefangenen eine Stimmung 
erzeigt, die der Seelsorge wie der sonst durch die Be¬ 
amten versuchten Beeinflussung nicht eben förderlich ist. 

Dass zur Beaufsichtigung weiblicher Gefangener nicht 
nur in den grösseren Anstalten sondern auch in den 
kleineren, nur weibliche Beamte verwendet werden dürfen, 
möchte el)enfalls eine Stelle in einem künftigen Strafvoll- 
ziigsgesetz finden. 

Werden bezüglich der kleineren Gefängnisse Aus¬ 
nahmen zugela.ss<m, so wird das ohne Nachteile für den 
Strafvollzug an dort untergt'brachlen weiblichen Verur¬ 
teilten nicht bleil)en. Daneben lauert immer die schM’ere 
G(‘fahr für «dnen sich nicht unausgesetzt in Selbstzucht 
haltendtm mätniliehen Betimten. 

Iliertin würde sich zu schliessen haben eine Be¬ 
st immung ül)cr die Sondcuimg der jugendlichen Straf- 
gefaitgeiicn von ('rwachsenen Gefangenen, beziehentlich 
die Unterl)iiiigutig der ersteren in iresomh'rten Anstalten. 
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Eine V^orschrift über die Herstellung der für die 
Gefangenen bestimmten Räume — Zellen zur Einzelhaft 
für Tag und Nacht, Schlafzellen, gemeinschaftliche Arbeits¬ 
säle, Krankenstuben — würde zu erlassen sein. 

Auch hier würde der etwa zu erhebende Einwand, 
dass die Angabe des Mindestmasses an Luftraum besser 
der freien Bestimmung zwischen einer zu schaffenden, 
den Strafvollzug ordnenden und überwachenden Reichs- 
bf'horde und den Einzelregierungen überlassen bliebe, 
itic ht ohne alle Berechtigung sein, da, ähnlich wie bei der 
Bekiistiguiig, wissenschaftliche Forschungen und eine, 
unrer Umständen doch nicht ausgeschlossene, in Zukunft 
sich w<‘sentlich anders gestaltende Beschäftigung der Ge¬ 
fangenen, zu anderen als im Gesetze festgelegten Er- 
gel»ni.ss<Mi gelangt. 

In den Vorschriften über Aufnahme und Entlassung 
Werden aufznnehnien sein die Bestimmungen über den 
Inhalt der den begleitenden Beamten mitzugebenden 
Einlieferungsschriften, die Berechnung der Strafzeit und 
«lic bei der Anstalt fieshalb zu führenden Verzeichnisse. 
Desgleichen eine Voiselirift über die Anrede der Ge¬ 
fangenen, ob mit „Du“ oder .iSie“, oder ob hierbei ein 
l'nterscliied zwischen Zuchthaus- und Gefäiignissträflingen 
gfunacht werden soll. 

Dass der Gefangene, wenn ihm auch bfd X'^^kün- 
(ligung des ladeils die Dauer dfu* Strafzeit bekannt ge¬ 
worden ist, nach dem Eintritt in die Strafanstalt von der 
liier stattfimh.Miden Beiaa-hnnng alsbald Kenntnis ei’hält, 
ist nötig imd möchte iin Gesetzte zum Austlruckf' gebiacht 
werden. 

Die Frage der Annalime fr(‘iwilliger Gesiellimg zuiii 
.Strafantritte seitens eiiu's \'erurt(Mltcn unter Glaulfhaft- 
iiiachung d(‘r 'ratsacln'. dass er <*iiie Ix'i der Landesstraf- 
;instalt zu vollstr<*( kendc Sn-afe zu'vfabüssen hab(\ iiKichte 
liierl)ei ihre* Ih’ledigimg finihui. 

Der Fall wird sföten gfumg voi koiimien. kann alan' 
«■intreten, und «lann muss ein Anhalt für das einzn-chlagende 

für (Gl. Girii;:! \[ 11. 7 
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Verfahren gegeben sein, ebenso wie für den ebenfalls 
nicht häufigen Fall, dass Verurteilte, deren Kommen von 
der Einlieferungsbehörde vorher mitgeteilt wird, allein 
ohne Begleitung eintreffen. 

Nach den Bestimmungen über Aufnahme und Ent¬ 
lassung kommen folgerichtig die über die verschiedenen 
Formen der Haft, Einzelhaft und Gemeinschaftshaft. 

Zunächst die Einzelhaft anlangend, so wird bei der 
unendlich verschiedenen Veranlagung der Menschen nach 
der geistigen, körperlichen und gemütlichen Richtung hin 
und bei der Ungleichheit der Wirkung der Freiheitsstrafe 
überhaupt und von den Haftformen der Einzelhaft ins¬ 
besondere, das Gesetz sich zu beschränken haben auf 
allgemeine Normen, sodass im Interesse eines individuali¬ 
sierenden Strafvollzuges hier der Verwaltung der nötige 
Spielraum gewahrt wird. 

Aus diesem Grunde möchten auch gesetzliche Be¬ 
stimmungen, wie sie sich beispielsweise in den „Grund¬ 
sätzen“, im § 11 finden, wenn Einzelhaft bei Vollstreckung 
von Zuchthaus- und Gefängnisstrafen vorzugsweise anzu¬ 
wenden sind, wie Alter, Strafzeit, verbüsste oder richtiger 
nicht verbüsste Strafe, wegbleiben, da cs sich hierbei um 
Merkmale äusscM'licher Art handelt, die gewiss bei der 
Frage, ob ein Gefangener bei der Einlieferung in die An¬ 
stalt d{“r iMiizelbaft überwiesen werden soll, gebührende 
Rücksicht finden müssen aber doch nicht ausschlaggebend 
sein dürfen, weil sie sonst, wird ihnen eine solche vor- 
herrscliende Stellung eingeräuint, hemmend auf einen in¬ 
dividual isierendtm Strafvollzug ein wirken. 

Aus (hMiselben Gründen wird deshalb auch der seiner 
Zeit ;uif dem 8. Deutschen Juristentage gefasste Beschluss, 
wonach die Ilaftform stets von den Gerichten bestimmt 
w'crdon soll, lucht auf die Zustimmung der Praktiker im 
Strafvollzüge rechnen dürfen. 

Die F.ntscheidimg, ol) Einzelhaft oder Gemeinschafts- 
haft für den einzelnen Fall, muss in der Hand der Ver¬ 
waltung bleiben, wenn tiicht, falls das Gericht die Be- 
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Stimmung hierüber hätte, unliebsame Weiterungen, be¬ 
helligende Anfragen wegen des bei während der Strafhaft 
nötigen Aenderungen einzuschlagenden Verfahrens, das 
Ansehen und beziehentlich die Berufsfreudigkeit bei der An¬ 
staltsverwaltung beeinträchtigende Folgen eintreten sollen. 

Da der Richter in der Hauptsache darauf angewiesen 
sein würde, seine Entschliessung über die anzuwendeiide 
Haftform auf die während der Untersuchungshaft an dem 
Verurteilten gemachten Wahrnehmungen zu fassen, werden 
bei dem Umstand, dass ein Untersuchungsgefangener, zu¬ 
mal bei einer lange andauernden, an Aufregungen, Qual 
und Sorge reichen Haft dieser Art, sich gar nicht in seiner 
wahren Gestalt zeigt, Entscheidungen nicht ausbleiben, die 
im Interesse des Verurteilten und in dem eines indivi- 
liualisierenden Strafvollzuges bedauert werden müssten. 

Die Gefahr liegt noch näher, wenn dazu kommt, dass 
vielleicht der erkennende Richter über den Umfang und 
Inhalt der Zuchthaus- und Gefängnisstrafe, über ihre 
Natur und Wirkung nicht genügend Kenntnis hat. Die 
Letztere lässt sich nun freilich nur im Strafhause selbst 
erwerben, nicht nur bei kurzen Besuchen, 

Ist das Urteil gesprochen, das Schicksal entschieden, 
so wird sich der Verui teilte, erfährt er iin Strafhause eine 
angemessene Behandlung, wozu auch die entsprechende 
Haftform gehört, bald in seiner wirklichen Veranlagung 
mit etw’aigen guten, schwaclicn oder auch schlechten 
Seiten und Eigenschaften zeigen. 

Soll der Sclilussabsatz ini § 22 des U.St,G,H,, wonach 
die Einzelhaft ohne Zustimmung des Gefangenen die Dauer 
von H Jahren nicht (iberst(“igen darf, stehen bleiben, so 
möchte ein Nachsatz daiiin einschränkend angefügt werden, 
dafern nicht Bedenken scliwerwicgender Art in diszi])li- 
neller, sicherheiilicher ochm gesimdheitspolizcilicher Be¬ 
ziehung gegen eine Eiitnalnne aus der Zcllenliaft sprechen. 

Was für die Einzelhaft, insoweit ihre Hegelimg in 
einem besonderen Strafvollzugsgesetze in Fi'ag(' komnit, 



gesagt ist, gilt mutatis nmtandis auch für die Gemeiii- 
schaftshaft. 

Auch hier wird sich nur die Aufstellung allgemeiner 
Grundsätze empfehlen, dahingehend, dass die Gefangenen 
in Berücksichtigung ihrer Individualität in Abteilungen 
zu sondern und Nachts, soweit nur immer möglich, zu 
isolieren sind. 

Das leitet ohne weiteres über auf die hochwichtige 
Frage der Klassifikation der Gefangenen. 

Weder in dem Entwürfe des Gesetzes über die Voll¬ 
streckung der Freiheitsstrafen im Deutschen Reiche vom 
Jahre 1879, noch in den wiederholt erwähnten „Grund¬ 
sätzen“ . vom Jahre 1897, findet sich darüber eine 
Andeutung. 

Und doch liegt in einer richtigen Klassifikation der 
Gefangenen, so sehr sie auch angefochten und die Mög¬ 
lichkeit ihrer richtigen Ausführung bestritten wird, der 
Schwerpunkt, die Grundlage für ein zu schaffendes Voll¬ 
zugsgesetz. 

Nur bei einer angemessenen Klasseneinteilung können 
die einzelnen Momente bei der eigentlichen Behandlung 
der Gefangenen und der ihr gesamtes Leben in der An¬ 
stalt regelnden Fragen in einer einen ebenso strengen wie 
gerechten Strafvollzug ernatglicliendo]) Weise zur Geltung 
gebracht werden. 

Ein weiterer Vorzug einer .solchen Klasseneinteilung 
ist, (biss sie sowolil bei den Gerängnissträflingen wde für 
ZiKdiihaussträriinge siidi eigiug und dass sie, ein weiterer 
Vorteil, es ennöglicht, d('n Unterschied in der Schwiere 
d(‘r beiden Strafarten zum Ausdru<d< zu bringen. 

Es mag da beispielsweise angeführt werden die Höhe 
der in Aussitht zu stellenden Arbeitsbelohnung, der 
schriftliche und mündliche Verkehr mit Angediörigen, die 
V^erwendung der .Arbeitsbelohnung zum Aid<auf gcwohiitei* 
P)ednrfiiisse, Gewährung besondcTer Vergünstigungen usw*. 

\Venn im § der „Grundsätze*“ bezüglich dei* 
„llesmhe“ bemerkt ist, dass den Znchihaussträflingen in 
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der Regel alle 3 Monate, den Gefängnissträflingen alle 
Monate der Besuch von Angehörigen gestattet ist, während, 
den „Schriftlichen Verkehr“ anhingend, keine Fristen an¬ 
gegeben sind, so lassen sich hier, ist eine Klasseneinteilung 
vorhanden, sehr leicht, in disziplineller Beziehung günstig 
wirkende Abstufungen vornehmen, so dass, wenn etwa 

3 Disziplinarklassen bestehen, die Zuchthaussträflinge 
3. Klasse alle Vierteljahre einmal schreiben und einen 
ISesuch empfangen dürfen, während dies für die 2. Klasse 
alle 8 und für die 1. Klasse alle 6 Wochen gestattet ist. 
Entsprechend bei den Gefängnissträflingen alle 8, 6 und 

4 Wochen. 

Und so lassen sich, wie angedeutet, auch noch bei 
anderen, für den Gefangenen sehr bedeutsamen Momenten, 
derartige, auf die Klassenzugehörigkeit gegründete Unter¬ 
schiede einführen. 

In der allgemeinen Fassung des § .32, wenn dort auch 
Uescdnänkung der Zeiten, innerhalb welcher Besuche statt¬ 
finden können, ausgesprocdien ist, während die Erlaubnis, 
schriftlich zu verkehren, in das Ermessen des Anstalts- 
vorstandes gestellt wird, so käme die Vergünstigung, alle 
he/ichentlich allmonatlich Besuche zu empfangen, unter¬ 
schiedslos allen Zuchthaus- oder Gefängnissträflingen zu 
<hite, ohne Rücksicht auf Vorleben, Führung und sonstige 
dahei in Betracht zu ziehenden Verhältnisse. 

Wenn ich nun zu den einzelnen, den Schwerpunkt 
in der Behandlung der Gefangenen bildenden Momenten 
komme, so sollen die bisherigen überleitenden Bemerkungen 
fonfallen und an deren Stelle die .Aufzählung mit an¬ 
schliessender kurzer BcgfCmdiing, wo dazu das Bedürfnis 
vorliegt, folgen. 

Dabei steht in erster länie die Beschäftigung. 

ln einem Strafvollzugsgt.'setz würde hier der Grund¬ 
satz aufzunehmen s(M'n, dass die Gefangenen nicht in einer 
die Gesunj;lhcit gefährdenden AA'eise beschäftigt werden 
dürfen. 
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Der Entwurf von 1879 fügte noch das Verbot der 
Arbeit in Bergwerken hinzu. 

Weiter würden unter Zugrundelegung der § 15 und 
16 des St.G.B. Vorschriften allgemeiner Natur über die 
Beschäftigung innerhalb und ausserhalb der Anstalt von 
Zuchthaus- und Gefängnissträflingen zu geben, auch die 
bei Zuteilung der Arbeit zu berücksichtigenden Momente 
anzuführen und über die Beschaffung der Arbeit allgemeine 
Grundsätze zu geben sein, insbesonders dahin gehend, dass 
bei Verwertung der Arbeitskraft der Gefangenen die 
Interessen des Privatgewerbes möglichst zu schonen sind. 

Auch die Dauer der Arbeitszeit wird mit erledigt 
werden müssen, und dabei zugleich die Frage, ob dadurch 
ein Unterschied zwischen Zuchthaus- und Gefängnissträf¬ 
lingen gemacht werden soll. 

Streng genommen eignet sie sich nicht sonderlich 
dazu, wenn bedacht wird, dass es immer Gefängnissträf¬ 
linge. und das sind nicht die schlechtesten, gibt, welche 
darum bitten, länger als die hausordnungsgemässe Zeit 
arbeiten zu dürfen. 

Wohl aber muss im Gcscdz die so wichtige Frage 
der Selbstbeschäftigung und unter welchen Voraussetzungen 
sie zulässig ist, Regelung finden. 

Nai'h den „Grundsätzen“, § 17, und in Beachtung der 
dort enthaltenen Vorschrift, wird sie auch nach den Haus¬ 
ordnungen der Einzelstaaten nur ausnahmsweise Gefängnis¬ 
sträflingen uinl aucli diesen nur, sofern sie im Besitze der 
btirgerlicluMi Ehrenrechte sich befinden und Zuchthausstrafe 
nicht verbüsst haben, gestattet. 

Diese Auffassung', wonach die Selbstbeschäftigung 
als .Ausnahme zu gelten hat und als Vergünstigung an- 
ziiselum ist, schliesst in sich eine wohl kaum zu recht¬ 
fertigende Härte und Unbilligkeil gegenüber den Ge¬ 
fangenen, die früher eine wissenschaftliche Berufstätigkeit 
hatten und gf'willt beziehentlich gemUigt sind, diese nach 
der Entlassung wieder aufzunehinen. 
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Der zu einer Gefängnisstrafe unter Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte verurteilte Dienstknecht, Fabrik¬ 
arbeiter, Handwerker wird, dafern sonst keine Bedenken 
beigehen, auf seine Bitte oder auch ohne solche, der Eine 
vielleicht sofort bei Garten- und Feldarbeit, der Andere 
bei einem der in der Anstalt vertretenen Arbeitszweige, 
der Dritte in seinem Handwerke, was er vordem betrieben, 
beschäftigt. 

Es ist also auf Fähigkeiten, das künftige Fortkommen, 
den Bildungsgrad und die Berufsverhältnisse, siehe § 18 
— Grundsätze — gebührend Rücksicht genommen. 

Bittet aber der Geistesarbeiter, sich während der 
Strafhaft wissenschaftlich beschäftigen zu dürfen, so 
muss er, falls das Strafurteil auch den Verlust der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte mit enthält, abgewiesen werden. 

Bezüglich der Beschäftigung bleibt dann nur übrig 
die Zuteilung zu einer mechanischen Arbeit. 

Das bedeutet aber fiü' den wissenschaftlich gebildeten 
Mann eine Verschärfung der Strafe, die nicht zu billigen ist. 

Hier wird die Arbeit, die den übrigen, meist nur mit 
der Hand arbeitenden Gefangenen eine Wohltat, ein Trost 
ist, die ihnen die Stunden und Tage rasch vergehen lassen, 
ein Febel, eine Plage, und unter der der gebildete Ge- 
tüngmie seufzt und unter der sich die Tage endlos 
hinziehen. 

Der Dienstknecht, der Fabrikarbeiter, der Hand¬ 
arbeiter sieht in der gewohnten, ihm auch in der Anstalt 
iiberwie.senen Arbeit das beste Büttel, um in körperlicher 
und geistiger Beziehung möglichst ungeschädigt die An¬ 
stalt wieder zu verlassen, wie ihn auch die gewohnte, 
liebgewordeue Tätigkeit vor den Nachteilen zu schützen 
geiMgnet ist, die durch den Druck der Gefangenschaft in 
g<-müllieber Beziehung entstcdien können. 

Anders der mit einer rein mechanischen Arbeit, 
vielleicht .Jahre hindurch beschäftigte frühere Kopfarl)eiter, 
auf den eine solche Beschäftigung, zumal, wenn sic Jahre 
hindurch andaiU'rt, in geistiger IW'zicdiung abstumpfend, 
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in gemütlicher Beziehung niederdrückend wirken und bei 
dem engen Zusammenhänge zwischen Körper und Geist 
auch den Ersteren in Mitleidenschaft ziehen müsste. 

Schon im Hinblick auf die im § 16 St.G.B. enthaltene 
Bestimmung, wonach die zu Gefängnisstrafe Verurteilten 
in einer ihren Fähigkeiten und Verhältnissen angemessenen 
Weise beschäftigt werden sollen, und — siehe § 18 Grund¬ 
sätze — bei dieser Kategorie Gefangener auch auf den 
Bildungsgrad und die Berufsverhältnisse Rücksicht zu 
nehmen ist, nötigt dazu, den Standpunkt, die Selbst¬ 
beschäftigung besonders zu bewerten, sie nur als Ausnahme 
gelten zu lassen und als Vergünstigung anzusehen, auf¬ 
zugeben. 

Sie ist eine Arbeit wie jede andere und sollte von ihr 
unter Berücksichtigung der für die Zuteilung von Arbeit 
massgebenden Momente immer Gebrauch gemacht werdf ii, 
wo sie nach Lage des Falles am Platze und geboten ist, 
und zwar unterschiedslos im Gefängnis wie im Zuchthaus 
und besteht eine Disziplinarklassenabteilung, ohne Rücksu-ht 
auf die Klasse, in welcher der Gefangene eingestellt wird. 

Voraussetzung würde nur sein, dass die gewährte 
Beschäftigung nicht etwa bloss eine Unterhaltung und ei)i 
Zeitvertreibscin soll, sondern eine Anstrengung der geistigen 
Tätigkeit enthalten muss. 

l\Iati kann einwenden, dass einen gebildeten Mann, 
bei dem die Voraussetzungen zu einem einwandfreien 
Lehen nach der genossetien Erziehung und Schulbildung 
vorhanden, die Schwer(‘ d(‘s Gesetzes bei einer Verfehlung 
in vollem Umfange treffen soll. 

Gewiss soll das gesehclum, insoweit die Höhe der 
zu erkennerid(ui P^reiheLtsstrafe und die etwaigen Neben¬ 
strafen in Betracht kommen. A))er nicht mit der Wirkung, 
dass die ihm während der Sti-afhaft in Betracht iiuf die 
Beschäftigung zu teil werdende Behandlung, die Gründung 
einer nemm Ivxisteiiz aufs Aeusserste ei'scliwert, wenn 
nicht unmöglich macht. 
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Es handelt sich doch dabei meist um Leute, bei 
denen man, um die Strafe wirksam zu gestalten, nicht 
noch besondere Gewichte anzuhängen braucht; am 
wenigsten soll dies aber geschehen durch Zuweisung einer 
ungeeigneten, für die Zukunft so gut wie nutzlosen Arbeit. 

Nach § 17 der „Grundsätze“ kann die Gestaltung 
der Selbstbeschäftigung von der Zahlung einer Ent¬ 
schädigung abhängig gemacht werden. 

Darnach ist hier das Ermessen der Vorgesetzten 
Aufsichtsbehörde massgebend. 

Es möchte aber auch in diesem Punkte Gleichheit 
geschaffen und wenn die Selbstbeschäftigung wie jede 
andere Arbeit, in erstei* Linie, im Interesse der Gefangenen, 
angesehen wdrd, von irgend welcher besonderen Voraus¬ 
setzung, unter der sie gewährt wird, abgesehen werden. 

Gefangene, denen Selbstbeschäftigung gestattet wird, 
werden in der Regel der Einzelhaft überwiesen werden 
müssen. Das wird unbedenklich sein, da in der über¬ 
wiegenden Mehrzahl der Fälle wohl nur Leute in Frage 
kommen, die über die Zellentür schreiben können: Onniia 
men meenm porto, bei denen ein nachteiliger Einfluss der 
Zellenhaft wohl kaum zu befürchten steht, vielmehr an- 
zmiehincn ist, dass die ihnen zusagende, selbst gewählte 
Arbeit, den Geist anregt und sie in gemütlicher Beziehung 
wenigstens im Gleichgewicht erhält, wenn nicht erhebt. 

Bei dem nun folgenden Kapitel der Arbeitsbelohmingen 
und inwieweit den Gefangenen daraus Rechte erwa(‘hsen, 
handelt es sich vorliegenden Falles nicht um Erörterung 
über das Für und Wider, ob den Gefangenen überhaupt 
Arbeitsbelohnungen und ihnen das Recht zugestanden 
werden soll, über einen Teil während der Strafhaft zum 
Ankauf von Extragenussmitteln zu veifügen. 

Bestimmt das Gesetz, dass die Gefangenen überhaupt 
keine Arbeitsbelohnungen erhalten sollen, so würde das 
die einfachste Erledigung der Fi'age sein und würde dann 
nur ein Vermerk über das l)ci der Entlassung ihnen zu 
gewährende Reise-, Zehr- und l'nterhaltgeld anzufügen sein. 
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Werden den Gefangenen aber zur Anregung des 
Fleisses und um das Interesse an der Arbeit zu erhöhen, 
Arbeitsbelohnungen in Aussicht gestellt und der Erkauf 
von Extragenussmitteln nachgelassen, so wird hierüber, 
um die höchst wünschenswerte Gleichheit herbeizuführen, 
Regelung und nach Befinden bis in’s Einzelne, nicht aiis- 
bleiben können. 

Sollen oder können die Einzelheiten nicht in einem 
Gesetze Aufnahme finden, so wird es Sache der betreffenden 
Zentralbehörde für das Gefängnis wesen des Deutschen 
Reiches sein, hier die nötige Gleichmässigkeit herbei¬ 
zuführen, da es sich hier um ein Gebiet handelt, bei dem 
etwa erlnssene blosse Normativvorschriften eine Ungleich¬ 
heit im Strafvollzüge herbeizuführen geeignet sind, die 
Wesen und Inhalt der Strafe in empfindlicher Weise be¬ 
einträchtigen. 

Es würde, die Arbeitsbelohnung anlangend, festzu- 
stellcn sein, ob den Gefangenen ein Recht darauf zusteht 
oder nicht. Die Grundsätze, nach welchen diese Be¬ 
lohnungen gewährt werden sollen, was dabei massgebend 
zu sein hat, werden festziilegen, die Maximalgrenze wird 
zu bestimmen sein und in welcher Weise die Verschieden¬ 
heit in der Belohnung bei gleicher Leistung der Zucht¬ 
haus- und d(*r ( iefängnissträllinge beziehentlich der einzelnen 
1 )isziplinarklassen dieser beiden Kategorien zum Ausdruck 
kommen soll. 

Zum Ka])itel „Arbeit^* gehört auch die Pensumfrage. 

Sie kann, wie Direktor Täufer in seinen Be¬ 
merkungen zu dem Entwürfe von 1879, im 3. Heft des 
lerichtssaales“ richtig bemerkt, mit Fug und Recht aus 
dem Geset/amtwürfe ausgelassen werden, da hierdurch das 
Wesen des Strafvollzuges nicht alteriert wird. 

Wo das Pensum ang(*zeigt ist, wird es einzuführeu 
s(‘in, in «inderen Fällen, wo dies die Natur der Arbeit 
aussehli(‘sst, wie z. B. bei handwerksmässigen Betrieben, 
wird der Fleiss gehörig ül)erwacht werden müssen. 
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Nicht minder nötig ist Regelung bezüglich der Extra- 
goiuissmittel bis in’s Einzelne. 

Auch hier wird zunächst ebenfalls der Grundsatz 
ausziisprechen sein, der das Wesen dieser Einrichtung 
fest stellt, ob diese Extragenüsse dienen sollen, als Auf- 
bi-sserung der Anstaltskost oder ob sie nur gewährt werden 
als Belohnung für Fleiss, gute Führung, ernstliches Streben 
nach sittlicher Besserung. 

Welcher Höchstbetrag dafür aufgewendet werden 
darf, in welchen Zeiträumen und in welchem Umfange der 
Erkauf statt finden kann und worauf er sich zu erstrecken 
hat. Darüber werden sich zwischen Zucht- und Gefäng¬ 
nissträflingen merkbare Unterschiede herausarbeiten lassen, 
und auch hierbei wird eine vorhandene Klasseneinteilung 
sirli sehr wirksam erweisen. 

So würde beispielsweise, falls 3 Klassen vorhanden 
sind, die 3. Klasse von der Erlaubnis, sich besondere Kost¬ 
genüsse verschaffen zu dürfen, auszuschliessen sein. 

Dadurch wird man notorische Gewohnheitsverbrecher 
lind Vagabunden bei kürzeren Strafen, wie sie in den 
' icfängnisstrafanstalten mit zur Verbüssung kommen, die 
dort wegen .Sittlichkeitsvergehen sich zahlreich findenden 
Individuen empfindlich treffen können. 

Gewohnheitsverbrecher würdtm als Rückfällige ül^er- 
liaupt in <lie niederste Klasse eing<‘stellt und man hat es 
in der Hand, sie darin zu lass(*n, und ebenso wird das 
Verfahren sein könium l)ei zwar noch nicht Vorlx'Straften, 
die aber eine leichtfcuaige Auffassung ihrer Bestrafung 
t rkonmui lassen. 

Die Frage über den Ankauf von Extragcnussmitteln 
i>r wichtig genug, um einheitlich ger(*g(dt zu werden. 

Wird sie dem Ermessen der Anstallsdirckrion üher- 
las.'<(‘i), dann kann (‘S sicli wohl ereignen, dass in einer, 
den .Strafvollzug l)etrcffcndcn und w i(* gesagt, durchatts 
iiiehr ncix'nsächlichen Frag(>. eine Xhu schicdcnhcit dc'r 
Ihdiandlung eititritt, sodass in zwei, sonst der gleichen 
l‘><-stimmung diencmhMi, vicdlcieht räumlich ni< ht wani von 


1 
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einander gelegenen Anstalten, je nach den Anschauungen 
des Anstaltsvorstandes, eine eikannte Strafe in dieser Be¬ 
ziehung in sehr verschiedener, aber unter Umständen in 
empfindlicherer Weise als in der anderen zum Vollzug 
gelangt. 

Eine der schwierigsten Fragen beim Strafvollzüge ist 
die Ernährung der Gefangenen., 

Hier muss mit allem Nachdrucke verlangt werden, 
dass sie in einem zu erlassenden Strafvollzugsgesetze ein¬ 
heitliche, gleichmässige Regelung erfährt. 

Die in den Grundsätzen (§ 23) sich findende allge¬ 
meine Forderung, dass die Kost so gestaltet sein muss, 
dass Leben und Arbeitsfähigkeit der Gefangenen dabei 
erhalten bleibt, würde auch im Strafvollzugsgesetz aufzu- 
nehrnen, an die Spitze zu stellen sein. 

Damit darf es aber nicht sein Bewenden haben, da 
es eine Frage betrifft, die je nach ihrer Behandlung und 
bei ihrer Bedeutung, die sie für das Wohl und Wehe der 
Gefangenen hat, unter Umständen von tiefgreifenden und 
schweren Folgen begleitet sein kann und bei verschieden¬ 
artiger Auffassung den Strafvollzug in einem seiner wich¬ 
tigsten Punkte wesentlich zu alterieren geeignet ist. 

Nur eine genügende, richtig auf Grund der wi.ssen- 
sehafllichen Forschungen und praktischen Erfahrungen 
zusainmengesetzte Nahrung wird im Stande .sein, die auch 
mit der bestoigaiiisierten Gefangenschaft verbundenen Ge¬ 
fahren tunlichst abzumindern, die Sterblichkeit unter den 
Gefangeneji herabzusetzen, wie denn auch vom disziplinellen 
und erziehlichen .Standpunkte die Verabreichung einer aus- 
reicliciiden, gehörig zubereiteten und nahrhaften Kost als 
günstig wirkend zu bezeichnen ist. 

Freilich, und darin liegt die Schwierigkeit der I..ösung 
der Frage, wird man l)ei dem Strel)en nach einer eiit- 
spreclnmdcn Ernährung der Gefangenen nicht vergessen 
düi fen, dass die Sache auch ihre sehr politische Seite hat, 
insofern, als dabei nicht ausser Acht gelas.sen werden darf 
die Rücksicht auf Wesen und Zweck der Strafe. 
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Man wird sicherlich nicht auf den Standpunkt früherer 
Zeiten zurückkommen, dass die Beköstigung besonders ge¬ 
eignet sei, den Grundsatz, dass die Strafe in erster Linie 
ein Uebel sein müsse, zur Geltung zu bringen. 

Die Folgen sind bekannt. 

Man wird sich aber durch das zeitweilig auftretende 
G('schrei, dass die „Kerls es zu gut haben“, besser, wie 
viele ehrliche, freie Arbeiter, ebensowenig beirren lassen, 
sondern auch bei der einheitlich zu regelnden Beköstig- 
uiigsfi-age dies tun im Sinne einer geläuterten Anschauung 
und verständigen Humanität. 

Festzustellen wird sein, entweder im Gesetz oder in 
diesem durch Hinweis auf das zu vereinbarende, allgemein 
gütige Regulativ, was in der täglichen Nahrung an Eiweiss, 
Fett und Kohlenhydraten vorhanden sein muss. 

Allgemeine Anordnungen bezüglich der erforderlichen 
Wüizung der Speisen und insbesonders auch einer ange- 
nie.s.sencn x\.bwechselung werden nicht fehlen dürfen und 
clxniso eine Vorschrift, ob zu Zeiten und wie oft dann, 
hc/cielientlich in welcher Form und nach welchen Zeit¬ 
räumen die animalische Kost in fester Konsistenz gegeben 
w.-rden kann - Fleisch, Wurst, Fisch, Käse usw. — 

Etwa auftretenden Wünschen, was du und dort unter 
den Kreisen, aus denen in d('r Hau])tsache die Bevölkerung 
d'-r Anstalten stammt, an Speisen landesüblich ist, wird 
hilligerweise Rechnung zu tragen sein. 

Ol) fiir (Jefangene, welche nicht zu den Kranken 
g'-h(»ren, eine b(*somlere Kost, auf Orund ärziliehen Gut¬ 
achtens, einzuführeii sein wird, wird ebenfalls einheitlich 
zu regeln sein : desgleiclum die Frage* über Selbst l)eküstigung, 
unter \\elchcn X'oraussetzungen sie eintreien darf. 

Sie wird immer nur die grosse Ausnahme bilden 
iinissen, nur in der Gefangiiisstrafanstalt zulässig sein, 
ati'-h nur Zt'llengefaiigemm gesiati»*t wt'rden, und immer 
mir dann, wt'iin Rücksicditen auf (öixlnung und Si(dn‘rh(*it 
dc|- Gestattung der X’ergünstigung nicht eing(*g('nstehen 
und d.iss ferner Ix'sondere, in d(‘r Berson. dmen I.elxms- 
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gewohnheiten oder sonstigen Verhältnissen begründete Rüc k¬ 
sichten obwalten, wegen deren die Versagung der Ver¬ 
günstigungen die Strafe zu einer für die einzelne Person 
schwerer empfindli(;hen machen würde, als für andere 
Personen. 

Wenn nun noch weiter dazu vorlangt wird, dass die 
Kosten für die Selbstbeköstigung von dem Betreffenden 
und der sonst festgesetzte Verpflegbeitrag zu entrichten 
sind und im Voraus gesichert sein müssen, so dürfte mit 
der weiteren Bestimmung, dass der Bezug nur von Aussen 
erfolgen, die Grenzen eines massigen Genusses nicht über¬ 
steigen darf, genügend Verbehalte da sein, um die Befürch¬ 
tung nicht aufkommen zu lassen, als werde die Selbstbe¬ 
köstigung eine häufigere, mit den Forderungen eines ge¬ 
rechten Strafvollzuges nicht recht vereinbare Gestattung 
erfahren. 

Zur Beköstigung gehört auch das Brod, welches dabei 
eine Uauptrolle spielt. 

Hier wird’s genügen, im Gesetz oder Im gemeinsamen 
Regulativ den zulässigen Höchstbetrag für den einzelnen 
Kopf zu bezeichnen und über die Zusammensetzung den 
nötigen Anhalt zu geben, und zwar sowohl für das Ge¬ 
sunden- als auch das Krankenbrod. 

Schliesslich wird eine Aufzählung der Speisen, die in 
besonders dringenden Fällen vom Anstaltsarzte 
vfM'ordnet weiden dürfen, nicht fehlen dürfen: beispiels¬ 
weise P*icr, Wein, Zucker, Kakao, gebratenes Fleisch, 
Ki(‘r usw. 

Ms liegt nahe, bei der Beköstigung, diesem wichtigsten 
Stück beim Strafvollzüge, daran zu denken, ob nicht 
hitnbei ein merkbarer Unterschied zwischen Zuchthaus- 
und Gefängnisstrafe hcrzustcllen sei. 

Diis ktinnte nur geschehen, wenn die Kost für die 
Gefängnissträflinge eine entsprechende Verbesserung durch 
Mihohung der Zngaiten insbesonders an F’leisch und Fett 
eiführe, da an der Kost iin Zuehthause, wo langzeitige 
Strafen zur Verbüssung gelangen, etwas von dem, was 



311 


zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit als 
unbedingt nötig erkannt worden ist, nicht abgeinindert 
werden darf. 

Es genügt aber ein kurzer Blick in die Listen der 
(iefängnisstrafanstalten, insoweit sie über die persönlichen 
Verhältnisse und insbesonders die Vergangenheit ihrer 
Insassen Auskunft geben, um das Vorhaben, bei der Be¬ 
köstigung einen Unterschied bei der Verbüssung von 
Zuchthaus- und Gefängnisstrafe zu erkennen, als ein be¬ 
denkliches zu bezeichnen, befinden sich doch unter der 
Bevölkerung der Gefängnisstrafanstalten eine nicht geringe 
Zahl von Individuen, die in jeder Beziehung schärfste 
Behandlung herausfordern. Ich erinnere nur an die wegen 
Rohheits- und Sittlichkeitsverbrechens, nicht selten auf nur 
kurze Zeit Kingelieferten, die wegen Erpressung, Zuhälterei 
Verurteilten, und die nicht geringe Zahl mit häufig sehr 
schlimmer Vergangenheit, die dank des vielumstrittenen 
Instituts der mildernden Umstände anstatt ins Zuchthaus 
zu wandern, dem Gefängnis zugeführt werden. 

Aus hauspolizeilichen und wirtschaftlichen Gründen 
wird es sich empfehlen, eine bestimmte Kleidung für die 
in Strafanstalten verwahrten Personen anzuordnen und 
zwar dergestalt, dass sich die Kleidung der Zuchthaus- 
striiflinge von der der übrigen Geftingenen zu unter- 
sclieiden hat. 

Soll auch «auf diesem (Jebietc Einheitlichkeit und 
'deichmiissigkeit hergestcllt werden, so wird seitens der 
zuständigen Reichsbehördc für das Gid'ängniswesen ein 
Regulativ zu erwirket» sein, in welchem die Bestimmungen 
iibtu* Kleidung und im Anschluss daran, Wäsctlie und 
l.Jigerstätten enthalten sind, sodass üIxt Farl)e der Klei¬ 
dung, etwaige L)isziplinarklassen-.Vl>/.(‘i( Inm, Zahl der für 
jeden Gefangenen bestinimt<‘n Stücke, Wändisel (l(‘r Wäsche, 
zu haltende Vorräte, Lagerstücke für Krtuike, und die für 
Reitigiiiig (h'f Kleidungs-, Wäsche- und Lagerstü(d<e fcst- 
.g<-set/,t»*n Maasse, .Stück- und (lewi( htszahlen der imtige 
Aidialt vorhanden ist. 
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Das Tragen eigener Kleidung würde an dieselben 
Voraussetzungen zu binden sein, wie bei der Gestattung 
der Selbstbeköstigung angegeben. 

Dagegen würde bei der Gestattung besonderer Wäsche 
und Lagerstücke die Vorschrift genügen, dass hierzu ein 
begründeter ärztlicher Antrag nötig ist und dass auch Zu¬ 
sendung von Aussen dabei in Frage kommen kann. 

Der Aufwand würde immer nur von dem Gefangenen 
zu tragen sein. 

Bei den Bestimmungen über Körperreinigung, die im 
Gesetz unter Hinweis auf die in dem Regulative enthaltenen, 
mehr ins Einzelne gehenden Vorschriften nur allgemein 
gehalten werden zu brauchen, wird wegen des Rasierens 
und des Kürzens der Haare und des Bartes, bei den Ge¬ 
fängnissträflingen, deren Haar- und Barttracht bei der 
Aufnahme nur aus Gründen der Reinlichkeit und Schick¬ 
lichkeit zu ändern ist, sowie über das Rasieren und 
Schneiden der Haare bei Zuchthausgefangenen das Nötige 
zu vermerken sein. 

Die für die Gesundheit der Gefangenen so wichtige 
Bewegung im Freien bedarf der Regelung, ebenso wie die 
Zeit, welche zur näclitlichen Ruhe bestimmt ist, wobei es 
gemügen dürfte, weim angegeben wird, wie viel Stunden 
die (:Jefangenen mindestens und höchstens der nächtlichen 
Ruhe geniessen sollen. 

Ob bei der Bewegung im Freien ausnahmsweise, 
vielleicht füi' bestimmte Kategorien oder Klassen von Ge- 
rangeiKMi das sonst wohl beizubehaltende S(‘hweigegebot 
ausser Kraft gesetzt werden kann, wird Firwähnung finden 
müssen. 

Fine der wichtigsten Fragen beim Strafvollzüge, die 
ebenfalls einheitlicher Regelung bedarf, ist die über die 
zur Verfiigung stehenden Disziplinarstraftm. 

Dabei wird die lOitschliessung nicht zu umgehen sein 
ob die Straf('n des Latten- und engen Arrestes, sowie der 
korperliclum Züchtigung noch btubehaltcn w<‘rdeu sollen, 
und für den Fall der Beibehaltung, ob diese schwersten 
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Zuchtmittel nur im Zuchthause für Männer oder auch da 
mir bestimmte Kategorien von Gefangenen gegenüber und 
unter welchen Voraussetzungen sie in der Gefängnisstraf- 
aiistalt zulässig sind, woran sich ein Vermerk über die 
zulässigen Fesselungsarten anzuschliessen haben würde. 

Da Hoffnung mehr wirkt als Furcht, wird sich dem 
Kapitel über die Zuchtmittel das über die Belohnungen 
aiischlLessen können. 

Es wird festzustellen sein, was belohnt werden soll 
und worin diese Belohnungen bestehen sollen. 

Dabei wird auch eine Bestimmung zu treffen sein, 
was an Geschenken und Eingängen, sowie an Absendungen 
aus der Anstalt zulässig ist. 

Wenn dabei viel dem verantwortlichen Ermessen 
her Anstaltsdirektionen überlassen werden muss, so wird 
doch daran festzuhalten sein, dass Genussmittel mit Aus¬ 
nahme der jüdischen Osterspeisen, nicht angenommen 
werden dürfen. 

Die nun folgenden Fragen des Strafvollzuges über 
Seelsorge und Unterricht werden, und das liegt in ihrem 
Wesen begründet, ebenso wie das über die Gesundheits- 
uiid Krankenpflege Anzuordnende, nur durch Vorschriften 
allgemeiner Natur ihre Erledigung finden können. 

Was zunächst die Seelsorge betrifft, so werden über 
die täglichen Andachtsübungen, den Besuch des Gottes¬ 
dienstes, Krankenbetstunden, die Abendmahlsfeier die 
leitigen Vorschriften zu erlassen sein, wobei der Anstalts¬ 
direktion das Recht, unter Umständen den Besuch des 
<'Otte.sdienstes für Einzelne oder für die Gesamtheit zu 
verbieten, mit zuzugestehen sein wird, wie auch Ausdruck 
finden möchte, dass zur Teilnahme an den kirchlichen 
Iloilsmitteln kein Gefangener gezwungen Averden kann. 

Ebenso wird Fürsorge dahin zu treffen sein, wie 
'lie verschiedenen Religionsbekenntnisse, je nachdem die 
liekenner der einen oder anderen sich in der Minderheit 
befinden, geistig versoi-gt und welche Arlxotsleiertage 
ihnen zugestanden Averden. 

attcr für Gctan^niskuiulc. XI.II y 
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Auch was über die besondere Seelsorge zu sagen ist, 
wird allgemein zu halten sein und mehr in die besondere 
Dienstanweisung für die Geistlichen gehören. 

Ueber die Teilnahme am Unterricht w’erden allge¬ 
meine Gesichtspunkte zu geben sein, möglichst ohne Be¬ 
schränkungen, wie sie eine bestimmte Altersgrenze, Dauer 
der Strafhaft, usw. darstellen. 

Dass die Gefangenen Bücher und Schriften in der 
Regel nur aus der Büchersammlung der Anstalt entnehmen 
dürfen, wird mit dem Bemerken anzufügen sein, dass 
Ausnahmen nach dem Ermessen des Anstaltsvorstandes 
zulässig sind, ebenso wie das Halten von Zeitungen in 
besonders geeigneten Fällen gestattet ist. 

Der Beschäftigung an Sonn- und Feiertagen wird 
zu gedenken sein mit Angaben der Ausnahme, an denen 
die sonst ausfallende Werktagsarbeit zulässig ist und was 
sonst an geeigneter und angemessener Beschäftigung an 
solchen Tagen angesehen werden kann. 

Ebenso werden die Bestimmungen über Kranken¬ 
pflege nur allgemein gehalten werden können, weil auch 
hier die Einzelheiten mehr in die Dienstanweisung für 
den Anstaltsarzt gehören. 

Es wird der Begriff der Kranken festzustellen sein, 
was bezüglich ihrer Unterbringung und Sonderung zu 
gelten hat, wie die Behandlung und Verpflegung ge¬ 
halten werden soll, wie die sofortige Hilfeleistung des 
Arztes in besonderen Fällen gesichert, wie das Verfahren 
Simulantoi gegenüber einzurichten ist, was mit schwangeren 
und geisteskranken Gefangenen zu geschehen hat und 
welche Befugnisse dem Arzte zuerkannt werden gegenüber 
Gefangenen, die ohne zu den Kranken zu gehören, aus 
gesundheitli(;hen Gründen eine besondere Rücksichtnahme 
in bezug auf Arbeit oder Verpflegung bedürftig erscheinen. 

Ueber das einzulialtende Verfahren bei Todesfällen, 
insbesonders über die Benachrichtigung, kirchliche Be¬ 
handlung und Ablieferung der Leichen an die Anatomie, 
die vorzunehmende Oeffnung der Leichen, deren Ausam- 
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wortung auf Antrag von Angehörigen, der Beerdigung, 
Bezeichnung des Grabhügels, sowie der Ilinterlassenschaft 
Verstorbener werden gleichraässige Bestimmungen herbei¬ 
zuführen sein. 

Am Schlüsse des Strafvollzugsgesetzes werden die 
wichtigen Fragen über die vorzunehmenden Revisionen 
und über das Beschwerderecht der Gefangenen zu lösen 
sein, die Revisionen anlangend, wie oft und durch wen 
eine Besichtigung der Anstalten zu erfolgen hat und was 
die Beschwerden betrifft, in welcher Form sie angebracht 
werden dürfen, ob nur mündlich bei den Revisionen durch 
einen Regierungs- oder Reichs-Kommissar, oder ob auch 
schriftliche Eingaben zulässig sind. 

Im Interesse der Disziplin wird * hier anzumerken 
sein, dass die Beschwerden, wenn es sich um erkannte 
Disziplinarstrafen oder sonstige Massnahmen handelt keine 
uufschiebende Wirkung haben und dass etwa beleidigende 
Ausfälle, falls schriftliche Eingaben an die Vorgesetzte 
Aufsichtsbehörde zugelasseii werden, auch wenn die Be¬ 
schwerde sonst gerechtfertigt sein sollte, zu ahnden sind. 

Ausser diesen Fragen, die sich zu einer gesetzlichen 
Regelung eignen, möchten in einem künftigen Strafvoll¬ 
zugsgesetz, w^as zum Schlüsse hier ohne nähere Ausführung 
Miigedeutet werden soll, Aufnahme und Regelung finden 
die Frage der Behandlung der sogenannten politischen 
Gefangenen, insoweit Verbüssung von Gefängnisstrafe in 
Frage kommt und die weitere Frage, ob diejenigen, deren 
strafbare Handlungen nicht unedlen und unsitiliehen Hand¬ 
lungen entsprungen sind, eine ge.sonderte Behandlung auch 
hier wieder, bei V^erurteilung zu (Gefängnisstrafe, unter¬ 
stellt werden sollen. 

Weiter wird der Begriff der Riickfälligkeit zu klären 
lind festzustellen, sowie eine Unterscheidung der Kategorien 
des Verbrechertums dun hziiführen sein und der wiedei holt 
erhobenen Forderung, die kurzzeitigen Fndheifsstiafen 
iii'jglichst intensiv zu gestalten und l>ei Rückfälligen sowie 
Verbüssung längerer FreiluMtssirafi'u eidspreeluMide Xäu’- 
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Schärfungen zu Beginn eihtreten zu lassen, Rechnung zu 
tragen sein. 

So komme ich nach dem Dargelegten zu folgenden 
Leitsätzen, denen ich nur die eine Bemerkung voraus¬ 
schicken will, dass auch bei einer gesetzlichen Regelung 
des Strafvollzuges die vom rechten Geiste erfüllten Be¬ 
amten die Hauptsache bleiben werden: 

I. Die einheitliche Regelung des Strafvollzuges im Wege 
der Gesetzgebung ist als ein dringendes Erfordernis 
zu bezeichnen. 

II. Ist es nicht wünschenswert oder nicht angängig, alle 
Einzelheiten des Strafvollzugs, sämtliche, das Leben 
und die Behandlung der Gefangenen betreffende 
Fragen im Gesetz aufzunehmen, so macht sich die 
Einsetzung einer besonderen Reichsbehörde nötig, die 
im Wege des Einvernehmens mit den. einzelnen 
Bundesregierungen die Durchführung eines gleich- 
mässigen und einheitlichen Strafvollzuges einleitet 
und sichert. 

III. Auch bei einer gesetzlichen Regelung des Straf¬ 
vollzuges muss der Gefängnisverwaltung im Interesse 
eines individualisierenden Strafvollzuges der nötige 
Spielraum gelassen werden. 
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Welche Fragen des Strafvollzugs 
eignen sich zur gesetzlichen Rege 1 ung? 
Gutachten von Oberregierungsrat R e i ch - Bautzen. 


Bekanntlich besteht der Wunsch nach einer einheit¬ 
lichen und zwar gesetzlichen Regelung der Vollstreckung 
richterlich erkannter Freiheitsstrafen im Deutschen Reiche 
schon so lange als letzeres selbst. 

Die Frage einer solchen Regelung, ihre Notwendigkeit, 
ihre Richtung, ihr Umfang und auch ihr bisheriges Schick¬ 
sal ist inzwischen schon so oft und eingehend erörtert 
worden, dass hierzu kaum noch etwas wesentlich Neues 
wird gesagt werden können. 

Indessen dürfte ein kurzer allgemeiner Rückblick auf 
den bisherigen Gang der Angelegenheit nicht unange¬ 
bracht sein. 


1 . 

Schon in den Jahren 1861 und 1865 war u. a. im 
Preussischen Abgeordnetenhause bezw. auf dem VI. Deut¬ 
schen Juristentage (in letzterem unter Führung JI i 11 e r - 
maiers, Wahlbergs und v, Holzendorffs) die 
Frage einer gesetzlichen Regelung des Strafvollzugs auf¬ 
gerollt worden. Es war das also zu einer Zeit, da es 
noch kein geeintes Deutsches Vaterland gab, sondern die 
X'erschiedenheit im Strafvollzüge sich nur innerhalb der 
beiden Ministerialressorts fühlbar machte, denen in ver¬ 
schiedenen deutschen Staaten der Strafvollzug unterstand 
und noch heute untersteht. 

Erst mit der politischen Einigung der deutschen 
•Staaten und der Schaffung eines Reichsstrafgesetzbuchs, 
das uns ein einheitliclics Strafrecht brachte, wurde 
das Verlangen auch nach einer einheitlichen Strafvoll- 
s t r e c k u n g allgemein, da nunmehr die Verschiedenheit 
des Strafvollzugs in den einzelneti Staatsgebieten unter 
einander zu der vorgenannten noch hinzntrat. 



318 


Daher stellte alsbald (1870) der Reichstag die Forde¬ 
rung einer gleichmässigen Gestaltung des Strafvollzugs im 
Deutschen Reiche auf und verlangte 2 Jahre darauf vom 
Reichskanzler eine Gesetzesvorlage, die jedoch 
nicht bloss die Vollstreckung der Freiheitsstrafen regeln, 
sondern auch noch eine oberste Aufsichtsbehörde 
schaffen sollte, die von Reichswegen über die Ausführung 
des Gesetzes in den Einzelstaaten wachen sollte. 

Diese letztere Forderung, die als Eingriff in die Re¬ 
gierungshoheit der eben erst geeinten Bundesstaaten auf- 
gefasst werden konnte, fand deshalb auch wenig Anklang. 

Ueberdies fehlten damals noch andere, notwendigere 
Einrichtungen, wie die einheitliche Gerichtsorganisation 
und die Strafprozessordnung. 

1873 regte die Preussische Regierung die Frage im 
Bundesrate erneut an mit dem Erfolge, dass bei sämtlichen 
Regierungen Material als Unterlage zu einer gesetzlichen 
Regelung gesammelt wurde. 

Inzwischen (1874) hatten sich auch die Versammlung 
der deutschen Strafanstaltsbeamten zu Berlin, sowie der 
i?iternationale Gefäiigniskongress zu London für die Not¬ 
wendigkeit einer einheitlichen Regelung der Strafvoll- 
.streckung auf dem Wege der Gesetzgebung ausgesprochen, 
und sowohl Reichstag wie Bundesrat forderten 1875 den 
Reichskanzler zur Vorlage eines entsprechenden-Gesetzes, 
sowie zur Inangriffnahme einer Reform des GefängisWesens 
überhaupt auf. 

Nachdem man mit den obenerwähnten Reichsjustiz- 
gesetzen (Geriehtsorganisation, Strafproze.ssordnung) zu¬ 
stande gekommen war, entsprach der Reichskanzler jener 
Forderung durch Vorlage des Strafvollzugsgesetz - 
K n t w u r f s vom Jahre 1 879, der bekanntlich u. a. 
auch bindende Bestimmungen über den Haftmodus enthielt, 
«leren Annahme und Ausführung jedoch bedeutende Opfer 
für n e u e Gef ä n g n i s e i n r i c h t u n g e n den Einzel- 
staateii auferlegt haben würde. 
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Das wurde denn auch die Klippe, an der dieser Ver¬ 
such zur gesetzlichen Regelung (1881) nach vielen Ver- 
liandlungen scheiterte. 

Inwieweit damals, wie behauptet wurde, die bekannte 
Mittelstädt'sche Schrift: „Gegen die Freiheits¬ 
strafen“ Einfluss auf die Entschliessungen des Fürsten 
hisinarck nach der Richtung gehabt hat, dass der Entwurf 
schliesslich zurückgezogen wurde, „weil es einer radi¬ 
kaleren Lösung dieser Frage bedürfe, als sie von jenem 
Gesetzentwurf beabsichtigt werde“, entzieht sich meiner 
Beurteilung. 

Genug, es bestand im Bundesrate auch sonst wenig 
Stimmung für den wohl etwas einseitig nur in der Justiz¬ 
verwaltung ausgearbeiteten Gesetzentwuif, da der Aus¬ 
schuss des Bundesrats für Justizwesen bei Beratung 
desselben u. a. auch betonte, dass die Regierungen keinen 
Anlass hätten sich selbst gesetzlich zu binden, zumal eine 
gesetzliche Fixierung der hausordnungsmässigen 
IBestimmungen jede Aenderung und Weiterent¬ 
wickelung, vyde sie gerade auf diesem Gebiete allenthalben 
und fortgesetzt stattfinde, hemmen, wenn nicht ganz 
unmöglich machen würde. 

Besonders interessant aber erscheint als weiteres Er¬ 
gebnis jener Verhandlungen, dass hierbei zum ersten Male 
von dieser Seite die Revision des bestehenden 
Strafe n s y s t e m s als wichtiger erscheinend zur Sprache 
go'bracht Avurde. 

II. 

Aus dem Vorgesagten erhellt zur Genüge, warum die 
Frage einer reichsgesetzlichen Regelung der Strafvoll¬ 
streckung seinerzeit ins Stocken geriet, und ZAvar der¬ 
massen, dass sie auch alsbald in der Oeffentlichkeit ver- 
."tuinmte. 

Andere grosse Aufgaben, wichtige politische Wand¬ 
lungen und PersoneiiAvechsel iti höchsten Aeintcru nahmen 
das öffentliche Interesse anderweit in Anspruch und so 
kam es, dass länger als ein Jahrzehnt verging, bis der 
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Reichstag (1893) der Angelegenheit sich wieder erinnerte 
und sich über die Verzögerung des „seit 20 Jahren“ von 
ihm verlangten Strafvollzugsgesetzes lebhaft beklagte. 

Seinen erneuten Ruf nach dem Gesetz knüpfte der 
Reichstag nunmehr jedoch an die neue Bedingung, dass 
jenes auch eine gleichzeitige Aenderung des Strafen- 
Systems berücksichtigen müsste. 

Damit war aber wieder ein Hemmschuh angelegt, 
denn die Frage der Aenderung unseres Strafensystems 
war damals noch weniger spruchreif als heute nach 
15 Jahren, da inzwischen die besten Geister eifrig bemüht 
waren, durch Vorschläge mannigfacher Art jene Frage 
ihrer Lösung allmählich näher zu führen. 

Jenem wiederholten Drängen gegenüber sah sich die 
oberste Reichsinstanz indessen doch endlich (1897) ge¬ 
nötigt, bis zur Entscheidung der System frage an Stelle 
der geforderten gesetzlichen Regelung der Voll¬ 
zugsfrage einstweilen die bekannten „Grund¬ 
sätze für den Vollzug gerichtlich erkannter 
Freiheitsstrafen“ mit den einzelnen Bundesregie¬ 
rungen zu vereinbaren, welche in alle Hausordnungen 
aufgenommen wurden und seitdem im ganzen Reiche 
massgebend sind. 


III. 

Es war nicht zu erwarten und auch nicht beabsichtigt, 
dass die vorerwähnten bundesrätlichen „Grundsätze“ die 
Aufgabe erfüllen sollten, eine Gleichmässigkeit im Vollzüge 
der Freiheitsstrafen von wirklich einschneidender 
Bedeutung herbeizuführen. Das sollte eben der späteren 
gesetzlichen Regelung Vorbehalten bleiben, zumal ja 
min ainli noch die Systemfrage aufgetaucht und zu 
hisen war. 

Die Grundsätze mussten dalier als erster schüchterner 
hritt vorwärts sehr vor.siclitig und allgemein gehalten 
werden, und deshalb vermeiden sie vor allem eine weiter¬ 
gehende Ausgleichung und Festlegung gerade solcher Be- 
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Stimmungen, von denen die Fühlbarkeit der Wirkung 
des Strafübels auf daslndividuum in erster Linie 
mit abhängt. 

Das sind meines Erachtens unter Anderem die Vor¬ 
schriften über Art und Umfang des Arbeitezwanges, 
über Art und Umfang der Gewährung materieller 
Hafterleichterungen (Kostgenüsse), über die Zu¬ 
lässigkeit individuell gesteigerter Verkehrsfreiheiten 
und nicht zuletzt auch die Vorschriften über den Ersatz 
der Strafvollstreckungskosten. 

Dagegen dürfte auf die Art der Haftforin meines 
Erachtens auch in Zukunft nicht mehr ein so ausschliess¬ 
liches Gewicht zu legen sein, zumal zweifellos die Mög- 
licdikeit besteht, auch die Gemeinsamhaft durch entsprechende 
Einrichtungen niich dem Grundsätze ausreichender Tren¬ 
nung und Vereinzelung der Individuen zweckdienlich und 
wirkungsvoll zu gestalten. Nur an der Vorschrift der 
nächtlichen Trennung aller Gefangenen wird unbe¬ 
dingt festzuhalten sein. 

Was den A r b e i t s z w a n g und die B e 1 o h n u n g s - 
frage anlangt, so ist es nach meinem Dafürhalten ein 
ganz fundamentaler Unterschied, ob ein Ge- 
fangener nach Erreichung eines vorgeschriebenen mässig 
begrenzten Arbeitsmasses zur Ausfüllung der Arbeitszeit 
nach eigenem Belieben mehr oder weniger darüber 
liinausleisten darf und ihm für diese Bequemlichkeits¬ 
leistung noch Kostgen üssc als Extrabelolmung geboten 
werden, oder ob ein Gefangener nach unbegrenzten Pen- 
suinstufen bis zur Grenze seiner ausgeprobten, oft 
noc‘h durch erziehliche Anspornung allmälig gesteigerten 
Eeistungsfähigkeit ohne Aussicht auf Kostgenüsse 
arbeiten muss, w'cnn ersieh nicht Strafe zuzieheii will. 

Bei solchem Unterschiede kann es kommen, dass in 
einem Staate ein Gefangener für fleissig angesehen 
und besonders belohnt wird, der in dem andern 

*j Zu \'«rgl. Bt'schreilmng drr .Strafaiisralt Bautzen. Bl. f. <01'. 
hniid 10 S 2:’>G f. 
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Staate bei gleicher Leistung noch als lässig erkannt 
und bestraft werden würde. 

Dass in einem Staate mit leichteren Arbeitsbedingungen 
und mit Vergünstigungsaussichten die Disziplinierung der 
Gefangenen weniger Schwierigkeiten bereitet als im 
strengeren Vollzüge, ist ganz natürlich, — ausschlaggebend 
dürfte aber dieser Gesichtspunkt bei der Entscheidung 
über den Grad des Arbeitszwanges nicht sein. 

Was ist nun aber zweckentsprechender, — dass man 
im Strafhause die Pflichterfüllung, d. h. die höchste indi¬ 
viduelle Leistung, durch Belohnungen herauslockt oder 
durch Strafen erzwingt? Oder sollten nicht gerade diese 
beiden Wege zur grundsätzlichen Unterscheidung der 
leichteren von der schweren Freiheitsstrafe in 
einem zukünftigen zweiteiligen Strafensystem am 
besten verwendet werden können? 

Man wird nicht umhin können, dabei einen ver¬ 
gleichenden Blick auf das gewöhnliche Leben zu tun. 

Es mag daliingestellt bleiben, ob die Zeiten wieder¬ 
kehren werden, wo die strenge Pflichterfüllung noch all¬ 
gemein für selbstverständlich und das Leben nur für 
köstlich gehalten wurde, wenn es Mühe und Arbeit gewesen. 

Heute geht der Zug der Zeit zweifellos dahin: die 
Arbeit inögliclist zu kürzen, die Ansprüche auf Lohn, 
Müsse und Vergnügungen dagegen zu steigern. Alle diese 
Ansprüche hängen ja aufs innigste miteinander zusammen. 

Soll man diese Wellenbewegung des öffentlichen 
Lebens auf den Strafvollzug übertragen? Die Neigung 
dazu ist stark vorhanden. 

Während vor 25 .Jahren die öffentliche Meinung, so¬ 
weit sie ernst gerichtet war, angesichts der steigenden 
Verrohung und sinkenden Moralität breiter Volksschichten 
wieder nach Verschärfung im Strafvollzüge rief, ja sogar 
nach Wiedereinführung der Prügelstrafe verlangte, rufen 
heute einflussreiche INIänner, und zwar ohne dass jene 
Verhältnisse sich gebessert hätten, unter Nichtachtung der 
1) e g r ü n d e t e n Bedenken bewährter Praktiker nach weit- 



jrohenden Hafterleichterungen durch Zulassung gewohnte r 
und beliebter Lebensgenüsse im Strafluiuse, damit dieses 
dein Uebeltäter nicht bloss ein geringeres Leid, sondern 
auch einige „Freuden“ bringen möge-). 

Das erscheint doch schon bedenklich nahe gestimmt 
auf den Ton jener masslosen Kampfschriften der letzten 
.fahre, die eine unterschiedslose Ungebundenheit in Ver¬ 
kehr und Lebensgewohnheiten im Strafhause verlangten. 
Von da wäre es zum „fidelen Gefängnis“ mit tonangebcn- 
(hui Sträflingen wirklich nur noch ein Schritt. 

Und das ist keine Phrase. Man erinnere sich nur 
jenes deutschfreisinnigen Antrags im Reichstage vom Januar 
1S92, der u. a. für Verräter, Aufrührer, Hausfriedens- 
fu'echer, Fälscher, Gotteslästerer, Ehrabschneider, Ehe¬ 
brecher, Prügclhelden, gewisse Diebe, Hehler, Glücks¬ 
spieler usw. usw. allen Ernstes forderte, dass vom 
Verurteilten, sofern seine Gefängnis- oder Haftstrafe 
0 ^lonate nicht übersteigt und er im Besitze der Ehren¬ 
rechte belassen ist, kraft Gesetzes bestimmt werden 
könne, dass ihm gegen „angemessenen Preis“ ein besser 
iiK ibliertes Stübchen mit freiem Verkehr, eigener Beköstigung 
und Bekleidung gewährt werde, wogegen bei allen anderen 
P'reiheitsstrafen (mit Ausnahme von Zuchthaus) für Ehren¬ 
rechtsbesitzer dies auch vom Richte r bestimmt werden 
kenne. — 

Die gesetzliche Regelung wird sich also meines Kr- 
a< htens in allererster Linie auf das Mass der je nach 
der Strafart überall gleichmässig zu fordernden Arbeits¬ 
leistung des Gefangenen für die Staatska.sse und auf das Mass 
der für diese Leistung überall gleichmässig zu gewähren¬ 
den Vergütungen des Staates an den Gefangenen sowie 
der Verwendungen hieraus zu erstrecken haben. 

Begrenzung der Vergütungen an Gefangene, wie sie 
jetzt § 21 der bundesrätlichen (Grundsätze vorsclireibt, 
halte ich für eine Beschränkung, die jedes weitere Streben 

■) Zu vergl. Dresdner Verein.sversaiiiiiilung litO.'i Bl. f. Gef. Bd. 10 - 
S. 1-20 fedg. 
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und jede grössere Anstrengung einftich lahm legt. Richtiger 
erscheint mir, dafür zu bestimmen, dass bei der schweren 
Freiheitsstrafe die Vergütung um V 3 oder V.» geringer zu 
bemessen sei als bei der leichteren. — 

Sehr wesentlich beeinflusst die Fühlbarkeit des Frei¬ 
heit sstraf Übels ferner das Mass der Abschliessunj^' 
der Gefangenen vom Verkehr untereinander und mit 
der Aussenwelt. 

Man hat die Einzelhaft und das Schweiggebot in 
Gemeinsamhaft eingeführt als ein Mittel, um die gegen¬ 
seitige Verschlechterung, d. h. die üble Einflussnahme des 
Schlechteren auf den minder Verderbten nach ]\Iöglichkeit 
abzu wenden. Wo die Lokaleinrichtungen, die Beamten- 
und die ArbeitsVerhältnisse entsprechend günstige waren, 
hat man mit dem Erfolge gewiss auch zufrieden sein 
können. Für geistig rege Gefangene mit besonders leb¬ 
haftem Verkehrsbedürfnisse wirkt solche Abschliessuug 
aber je länger je härter und kann schliesslich auch Folgen 
haben, die keinesfalls beabsichtigt sind. 

Nun wird man ja in einem geordneten Strafhause 
schon der allgemeinen Sicherheit, Ruhe und Ordnung 
wegen niemals auf das allgemeine Schweiggebot ver¬ 
zichten können und deshalb den unterschiedslosen Verkehr 
der Giefangenen untereinander, wie er in den alten Zuehr- 
Inlusern des 18. Jahrhunderts stattfand, für immer strenge 
aussclialten müssen. Dagegen wäre, sofern irgendwo ein 
besonderes Bedürfnis dazu auftrcten sollte, nicht undurch- 
führbai', zeitweilige Zusammenkünfte von ausgewählten 
Gerangenen unter Beteiligung von geeigneten Beamten 
zmn Z wecke allgemeiner Aussprache zuzulassen, deren 
Grenze vom Anstaltsvorstande bestimmt werden mü.sste. 

Nutzbringender würde sieh aber die Erweiterung de.s 
persönlichen Verkehrs der Gefangenen mit der Aussen - 
weit gestalten lassen. Die bundesrätlichen Grundsätze 
von 1897 haben in dieser Beziehung s(*lion in weitgehen¬ 
dem, meines KraclUens auch in allgemein genügendem 
Masse die Zulassung von Familienbesuchen festgesetzt. 



Aber diese Besuche kommen doch immerhin nur einer 
beschränkten Zahl von Gefangenen zu gute, eben nur 
denen, die noch Angehörige haben, die sich um sie 
kümmern und denen die Entfernung ihres Wohnortes den 
Besuch nicht verbietet. Einen besonderen Nutzen würde 
ich mir deshalb davon versprechen, wenn Vertrauens¬ 
personen aus dem Orte der Strafanstalt und der Um¬ 
gebung, die Zeit, Beruf und Neigung dazu haben, zu regel¬ 
mässigen Besuchen der Gefangenen zugelassen werden 
könnten, um auf sie guten Einfluss zu üben und für deren 
Zukunft sich zu interessieren. 

Die Zulassung solcher Vertrauenspersonen würde sich 
meines Erachtens zu einer gesetzlichen Regelung eignen. 
Die Auswahl derselben und der zu besuchenden Ge¬ 
fangenen müsste den AnstaltsVorständen überlassen bleiben. 

Dagegen dürfte die Einführung offizieller „Aufsichts- 
räre“ aus Laieiikreisen meines Erachtens bei grösseren 
.Strafanstalten nicht unbeachtliche stratpolitische und dis- 
ziplinelle Bedenken gegen .sich haben. — 

Die Einziehung der Strafvollzugskosten, .so¬ 
weit sie sich auf die Verpflegung des Gefangenen beziehen, 
von diesem .selbst oder von seinen unterhaltspflichtigen 
Angehörigen, die nach Artikel 103 des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuche den einzelnen Landesregie¬ 
rungen überlassen geblieben ist, wird entweder gleich- 
nuissig gehandhabt oder ganz fallen gelassen werden 
müssen. 

Die Verschiedenheit der Bestimmungen hierüber be¬ 
deutet unzweifelhaft einen fühlbaren Unterschied für die 
Gefangenen sowohl als auch für deren Familien. 

Soviel mir bekannt, verzicditen einige Staaten auf 
Ei'Stattung dieser Kosten, andere wieder treiben sie nötigen¬ 
falls zwangsweise bei. An sieh erscheint es wohl nicht 
mehr als recht und billig, dass die vom Uebeltäter dem 
.Staate verursachten Mehrkosten nicht lediglich die .Steuer- 
zaliler zu tragen haben. Vielleicht würde sich desluilb 
em|>fehlen, gleichmässig zu bestimmen, den Ersatzanspruch 



gegen den üebeltilter selbst und dessen etwaiges Erbe geltend 
zu machen, sofern Aussicht auf Erfolg vorhanden, gegen 
unterhaltspflichtige Angehörige aber nur dann, wenn Minder¬ 
jährige in Frage kommen. Freiwillige Zahlungen seitens 
vermögender Angehöriger brauchten dabei nicht ausge¬ 
schlossen zu werden. 

Im Uebrigen können meines Erachtens recht wohl 
die Bestimmungen der bundesrätlichen Grundsätze von 
1897 mit den von der Darmstädter Vereins Versammlung 
i. J. 1898 gewünschten Abänderungen (Bd. 32 Bl. f. Gef.) 
in Verbindung mit den zutreffenden Bestimmungen des 
Strafvollzugsgesetzentwurfs von 1879 als Grundlage einer 
endgiltigen gesetzlichen Regelung dienen. Nur will mir 
eine allgemeine Bevorzugung der im Besitze ihrer 
Ehrenrechte belassenen Gefangenen v^or den übrigen 
solange als unbillig und bedenklich erscheinen, als die 
Judikatur an die jetzigen ge.setzlichen Bestimmungen 
über die Aberkennung der Ehrenrechte gebunden ist. 
Schon in Band 39 der Bl. f. Gef. S. 156 habe ich darauf 
hingewiesen, welcher Art heute jene bevorzugten 
Elirenrechtsbesitzer zum weitaus grössten Teile sind, und 
dass durch eine unterschiedslose Bevorzugung auch 
dieser Sorte geradezu eine Prämie auf Roheit und 
Unsittlichkeit gesetzt wird, die dem allgemeinen Rechts- 
gefiihle Hohn’ spricht und von vielen Gefangenen der 
besseren Schichten, die vielleicht im schweren Kampfe 
ums tägliche Brot in der Not ihre Ehre aufs Spiel setzten 
mul zu unerlaubten Mitteln griffen, nur um sich und die 
Ihrigen oben zu halten, als ungerecht empfunden wird. 

Bevor also die Ehrlosigkeit im Strafgesetz nicht 
anders bewertet und die Aberkennung der Ehrenrechte 
nicht auf andere Grundlagen gestellt wird, kann einer 
allgemeinen Bevorzugung der Ehrenrechtsbesitzer nicht 
das Wort geredet werden. — 

Wünschenswert erscheint mir auch ein gewisse.s 
Gleichmass in der „ V e r p f 1 e g u n g“ der Gefangenen iin 
weitei'cn Sinne. 



Gegen die Selbstbeköstigung möchte ich mich, 
wenigstens in dem jetzt zugelassenen Umfange, 
aus strafpolitischen und andern Zweckmässigkeitsgründen 
aussprechen. 

Nach meinen Erfahrungen genügt neben der Ge¬ 
fangenenkost, sofern diese, wie zu verlangen ist, nur aus¬ 
reichend kräftig und schmackhaft zubereitet wird, die 
ausnahmsweise Zulassung von täglichen Kost¬ 
verbesserungen, wie sie annähernd etwaigen wirklichen 
Lebensbedürfnissen im Rahmen eines mässigeii Genusses 
entsprechen (also z. B. Tee, Milch, Kakao, Käse, Butter, 
Aufschnitt, Früchte, Eier, Konserven) vollauf, zumal diese 
Gewährung unauffällig geschehen kann, ohne dass die 
leichterregbare Unzufriedenheit und die rasch zu Ver¬ 
gleichen geneigte Kritik der anderen Gefangenen mit ihren 
unangenehmen Folgeerscheinungen herauf beschworen wird. 

Auch müsste im Strafhause meiner Ansicht nach 
Alkohol in jeder Form ausgeschlossen sein ausser 
auf ärztliche Verordnung als Medikament. 

In Bezug auf die Bekleidung der Gefangenen 
erscheint es ratsam anzuordnen, dass warme Unterkleider 
für die kalte Jahreszeit gleichmässig auf Kosten des 
Staates und nicht nur vereinzelt auf Kosten der Gefangenen 
beschafft werden. Ausreichende Bekleidung ist eine 
ebenso notwendige Voraussetzung eines geordneten Straf¬ 
vollzugs als ausreichende Beköstigung. 

Auch die Lagerstätten der Gefangenen sind in 
den einzelnen Staaten nicht die gleichen. Man findet als 
Füllung der Unterlagen verschiedene Stoffe, vom harten 
Stroh bis zum weichen Rosshaar. D;is spielt in Bezug 
auf die Fühlbarkeit des Strafübels keine geringe Rolle, 
insbesondere da jene Fühlbarkeit alliuUditlich in die Er¬ 
scheinung tritt. Da die S t r o h f ü 11 u n g Millionen ehr¬ 
samer Leute als Lagerung genügt, so sollte sie auch im 
Strafhause für Gesunde genügen, zumal ihre Billigkeit, 
leichte Beschaffung und tiützliclie Verwendiuig nach der 
Ausnützung als Lagerung sehr dafür sprechen. Für 
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Krankenbetten möge dagegen die Fasermatratze 
(Fiber) angenommen werden. So nebensächlich für die 
Gesetzgebung diese Sache an sich scheinen mag, ist sie 
doch im Dasein des Gefangenen von Avesentlicher Be¬ 
deutung. Wir haben keine Veranlassung unsere I^ebel- 
täter weicher zu betten, als ein erheblicher Bruchteil 
unseres Volkes sich betten kann. Um unnötige Härten 
zu vermeiden, können auf begründeten ärztlichen Antrag 
ohnehin Ausnahmen gemacht werden. 

Endlich wird das zukünftige Strafvollzugsgesetz nicht 
unberücksichtigt lassen können: die Unterbringung in¬ 
valider und geisteskranker Verbrecher, die Für¬ 
sorge für Strafentlas.sene und nicht zuletzt auch die A us- 
bildung der Strafvollzugsbeamten. 

Uebereinstimmug dürfte darüber herrschen, dass 
geisteskranke Verbrecher auf die Dauer am 
besten in besonderen Anstalten unter ärzlicher Leitung 
aufgehoben sind, wogegen zur psychiatrischen Beobachtung 
und Behandlung von geistig erkrankten Ge¬ 
fangenen auf Zeit und bis zur etwaigen Ueberführung 
in erstere Anstalten entsprechend eingerichtete Annexe 
an grösseren Strafanstalten unter ärztlicher Leitung aus¬ 
reichen werden. 

Ebenso wäre die gesetzliche Anordnung von ge¬ 
sonderten Abteilungen bei grösseren Anstalten für invalide 
(d. h. geistig und körperlich minderwertige) Verbrecher, 
die bekanntlich oft sehr störend für den geregelten Straf¬ 
hausbetrieb werden können, sehr erwünscht, um diesen 
Elementen eine entsprechendere Behandlung gewähren 
zu können. 

Was die Fürsorge für die S tr af en 11 assenen 
anlangt, die ich als integrierenden Teil eines rationellen 
Strafvollzugs wegen seiner Nachwirkungen ansehe, so 
würde meines Erachtens eine gewisse ge.setzliche Fundierung 
wenigstens der Fürsorgeorgane in grösseren Städten, wo 
die Fürsorge am nötigsten, aber auch am schwierigsten 
ist, die Tätigkeit jener wirksam unterstützen und erweitern 
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kiinnen. Kann auch nicht einer Verstaatlichung des Für- 
s^orgewesens das Wort geredet werden, so würde sich doch 
wohl ein Weg finden lassen, den Fürsorgeorganen gewisse 
amtliche Befugnisse zu übertragen, um sie in bestimmten 
< Jrenzen auch als Helfer und vermittelnde Vertrauensorgane 
der Polizei geeignet zu machen. 

Die Forderung einer fachpäda gogischen Vor¬ 
bereitung und Einführung der eigentlichen 
Strafvollzugsbeamten (d. h. der Inspektions- und 
Aulsiclitsbeamten) vor deren Anstellung, mindestens durch 
Einrichtung systematischer Unterrichtskurse über 
Srrarzwccke und individualisierende Behandlung der Ge¬ 
fangenen, ist ja nicht neu. Die in den einzelnen Haus¬ 
ordnungen und Dienstinstruktionen enthaltenen Leitsätze 
darüber, wie der Beamte sich stellen soll und wie er den 
Strafvollzug aufzufassen habe, reichen ebenso wenig aus, 
als die besonderen Belehrungen von Fall zu Fall, bei 
denen es oft sehr, sehr lange dauert, bis man den Beamten 
so weit hat, wie er sein soll. Die sogen. „Handbücher“ 
werden leider zu Avenig gelesen oder ihr Inhalt zu Avenig 
beherzigt. 

Wenn der Strafvollzug — Avie Kr oh ne sagt — die 
Seele der Strafe ist, so sind unsere Beamten die Faktoren, 
die dieser 8e(de Gestalt und Leben zu geben haben. 
^Ver längere Zeit an leiteiuhu’ Stelle gestanden, der Aveiss, 
Avi(‘ viel Mühe es kostet, nur immer Aviedor das auszu- 
gieichen, was durch ungeschickte Beliandlimg, durch 
Nichtbeachtung der Individualität, durch .Mangel an iMit- 
gefühl, an Sell)stl)ehei'rschung und psychologischem 
Denken, durch Verkennen der Strafvollzugszieh' und auch 
durch Ueberhebung verdorl)en Avurde. Wie viel Wider¬ 
stand, Avie viel \’erl)i(terLmg konnte da vermiedc'ii Averden, 
wenn die Beamten von vornhinein einigeu’massen vor- 
• e-reitet für ihre Aufgal)e in den Dienst treten könnten. 

Wahrlich die FreilK'irsstral'e Avürde ihre gute Wirkung 
s-llciier verfehlen, Aveiin die Strafvollzugsbeaintim iimnci' 
gieichmässig i n d i v i d u a 1 i s i e r e n möcliten. 

H'.attcr tur Gc tan i-ku t; de. XI. II. \) 
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IV. 

Es ist schon erwähnt worden, dass auch Reichstag 
wie Bundesrat bei ihren letzten Aeusserungen zur Sache 
der Ansicht gewesen sind, dass eine gesetzliche Regelung 
des Strafvollzugs nur in Verbindung mit einer 
Aenderung des jetzigen Strafen s y s t e m s in die Wege 
zu leiten sein werde. 

Von dieser Notwendigkeit sind heute noch viel 
weitere Kreise durchdrungen, nicht zuletzt auch die Straf¬ 
vollzugsbeamten selbst. 

Wenn nun nach Zeitungsberichten in allerjüngster 
Zeit (im Januar d. J.) seitens der nationalliberalen 
Fraktion vom Reichskanzler die Vorlage eines Strafvoll¬ 
zugsgesetzentwurfs im Anschlüsse an den Entwurf einer 
anderen Strafprozessordnung gefordert worden ist, so 
scheint es fast, als ob man in Reichstagskreisen kein 
grosses Zutrauen zur baldigen Erfüllung so weitgehender 
Reformen, wie die des bestehenden Strafen Systems, 
hegt und man lieber den Sperling in der Hand sehen 
möchte als die Taube auf dem Dache. 

Ich frage aber, warum nach 37 jährigem Zuwarten 
nun auf einmal wieder durchaus ein Gesetz geschaffen 
Averden soll, das veraltet sein würde, sobald mit der 
Aenderung des Strafensystems doch Ernst gemacht wird. 
Oder wünscht man das neue Vollzugsgesetz gleich von 
vornhinein auf ein anderes Strafensystem zuzuschneiden? 
aber auf welches? 

Rechtslehrer alter und neuer Schule, Praktiker aus 
dem. Richterstande, Gefängnisbeamte und Schriftsteller 
mit und ohne Sachkenntnis haben seit Jahren in zahl¬ 
reichen Broschüren, Fachzeitschriften, Tagesblättern und 
Vorträgen mit mehr oder weniger Sachlichkeit, alle aber 
in der Ueberzeugung der Aenderungsbedürftigkeit der 
bestehenden Zustände, für eine zeitgemässe Reform der 
Freiheitsstrafen und ihres V’^ollzugs cifrigst gekämpft. 

Es würde für den Zweck vorliegender Arbeit viel 
zu weit führen, wollte ich die verschiedenen Meinungen 



über Straf zw eck und Strafen s y s t e m und alle die 
Wünsche auf Umgestaltung des Strafvollzugs auch nur 
andeutungsweise aufführen. 

Im allgemeinen scheint mir aber wenigstens darüber 
Kinigkeit zu herrschen, dass die Freiheitsstrafe dein 
Uebeltäter nicht blos zur gerechten Busse und W a r n u n g, 
sondern auch zur inneren Umkehr dienen und sodann 
die Gesellschaft so viel als möglich schützen solle. 

Weiter herrscht ziemliche Uebereinstimmung, dass 
die Freiheitsstrafe, um diese Zwecke besser als jetzt zu 
erfüllen, in ihrem dermaligen Umfange entsprechend zu 
beschränken sei, und dass ihr Inhalt den Anschauungen 
einer fortgeschrittenen Zeit gebührend Rechnung zu 
tragen habe, jedoch ohne dass sie auch in ihrer leichtesten 
Form aufhören solle ein Uebel zu sein. 

Was die Beschränkung des Umfanges der Freiheits¬ 
strafen anlangt, so wird bekanntlich dafür gestritten, dass 
nicht nur das Gebiet der jetzigen Freiheitsstraf - An¬ 
drohungen im Strafgesetze einzuschränken, sondern 
auch die jetzigen Straf arten zu vermindern, zum Teil 
auch die Strafzeiten zu kürzen seien. 

An Stelle eines grossen Teils der jetzigen Frei¬ 
heitsstrafe, namentlich der kurzfristigen, wird 
u. a. eine entsprechend erweiterte, die Vermögens Ver¬ 
hältnisse zugleich mehr berücksichtigende Geldstrafe 
gewünscht, und an Stelle der jetzigen drei Haupt straf¬ 
arten (Zuchthaus, Gefängnis und Haft) wird ein einfacheres 
System, etwa die Zweiteilung in eine leichtere und 
eine schwerere Freiheitsstrafe in Anregung gebracht. 

Zur zweckentsprechenden Anwendung der beiden 
Freiheitsstrafarten würde allerdings eine annähernd 
g 1 e i c h m ä s s i g e Festsetzung des • 8 t r a f r a h m e n s, 
namentlich nach unten hin, erforderlich sein, da be¬ 
kanntlich gerade die jetzige \’erschiedeidioit in der An¬ 
fangsgrenze (zwischen 1 Tag Gefängnis und 1 Jahr 
Zuchthaus) vielfach Veranlassung gil>t, dass ein UebeltäKu-, 
(h*r ins Zuchthaus gehörte, mit Hilfe der .pnilderinhm 
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Urastände‘^ ins Gefängnis gesteckt wird, lediglich weil der 
Richter im gegebenen Falle berechtigtermassen sich 
scheuen muss, die Strafdauer auf ein Jahr zu bemessen. 

Natürlich wird die Entscheidung über die zukünftigen 
Straf arten nur allein massgebend sein können für die 
Richtung, in* der sich die notwendigen Aenderungen ini 
Strafvollzüge zu bewegen haben werden. Deshalb 
wird eben meines Erachtens erst die Losung der System- 
frage abzuwarten sein, bevor man endgiltig den Vollzug 
gesetzlich festzulegen beginnt. 

Unsere heutigen Strafarten wie ihr Vollzug bauen 
sich streng historisch in fortschreitender Entwickelung 
auf den einstmals überkommenen Einrichtungen der alten 
landespolizeilichen Zucht- und Arbeitshäuser auf. Und 
wie seit jener Zeit allmählich die veralteten Strafarten 
mit ihren verschiedenen Graden und die überlebten Voll- 
ziigseinrichtungen je nach der wachsenden Läuterung der 
allgemeinen Anschauungen nach und nach abgcstossen 
wurden, so wird auch heute der Fortschritt dem Zeitgeiste 
entsprechend nicht aufgehaltcn werden können. Darüber 
ist die Vchrzalil, wie gesagt einig, ebenso aber auch, dass 
nach wie vor auf dem Restehenden wird Avcitergebaut 
werden müssen. 

Darülicr, dass die heutige IT a f t s t r a f e unbedenklich 
fallen gelassen werden kann, weil sie sich in ihrem Voll¬ 
züge kamn Avesentlich abweichend von dem Vollzüge 
gleiclifristigei’ Gefängnissti’afen gestalten lässt, herrscht 
wohl so ziemlich eine Stimme. 

Ls Illieben sonach, wenn man von der Korrekt ion.s- 
haft als einer rein polizeilichen ^lassregel und von 
der Festungshaft als einer besonderen Ausnahme 
für eigenartige Gesetzesverletzungen, die nicht unter 
Lebeltaten im gewöhnlichen Sinne gerechnet werden 
können, absieht, nur noch die heuiige Zuchthaus- und 
die Gefängnisstrafe übrig. 

Diese beidem Ilaiiptstrafen lassen sich nun in einiger 
Aliweiclinng von ihrem heutigen Vollzüge merklich unter- 



scheiden, wenn man ihren Charakter scharf fixiert und 
darauf zukommt, die eine davon zu einer wi-rklich 
leichteren Strafe zu gestalten. — 

Mehr Schwierigkeiten als die Schaffung solcher 
materieller Unterschiede im Vollzüge macht die straf¬ 
rechtliche Festsetzung dessen, was und w e r mit der 
einen oder andern Strafe zu belegen sei. 

Die Lösung dieser Frage schliesst' nicht nur eine 
Aenderung unseres heutigen Strafgesetzes samt seinen 
Vorschriften über mildernde Umstände, Rückfall und Ehr¬ 
losigkeit ein, sondern auch der praktischen Recht¬ 
sprechung, die mehr als jetzt auf' die Person des 
Täters und seine Beweggründe Rücksicht zu nehmen 
haben würde, um den praktischen Zwecken der Besserung 
-- S hnung — Sicherung entsprechende Rechnung tragen 
zu können. 

In einem Volke mit hoher Kultur sollten z. B. An¬ 
griffe auf Ehre, Gesundheit und Leben der 
.Mitmenschen meiner Ansicht nach denen auf das 
Eigentum mindestens gleich bewertet werden. Wer 
seinen Nebenmenschen so missachtet, dass er ihn an seinen 
höchsten Gütern frivol schädigt, der kann nicht Anspruch 
erheben, als „ehrbarer“ Mensch angesehen zu werden. 
Dass solche Straftaten bisher nicht genügend verdammt 
und gebrandmarkt wurden, dürfte nicht wenig zur all¬ 
gemeinen Steigerung der Roheits- und Sittlichkeitsvorgehen 
bei getragen haben. 

Bei einer eingehenden Würdigung der Person des 
Pebeltäters und seiner Beweggründe zur Tat durch die 
Keehtsprechung und einer entsprechenden Erweiterung 
des Begriffs „ehrloser Gesinnnng“ würde es alsdann dem 
Piielitcr wohl nicht allzuschwer fallen, gerecht zu ent¬ 
scheiden, wen er mit der leichteren oder der schwereren 
Freiheitsstrafe zu belegen habe, welcli letztere 
übrigens ohne Unterschied auch als die entehrende 
zu gelten haben würde. Der Rückfall an sich, d. h. 
soweit aus ihm nicht .Mangel an ehrbarer (Besinnung ge- 
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folgert werden kann, würde nicht auf die Straf art, sondern 
nur auf die Strafdauer Einfluss haben dürfen, da eine 
Scheidung in erstmalig Bestrafte und Rückfällige nicht 
als Grundlage für ein Strafensystem, sondern nur für eine 
zweckmässige Klassifizierung oder eine Gruppierung der 
Gefangenen in besonderen Anstalten oder Anstalts 
abteilungen geeignet sein dürfte. 

Die von Seuffert und K r o h n e schon vor 
10 Jahren (in der 5. Versammlung der I, C. V. zu Heidel¬ 
berg 1897) aufgestellte allgemeine Gruppierung der Ver¬ 
brecher wird meines Erachtens auch heute noch gelten 
können und sich im allgemeinen trefflich einem zweiteiligen 
Kriminalstrafensystem anpassen lassen. 

Es würden danach: 

a) Erstmalig Bestrafte und entschuldbar 
Rückfällige (das sind im allgemeinen die 
Augenblicks-, Gelegenheits- u, Notstandsverbrecher) 
— sofern für sie gegebenen Fiills nicht überhaupt 
eine Geld- oder blanke Ehren straf e ausreicht — 
in der Regel mit der leichteren Freiheitsstrafe, 
dagegoi 

bl die Zustands- (d. h. die Gewerbs- und Ge- 
wolinlieits-) Verbrecher in der Regel mit der 
schwereren Freiheitsstrafe belegt, endlich 

c) diejenigen der letzteren Gruppe, „deren Einordnung 
in das gesetzmässige gesellschaftliche Leben“ — 
(nach dem Gutacliten des Richters und des Straf- 
vollziigsbeamten) — „nicht mehr zu erwarten 
steht“, also die sogen. Unverbesserlichen, 
nach der Sühnung ihrer hdzten Straftat un- 
w(dgerlich der S i c h c r u n g s h a f t, wo nötig bis 
zum r.el)ensende überwiesen werden können. 

Diese S i c h c r u n g s h a f t möchte ich an die Stelle 
der bekannten Forderung einer S i c h e r u n gs s t r af e 
zum möglichst dauernden Schutze der (Jesellschaft ge¬ 
setzt scdien. 
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Da die Begrenzung einer solchen Massnahme in An¬ 
sehung der verschiedenen Möglichkeit einer etwaigen 
spiiteren Besserung sehr schwanken, ja bei notorisch Un¬ 
verbesserlichen, wie schon gesagt, bis zum Lebensende 
aiiszudehnen sein vrürde, so eignet sie sich nicht für den 
Kiehterspruch, sondern wird nur als landespolizei- 
1 i c h e Massregel in Betracht kommen können. 

Als solche wird ihre Notwendigkeit heute angesichts 
der wachsenden Zahl solcher Vergehen nicht mehr zu 
leugnen sein, die angeborener oder tiefgewurzeiter Neigung, 
al)soluter Haltlosigkeit und Willensschwäsche, verminderter 
Arbeits- und Zurechnungs - Fähigkeit, unüberwindlicher 
Arbeitscheu und Trunksucht entspringen. 

Nur das staatliche Korrektions- (Arbeits-)haus, nicht 
aber das Strafhaus kann meines Erachtens der Ort sein, 
w o solche der Menschheit zur Plage werdende Unglückliche 
von der Welt abgeschlossen werden müssten. Hier könnte 
dann sehr w'ohl noch unterschieden werden zwischen einer 
zeitlichen K o r r e k t i o n s m a s s r e g e 1, deren Dauer 
bei etwa noch vorhandener Bcsserungsfähigkeit und 
-Willigkeit sich lediglich nach etwaigem offensichtlichen 
läntritt einer Wendung zum Besseren zu richten haben 
wurde und an die sieh bei prol)eweiser Entlassung oder 
ISeiirlaubung gegebenen Falls noeh ein Uebergang durch 
rnterbringung in einc'r freien Arbeiterkolonie anschliessen 
kDiinte — uiul einer dauernden S i c h e r u n g s m a s s- 
r(‘gel, die gleichbedeutend sein wüiale mit einer sac-h- 
::e müssen lebenslangem Verw’ahi'ung und X^ersorgung. 

Nach meinem Dafiii’haltcn würden sich die bestehenden 
K'iri’ektionsanstalten und Arbeitshäuser zum Zwecke dei‘ 
Si<herungshaft dei’gestalt erweitern und ausgestalten 
hisvcii, dass se)wohl die ,.Korrektionsal)teilung” als ain h 
die „Wu'wahrungsabteilimg^^ ihre Insassen wieder scheidet 
a in gutwillige Sediwaedilinge^, Miud(“rw(Mtige, 
Invaliden und Triidviu’ und 
b) in b ö s w i 11 i g e und g e f ä h r 1 i c h e Febelt;itcr, 
Perverse, Arbeitsclieue, Säufer etc. 
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In Gegenden, wo stete Kulturarbeiten vorhanden 
sind, könnten solche Verwahrungsanstalten auch grossen 
kulturellen Nutzen stiften. 

Kann mau schon den Strafvollzug mehr als eine 
„soziale^ denn als eine strafrechtliche Angelegenheit auf¬ 
fassen, so erst recht die Korrektions- und Sicherungs- 
massregel, und damit wäre zugleich um die Klippe der 
uferlosen „unbestimmten“ Verurteilung herumzu¬ 
kommen, die ohnehin in unseren Landen so schwer Zu¬ 
stimmung findet. 

Auch die Frage der Straf Verschickung in 
unsere Kolonien, die immer wieder aufgeworfen und 
ebenso oft verneint wird, erscheint mir zurzeit und vor¬ 
aussichtlich noch auf lange hinaus nicht spruchreif und 
darum zu einer gesetzlichen Berücksichtigung jetzt 
nicht geeignet. 

Wenn die jüngst zu einem Verbände zusammen¬ 
getretenen Vorkämpfer der Strafverschickung als Er¬ 
satz für Freiheitsstrafe in ihrer Petition an den Reichstag^ 
das stärkere Steigerungsverhältnis der Rückfälle gegenüber 
der Bevölkerungszunahme allein der Fehlerhaftigkeit 
unseres Freiheitsstrafvollzuges zurechnen, so ist ihre Be¬ 
gründung einseitig. Sie übergehen dabei mit Stillschweigen 
die Tatsache, dass infolge der starken Bevölkerungzunahme 
der wi r ts c h af tli c h e Kampf ums Dasein schon für die 
unbescholtenen Menschen, geschweige denn für die aus 
den Strafhäusern kommenden, immer schwieriger geworden, 
und dass je schwerer der Kampf, desto grösser natur- 
gcniäss auch die Opfer sein müssen. Und sie übergehen 
Zinn andern die Tatsache, dass das sittliche Niveau 
des Volkes infolge der systematischen Untergrabung der 
Gottesfurcht, des Autoritätsgefülds, des Familiensinns durch 
die Umstiirzideen der Neuzeit immer tiefer gesunken ist. 
Dort liegen die Wurzeln des bc'klagten Uebels. Gegenüber 
den Einflüssen dieser ^lachtfaktorcn auf die Zunahme 

Putitioii vom Duzombor 1907. 
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der Verbrechen überhaupt und der Rückfälle insbesondere 
vermag selbst der vollkommenste Strafvollzug allein nie 
und nimmer aufhaltend zu wirken. Ob dies der Straf- 
verscbickung so gelingen würde, dass der Erfolg die Auf¬ 
wendung grosser Mittel rechtfertigt, lässt sich natürlich 
nicht Voraussagen, 

Erwägenswert wäre aber der Gedanke-), ob die Unter¬ 
bringung geeigneter Gefangener in Kolonien nicht für 
das System der Beurlaubung bezw. als Sicherungs- 
massnahme und zugleich im Interesse der Kolonien selbst 
mit einigermassen nennenswertem Erfolge nutzbar gemacht 
werden könnte. Von diesem Gesichtspunkte aus Hesse sich 
meiner Ansicht nach wohl einfacher und ohne wesentlich 
kostspieligen Apparat am Verschickungsorte, die Ver¬ 
schickung nicht alsStrafe, sondern als Fürsorge- und 
Schutzraassregel mit Hilfe einer deutschen überseeischen 
Fürsorgegesellschaft (mit Sitz am heimischen Hafenorte 
und Vertretung in den Kolonien) unter Protektion und 
Unterstützung des Reichs in die Wege leiten. 

Für eine solche überseeischeSchutzfürsorge 
käme zunächst die Forthilfe geeigneter Elemente nach 
erlangter „vorläufiger Entlassung“, Begnadigung oder 
Strafablauf auf Antrag unter zeitlich begrenzter kontrakt¬ 
licher Arbeits- und Unterkommensvermittlung in Deutsch¬ 
südwestafrika und eine ähnliche Versorgung der 
weniger üblen Elemente der Gewohnheitsverbrecher auf 
unbestimmte Dauer unter entsprechend schärferen Kautelen 
beziehungsweise unter bedingter Freilassung und An¬ 
siedlung am Vcrschi(*kungsortc auf einem insularen 
Kolonialgebicte in Frage. Das wäre zugleich ein Fühler, 
wie die Sache dann weiter zu gestalten sein würde. — 

Doch genug. Die Frage über Strafensystem und 
.Strafgesetzreform stellt hier nicht zur Erörterung und ich 
nnw-hte deshalb zum .Schlüsse nur noch andtMiten, dass 
der zukünftige Strafvollzug sich auch noch klarer gc- 

’) Die Petition vom 21. 1. 08 war mir noch nnOekannt, sie r(*gt 
wolil »len gl(!icii(‘n ('■edniiken an. 
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stalten lassen würde, wenn die ju gen dlichen Misse¬ 
täter bis zu 18 Jahren überall unter Fürsorgegesetz 
und Jugendgerichtshöfe gestellt würden und die 
Einrichtung des Strafaufschubs (die bedingte Ver¬ 
urteilung) gegebenen Falls auch auf Erwachsene 
ausgedehnt werden könnte. 

Dadurch kämen Elemente aus dem gewöhnlichen 
Strafvollzüge heraus für die jetzt immer eine etwas andere 
Behandlung erwünscht erscheint, wenn man der Person 
und ihrer Verschuldung in der Strafbehandlung ganz 
gerecht werden will. 

AVie ich mir die Gestaltung des Strafvollzugs bei einem 
zweiteiligen Freiheitsstrafensysteme denke soll später noch 
ausgeführt werden. 


AA' i e muss d i e S t a t i s t i k ü b e r Fürsorge¬ 
erziehung gestaltet werden, damit deren 
Erfolge oder AI isser folge kl arge stellt 
w e !• d e 11 k ö n n e n V 

Von l>r. 0. von Kohden in Düsseldorf. 


1. Der Vorbericht der preussischen Fürsorgeerziehungs- 
slatistik sehlie.sst mit einem Ausblick auf den Erfolg ab 
und gibt in der 60. Uebersicht das Ergebnis derEr- 
zieliung bei den wegen A^ o 11 j ä h r i g k e i t Aus- 
g e s c li i e d e n e n. AVenn dort von öt).'» männlichen Aus- 
gcstdiiedenen gesagt wiwden konnte, dass die •Führung 
gegen die früliere bei l.'U = 2;’),^ %, soAvie von 070 Aveib- 
li< hen bei 241 - .MG % besser und nur bei 7,1 bezAV. 11,6 % 
selileehter geworden war, Avenn die letzte Führung bei 
OS,6 % der männlieiieii und bei 81,2 % der AA^eiblichen 
Entlassenen als recht gut, ziemlich gut oder befriedigend 
bt'zeichnet Avurde, so darf dei- Bericht mit Recht als sehr 
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günstiges Ergebnis hervorheben: „Demnach konnte über 
zwei Dritteln der männlichen und über vier Fünfteln der 
weiblichen Personen, deren Fürsorgeerziehung gesetzlich 
ablief, hierbei ein befriedigendes Zeugnis ausgestellt werden, 
und nur bei einem kleinen Bruchteil hat das Erziehungs¬ 
werk einen durchaus unbefriedigenden Ausgang genommen.“ 

Diese höchst erfreulichen Angaben besagen nun aller¬ 
dings für eine eigentliche Erfolgsstatistik zuviel und zu¬ 
wenig. Zuviel, wenn man meint, hiernach die schliesslichen 
Erfolge der Fürsorge-Erziehung überhaupt bemessen oder 
auch nur einigermassen sicher einschätzen zu dürfen; zu¬ 
wenig, wenn man jeder Zwangserziehung als solcher und 
ihren Erfolgen oder auch schon dem Versuch einer wirk¬ 
lichen Erfolgsstatistik skeptisch gegenüber steht. Dass ernst- 
hafte Versuche in dieser Richtung gemacht werden, sollte 
man nicht vorurteilsvoll bemängeln. Seitdem Erziehungs¬ 
vereine und Anstalten zur Rettung der sittlich gefährdeten 
.lugend bestanden haben, sind solche Versuche unternommen 
worden und haben keineswegs unbeachtliche Ergebnisse 
gozcitigt. Der grösste Organisator des Rettungshauswesens, 
AVi ehern, hat s. Zt. sehr umfassende Nachforschungen nach 
dem späteren Verbleib und Verhalten sein^' Tausende von 
Zöglingen anstellen lassen und gefunden, dass etwa 66 v. II. 
als wirklich gerettet, in dauernd brauchbare (ilieder der 
(i('selischaft lungewandelt angesehen weialcn dCu'ften. — 
l’asror Roth in Gross-Rosen hat eine Statistik über die 
Zöglinge der schlesischen Rettiingshäuser vorgenonimen 
und ein noch bedeutend günstigeres Ei’gebnis, über 80 v. II. 
im Leben sieh bewährende Entlassene, wahrscheinlich zu 
in.iclien gewusst.') — Dr. Rernardo in London endlich, 
der berühmte Mensclum- und KinderlVeund, Ixdiauptet, von 

') \ Ol”!. R o t li, W I r li c K r f I) 1 i; i- li a 1 di c A r b e i t a n d c r 
\'•* r Av a h r 1 o s t (* 11 .) ii g i* u d lii.slo'r gezeitigt? llaiiil)ui’g. Agentur 
dl'' Rauinui Ilau.ses l'.Kil, — Die wichtigsten Ziffern sind folgende; 
_l>as Prädikat -gut oder befriciiigend" erhiidten Sl.Ol das Prä- 
«likat -ndttelniässig“ (1,0;') und das l’rädikat „scldeclit“ 12.bl) ln 
•len einzelnen Zbglingsklassen stellten sich folgende Verhältniszahleii 
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seinen 120 000 Kindern seien nur 3 v. H. verloren gegangen 
und von den nach Canada Ueberführten hätten sieh vollends 
08 V, H. gut bewährt. — Auf dem besonders schwierigen 
Gebiete der Erziehung Prostituierter rechneten Heldring 
und Fliedner, die Vorkämpfer dieses entsagungsreichsten 
aller Erziehungsarbeitszweige: Ein Drittel gerettet, ein 
Drittel schwankend, ein Drittel untergegangen. 

Freilich sind das Privatstatistiken, deren Bewertung 
ja unter Nachprüfung der angewendeten Methoden dein 
wissenschaftlichen Urteil anheimgegeben w^erden muss. An 
eine amtliche Statistik stellt man von vornherein höhere 
Anforderungen. Aber gerade die wdssenschaftlicheForschung 
verlangt w^eitergehende Ermittelungen und Angaben als sie 
bis zu und in der genannten 62. Uebersicht der preussischen 
Fürsorge-Erziehungs-Statistik geboten werden. Die letzten 
Daten der Erziehungsergebnisse bei den wiegen Volljährig- 

heraiis: Bei den Provinzial-Zwangszöglingen 76,54 % „gut oder be¬ 
friedigend“, 7,02 “i, „mittelmässig“, 16,45 \ „schlecht“. Bei den He- 
gierungs-Zwangszöglingen 77,04 % »gilt oder befriedigend“, 3,27 
„mittelmässig“, 19,67 % „schlecht“. Bei den Privat-Zöglingen 86,77 
„gut oder befriedigend“, 5,49 % „mittelmässig“, 7,73 % „schlecht“. 
Der Unterschied zwi-schen den drei Klassen ist in die Augen fallend. 
Weitaus das günstigste Resultat weisen die Privatzöglinge mit 7,73 ’V., 
„schlechten“ auf, in der Mitte stehen die Provinziäl-Zwangszöglinge 
mit 16,45 "/o „scldechten“ und die unterste Stufe nehmen die Regie- 
rungs-Zwangszöglinge mit 19,67 ®o „schlechten“ ein. Der Untei'schied 
zwischen Provin/.ial-Zwangszöglingen und Regierungs - Zwangszög- 
lingeii gleicht sich indessen aus, wenn berücksichtigt wird, dass von 
der ersteren Kategorie 3,78 % als ungebessert in andere Anstalten 
üb(“rwie.sen worden sind. So besteht denn die Tatsache, dass die 
Zwang.-^zöglinge, gleichviel ob sie unter § 55 oder § 56 des St.-G.-B. 
stellen, einen Prozentsatz von etwa 20 solcher aufweisen, welche als 
nicht gelx'^sert angi-sehen werden müssen, während bei den Privat¬ 
zöglingen der Prozent.-^atz nur 8,.')8 % beträgt. Dieser Unterschied 
in dmi Erziehung.sresultaten ist zurückzuführen auf das niedrige 
Alter, in Avelchem Privatzöglinge bei ihrer Aufnahme in Rettungs¬ 
häuser zu stehen pflegen, während gegen Zwangszöglinge bekannt¬ 
lich bisher nicht eher eingeschritten werden konnte, als bis die N'er- 
dorbenheit des Charakters zur Ibgebung' strafbarer Handlung’en vor- 
geschrilten war. 



keit Ausgeschiedenen weisen mit innerer Notwendigkeit 
über sich selbst hinaus und heischen ein möglichst weit- 
gelicndes Verfolgen der Bewährung dieser Entlassenen. 
Erst nach Jahren lässt sich ja erkennen und feststellen, 
ob die erzielte „Besserung“ nur Dressur oder wirkliche 
Erziehung d. h. Charakterbildung war. Zuverlässige Mit¬ 
teilungen hierüber zu gewinnen, muss also ein sehr ernstes 
Anliegen der Fürsorge-Erziehung-Statistiker sein. 

Eine ganze Reihe der wichtigsten Fragen können nur 
auf diesem Wege ihre hinreichend sichere Erledigung 
finden. Und umgekehrt geben die bisher schon festgelegten 
Daten recht bemerkenswerte FingerZ'eige, diese ent¬ 
scheidenden Fragen richtig zu stellen — denn von der 
richtigen F'ragestellung hängt ja jeder wissenschaftliche 
und praktische Fortschritt ab. Vor allem meine ich, die 
neuerdings in den Vordeigrund des Interesses gerückte 
Frage nach dem Verhältnis der nach § 1 Ziffer 2 und o 
der FTirsorgc-Erziehungs-Gesellscliaft Ueberwiesenen zu dem 
nach Ziffer 1 Ueberwiesenen und der Verschiedeidieit ihres 
Erzielmngserfolges. Dass die aus § 1 Ziffer 1 Ueberwiesenen, 
die nach dem sehen eingebürgerten Terminus nur objektiv 
durch Schuld der Eltei'ii oder Verhältnisse Verwahrlosten 
iindir Aussicht auf Erziehmigserfolg geben, als die bereits 
subjektiv Verwahrlust(‘n, die nach Ziffer 2 und J des Ge¬ 
setzes lTd)erwiesenen'), ist ja ohne weiteres einleuehtend und 

') Zur sclinellercMi V(M\gcgcii\v;irtigui)g «licscs Untevscliie(l.s seicMi 
<lif> in Frage stehenden niassg(‘lK‘n(len Aufsätze des § 1 F.-E.-G. hier 
n iedergegeben : 

§ 1. ,,Fän Minderjäliriger, weUher das IS. Ta‘l)ensjalir noch nicld 
vollemlet hat, kann der Für.sorg(‘er/,ieliuiig iib(‘r\viesi-n Averden: 

1. wenn die Voraussetzungen des § oder des § ls.‘’.s des 

B.-G.-B. vorlicgen und die. Füisorg(‘erzieluing erforderlich 
ist, lun die Verwahrlosung des Minderjälirigen zu verhüten; 

2. wenn der Minderjährige eine strafl)are Handlung Itegangen 
hat, AV<-gen der er in Aifoetraclit seines jugendlichen Alttu's 
strafrechtlich nicht verfolgt werden kann, und di(‘ Fürsorge¬ 
erziehung mit Kücksicht tiuf die Be>ehafrenheit der Hand¬ 
lung, die Per.sönlichkeit der Eltern oder sonstigen Erzieh(*r 
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wird von keiner Seite bestritten. Der hitzige Streit dreht 
sich vielmehr darum, ob die Aufnahme von subjektiv Ver¬ 
wahrlosten überhaupt aussichtsvoll genug ist, um die darauf 
gewendeten enormen Mühen und Kosten zu rechtfertigen, 
weiter ob nicht der ganze Zweck des Fürsorge-Erziehungs- 
Gesetzes als verfehlt anzusehen ist, wenn, wie die Statistik 
tatsächlich an die Hand gibt, die Zahl der letzteren Kate¬ 
gorie ganz bedenklich steigt, während die der ersteren, 
der erziehungsfähigeren Kinder sinkt. 

In dieser ungemein bedeutsamen, ja für die Beurteilung 
und das schliessliche Schicksal des Gesetzes überhaupt 
entscheidenden Frage kann nun mit allgemeinen Be¬ 
hauptungen und mit Einzelhinweisen ins Endlose hin und 
her gestritten werden — durchschlagend für ihre Lösung 
wird wohl nur eine unanfechtbare Statistik sein. Sie würde 
z. B. zeigen müssen, ob ein solch absprechendes Urteil 
über die Erfolglosigkeit der Fürsorge-Erziehung wie das 
des Landeshauptmanns von Westpreussen in seinem Bericht 
zur Fürsorge-Erziehungs-Statistik überhaupt statthaft ist, 
der „die Erziehungsarbeit bei den sittlich gefallenen Mädchen 
fast ausnahmslos“ für „vergeblich“ erklärt. „In den 
wenigen Fällen, in denen der Versuch gemacht wurde, sie 
in Dienst zu geben, schlug er fast stets fehl. Es handelt 
sieh bei ihnen in Wahrheit nur um eine Bewahrung bis 
zur Ciiossjährigkeit. Sicherlich aber steht bei ihnen der 
erreichte Erfolg in keinem Einklang mit der Mühe und 
den Kosten, die sie verursachen. Anderseits glaube ich 
auch nicht, dass ihre Entfernung von der Strasse ein Mittel 
zur Bekämpfung der Prostitution ist, ich fürchte vielmehr, 
dass an die Stelle der der Fürsorgeerziehung Ueberwiesenen 
nach dem Gesetze von Angebot und Nachfrage eine gleich 

und die übrigen Lebensverhältnisse zur Verhütung weiterer 
sittlicher Verwahrlosung des Minderjährigen erforderlich ist; 
wenn die Fürsorgeerziehung ausser diesen Fällen wegen Un- 
zuIänglichUeit der erziehlichen Einwirkung der Eltern oder 
sonstigen Erzieher oder der Selmle zur Verhütung des völligen 
sittlichen Verderbens des Minderjährigen notwendig ist“. 
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grosse Anzahl Anderer tritt.“ Allerdings darf man, auch 
ohne statistische Gegenbeweise abzuwarten, wohl sagen, 
dass eine solche Behauptung und namentlich das Unter¬ 
nehmen, eine ethische Frage, an der das zeitliche und 
ewige WohlHunderter junger Menschenkinder hängt, leichthin 
nach sozial-materialistischen Masstäben zu erledigen, in 
einer amtlichen Statistik zum mindesten recht befremdlich 
erscheint! Dieser pessimistischen Behauptung und der noch 
verstiegeneren des Dr. Hammer, der das „Gesetz“ fest¬ 
gestellt haben will, „dass je länger ein Mädchen in Er- 
ziehungshäft weilt, um so sicherer steht der Entschluss bei 
ihr fest, nach der Entlassung das alte Leben wieder auf¬ 
zunehmen“, tritt der Vorbericht des betreffenden Bandes 
der Fürsorge-Erziehungs-Statistik von 1905 selbst schon 
mit Entschiedenheit entgegen und teilt als einen Gegen¬ 
beweis die bereits angeführte Erfahrung Heldrings und 
Fliedners und die neueste Ermittelung Disselhoffs 
aus Kaiserswerth mit, wonach von 78 der überwiesenen 
subjektiv schwer verwahrlosten älteren Fürsorgezöglinge 
sich 31 eine geordnete Stellung im sozialen Leben wieder¬ 
gewonnen haben; und zwar waren darunter 10 vor der 
Ueberweisung der Gewerbsunzucht ergeben. „Von den 
übrigen 44 sind 5 in Irren- und Idiotenanstalten, 1 ist ver¬ 
storben; bei 31 ist die Führung schwankend, 7 haben sich 
wieder einem schlechten Lebenswandel zugewandt“. — 
Dieser eine Hinweis zeigt zur Genüge, wie wichtig es ist, 
durch umfassende und zuverlässige Statistiken gewisse 
sc hlimme, fast schon zum Dogma verdichtete, bis in die 
höchsten amtlichen Kreise angenommene Vorurteile zu 
bekämpfen und aus dem Wege zu räumen. 

Umsomehr ist dies notwendig, als das hier angedcutete 
Vorurteil schon in die richterliche Gesetzesanwendung sell>st 
einzudringen droht, indem ein Gericht die beantragte Für¬ 
sorge-Erziehung in einem Falle ablehnte, weil „die Anord¬ 
nung seiner Fürsorge-Erziehung keine Aussicht biete, dass 
durch sie der Zweck des Gesetzes erreic-ht werde, ihn zu 
einem brauchbaren Mitgliede der nienscdilicheu Gesell- 
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Schaft zu erziehen!“ Einer solchen bedenklichen Gerichts¬ 
anschauung hat nun freilich das Kammergericht ein schnelles 
Ende bereitet, indem es das betreffende Landgericht be¬ 
lehrte, es habe nur das Gesetz aiizuwenden, nicht aber sich 
über das Gesetz zu stellen oder es aus Zweckmässigkeits¬ 
gründen ausser Anwendung zu setzen. 

2. So wenig also die bisher gewonnenen statistischen 
Ergebnisse die allgemeinen Vorurteile von der Unerzieh- 
b a r k e i t subjektiv verwahrloster Jugendlicher rechtfertigen, 
so liegt an diesem Punkte in der Tat doch eine Schwierig¬ 
keit, die nicht mit wohlgemeinten Entgegnungen und Be¬ 
rufungen auf günstige Erfahrungen so schnell zu beseitigen 
ist, die vielmehr eine möglichst sorgfältige statistische 
Unterlage unbedingt erfordern. Wenn nämlich — um an 
das letztgenannte Beispiel anzuknüpfen — dasselbe kammer¬ 
gerichtliche Urteil, das die Anwendbarkeit der Maxime 
der Unerziehbarkeit verwirft, sich dabei auf die Motive des 
Gesetzes beruft, in denen es heisst: „Wird die Zwangs¬ 
erziehung kurz vor vollendetem 18. l.,ebensjahr angewendet, 
‘so bleiben für ihre Durchführung bis zum Ende der Minder¬ 
jährigkeit immer noch drei Jahre, ein Zeitraum, 
der erforderlich ist. aber auch ausreicht, um 
den Erfo 1 g sicher zu stellen“ — so ist diese opti¬ 
mistische Annalime von der Sicherstellung des Erfolges in 
diesem P'alle natürlich noch proldematischer als jene pessi- 
mistiscln» Annalime des gegt'henen Misserfolges. Ja, dieser 
Satz müsste, wenn man ilin als bewährten Erfahrungssatz 
hinstellie und für die Anwendung der Fürsorge-Erziehung 
zur Kielitschnur nähnu', geradezu verhängtiisvoll werden. 
Denn er müsste ja geradezu cl)cn jene unverantwortliche 
llinaussehiebimg der Ueherweisung zur Fürsorge-Erziehung 
l)is zum letzten Moment seitens der Gerichte glänzend recht- 
renigen, die von allen Freunden des Gesetzes als seine 
sehlinnnste Gefahr so nachdrücklich beklagt wird! Und 
eben hierum handelt es sich eigentlich bei dem ganzen 
vorliegenden Streite, ob es irgendwie zu rechtfertigen ist, 
dass man mit der lA'berweismig zur Fürsorge-Erziehung 
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bis kurz vor Toresschluss wartet oder ob es nicht dem 
.Sinne des Gesetzes allein entspreche, so früh wie irgend 
möglich in die Verwahrlosung einzugreifen. Denn darüber 
sollte freilich keine Meinungsverschiedenheit mehr möglich 
sein, dass die Aussichten auf Erfolg der erziehlichen Be¬ 
mühungen in dem Masse sich vermindern, wie die Ver¬ 
wahrlosung vorgerückt ist und dass der Erfolg in der Tat 
nach dem vollendeten 16. Jahre immer bedenklicher in 
Frage gestellt wird.*) Eine genaue, gerade diese Momente 
beachtende Statistik würde über diese pädagogisch hin¬ 
reichend erhärtete Erfahrung den letzten Zweifel beseitigen. 
Ob eine solche statistische Feststellung nun wirklich gleich 
zu einer Gesetzesänderung führen müsste, wie z. B. Magistrats- 
Assessor Dr. Schiller verlangt, nämlich den Endtermin 

*) Der neue Sächsische Entwurf eines Gesetzes über die Für¬ 
sorgeerziehung vom 21. Oktober 1907 enthält hierüber folgende Be¬ 
stimmung: § 1.Ein Minderjähriger, der das 16, 

Lebens Jahr vollendethat, sollnurinbesonderen Fällen 
der Fürsorgeerziehung unterworfen werden. 

Die Motive begründen das folgendermassen: „Das 18. Lebens¬ 
jahr als Altersgrenze zu bestimmen, hat unverkennbar manches für 
sich. Aiich der frühere Entwurf (§ 1) hatte sich hierfür entschieden. 
Die Erfahrungen indessen, die man anderwärts mit der Anordnung 
der Fürsorgeerziehung nach vollendetem 16. Lebensjahre gemacht hat, 
sind wenig günstig. Personen in diesem Alter haben sich vielfach 
trotz aller strengen Massnahmen als einer Besserung unzugänglich 
erwiesen. Anderseits gelangen durch sie in die Erziebungs- und 
P.esserungsanstalten Elemente, die durch widerspenstiges Wesen und 
schlechtes Beispiel die jüngeren Zöglingt* verderblich beinflussen 
uml damit das erfolgreiche Wirken der Anstalt überhaupt in Frage 
stellen. Die Festsetzung der Altersgrenze auf das 18. Lebensjahr ist 
seinerzeit besonders dt‘shalb begrüsst worden, weil dadurch ein wirk- 
s.inies Mittel geboten sei, die der Prostitution verfallenen Jlädchen 
auf den rechten Wt‘g zurückzuführen. Gerade in dieser Hinsicht 
sind aber, namentlich in Preussen, Klagen über die Erfolglo.sigkeit 
und B«‘denklichkeit der l'lirsorgeerziehung mit ihrtun Zwangscharakter 
l.itit geworden. Es wird daher richtiger sein, die Fürsorgecu'ziehung 
nach vollendelt'm 16. Lebensjahr nur eintreten zu lassen, wenn be¬ 
gründete Aussicht be.st<dit, dass durch sii* eine Besserung erzielt wir<l, 
also nur, wie sich der Altsatz 2 aus<irü«d<t, „in besonderttn 
Fällen“. 

liiattcr tür Gct.in;;rii>kuniltr. XI II. 
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der zur Fürsorgeerziehung zu Ueberweisenden vom 18. auf 
das 16. Lebensjahr zurückzuschieben oder ob. in bezug auf 
die Ausführung der Fürsorge-Erziehung bei dem 16. Jahre 
ein merklicher Einschnitt gemacht werden soll mit Rück¬ 
sicht auf den Umstand — dass in diesem Zeitpunkt die 
eigentliche auf kindliche Anerkennung der Autorität be¬ 
ruhende Erziehung in die mit Gewaltraassregeln operierende 
Zucht der gegen die Autorität sich Auflehnenden übergeht — 
das kann hier natürlich nicht weiter erörtert werden. 

Sehr beachtenswertes Material zur genaueren Er¬ 
forschung eben der Frage der grösseren oder ge¬ 
ringeren Erziehbarkeit der Fürsorgezöglinge liefert 
nun gerade die preussische Fürsorge-Erziehungs-Statistik 
in den Uebersichten 23 über ihren geistigen Gesundheits¬ 
zustand und ihre Abstammung. 

Es werden hier im letzten Rechnungsjahr 1905 gegen 
5927 geistig gesunder Zöglinge 709 als in geistiger Hinsicht 
nicht normal bezeichnet; darnach wären 10,7 % nicht 
normal. In den Vorjahren betrug dieser Prozentsatz von 
1904 an rückwärts 9,1; 9,7; 10,1 und 10,7. Sollte dieser 
Prozentsatz sich auch vor dem psychiatrisch geschulteren 
Auge als richtig erweisen, so könnte man ihn freilich bei 
dieser Kategorie von Kindern nur als sehr günstig be¬ 
zeichnen. Professor Gramer in Göttingen hat bei einer 
grossen Anzahl von ihm untersuchter Fürsorgezöglinge den 
Durcdischnitt bei geistig Minderwertigen auf etwa 40 ‘’Z,, 
berechnet, eine Höhe, die doch wohlsehr stark in Frage gestellt 
werden dürfte. In Kaiserswerth will man allerdings von 
103 meist der Unzucht verfallenen Mädchen volle 80 als 
psychopathisch minderwertig befunden haben. Immerhin 
wärii, auch wenn man nur 25 % geistig nicht vollwertiger 
Zöglinge annähme, dieses Viertel als von vornherein wenig 
erziehiingsfähig anzusehen und die Statistik der Misserfolge 
der Fürsorge-Erziehung entsprechend zu entlasten; genauer, 
es dürfte schon aus diesem Grunde ein erheblicher Teil 
der Misserfolge nicht den erziehlichen Massnahmen als 
solchen zugeschrieben werden. Von einem Schwach- 



347 


sinnigen ist, auch wenn er 10—15 Jahre in einer Er¬ 
ziehungsanstalt zugebracht hat, eben nicht zu erwarten, 
dass er sich in der Freiheit den zahlreichen Versuchungen 
seines Milieus gewachsen zeigt; er müsste eben zeitlebens 
ein Anstaltsmensch bleiben. Nimmt man dazu, dass 
42—45®/o der Fürsorge-Zöglinge in Familien aufwuchsen, 
in denen die Eltern .gerichtlich bestraft waren, etwa 30 o/o 
deren Eltern schlechte Neigungen hatten und gar 87—90 7o 
von trunksüchtigen Eltern, 50—58 ®/o von unzüchtigen 
Müttern stammten, dann ist einerseits das klar, dass man 
an die Erziehungserfolge bei diesen erblich belasteten 
Kindern nicht die höchsten Anforderungen stellen darf und 
anderseits dies, dass die Erfolgaussichten selbstverständlich 
umso geringer werden, je länger diese unglücklichen Kinder 
in der geistigen Pestatmosphäre festgehalten werden. Eine 
Erfolgstatistik müsste gerade dieses Moment ganz besonders 
berücksichtigen und bei jedem Misserfolg festzustellen 
suchen, wie es mit der geistigen Beschaffenheit des Zög¬ 
lings und der sittlichen seiner Eltern gestanden hat. 

Dr. Heinze hat allerdings in einem Aufsatz über 
die badische Zw^angserziehungsstatistik die Angabe der 
preussischen Fürsorge-Erziehungs-Statistik, wonach „über 
Vs der Kinder ein psychopathisches oder unethisches Erb¬ 
teil mitbekommen haben, welches sie zur Verw’^ahrlosung 
prädisponiert“, mit dem Ein wand bemängelt, dass ja die 
Anordnung der Zwangserziehung eine subjektive Verwahr¬ 
losung der Minderw'ertigen keinesw-egs stets voraussetze. 
Diese nur auf den Wortlaut des Gesetzes, aber nicht auf 
seine tatsächliche Ausführung fussende Einw^endung kann 
doch jene sehr zutreffende Schlussfolgerung von dem 
schlimmen Erbteil der Fürsorgez()glinge nur in sehr unerheb¬ 
lichem Masse einschränken. 

5. Das Unternehmen, den Erfolg der Fürsorge-l'.r- 
ziehung statistisch festzustellen, hat allerdings — das dürfen 
wir nicht übersehen — seine grossen Schwierigkeiten. Es 
.sind recht zahlreiche und erlieblichc Einwände dag(‘gen 
ZI» berücksichtigen. Diese Einwände bezielien sieh zunächst 
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auf die Möglichkeit und Grenzen statistischer Feststellungen 
überhaupt. Die Statistik hat es grundsätzlich nur mit 
notorischen Tatsachen zu tun, an denen weiter nichts ge¬ 
deutet werden kann, wie die Anzahl der Todesfälle, der 
Eheschliessungen und -Scheidungen, der Verurteilungen und 
Ueberweisungen. Schon bei der Aufstellung dieser Ziffern 
können grosse Verschiedenheiten und Willkürlichkeiten Vor¬ 
kommen, wenn die Methode ihrer Gewinnung nicht auf 
das genaueste und einheitlichste festgelegt ist und gehand- 
habt wird. Wenn z. B. bei der Entlassenenfürsorge 
die Zahl der Fürsorgefälle von dem einen Verein oder der 
einen Anstalt so berechnet wird, dass sämtliche Anfragen 
wegen Fürsorge notiert, von dem andern aber nur die 
unter eigentliche und dauernde Schutzfürsorge Genommenen 
berücksichtigt werden, so ergibt die Vergleichung natürlich 
ein ganz falsches Bild. Sobald aber nicht nackte Tatsachen, 
sondern Urteile in Frage kommen, begibt die Statistik sich 
vollends auf ein gewagtes Gebiet. Bekannt sind z. B. die 
Schwierigkeiten, die der Feststellung wissenschaftlich brauch¬ 
barer Zahlen über den Anteil des Alkoholismus am Ver¬ 
brechen, über erbliche Belastung, Intelligenzproben und 
anderen höcl)st wichtigen Fragen im Wege stehen. Die 
Urteile verschiedener Beobachter eben darüber, ob eine 
Tat in Trunkenheit verübt ist oder nicht, werden nicht 
immer übereinstimmen, abgesehen von den zahllosen Zu¬ 
fälligkeiten, mit denen die Ermittelung solcher Daten über- 
liaupt zu tun hat. 

Von diesen Schwierigkeiten wird natürlich das hier 
in Frage stehende Unternehmen in nicht geringem Masse be¬ 
troffen. Es wird damit ähnlich stehen wie mit dem Versuch, 
eine Erfolgstatistik der Entlassenenf ürsorge zu ver¬ 
anstalten. Darüber wurde bei der vorletzten Versammlung 
des Verbandes der deutschen Schutzvereine Herbst 1904 
in Malle ausgielng verhandelt. Es wurde dort u. a. gesagt: 
Wer hat denn die Sehutzbefohlenen zu zensieren? „Pfleger, 
Fürsorger, kleine Handwerker usw., also meist Leute, denen 
ich die Fähigkeiten der Ph-forschung der Psyche eines 
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Menschen nicht zuzuerkennen vermag“, antwortete Geh. Rat 
von Engelberg. Es wird oft sehr schwer sein in der 
Beurteilung zwischen der Arbeit- und der sittlichen Quali¬ 
fikation richtig zu unterscheiden. Es kann einer fleissig 
sein, aber ist damit sittlich durchaus noch nicht gebessert. 
Der Prinzipal wird einen tüchtigen Arbeiter günstig zen¬ 
sieren, auch wenn dieser vielleicht moralisch ein ganz ver¬ 
kommener Mensch ist. Ich hatte einen Fall, wo ein unter 
Polizeiaufsicht gestellter und daher in Schutzfürsorge ge¬ 
nommener ehemaliger Zuhälter durch seine ganz vorzüg¬ 
liche Kunstschlosserarbeit seine Fürsorger längere Zeit 
gründlich hinters Licht führte. Umgekehrt aber konnte in 
der erwähnten Rothschen Statistik z. B. ein verheirateter 
weiblicher Zögling, obwohl durchaus ehrenhaft, wegen 
Unverträglichkeit ein „befriedigendes“ Leumundszeugnis 
nicht erhalten. Schwierig ist auch die Ueberlegung, ob 
Mädchen, die ausserehelich geboren haben, schon darum 
als übelbeleumundet anzusehen sind oder ob j e d e gericht¬ 
liche Bestrafung als Vernichtung des guten Leumunds ge¬ 
zählt werden darf (vergl. Roth a. a. O. S. 22). Es kommt 
häufig vor, dass man das ungünstige Urteil der Arbeitgeber 
mit Vorsicht aufnehmen muss; sie sind, wie ebenfalls in 
Halle hervorgehoben wurde, „nicht alle Mustermenschen“ 
und insbesondere auf dem Lande wird den Leuten zuweilen 
mehr zugemutet, als sie leisten können. 

Auch das wurde betont, dass an sich schon die inten¬ 
siveren Nachforschungen geeignet sein können, dem Ent¬ 
lassenen zu Schaden. Im höchsten Grade natürlich, wenn 
man dazu die Mitwirkung der Polizei in Anspruch nähme. 
Es sind nicht immer die Sc*hlechtesten unter den Entlassenen 
oder sagen wir jetzt auch Fürsorgezöglingen, die ihre 
früheren fatalen Beziehungen möglichst schnell vergessen 
zu machen suchen. Begegnet man ihnen gelegentlich auf 
der Strasse, so sind sie meist .sehr anständig und unIxdangen 
erfreut über die Begrüssung, sprechen gewolmlich auch 
zuerst ihren alten Pfnrrer oder ()l)erbeamten an: aber 
eine regelmässige Erkundigung nach ihrem Tun und Treiben 
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würden sie doch sehr unangenehm empfinden. So geschieht 
es, dass man von den Misserfolgen die sicherste Kunde 
erhält — durch die neue Straffälligkeit, dass aber die Ge¬ 
besserten sehr bald unsern Augen entschwinden. 

So waren der ernsten Bedenken gegen eine Erfolg¬ 
statistik sehr viele; man bezweifelte in Halle fast all¬ 
gemein, dass es möglich sein werde, „das Material zu 
einer wirklich verlässigen und daher verwertbaren Statistik 
beizubringen“ (Oberreg.-Rat Kopp-Freiburg) und Präsident 
von Nestle -Stuttgart traf die Meinung der weit über¬ 
wiegenden Mehrzahl der Versammlung, wenn er erklärte, 
die Mängel der Statistik seien so gross, dass deren Wert 
nicht allzu hoch eingeschätzt werden könne. „Bei der 
Arbeit unserer Straf gefangenen vereine, welche eine Arbeit 
auf Hoffnung und zwar auf weitsichtige Hoffnung in den 
meisten Fällen ist, wird es nicht leicht sein, ein zu¬ 
treffendes Bild durch Zahlen auf Papier zu geben.“ 

Man kann hiergegen einwenden, dass das Verhältnis 
der Erzieher zu ihren ehemaligen Fürsorgezöglingen doch 
ein wesentlich innigeres und haltbareres ist als das der 
Vereinsvertreter gegenüber ihren Schützlingen aus den 
Strafanstalten. Und wenn wir auch die Schwierigkeiten 
einer Erfolgstatistik recht ernst einschätzen, so scheint 
mir der Vorgang von Pastor Roth doch den in dieser 
Beziehung verbreiteten abfälligen Urteilen nicht recht zu 
geben. An seiner Statistik hatten sich 25 Anstalten be¬ 
teiligt, die in den Jahren 1883—1802 zusammen 1626 Zög¬ 
linge entlassen hatten. Von diesen 1626 v'urden in den 
.lahren 1808—lOOi) nicht weniger als 1307 ermittelt. „Als 
ermittelt sollte ein Zögling gelten, auf des.sen Personal- 
Ixigen jedenfalls die Frage nach dem T.eumund und sodann 
noch die wichtigsten anderen Fragen von zuverlässiger 
S(Mte eine klare Beantwortung gelunden haben.“ Dies Er- 
gel)nis, dass über 80 “/o der Zr»glinge (genauer 78,98 männ¬ 
liche und 84.31 weil)lich(') 6- 8 .lahrc nac-h der Entlassung 
noch ermittelt werden konnten, ist günstig genug, um zum 
Foi’tsehreiten auf dieser Bahn zu ermuntern. Zweifellos 
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sind noch nicht alle Mittel, die Verbindung des Entlassenen 
mit seiner Erziehungsanstalt aufrecht zu erhalten, erschöpft. 
Die Entlassenen pflegen für jeden Freundlichkeitsbeweis 
ihrer früheren Erzieher, jeden Gruss usw. empfänglich zu 
S( in. Es könnte bei zweckmässiger Organisation hierin 
noch manches geschehen, was dem von uns erörterten 
und erstrebten Plane dienlich wäre. 


Wie sind Minderwertige im Strafvollzug 
nach der gegenwärtigen Gesetzgebung 
am sachgemässest.en zu behandeln? 

A. Erkennung. 

B. Behand 1 ung im gewöhnlichen Straf¬ 
vollzug. 

C. Behandlung in Soiid erabtei 1 un gen. 

Gutachten von Professor Dr. A s c h a f f e n b u r <»■ in Köln. 


Einleitung. 

Die Fragestellung des Gutachtens beschränkt die 
Kl örterung auf die Behandlung der Minderwertigen 
ini Strafvollzug nach der gegenwärtigen Gesetz¬ 
gebung. Diese Beschränkung erscheint im ersten Augen¬ 
blick überrnschend, zu einer Zeit, wo die Strafrechtsreform 
ihre ersten Früchte gezeitigt hat. Die grosse und um¬ 
fangreiche rechtsvergleichende Darstellung nähert sich 
iiirer Vollendung, diese unendlich wichtige Vorarbeit für 
den Xeuausbau eines StrafgesetzViuchs. Gleichzeitig ist 
ein Entwurf eines neuen Gesetzbuches vom Rcichsjustiz- 
aiiit in Auftrag gegeben woidcn, dessen Erscln'inen bald 
zu ei’warten ist. AN'äre der Zeit))uiikt nahe, in dem wir 
hoffen dürften, die Frucht aller dieser Voraibeiten zu 
<-riiten, so würde es si(*h ei'übrigen, zu erörtern, was im 
j'-tzigen .Sti'afvollzuge mit den ^linderwerligen gesch(‘hen 
>oll. Denn darübei* sind sich alle diejimigen einig, die an 
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erster Stelle berufen sind, die Minderwertigkeit festzu¬ 
stellen, dass diese Menschenklasse im Strafvollzüge anders 
behandelt werden müsse, als der Durchschnittsverbrecher. 
Zweifellos ist die übliche Herabsetzung der Straf¬ 
dauer bei denjenigen, deren Verschuldung in strafrecht¬ 
lichem Sinne durch ihre Minderwertigkeit milder zu be¬ 
urteilen ist, falsch, grundfalsch. Und mit verschwindenden 
Ausnahmen haben die Irrenärzte für die Minderwertigen 
nie kürzere, sondern nur andere Strafen verlangt 
und nicht selten gerade den Wunsch nach langdauernden 
staatlichen Gegenmassregeln geäussert. Vorläufig, darüber 
dürfen wir uns nicht täuschen, ist wenig Aussicht, dass 
unser neues Strafgesetzbuch bald zustande kommen wird. 
In den Jahren aber, die bis dahin vergehen werden, können 
auch im Rahmen des jetzigen Strafvollzugs Versuche ge¬ 
macht werden, deren Ergebnis das zukünftige Strafgesetz¬ 
buch verwerten kann, zum Besten der Minderwertigen, 
aber auch zum Besten der allgemeinen Rechtssicherheit. 

A. Erkennung der Minderwertigen, 

Der Gesetzgeber wird von uns Irrenärzten verlangen, 
dass wir ihm eine klare Definition des Begriffs der 
Minderwertigkeit geben. Wir werden damit vor 
eine Aufgabe gestellt, die im Prinzip unlösbar ist, insofern, 
als sie, wie unser Gesetzbuch jetzt scharf zwischen Un¬ 
zurechnungsfähigen und Zurechnungsfähigen trennt, später 
zwischen Unzurechnungsfähigen, geistig Minderwertigen und 
Zurechnungsfähigen zu unterscheiden zwingt, scharfeGrenzen 
da verlangt, wo es keine gibt und keine geben kann. Indessen 
Averden wir uns durch diese Schwierigkeit nicht abhalten 
lassen dürfen, wenigsten den Versuch einer Definition zu 
machen, bei der wir ausdrücklich daran festhalten müssen, 
dass sie nur eine Umschreibung und Umgrenzung der 
typischsten Fälle der Minderwertigkeit bedeuten soll. Wir be¬ 
zeichnen als geistig minderwertig solche Personen, 
deren geistiges Leben durch angeborene 
Störungen nicht zur vollen Entwicklung ge- 



kommen oder durch erworbene Schädigungen 
beeinträchtigt worden ist. Unter den ange¬ 
borenen Zuständen sind vor allem die des Schwachsinns 
und der psychopatischen Konstitution zu nennen; unter den 
erworbenen ragt an Zahl und Bedeutung die durch 
chronischen Alkoholismus entstandene Geistesschwäche 
hervor. Daneben finden sich die Herabsetzung der In¬ 
telligenz — das Wort im weitesten Sinne genommen — 
durch das beginnende Greisenalter, durch Schädelver¬ 
letzungen, die allmähliche Charakterveränderung durch 
epileptische Anfälle u. dergl. mehr. Ich möchte die' Krank¬ 
heitsbilder, von denen ich ausdrücklich die ausge¬ 
prägtere geistige Erkrankung, wozu auch der Greisen- 
blödsinn gehört, scheide, an dieser Stelle nicht im einzelnen 
darstellen, ja nicht einmal bei dem vorliegenden Gutachten 
von einander trennen, da die Voraussetzungen, unter denen 
sie erkannt werden, die gleichen sind. 

Die erste Bedingung ist eine brauchbare Vor¬ 
geschichte. In der Regel erhalten die Vorstände der 
Strafanstalten und Gefängnisse über den Gefangenen nichts 
als den Urteilswortlaut, in seltenen Fällen die Begründung 
des Urteils; die ganzen Strafakten nur auf besonderes 
Verlangen. Dass dies zweckwidrig ist, leuchtet wohl ohne 
weiteres ein. Die Straftat ist nur eine einzelne Erschei¬ 
nung im Leben des Verbrechers, eine Erscheinung, die in 
ihren Aeusserlichkeiten, der Zugehörigkeit zu einem be¬ 
stimmten Strafgesetzparagraphen und der Urteilshöhe viel¬ 
fach keinerlei Schluss auf die Vorgänge der Tat und 
damit auf den Täter selbst zulässt.Nicht einmal die 
Akten der letzten Straftat, die zur Einweisung in die 

b' Ks genügt wohl ein Boi.‘;pieI, das zn beweisen. Kxhibitio- 
nistische Handlungen, ja Angriffe juif junge Mädchen, dit^ nahe an 
den Tatbestand der Notzucht heranreichen, werden gelegentlich von 
den Gerichten gemäss § 18-') als Beleidigung Hiifg(‘fasst. Xi('mand, 
der die Akten nicht kennt, M’ird liinter dem scheinbar harmlosen Be¬ 
leidiger einen Mensclicn vermuten können, der vi<‘llciclit nur durch 
einen äusseren Zufall davor bewalirt wurde, w(‘g*!n versuchter Not¬ 
zucht ins Zuchthaus zu kommen. 
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Strafanstalt geführt hat, sind ausreichend, um einen vollen 
Einblick in die Persönlichkeit des Bechtsbrechers zu 
gewinnen. 

Nun werden allerdings an die Heimatsbehörden' E r - 
kundigungsbogen über den Strafgefangenen gesandt, 
die einen Einblick in seine Persönlichkeit, seine Vorstrafen, 
seme Vermögenslage geben sollen. Aber sehr tief ist 
dieser Einblick nicht. Denn diese Bogen enthalten viel 
zu wenig über die Lebensschicksale des Verbrechers. 
Hier könnte durch Ergänzung der Fragen viel erreicht 
werden. Viel, aber nicht alles. Der Erfolg des Schul¬ 
unterrichts, die Tatsache, in welche Schule (höhere Schule, 
Hilfsschule usw.) jemand gegangen ist, ob er vorüber¬ 
gehend oder längere Zeit in einer Irrenanstalt, Epileptiker¬ 
anstalt gewesen ist, ob er zu Hause erzogen oder in einer 
Fürsorgeerziehuhgsanstalt untergebracht war, auch in 
welcher er war, all’ das ist von allergrösster Wichtigkeit, 
und alles das gehört so unbedingt zur Vorgeschichte eine.s 
Menschen, dass es unerlässlich erscheint, nach allen diesen 
Richtungen hin Nachforschungen anzustellen. 

Sind aber diese Erkundigungen eingezogen, so muss 
die. zweite Bedingung erfüllt werden, die Gefangenen 
müssen einer sorgsamen Untersuchung unterzogen 
wei den Es wäre völlig verfehlt anzunehmen, man könne 
die inderwertigen sofort auf den ersten Blick als solche 
eikennen. Das ist nicht einmal bei der Gruppe möglich, 
d(‘rcn ^Minderwertigkeit am auffälligsten ist, bei den 
.s c h w a c h s i 11 n i g e n. Wir können zwar durch eine 
Prüfling schnell feststellen, ob ein Häftling die üblichen 
Sclmlkenntnisse besitzt. Alicr damit gewinnen wir keinen 
Kinblick in die Art seines Denkens. Das Wissen ist eine 
Sache des Gedächtnis.ses, und das ist oft auch bei hoch¬ 
gradig Schwachsinnigen so gut entwickelt, dass eine recht 
hohe Intelligenz vorgetäuscht wei'den kann, wo tatsächlich 
ein deid<bar niedriges Inielligenzniveau vorhanden ist. 
Nicht, was ein .Mensch weiss, sondern was er kann, 
nicht wie viel <iedächtnismaterial er besitzt, sondern was 
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er damit anzufangen weiss, entscheidet für die Frage, ob 
jemand als schwachsinnig zu bezeichnen ist oder nicht. 

Die Feststellung des Schwachsinns ist aber immerhin 
noch sehr viel leichter, wie die aller anderen Zustände 
von Minderwertigkeit. Sie lassen sich ih der Regel nicht 
bei der ersten Untersuchung durch den Arzt feststellen, 
sondern zeigen sich erst im Verlaufe längerer Beobach¬ 
tung. . Nicht umsonst hat unsere Strafprozessordnung für 
die Beobachtung fraglicher geistiger Erkrankungen bei 
Untersuchungsgefangenen, unsere Zivilprozessordnung bei 
schwierigen Entmündigungsfällen eine Dauer von 6 Wochen 
festgesetzt; und dabei sind die Verhältnisse für die Be¬ 
obachtung in einer Irrenanstalt unendlich viel günstigere, 
tirössere Schulung des Personals, die Möglichkeit, den zu 
Untersuchenden Tag und Nacht unter sorgfältiger Aufsicht 
zu halten, die reichen Hilfsmittel, die in den Kranken¬ 
häusern dem Arzte zur Verfügung stehen, erlauben leichter 
und schneller die Erkennung abnormer Zustände, als im 
Gefängnisse möglich ist. 

Hier wird vor allem die Art der Arbeit ins Auge 
zu fassen sein. Ob ein Gefangener schnell oder langsam, 
geschickt oder Ungeschickt, fleissig oder träge, unordent¬ 
lich oder übertrieben peinlich ist, alles das lässt manchen 
Schluss auf die Persönlichkeit zu. Wichtiger noch scheint 
mir die Art, wie er sich der Disziplin fügt. Nac-h 
meinen Erfahrungen, und ich schöpfe diese nicht etwa 
nur aus dem, was ich selbst an Strafgefangenen beobachtet 
habe, sondern auch aus den unzähligen Akten, die mir im 
Laufe der Jahre durch die Hände gegangen sind, ist eine 
starke Häufung von Disziplin w i d r i g k e i t e n ein 
selten versagender Hinweis auf eine abnorme Persön- 
li< hkeit, nicht auf einen besonderen Grad der Verkommen¬ 
heit oder Schlechtigkeit, (bu’ade die schlechtesten Kle- 
nienie unter den Strafgefangenen verstehen es oft am 
besten, die Klippen der Hausordnung zu vermeiden. Zwar 
sind nicht alle Mimb'rwertigen im Strafvollzüge wider- 
sjeuistig, launisch, fre(*h, reizbar: manche und gerade ein 



356 


grosser Teil der Schwachsinnigen verhalten sich muster¬ 
haft. Ein anderer Teil der weniger Begabten aber und 
die meisten "Minderwertigen mit Epilepsie, Hysterie, 
Neurasthenie und sonstiger psychopatischer Konstitution 
Belasteten gehören zu den Personen, mit denen ein geord¬ 
neter Strafvollzug kaum fertig werden kann; um deswillen, 
weil Strafen an ihnen völlig wirkungslos abprallen, ja 
man kann geradezu sagen, die Schwierigkeiten nur noch 
erhöhen. 

Bei einiger Achtsamkeit kann dem Arzte, der natür¬ 
lich auch der Unterstützung der übrigen Beamten, ins¬ 
besondere der Geistlichen, bedarf, nicht entgehen, wann 
er es mit einem Schwachsinnigen oder sonstwie Minder¬ 
wertigen zu tun hat. Ich habe mit der Erwähnung einiger 
besonders auffälliger Merkmale, der Art der Arbeit und 
des Verhaltens gegenüber der Anstaltsdisziplin, nicht etwa 
die Symptome der Minderwertigkeit erschöpfen wollen. 
Ich will nur einige wenige andeuten, wie den Mapgel an 
geistiger Regsamkeit, auffällige Stimmungswechsel, Angst¬ 
zustände, Verschlossenheit, Störungen des Schlafs u. dergl. 
mehr, um zu zeigen, wie ausserordentlich mannigfaltig die 
Sturmsignale sind, die den Strafanstaltsbeamten warnen 
müssen. 

Die Entscheidung, wer zu den Minderwertigen gehört, 
kann nur der Arzt treffen, wenn ich auch aus eigener 
Erfahrung weiss, wie dankbar ich oft anderen Beamten, 
auch natürlich den Unterbeamten gewesen bin, wenn sie 
mich auf auffällige Erscheinungen aufmerksam machten. 
Ich verlange deshalb, dass die Diagnose durch den Arzt 
gestellt wird, weil auch der erfahrenste Laie, mag er sich 
auch noch so eingehend mit der Psychiatrie beschäftigt 
haben, nie dazu gelangen kann, die eigentlichen geistigen 
Störungen, deren Beurteilung von ganz anderen Gesichts¬ 
punkten auszugehen hat, als die der Minderwertigen, von 
letzteren zu trennen. Dass der Arzt psychiatrisch aus- 
gebildet sein muss, wird nur der in Abrede stellen können, 
der gegen die grosse Zahl der Mind(“rwertigen die Augen 
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schliesst, um sie nicht zu sehen, der Frechheit und Wider¬ 
spenstigkeit, Faulheit und Verstocktheit da voraussetzt, 
wo es sich um krankhafte Erscheinungen handelt, und der 
endlich die Schwierigkeiten nicht sieht, die gerade dem 
geordneten Strafvollzug durch die Minderwertigen drohen. 

B. Behandlung im gewöhnlichen Strafvollzug. 

Wie soll die Behandlung eines Minderwertigen im 
jetzigen Strafvollzug sein? Eine schematische Teilung 
der Minderwertigen in verschiedene Gruppen würde sich 
schwerlich mit genügender Sicherheit ausführen lassen. 
Ist schon die Behandlung jedes einzelnen Strafgefangenen 
ein schwieriges Problem, so erst recht die der geistig 
nicht ganz Normalen. Es gehört unendlich viel Takt und 
Gewandtheit, Ruhe und Ueberlegenheit, Güte und vor 
allem Geduld dazu, mit all diesen schwierigen Menschen 
auszukommen. 

Eine ausserordentlich wertvolle Hilfe ist die richtige 
Verteilung der Arbeit. Dass man sich dabei nicht mecha- 
jiisch an die vorgeschriebene Menge halten darf ist selbst¬ 
verständlich. Pan Beispiel für viele: Zahlreiche Epileptiker 
arbeiten mit ausserordentlicher Umständlichkeit, mit einer 
peinlichen Exaktheit, die es von vornherein unmöglich 
macht, auch nur entfernt die vorgeschricbene Arbeits- 
incnge zu erreichen. Und dabei kann ein solcher Kranker 
an Fleiss die meisten anderen übertreffen; er wird doch, 
wenn man nur die Menge des Geleisteten berücksichtigt, 
als faul dasteheti. 

Besonders wertvoll ist die Verwendung der IMinder- 
weitigen für Garten- und Landarbeiten. .Ic 
mannigfaltiger die iMcglichkeit der Beschäftigung ist, um 
so leichter wird es möglich sein, die Persöidichkeit des 
Kinzelnen ritditig zu berücksichtigen. 

Viele Minderwertige werden durch das Alleinsein 
g<*schädigt. Sie vertragen die Linzelhaft nicht, werden 
ängstlich, unruhig, appciit- und schlaflos, ringekehrt ist 
fiir manche andere wi<‘der die Linzelhaft eine Wohltat, 
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Auch hier wird ein Beispiel genügen. Ein Nervöser, der 
infolge seiner in ihm steckenden Unruhe nicht ruhig sitzen 
und gleichmässig arbeiten kann, wird sich erleichert 
fühlen, wenn er in der Einzelhaft, ohne Gefahr zurecht 
gewiesen zu werden, von Zeit zu Zeit einmal aufspringen 
und seiner Erregung durch Bewegung Luft machen kann. 

Die vielleicht wichtigste, jedenfalls die schwierigste 
Frage in der Behandlung der Minderwertigen, ist die nach der 
Handhabung des Disziplinarstrafrechts. Wer soll 
in solchen Fällen über die Notwendigkeit der Strafe und 
ihre Art entscheiden ? Das erscheint vielleicht für den Gefäng¬ 
nisbeamten nicht der Erörterung wert, da durchweg die An¬ 
schauung vertreten wird, die Handhabung des Disziplinar¬ 
strafrechts sei ausschliehlich Sache des Anstaltsleiters. 
Aber wie soll dieser sich in dem Gewirr von krankhaften 
und normalen Motiven durchfinden, in welcher Weise die 
Minderwertigkeit berücksichtigen, ohne die Hilfe des 
Arztes? Er wird ihrer nicht entraten dürfen und auch 
nicht entraten wollen. Aber wie, wenn die Anschauungen 
des Arztes und des Anstaltsleiters auseinandergehen? Ist 
es wirklich gerecht, dass dann der entscheidet, der den 
geringeren Einblick in die Persönlichkeit des zu Be¬ 
strafenden hat? 

Und weiter! Was soll werden, wenn der Anstaltsleiter 
die ^Minderwertigkeit des Liulen oder widerspenstigen Ge¬ 
fangenen anerkennt und ihn nun mit einer sehr milden 
Strafe belegt? Ich ersehe hierin eine unendliche Quelle 
von Schwierigkeiten. Jeder andere Gefangene wird sich 
fragen, warum er für dasselbe Vergehen mit vielleicht 
8 Tagen strengen Arrest bestraft wird, für das ein anderer, 
eben der Minderwertige, vieleicht nur einen Kostabzug 
bekommt. Wer die Stimmung kennt, die alle Gefangene 
beseelt, der wird niir darin zustimmen müssen, dass in 
allerkürzester Frist der Verdacht der Parteilichkeit Wurzel 
schlagen und sehr schnell üppig ins Kraut schiessen wird. 

Unmtigiich kann doch den Gefangenen im einzelnen 
ei-klärt werden, warum der eine so energisch, der andere 
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so milde bestraft wird. Ganz anders wenn die Straf¬ 
milderung auf das Urteil des Arztes hin ergeht. Auch 
das strengst durchgeführte Schweigegebot kann nicht ver- 
hindern, dass es nur weniger Tage bedarf, um in der An¬ 
stalt bekannt werden zu lassen, dass der Arzt die 
Milderung der Strafe veranlasst hat. Man wird mir ent¬ 
gegenhalten, dass dann jeder einzelne Gefangene versuchen 
würde, sich als minderwertig hinzustellen, um damit auch 
das Vorrecht milderer Strafe zu erringen. 

Diesen Einwand kann ich nicht gelten lassen. Ein 
psychiatrisch geschulter Arzt wird doch so leicht nicht zu 
täuschen sein, wie der Laie annimmt. 

Ich sehe in der Uebertragung des Disziplinarrechts 
und der Strafmilderung bei Minderwertigen an den Arzt, dem 
eine entscheidende Stimme zukommt, die einzige Mög¬ 
lichkeit, den Verdacht der Parteilichkeit aus der Anstalt 
fcrnzuhalten. Nur unter dieser Bedingung wird es möglich 
sein, einen geordneten Strafvollzug bei gerechter Wür¬ 
digung des Zustandes der Minderw^ertigen durchzuführen. 

Ich behaupte nämlich mit aller Bestimmtheit, dass 
die wesentlichsten Schwierigkeiten des Strafvollzuges durch 
die psyschopathisch Minderwertigen veranlasst werden. 
AV^ürde man sie aus dem Strafvollzüge beseitigen, so würde 
die Ruhe und Ordnung mit Leichtigkeit zu wahren sein, 
die Schwierigkeiten für das Personal und den Arbeits¬ 
betrieb würden verschwinden, die Disziplinarstrafen auf 
ein Minimum zu reduzieren sein. 

Dass diese Auffassung nicht auf theoretischen Er¬ 
wägungen beruht, sondern auf praktischen Erfahrungen, 
beweisen die Beobachtungen beim Militär. Der grösste 
Teil der Soldatenmisshandlungen hat letzten Endes seinen 
Ursprung in den durch die Minderwertigen bereiteten 
Schwierigkeiten. Und das Gleiche lehren die Ph'fahrungen 
der F ttr s 0 r ge e r z i e h u n g s a n s t a 11 e n. Gerade unter 
den Füreorgezöglingen befinden sich sehr viele Al)nonne. 
Vielleicht wird die Notwendigkeit sorgfältiger psychiatrischer 
Ausbildung der xVnstahsärzte durch niidus besser bewiesen. 
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als durch die Verschiedenheit der Prozentsätze an Minder¬ 
wertigen, die seitens der einzelnen Fürsorgeerziehungs¬ 
anstalten angegeben werden. Ueberall da, wo ein Arzt 
die Kontrolle auszuüben hat, fanden sich sehr hohe Prozent¬ 
sätze, da wo eine dauernde Beaufsichtigung durch den 
Arzt fehlte, nur wenig oder gar keine Minderwertigen. 

C. Behandlung in Sonderabteilungen. 

Sollen für die Minderwertigen Sonderabteiluugen 
eingerichtet werden? 

Es ist schwer oder fast unmöglich, diese Frage zu be¬ 
jahen oder zu verneinen. Das grosse Heer der geistig 
Minderwertigen ist beinahe so vielgestaltig wie vielköpfig. 
Man müsste erst wieder eine Reihe verschiedener Kate¬ 
gorien schaffen. Für die einen,' die harmlos gutmütigen, 
leicht lenkbaren, bedarf es keiner Sondereinrichtungen. 
Für sie bedarf es, meiner Ueberzeugung nach, nicht einmal 
der kostspieligen Einrichtungen eines Gefängnisses, der 
Mauern und Gitter, des zahlreichen Personals. Sie bleiben 
ruhig an der Stelle, an die man sie hinstellt, arbeiten 
nach Massgabe ihrer Kräfte, was man ihnen aufträgt, und 
verstossen höchstens hier und da aus Dummheit oder Gleich¬ 
giltigkeit gegen die Hausordnung. 

Ganz anders die reizbar Schwachsinnigen. Für sie 
bedürfte es, wenn man anders den fortdauernden Disziplin¬ 
widrigkeiten, den Zorn- und Wutausbrüchen Vorbeugen 
wollte, eines ganz besonders ausgebildeten Personals. 

Noch schwerer ist es mit Hysterischen und Epilep- 
tikei’ii nuszukommen. Ich sehe dabei ganz ab von den 
ini Greisenalter allmählich Verblödenden, die ohne jedes 
Bc'denken in der Siechenabteilung eines Lazarettes ver- 
pfl(\gt werden können. 

Die Frage, ob inan die Epileptiker prinzipiell für 
Strafeollzugsiinfühig erklären soll, muss ich unbedingt 
verneinen. 

Gewiss kann eine Epilciitikeranstalt leichter mit ihnen 
fertig werden als der .Strafvollzug. Aber ich halte mich 
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nicht für berechtigt, die Ausscheidung aller Epileptiker 
und weiter aller Minderwertiger aus dem Strafvollzüge zu 
verlangen; ich fürchte, dann würde der Ausscheidung 
kein Ende sein. 

Theoretisch ist es zweifellos am besten, den Straf¬ 
vollzug an Gesunden von dem an Defektmenschen zu 
trennen. Aber praktisch fürchte ich, würde die Trennung 
um deswillen scheitern müssen, weil es fast unmöglich ist, 
eine Anstalt zu leiten, in der nur minderwertige Menschen 
sich anhäufen. 

Die Erfahrungen in Irrenanstalten, besonders in Be¬ 
obachtungsabteilungen und Sonderabteilungen für geistes¬ 
kranke Verbrecher, haben zweierlei gezeigt: 1. dass die 
Anhäufung solcher Elemente auf engem Raum zu fast 
unüberwindlichen Schwierigkeiten führt und 2. dass die 
Hauptschwierigkeiten nicht davon abhängig sind, ob es 
sich um besonders stark kriminelle Individuen oder um 
besonders schwere Formen geistiger Störung handelt, 
sondern dass regelmässig die Anstifter von Komplotten 
und Ausbrüchen, von Hetzereien und Verläumdungen, 
Drohungen und Gewalttätigkeiten solche Kranke sind, die 
dem Grenzgebiet zwischen Zurechnungsfähigkeit und Un¬ 
zurechnungsfähigkeit angehören. 

Ob es möglich sein wird gleichwohl in einer eigenen 
A n s t a 11 die nur solche Elemente aufuimmt, auszukoinmen, 
kann nur der Versuch entscheiden, ein Versuch, dessen 
selbstverständliche Voraussetzung wäre, dass an der Spitze 
einer solchen Anstalt ein psychiatrisch vorgcbildctcr Arzt 
stünde, dass die Anstalt die ^Möglichkeit besässe, die In¬ 
sassen mit Landarbeiten und auf sonst geeignete Weise 
zu beschäftigen, dass das Personal besonders ausgesucht 
und mehr dem Typus d(‘S Krankenpflegers als des Unteroffi¬ 
ziers entspräche; dass endlich an die .Stelle der Diszi])linar- 
strafenoder neben ihnen, die nur mit aller V'orsicht anzu¬ 
wenden wären, ein .System von Belohnung s m ö glich- 
k <* i t e n bestünde. Wohl nuiglk-h. dass ein solches Haus 
iiH'hr einem Krankenhaus als einer .'Strafanstalt entsprätüie. 

Blatter für Octar.^niskundc. XLII, ] 1 
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Das will ich nicht in Abrede stellen. Aber es würde, 
wenn der Versuch glückte, der Strafvollzug von unbrauch¬ 
baren Elementen entlastet, und auf die Insassen der 
Zwischenanstalten, wie sie vielleicht bezeichnend genannt 
werden könnten, besser eingewirkt werden können, als der 
jetzige Strafvollzug erlaubt. 

Und damit komme ich abermals auf die Erfahrungen 
zurück, die man iij Fürsorgeerziehungsanstalten gemacht 
hat. In England wenigstens, wo die von mir gekenn¬ 
zeichneten Prinzipien mit Ausnahme der ärztlichen Ober¬ 
leitung in Uebung sind, wird über Schwierigkeiten durch 
die Minderwertigen, wie sie in unseren deutschen Fürsorge¬ 
erziehungsanstalten an der Tagesordnung sind, absolut 
nicht geklagt. Diese Anstalten lassen aber noch eine 
andere Hoffnung zu. Sie greifen da ein, wo noch eine 
Möglichkeit besteht, den werdenden Menschen zu beein¬ 
flussen, ehe er ganz in das Verbrechertum versunken ist. 
Und eine zielbewusste jahrelange Behandlung, die recht¬ 
zeitig einsetzt, vermag vielleicht noch manchen Minder¬ 
wertigen zu retten, der unbehandelt oder nicht richtig 
behandelt, später in der Strafanstalt die Qual aller Be¬ 
amten, die stete (Quelle des Ungehorsams und der Unruhe ist. 

Ich glaube deshalb zu dem Schlüsse kommen zu 
müssen, dass der Versuch einer S o n d e r b eh a n d I u n g 
der Minderwertigen unbedingt in allen Fürsorge- 
e r z i e h u n g s a n s t a 11 e n gemacht werden muss. Ich 
würde es aber weiterhin für notwendig halten, durch einen 
grossen Versueh, bei dem nicht kleinliche Rücksichten 
auf bisher geübtes Verfahren dem Anstaltsleiter die Hände 
binden, zu entscheiden, ol) die Ausscheidung der Minder¬ 
wertigen aus dem allgemeinen Strafvollzug und ihre 
Unterbringung in einer eigenen Anstalt durchführbar und 
voi'teilhaft ist. 

Der Versueh müsste aber bald gemacht werden, 
damit unser neues Strafgesetzbuch mit den Erfahrungen 
des Versuchs reclitien kann. Die V'oraussetzung aber, ich 
betone das not-hinals, sind ni<dit nur ilie von mir für die 



Anstalt selbst vorgeschlagenen Bedingungen, sondern vor 
.‘illem, dass die Minderwertigkeit als solche recht¬ 
zeitig erkannt und ihre Eigenart von den Strafanstalts- 
beaniten richtig bewertet wird. 


Wie sind die Minderwertigen im Straf¬ 
vollzug nach der gegenwärtigen Gesetz¬ 
gebung am sachgemässesten zu behandeln? 

B. Behandlung im gewöhnlichen Strafvollzug. 

C. Behandlung in Sonderabteilungen. 

GiitachtL'n zur Vert'iiisversaminlung in Köln l'JOS von 
Strafan.stalts-Direktor Schwan (in er in Luclwinslnirg’, 


Die Literatur über die „Minderwertigen“ ist allmählich 
sehr umfangreich geworden. Eine erschöpfende Zusammen¬ 
stellung derselben findet sich in den „Materialien zur Lehre 
von der verminderten Zurechnungsfähigkeit“, im Auftrag 
der kriminal-psychologischen Sektion des kriminalistischen 
Seminars der Universität Berlin herausgeg(d)en von Dr. 
Alfred Gottschalk, Berlin 11)04, auf welche hier ver¬ 
wiesen werden darf. 

Ergänzend ist hinzuweisen auf einen Vortrag, den 
I)r. l'r. Leppmann, Berlin, in der Konferenz der Sti'af- 
anstalts-Geistlichen der Provinz Brandenburg im Dezenil)er 
l'JOd gehalten hat. (Abgedruckt in Bl. f. Gef.-Kunde, Bd. dS 
Seite 448 ff.). 

Die 1. Kr. \\ hat sich in ihrer Stuttgarter Tagung 
im .Mai 1904 und l)ei der internationalen Versammlung in 
Hamburg im September 1900 mit dem Problem der ver¬ 
minderten Zurechnungsfähigkeit Ixdasst. 

Uel)er die verminderte Zurechnungsfähigkeit im 
friihercn wiirttembcrgischcn .Strafrecdii refericrie .Ministcrial- 
Direktor von Schwab im .März 1900 in cinei' \'cr.sanini- 
hmg Von Juristim und .Vc'rzten in Stuttgart (Bl. f <1(9.- 



Kunde, Bd. 40, S. 361 ff., in der forensisch-psychiatrischen 
Versammlung in Dresden im Februar 1906 hielt Land¬ 
gerichtsdirektor Dr. Wein gart einen Vortrag über den 
gegenwärtigen Stand der Frage der geminderten Zurech¬ 
nungsfähigkeit (Bl. f. Gef.-Kunde, Bd. 40, S. 479 ff.) und im 
Januar 1907 verhandelte die Oesterreich-kriminalistische 
Vereinigung über die Behandlung geistig minderwertiger 
Verbrecher. (Mitteilungen der I. Kr. V., Bd. 14, S. 510 ff. i. 

Bei der angeführten Stuttgarter Tagung der L K. V. 
fand eine ausgiebige Debatte über die Bezeichnung der in 
Frage stehenden Verbrecher statt, v. Liszt schlug vor- 
„Vermindert Zurechnungsfähige“; Krohne: „Geistigrainder- 
wertige“. Ausserdem lag vor ein Antrag Asch affe n- 
burg, welcher von „krankhafter Minderwertigkeit“ ge¬ 
sprochenhaben wollte und ein solcher von Sommer, der „mit 
Geistesschwäche behaftete“ zu sagen vorschlug. Bei der 
Abstimmung wurde die Liszt’sche Bezeichnung „Vermindert 
Zurechnungsfähige“ mit kleiner Mehrheit angenommen. 

Da in unserem Thema die Frage nur vom Stand¬ 
punkt des Strafvollzugs nach geltendem Recht behandelt 
werden soll, so ist Avohl mit Recht die Bezeichnung „Minder¬ 
wertige“ gewählt Avorden. Mit diesem Ausdruck: „geistige 
MinderAA^ertigkeit“ ist ein bestimmter psychologischer Tat¬ 
bestand dargestellt: es ist das Mittelgebiet ZAvischen 
geistiger Krankheit und geistiger Gesundheit gemeint. 
Professor Dr. Sommer hat in Stuttgart in treffender "Weise 
eine qualitative Ansilyse dieser Zustände gegeben, indem 
er 4 Gruppen unterschied: 

1. die Leute, die erblich belastet sind und angeborene 
Defekte aufAveisen: 

2. Leute, bei denen ein g<‘Avisses Stadium einer 
psyehisehen Kranklicit naehzuweisen ist; besonders 
Menschen, die mit Neurosen behaftet sind, speziell 
mit llA'sterie und Epilepsie; 

3. die Alkoholiker und ^loi'pliiiiisten: 

4. die sogenannten funktionellen Geiste.skrankheiten: 
dahin gf'hriren l;)esondei’s die Periodiker und die 
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paranoia-ähnlichen Zustände, wozu besonders die 
Querulanten gehören. 

Diese Leute sind es, die unsere Frage unter dem 
Begriff „Minderwertige“ zusammenfasst und man will von 
uns wissen, wie wir im Strafvollzug am Besten mit ihnen 
fertig werden, doch so, dass weder die Minderwertigen, 
noch der Strafvollzug geschädigt werden. Auszuscheiden 
sind also alle Erörterungen über das Verhältnis dieses 
psychologischen Tatbestandes zum § 51 St, G. B. und alle 
V orschläge de lege ferenda. 

Die T. K. V. hat in Hamburg die These angenommen: 

Für die minderwertigen Verbrecher, mögen sie ge¬ 
fährlich sein oder nicht, soll eine besondere Strafe oder 
'-■ine besondere Behandlung vorgesehen werden. 

Ih Stuttgart hat die Deutsche Landesversammlung 
der I. K. V. folgenden Satz zum Beschluss erhoben: 

Vermindert zurechnungsfähige Gefangene sind im 
Strafvollzug mit Rücksicht auf diesen Zustand zu behandeln; 
sie sind unter besondere Aufsicht des Arztes zu stellen. 
Bei diesen Gefangenen hat der Arzt eine entscheidende 
Stimme: 

a) in Bezug auf disziplinäre und sonstige Behandlung, 

b) in Bezug auf die Beantnxgung der Ausscheidung 
aus dem Strafvollzug, 

In der Literatur sprechen sich Finkelnburg, 
Benedikt u. a. für Belassung der Minderwertigen in der 
Strafanstalt aus. Finkelnburg erklärt: „der Forderung, 
für den Strafvollzug an gemindert Zurechnungsfähigen 
müssten besondere Gebilde geschaffen werden (Zwischcn- 
•Vnstalten), kann nicht beigetreten werden, da die heutigen 
Strafanstalten den minderwertigen Gefangenen eine ge¬ 
nügende Pflege gewähren,“ Kahl unterscheidet in seinem 
Gutachten zum D, J. T, — Gottschalk, S, 108 — 2 Typen 
der geistig Minderwertigen, nämlich: 

1. die im gewöhnlichen Sinne Strafvollzugsfähigen 
und nicht voraussichtlich einer Verwahrung Be¬ 
dürftigen, 
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2. die im Rahmen des regelmässigen Strafvollzugs 
nicht Behandlungsfähigen und wegen Gemeingefähr¬ 
lichkeit oder zwecks methodischer Heilung der 
Anstaltsverwahrung Benötigten. 

Die Minderwertigen der ersten Klasse sollen in den 
bestehenden Strafanstalten bleiben, für die der zweiten Art 
sind besondere, und zwar zentrale, dem Strafvollzug und 
der Verwahrung dienende Sicherungsanstalten zu errichten, 
wo sie bis zur Entlassungsfähigkeit — mit der Möglichkeit 
bedingter Entlassung — zu bleiben hätten. 

Andere wollen alle Minderwertigen in besonderen 
Anstalten unterbringen, wieder Andere in Adnexen von 
Strafanstalten. 

Zu Letzteren gehört N ä c k e, welcher ausführt: Die 
^Minderwertigen gehören keineswegs in die Irrenanstalt, 
auch in Arbeitshäusern seien sie nicht geeignet unter¬ 
gebracht; im Strafhausadnexe dürfte für sie eine etw'as 
mildere Behandlung, aber eine etwas straffere Disziplin, 
als bei den eigentlichen Geisteskranken und die gewöhn¬ 
liche Gefangenenkost am Platze sein. Sehr zweckmässig 
wären nach Näcke Arbeiterkolonien. (Gottschalk, S. 94). 

F o r e 1 will vermindert zurechnungsfähige Psycho¬ 
pathen in Asylen unterbringen. 

Elxuiso verlangt Lenz Asyle, die von Strafanstalten 
getrennt sein müssten und nicht den Namen „Strafanstalt^ 
führen dürften. 

Auch Koch wünscht besondere Anstalten, die weder 
Irrcjianstalt noch Strafanstalt sein dürften. 

Nur darüber ist man unter den Psvchiatern einig, 
dass die i\Iinderwcrtigen nicht in die eigentlichen Irren¬ 
anstalten passen. 

Wie finden nun wir Praktiker des Strafvollzugs auf 
Grund des bestellenden Rechts uns mit diesem Menschen¬ 
material, das wir unter dem Begriff „Minderwertige^^ 
znsnnnnenfassen, ab ? 

Sie sind oft unsere „Schmerzenskinder“ und stellen 
an uns sehr häufig grosse Anforderungen von Geduld! 
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Weil diese Gefangenen so ausserordentlich verschieden¬ 
artig sind, lassen sich schwer einheitliche Regeln aufstellen, 
auch mit dem „Klassifizieren“ will’s oft nicht recht klappen. 
Jeder dieser Unglücklichen will nach seiner Eigenart be¬ 
handelt sein. 

Im Allgemeinen besteht auf Grund meiner langjährigen 
Eifahrung für mich darüber kein Zweifel, dass weitaus 
der grössere Teil der Minderwertigen im ordentlichen Straf¬ 
vollzug behandelt werden kann, ohne dass sie oder der 
Strafvollzug geschädigt werden. Darin bin ich mit Finkeln- 
l)iirg einverstanden. 

Wenn ich alle die Alkoholiker, Schwachsinnigen, 
Senilen, Degenerierten, Periodiker, die ich schon in Be¬ 
handlung hatte, an meiner Erinnerung Vorbeigehen lasse, 
so sind die Meisten der Art, dass sie irgendwo im Rahmen 
des ordentlichen Strafvollzugs bei aufmerksamer Indi¬ 
vidualisierung an den richtigen Platz gestellt werden konnten. 
Dabei ist aber Hauptbedingung, dass Strafanstaltsvorstand, 
Arzt, Seelsorger, Lehrer und das Aufsichtspersonal Hand 
in Hand arbeiten, sorgfältig beobachten und einander alles 
Auffallende im Benehmen des einzelnen Gefangenen mit- 
teilen, damit rechtzeitig eingeschritten werden kann, sobald 
die Minderwertigkeit einen Grad erreicht, dass besondere 
Behandlung einzutreten hat. Auch die Gefangenen-Be- 
scliäftigung muss richtig organisiert sein, so dass auch der 
geistig Schwache mitkommen kann. 

Deshalb halte ich es für so wichtig, dass jede Straf¬ 
anstalt Einrichtungen für Einzel- und Genieinschaftshaft 
hat; auf diese Weise können geistig Gefährdete leicht und 
rasch aus der Zelle in Gcmcinschaftsliaft, und unigekehrt 
Eiregte und Unverträgliche von der Genieinschaftshaft in 
Einzelhaft versetzt werden. Ferner ist wünsclienswert, 
dass in jeder Anstalt auch für Arbeit ini Freden gesorgt 
ist, sei es in eigener Regie, sei es im Taglohn für Andere. 
Man mag an der Aussenarbeit Vieles auszusetzeii haben, 
das Gute hat sie unter allen Umständen, dass geistig 
Schwache und Gefährdete olinc Sidiädigmig, ja oft mit dem 



Erfolg einer Kräftigung an Körper und Geist durch den 
Strafvollzug gebracht werden können. Wie gut tut es 
z. B. einem an Leib und Seele heruntergekommenen 
Alkohoh’ker, wenn ich ihn im Steinbruch oder in der Land¬ 
wirtschaft beschäftigen kann und wie mancher körperlich 
kräftige, aber geistig schwache landwirtschaftliche Tag¬ 
löhner oder Bauernknecht macht im Aussenbetrieb der 
Strafanstalt eine ganz leidliche Figur, während er ver¬ 
kümmern würde, w'ollten wir ihn mit Dütenkleben oder 
Flechten beschäftigen! Das ist mir soviel wert, dass ich 
kleine Nachteile, die mit der Aussenarbeit immer verbunden 
sind, gerne mit in den Kauf nehme. Wie oft habe ich es 
erlebt, dass minderwertige Gefangene durch diese Art der 
Beschäftigung am Ende der Strafzeit an Leib und Seele 
besser gestellt waren, als bei der Einlieferung. Wenn sie 
doch rückfällig geworden sind, war jedenfalls der Straf¬ 
vollzug nicht schuldig. . Das darf gegenüber den vielen 
Angriffen auf den modernen Strafvollzug wohl gesagt 
werden, wobei die Verhältnisse so dargestellt werden, als 
habe der Staat nichts Besseres zu tun, als die Gefangenen 
durch ungeeignete Ernährung, Beschäftigung und Behand¬ 
lung vollends zu Grunde zu richten und künstlich Rückfall 
zu züchten! 

Eine wichtige Frage bei der Behandlung der Minder¬ 
wertigen ist die der Disziplinierung. So gewiss es ist, dass 
bei vielen derselben mit Milde und Freundlichkeit mehr 
aiiszurichten ist, als durch Strenge, so gewiss ist aber 
auch, dass eine nicht kleine Anzahl derselben allzugrosse 
]\Iilde nicht ertragen können, wohl aber auf strenge Strafen 
tadellos reagieren. Ich habe in dieser Richtung schon 
merkwürdige Dinge erlebt. So hatten wir einen Degenerierten, 
der wiegen seiner periodischen Reizbarkeit in die Irren¬ 
abteilung verbracht worden w'ar. Die dort herrschende 
Milde konnte er aber durchaus nicht ertragen; er wurde 
immer reizbarer und flegelhafter. Nachdem ihn der Psychiater 
als nicht geisteskrank begutachtet hatte, wmrde er in den 
ordentlichen Strafvollzug zurückversetzt. Dort versuchte 
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er alsbuld seine Flegeleien fortzusetzen; auf Dunkelarrest 
reagierte er mit Kleiderzerreissen. Als ihm aber dafür 
Fesseln angelegt wurden, gab er klein bei, bat um Ver¬ 
zeihung , und hielt sich . von da ab — mit kleinen 
Schwankungen — hausordnungsraässig! 

Man darf hier wirklich nicht zu zaghaft sein und soll 
immer bedenken, dass diese Art von Gefangenen uns Milde 
leicht als Feigheit auslegen. 

Dass der Arzt dabei immer ein Wort mitzusprechen 
hat, brauche ich nicht besonders hervorzuheben! Die 
bundesrätlichen Grundsätze, auf die unsere Hausord¬ 
nungen sich aufbauen, haben dies ja ausdrücklich fest¬ 
gelegt. Ein gewissenhafter Strafanstaltsvorstand in Ver- 
l)indung mit einem erfahrenen Arzt wird hier wohl immer 
(his Richtige treffen, wobei davon auszugehen ist, dass die 
Strafanstalten nicht allzugross sein sollen, damit es den 
beamten möglich ist, jeden einzelnen Gefangenen genau 
kennen zu lernen. 

Nun gebe ich aber gerne zu, dass ein kleinerer Teil 
der Minderwertigen sich nicht in den ordentlichen Straf¬ 
vollzug eingliedern lässt, ohne dass sie selbst und der 
Strafvollzug geschädigt werden. Ich denke hier haupt¬ 
sächlich an die Epileptiker, die senilen Alkoholiker, aus 
denen sich hauptsächlich uinsere Sittlichkeitsverbrecher 
rekrutieren; ferner an manche Schwachsinnige. Solche 
Leute werden im ordentlichen Strafvollzug vielfach die 
Zielscheibe des Spotts und Schabernacks von Seiten ihrer 
Mitgefangenen, und dadurch werden sie gereizt und ge¬ 
schädigt. Durch ihre geringe Leistungsfähigkeit und Un¬ 
geschicklichkeit können sie den vom Arbeitsbetrieb an 
sie gestellten Anforderungen nicht gerecht werden; da¬ 
durch machen sie sich beim Aufsichts-Personal und bei 
den Mitarbeitern, denen sie hinderlic-h sind, missliebig. 
Die E]>ileptiker stören durch ihre Anfälh* die Arbeit und 
im Schlafsaal die Nachtruhe; in der Zeih* können wir sic 
nicht untferbringen; ;iuch die Geistesschwachen und Senilen 
eignen sich nicht für die Einzelhaft. So bleibt nichts 
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Anderes übrig, als diese Minderwertigen in besonderen, 
zentralen Abteilungen, die als Adnexe einer Strafanstalt 
anzugliedern sind, zusammenzubringen, etwa so, dass alle 
derartige Minderwertige eine^ Bundesstaats oder einer 
Provinz in einer solchen Sonderabteilung untergebraclu 
w’erden können. So haben wir z. B. in Württemberg eine 
Invalidenabteilung auf Hohenasperg, als Filiale des Zucht¬ 
hauses Ludwigsburg, in welche aus allen Männer-Straf- 
anstalten des Landes versetzt werden können: „männliche 
Strafgefangene, gegen w^elche wegen durch Alter oder 
körperliche Gebrechen herbeigeführter Arbeitsunfähigkeit, 
w'egen geistiger Schwäche, oder sonstiger geistiger Defekte 
eine den Grundsätzen der Hausordnung entsprechende 
Behandlung nicht durchführbar erscheint“, mit Ausschluss 
jedoch der Geisteskranken. Es ist dies also ein Adnex 
an der Strafanstalt für körperlich und geistig Minderwertige. 
Diese seit 1888 bestehende Einrichtung hat sich sehr gut 
bewährt. Die Zahl der in dieser Sonder-Abteilung unter¬ 
gebrachten Gefangenen schwankt zwischen 60 und 70 
Mann, eingeteilt in eine Gefängnis- und Zuchthaus-Ab¬ 
teilung, mit besonderen Räumen für Epileptiker. Der 
Individualität der Insassen dieser Abteilung wird unter 
ständiger Ueberwachung eines im Hauptamt angestelltcn 
Psychiaters durch Abkürzung der Arbeitszeit, durch An¬ 
weisung besonders leichter Arbeit, durch sorgfältige Be¬ 
köstigung unter Ausschluss jeglichen Alkohol-Genusses, 
durch reichliche Bewegung in frischer, gesunder Luft, 
durch Heizung der Schlafräume usw. in umfassender Weise 
Rechnung getragen. Im Uebrigen sind die Leute der 
Iiausordnungsmässigcn Disziplin unterworfen; Disziplinar- 
strnffälle kommen übrigens selten vor. 

Wir müssen aber noch einen Schritt weiter gehen. 
Die Erfahrung lehrt, dass unter den Minderwertigen auch 
solche sind, die pei'iodiseh an psychotischen Zuständen 
leiden: .Aufregungs- und Depressionszustände von längerer 
oder kürzerer Dauer. Ich erwähne hier besonders die 
Epileptiker und Hysteriker, die entweder selbstmordver- 
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clächtig oder für ihre Umgebung eine Gefahr sind. Diese 
müssen während dieser psychotischen Perioden in Irren¬ 
ahteilungen verwahrt und gepflegt werden, welche mit 
allen Einrichtungen der modernen Trrenpflege (Wach-Ab- 
teilung, Dauer-Bädern etc.), aber auch mit der nötigen 
Anzahl von festen Isolier-Räumen versehen sein müssen, 
.'^o haben wir in Württemberg seit 1905 unmittelbar neben 
unserer Invalidenabteilung in Hohenasperg eine besondere 
Abteilung, in welche aus allen Strafanstalten des Landes 
männliche Strafgefangene, welche während des Strafvoll¬ 
zugs geisteskrank geworden sind, oder deren Geisteszu¬ 
stand zweifelhaft erscheint, aufgenommen und unter Leitung 
eines im Hauptamt angestellten Psychiaters einem ent¬ 
sprechenden Heil- und Pflegeverfahren unterworfen, bezw. 
auf ihren Geisteszustand geprüft werden können. Die als 
geisteskrank erkannten Gefangenen verbleiben während 
ihrer ganzen Strafzeit in dieser Irren-Abteilung, die unter 
Aufsicht und Verwaltung der Strafanstalts-Direktion steht; 
die Oberaufsicht führt das K. Strafanstalten-Kollegium und 
weiterhin das K. Justizministerium. Durch eine besondere 
Hausordnung sind die Rechte und Befugnisse des Straf¬ 
anstalts-Vorstandes und des Arztes genau geregelt. Die 
Versetzung des einzelnen Gefangenen in diese Abteilung 
vollzieht sich unter Oberaufsicht der Centralbehörde und 
kann rasch herbeigeführt werden. So kommt es häufig 
vor, dass Gefangene unserer Strafanstalten vom ordent¬ 
lichen Strafvollzug in die Invaliden-Abteilung, von dort in 
die Irren-Abteilung, und von dieser wieder zurück in die 
Invaliden-Abteilung, oder, sofern sich ihr Zustand erhebli(*h 
gebe.ssert hat, wieder in den ordentlichen Strafvollzug 
zurückversetzt werden. Die Behandlung der Gefangenen 
cjitspricht den modernen psNadiiatrisclicn Anschauungen, 
wobei jedoch die Anhäufung so vieler gefährlicher und 
zuin Intriguiren und Komplottieren geneigter Verbrecher 
besondereVorsichtsmassrcgcln, itisbesondere feste Isolierungs- 
Kinrichtungen, für unumgänglich notwendig hat erstdieinen 
lassen. Auf diese Weise können wir jeder Individualität 



Rechnung tragen und so den Strafvollzug an den Minder¬ 
wertigen auf die humanste und sicherste Weise ohne Straf¬ 
unterbrechung ermöglichen. (Beiläufig sei bemerkt, dass 
wir seit 2 Jahren auf Hohenasperg noch eine besondere 
Abteilung für tuberkulöse Gefangene eingerichtet haben.) 

Ich habe in kurzen Zügen geschildert, wie Minder¬ 
wertige im Strafvollzug sachgemäss behandelt werden 
können. Was nach dem Strafvollzug mit ihnen zu ge¬ 
schehen habe,- auf dieses ungemein schwierige Problem 
erstreckt sich die von uns zu behandelnde Frage nicht. 
Ich möchte aber die Gelegenheit nicht vorübergehen lassen, 
daraufhinzuweisen, dass die so einleuchtend erscheinende 
Lösung: „Dauernde Verwahrung der gefährlichen Minder¬ 
wertigen in besonderen Asylen“ in der Praxis nicht so 
einfach durchzuführen sein wird, als sich die diese Mass- 
regel Vorschlagenden dies denken mögen. Wer diese un¬ 
sozialen, ränke- und streitsüchtigen, nach möglichster 
Ungebundenheit und Freiheit verlangenden Degenerierten, 
Epileptiker und Hysteriker aus Erfahrung kennt, der muss 
sich sagen: die Leitung einer Anstalt, in der diese Ele¬ 
mente auf unbestimmte Zeit angesammelt werden sollen, 
mag sie nun einem Arzt oder einem Strafanstalts-Beamten 
übertragen werden, wird eine der schwierigsten, auf¬ 
reibendsten und undankbarsten Aufgaben bilden, die man 
sich denken kann ! 

Ich möchte meine Ausführungen in folgenden Leit¬ 
sätzen zusammenfassen : 

r. Die. Minderwertigen sind so lange als möglich im 
ordentlichen Strafvollzug zu belassen. 

2. Für solche, die unter dem ordentlichen Betrieb der 
Strafanstalt leiden, oder denselben stören, sind 
zentrale Sonder-Abteilinigen einzurichten, in denen 
auf die Individualität dieser Gefangenen unter 
ständiger ärztlicher Beobachtung und Leitung alle 
Rücksicht zu nehmen ist. 

o) Minderwertige, mit periodischen Geistesstörungen 
(interkurrenten psychotischen Zuständen) sind in 
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besonderen mit der Strafanstalt verbundenen und 
unter psychiatrischer Leitung stehenden Abteilungen 
einem entsprechenden Heil- und Pflegeverfahren 
zu unterwerfen. 


Wie sind die Minderwertigen im Straf¬ 
vollzüge nach der gegenwärtigen Gesetz¬ 
gebung am sachgemässesten zu be¬ 
handeln? 

A) Erkennung. B) Behandlung im gewöhnlichen Straf¬ 
vollzüge. C) Behandlung in Sonderabteilungen. 

Von Dr. Hof mann, Arzt der Strafanstalt Bautzen. 


Nach der Fragestellung der Ueberschrift dieses Auf¬ 
satzes wäre anzunehmen, dass gesetzliche Bestimmungen 
bestehen müssten, in denen die Behandlung der Minder¬ 
wertigen in bestimmten Formen festgelegt wäre. Sowohl 
im Strafrecht, als auch im Strafvollzüge, welcher doch 
nur einen Teil des ersteren bildet, sind aber derartige 
R('gelungen zu vermissen. 

Im Strafrecht ist offiziell der Ausdruck „Miiider- 
wei-tige“ gar nicht vorhanden, es gibt keinen Gesetzes- 
paragräphen, der ihn enthielte, der Richter ist demnach 
auch in keiner Weise verpflichtet mit ilim zu rechnen. 
Tatsä(‘hlich gibt es auch wohl noch eine, wenn auch 
hoffentlich sich allmäldich verringernde Zahl von .luristcn, 
welche an dieser strengen Auffassung festhalten. Für 
diese gibt es nur ein entweder — <»der der Anwendung 
des § bl, dessen unglückliche Fassung ja auch schon .so 
oft den Gegenstand mehrfacher Kontiovei’sen zwischen 
.furisteii und Aerzten geluldet hat. Die i\lehrzahl hat je¬ 
doch d<‘n Gel)rauch angenommen, Ixu Zumessung der 
.'^ti'afe die sogenannte Minderwertigkeit als niihhu’iuhm 
l'mstand zu berücksichtigen, das lieisst es wird dem 
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Minderwertigen seine Straftat mit einem Rabatt ange¬ 
rechnet, sowie etwa ein Kaufmann einen Warenrest ge¬ 
ringer bewertet, der nicht mehr zu einem ganzen Anzuge 
langen würde. 

In dem Urteilsauszuge, der im Königreich Sachsen 
bei der Einlieferung eines jeden Strafgefangenen der be¬ 
treffenden Strafanstalt von Gerichtswegen zugestellt wird, 
ist die Minderwertigkeit, soweit sie von der Gerichtsbehörde 
schon erkannt worden ist, gewöhnlich unter Punkt 17 der 
aktenmässigeii Notiz unter den Strafzumessungsgründen 
aufgeführt und gibt dadurch den Strafvollzugsbeamten 
schon einen Fingerzeig zur Beurteilung und Behandlung 
des Gefangenen. 

Zunächst vermag aber auch der Strafvollzug mit 
diesem HinAveise nicht viel auzufangen, denn einmal ist 
der Begriff der Minderwertigkeit ein derartig grosser 
Sammeltopf, in den alles das hineingetan wird, was ausser¬ 
halb der Schablone in Erscheinung tritt, andererseits hat 
auch der Strafvollzug keine eigentlichen Gesetzesvor¬ 
schriften, nach denen die MinderAvertigen zu behandeln 
Avären. Man hat dafür den Ausdruck des Individualisieren 
geprägt, Aväbrend es doch gerade die Eigenart des Straf¬ 
hauses mit sich bringt, dass Alle gleichen Bedingungen 
unterworfen sein sollen. Wenn der Vergleich, wie alle 
Vergleiche, auch hinkt, so habe ich immer den Ein¬ 
druck, dass hierin die Grundsätze, Avie beim Militär, gelten: 
Wer aus der Schablone herausfällt, taugt nicht in die 
Fiont: auf Eigenarten der Leute kann nur soweit Rück¬ 
sicht genommen werden, als es dort die Disziplin der Truppe, 
hier die des Strafhauses gestattet, darüber hinauszugehen 
würde ilirc Grundpfeiler einfach untergraben. 

Wir haben bisher mit dem Begriffe der Minder¬ 
wertigkeit operiert, ohne aber zu untersuchen, AA^as da¬ 
runter zu verstellen ist und Avie sie zu erkennen ist. 
Halten wir an d(un letzteren zunächst einmal fest, so 
ergilit sich ohne weiteres die Frage, wer imstande sein 
wird, diese Knts<-hcidung zu treffen. 



Gehen wir wieder vom Strafreeht aus, so ist aus 
dem Vergleiche mit der Anwendung des § 51 heraus ohne 
weiteres klar und zurzeit wohl nur von noch Wenigen be¬ 
stritten, dass der Richter auf Grund des 8achverständigen-Gut- 
achtens den Angeklagten für geisteskrank erklärt und ilin 
freispricht, beziehentlich seine Freisprechung beantragt, 
ln gleicher Weise hat auch der Richter das alleinige 
Recht, einen Angeklagten für minderwertig zu erklären. 
Bisher wdrd er diese Ueberzeugung wohl nur dann aus 
seinem eigenen Gefühl genommen haben. Gleichwohl 
kann man wohl ohne Uebertreibung sagen, dass die Zahl 
der Minderwertigen und der damit nach bisherigem Ge- 
l)rauche gelinder zu Bestrafenden grösser sein würde, 
wenn der Richter noch öfter das Gutachten eines psy¬ 
chiatrisch gebildeten Sachverständigen einholen würde. 
.So besteht in Psychiaterkreisen wohl allgemein die Auf¬ 
fassung, dass bei Brandstiftungen und Sittli(;hkeitsverbrechen 
grundsätzlich schriftliche Begutachtung angewendet werden 
möchte. Das klingt zunächst sehr übertrieben; die Be¬ 
gutachtungen werden sich im Wiederholungsfälle des Ver¬ 
brechens entschieden bedeutend vereinfachen lassen und 
es wird dabei Mancher noch über den Begriff der Minder¬ 
wertigkeit hinaus als Geisteskranker erkannt werden, der 
sich ohne solche Begutachtung in Gefängnissen und Ziicht- 
häuserii befindet und dort vielleicht erst als solcher 
erkannt wird. 

Im Anschlüsse wäre nun die Frage zu erörtern, wer 
<lie Minderwertigkeit in der Strafanstalt feststelleii soll 
oder kann. Die Strafanstalten in den Landen dentscher 
Zunge sind von der verschiedensten Eigenart in ihrer 
Einrichtung und Verwaltung. Von den grossen und gut 
ansgestatteten Anstalten mit geinisohtein System bis zn 
den kleinsten Anstalten, die sieh oft kümmerlich behelfen 
müssen, ist ein weiter Weg und aiudi die leitenden .Stellen 
sind nnler sich recht vei’sehied(m I)esetzt, während amha’er- 
seiis nicht zn verkennen ist, dass auch die ))sychiarrisid)e 
Ausbildung der Aerzte, die teils im llan))tamtc, teils mir 
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im Nebenamte und zwar manchmal sehr nebenher be¬ 
schäftigt sind, bis jetzt noch nicht auf der Höhe der An¬ 
forderungen steht. Dies muss einmal auch in diesen 
Blättern energisch betont werden, ohne dass deshalb die 
Absicht besteht, gegen die meisten Kollegen, die weder 
zurzeit ihres Studiums noch sonst im Rahmen ihrer eigent¬ 
lichen Tätigkeit Gelegenheit gefunden haben, sich mit 
diesem für das moderne Gefängniswesen unumgänglich 
notwendigen Gebiete der Heilkunde zu befassen, irgend 
einen Vorwurf zu erheben. Diese Forderung, welche von 
den Juristen mit Recht erhoben wird, dass, nämlich der 
Gutachter im Strafverfahren irrenärztlich ausgebildet ist, 
muss wenigstens für die Inhaber der Arztstellen an 
grösseren Gefängnissen und Zuchthäusern ebenfalls als 
berechtigt anerkannt werden, damit diese Aerzte bean¬ 
spruchen können, in Fragen des geistigen Zustandes der 
ihier ärztlichen Fürsorge unterstellten Gefangenen ein 
massgebendes Urteil zu erstatten. Auf dieses Gutachten 
wird ein verständnisvoller Anstaltsdirektor sich wohl ver¬ 
lassen können und er wird dementsprechend handeln 
müssen, zumal seine Verantwortlichkeit durch das ärzt¬ 
liche Gutaehten gewissermassen entlastet wird. 

IMan wird hier cinwenden können, dass auch die 
Strafvollzugsbeamten ohne den Arzt imstande sein würden, 
eine Person als minderwertig zu erkennen. Das ist in 
einzelnen Fällen ohne weiteres zuzugeben, namentlich 
dann, wenn schon die gerichtsseitige Auffassung zur 
Kenntnis gelangt ist. k'erncr gibt cs eine Reihe von 
T.euten, die entweder in ihrem Aeusseren dem Nichtfach- 
inanne schon verraten, wes’ Geistes Kind sie sind, oder 
im Laufe ihres Lebens glei(*hsam in den Beamtenkreis 
der Strafvollzugsbeamten eingetreten sind und durch ihre 
fast sicher zu erwartende Kückfälligkeit den Schluss auf 
ihre Minderwertigkeit nahelegen. Doch damit ist doch 
d<‘r Begriff der ]\linderwertigkeit ni(*ht erschöpft, das sind 
nur Teilerscheinungen. 



Zieht man in Erwägung, dass im Strafvollzüge doch 
eine ganze Reihe von Leuten, schätzungsweise 5— 
innerhalb der Strafanstalten sich befinden und nicht als 
geisteskrank erkannt werden, so ist die Ziffer der als 
solche nicht erkannt werdenden Minderwertigen um vieles 
liöher zu veranschlagen. Die Minderwertigkeit eines Ge¬ 
fangenen tritt doch vor allem dadurch in Erscheinung, 
dass er sich durch irgend eine Aeusserung oder Handlung 
auffällig macht, die je; nach der Auffassung der Disziplinar- 
bcamten entweder sofort durch Arretierung ihre Sühne 
findet, oder falls Bedenken beigehen sollten, zur weiteren 
Veranlassung an die Instanzen der Direktion beziehentlich 
des Arztes gehen. Im allgemeinen ist das erstere Ver¬ 
fahren das weitaus häufigere, das letztere die Ausnahme. 

In einer These der Rheinisch-Westfälischen-Gefängnis- 
<lcsellschaft hat die Konferenz der evangelischen Anstalts- 
inid Asyl-Geistlichen die Minderwertigen mit mindestens 
10 % berechnet. Es wurde dabei dem Vortragenden der 
Ein Wurf gemacht, er habe Geisteskranke und im Beginn 
oiner Geisteskrankheit Stehende mit eingerechnet; das ist 
auch nicht zutreffend, denn diese letzte Kategorie umfasst 
si-lion bis 10 die Minderwertigen also das 2 bis 3 fache. 
Damit würde auch stimmen, was auf der Hauptversamm¬ 
lung Direktor S c h e 11 m a n n vom Arbeitshause Brauweiler 
Nagte, dass nämlich von seinen 900 Korrigenden 300 mehr 
ndor minder schwachsinnig seien. Sehr belehrend ist das 
Werk Will man ns über 52 geisteskranke Vagabonden, 
die er nach und nach zu beobachten Gelegenheit hatte 
und die alle geisteskrank waren; was er in diesem Buc-he 
weiterhin über den Schwachsinn und seine Erkennung 
sagt, verdient die Kenntnis weiterer Kreise. 

Unter der ^Minderwertigkeit eines Menschen verstehen 
wir, al)gesehen von den rein auf köi'perlichein Gel)iete 
liegenden Erki‘ankung(‘n, wie Krüi)pel, Taubstuinnie, 
lUinde usw., den Mangel eiin'r Menge von Anlagen des 
Charakters und des Geniürs, kurz von seelischen Eähig- 
keiteii, die wir beim Durchschnitte vorzufinden gewöhnt sind. 

Illaltci' für GcLin^^nlskuniic. XI.ll. 
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Es unterliegt wohl keinem Zweifel, dass hierbei so¬ 
wohl die Person des Untersuchenden, als auch die des 
zu Untersuchenden eine entscheidende Rolle spielt, anderer¬ 
seits ist es nicht zu vermeiden, dass auch von dem Einen 
grössere Ansprüche an die Psyche gestellt werden, als 
von dem Anderen. Alle diese Beurteilungen bewegen sich 
in einem recht reichlich bemessenen Spielräume, zumal 
wir ja den sogenannten Normalmenschen auf psychischem 
(iebiete ebenso wenig darzustellen vermögen, wie auf 
körperlichem. Man ist nur übereingekommen, nach 
Gebräuchen, Sitten und Moralanschauungen gewisse 
Forderungen aufzustellen — das Gesetz — und straft auf 
der anderen Seite denjenigen, der diese gesetzgewordenen 
Forderungen nicht erfüllt. Da diese Gesetzesforderungen 
geographisch verschieden sind, vergleiche § 175 in 

Deutschland und sein Nichtbestehen in Holland, so kommt 
dem Gesetze an sich eine absolute Geltung auch nicht zu. 
Man braucht nicht erst in den Gefängnissen herumzufragen, 
um sich zu überzeugen, dass die Kenntnis der Gesetzes¬ 
paragraphen durchaus nicht zum Allgemeinwissen unserer 
Bevölkerung gehört. 

Wie viele Delikte ereignen sich im täglichen Leben, 
für welc'he es mangels eines Klägers keinen Richter gibt 
und die doch dem Gesetze nach strafbar sind. Wcxs Mord, 
Diebstahl, Brandstiftung ist, weiss ja wohl ein Jeder, aber 
schon bei den Sittlichkeitsverbrechen und Vergehen, beim 
Delikt im Rausche, beim Betrug, der falschen Anschuldigung 
und Andere gehen die Anschauungen der Laienkreise so 
auseinander, dass manchem Angeklagten erst bei Eröffnung 
der Voruntersuchung das Strafbare seiner Handlungsweise 
Zinn Bewusstsein kommt. l)nbei .sind diesen Menschen 
die allgemeinen Schulkenntnisse und die gute Auffassungs¬ 
gabe nicht abzuspi'echen und dennoch werden sie straffällig. 

Damit soll natürlich keinesfalls gesagt werden, dass 
man diese Leute zu den ^linderwertigen rechnen dürfe: 
das würden sie sich mit Recht verbitten und sow’eit wird 
gewiss auch kein Irrenarzt gehen wollen. Dennoch ist 
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die Zahl der Minderwertigen, ob in oder ausser dem 
Strafhause, doch eine recht grosse. Bei der Erkennung 
des geistigen Zustandes eines Menschen darf sich nun der 
Arzt nicht damit begnügen, dass der Gefangene imstande 
ist, seine persönlichen Verhältnisse anzugeben, dass er 
seine Straftat anerkenne, gute Vorsätze äussert und 
augenscheinlich sich in nichts von Anderen unterscheidet, 
sondern es ist notwendig, die Gesamtpersönlichkeit zu 
beurteilen nach der Abstammung, den persönlichen Ge¬ 
sundheitsverhältnissen, nach Berufstätigkeit, Missbrauch 
von Alkohol und anderen Sch.ädigungen und nach seiner 
Art, in der längeren Unterhaltung kritisch zu arbeiten 
und sich überhaupt zu geben. 

In einer nicht geringen Anzahl von Fällen, bei denen 
nur einigermassen Bedenken vorliegen, ist es nötig, die 
Gerichtsakten herbeizuziehen, um sich das Bild des Be¬ 
treffenden weiterhin zu vervollständigen. Man wird leicht 
ein wenden: das ist doch alles sehr umständlich, dazu ist die 
Zeit nicht immer vorhanden. Darauf ist zu entgegnen, dass 
die Zeit eben dadurch geschaffen werden muss, dass der 
Arzt im Hauptamte beschäftigt wird und in derartiger 
Beobachtung und Beurteilung der Leute geschult sein 
muss; aus Büchern lässt sich das nicht lernen, wie der 
Versuch vieler Niehtärzte beweist, an der Hand eines 
psychiatrischen Lehrbuches derartige Menschen ebenfalls 
zu beurteilen. Die Zeit, die man bei der Einlicferungs- 
untersuchung auf einen Menschen Verwendet zum Zwecke 
genauer Feststellung seiner Gesamtpersönliclikeit, wird mit 
Zinsen im Laufe der Strafe des Betreffenden wieder 
eingebracht. 

Man darf nun freilich nicht den ^Mindei wertigen mit 
d<‘m .Schwachsinnigen verwechseln; gewiss geluirt auch 
dieser zu den Mind(*rwertigen, ab('r das (Jcl)ict derselben 
umfasst noch weit mehr. Fangen wir l)ei den Leuten an, die 
ini allgemeinen als Stammgäste der Strafliäus<*r betrachtet 
werden, so befinden sich unter diesen eine giosse Anzahl 
Von AVillensschwaclum und Haltlosen, die sicli von Hans 

12 ^ 
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aus und in ihren Schulkenntnissen nicht vom Durchschnitte 
unterscheiden, deren Auffassungsgabe' gut ist, vielleicht 
sogar besser als die Anderer, die aber an ihren guten 
Vorsätzen, mit denen sie reichlich versehen sind, immer 
wieder scheitern, bald unter diesem oder jenem uns nichtig, 
ihnen unüberwindlich erscheinenden Vorwände. Sie sehen 
auf Vorhalt alles ein, wollen es auch angeblich ernstlich 
versuchen, aber die Spannung ihrer Energie ist zu schwach, 
im Ernstfälle versagen sie. Ein typisches Beispiel hierfür 
sind die chronischen Alkoholisten, viele Diebe und Betrüger. 

Auf der anderen Seite haben wir es mit Leuten zu 
tun, die unter vieler Hinsicht durch ihr Verhalten den 
Beamten das Leben recht sauer zu machen verstehen. 

Das sind zum Beispiel Leute, die jeden geringfügigen 
Anlass benutzen, um sich zu beschweren und dabei ge¬ 
flissentlich keine mögliche und unmögliche Instanz über¬ 
gehen. Wegen des Essens beklagen sie sich nicht nur bei 
der Direktion und beim Arzte, sondern auch beim Inspektor, 
beim Geistlichen, beim Lehrer, während sie ebenso ge¬ 
wissenhaft beim Arzte in rein disziplinellen Fällen, wie 
über Ausschluss vom Gottesdienste oder Bücherentziehung. 
Brotteilung, Arbeitsveränderung usw. vorstellig werden. 
Durch kurze Anrede des Personals fühlen sie sich gekränkt, 
schreiben auch nach Hause, wie schlecht es ihnen im 
.Strafhause ginge, während auf Vorhalt diese Beschwerden 
meist in nichts zerfallen. Einmal bringen sie viel Pensum 
in einer Woche fertig und werden demgemäss zu höherer 
Leistung herangezogen, in der nächsten Woche dann 
wollen sie kaum die unterste Pensumklasse erreichen 
können, aber nur deshalb, weil vielleicht der Nachbar aus 
(i(‘sundheitsrücksicliten .Spec'k kaufen durfte und ihnen 
das gleiche Regehren als unnötig abgelehnt worden war. 

Hierzu kommt die llaupttruppe der Degenerierten, 
dann die Neurastheniker und Hysteriker, die vielLich auch 
aus ihrem Zustande ein gewisses Kapital zu schlagen 
suchen, ferner die Epileptiker, die an sich den Schutz 
des § 51 nicht geniessen kr>nncn. Namentlich zur Zeit 
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der Anfälle; vor oder nach diesen, in leichten Dämmerungs¬ 
zuständen, kann es da auch zu Explosionen auf dem Ge¬ 
biete des Bewegungsdranges kommen: ganz abgesehen 
davon, das diese Leute durch ihre Krankheit bezüglich 
ihres Charakters wesentliche Veränderungen erfahren 
können, die, wie ein gesteigertes religiöses Gefühl einer¬ 
seits zu ihren Gunsten und Unwirschheit, Lügenhaftigkeit 
und Verleumdungssucht zu ihren Ungunsten von den 
einzelnen Beamten gedeutet werden. Auch fehlt es nicht 
an solchen, die mit angedeuteten Beeinträchtigungsideen 
viel zu schaffen machen können; im Sinne des § 51 sind 
sie nicht geisteskrank, gesund sind sie aber auch nicht. 

Hierbei ist zu berücksichtigen, dass es sich in solchen 
Fällen häufig um Anzeichen einer beginnenden geistigen 
Erkrankung handelt. Auffällig in dieser Hinsicht sind 
auch die Leute, die fortgesetzt Anlass zu Tadel, Er¬ 
mahnungen und Strafen geben, ohne dass ein nennens¬ 
wertes Ergebnis erzielt wurde. Diese Gefangenen sind bei 
der Beamtenschaft wenig beliebt, es entwickelt sich auf 
l)eiden Seiten eine gewisse Gegnerschaft, bis auch hier 
gelegentlich die mangelhafte geistige Anlage deutlich 
hervortritt. 

So sind mir aus der letzten Zeit gerade zwei Queru¬ 
lanten erinnerlich, die sich bisher als solche nicht entpuppt 
hatten und bei denen die gehäuften Vormeldungen zum 
Gerichtstage und die überreichlichen Schriften an Be¬ 
hörden und Bekannte schliesslich Veranlassung gaben, 
ihnen eine grössere ärztliche Aufmerksamkeit zu widmen. 

Noch ein paar Worte über die Schwachsinnigen. Es 
wird in solchen Fällen vielfach von den Beamten ent¬ 
gegnet, dass der N. N. doch ganz verschlagen und schlau 
.sei, gewissermassen eine Art Bauernschlauheit, während 
der Arzt den Betreffenden für schwachsinnig hält. Wie 
ich schon oben sagte, kann die Diagnose des Schwachsinns, 
entweder erworbener oder meist angeborener Art, im 
Zweifelsfalle nur nach Kenntnis aller Umstände auf Drund 
l)sychiatrischer Grundsätze gestellt werden, so einfach es 



natürlich ist, bei ausgesprochener Form allseitige Zu¬ 
stimmung zu erzielen. Unter das Kapitel der Schwach¬ 
willigen sind auch solche zu rechnen, die jeder stärkeren 
geistigen Suggestion oder der Wucht oder Gelegenheit 
des Augenblicks erliegen und dann zu allerlei ordnungs- 
und gesetzwidrigen Handlungen vermocht werden können. 
Ich denke hierbei einmal an die geistig labilen Elemente, 
die in allen Strafanstalten vorhanden sind und bei vor- 
geschrittnerem Alter körperlich noch den Typus des jugend¬ 
lichen Burschen erkennen lassen, die Mitschreier bei Volks¬ 
aufläufen, die vielleicht unter der leichten Wirkung des 
Alkohols gestanden haben und zum Widerstande und 
Schreien durch Anderer Beispiel angefeuert und aufge- 
rauntert w^orden sind. 

Nicht zuletzt möchten auch die an beginnendem 
Altersschw'^achsinn leidenden Menschen hier äufgezählt 
w^erden, soAveit deren Zustand nicht schon unter den § 51 
fällt. Meist handelt es sich hierbei um Sittlichkeitsverbrecher, 
jedoch verfüge ich auch über einige Fälle von Betrügern 
deren Geisteszustand geeignet war, erhebliche Zweifel an 
der Zurechnungsfähigkeit hervorzurufen. Auf der Grenze 
der Geistesstörung stehen auch die vermeintlichen Erfinder 
und sie gehören eigentlich nicht in diese Abhandlung. 
Oleiclnvolil kenne ich auch hier einige Fälle, wo es sich 
nach übeieinstimmender Ansicht mehrerer Irrenärzte nur 
um geistige Minderw'ertigkeit handelte. Einer der be- 
trcfleiKhm Kollegen äusserte sich damals dahin: eine 
(ieistesstörung Hesse sich nicht feststellen, jedoch stünde 
zu erwarten, dass der Betreffende uns noch viele Schwierig¬ 
keiten iin Strafvollzüge bereiten Avürde; diese Prophezeihung 
ist auch reichlich in Erfüllung gegangen. 

In den A'orstehendeii Ausführungen ist eigentlich von 
der Erkennung der i\Iinder\vertigkeit nur bei erwachsenen 
5I;lnnei ii die Rede gew esen ; es bleibt aber noch übrig in 
kurzem an Besonderheiten zu erinnern, wie wir sie bei 
Flauen und .lugendlichen vorlinden. Die geistige Minder¬ 
wertigkeit bei Frauen tritt im allgemeinen unter denselben 
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J>edingungen hervor, wie beim Manne, jedoch muss man 
berücksichtigen, dass das Gefühl für Beleidigungen und 
die berechtigten Eigentümlichkeiten Anderer, sowie über¬ 
haupt der Begriff des Strafbaren und Verbotenen vnitatis 
umtandis beim Weibe nicht im gleichen Masse von Haus 
ans vorhanden zu sein pflegt. Hinzu kommt, dass ein 
grosser Teil der Minderwertigen als bestrafte Dirnen in 
den Anstalten sich befindet und dass sie zu diesem Berufe 
an sich schon wegen ihrer Minderwertigkeit gelangt sind 
und ihm auch voraussichtlich treu bleiben werden. Be¬ 
züglich der Jugendlichen will ich mich hier nur mit der 
Bemerkung begnügen, dass zur Beurteilung der jugend¬ 
lichen Psyche die verständnisvolle Mitarbeit des Lehrers nicht 
entbehrt werden möchte; wenigsten kann ich in dieser 
Beziehung nur von recht guten persönlichen Erfahrungen 
sprechen und die Art und Weise, in welcher sich die Fach¬ 
lehrerkonferenz der 75. Jahresversammlung der Rheinisch- 
^Vestfälischen Gefängnis-Gesellschaft mit der Frage be¬ 
schäftigt hat, erlaubt den Rückschluss, dass auch ander¬ 
wärts dieses erfreuliche Zusammenarbeiten vorhanden ist. 

Besteht nun über die Erkennung und Klassifizierung 
flcr Minderwertigen schon eine ziemlich weitgehende 
.Meinungsverschiedenheit, so kann man das Gleiche und 
noch in viel höherem Masse von den Ansichten über die 
Siichgemässe Behandlung der Minderwertigen im Straf¬ 
vollzüge behaupten. 

Die Frage ist nicht von gestern und heute, viclmelir 
wird darüber gelegentlich der Versammlungen einer jeden 
grösseren, wissenschaftlich daran beteiligten Gesellschaft 
eingehend und ausgiebig verhandelt. In der Hauptsache 
sind es doch zwei grundsätzlich verschiedene Meinungen, 
die wahrscheinlich sich ain-h nicht in absehbarer Zeit v(‘r- 
cinigen lassen werden, — ungefähr entsprechend der 
< iegnerschaft der klassischen und der modernen Lehre 
der Strafrechtsauffassung, al)er nicht ganz so uiiverstdndich. 

Auf der einen Seite stehen diejenigen, welche durch¬ 
aus von einer Ausscheidung der ^linderwertigen aus dem 
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Strafvollzüge nichts wissen wollen und behaupten, dass 
es ein Armutszeugnis für die Strafanstalten wäre, wenn 
sie mit diesen Leuten nicht fertig würden. Auf der anderen 
Seite werden die Minderwertigen den Kranken zugerechnet, 
oder mit anderen Worten in der Reihe: gesund — minder¬ 
wertig — geisteskrank wird die Cäsur vor minderwertig 
gemacht und daniit diese Klasse aus dem Rahmen des 
Gefängnisses ausgeschieden, aber wohl nicht radikal aus 
dem des Strafvollzuges. 

Um nicht missverstanden zu werden, möchte ich 
gleich erwähnen, dass die Minderwertigen doch zu¬ 
nächst auf Beschluss eines erkennenden Gerichts in 
besonders für sie anzulegende Zwischenanstalten einzu¬ 
liefern sein würden. Diese wären voraussichtlich auf 
dem Grundgedanken der Sicherung mit einem erheblichen 
Einschlag irrenärztlicher Befugnis zu errichten, etwa wie 
bisher die Adnexe für geisteskranke Verbrecher an Straf¬ 
anstalten; in diesem Sinne möchte der Verfasser obigen 
Ausdruck verstanden wissen, ohne damit den unfrucht¬ 
baren Streit ob Adnex an Strafanstalt oder Irrenanstalt 
das Richtige sei, von neuem zu entfachen. 

Lassen wir zunächst diese Frage noch unentschieden, 
sondern versuchen wir erst einmal gemäss . dem vor¬ 
nehmsten ärztlichen Grundsätze, dass wichtiger als jede 
Heilung die Verhütung voa Krankheiten sei, von dieser 
Seite aus dem Gegenstände unserer Betrachtung näher 
zu treten. 

Darüber sind wir uns wohl alle einig, dass die 
Wurzeln des Verbrechertums vielfach bis in die Kindheit 
und .Jugendalter der betreffenden Individuen zurückreicheu. 
Man hat versucht, wenn man auch jugendliche Verbrecher 
strafte, sie milder zu strafen und vor allem möglichst von 
den Erwachsenen zu trennen. Beides hat nicht zum Ziele 
geführt und schon das Bestreben weiter Kreise, die Straf¬ 
mündigkeit auf das 14. T.eben.sjahr und die obere Grenze 
der sogenannten .Tugendlichon bis zum 20. Lebensjahre 
liinauszuscdiieben, beweist meines Erachtens, dass man zu 
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der Erkenntnis gekommen ist, dass das Gefängnis auch 
mit seiner milderen Disziplin nicht der geeignete Ort für 
die Schuljugend ist und dass von dem Zusammensein der 
19- und 20jährigen mit „ausgetragenen Jungens“ in der 
^länneranstalt eip Vorteil für erstere nicht heraussprang. 
Abgesehen vom Aufenthaltsorte ist es aber auch die Form 
der Behandlung, die einer dringenden Aenderung bedarf. 
Es erscheint daher wohl der Ersatz durch die Fürsorge¬ 
erziehung in ausgedehntem Masse geboten, das Strafhaus 
ist auch hier nur für besondere Elemente geeignet. Die 
Anfänge der Fürsorgeerziehung sind in Preussen durch 
Krohne schon seit Jahren gemacht worden, von den anderen 
deutschen Staaten ist mir nichts bekannt; zurzeit liegt 
dem sächsischen Landtage ein ähnliches Gesetz vor, von 
dem nur zu wünschen wäre, dass es eine neu zu- er¬ 
richtende und andersartig zu verwaltende Anstaltsart nicht 
auf eine alte Besserungsanstalt für Jugendliche aufpfropfen 
möchte. Gerade hier scheint doch eine weitgehende 
Teilung geboten, während das Anhäufen aller dieser 
schwer zu behandelnden Elemente in einer grossen und 
daher unübersichtlichen Anstalt grosse Gefahren in sich 
birgt. Auch wird sich mit einer festbegrenzten Unter- 
l)ringung nicht rechnen lassen; der junge Mensch soll 
erzieherisch beeinflusst werden, soll körperlich sich gut 
entwickeln und soll nicht zuletzt auch etwas Ordentliches 
für den Kampf um sein Dasein lernen. Auf diese Weise 
hofft man den Zufluss der minderwertigen Elemente zur 
Kriminalität zu beschränken; ob und inwieweit sich diese 
Hoffnungen erfüllen werden, muss abgewartet werden. 

Da für diese Zukunftsmusik eine zunächst nicht ge¬ 
nau zu bemessende Zeit des üebergaiigs notwendig ist, 
so steht immer noch zu erörtern, was gegenwärtig und 
für die nächste Zeit mit den ^Minderwertigen im Strafvoll¬ 
züge werden soll. 

Die Auffassung, dass die Gefängnisse mit den ^Minder- 
wcrtigen durchaus fertig zu werdem wüssten, ist zwar für 
jene eine recht ehrende Anerkennung. Dabei ist aber 



zugleich von Krohiie^) ausgesprochen worden, dass die 
Aufgabe eine Selbstschulung der Vorsteher und eine 
Schulung der ihnen unterstellten Beamten erfordere, 
„Namentlich stehe die Tüchtigkeit des Aufseherpersonals 
für diese Aufgabe noch nicht auf der Hölie, es sei zuge¬ 
geben, dass besondere Einrichtungen dazu gehörten, uni 
auch diesem Teile der Aufgabe gerecht zu werden und 
dass diese Einrichtungen vielfach noch nicht vorhanden 
wären. Jedenfalls gehöre ein Rechtsbrecher, so lange er 
noch Verständnis für seine von ihm begangene Tat habe, 
in die Strafanstalt.“ Wie es mit diesem letzten Kriterium 
sich verhält, kann Jeder, der mit Minderwertigen praktisch 
zu tun hat, nach seinem Standpunkte beurteilen; wie ich 
schon oben ausführte, ist aber trotz des sogenannten Ver¬ 
ständnisses, das vielleicht dem Zugeständnisse gleich 
gerechnet wird, die Psyche des Minderwertigen nicht nur 
nach diesem Zeitpunkte zu beurteilen. Was die Klage 
über das Personal anlangt, ist dieselbe zwar an sich be¬ 
rechtigt und kann auch ohne grossen Zwang teilweise 
über die Aufseher hinaus ausgedehnt werden; andrerseits 
ist von den Leuten, die meist aus dem Stande des soge¬ 
nannten kleinen Mannes stammen und in ihrer Militärzeit 
sieh zwar gut geführt und es durch ihre Tüchtigkeit 
zu höheren Stellen im Unteroffiziersstande gebracht, nicht 
zu verlangen, dass sie für den Minderwertigen durch¬ 
schnittlich Verständnis hätten. Dazu gehört eine gewisse 
.\uslese und besondere Ausbildung, dann wird vielleicht 
der Strafvollzug, soweit cs sein Personal anbetrifft, mit 
den Minderwertigen zu Fache kommen. Es bleiben nun 
noch die Schwierigkeiten zu besprechen, die aus den 
^Minderwertigen und mit Rücksicht auf die Disziplin für 
die geistesgesunden Sträflinge entstehen. 

Wie schon F. L epp mann in einem Vortrage über 
die iMinderwertigen sehr richtig bemerkt hat, handelt es 
sich vorläufig darum, den straffällig gewordenen Minder- 


’) Bi. f. Gefk.l, Bd. .K.X.WIII S. 29. 
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wertigen ohne Gesundheitsschädigung über seine Strafe 
bin wegzubringen und ihn zu einem nützlichen Mitgliede 
der menschlichen Gesellschaft zu machen. Die Vorschläge, 
die er in letzterer Richtung macht, sind vom sozialpäda¬ 
gogischen Standpunkte nur dankbar anzuerkennen. In der 
Wirklichkeit wird aber dem Arzte soviel Spielraum kaum 
im Rahmen einer Strafanstalt gewährt werden, als dies 
nach seinen Auslassungen in Preussen möglich zu sein 
scheint. Der Einfluss des Arztes ist doch vorwiegend 
negativer Art, das heisst, er hat meist nur zu sagen: der 
.Alann eignet sich zu dieser und jener Arbeit nicht, die 
Auswahl unter den übrig bleibenden Beschäftigungen ist 
Sache der^ Direktion beziehentlich der Inspektoren und 
innerhalb dieser Arbeiten wechselt der Gefangene je nach 
Wunsch oder vielmehr nach Bedarf. 

Wenn der von Leppmann gehoffte Segen auf dem 
AVcge sorgfältigster Behandlung der Minderwertigen erzielt 
werden soll, ist die von ihm gleichzeitig geäusserte Vor¬ 
aussetzung, dass der Arzt dauernd an der Behandlung 
und Ucberwachung der Minderwertigen den entscheidenden 
Anteil haben mü.sse, zu erfüllen, beziehentlich zu erstreben. 
r)icse Forderung wird man zwar als vollberechtigt aner¬ 
kennen müssen, sie scheitert aber zurzeit an dem allen 
hinlänglich bekannten Widerstaiide: quiefa non movere. 

Zwar hat die X. Landesversammlung der Inter¬ 
nationalen Kriminalistischen Vereinigung in Stuttgart 1904 
in These 3 die Einschaltung eines § 14 a in die bundes- 
rätlichen Grundsätze über den Vollzug gerichtlich erkannter 
Freiheitsstrafen vom 28. 10. 1897 beantragt: § 14 a Geistig 
minderwertige Gefangene sind mit Rücksicht auf diesen 
Zustand zu behandeln. Sie sind unter besondere Aufsicht 
des Arztes zu stellen. Bei ihnen hat der Arzt eine ent¬ 
scheidende Stimme a) in bezug auf di.sziplinäre und 
sonstige Behandlung 1>; in bezug auf Beantragung der 
Auscheidung aus dem Strafvollzüge. Eine Antwort aber 
auf diese Eingabe, beziehentlich ein Erfolg derselben ist 
bisher ausgeblieben. 
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Was soll nun mit dem Minderwertigen bis auf weiteres 
im gewöhnlichen Strafvollzüge geschehen? Gewiss ist 
anzuerkennen, dass einzelne Anstaltsdirektoren vom Geiste 
vorstehender Anträge erfüllt auch schon jetzt dem Arzte 
eine ausgedehntere Mitwirkung in Fällen unter a) zuge¬ 
stehen. Das gilt aber auch nur von Fall zu Fall, und 
hängt vom Ermessen beziehentlich guten Willen des Ein¬ 
zelnen ab, und erscheint manchem nachgeordneten Be¬ 
amten leicht als ein Zeichen von Schwäche gegen den 
Gefangenen und Nachgiebigkeit gegen den Arzt, während 
eine gesetzliche Bestimmung beiden Teilen einen abge¬ 
grenzten Boden geben würde. Die Minderwertigen selbst 
sind zu, einem gewissen Teile im Strafhause junauffällig, 
im Gegenteil, sie arbeiten fleissig, sind willig und gehorsam, 
haben, soweit sie nicht vorbestraft sind, vielleicht auch 
Vertrauensposten, so dass man sagen könnte: die Leute 
fügen sich ja dem Strafvollzüge, wozu besondere Mass- 
regeln oder gar Anstalten! Gewiss fügen sie sich und 
sind vielleicht sogar der Anlehnung froh, die sie im Straf¬ 
hause finden, aber bessern oder abschrecken wird sie 
dasselbe nicht. Nach ihrer Entlassung fallen sie in alle 
möglichen Fallstricke des täglichen Lebens, der Polizei¬ 
verordnungen und der Gesetze, die für sie zwar bestehen 
und die ihnen ersichtlich die Unannehmlichkeit der Frei¬ 
heitsberaubung bringen, aber von sich aus ändern sich 
diese Leute nicht, und werden immer wieder in die Straf¬ 
häuser als „ehrlose“ Rückfällige zurückkehren. 

So harmlos anscheinend diese erste Abteilung von 
Gefangenen ist und daher nicht selten auch unbeabsichtigt 
die Beamten täusc*ht, so unangenehm die eine andere Art, 
die Affektmenschen, wie sie F. Leppmann auch kurz 
bezeichnet. Diese treten bei allen Gelegenheiten in un¬ 
liebsamster Weise hervor. Auf der Gemeinschaftshaft 
sind sie entweder unverLräglich oder vettern sich an 
.leden an, haben ein loses Mundwerk gegen die Aufseher, 
Werkführcr und Arbeitsältesten: dann wieder haben sie 
das Bestreben, die Aufmerksamkeit auf sich zu lenken. 
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durch albernes Benehmen, durch Brüllen statt Singen beim 
Gottesdienste und Aehnliches; in der Zelle beschweren 
sie sich über angeblich störendes Verhalten der Nachbarn, 
die Einsamkeit, die Beoabachtung durch den Beamten, 
iin allgemeinen aber sind alle Einrichtungen der Anstalt, 
und namentlich die Verabreichung und Güte der Speisen 
ein Lieblingsgegenstand ihrer Beschwerden. Mit Disziplinar¬ 
strafen wird auch bei diesen Leuten wenig geschafft. 

Schwere Arreststrafen wirken auf diese Leute mit 
schwankender Gemütsverfassung bekanntlich schlecht ein, 
teils prallen sie wirkungslos an ihnen ab; ein barsches 
unvorsichtiges Wort des Beamten während oder am Ende 
der Verbüssung des Arrestes fassen sie falsch auf, es 
kommt zum Woi'twechsel und soll die Disziplin der anderen 
Gefangenen nicht erheblich leiden, muss von neuem Arrest¬ 
strafe verhängt werden, kurzum eine Schwierigkeit häuft 
sich auf die andere. Mit dem sogenannten Rabattsystem, 
das heisst mit Rücksicht auf die Minderwertigkeit milder, 
kürzer und leichter zu strafen, kommt man auch nicht 
viel weiter: obgleich auch die Reformvorschläge der 
X. raindesversammlung der Internationalen Kriminali¬ 
stischen Vereinigung darauf hinweisen, hat man doch 
immer das unangenehme Gefühl, in der Verhängung und 
Art der Strafe nicht das Richtige getroffen zu haben und 
sich mit einer halben IMassregel begnügen zu müssen. 

Auch der Arzt ist nicht in der Lage, stets der rerson 
<l''r Minderwertigen sich in diesen Fällen voll anzunelmicn, 
du die Grundsätze der llausordnung seinem ärztlicdien 
^uiipfinden vorauszugehen haben. Ks wird also hin und 
i''‘r laviert mit mehr oder weniger (iesc hick, .schliesslich 
sind alle Beamten froh, den unangenehmen Gast für einige, 
ub(,T oft nicht lange Zeit der Anstalt fern zu wissen — 
‘'inner mit dem frommen ^Vuns(he: lic'bcr Florian! usw. 
Las Vorstehende gilt im Grossen und Ganzem aucdi für 
die übrige Masse <ler Minderwerligen, di(' sich meist nach 
diesen beiden 'I'ypeii gliedern lassen. 
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Ist es sonach Erfahrunj^statsache, dass man mit 
einem Teile der Minderwertigen äusserlich zwar ^fertig“ 
wird, innerlich aber seine Absicht ihn zu bessern nicht 
erreicht, mit einem anderen Teile aber nach den be¬ 
stehenden gesetzlichen Bestimmungen des Reiches und der 
Einzelstaaten sich nicht richtig befassen kann, so bleibt 
schliesslich nur der Ruf nach gesonderten Anstalten oder 
Abteilungen übrig. 

Die Einrichtung der Abteilungen, welche zwar ge¬ 
sondert aber doch im Bereiche der Strafanstalt liegend 
gedacht wären, erscheint mir von vornherein als unge¬ 
eignet, da nur eine verwässerte Uebertragung der Straf¬ 
anstaltsdisziplin stattfinden würde; im übrigen wären es 
dieselben Beamten mit denselben Anschauungen, eine 
Selbständigkeit und damit eine besondere Form der An¬ 
leitung und Behandlung der Minderwertigen würde nicht 
anwendbar sein. Ich werde deshalb im folgenden nur von 
Anstalten oder räumlich und disziplinär völlig getrennten 
Abteilungen sprechen. 

Ich bin mir nun sehr wohl bewusst, damit den Lesern 
dieser Blätter nichts Neues zu sagen^). Schon die oben 
erwähnten Konferenzen der evangelischen Anstalts- und 
Asyl-Geistlichen und die 74. Hauptversammlung der 
Rheinisch-Westfälischen Gefängnis-Gesellschaft 1902 haben 
diese Forderungen der Irrenärzte, an ihrer Spitze dort 
Pelm an, lebhaft unterstützt, ebenso hat im Jahre 1903 
die Fachlehrerkonferenz der Strafanstaltslehrer sich im 
gleichen Sinne ausgesprochen. Die Arbeit L e p p m a n n 
spricht sich für Verwahranstalten im allgemeinen aus, 
auch die deutsche Landesgruppe der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung 1903 hält unter besonderen 
Umständen die Verwahrung I\Iindcrwertiger nach oder an 
Stelle der Strafverbiissimg für notwendig. 

Die neueste Arbeit auf diesem Gebiete ist die von Rai - 
mann, die S(*hr eingehend und namentlich mit Bezugnahme 

') Bl. f. G.-fk(l. B(1 XXXVIII S. ■_>•_>. 
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auf die österreichischen Verhältnisse die Behandlung und 
I nterbringung des geistig Minderwertigen erörtert; er 
macht genauere Vorschläge über die Einrichtung und 
Verwaltung solcher Zwischenanstalten, nachdem er die 
Unzahl ähnlicher mehr oder minder praktischer Vorschläge, 
von der Vorbeugung durch Kastration angefangen bis zur 
Deportation, kritisch gewürdigt hat. Seine Ausführungen 
besagen, dass zum Unterschiede von der Irrenanstalt etwas 
Zucht und Disziplin, Abschluss von der Aussenwelt, zum 
ITnterschiede von der Strafanstalt unbestimmte Festhaltung, 
Fortfall von Disziplinarstrafen, nur Abwehrmassregeln, 
reichliche Arbeitsgelegenheit, möglichste Bewegungsfreiheit 
irn Anstaltsbereiche und vor allem pädagogische und ärzt¬ 
liche Behandlung vorhanden sein müssen, daneben Ge¬ 
fangenkost und absolute Alkoholabstinenz. Die Anstalt 
ist angelegt gedacht in der Art ländlicher Kolonien mit 
einer Hauptanstalt, in welche schwierige Elemente jeder¬ 
zeit zurückversetzbar wären. 

ln die.sen Anstalten würden die Minderwertigen ohne 
bestimmte Zeitdauer unterzubringen sein, bis nach dem 
Ermessen der zuständig zu machenden Stellen die Ent¬ 
lassung versuchsweise und auf Widerruf erfolgen könnte. 
Unter Umständen würden solche Versuche fehlschlagen 
und es würde nichts weiter übrig bleiben, die Betreffenden 
Zeit ihres Lebens in der Anstalt zu behandeln. Wenn 
diese Massregel zu hart erscheint, sei nur daran erinnert, 
dass die Gesellschaft doch auch kein Bedenken trägt, 
einen gemeingefährlichen Geisteskranken bis zum Eintritte 
seiner Ungefährlichkeit also manchmal bis ans Lebensende 
in einer Irrenanstalt zu verwahren. Da der Unterschied 
vom Minderwertigen aber nur (luantitativ und nicht 
<|Malitativ und zwar noch dazu im Einzelfalle ziemlich 
unerheblich und fast fliessend ist, so stehen irrenärztlicher- 
.seits dagegen wohl kaum Bedetiken an. Zur .Sicherung 
der Person vor Freiheitsberaubung würde doch sowohl 
iiber Einlieferung, wie über Ikuirlaubung und Entlassung 
eine Gerichtsbehörde nach Art der \’orniundschaftSi;erichte 
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oder dieselbe selbst mit zu entscheiden haben, wie auch 
die X. Landesversammlung der Internationalen Kriminali¬ 
stischen Vereinigung in Stuttgart 1904 vorgeschlagen hat, 
während die deutsche Landesgruppe dieser Vereinigung 
1903 die Mitwirkung des Strafrichters im Auge hatte. 

Da nun aber diese Leute, für welche solche Anstalten 
bestimmt sind, von allen Seiten; Juristen, Geistlichen, 
Lehrern und Strafvollzugsbeamten als Kranke oder Nerven¬ 
geschädigte bezeichnet werden, so bedeutet es wohl keine 
Ueberhebung oder Heraufbeschwörung eines unnötigen 
Kompetenzstreites, wenn der Psychiater oder irrenärztlich 
vorgebildete Fachmann, die Leitung zum mindestens aber 
die ausschlaggebende Stellung für sich beansprucht. Ge¬ 
wiss wird ihm gerade auch die pädagogische Mitarbeit 
sehr willkommen sein, da es sich aber um Kranke handelt, 
so gehören sie eben doch vor allem unter die Behandlung 
des Arztes. Vorläufig scheint aber die ganze Einrichtung 
noch fern von ihrer Verwmklichung zu sein; immerhin 
würde es aber schon einen sehr erfreulichen Fortschritt 
bedeuten, wenn der Widerstand der massgebenden Kreise 
durch die Erwägung vermindert würde, dass solche 
Zwischen- oder Sonderanstalten nicht als hochummauerte 
und gitterstarrende Strafkasernen mit hohen Kosten zu 
bauen wären, sondern dass bereits bestehende Anstalten, 
wie teilts Irrenanstalten, Anstalten für Epileptische und 
Trinkerheilanstalten, vor allem aber auch Verwahranstalten 
lur uidieilbare Alkoholiker in Betracht gezogen würden — 
vergleiche den Beschluss der deutschen Landesgruppe 
der Internationalen-Kriminalistischen V ereinigungzuüresden 
1903. Absatz 6. Sollten diese sich als unzureichend er¬ 
weisen, so käme nach und nach der Ausbau solcher in 
vorstehend geschilderten ländlichen Kolonien in Frage, 
um allmählich die Strafanstalten von denjenigen Elementen 
zu entlasten, die der gedeilichen Entwicklung seiner Grund¬ 
sätze nur hinderlich sind und welche andererseits an ihrer 
(iesundlieii andauernd mehr oder minder schwere 
Schädigungen erleiden müssen, ohne dass deshalb dem 
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vornehmsten sozialen Gebote genügt würde, die Gesunu- 
heit, Ehre und das Vermögen der Gesamtheit vor fortge¬ 
setzten Angriffen der geistig Minderwertigen zu schützen. 


Anwendbarkeit der amerikanischen 
Grundsätze über die Behandlung jugend¬ 
licher Verbrecher in Deutschland. 

Von Direktor Fli e<?en s ch m i dt, Brenien-Orlebsliausen. 


I. 

Es handelt sich um die Grundsätze, welche in der 
unbestimmten Verurteilung, den Reform-Schools, den Re- 
formatories, in der Entlassung auf Probe, in der Einrichtung 
der Probation Officers und in der der Jugendgerichte, 
trotz geringfügiger Verschiedenheiten in den einzelnen 
Hundesstaaten, im Prinzipe gleichartig in Nord-Amerika in 
Erscheinung traten. ’) 

Der zwingende Gedanke, dass man den jungen 
Menschen möglichst lange vor dem Gefängnisse bewahren 
müsse und, wenn er eine Freiheitsstrafe zu erstehen habe, 
diese Strafe unbedingt als Erziehungsstrafe zu gestalten 
spi, ist in den vereinigten Staaten energisch in die 
Praxis überführt. Den Kreis derer, welchen eine strenge 
erziehliche Behandlung zuteil werden soll, hat man 
über die, den Anstalten für Jugendliche (Reform- 
Schools und Industrial-Schools of Reform) zuzuweisenden, 
straffälligen, oder verwahrlosten, oder durch elterliche 
tiewalt nicht zwingbaren Personen unter 16 (15) Jahren, 
erweitert auf diejenigen Personen von 16 l>is 30 Jaliren, 
welche den Reformatories zugewiesen werden. Die Re- 
formatories, welche in elf Staattm eiiigt'riclitet sind und 

Nrl»on an(l(‘rcr LilDPatiir sind bc'SondtMs hcmit/.t di(‘ WdeUd 
VD ii Ilartiuaiiii, Herr iiiid l>a(‘i\vi*ithcr. 

iJ'atter für Gctan^niskunüc. XI.11. ] . 



ein Zwischenglied bilden zwischen den Anstalten für 
Jugendliche und den Strafgefängnissen, nehmen grund¬ 
sätzlich solche Gefangene auf, die keine erheblichen Vor¬ 
strafen erlitten haben und besonders keine für Verbrechen: 
cs wird das indes nicht ganz strenge innegehalten. Ent¬ 
scheidet bei den .Jugendlichen unter 16 Jahren die Jugend 
und gilt diese eoipso als erziehungsfähig und bedürftig, 
so entscheidet bei der Zuweisung in die Reformatories die 
Resserungsfähigkeit. Die Mehrzahl der Insassen bilden 
solche, welche das 20. Lebensjahr noch nicht überschritten 
haben. 

Zeigen auch die Reformatories (z. B. je nach der Lage 
in Staaten mit vorwiegender Industrie oder mit Ackerbau, 
oder hinsichtlich der oberen Altersgrenze einzelne Ver¬ 
schiedenheiten, so ist allen doch gemeinsam 

1. die unbestimmte Verurteilung, 

2. die vorläufige Entlassung, 

3. das Marken- und Gradsystem, 

4. Begrenzung des Alters der Gefangenen, 

5. Begrenzung der Vorstrafen, 

6. die erzieherische Einwirkung auf dem Gebiete des 
Schul- und gewerblichen Unterrichtes. 

Mit der scharfen Betonung des Erziehungsprinzips, 
der Erziehungsstrafe, kam der „vielleicht uralte Gedanke 
der Verurteilung zu unbestimmter Strafzeit“ zu wirklichem 
Leben. Der erste amerikanische Gefängniskongress zu 
Cincinnati (1870) beschloss: „Urteile mit einer durch ge¬ 
nügende Anzeichen von Besserung bestimmten Grenze 
sollten an die .Stelle von Urteilen mit festbestimmten End¬ 
terminen treten“. Man erklärte in Amerika, nicht un¬ 
logisch bei der einseitigen Betonung der Erziehung, die 
Urteile auf fest bestimmte Zeit für grundsätzlich verfehlt, 
forderte deren Abschaffung und Ersatz durch Urteile, 
welche auf Besserung abzielen. Aus dem Verhalten in 
der Anstalt soll der .Schluss auf Besserung gezogen und 
darnach die Enilassimg bestimmt werden. Die ameri¬ 
kanische Auffassung spricht sich in folgenden Worten des 



Direktors Brockway von Elmira aus: »Der Richter 
verzichtet auf sein Recht, ein Urteil auszusprechen, er 
sajjt zu dem Verbrecher: Ihre Strafe für das Verbrechen 
wird nicht auf Grund Ihrer in der Vergangenheit liegenden 
Handlung, sondern durch Ihr künftiges Verhalten bestimmt 
werden, Sie werden in der Strafanstalt (Reformatorie) ge¬ 
lullten, bis Sie sich bessern“. 

Der Verurteilte hat also selbst bestimmenden Einfluss 
auf die Dauer der Strafe und er kann sich energisch, 
mit der erziehlich so wertvollen Gewissheit der Erreichung 
des Zieles, um Abkürzung der Strafe bemühen, er wird 
( Jedanken und Streben auf die Zukunft richten und so ist 
zwingende Veranlassung gegeben, die Gegenwart gründlich 
auszunutzen. 

Der Gedanke der Verurteilung zu unbestimmter Straf¬ 
zeit würde nun bei straffer Durchführung seitens der Ge- 
faiignisbehörde die Möglichkeit bieten, die Strafzeit schon 
nach wenigen Monaten enden zu lassen und anderseits 
die ungeheuerliche Möglichkeit darstellen, die zwecks Er¬ 
ziehung, d. h. also zur Vorbereitung für die mögliclist 
])ald zu erlangende Freiheit eingelieferten Gefangenen 
Iel)enslang zu behalten. Es sind aber bindende Vorschriften 
erlassen über kürzeste oder längste (bis zu 20 Jahren) 
Dauer der Haft. Im Verhältnis zu der möglichen Höclist- 
daiier finden tatsächlich die Entlassungen nach kurzer 
Fi ist statt. Die Tendenz der Strafabkürzung ist niass- 
geV)end, sowohl in den Erziehungsanstalten für Kinder 
'Unter 15 und 16 Jahi’en alt bei Einlicferung), als auch in 
den Reformatories, sie ist das Ziel der Erziehung! 

Die E n 11 a s s u n g geschieht immer v o r 1 ä u f i g, 
auf Probe, mit Parole. Der Entlassene imtei’steht der 
Ueberwachung eines Probat ion Officers, bleibt in 
\*erbindung mit der Anstalt (Selbstberichte mit Beglaula'gimg) 
und erst nach gewisser Frist und günstigem Berichte des 
Probation Officers wird dei* Parolierte endgiltig frcigelassen. 

Neben diesen mit fiis(‘heni Wagemute in die Praxis 
cingeführten Gedanken des unbestimmten, auf Besserung 
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abzielenden Urteiles mit regelmässiger vorläufiger Ent¬ 
lassung und Unterstellung unter Aufsichter, traten dann, 
zuerst 1899 in Chicago, die Childrens Courts, die 
Jugendgerichtshöfe. Hier, wie bei allen amerikanischen 
Bestrebungen hinsichtlich der Gestaltung der Strafe und 
der Behandlung der Gefangenen, hat als treibende Kraft 
das deutliche Bewusstsein der Kollektivschuld mitgewirkt. 
Die Jugendgerichte sind eine zum Schutze der Jugend 
getroffene Einrichtung, welche in den Vereinigungen zum 
Schutze der Armen, Schwachen, Gefährdeten, in privaten 
Erziehungsanstalten und Kinderschutzvereinen etc. ihre 
Vorläufer hatte und aus ihnen herauswuchs. 

Neben die Trennung der Jugendlichen von den Er¬ 
wachsenen in den Gefängnissen trat mehrfach die Praxis, 
dass Verhandlungen gegen Kinder nur an bestimmten 
Tagen, d. h. dann gepflogen wurden, wenn keine Ver¬ 
handlungen gegen Erwachsene stattfanden. Die Jugend¬ 
gerichte tragen dieser elementarsten Forderung der Trennung 
gründlich Rechnung, aber sje sind viel mehr. Der Jugend¬ 
richter hat gegen Kinder zu verhandeln, welche straffällig 
wurden, für ver^vahrloste Kinder zu sorgen und ebenso 
solche Kinder unter seine Obsorge zu nehmen, die verlassen 
sind; er ist Strafrichter, Vormundschaftsrichter und Be¬ 
rater in einer Person. Er ernennt die Probation Officers, 
er kann alle öffentlichen und privaten Anstalten beauf¬ 
sichtigen, welche sich mit der Erziehung verwahrloster 
oder verbrechcrisc-hcr Jugend befassen, kurz, er ist Richter 
und Verwaltuiigsbeamter und Mittelpunkt und Spitze der 
gesamten staatlichen und gesellschaftlic^hen Tätigkeit hin¬ 
sichtlich der Behandlung der Jugendlichen. 

Bei der Einrichtung der Jugendgerichte tritt beson¬ 
ders zu Tage der Gegensatz gegen eine kalte Verbrechens- 
repression; Erziehung und Besserung beginnt nicht erst 
in der Anstalt, in die der Verurteilte gewiesen wird, son¬ 
dern das Gej ieht selbst tritt als höchst bedeutsames Glied 
in die Reihe der erzieherischen .Alassnahmen und der 
Jugendrichter soll die Autorität d('s Richters mit der herz- 
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Hohen Liebe des Kinderfreundes und mit erziehlichem 
Geschick und mit Erfahrung verbinden. 

Es ist eigentlich unbegreiflich spät die Wahrheit ent¬ 
deckt worden, dass das Kind, weil lediglich ein in der 
Entwickelung begriffenes und darum in keiner Beziehung 
allgemein ausgeprägtes, nur erst angehendes Glied der 
Gesellschaft, mit der abschliessenden Bezeichnung „Ver¬ 
brecher“ nicht belegt werden dürfe. Wenn auch wirkliche 
Verbrechen von Kindern begangen werden, so will man 
in Amerika solche verbrecherische Kinder nicht mit dem 
iinverlöschlichen Male der Schande behaften und unter 
die Zahl der erwachsenen Verbrecher rechnen, sie viel- 
iiiehr immer vor jedweder Gemeinschaft mit solchen peinr 
liehst hüten, und zu dem Ende ist der Jugendrichter fast 
vollkommen frei in seinen Entschlüssen. 

Die vorläufig Entlassenen unterstehen den Probat! on 
G f f i c e r s, staatlich angestellten Fürsorgern; nicht Polizei- 
Heamte sind diese, aber sie haben alle Rechte solcher; 
es können aber auch Polizeibeamte zu Probation Officers 
bestellt werden. Sie werden vom Richter ernannt, sind 
meistens unbesoldet, sie wirken wie Vertrauensleute solcher, 
die sieh in Bedrängnis befinden, werden dabei unterstützt 
durch die amtliche Autorität, die sie einerseits selbst schützt 
und anderseits ihrem Wirken den nötigen Nachdruck ver¬ 
leiht. Der Entla.ssene soll in ihnen respektieren die mit 
ge.setzlieher Vollmacht bekleideten Aufsiehler und sich an 
sie anschliessen, als an wohlwollende Beschützer und Be¬ 
rater. Ihr, wenn taktvolles, Wirken reicht auch in die 
Familien der Gefallenen und Gefährdeten hinein. Wo der 
Wirkungskreis es verlangt, arbeiten sie mit Hilfe von 
Assistenten, die sieh, wie verlaut(‘t, in hinreiehendor Zahl 
zur Mitarbeit bereit fiiuhm lassen. 


II. 

a) Die Berichte der Anstalten sind voll ladx's iiber 
<lie Wirkung der unlx^stinnuten X'erurteilmig, ohne deren 
intensiven, mit der liehe des .'^trafniaxinnuns st<-igenden 
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Druck der Zweck der Strafe nicht erreichbar sei. Es 
wird dabei indes nicht verschwiegen, dass es der Popu¬ 
larität der unbestimmten Urteile schade, weil unlautere, 
von Richtern, Anwälten, Geistlichen etc. beklagte, Einflüsse 
bei den vorläufigen Entlassungen vorkämen. Der Besse¬ 
rungsgedanke, die Zweckbestrebungen sind nach den 
Berichterstattern so vorherrschend, dass in den Vereinigten 
Staaten die Vergeltung fast nur noch als unvermeidliche 
Nebenwirkung erscheint und die modernsten Reform¬ 
gedanken treiben dabei jeweils ein, der Sache nicht dien¬ 
liches, Unwesen ! Der amerikanische, übrigens ansprechende 
Optimismus ist eine gewaltige Triebfeder, verleitet aber 
auch zur Ueberschätzung neuer Ideen und Massnahmen. 

b) In den Anstalten für Jugendliche und besonders 
in den Reformatories ist die in den State prisons beliebte, 
unangebraclite Milde und der nach europäischen Begriffen 
strafwidrige Luxus vermieden. Die Behandlung ist ziel¬ 
bewusst und strenge und sie stellt sich in den Reforma¬ 
tories dar, als eine strenge* Zwangskur zur Besserung. 
Für die, neben den freien Erziehungsanstalten (Reform- 
Schools) als Erziehungsstrafhäuser sich darstellenden, 
Refuriuatories spricht es, dass sie in der amerikanischen 
Verbrecherwelt durchaus unbeliebt sind wegen der Zucht, 
welclie eine tote (ileichgültigkeit und regungslose Trägheit 
nicht duldet; manchen Insassen soll diese heilsame Zucht 
veranlassen zu schlechter Führung, mit welcher er die 
U(‘l)erführung in das be<iucinere .State prison zu erzwingen 
hofft. Zu Gunsten der Besserung und besonders der Fort¬ 
bildung und Belehrung mittelst der Arbeit tritt die finan¬ 
zielle Seite der Beschäftigung zurück. Fiskalität ist nicht 
hinderlich, .Massenarbeiten sollen nicht betrieben werden; 
wo noch Konfraktarbeiicn geleistet werden, erstrebt man 
deren Beseitigung. Damit wird der Tag mehr frei für 
intensive köri)erliche Pflege und Ausbildung und zu aus¬ 
gedehntem Schul- und gewerblichem Unterrichte. 

Ihn des Pi'inzips willen hat das Rcformatoriesystem 
in Amerika allgemeine Anerkennung gefunden; auch die 



von Spezialisten behaupteten Erfolge begegnen keiner 
voreingenommenen Skepsis. 

Statistische Nachweise, die einwandfrei wären, sind 
indes nicht vorhanden. Von vielen Entlassenen geht bei 
di'in bequemen Uebertritt in andere Bundesstaaten jede 
Spur verloren, besonders nach endgiltiger Entlassung. 
U(‘ber die Rückfälligkeit gibts nur Vermutungen. Dem 
Mangel der Statistik ist nicht abzuhelfen, da nach dem 
Urteile der Kenner des amerikanischen Lebens, in welchem 
polizeiliche An- und Abmeldung und Kontrolle fehlt, eine 
Ueberwachung und Kontrolle des Publikums durchaus 
unpopulär ist und bleiben wird. Wenn dabei nun die An¬ 
stalten die Gebesserten in Prozenten angeben, z. B. 
Elniira 83 so sind diese Anstaltsberichte mit Vorsicht 
aufzunehmen; sie beruhen zum grossen Teile auf Annahmen, 
Schätzungen und haben entfernt nicht die Bedeutung, 
welche bei uns die ordentliche Statistik bietet. 

Der Vorwurf der krankhaften Humanität wird, so 
weit ich sehe, auch von europäischen Beurteilen) nicht 
luelir erhoben. Im Gegenteil behauptet man, dass das 
unbestimmte Strafurteil und die hohen Anforderungen, die 
die An.'^talt stellt, eine für die Inhaftierten bedenkliche, 
gefährliche Spannung hervorrufc; solchen in Amerika glatt 
abgewiesenen, wohl nur mehr theoretischen Bedenken 
geg<müber, stellten andere europäische Beobachter fest, 
da.'^s gerade die Unbestimmtheit des Urteils in Verbindung 
niit der straffen Zucht der Anstalt die psychologisch- 
pädagogisch hohe Bedeutung der neuen Einrichtung ei'- 
konnen lasse und sic wollen bemerkt haben, dass in den 
Kcformatorics, eben in Folge des anregenden Anstalts- 
betriebes, geradezu die Gesichter der Insassen ein indi¬ 
viduelles Gepräge zeigten im Gegensätze zu dem stumpfen, 
gloinhmässigen Ausdrucke in den amerikanischen State 
])i isons und den europäischen Strafhäusern! 

W as die Belegungsziffer anlangt, so dürfte die Zahl der 
Insas.sen (Elmira z. B. 18b7=l.j2r), l'.»00=127(), 11)05^1325) 
zwar ein Beweis sein für die reichliche Inanspruchnahme 
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der Reformatories, aber anderseits sind diese Zahlen für 
eingehende individuelle Behandlung reichlich hoch. Uebrigens 
klagen die amerikanischen Direktoren darüber, dass ihnen 
Delinquenten überwiesen würden, die nach den Bestim¬ 
mungen nicht in die Anstalten gehörten. 

c) Das Probationssystem bleibt nach den mir zu¬ 
gänglich gewesenen Berichten oft weit hinter der Idee 
zurück, es leistet nicht da.s, was man von ihm erwartete 
und auch wohl behauptete. Behauptet man, dass Richter, 
Geschworene in Amerika sich mehrfach käuflich erwiesen 
haben, sollen Parteipolitiker sich bereit finden lassen zu 
skrupellosem Eintreten, so sollen auch Probation Officers 
bestechlich gewesen sein. Der Eifer derselben erlahme 
oft, die persönliche Wärme verschwinde, die Arbeit ver¬ 
rinne ins tot Mechanische. Anderseits ist aber von den 
Beobachtern auch reichlich über inneres Leben zu berichten, 
und über hervorragende Leistungen von Probation Officers. 

Die guten Erfahrungen, welche mit den sehr häufigen 
vorläufigen Entlassungen gemacht wurden, sind nach den 
Berichten, in denen die geringe Zahl der Zurückgelieferten 
hervorgehoben wird, gewiss zum guten Teile auf Rechnung 
der Officers zu setzen. Hervorzuheben ist auch, dass den 
Probation Officers, wie auch den Behörden des Strafhauses 
gegenüber, die Gefangenen und Entlassenen sich weniger 
fremd fühlen sollen, als in Deutschland, wo der halb 
offizielle Gharakter der Fürsorge dem hindernd entgegen 
st<*he. ^lan will auch bemerkt haben, dass die bezahlten 
Officers besser wirkten, als die blos ehrenamtlichen. 

d) Ueber die Childrens Courts, die sich als ein neuer, 
höchst bedeutsamer, die Kräfte der Gesellschaft energisch 
in Anspruch nehmender Versuch darstelleii, die Kriminalität 
der .Tugend zu bekämpfen und dabei das trotz aller bis¬ 
herigen ^lassnahinen doch stets wachsende Uebel an der 
Wurzel zu fassen, sind statistische Daten von Wert noch 
ni< ht zu g(‘ben. Nclnm den günstigen Berichten über die 
Krfolge einzelner .lugendgerichte wird allerdings auch l)e- 
haupt(‘t, dass die Wirklicdikeit liinter der Idee zurück 
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bleibe; indes das wird von jeder gut erdachten Einrichtung 
mehr oder weniger zutreffen, bei w^elcher der Erfolg 
weniger vom mechanisch arbeitenden Apparate, viel¬ 
mehr alles von den Persönlichkeiten abhängt. Jeden¬ 
falls sind die Probation Officers die notwendigsten und 
wertvollsten Plelfer der Jugendgerichte; versagen sie, so 
versagt die ganze Einrichtung. Tatsächlich haben die 
Zahlen der den gewöhnlichen Gefängnissen zugewiesenen 
Jugendlichen unter 16 Jahren ganz erheblich abgenommen 
und steht auch der Erfolg der neuen Behandlung der 
jungen Menschen noch aus, so ist doch in den Jugend¬ 
gerichten nach dem Urteil der europäischen Bericht- 
ei’.statter ein Weg beschritten, der in Amerika nicht 
wieder verlassen werden wird. 

III. 

Es kann sich selbstverständlich niciit darum handeln, 
die amerikanischen Einrichtungen kritiklos zu übernehmen. 
Hat in Amerika die Grossnot der Zunahme der jugend- 
liclien Verbrecher und das Versagen der Justiz ihr gegen¬ 
über, die neuen Massnahmen und zuletzt die Einrichtung 
der tiefgreifenden Jugendgerichte erzwungen, so hat man 
auch bei uns schon lange die Tatsache klar erkannt, dass 
Strafrechtspflege und Strafvollzug nicht wirkte, wie es 
eiwvartct wairde, sowa)hl im Interesse des veibre(*hcrisch 
gew'ordenen Individuums, als zum P>esten der Gesellschaft. 
Der Verein der deutschen Strafanstaltsbeamten hat sich 
in der aus seinem Bereiclie stammenden Literatur, wie 
au<-h bei Gelegenheit seiner Versammlungen eindringlich 
und fern von aller amerikanischen Lebeischwenglichkeit 
mit der PYage beschäftigt, wie der Vollzug, besonders an 
dem erschreckend zunehimMiden jugendlichen Verbrechern, 
wirksamer zu gestalten wäre. 

Tatsäcldich ist wohl allenthalben in Deutschland der 
Trennung in sofern schon Reelinmig getingen, als die 
.lugendlichen in besonderen Al)teilungen untf'rgcdjradit 
werden, die m(du'faeh vorlmsrrafien. i’iiekfälligen, ältermi 
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Verbrecher in Gemeiiischaftshüusern, die übrigen, meist 
noch jüngeren Gefangenen in Zellenanstalten detiniert 
werden, um auch sie der üblen Beeinflussung seitens aus¬ 
gereifter Uebeltäter zu entziehen und einer gründlichen 
Behandlung unterziehen zu können. Der Dresdener Be¬ 
schluss über die Scheidung der Gefangenen mit elirloser 
und nicht ehrloser Gesinnung betont die Notwendigkeit 
einer schärferen Trennung auch zum Besten erziehlicher 
Einwirkung. 

Wird bei uns das Reformbestreben niemals dazu 
führen, dass der Gedanke der Verbrechensrepression ver¬ 
wischt oder ganz aufgelöst würde durch eine ganz unan¬ 
gebrachte Milde, so ist doch Klärung mittlerweile insofern 
geschehen, dass man für die Jugendlichen ganz besonders, 
aber auch für die übrigen besserungsfähigen Verbrecher 
eine Erziehungsstrafe, eine Strafe allein für wirksam hält 
und eiiiführt, welche dem Zwecke der Zurückgewinnung 
für ein gesetzmässiges, sittliches Verhalten vor allen 
Dingen dient. Anderseits wird immer allgemeiner die Er¬ 
kenntnis, dass gegenüber den unverbesserlichen, stets 
rückfällig werdenden Verbrechern nichts weiter helfen 
werde, als sie in Sicherungsliaft zu nehmen, in Ver- 
wahrungsanstalten unterzubringen und auf diese Weise die 
Gesellschaft dauernd zu schützen (cfr. Bestimmungen des 
.Schweizerischen Gesetzentwurfes Art. 29—32.) 

Nach einer l^^berleitung in die Freiheit, nach einem 
Probationssystem in irgend einer Form schreit nach¬ 
gerade der gesamte Strafvollzug und gewichtige Stimmen 
sind in deutschen Landen vorhanden, die der Tendenz 
der .Strafabkürzuiig, und zwar keineswegs suggeriert von 
amerikanis(dien Berichten, sondern aus eigenster trauriger 
Erfahrung heraus eindringlich fordern, in Form einer 
Parolierung auf bestimmte Frist, welche dem, in Deutsch¬ 
land nie eingeschlafenen Grundgedanken des Irischen 
.Systems endlicdi cinmtil zweckentsprechende Wirklich¬ 
keit Sc haffe! 



Will man auch nicht graclezu die Urteile mit fest- 
i'ostinimtem Strafmasse, wie in Amerika mit einseitiger 
Betonung des erziehlichen Zweckes in der Tat geschieht, 
für einen baren Unsinn erklären, weil es absolut unmöglich 
st'i. eine „gerechte Vergeltung“ zu üben, und wird man 
auf die gewaltsame Zurückzwingung unbotmässiger Er¬ 
wachsener nicht verzichten, so dürfte dann doch eine 
reichlichere Anwendung der vorläufigen Entlassung und 
bedingten Begnadigung eine begründetere Möglichkeit 
bieten, manchen Gefallenen auf besseren Weg zu führen 
1111(1 auf dem eingeschlagenen Wege zu erhalten. 

Der individuellen Behandlung ist Freiheit zu wünschen 
dadurch, dass die Fiskalität weniger massgebend bleibt, 
die finanzielle Seite der Arbeit zu Gumsten der erziehlichen 
und fortbildenden Wirkung zurücktrete, dass für körper¬ 
liche Pflege und Ausbildung, für eigentlichen Schul- und 
gewerblichen Unterricht mehr Zeit gewonnen, überhaupt 
mehr individuelles Leben, individuelle Betätigung möglich 
werde. Dass das ganz besonders zu wünschen ist hin¬ 
sichtlich der eigentlichen Jugendlichen, ist selbsverständlich. 
l’.ei ihr sollte nur der Erziehungszweck massgebend sein. 
i\lan verlangt ja s(‘hon lange bei den Jugendlichen eine 
reichliche Anwendung des Strafaufschubs und eine häufigere, 
^\eun nicht schon fast regelmässige vorläufige Entlassung 
und man ist sich dabei bewu.sst, dass bei der, wenn auch 
so geringen Anwendung des Aufscliubes und der vor- 
läufigen Entlassung, sowie der bedingten Begnadigung 
der Grundsatz verlassen ist, dass das Urteil der alleinige 
rechtfertigende Grund der Freiheitsstrafe sei, dass tat- 
sächliid» bei den genannten Massnahmen ein Teil der 
richterlichen Funktion auf Verwaltungsorgane übergeht. 
Ist letzteres in Amerika itii weitesten Umfange citigetreten 
und ist nicht entfernt daran zu denken, dass in Deutsch¬ 
land in derselben Weise die Sache praktisch werde, so 
dürfte es dem An.sehen des deutschen (Jerichtes doch nie ht 
schaden und Abbruch tun, wenn statt der l»estimmten 
Urteile mit nachfolgender, recht reichlicher bedingter Ent- 
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lassung’ von vornherein unbestimmte Urteile erlassen 
würden. Soll und muss bei den Jugendlichen nach der 
allgemeinen Meinung die Erziehung die Hauptsache sein 
und bleiben, so folgt eigentlich daraus ohne weiteres das 
unbestimmte Urteil, weil mit dem erreichten Zwecke frag¬ 
los die Strafe enden muss, sie aber weiter zu vollziehen 
ein logischer, pädagogischer Unsinn wäre! 

Ob man bei uns die Einstellung von Probation Officers 
im amerikanischen Sinne wünschen soll, bleibt wohl der 
Erfahrung anheim zu stellen. Ist gewiss eine wirksamere 
Ausgestaltung der Unbewachung nötig, so dürfte diese 
wohl zu erreichen sein, ohne den bez. Apparat des ameri¬ 
kanischen Reformatoriesystems. Anders freilich, wo es 
sieh um Jugendliche handelt. 

Die" Frage der Notwendigkeit der Jugendgerichte 
dürfte wohl als gelöst zu betrachten sein, nachdem in 
Frankfurt a. M., und soweit ich unterrichtet bin, in Aachen, 
Kiel, Düsseldorf und Breslau solche eingerichtet sind, denen 
gewiss reichliche Nachfolge werden wird. Auch hier handelt 
es sich ja nicht um einen völlig neuen Gedanken ! Schon iin 
Handbuche von H o 11 z e n d o r f f und von J a g e m a n n wii d 
eine Schonung der angeklagten Jugendlichen energisch 
gefordert, für welche es eine grosse Gefahr bedeute, sic h 
zum Mittelpunkte einer Haupt- und Staatsaktion gestempelt 
zu sehen. Die Sache der Jugendlichen erscheint geklärt 
dahin, d.tss nicht ferner mehr die Fähigkeit zur Einsicht 
in die Strafbarkeit der Handlung massgebend sein soll, 
sondern der Gedanke, dass die Jugend, unter Hinauf- 
rückung der Strafmündigkeitsgrenze, überhaupt dem ge¬ 
meinen Strafen wesen zu entziehen sei, dass ihr gegenüber 
es auf erziehliche, strafpädagogische Massnahmen an¬ 
komme, dass im Vollzüge an den Jugendlichen das er¬ 
ziehliche äloment durchaus ausschlaggebend sein müs.se, 
um durch zweckeidsprecheiide Einrichtungen und Behand¬ 
lung eine Hebung der sittlichen Willenskraft zu erreichen. 

Es bedarf daher hier wohl keiner weiteren Be¬ 
gründung mehr und es genügt, darauf hinzuweisen, dass 
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Wissenschaft und Praxis in Deutschland sich überhaupt 
in der Richtung der amerikanischen Bestrebungen bewegt 
hiit und bewegt, dass man zwischen Unverbesserlichen 
und Besserungsfähigen, zu welchen die Jugendlichen eo ipso 
^^chöreii, nur noch unterscheidet, jenen gegenüber die 
Sieherungshaft, diesen gegenüber eine Erziehungsstrafe für 
angebracht erachtet. 

Eigens für Jugendliche bestimmte Anstalten würden 
der Erziehungsaufgabe sicher kräftigst dienen können und 
in ihnen wäre die Trennung von Erwachsenen vollkommen 
gewährleistet. Da, wo indes der Einrichtung solcher An- 
sralten unüberwindliche Schwierigkeiten vorerst entgegen¬ 
stehen, könnte die ja schon meistens eingerichtete Ab¬ 
teilung für Jugendliche mehr zweckentsprechend eingerichtet 
oder doch mehr aus dem Rahmen des allgemeinen Haus¬ 
betriebes herausgehoben werden, damit es möglich wird, 
(k'ii Gefängnistag abwechselungsreicher zu gestalten, ihm 
die für die Jugend doppelt gefährliche Gleichförmigkeit zu 
iifhinen und eine ununterbrochene, lebendige Anregung 
niul Einwirkung zu gewinnen! 

In der Stellung des Jugendrichters und der ihn unter¬ 
stützenden, amtlichen Fürsorger müsste so recht kräftig 
die Gewissenspflicht der Gesellschaft zum Jngendschutze, 
zur Mithilfe an der Arbeit, die heute so mannigfach ge¬ 
fährdete Jugend zu bewahren und (hn* lichteren Zukunft 
einer ehrlichen und sittlichen Haltung entgegen zu führen, 
Zinn Ausdrucke kommen. Und gewiss wird die rechte 
Person, die rechte Auffassung der Aufgabe sowohl Richter, 
wie Fürsorger zu Sendboten machen, die auch in die 
Ilmzen der mit diun Kinde vor das (lericdit tretenden 
Kltern und in die Familien, zu denen sie fürsoigend in 
X'rrbindung treten, einen besseren Geist, ein lcl)hafteres 
Pflic-lit- und \'erantwortlitdikeitsg<.ü'ühl hineintragen. Nicht 
oll ne Wirkung würde es auch sein, wenn Juristeiitag in 
Innsbruck l'.K)4) tlie Haftung dt-r Gewaltshaber der 
Jugendlichen verstärkt würde, und mit Androhung enipfind- 
li(dier Strafen der Gewissenlosigk(‘it und Pflicht\ergessen- 
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heit, dem Schwinden des Bewusstseins ernster Veranwortung- 
ein Hemmnis entgegengestellt und also auch in dieser 
Richtung das Strafgesetz sozialen Zwecken dienstbar 
gemacht würde, (vergl. Family Desertion Law des Staates 
Ohio. Hartmann Seite 247.) 


IV. 

Ergebnis. 

A. 

Die Unverbesserlichen sind möglichst von den 
Besserungsfähigen zu trennen. 

f 

B. 

1. Bei den Besserungsfähigen hat der Vollzug 
bei scharfem Zwange unter besonderer Betonung dt's 
Bes.serungszweckes zu geschehen. 

]\Iöglichst individuelle Behandlung bei Beschäftigung 
und persönlichem Verkehre; in der Richtung des Re- 
formatoriesystenis ist der Arbeitsbetrieb auszugestalten. 
Gegenüber dem Umstande, das die ausschliessliche Be¬ 
tonung der Vergeltung die Arbeit brandmarkt und ihres 
sittlichen Wertes entkleidet, soll, unter Ausschluss der 
Alleinherrschaft des fiskalischen Interesses, der Arbeit der 
Gefangenen ihr gewichtiger Anteil an der Besserung und 
Erziehung nicht blos akzessorisch zugestanden, sondern 
sie soll bewertet werden gemäss der Wahrheit, dass die 
ciziehlicthe Gestaltung der Arbeit die unerlässliche Vor¬ 
bedingung einer erfolgversprechenden Neugestaltung des 
gesamten Vollzuges überhaupt ist. 

2. Von der Entlassung vor Ablauf der Strafzeit 
(bedingte Begnadigung, erweiterte vorläufige Entlassung, 
Probe, Parole) soll möglichst Gebrauch gemacht werden 
zwecks IJeberleitung in die Freiheit und zwar so, dass 
d<‘r Gelangene mit solcher Strafabkürzung, als mit Fleiss, 
guter Führung und Haltung erreichbar, rechnen kann, 
wenigstens viel mehr, als heute, wo man es beklagt, dass 
die Umständlichkeit der geltenden vorläufigen Entlassung 
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fast zu einer Vereitelung der Absicht des Gesetzgebers 
führt. 

3. Wenn erforderlich, eine freiwillige, ehrenwortliche 
Unterstellung des vorläufigen Entlassenen unter einen Für- 
soiger und Berater. 


C. 

1. AVeil bei den Jugendlichen die Strafe nur als 
Zweckstrafe Sinn und Recht, die reine Zweckstrafe aber 
(‘in unbestimmtes Strafurteil zur Voraussetzung hat, so ist 
die inibestimmte Verurteilung zu fordern und die Strafe 
unter ausschliesslicher Geltendmachung des Erziehungs¬ 
prinzips zu gestalten. 

2. Zu dem Ende ist die Strafe in eigens dazu ein¬ 
gerichteten Anstalten zu vollziehen. Strenge Disziplin, 
dabei Rücksicht auf jugendliches Empfinden; die Arbeit 
ist erzieherisch zu gestalten, dabei Zeit zu lassen zu reich¬ 
lichem Schul- und gewerblichem Unterrichte; ausgiebige 
Körperpflege (Turnen, militär. Uebungen), möglichster 
Wechsel in der Tagesausnutzung, grundsätzliche Vermeidung 
tötenden Einerleis. 

3. Die Erfahrung mag lehren, ob in solchen Anstalten 
das amerikanische Marken- und Gradsvstem einzuführen 

t/ 

sein würde. Vorläufig ist die Ansicht berechtigt, dass bei 
einer übersehbaren Belegung und bei energischer er¬ 
zieherischer Tätigkeit Fortschritt, Rückschritt, Stillstand 
der Insassen ohne das genaniite System, welches ins 
Alechanische leicdit ausarten kann, sehr wohl zu V)eobachten 
bezw. festzustellen ist. 

4. Die Entlassung hat stets als eine vorläufige zu 
geschehen und zwar so, dass nach einer bestimmten, nicht 
zu kurzen Bewährungsfrist der Verurteilte auf Grund des 
Berichtes des Fürsorgers endgültig entlassen wird. 

5. Der Fürsorger, dem als gesetzlichem Vorgcsctzt(Mi 
der vorläufig Entlassene imtersteht, und wehdier Freund 
und Berater des Entlassenen sein soll, wird vom .Jugend¬ 
richter ernannt. 
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Ob mit dieser Ernennung, zur Unterstützung seiner 
Wirksamkeit, die weitgehende, amtliche Eigenschaft und 
Befugnis der Probation Officers verbunden sein soll, unter¬ 
liegt künftiger Erfahrung. 

6. Behufs absoluter Trennung der. Behandlung der 
Jugendlichen von den Erwachsenen sind Jugendgerichte 
einzuführen. Zum Jugendrichter eignet sich der Vormund¬ 
schaftsrichter; es ist zu wünschen, dass die Stellung des 
Jugendrichters eine dauernde sei. 

C. 

Sollen die Ziele der Reforrabestrebungen indes erreicht 
werden, so ist hervorzuheben, dass auch hier im letzten 
Grunde die Personen frage ausschlaggebend entscheidet. 
Conditio, sine qua non ist die rechte Auswahl der Jugend¬ 
richter, der Fürsorger, von denen ein Hauptteil der 'Wirk¬ 
samkeit der geplanten Einrichtung abhängt, und vor allem 
die rechte Auswahl der Strafvollzugsbeamten und unter 
diesen wieder des Anstaltsleiters. 
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Anwendbarkeit der amerikanischen 
Grundsätze über die Behandlung jugend¬ 
licher Verbrecher in Deutschland. 
Gutachten von Direktor Dr. Gennat. 


1 . 

Laut Mitteilung des Vereinsvorsitzenden ist es dem 
Ausschüsse besonders darum zu tun gewesen, meine 
Stimme in vorstehender Frage 4 zu hören. Solch ehrendem 
Rufe glaubte ich mich trotz triftiger Bedenken nicht ver¬ 
sagen zu sollen. Hinzukam ein anderer, innerer Grund 
und der war die eigenartige Anziehung, die von dem 
(Gegenstände ausstrahlte und umsomehr anwuchs, je mehr 
ich mich mit ihm beschäftigte. 

Ich habe von Bedenken gesprochen. Sie sind darin 
zu finden, dass ich in einer so wichtigen, für Strafrecht 
lind Strafvollzug einer der wichtigsten Sachen die ameri¬ 
kanischen Verhältnisse nicht aus eigener Anschauung zu 
beurteilen vermag, dass mir die einschlägige Literatur 
wolil nur zum Teile bekannt oder erreichbar ist*), dass 

‘) Benutzt sind: Aschrott, Das Strafen- und Gefängniswesen 
Nordamerikas (1880), Hintrager, Amerikanisches Strafen- und Ge- 
fiingniswesen (1900), Baernreither, .Jugendfürsorge und Strafrecht 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika (1905), Polligkeit, 
Strafreclitsreform und Jugendfürsorge (1905), Har tm ann , Die Straf- 
leelitspflege in Nordamerika (1900), Lenz, Das Jugendstrafrecht 
(1907), Freudenthal, Amerikanische Kriminalpolitik (1907),Kuhn. 
Kelly, Kindergerichtshöfe (1907), Kühne, Gesetzentwurf betreffend 
Jugendliche (1908), ein Vortrag von M i 11 er m ai e r im 16. Jahrbuche 
der Sächsich-Anhaltischen Gefängnisgesellschaft (1901), vier Aufsätze 
V(»n Bauchstein und einer von Stummer in dieser Zeitschrift 
Bd. :H (1897), Bd. :\ö (1901), Bd. 88 (1904) und Bd. 40 (1906) bez, 
Bd. 41 (1907), zwei Abhandlungen von I’etcrsen in Bd. 122 der 
Brenssischen Jahrbücher (1900) und in Bd. .8 der Kritischen Blätter 
für die gesamten Sozialwissenschaften, ein Vortrag und ein Aufsatz 
von BarrOWS in den Actrs du 5, Cougri'S ptdiitmtiairr internaliotial 
Bd. 1 und Bd. 4(1905^ ff., ein Aufsatz \'on Grüttefien in der (Jarten- 
lauhe (1908). 

Ftiatter für Gefjnijniskunde. XI-II. 
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die tatsächlichen Angaben der Verfasser nicht selten in 
selbst bedeutsamen Dingen abweichen und die Folgerungen, 
Schlüsse und Nutzanwendungen noch mehr auseinander¬ 
gehen. üeber einzelne und keineswegs unwesentliche 
Punkte wird in kurz nacheinander erschienenen Büchern 
geradezu Entgegengesetztes gesagt. So z. B. über die 
Zuständigkeit der Jugendgerichtshöfe als Strafgerichte, 
über Oeffentlichkeit oder Nichtöffentlichkeit ihres Ver¬ 
fahrens, über Zulassung oder Verbot des Tabaks in den 
reforraatoriös. Nicht einmal deren amtliche Benennung 
steht ausser Zweifel.^) 


IT. 

a) Von amerikanischen Grundsätzen in der Behand¬ 
lung der verbrecherischen Jugend lässt sich nur bedingt 
reden. Gemeint sind offenbar allein die Vereinigten Staaten 
im Norden des vierten Erdteiles. In diesen gibt es wohl 
einzelne Bundes-, meist aber nur Landesstrafgesetze. Eben¬ 
sowenig sind Verfahren und Strafvollzug einheitlich. Jene 
Grundsätze gelten daher lediglich in einem Teile, und zwar 
nicht einmal in dem grösseren, dafür aber dem fortge¬ 
schritteneren und fortgeschrittensten Teile der Einzelstaaten. 
Sie gelten ferner nicht sämtlich in jedem dieser und 
stimmen unter sich nicht in allem überein. 

b) Ich gehe davon aus, dass die Behandlung der 
.lugendlichen in .so weitem Sinne und Begriffe, als es die 
Aufgabe zulässt, zu verstehen ist, d. h. die Stellung dieser 
Altersklasse im Strafrechte, Strafverfahren und Strafvoll¬ 
züge bedeuten soll, und werde sie jedenfalls nach diesen 
drei Bicditungen durchsprechen und mit den heimischen 
Vor.sclniften und Zuständen vergleichen. 

*) Hart manu Ix'tont .S. 6S. dass diu Anstalten für männliche 
Personen ini Gegen.satze v.w denjeni«a‘n für wi'ibliche nicht das Wort 
..prison" ijn Namen führen. Andere wemlen diese Bezeichnung an, 
B a <• r n r <“ i t h e r, um nur <Mnen zu nennen, ständig. Vgl. S. ST. 
]()0. 101, li:?. 
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Das Land der unbegrenzten Möglichkeiten hat zu 
wiederholten Malen das Augenmerk der Strafjuristen und 
der Gefängnisbeamten der alten Welt auf sich gezogen. 
Das geschah bei dem annähernd gleichzeitigen Aufkommen 
des pennsylvanischen und des Auburnsystemes und des 
fast in dasselbe Jahr zu Ende der Siebenziger des vorigen 
Jahrhunderts fallenden Reformatory- (Elmira-) und des 
ProbationssySternes. In neuester Zeit — seit 1899 — 

machen die Jugendgerichtshöfe von sich reden. Vieles 
hat bei uns, bald unverändert, bald mit Abänderungen, 
Aufnahme gefunden, weiteres wird zur Nachahmung em¬ 
pfohlen. Der Einfluss des jungen Kulturlandes auf dem * 
Gebiete gerade des Gefängniswesens kann den nicht Wunder 
nehmen,, der sich erinnert, dass die Begründung geordneter 
Zustände in den Gefängnissen Europas erst etwa gleich¬ 
zeitig mit der Entstehung des neuen Staatengebildes jen¬ 
seits des grossen Wassers einsetzt und dass dieses anfäng¬ 
lich bei dünngesäeter Bevölkerung und urwüchsigen, rich¬ 
tiger: ursprünglichen Zuständen wenige Strafhäuser besass, 
daher mit Neuerungen frisch darauf losgehen konnte, statt 
in mühsam vorschreitenden Aufräumungs- und Reinigungs¬ 
arbeiten sich erschöpfen zu müssen. 

Der von drüben blasende Wind frischt manchen 
und manches auf, hat aber über einen Boden geweht, 
der noch heute im wesentlichen der der Voraussetzungs¬ 
losigkeit und kurzer geschichtlicher Entwickelung ist.’) 
Nicht einmal bei gleichen Allgemeinverhältnissen verträgt 
Jegliches die Verpflanzung. Menschliche Einrichtungen 
wollen nach dem Himmelsstriche, dem Zeitalter, den An¬ 
schauungen, Gewohnheiten, Sitten und Zweckgedanken, 
unter denen sie reiften, begriffen werden. Was hier taugt, 
kann anderwärts unbrauchbar, was dort natürlich, hier 
lä<;herlich erscheinen oder sein. ^lan darf sich gegen 
Gutes nicht sperren, weil es fremden Ursprungs, wohl 
al.>er, wenn es Gutes bloss wegen seiner ausländisclien 

KJi will nur «li« Tiit.saclu‘ festlcgen, olini“ Kritik zu ülnui. 

M* 
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Herkunft ist. Nationale Ueberhebling ist vom Uebel, 
Mangel an Nationalgefühl von grösserem. 

Gerade der Deutsche aber neigt dazu, möglichst vieles 
daheim zu bemäkelni) und flugs mit Heilmitteln bei der 
Hand zu sein, habe er sie auch in Gegenden aufgestöbert, 
über die zuweilen nur der Einzelne Bescheid weiss. Und 
nicht bloss mit ‘der Empfehlung, sondern auch mit der 
Uebernahme fremder Einrichtungen haben wir es eilig, 
während es gleichgesitteten Völkern nicht einfällt, immer¬ 
fort bei uns zu Lehen zu gehen. Mit am weitesten davon 
entfernt sind die Nordamerikaner. Ich hoffe nachzuweisen, 
dass wir sie in der Hauptsache nicht brauchen, ja nicht 
- einmal brauchen können, sondern aus eigener Kraft 
vorwärts kommen, wenn wir Vorhandenes im nationalen 
Sinne weiter- oder umbilden. 

IV. 

Wie ausserordentlich verschieden die Dinge liegen, 
zeigt sich gleich beim Ausgangspunkte, dem Begriffe des 
jugendlichen Verbrechers. Das Str.G.B. kennt zwar diese 
Bezeichnung nicht — ob an ihrer statt die Benennung 
„jugendliche Personen“ in § 57 Abs. 2 gewählt ist oder 
dort etwas anderes zu bedeuten hat-) stehe dahin — nach 
gemeinem Sprachgebrauche wird aber auf Grund § 57 
Abs. 1 derjenige Rechtsbrecher als jugendlich bezeichnet, 
der zur Zeit der Tat über 12 und unter 18 Jahren ist und 
J]insicht in die Strafbarkeit der Handlung besitzt. Er 
unterliegt gewissen Strafen nicht, gewissen teils mit Ein¬ 
schränkungen, teils mit Ausdehnungen, einem besonderen 
Strafmittel und besonderer Unterbringung. In Nordamerika 
dagegen beginnt die Strafmündigkeit mit dem vollendeten 
10., vereinzelt schon 15., aber auch erst 17. oder 18. Jahre, 
und zwar sofort als volle. Es gibt dort also nur eine 
Altersgrenze und keine Uebergangsstufe zwischen Unver- 

') Adicke.s Stclhuig' und Tätigkeit dt*.s Richters S. 5 versucht 
das goscliiclitlifh zu erklären. 

'-) Mit dem jugendliclien Alter in § 221 ist das jedenfalls so. 
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antwortlichkeit und unbedingter Verantwortlichkeit vor 
dem Strafrechte’). Der Vorzug eines wesentlich höheren 
Strafunmündigkeitsalters wird mindestens wettgemacht 
durch sowohl das Fehlen eines Verbindungsgliedes zwischen 
jenen und der uneingeschränkten Strafmündigkeit, als den 
auf meist zwei und selbst drei Jahre früher verlegten Ein¬ 
tritt der letzteren. Da die meisten Straftaten Jugendlicher 
in deren 16. bis 18. Lebensjahr fallen, ist ihr Schutz in 
Deutschland eher grösser. 

Zwar haben sich Stimmen erhoben, die auch bei uns 
die Strafunmündigkeit bis zum 16. Jahre dauern lassen 
wollen, sie verlangen aber trotzdessen, dass die volle 
Strafmündigkeit nicht sofort, sondern erst mit dem 20. oder 
21. Jahre eintrete. Fast jedermann wünscht die Herauf¬ 
setzung der Strafunmündigkeit auf das 14. Jahr-) — mit 
zum grössten Teile Beibehaltung der Zwischenzeit bis zum 
18., zum kleineren Teile Ausdehnung bis zum 20. oder 
21. Jahre’) — und Ersetzung der Einsicht in die Straf- 

’) Allerding's schützt die Strafunmündigkeit bei Begehung 
.schwerer Verbrechen gewöhnlich nicht vor Strafe, wie andererseits 
trotz <*rreichter Strafmündigkeit Massnahmen verfügt werden, die an 
•sich für die.se.s Alter nicht mehr Platz greifen sollen. Verschiedentlich 
ist das 7. oder 8. Lebensjahr als ein .solches festgesetzt, vor dessen 
Krreiehung strafrichterliches Fnnschreiten niemals, also auch nicht 
lad schweren Verbrechen, zulässig ist, verschiedentlich aber gibt es 
eine solche Grenze nicht. Endlich finden sich in einigen Staaten An¬ 
klänge an das Unterscheidungsvermögen. (Btiernreither S. 71.) 

Ich habe, soviel icli mich bemüht, kein völlig klare.s Bild zu 
gewinnen vermocht. Vielleicht drücken sich die Schriftsteller un- 
sich«“r aus, vielleicht sind die Gesetze dunkel^ vielleicht spielt die 
hei den angel-silchsischen Völkern bekanntlich sehr weitgehende 
.Machtvollkommenheit der Richter für Amerika: Hartmann S. 272, 
für England: Stein, Zur .Justizreform S. ()2bisö3 hinein. Oder gibt es 
vielleicht kein eigentliches Strafunmündigkeitsalter? Der Text wird 
wohl die Regel wiedergebeu. 

*) Dagegen jüngst vereinzelt Schäfer, Der moralische Schwach¬ 
sinn (UH)7) S. 170, während Alnd-Mnsgrave Kinder in deutschen Ge¬ 
fängnissen (190'S) S. 20 diese Heraufsetzung als MindestforcU'rung 
betrachtet. 

') Z. B. mein Gutachten ln dieser Zeitschrift Bd. 38 S 312 
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barkeit der Handlung als eines Merkmales des Verstandes 
durch die Charaktereigenschaft der sittlichen Reife. Sind 
wir soweit, und wir werden dahin kommen, dann haben 
wir Amerika in den Schatten gestellt. 

V. 

Der uns geläufige (positivrechtliche) Begriff des 
jugendlichen Verbrechers ist daher der nordamerikanischen 
Strafgesetzgebung unbekannt, ja sie kennt, streng genommen, 
auch keinen andern. Es mag dahinstehen, ob die ungesetz¬ 
liche Tat eines Strafunmtindigen bei abstrakter Rechtsbe¬ 
trachtung nicht bloss formal, sondern virtuell ein Ver¬ 
brechen ist, unser Str.G.B. begibt sich jenem gegenüber 
des Einschreitens, was ihm geschieht ist daher nicht Strafe, 
er selbst also, zum mindesten im formalen Sinne, nicht 
Verbrecher. Die ungesetzliche Tat des Jugendlichen ist 
Verbrechen und wird mit Strafe verfolgt, wenn er bei der 
Begehung die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforder¬ 
liche Einsicht besass. Felilt es an diesem Merkmale, so 
fehlt es auch hier am formalen Verbrecben, sind folglich 
die den Täter etwa treffenden Massregeln nicht Strafe. 

In Amerika setzt bei Erreichung der Strafmündigkeit 
das Gesetz unvermittelt und mit voller Wucht und Schärfe 
ein. Die Strafmündigkeit beginnt meist bei einer niedrigeren 
Altersgrenze als bei uns die volle, sittliche oder Ver¬ 
standesreife ist kein Merkmal des subjektiven Tat- 
l)estandes, das Strafensvstem findet unveränderte und 
unterschiedslose Anwendung. Nun gelten allerdings 
Besonderheiten, der Strafmündigkeit ungeachtet. Ein¬ 
mal aber ist es dem Richter nicht geboten, sondern 

* 

nur gestattet, von ihnen Gebrauch zu machen, zum andern 
diu fen sie lieuten bis zum meist 80., mitunter 35. oder 40., 
aber auch bloss 21. oder 25. .Jahre zugutekommen.*) Das 

Nach allein ergibt sich mir folg’eiules Schema: 

a) untere Grenzt* der Strafuniniindigkeit: fehlt oder das 7. oder 
8. Jahr, 

b) obere tn-enze der Strafunmündigkeit: das 15., U>., 17. oder 
IS. Jahr. 
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sind doch sicherlich selbst in den Augen der Amerikaner 
zum sehr überwiegenden Teile nicht Personen jugendlichen, 
Sondern jüngeren bis mittleren Lebensalters. 

Unsere Frage steht auf dem Boden des in Deutsch¬ 
land geltenden Strafrechtes. Sie hat es weder mit Straf- 
uiimündigen, noch mit Erwachsenen im Sinne dieses zu 
tun. Um zu einer Beantw^ortung zu gelangen, fehlt es an 
einem richtigen Vergleichungspunkte und bleibt also nichts 
übrig, als zu prüfen, w^elche der Kechtssätze und Ein¬ 
richtungen zur Uebertragung sich eignen, die in den Ver¬ 
einigten Staaten auf straffällige jüngere Personen, als 
w eiche ich unter Zugrundelegung der Altersbestimmungen 
in den dortigen Strafgesetzen diejenigen zwischen dem 
7. bis 21. Jahre ansehe, Anwendung finden können. 

VI. 

Jeder Strafgesetzgeber folgt, sei es bewmsst, sei es 
unw illkürlich, Vorstellungen von der Grundeigenschaft und 
der Zw^eckbestimmung der Strafe. Er gestaltet nach ihnen 
seine Massregeln, die sonst zusammenhanglos und wider¬ 
spruchsvoll w^erden, aus. Zwischen der grundsätzlichen 
Auffassung unserer und der Gesetze der Union vom Wesen 
der Strafe waltet nun aber ein tiefgehender Unterschied 
ob, der Anleihe und Austauch hinüber und herüber viel- 

c) keine unliedingte Strafunmündigkeit 
«) wo eine untere Altersgrenze fehlt, 

ß) wo solche gezogen ist, bei Begehung schwerer Verbrechen 
jenseits derselben, 

d) abgesehen von wenigen Ausnahmen, keine durch Fehlen 
v(‘rstandesnnlssiger Einsicht, sittlicher Reif(‘ oder ähnlicher 
geistiger Eigcmschaften bedingte Strafunmündigkeit, auch 
nicht in den vorstehenden Fällen zu c, 

e) Besoiiderheit(‘n in der Behandlung nicht vorbestrafter Per¬ 
sonen von 15, IG, 17 oder IS bis zu 21, 25, 30, 35 und 10 
Jahren. 

Eine merkwürdige „Einheit in dm* ^ielheit‘^, von der meine 
^ icwährsmänner sing<‘n und sagtm. 

Wie wohltuend sticht von dieser Buntscheckigkeit unser Ges(‘tz 
irntz s<Mner V(‘rbesserungsbi*dürftigkeit ab. 
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fach bedenklich erscheinen lässt, häufig untunlich macht, 
manchmal verbietet. Der deutsche Gesetzgeber sieht den 
Grund der Strafe in der Vergeltung, der amerikanisclie 
in der Besserung, jenem ist daher die Strafe ein Uebel, 
diesem ein Besserungsmittel, und zwar in der besonderen 
Form der Erziehung und so ausschliesslich, dass bei ihm 
von Zugeständnissen mancherlei Art, wie sie das Straf¬ 
gesetzbuch des deutschen Reiches anderen Richtungen 
macht, nicht von fern die Rede ist. Ich bezweifle, ja be¬ 
streite, dass Veranlassung vorliegt, dem, allerdings auf 
das heftigste angegriffenen, aber tief in uns wurzelnden 
und gerade in jüngster Zeit von hoehwissenschaftlicher 
Seite neubegründeten Vergeltungsgedanken den Rücken 
zu kehren’). Solange das aber nicht der Fall, bleibt 
vieles amerikanische, z. B. die unbestimmte Verurteilung, 
das Elmirasystem überhaupt oder doch als Ganzes, 
unannehmbar. 

VII. 

Nun zum Einzelnen, und zwar zunächst zum Strafreehre. 

a) Von Boston ist die Stellung auf Probe, gleich¬ 
bedeutend mit Aussetzung des Strafvollzuges bei Fällung 
des Urteils und allgemein bekannt unter dem Namen der 
bedingten Verurteilung-), ausgegangen. Ich habe die 
Sache bereits in meinem Gutachten für die braunschweiger 

') Nähere Aiisfiihrnug ist an dieser Stelle natürlich ansge- 
schlossen. Zu vergl. Bircknieycr, Gedanken zur Reform der Straf¬ 
gesetzgebung (1901) S. 8 ff.) Wach, Die kriminalistischen Schulen 
und die Strafinas.sreform (1902) S. 7 ff., Bi r ckin ey er, Vergeltungs¬ 
strafe, Reehtsstrnfe, .Schutzstrafe (lOOG) S. 4 ff. Kahl, Das neue^ 
Strafgesetzbuch (1907) S. 12 ff. Loening, Wurzel und Wesen des 
Rechtes (1907) S. 7 ff. v. Hippel, Strafrechtsreform und Strafzweck 
(1907) S. ö ff. Köhler, Moderne Rechtsprobleme (1907) S. 14. 
Birckmeyer, Was lässt v. Liszt vom Strafrecht übrig/ 
(1907) S. 5.' 

•) Nach Baernreither S. 124, Hart mann S. 148 und 
Freudenthal S. 19 handelt es sich freilich der Regel nach um 
etwas weitergehendes, näinlich die Aussetzung des Verfahrens und 
dadurch des Urteilsspruches. Damit vermag ich mich erst recht 
niclit zu befreunden. 
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Tagung des Vereines mit einiger Ausführlichkeit behandelt') 
und nehme den dortigen Standpunkt noch heute, ohne 
ein Jota zu ändern, ein, trotzdem inzwischen die Literatur 
in das schier Unübersehbare gewachsen ist und weitere 
Staaten gesetzgeberisch vorgegangen sind. Seitdem bei 
uns seit einem Dutzend Jahren die bedingte Begnadigung, 
für die ich übrigens auch nicht schwärme, besteht, liegt 
ein praktisches Interesse nicht mehr vor und können 
mit dieser Massgabe die Akten geschlossen werden. 

b) Dem nordamerikanischen Strafrechte ist es eigcn- 
tünilich, dass der Richter die Anstalt, in der eine längere 
Freiheitsstrafe zu verbüssen ist, bestimmt. Das geschieht 
nicht im Sinne und zu Zwecken einer örtlichen Verteilung 
der Verurteilten, sondern bedeutet je nach der Anstalt, 
in die die Einweisung erfolgt, einen dergestaltigen Unter¬ 
schied, dass die an sich einheitliche Strafe in zwei Aestc 
sich gabelt, deren einer, recht verstanden, Zwangserziehung 
ist. Auf namhafteren Vergehen und Verbrechen stehen 
hohe Strafen von 1 bis zu 10 oder 15 oder von 2 bis zu 
15, 20 und selbst 25 Jahren. Sie werden in den state 
]>risons, die unseren Zuchthäusern entsprechen, verbüsst. 
S(dern nun aber der Richter einen Besserungsfähigen vor 
sieh zu haben glaubt, kann er den Strafvollzug in einem 
reformatory anordnen. Bcsscrungsfähigkeit wird unterstellt, 
wenn cs sich um r.cute in jüngeren Jahren-) und ohne 
Vorstrafen handelt'). Ein geordnetes Strafregisterwesen 
gibt cs nicht, in der Hauptsache sind deshalb die Angaben 
<lei- Angeklagten entscheidend, sodass hinterher öfter eine 
stark belastete Vergangenheit ermittelt wird. Auch hin- 

') Bü. 27 S. 456 ff. dieser Zeitselirift. 

bis in der Jtegel zu 30. Sielie Abselinitt V. 

“) Wenn also ein Junge von weniger als 16 (15 bezw. 17 oder 
is) .Jahren ein schweres V<‘rbrechen begeht und für hesserungsunfähig 
.angesehen wird, gehört er an sieh in ein stat<‘ prison. Kr koinnit 
aber tatsächlich zumeist in ein reformatory (Abschnitt IX a), das sieh 
dafür wieder der nachträglich als besserungsunfähig Krkannte.n 
durch Abg.abe an ein state prison entledigt. Siebe bei c di(“^es 
Abschnittes. 
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sichtlich des Alters verlässt man sich gewöhnlich auf die 
Angaben der Angeklagten und erlebt darum auch hierin 
nicht selten Täuschüngen. Durch ein gewisses Lebensalter 
wird Besserungsfähigkeit noch weniger verbürgt als durch 
unbescholtenes Vorleben, Denn trotz des letzeren kann 
es sich um tiefe Verdorbenheit handeln und ebenso gibt 
cs ausgesprochene Bösewichter schon von 16 und 17 Jahren. 
(Gelegentlich, aber folgerichtig werden daher selbst Leute 
jenseits der 40 den reformatories überwiesen. Ob bei 
deren Zuschnitt die Zuteilung mehr als etwa Zwanzig¬ 
jähriger sich empfiehlt, ist freilich eine andere Frage. 

Die Unterlagen für solche Zuteilung bleiben jedenfalls 
selbst bei Fesstellung des richtigen Alters und des straf¬ 
losen Vorlebens durch einwandfreie Urkunden unsicher 
und der Besserungszweck feiert übermässige Triumphe. 
Man sollte wenigstens das Versteckspielen aufgeben die 
Reformgefängnisse als Strafhäuser anzusehen und sie als 
das betrachten, was sie sind, nämlich Zwangserziehungs- 
anst.alten. 

Auch bei uns kann der Strafrichter auf Zwangs¬ 
erziehung erkennen, sie wird dadurch aber nicht zur Strafe, 
tritt vielmehr nur ein, wenn und wo die Verhängung einer 
Strafe nicht zulässig ist^). Ich l)in aber dafür, dass dem 
Richter die Wahl gelassen werde, ob er nach Beschaffenheit 
der Tat und des Täters Strafe oder Zwangserziehung 
verhängen will-). Dadurch würde ferner für viele Fälle 

') § OG Abs. 2 keimt die Zwang'serziehung nur für den Fall 
der FrcGspreclmiig, al.^m bei Verneinung strafrechtlicher Schuld. Dass 
die Zwangser/iehung keine Strafe i.st, folgt noch daraus, dass ihr die 
l-eberweisung an die Familie gleicb.steht. Ini Falle des § 56 wie im 
Falle des § 00 handelt es sic-h um die gleiche (Erziehungs-)Massregel. 
Daran ändert niclits, dass dort der Straf-, hier der Vorniundschafts- 
riebter erkennt. 

•) Dahin habt“ ich mich schon in einem Berichte vom 11. Mai 
ispi) auf eine Umfrage des Reichsjn.stizamt.es, ob Zwangserziehung- 
neben d<*r Strafe oder statt der .Strafe, solle verfügt werden dürfen, 
ausgesprochen. Uebereinstimmend aus neiu'ster Zeit: Kühne S. 3, 
]•'), 17, 20, ;>0, Fe,tersen, Fürsorge für die sittlich gefährdete Jugend 
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das Uinüberwechseln von der Zwangserziehungsanstalt 
)iach dem Gefängnisse und umgekehrt und damit manche 
Verwirrung der jugendlichen Gemüter vermieden werden. 
Was soll es heissen, wegen einer Verletzung des Straf¬ 
gesetzes erst in das Gefängnis und dann in die Er¬ 
ziehungsanstalt zu sperren, wasdie Zwangserziehung zwecks 
Verbüssung einer meist kurzen Freiheitsstrafe zu unter¬ 
brechen, weil nachträglich eine strafbare Handlung des 
Zöglings entdeckt wird oder er erst während der Zwangs¬ 
erziehung eine solche begeht? Wird doch sein straffälliges 
4'un meist ein Ausfluss derjenigen Art von Verwahrlosung 
sein, die die Zwangserziehung rechtfertigt. Der Richter 
erkenne in letzteren Fällen, wenn sich die Einsicht in 
die Strafbarkeit nicht verneinen lässt, andernfalls ohnehin 
nur Zwangserziehung übrigbleibt, nochmals auf Zwangs¬ 
erziehung, damit sie, sofern dies nicht schon beschlossen, 
bis zur Höchstdauer erstreckt werde. Ist schon so be¬ 
schlossen, dann bleibt freilich nur die Freiheitsstrafe, die 
ab(‘r erst nach Beendigung der Zwangserziehung vollstreckt 
werden sollte. Wie mancher das Zuchthaus dem Arbeits- 
liause, so zieht mancher das Gefängnis der Zwangs¬ 
erziehung in Anstalten vor und verübt sogar etwas Straf¬ 
bares, um für eine Weile aus dieser in jene überzusiedeln.^) 
Mit detti jetzigen unlogischen Verfahren geschieht also 
<»benein solchen Leuten ein Gefallen. 

Da Strafe und Zwangserziehung S(/hon gegenwärtig 
in einem Falle wahlweise angedroht W('nlen, so bedarf 
cs nur der Verallgemeinerung. Bei Verurteilung wegen 
gewerbsmässiger Unzucht kann nämlic-h die Polizeibehörde 
1 hiterbringung entweder in ein Arbeitshaus oder in eine 
Krziehungs- od«‘r Besserungsanstalt eintreten lassen. Bei 
.lugendlichen ist nur die letztere Art der Unterbringung 

UMjT) S. 12, Lenz, S. 24, 2‘», :V.>, ff. 91. Srhiifer S. 170, Hüls- 
hrrir in (liuser Zeitschrift B<i, 41 (1!>Ü7) S. 21 \, 275. Der (Icutscht* 
Juristenta^ von 11^04 wollte noch staatlich ülicrwacliK» Krzi(*hiiii^‘ 
anstatt oder neben der Strafe. 

Dieselbe Bi‘obachtung- Inn Ktihne S. 21. 



420 — 


zulässig 1). Sie gewinnt also hier einen anderen Charakter 
als sonst im Str.G.B. Sie ist Strafe und anwendbar auch 
auf Erwachsene und als alleinige gegenüber Jugendlichen. 

c) Die Verurteilung zum reformatory prison erfolgt 
gewöhnlich, wenngleich nicht immer, auf unbestimmte 
Zeit (indeterminate sentence), d. h. es wird kein Strafmass 
festgesetzt, sondern es gilt der gesetzliche Strafrahmen 
und von dem Verhalten des Gefangenen und dem Be¬ 
schlüsse der Gefängnisbehörde hängt es ab, wann der 
Strafzweck — die Besserung — als erreicht anzusehen 
ist und damit die Strafe aufhört. Die Freilassung erfolgt 
durchschnittlich nach einer Strafzeit, die nur wenig über 
der unteren gesetzlichen Grenze liegt und bei mehr als 
Drei viertel der Gefangenen-). Weil das im Wesen der 
Sache beruht, gibt es umsomehr zu denken. Stehen die 
hohen Strafen geradezu zum Scheine da, so ist es besser, 
sie nicht anzudrohen oder zu verhängen. Man mag sich 
ferner anstellen, wie man will, untrügliche Beweise der 
Besserung wird man selten vor sich haben und es sich 
meist um peinliche Erfüllung äusserlicher Dinge handeln, 
die eben darum von den Amerikanern zu einem ver- 
sc'hmitzteii Systeme erhoben worden ist. Wie denn nun, 
wenn trotz guten Willens nicht alles bis zum Tipfelchen 
gelingt, etwa bei der Arbeit oder im Unterrichte? Ent¬ 
weder wird den Bestimmungen ein gelinder Zwang ange- 

') § 31:2. Abs. :3, Satz 2 Str.G.B. 

Was die grosse Zahl der Entlassungen vor l>eendeter Straf¬ 
zeit anbetril'lt, die als der Scldusstoin des Strafvollzuges bezweckt 
sind, so betrug sie in Elinira naeli Asch rot t S. 27 für die Jahre 

I. S76 bis 1S8S 1722 und mit gewaltiger Steigerung von da ab nach 
15 a e r nr e i t b e r S. 97 für die Jahre 1876 bis 1903 12044, nach Herr 
S. 3t>,ö für die Jahre 1876 bis 1904 12874, nach Hart mann S. 2.77 
für 190.3 bis 1904 5S8, Avährend 12874 weniger 12044 gleich 830 ist. 

I )ie Zahl der nach voller Strafverbüssung Entlassenen belief sich auf 

II, 77 bezw. 1264 bezw. 127. Hier herrscht sonach volle Ueberein- 
stinniiung. Also sitzt noch nicht ein Zehntel die Strafe unverkürzt 
ab, und zwar einschliesslich derjenigen, die zu bestimmter Strafe 
verurteilt worden sind, woraus wieder folgt, wi<^ klein deren Zahl ist. 
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tan oder die Folge ist eine ungerechtfertigt lange Strafe. 
Arbeitet man nahezu gewaltsam auf die Besserung hin, 
dann ist es eine Halbheit, den, der sich aus Schwachheit 
oder ähnlichem Grunde nicht gebessert hat, und eine 
Torheit, den, der sich aus Unverstand, Auflehnung, Trotz, 
Verbitterung, Verstocktheit, Hass usw. nicht bessern will, 
zu entlassen, weil das gesetzliche Höchstmass der Strafe 
erreicht ist^). 

Auf den ersten Blick hat es etwas Bestechendes, dem 
\'erbrecher sein Schicksal in die Hand zu legen, bei 
näherem Zusehen will der Gedanke weniger zu Kopfe. 
(Jewiss: der Richter weiss meist vom Täter wenig und 
sieht darum fast nur die Tat an. Darauf aber, dass das 
anders werde, richten sich nicht zum mindesten die 
Reformbestrebungen. Ebenso gewiss ist es andererseits, 
dass die Gefängnisbehörde sich weit mehr um den Täter 
als um die Tat kümmern wird. Das Ding kommt mir 
wie ein artiges Widerspiel der Schwurgerichte vor. Im 
Schwurgerichte urteilen nichtrichterliche Personen über 
(Ii(‘ Tat- und Schuldfrage, richterliche über das Strafmass, 
h(M der unbestimmten Verurteilung richterliche über die 
Tat- und Schuldfrage, nichtrichterliche über das Strafmass. 
Das bedeutet im einen wie im anderen Falle eine Zer- 
rcisung des logisch Zusammengehörigen und aus einander 
Folgenden und hat nicht an letzter Stelle zum Kampfe 
gegen die Schwurgerichte herausgefordert. Mag aus diesem 
werden, was da wolle, der unbestimmten Verurteilung 
scheinen mir in dem Zuschnitte unserer gesamten Recdits- 
v(*rfassung unühersteigbare Schranken sich entgegen- 
zustcllen. 


') Kr wird freilich häiifi;;' schon vorher als besstTunjifsunföhig* 
in (*in state prison abircschoben. Das erinnert an jene Bilder, die 
Sehwerkranke schleunigst nachliaiise schicken, sich aber der geringen 
Sierl)lichk(dt unter ihren Kurgästen rühmen, und setzt dem Lob- 
gesaiige auf die grossartigmi Erfolge der Btdonngefängnissi» einen 
tüchtigen Dämpf(‘r auf. Mehr davon in Abschnitt XII. 



422 


VIIl. 

a) Wenn die amerikanischen Richter jüngere Personen 
mit der Untersuchungshaft verschonen’) und schlimmsten¬ 
falls eine Bewachung ohne Einsperrung verfügen, so ver¬ 
dienen sie dafür Dank. Dasselbe ist aber der Hauptsache 
nach auf dem Boden der Str. Pr. O. zu erreichen, wenn 
ein strenger Masstab an die Voraussetzungen des § 112 
(dringender Verdacht mit meist — bei Jugendlichen fast 
allein^) — in Betracht kommender Fluchtverdacht) gelegt 
wird, und zwar ein um so strengerer, je jünger der Be¬ 
schuldigte ist. Die Fluchtgefahr bedarf um so schärferer 
Prüfung, als sie beim Vorliegen eines Verbrechens als von 
selbst vorhanden vorausgesetzt wird, es sich bei Jugend¬ 
lichen aber sehr häufig um Taten handelt, denen trotz 
ihrer gesetzlichen Natur als Verbrechen eine ernste Be¬ 
deutung nicht beizulegen ist. Ich denke da an so manchen 
schweren Diebstahl nach § 243 Ziff. 2 Str. G. B., um ein 
Stück Spielzeug, ein Messer, ein Buch mit verlockendem 
Titel, ein Kaninchen oder eine hübsche Taube zu ergattern. 

b) Die Oeffentlichkeit der Gerichtsverhandlung gegen 
jugendliche Personen ist hier und da abgeschafft^). 

') wozu bemerkt sei, da.ss jedes Strafverfahren, auch wegen 
der geringsten Uebertretung, grundsätzlich mit der Verhaftung 
d(is Beschuldigten eingeloitet wird, und zwar lediglich auf Tatverdacht 
hin, nicht wegen gleichzeitiger Flucht- oder• Verdunkelungsgefahr 
(Hartmann S. 29, 188). Ebenso in England: Stein S. 205 und Weidlich, 
Die englische Strafprozesspraxis und die deutsche Strafprozessreform 
S. 8. Für beide Länder bestätigt es Viezens Bureaukraten und 
Lords S. 27. Die Haft zieht sich regelmässig beträchtlich in die Länge. 
Das geht mithin an und für sieh viel weiter als unser Prozessrecht. 

'-) aber selten genug. 

') Allerdings von Hartmann S. 193, 2G9 entschieden bestritten, 
aber in der Beschränkung auf Jugendgerichtshöfe behauptet von 
Petersen, Kritische Blätter a. a. S. 37 von Kuhn-Kelly 
S. 10, der nur die Eingeladenen (Eltern, sonstige Verwandte, 
Vormünder usw.) anwesend sein lässt und von Grüttefien 
S. 113. Der Ausschluss der Oeffentlichkeit gilt also nicht, so¬ 
weit Jugendgerichte nicht bestehen oder trotz ihrer die 
schweren Fälle vor den ordentlichen Gerichten verhandelt werden. 



Das bedeutet einen namhaften Fortschritt. Die Zeit- 
strörauiif?, die uns das öffentliche Gerichtsverfahren brachte, 
hat uns damit ein Danaergeschenk*) gemacht. Das Volk 
sollte die Richter bei der Arbeit sehen und auf diese Art 
sein Rechtsbewusstsein entwickeln und stärken, die Richter 
aber dadurch, dass sie unter den Augen der Oeffentlich- 
keit ihres Amtes zu walten haben, vor Uebergriffen, Ge- 
setzesvcrletzungen, Rechtsbeugungen uiid ähnlichen Sachen 
bewahrt bleiben. Nun frage ich aber, wie es damit in 
(len schon jetzt zulässigen geheimen Spruchsitzungen steht, 
warum die Verhandlungen vor anderen als den Spruch- 
((Tkennenden) gerichten und vor so mancher anderen Be¬ 
hörde, zumal vor solcher, in der nicht bloss, wie bei Gericht, 
(las Schicksal einzelner entschieden wird, nichtöffentlich und 
frage ferner, warum die richterlichen Akte vor und nach der 
Hauptverhandlung (Beratung und Abstimmung, letztere als 
das schliesslich wesentlichste Stück des Verfahrens) geheim 
sind. Tch gehe zu der weiteren Frage über, ob es nötig 
ist, in solcher Weise mit etwaiger Pflichtvergessenheit, 
Ehrlosigkeit und Eidbrüchigkeit der Richter zu rechnen, 
und ob nicht mindestens ebensosehr die Gefahr besteht, 
(lass ängstliche Charaktere auf Abwege geraten, weil sie 
die Yolksstimmung kennen und es mit ihr nicht verderben 
mög-en. Solche Volksstimmung entsteht gew^öhnlich erst 
durch die öffentliche Verhandlung und bedeutet mindestens 
eben.sooft eine Verwirrung als eine Klärung des Rechts- 
l)ewusstsoins 


Diese über dürfen die Otdfenlllchkeit niemals aiisschliessen. Flart- 
m a n n hat nur jfanz vercünztdte Spuren von Bestimniunj!,’en (uitdeckt, die 
ai» die unsrigen von fern erinnern. Nach Baernreither S. XLV 
ist das Verlangen nach Aufhebung dm* schonungslosen Oeffenlichk(‘it 
hi*i Verhandlungen gegen Jugendliclu* allgeiiKMii. nach GrüttefiiMi 

in einem Gesetzentwürfe für ()(*sterreicli die Nichtcifftmtlichkeit 
N rirg(v<ehen. 

*) Kühne (ein Kichter) nennt sic* frcilicdi ein Palladium uml 
die 0<*ffentlichkeit eine Bedingung guten* Pc*c‘htspr(»chung (S. t?!»). 
Schlimm genug, w(*nn denn so wiive. 
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Und wer wohnt denn den Verhandlungen bei und 
stellt so das öffentliche Rechtsbewusstsein dar? In den 
Zivilgerichten meist niemand, in den Strafgerichten Leute, 
die übermässig viel freie Zeit haben und sich langweilen, 
Leute, denen es darauf ankommt, unentgeltlich im Sommer 
kühl, im Winter warm zu sitzen, Leute, die den Schatz 
ihrer Kenntnisse an verbrecherischen Schlichen und Kniffen 
bereichern wollen, um vollendete Fachmänner als Diebe, 
Gauner, Wucherer usw. zu werden, Leute, die aus den 
Rechtsausführungen zu lernen sich bestreben, wie man es 
anzufangen hat, um unter Umständen freigesprochen zu 
werden. Zu den Sensationsprozessen findet ein Gedränge 
wie zu Schaustellungen besonderer Art^) statt. Je ab- 
stossender der Verhandlungsgegentsand, desto grösser die 
Beteiligung selbst vonseiten weiblicher Personen. Mancher 
und manche hat ein Fernglas in Bewegung, spendet Bei¬ 
fall oder bezeugt Missfallen oder wettet auf den Ausgang, 
Neugier und Nervenkitzel ist alles, vom gekränkten Rechte 
keine Rede. Die letzten Monate haben gezeigt, dass sogar 
bis zu Tätlichkeiten sich versteigende Leidenschaften ent¬ 
zündet werden. 

Sehe ich von all diesem Bedenklichen und Unwürdigen 
ab, so interessiert es, zu wissen, warum ich verpflichtet 
bin, wenn ich vor Gericht stehe oder gezogen werde, meine 
Angelegenheiten vor den Ohren der Menge des Kürzeren 
oder Längeren erörtern zu lassen. Was geht es diese an, 
ob ich einen Vermieter verklage oder von einem Lieferanten 
verklagt werde ? Besonders für eine im öffentlichen Leben 
stehende Person kann, selbst wenn sie im vollen Rechte 
ist, das Bekanntwerden solcher Dinge unangenehm werden. 
Dal)ci ist Klagen und verklagtsein ohnehin nichts An- 

') Bczciclmendt'r Wci.se Avird gtnvölinlich iiioht vom Zuhörer- 
sondern vom Z u s c h a u (* r rauiiu* gesprochen und das Dichterwort 

die Szene, wird zum Tribunal 

heisst richtiger, wie ich nachträgiieh aucli bei Krauss, Sittlichkeit 
und Kriminalität S. 15, ISl gedesen habe, 

Zur .Szene wird da.s 'l'ribunal. 
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j^enehmes. Noch übler sieht es bei Ehesachen aus.^) Und 
weshalb muss es schliesslich urbi et orhi verkündet w^erden, 
wenn X im Aerger über eine während seiner Abwesenheit 
vorgenommene Pfändung ein Siegel abgerissen oder Y 
Kartell getragen oder Z einen Nacht für Nacht vor seinem 
Fenster ranzenden Kater, dessen Eigentümer er vielleicht 
nicht einmal kennt, sodass er sich Abhilfe nicht verschaffen 
kann, zur Strecke gebracht hat, und was dem Aehnliches. 
Selbst im Falle der Freisprechung bleibt nur zu oft etwas 
hängen und es soll Vorkommen, dass, damit die Zeitungen 
•len Namen nicht oder wenigstens nicht ausgeschrieben 
bringen, bei den Berichterstattern Bestechungen versucht 
werden oder glücken-). 

Steht der Schaden, den jemand von dem Breittreten 
seines Namens in der Oeffentlichkeit haben kann, im rechten 
Verhältnisse zu dem Nutzen, den man sich für die Oeffent¬ 
lichkeit verspricht und gilt alles Vorbemerkte nicht in 
erhöhtem Masse von den Jugendlichen? Bei wie vielen 
ist die Kraft zu schw'ach oder zu ungeübt, um sich unter 
gewöhnlichen Bedingungen im Kampfe des Lebens oben 
zu halten. Und die Nämlichen sollen diesen Kampf be- 
srchen, nachdem ihnen vor aller Welt der Makel einer 
g**richtli{iien Verurteilung, der sie niederdrückt und weithin 
verfolgt, angeheftet w'orden ist? Betrachtet den ver¬ 
schüchterten Jungen, der den Blick hilfesuchend über die 
Menge fremder Gesichter schweifen lässt und kaum eine 
.\iitwort herausbringt. Uraussen empfängt ihn Hohn und 
>!»oit der Gespielen und Gefährten. Betrachtet aber auch 
den anderen, der im Bewusstsein seiner Wichtigkeit als 
Hauptperson in einem öffentlichen Gerichtsakte sich heraus- 
ferdernd umsieht, ob er genügende Beachtung findet, und 
iu den Augen gleichgesonnener Genossen vom Schimmer 
des Helden umflossen von dannen zieht. Es werden wohl 

*) Allur(Un{»s ^ih\ es für si(‘ die Schiif/vorschrift de» § 171 (1. V.G. 

■) Xebeiil)ei: Viezens, Die 'riuiiienitditse S. IH weist nuf <lie 
'‘♦*n.>ationelle Zureehtslutziinir TiKiiK-lier Herielitc* hin, ich tue das liin- 
J^iclitlich dt*r — uanientlich irn ]>artei|K)Iitisehein liiteresst* — tendt‘nzir)S(*ii^ 

Blatter tur Gef jngniskuiulc. XI.II. 1.7 
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gar mit den Spiessgesellen Verabredungen zu möglichst 
zahlreichem Erscheinen getroffen, damit sie den Ruhm 
dreister Antworten und ungeziemenden Betragens des An¬ 
geklagten in die Lande tragen^), und das sonst anwesende 
Publikum pflegt die Rüpeleien eher mit lächelndem Munde 
als mit Verdruss zu verfolgen. Diese Auswdichse sind 
nicht etw'a selten und wären nicht ohne die Nährmutter 
Oeffentlichkeit. Vor der Oeffentlichkeit findet die see¬ 
lische Hinrichtung, der so manches gerichtliche Ver¬ 
fahren gleichkomrat, statt, während die körperliche vom 
offenen Markte hinter verschwiegene Gefängnisraauern 
verlegt worden ist. 

Indem ich nur andeute, weil Ausführungen über den 
Rahmen der Abhandlung hinausgehen "würden, wieviel Un¬ 
angenehmes und Peinliches vermöge der Oeffentlichkeit der 
Gerichtsverhandlungen die Erfüllung der staatsbürgerlichen 
Pflicht der Zeugnisablegung mitsichbringen kann, komme 
ich zu dem Schlüsse, dass die Oeffentlichkeit entweder 
auszuschliesen ist, wenn der Staatsanw'alt oder der An¬ 
geklagte es beantragt-j, oder, weitergehend, von dem V'or- 
handensein eines öffentlichen Intereses an ihr abhängig 
zu machen ist^). Dabei wäre davon auszugehen, dass, 
soweit Jugendliche^) in Frage stehen, der Staatsanwalt regel¬ 
mässig den Ausschluss der Oeffentlichkeit zu beantragen 
oder die Zulassung nur aus dringenden Gründen des öffent- 

*) § 176 Abs. 1 G. V. G. gestattet den Ausschluss Unerwachener. 
Kr sollte .stets erfolgen. Mönkemöller, GeLstesstörung und Ver¬ 
brechen im Kindesalter verlangt S. 178 diesen Au.sschluss als gesetz¬ 
liches Gebot. 

-) Anlehnung an §§ 171, 172 Abs. 1 G. V. G. 

Anlehnung an § 416 Str. Pr. 0., § 172 Abs. 2 G. V. G. Jetzt 
eben und nach etwa zwei Monaten, seitdem ich das Obige zu Papier 
gebracht hatte stos.se ich auf Wagners Schrift ,.Justizgesundung“ 
in welcher S. Dl mit teilweise wörtlich gleichlautender Begründung 
die zweite Alternative vertreten wird, und auf Kades Buch „Der 
deutsche Richter“, der S. 83 den Ausschluss der Oeffentlichkeit auf 
Verlangen wenigstens dtjs Angeklagten eintreten lassen will. 

') Bezüglich ihrer für Ausschluss der Oeffentlichkeit neuestens 
S c h ä f e r S. 171 gegen K ö h n e S. 29. 
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liehen Wohles, d. h. bei aufsehenerregenden oder gegen 
die Allgemeinheit gerichteten Straftaten, zu bejahen hätte. 
Der Unterschied besteht darin: dort findet an sich die 
Oeffentlichkeit statt, ist aber auf Antrag einer Partei aus- 
zuschliessen, hier ist sie an sich ausgeschlossen, wird aber 
auf Antrag einer Partei zugelassen. Soviel gegen die 
Oeffentlichkeit der Hauptverhandlung zu sagen ist, so 
kann sie doch einmal im Interesse des Angeklagten oder 
des Privat- oder Nebenklägers, auch wohl der Staats¬ 
anwaltschaft oder eines Zeugen liegen, weshalb es richtig 
ist, sie nicht ein für allemal zu untersagen^). 

c) Wie bemerkt, sind aber nur die Verhandlungen gegen 
Jugendliche vor den Jugendgerichtshöfen nichtöffentlich. 
Letztere stellen nicht eine Einrichtung allein der Rechts¬ 
pflege, wenigstens nicht der blossen Strafrechtspflege, 
mithin eigentlich nicht Gerichtshöfe dar und sind in ihrer 
Tätigkeit nicht auf Jugendliche beschränkt. Vor sie 
kommen ebensogut verlassene und verwahrloste als straf¬ 
fällige Kinder und sie treffen Massregeln der Fürsorge-). 
Die Bestrafung Jugendlicher liegt der Regel nach den 
ordentlichen Gerichten, ihnen nur ausnahmsweise und 
jedenfalls nicht bei schweren Verbrechen, ob^), dagegen 

*) Der neueste Erlass des preussischen Justizministers an die 
Staatsanwaltschaften, den Ausschluss der Oeffentlichkeit zu beantragen, 
wo immer er möglich ist, wirkt auf mich wie Morgenrotschein einer 
bes.seren Zukunft, denn ich hoffe, dass er eine Aenderung der Gesetz¬ 
gebung anbahnt. 

Ich bemerke noch, dass meine Anschauungen über geriehtlielie 
Oeffentlichkeit nicht erst durch Ereignisse der jüngsten Zeit ausgelöst 
worden, sondern etwa so alt sind, als meine juristische Tätigkeit, d. h. 
30 Jahre, dass selbst das altdeutsche Recht neben dein offenen das 
geheime Ding kannte und dass die Oeffentlichkeit unter den Staats¬ 
anwälten und Verteidigern jene Schönredner erzeugt, «lie ziini Fenster 
hinaus sprechen. 

’*) BarrOWS a. a. O. Hd. 4 S. .lüG: /<■ tribtmal pour la jfutusse 
rempln dans la societe Ic rblr d'ttne itmliiiiiion de saHveta^e. 

Für die.se bescliriinkti; slrafgericlitliehe Zuständigkeit Bai-rn- 
reilher S. 172, 183, Kuhn-Kelly S. 7, für fast nnlK*scliränkte Hart- 
rnann S. 276. 

1 ')^ 



steht ihnen eine Strafbefugnis gegen Erwachsene, soweit 
sie dieser zur Durchführung ihres Fürsorgeamtes, z. B. 
pflichtvergessenen Eltern gegenüber, benötigen, schlechthin 
zu. Ihre Aufgabe ist also Kinderschutz im weitesten Sinne 
und ihre Tätigkeit nur in enger Verbindung mit derjenigen 
der probation officers denkbar. Diese, entstanden aus 
Anlass des Urteils- bez. Strafaufschubes und beteiligt auch 
bei den vorläufigen Entlassungen, untersuchen den Fall 
und die Verhältnisse, geben aus eigener Wissenschaft Aus¬ 
kunft und schaffen sonstige Auskunftspersonen zur Stelle, 
sorgen endlich für geeignete Unterbringung und Beauf¬ 
sichtigung der ihrer Pflege Befohlenen. 

Das Verfahren bewegt sich in zwanglosen Formen 
und jedenfalls nicht nach den Regeln des Strafprozesses. 

Der Schaffung einer gleichartigen oder ähnlichen Be¬ 
hörde bei uns widerstreitet z.unächst das grundsätzliche Be¬ 
denken weiterer Zerspitterung der Rechtsanwendung in Son¬ 
dergerichten*). Haben wir ausser anderen-) an Handels-. 
Kaufmanns- und Gewerbegerichten nicht genug und ge¬ 
lüstet den Zug der Zeit nach weiterer Verfolgung von 
Sonderinteressen *), die sich nur zu erkennbar hinter 
Wendungen verbergen wie: die ordentlichen Gerichte 
stünden den Verhältnissen, Bedürfnissen und Betrieben 
dieser Erwerbsstände fern, kennten deren Auffassungen, 

') Kill verwandtes Bedenken führte den obersten Gerichtshof 
Peimsylvanien.s dazu, das er.ste von die.seni Staate erlassene Gesetz 
ül)(*r Kindergeriehtshöf«" für der Verfassung zuwiderlaufend und 
deshalb ungiltig zu erklUren, weil es ein Privileg schaffe. 

-) G. G. § 14 Ziff. 1 bi.s 3, § 17 Abs. 2, Einführung.sge8etz, 
dazu § '), z. B. in Preussen das Kainmergerieht als Geheimer Justiz¬ 
rat, § 7 (Au.strägalgerichte). Icdi sehe nicht ein, we.shalb die Gewerbe- 
gericht(‘ als .Sondergerichte behandelt werden (G. V. G. § 14 Ziff. 4) 
<lie Kammer für Handelssachen nicht (§ 110 ff.). 

’■) Geg(*n ihn wenden sieh Viezens, Die Taugenichtse S. 41), 
Kade .S. 84 ff., Hennig, .lustizreform .S. 5, Fuchs, Recht und 
Wahrheit in uiisererer h(“,iitig(Mi .Justiz S. P>7, der Patentgerichte 
und Vic'zens Bureaukraten und Lords S. 8.ö, der diese und ferner 
l)ieiistl)Oten-. Arheiter- usw. gerichte erwähnt. Die linke Seite der 
Frauen bewegiuig begehrt Gesclilechtergerichtshöfe. 
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Anschauungen, Gepflogenheiten, Gebräuche und Wünsche 
nicht hinreichend oder bequemten sich der Entwicklung 
und Fortbildung dieser zu langsam an? Wo bleiben die 
grossen, überschauenden und zusammenfassenden Gesichts¬ 
punkte in der Rechtsprechung, wo die allseitige und 
gleichmässige Aus- und Durchbildung und die in die Breite 
und Tiefe gehende Kenntnis und Erfahrung der Richter, 
wenn sie gerade von dem schmiegsamen und bildsamen 
Rechte der gewerblichen Berufsstände, das dafür zer¬ 
bröckelt und in iura specialissima sich verkriecht und ver¬ 
krümelt, ferngehalten werden? Wundert man sieh da 
noch über Entfremdung der Richter vom Leben, über die 
man schilt und die man doch grosszieht ?0 

Ich meine aber weiter, dass wir der Jugendgerichts¬ 
höfe als solcher garnicht bedürfen-’). Ihre nicht strafrichter- 
licheii Obliegenheiten werden bei uns durch vormund¬ 
schaftliche Behörden-^) versehen und in ihrer Eigenschaft 
als Strafgerichte glaube ich sie, und zwar ohne Umsturz 
unserer Gerichtsverfassung und durch etwas Besseres, 
nämlich den Einzelrichter durch das Kollegium einer Straf¬ 
kammer, ersetzen zu können. Statt eines Mannes richten 
fünf, der eine kann ledig und unerfahren sein, unter den 
fünf werden sicher mehrere Gereifte und Familienväter 
sich befinden, jener spricht das Schuldig allein aus, in 

') Siehe dazu Viezens, Bureaukrateu und Lords S. S(j. 

■) Heber ihre Verbreitung; im Norden Amerikas gelien die An- 
g;abeii wiederum sehr auseinander. Rauchstein a. a. O. Bd. 40 S. 50:5 
Ix'ziffert sie doppelt so hoch als Baernreither, Hartmann und Barrows. 
Nicht einmal hinsichtlich der Kntstehungszeit besteht Einigkeit. In 
Abschnitt III habe ich das regelmässig genannte Jahr wiedergegeben, 
wäiirend Köhne S. 22 etwa 1890 anführt, (ebenso bei Jaeger !S. 102;. 

Ohne dass ich diesi-n Aeusserliehkeiten übertriebenen \V<'rt 
beilege, finde ich sie bezeichnend für die Ungewissheiten. 

') In Hamburg ans zwei Juristen mit der Eilhigkeit zum 
Richteramte und 12 nur von der Biirgerscliaft (rrwählten, im B<“sitze, 
der Wählbarkeit zur Bürgerschaft befindlichen, daher z. B. mindestens 
.»O Jahre alten Laien bestellend. Die Entscheidungen erfolgen in 
.\bteilungen (ein Jurist als Vorsitzender, zwei Beisitzer), hei wichtigen 
Sachen im Plenum. 
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der Strafkammer gehören dazu vier. Im Wege der Ge- 
schäftsverteilung^) wäre eine, bei grossen Landgerichten 
nötigenfalls noch eine Strafkammer zu bestimmen, und 
zwar tunlichst stets dieselbe, die ausschliesslich oder, falls 
sie damit nicht genügend beschäftigt wäre, neben anderen 
die Anklagen gegen Jugendliche abzuurteilen hätte und 
für alle Berufungen gegen Jugendliche angehende schöffen¬ 
gerichtliche Urteile zuständig sein soll. Das gäbe auf der 
einen Seite Stetigkeit und schüfe auf der anderen eine 
Ueberlieferung-). Schon jetzt sind ja die Strafkammern 
für gewisse Gesetzesverletzungen ausschliesslich zuständig-’) 
und die Verbrechen der Jugendlichen den Schwurgerichten 
entzogen und ihnen überwiesen'). Die Ausschaltung der 
Schöffengerichte, schon jetzt teilweise möglich durch 
Nichtanwendung des § 75 G.S.G., in Zukunft allgemein 
kraft Gesetzes, höchstens das Bedenken der Ver¬ 
teuerung gegen sich. Dem kann ich, wo so Wichtiges 
auf dem Spiele steht, ein entscheidendes Gewicht nicht 
beimessen. Es wird überdies seine Hauptbeweiskraft 
verlieren, wenn mit dem Legalitätsprinzip gebrochen^), 
das Strafensystera umgeformt, die Freiheitsstrafe an¬ 
gemessen eingedämmt und die Schule in ihr altes 
Recht wieder eingesetzt sein wird*^). Mag selbst nicht das 
alles in Erfüllung gehen, vieles davon erleben wir gewiss. 

Die Vernehmung der Eltern, Vormünder, Erzieher, 
des Geistlichen, des oder der Lehrer usw. und die Zu¬ 
ziehung eines ärztlichen Sachverständigen steht bereits 

') § 02 Abs. 1 G. V. G. 

■) Wovon Köhne S. 27 merkwürdiger Weise nichts 

wi.s.scn will. 

‘) Dass die Kammer sich tiinlichst ans den.selben, diese aber 
mir aus di*ii vorzüglichsten Mitglii‘dern des Gerichtes sowohl nach 
dev Seite der Gereiftheit und Erfahrung als des sozialen Empfindens 
und des juridischen Wissens sicli zusammenzusetzen hätte, betrachte 
icli als selbstverständlich. 

') § 74 G. V. G. 

'•) § 7;5 Ziff. 3 G. V. G. 

') Sielie meine .Schrift das Strafsystem und seine Reform .S. 42 
und Schäfer S. 170, Köline S. 13. 
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in der Macht der Gerichte. Haben sie bisher keinen ge¬ 
nügenden Gebrauch davon gemacht, so lag das lediglich 
an ihnen. Einer Aenderun^ oder Neuschaffung gesetzlicher 
Hestiramungen bedarf es daher nicht. 

Mit den Verrichtungen eines probation officer, wenn 
solcher übernommen werden soll, werden Mitglieder des 
Gemeindewaisenrates oder der Vereine zum Schutze der 
Kinder oder für die verwahrloste oder schulentlassene 
.Jugend oder auch der Fürsorge vereine betraut werden 
können und gemäss § 149 Abs. 2 Str. Pr. 0. als Beistände 
zuzulassen sein. Jedenfalls ist eine Ausdehnung der not¬ 
wendigen Verteidigung auf die volle Zeit der bedingten 
Strafmündigkeit zu verlangen. Es ist ohnehin wohl zu 
verstehen, dass die Jugendlichen den Schwurgerichten 
entzogen, nicht aber, weshalb sie, wenn über 16 Jahre, 
der sonst*) notwendigen Verteidigung beraubt worden sind. 
Sollte die Behauptung zu gewagt sein, dass wir so dem 
Forts(‘hritte huldigen, aber auf eine uns angepasste Art 
lind mit der Hoffnung auf einen den Bruder Jonathan über- 
rnimpfenden Erfolg-)V. 

Wenn seine Jugendgerichte nicht an Gerichtsstelle 
tagen, um jeden Anschein einer strafgerichtlichen Ver¬ 
handlung und Berührungen der Jugendlichen mit Ange¬ 
klagten zu vermeiden, so lässt sich das unschwer in der 
Weise nachahmen, dass die Sitzungen an Tagen oder zu 
Stunden, z. B. abends, abgehalten werden, wenn das Ge¬ 
richtsgebäude unbenutzt ist. 

‘) d. h. wenn sie vor d;is Schwurgericlit kämen (§ 140, Abs. 1 
Str. Pr. 0.) 

'•■) Wie ich höre, alter niclit gelesen habe, ist in Frankfurt a. .M. 
seit 1. .Januar 190H eine Strafkammer als .Jugendgericht b(“stellt. Das 
hat aber nur für den Bereich ihrer jetzigen Zuständigkeit gescliehen 
kiinnen, während ich sie erweitern will, was freilich ein Gesetz 
erfordert. Auch hier sind mir meine Gedanken unabhängig von 
fremden Anregungen gekommen und schon vor Monaten nieder¬ 
geschrieben. 
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IX. 

Ich wende mich dem Strafvollzüge zu ; 

a) § 57 Abs. 1 unseres St. G. B. schreibt vor, dass 
die Freiheitsstrafen in besonderen, für die Verbüssung 
von Strafen jugendlicher Personen bestimmten Anstalten 
oder Räumen zu vollziehen sind. Daraus folgt: 

a. Die Vorschrift gehört dem zwingenden Rechte an 
und ist deshalb unbedingt zu befolgen. 

ß. Die Anstalten oder Räume müssen besondere, d. h. 
äusserlich irgendwie als für sich bestehende und 
in sich abgeschlossene, gekennzeichnet sein. Hier¬ 
aus ergibt sich ihre dauernde*; Zweckbestimmung, 
mag auch mangels Strafgefangener Jugendlicher 
eine vorübergehende anderweite Benutzung zu¬ 
lässig erscheinen. 

y. Die gleichzeitige Unterbringung Erwachsener in 
diesen Anstalten oder Räumen ist ausgeschlosseji. 

<5. Sie dürfen nicht einmal zur gleichzeitigen Auf¬ 
nahme jugendlicher Untersuchungsgefangener be¬ 
nutzt werden. 

£. Ebenso verboten ist es, sie zugleich anderen der 
Freiheit der Bewegung beraubten Jugendlichen, z. B. 
Zwangszöglingen, dienstbar zu machen. 

Die Grundsätze des Bundesrates verschärfen in ihrem 
§ 4 das Gesetz nach zwei Richtungen: 

a) Die Anstalten oder Räume müssen so belegen oder 
beschaffen sein, dass sie jeden Verkehr mit Er¬ 
wachsenen ausschliessen. 

ß) Für die Vollstreckung mehr als einmonatlicher 
Strafen genügen der Regel nach nicht besondere 
Räume, sondern nur besondere Anstalten oder 
Abteilungen-). 

Anders trotz der scheinbar gleichen Fassung § 17, Abs. 4 
Str. G. B.. weil dieser keine besonderen Räume verlangt. 

*) Die Anordnung de.s Abs. 2 Satz 2 das, ist sicher sehr ver¬ 
ständig, ob aber mit ungekünstelter Auslegung des St.G.B. vereinbar, 
mir niclit unzweifelliaft, es sei denn, dass der Begriff der „jugend" 



Ich wüsste nicht, was an diesem äusseren Aufbaue 
unserer Jugendgefängnisse, wie ich ihn wohl nennen kann, 
zu ändern wäre. Das Ziel, dem nachzustreben, bleiben 
freilich eigene, in keinerlei auch nur nachbarliche Be¬ 
rührungen oder Beziehungen zu anderen stehende An¬ 
stalten. 

Wie steht es nun im gepriesenen Amerika? Die 
reformatories nehmen nicht bloss Jugendliche in unserem 
Sinne und in gemeinem Wort verstände, sondern auch Leute 
bis zu 30, 40 und mehr Jahren auf. Wesentliche Unter¬ 
schiede nach dem Alter werden nicht gemacht. Die In¬ 
sassen sind einerseits nicht nur Kechtsbrecher, sondern 
auch ältere Zwangszöglinge, andrerseits Rechtsbrecher, 
die, sei es die übliche Altersgrenze noch nicht erreicht 
haben, sei es entweder zu bestimmten Strafen oder gar zu 
state prison verurteilt worden sind. Was bedeutet es dem 
gegenüber, dass für die Reforragefängnisse stets eigene 
Gebäude gewählt werden ? Eigene Anstalten sind es 
deswegen nicht. Noch Eins. Die Strafgefangene Insassen 
sind zu einem Jahre und mehr verurteilt. Da nun ein Teil 
dieser längeren Strafen in den state prisons, wo es noch 
behaglicher zugeht, verbüsst wird, die kürzeren aber in den 
conudy jails, deren Zustände allseitig als erbarmungswürdig 
dargestellt werden, zur Vollstreckung gelangen, so gibt es 
für die Jugendlichen drei Arten von Gefängnissen und 
vermöge deren innerer Verschiedenheit drei Arten des 
Strafvollzuges gegenüber der bei uns allgemeinen und 
einheitlichen. Strafen der Jugendlichen von einem Jahre 
aufwärts spielen bei uns eine geringfügige Rolle. Sie be¬ 
trugen in Hamburg für 1907 nur 4,05 % aller an Jugend¬ 
lichen vollzogenen. Die Verhältniszahl zu den er¬ 
kannten stellt sich weit niedriger, da von der bedingten 

liclien Personen“ in § 57 Al)s. 2 Str.d.B. sich nicht auf diejenigen 
l)CS<.'hränkt, von denen Ahs. 1 liandeli. ^ gl. .\l)schnitt IV. Ij'ebrigens 
wird hier nichts befohlen, sondtuii nur eine“ Möglichkeit eröffnet. 
Wer sich also in seinem juristischen G*‘wi.ssen bedrängt fühlt, — icli 
i)in davon frei — mag die .Sache lassen. 
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Begnadigung starker Gebrauch gemacht wird. Der jugend¬ 
lichen Unterauchungsgefangenen sind deshalb mehr als 
der jugendlichen Strafgefangenen. 

Ich denke, jenen Spuren werden wir nicht errötend 
folgen, sondern statt in die Ferne zu schweifen, bei dem 
naheliegenden Guten bleiben. 

b) Der Strafvollzug folgt dem Progressivsysteme. 
Ausserordentlich richtig, aber als allgemeiner Grund¬ 
satz hinzustellen und als solcher in Deutschland, soweit 
ich zu überschauen vermag, von allen Einsichtigen*), in 
welcher Weise auch immer, angestrebt. 

Dem stufenweisen Hinüberleiten zur Freiheit dienen 
dreierlei Einrichtungen. 

a) Es bestehen drei’) Klassen von Sträflingen. Die 
zugehenden treten regelmässig in die zweite und steigen 
bei gutem Verhalten in die erste hinauf, bei schlechtem 
zur dritten hinab. Jede höhere Klasse geniesst mehr 
Vergünstungen und Freiheiten als die vorhergehende. 
Eine Klasseneinteilung ist innerhalb Deutschlands nichts 
Fremdes. Sachsen kennt drei Disziplinarklassen und 
teilt den Neuaufgenommenen regelmässig der zweiten zu 
und in Preussen werden die militärischen Gefangenen 
in eine sittlich bessere und eine sittlich schlechtere 
Klasse geschieden und in den Anstalten des Ministeriums 
des Innern die Rückfälligen abgesondert und strenger 
behandelt. In Hamburg werden die Rückfälligen 
nicht grundsätzlich von den übrigen getrennt ge¬ 
halten, aber grundsätzlich strenger behandelt in An- 
.'^ehung der Arbeitsbelohnung und des Ankaufes von Zusatz- 
nahnnigsmittelii. 

*) Si<*hc aus lunic.'^ter Zeit (1907) Fliegenschmidt, Der 
Beruf des Oberi)earnten S. 272 bis 273, 278, Toeunies, Strafrechts¬ 
reform S. 38, al)weiehend allerdings Jaeger. Rechtsbrueh und 
Reehtsausgloieb S. 188, 189, 274. 

■) 11 int rage r S. 33 spricht von vier. Die letzte werde von 
dcii rnverbesscrliclien gi‘l)ildet. Nach Stainer gibt es in manchen 
.\ustalteii vier (a. a. O. S. 193, 196, 197), in manchen drei Klassen. 
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Wem an der Sonderung in Klassen liegt, der mag 
sie haben oder behalten. Eine Grundbedingung vermag 
ich darin nicht zu erblicken und finde ausserdem, dass 
eine haarscharfe Durchführung nicht bloss in der Ab¬ 
scheidung, sondern auch in der Art der Behandlung, so 
sehr dabei geboten, kaum möglich ist oder Schematismus 
und damit entweder Spielereien oder Härten zuwegebringt. 
Zu gleicher Zeit sind Menschlichkeiten bald der einen, 
bald der anderen Art nicht ausgeschlossen, und zwar zum 
Heile der Sache, denn Mitempfinden und billiges Nach¬ 
sehen geringer Verstösse müssen sich stärker erweisen als 
starre Scheidewände. 

Nun scheint doch aber die Klasseneinteilung ein Aus¬ 
fluss der nach Gebühr so viel geforderten Individualisierung 
zu sein. Schon recht, sie scheint es, ist es aber nicht, 
weil den Einteilungsgrund äussere Merkmale^) abgeben, 
die sich oft mit Wesen und Art der Gefangenen decken, 
oft aber nicht. In Wahrheit wird daher die Klassenein¬ 
teilung häufig das Gegenteil richtiger Individualisierung 
sein und diese damit geradezu unterbinden. Für die Bil¬ 
dung von Klassen und Gruppen sollten gleiche oder ver¬ 
wandte innere Eigenschaften massgebend sein. Woher 
so eindringende Kenntnisse bei Anstalten für 1500 und 
mehr Köpfe, wie sie selbst Amerika aufweist, zu nehmen, 
bleibt freilich eine offene Frage. 

fi) Die Klasseneinteilung findet ihre Ergänzung ini 
Markensysteme. Wer nämlich in die höhere Klasse ge¬ 
langen will, muss während eines gewissen, meist gesetzlidi 
festgelegten Zeitraumes täglich eine bestimmte Anzahl 
Marken erwerben, und zwar so, dass disziplinarisches 
Verhalten, gewerbliche Arbeit und Unterricht gleichzeitig 
und gleichmässig an den Marken bctidligt sind. Wer die 
v^ugeschriebene Zeit über die Bedingung(‘n in der (usten 

b deren Folge w(‘ilt*ie Aeusserlichkeiten, niiinlicli Unter- 
schiede in der Kleidung, siiul. Dieser früher aucli hei uns weit ver¬ 
breitetet Brauch besteht z. B. noch in Sachsen. Treffcuul ül)er diese 
Sache Hoff ,,r)rei .lalire iin Weiherzuchthause^ S. 1'.)') bis IIMI. 



Klasse erfüllt hat, darf zur Entlassung Vürgesehlagen werden, 
wer mit ihnen in der zweiten Klasse nicht fertig wird, 
wandert nach der dritten ab, kann sich aber zur zweiten 
und weiter emporarbeiten. Das System ist zu künstlich, 
um hier näher dargestellt zu werden. 

Die Gleichstellung von Disziplinarverhalten, Arbeits- 
fleiss und Schulleistungen ist entschieden zu billigen. Es 
fragt sich aber, ob nicht auch diese sinnreiche Erfindung 
Keim und Gefahr der Schablone in sich trägt. Was wird 
aus dem tüchtigen Handwerker, der im Unterrichte nicht 
mitkommt, oder deni geweckten Schüler, dem die Aneignung 
gewerklicher oder gewerblicher Fähigkeiten nicht gelingt? 
Menschlichkeiten laufen auch hier unter, indem nachgeholfen 
wird und nachgeholfen werden muss. Ist es da nicht 
besser, statt Klassen- und Markensystem zu handhaben, 
die Persönlichkeit als Ganzes einzuschätzen, in ihrer Eigen¬ 
art zu würdigen, innerhalb mässiger Fehlergrenzen aus¬ 
gleichend zu bewerten? 

y) Das Schlusstück bildet die vorzeitige Entlassung. 
In den meisten Staaten ist sie gleichzeitig eine vorläufige, 
d. h. sie erfolgt unter Bedingungen des Wohlverhaltens. 
Diese sind bald leichter, bald schwerer, die Bewährungs¬ 
fristen hier länger, dort kürzer bemessen. Kurze Fristen 
und leichte Bedingungen überwiegen und die Gesetzgebung 
hat verschiedentlich eingegriffen, um zu verhindern, dass 
die Entlassung zu früh, nämlich noch vor Verbüssung des 
Mindestmasses der Strafe, eintrete. Vorzeitige Entlassung 
ist zwar nicht Bedingung, aber Voraussetzung unbestimmter 
Strafurteile. Sie hören sonst auf, solche zu sein, jene er- 
s( heint daher in der Regel als das naturgemässe Ende 
der Strafe. Da unsere Gerichte genau bestimmte Strafen 
zu verhängen haben, steht, solange dies der Fall, die 
Sache im deutschen Reiche völlig anders. Die frühere 
Kntlas.sung soll nicht — Ausnahmen Vorbehalten — ein- 
rreten, sondern kann eintreten. Immerhin wird sie in 
einem pi ogressiven Str afvollzüge eine andere Rolle spielen 
als jetzt. Das erheischt allerdings daneben eine Umge- 
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staltung an Haupt und GliedernDarauf, dass die vor¬ 
läufig Entlassenen Beschränkungen innehalten, darf keines¬ 
falls verzichtet werden. 


X. 

Das Leben in den Reformgefängnissen steht unter 
drei liauptgesichtspunkten. 

a) Förderung des leiblichen Wohles, 

b) Ausbildung im Handfertigkeitsunterrichte, 

c) Bereicherung des Allgemeinwissens. 

Zu a) 

(t\ Die Ernährung erfolgt in einer Weise, die, an 
unseren Verhältnissen gemessen, als unverständliche und 
unverständige Ueppigkeit-) erscheint. Ich glaube, dass 
sie selbst mit der so viel höheren Lebenshaltung 
des gemeinen Mannes Amerikas') nicht im vollen Ein¬ 
klänge steht. Leben die kleinen Leute bei uns erheblich 
b(?s(‘heidener als in England und Amerika, so ist auch 
das Elend der Armen, denen überall auf Erden die 
Mas.se der Verbrecher entstammt, minder grau.sig. Die 
Beköstigung der Gefangenen muss sich eben dieser über- 
wi(‘genden Herkunft wegen nach dem Durchschnittsmasse 
zwar nicht der verarmten, aber der unbegUterten Schichten 
d(‘r Bevölkerung richten') und darf unter Berücksichtigung 

*,) Vrrgl. darüber meinen Aufsatz in den Jabrbürliern für 
Kriminalpolitik Bd. 2. S. .% ff. 

■) Wenn Hart mann S. 2 .sa^t, sie sei nicht besser als in 

I >eutschiand, so «••enügt zur Widerleiiung- der Hinweis auf die Speise- 
zcttfl bei Herr S. 186 bis 191 und bei Raernreither 8. 284 bia 
2 s.'». Dass die Verpflegung besser ist als in Dentsoliland, betont auch 

II i n t r ag<‘ r 8. 1. 

Die Art der Beköstignng- nach der Klasstuieinteilung abzu- 
siufen, folglich nach oben hin zu verbessern, erscheint mir bei der 
Forderung auch gleicher Arbeitsleistung bedenklich, bei etwaiger 
Forderung erhöhte:!’ .\rbeitsleislung von Klasse zu Klas.se nach unten 
unbillig. 

") Dazu 11 i n t r a g e, r 8. .ö bis 6, R a e r n r e. i t h e r 8. 114, Her r 
8 l.'i Anin. 1, S. 384. 

' : iin<l den Gefangenen mit verwöhntem < laumen ist es recht 
um! heilsam, sich einfachste Hausmannskost schmecken lassen zu müssen. 
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der eigenartigen Lebensbedingungen in der Gefangenschaft 
nicht mehr als das Notwendige bieten. Damit scheiden 
für mich Kostordnungen aus, deren mittelgute Hotels oder 
Pensionen sich nicht zu schämen brauchen. Man vergesse 
über den unleugbaren Schädlichkeiten mindestens lang¬ 
zeitiger Strafhaft nicht die sicherlich gleichwertigen Vor¬ 
teile eines ausgebildeten Hygiene, einer strenggeordneten 
Lebensführung und einer straffen, aber massvollen Arbeits¬ 
ordnung, um zu richtiger Einschätzung der Bedürfnisse 
nach körperlicher Ernährung der Gefangenen zu gelangen. 

ß) Der Körperpflege dienen: 

1. Massage, 

2. Turnen, das vielfach in eigenen Hallen erfolgt, 

3. militärische Hebungen, 

4. Sportbetätigungen, 

5. Baden, hier und da in Schwimmbecken. 

Von der Notwendigkeit oder auch nur dem Zwecke 
der Massage als durchgängiger Massregel bei jungen 
Menschen von noch nicht zwanzig oder eben zwanzig 
Jahren vermag ich mir keine Vorstellung zu machen. 

Turnen ist empfehlenswert, aber wohl überall einge¬ 
führt, in Hamburg jedenfalls ausgiebigst und in Verbindung 
mit einfachen Marschier- und Exerzier- sowie Stab- an 
Steile der Gewehrübungen^). Was über diesen Rahmen 
hinausgeht, streift leichtlich das Groteske, z. B. wenn 
in Kompagnien oder gar im Bataillon exerziert wird. 
Stehen Turnhallen und Exerzierschuppen zur Verfügung, 
desto besser. Es geht indessen auch ohne sie. 

Mit dem Worte und Wesen des Sportes wird in seinem 
IIeimatlande und, seit er auf deutschem Boden bekannt 
geworden und verbreitet ist, auch bei uns mancherlei 
Missbrauch getrieben. Was ist nicht alles Sport oder 
lässt sich dazu machen? Soll das alles im Gefängnisse 
Pflege finden und will man Wettkämpfe veranstalten und 

*) Zu vei’j'l. iiicine Ausführungen in dieser Zeitschrift Bd. 3S 
S. .')14 ff, und in der Schrift „Das Gefängnisweseii Hamburgs“* S. 22. 
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Rekords aufstellen ? Nichts verderblicher, als wenn Be¬ 
amte und Gefangene einrosten oder gar eintrocknen, und 
nichts Erquickenderes, als wenn ein lebendiger Odem 
weht und ein frischer und im rechten Sinne fröhlicher 
Geist umgeht. Dazu bedarf es aber nicht des Sportes, 
der obenein das Moment der Einseitigkeit an und in sich 
trägt und, statt Mittel zum Zwecke zu sein, oft zum 
Selbstzwecke wird. Die im Gefängnisse notw'endigerweise 
beschnittene Art der Ausübung ist geeignet, nur der Be¬ 
lustigung zu dienen und zum Zerrbilde zu werden. 

Genügende Badegelegenheit darf und wird keinem 
zeitgemässen Gefängnisse fehlen. Hat man das Geld, um 
Becken zum Schwimmen zu bauen, so verwende man es 
dazu. Es lässt sich aber auch so auskommen und besser 
sind Bäder in freifliessendem Wässer, wie ich sie einem 
Teile meiner Gefangenen, und zwar gerade den jugend¬ 
lichen, angedeihen lassen kann*). 

Zu b) 

Grosser Wert wird auf gewerbliche Beschäftigung 
gelegt und die Schilderung der dafür geschaffenen Ein¬ 
richtungen und der damit erzielten Leistungen lesen sich 
so verlockend, dass ein Gefängnispraktiker der alten Welt 
vor Neid fast bersten möchte. Ich hege aber die Em¬ 
pfindung, als sei die buntschillernde Pracht der Farben 
in den schriftstellerischen Gemälden nicht ganz echt, 
sondern mit etwas Rausch- oder Truggold vermischt. Wie 
es z. B. möglich gewesen sein soll, in einer Anstalt 
gleichzeitig 52 junge Leute als Maschinisten, 48 als Barbiere, 
35 als Hufschmiede, 26 als Fresko- und 18 als Reklame¬ 
maler, in einer anderen 35 als Kellner und Laufburschen 
auszubilden*), verstehe ich nicht. Ebensowenig wie bei 
einer Strafzeit von meist ein bis zwei .Jahren und einer 
Arbeitszeit von täglich einigen Stunden-) eine abgeschlossene 

') Siehe letzte Anmerkung. 

■) Herr S. 201, 202. 

'*) Hartmann S. 2r>(), (Um- .sie djilier mit liecht als ungenügend 
bezeichnet. Nach Herr S. 201 sollen es aclit Stunden sein, nach 
Bd. 41 8. 1.^4 dieser Zeitschrift neun. 
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Fachausbildung* zuwegegebracht wird. Sicher ist, dass 
auf diesem Gebiete nicht genug geschehen kann und bei 
uns recht vieles zu tun übrigbleibt. An wohlgemeinten 
Vorschriften fehlt es ja nicht^). Wird daher von dem 
Glanz und dem Schimmer bei näherem Zusehen manches 
verblassen, * so bleibt gleichwohl die Ueberlegenheit 
Amerikas anzuerkennen. Allerdings scheint man dort 
hinter den Geschmack an der crarnhe repetita der Be¬ 
schwerden über Wettbewerb der Gefängnisarbeit noch 
nicht gekommen zu sein-). Diese Beschwerden können 
bei besonderen Verhältnissen innerhalb gewisser Grenzen 
berechtigt sein. In der Hauptsache sind sie es nicht. Solange 
sie aber eine Beachtung finden wie bisher, halten sie nicht 
nur den Aufschw'ung nieder, sondern fördern unter Umständen 
den Rückschritt und machen damit eine herzhafte An¬ 
näherung an das amerikanische Vorbild unmöglich. 

Zu c) 

Ein ähnlich weites Feld wie der gewerbliche nimmt 
der Schulunterricht ein. Sein Rahmen ist ausserordentlich 
weit gespannt und umfasst Dinge, die ihm bei uns — 
meiner Meinung nach mit Fug und Recht — fremd sind 
und fremd bleiben sollen. Dahin gehören Bürgerkunde 

‘) § 18 Ab.s. 'J der Gruiid.sätze des Bundesrates. 

■-) Du.s schreibe ich trotz der Bemerkungen A.8 chrotts S. lü, 
Hintragers S. 13, Hartraauns S. 2, Herrs S. 197 und der 
Ausführungen in dieser Zeitschrift Bd. 41 S. 149, l.ö6, 159, denn der 
Kampf ist nur in einigen Stajiten mit reforinatories entbrannt und 
richtete sich nur gegen eins der vier oder — Bd. 41 S. 154 dieser 
Zeitschrift — sechs Arbeitssysteme, nftmlich die Vergebung der 
Arbeitskräfte an den für Tag und Kopf Meistbietenden. Siehe diese 
Zeitschrift Bd. 22 S. 218 ff. Dort also ein Pr i n zi pi en st r ei t, 
bei uns dagegen nichts als I n t er ess e n s t r ei t der einzelnen, .sich 
beeinträchtigt wähnenden Gewerbe, der in Hamburg sogar gegen 
die staatlichen Betri<“be der Bäckerei, Biichbinderei und Bucli- 
druckerei, die obenein ausschliesslich für den Staat, ohne elementare 
Triebkraft arbeiten, antobt. Die ohnehin wenigen Maschinen sind 
datier nicht .solche im eigentlichen Sinne, sondern nur verbesserte 
Werkzeuge, ln Elmira und den Schwestoranstalten findet wirklich 
maschineller Be.triel) in widtem Umfange statt. 
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(Rechtslehre), „ethische Vorträge*), Erörterungen politischer, 
sozialer, sozialpolitischer und volkswirtschaftlicher Fragen. 
Ich will nicht sagen, dass dies und das, z. B. eine kurze 
Darstellung der Reichsverfassung, eine Besprechung des 
Wichtigsten aus der Versicherungsgesetzgebung, eine Aus¬ 
einandersetzung über die Bedeutung und die gegenwärtigen 
Beziehungen von Landwirtschaft, Industrie und Handel, 
nicht am Platze sein kann. Dem dient hier zu Lande 
eine Stunde mit der Bezeichnung „Gemeinnütziges“. Da¬ 
gegen will ich die Politik dem Gefängnisse und insonderheit 
den unreifen Köpfen Jugendlicher ferngehalten wissen. 
Andere Gegenstände obiger Art werden eher Verwirrung 
stiften, als Klarheit bringen. Die Sache im ganzen sieht 
nach Blendwerk, wenn nicht Schaumschlägerei aus und 
ist zugleich geeignet, Oberflächlichkeit und Einbildung auf 
vermeintliches Wissen zu erzeugen. Ich habe mich mehr, 
als norddeutsche Juristen zu tun pflegen, mit Philosophie 
und Staatswissenschaft beschäftigt, fühle mich aber durch¬ 
aus als Laie und würde mir nicht beikommen lassen, über 
die eine oder die andere Vorträge zu halten. Umsomehr 
getraue ich mir die Frage, ob und wie die amerikanischen 
Lehrer und selbst Geistlichen dazu imstande sind. Wer 
vermag über Schutzzoll und Freihandel, über Gold¬ 
währung, Silberwährung und Doppelwdihrung und ähnliche 
Dinge fruchtbringend zu reden, wenn er sich mit 
ihnen nicht gründlich abgegeben hat? Einige abgestandene 
Gemeinplätze sind freilich billig aufzutreiben, tun es aber 
cl)en deswegen nicht. Selbst vorausgesetzt indessen, dass 
Tüchtiges geboten wdrd, so frage ich: Was soll's? ^leint 
man wirklich den abgehandelten Gegenständen oder deji 
Hörern oder diesen wie jenen zu nutzen? Was es mit 
der so betriebenen Aufklärung auf sich hat, möge nach- 
.stehender Vorfall lehren, der nicht allein steht, sondern 

M die aber zum geriiiiistou Teile mit pliilosophisduu* Ktliik 
oder Hucli nur praktiseher Moral sieh beschäftig(‘ii, soudeni die ver- 
-»(‘hied^uiartigsten Hing'e umfassen, so dass (‘S wtmige gibt, die diesm* 
P>etraehtung nicht unliu’ZDgtm werdmi: Herr S. 

ni.iitci für Gctaii;^ni^kun<lo. XLII. IG 
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in seinem Kerne typisch ist. Es war einige Jahre nacJi 
der Schulreform, als ich ein Gespräch mit einem preussischen 
Gymnasialabiturienten hatte, das die Regierungszeit Karls 
des Grossen berührte. Nach einigem Nachdenken brachte 
der junge Mann die Jahreszahlen 768 bis 814 richtig 
lieraus. Er begegnete meiner Verwunderung, dass er sie 
nicht auf der Stelle bei der Hand gehabt habe, mit der 
Bemerkung, der Älann sei ja lange tot, heutzutage mache 
die Schule mehr mit der Gegenwart und der näheren Ver¬ 
gangenheit bekannt. Ob ich als Schüler beispielsweise 
vom Zollvereine gehört habe. Ich musste verneinen, fragte 
aber gleichzeitig wann, durch wen und warum er ge¬ 
gründet sei. Nach ziemlicher Zeit wurden die Entstehungs¬ 
jahre und zwei der am Werke gewesenen Staatsmänner 
Preussens genannt, während der Name des dritten, der 
im Stillen treibenden Kraft (K ü h n e), unbekannt war. 
Aber von Ursache, Werdegang, Zweck und W^esen des 
Zollvereines hatte der Jüngling keine Ahnung, obwohl er 
erst wenige Monate vorher die Prüfung abgelegt hatte 
und von der mündlichen entbunden worden war. Man 
kann .sich hiernach die Erfolge mit solchen Unterrichts- 
gegenständen in der Gefängnisschule vorstellen. 

Die Zahl der Schulklassen erscheint wenigstens in 
einigen reforniatory prisons reichlich gross, doch will ich 
mich bei diescan Punkte als nebensächlich nicht aufhalten. 

XI. 

Nun zu den Einzelheiten des Strafvollzuges. 

a) Es ist gestattet, Spiegel und Bilder anzuhängen 
oder aurzustellen und Blumen zu halten’). Das treffen 
wir einzeln oder vereinigt auch in deutschen Ansfalten 
an. Ich lasse Abbildungen von Familienangehörigen und 
hin und wieder Spiegel zu. Da die ITöfe mit Baumreihen 
oder -gruppen und mit Sti'auchwerk bepflanzt sind, aucli 
(Jrasflächen und Selnnnckbeete aufweisen, erscheinen mir 
niumen in den Zedhm für die hiesigen Vei'hältnisse unnötig. 

’i A seil rol l S. 22 erwälnit n(n‘h 'r(*ppieh(\ 
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b) Genuss von Tabak ist teilweise verboten, teilweise 
erlaubt^). Wo letzteres der Fall, wird der Tabak hier und 
da vom Staate geliefert. Auch das findet sich in Deutsch¬ 
land, Ich dulde keinen Tabak-), weil ich in der Ent¬ 
ziehung dieses Genussmittels eine wirksame Waffe des 
Strafvollzuges sehe und nicht verstehe, warum andere 
Ergötzlichkeiten, wie etwa harmlose Kartenspiele, nicht 
sollen ebensogut gestattet werden dürfen. Ich kenne die 
Gegengründe wohl, habe aber in Hartmanns gehalt¬ 
vollem Werke mit Erstaunen den ebenso neuen als un¬ 
bewiesenen entdeckt, dass die Zulassung von Tabak wahr¬ 
scheinlich manchen Selbstmord verhindern würde^). Ich 
stehe seit 15 Jahren in meinem hiesigen Amte und habe 
bei einem täglichen Durchschnittsbestände von 1761,5 
männlichen Strafgefangenen nicht mehr als acht Selbst¬ 
morde zu verzeichnen gehabt, darunter, wie ich glaube 
mit gutem Gewissen versichern zu können, nicht einen 
wegen Versagung des Tabaksgenusses, 

Sei dem indessen, wie ihm sei, den Jugendlichen 
wenigstens muss der Tabak untersagt sein und bleiben, 
schon weil er ihrer Gesundheit abträglich sein kann und 
weil sie vielleicht ihn sich erst angewöhnen, um, es 
anderen gleichtuend'), vor sich gross dazustellen. i\lan 

Herr verficht mit Eiitsehied(‘nheit das Verbot (S. 191, oSo), 
Hart manu ebiuiso entsclnedeii mit alleiniger Ausnahme von Elmira 
<lie Oestattung (S. 3). 

0 auch nicht in d(*n engen Grenzen, die in Ereusseii nach¬ 
gelassen sind: Gefängnisordnung für die Justizverwaltung § 52 Abs. 2, 
Dienstordnung für di(‘Anstalten des Ministeriums tles Innern § 137 Ziff.2, 
hostraft ihn vielmehr streng, uml zwar regidnnissig mit nicht wenigm* 
als drei Tag(*n Arri*st l>ei \Vasst‘r und Brot. Arr(\st ist von stdhst 
vm hunden mit Entzi(*hung d(‘r ZusatznahruiigsTnittel, dtu* Puiclnu’ und 
Schriften, der Arlndt untl des Bidllagers. Gegmi Jugendliche wr- 
hünge ich Schulstrafc*. 

') S. Ib. Mittelbar liesliitigt das dii* \\'irk>amkeit des Taliak- 
verhole>. 

*) Dass das Beispiel in der Tat so wirkt, ist mir von G(*fang(Mien 
bestätigt woialen. Sie hatten an der Sacin* keiru^ rmdile Ereiide, 
giauhr(»n aber, iiiittun zu müssen. (Heiches hmächtet M o n k e m o I I (*r 
S, 39 vom Tätowieren. 

Bi- 
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vergegenwärtige sich dies Bild: in einer Zelle mit 
Spiegel und Bildern an den Wänden, einem Blumenkasten 
vor dem Fenster und einem Teppiche auf dem Fussboden 
und „umgrenzt von einem Bücherhauf“ einen Sechzehn¬ 
jährigen, der Zigarre pafft oder Pfeife schmaucht oder 
den Priem im Bogen ausspuckt oder die Schnupftabaks¬ 
dose in den Fingern dreht und dazu die neueste Nummer 
der Anstaltszeitung liest. 

c) a) Die Büchersammlungen zeichnen sich durch 
Zahl und Inhalt ihrer Bände aus. Ich sehe deshalb keinen 
Grund, weshalb die Beschaffung nicht der Anstalt gehöriger 
Bücher allgemein und im weitesten Umfange zugelassen 
wird. Das als Ausnahme im Einzelfalle zu erlauben, ge¬ 
nügt vollauf und entspricht dem bei uns geltenden Rechte’). 
Stehen die Büchereien nicht auf der Höhe, so darf der 
Staat nicht zögern. Versäumtes nachzuholen. Er gibt sich 
ein Armutszeugnis, wenn er den Gefangenen fort und fort 
den Bezug geistiger Nahrung von ausserhalb gestattet. 
Hamburg hat es nicht nötig. 

ß) Es werden in den Anstalten Zeitungen gedruckt 
und herausgegeben, deren Beiträge entweder ausschliesslich 
oder überwiegend von Gefangenen, sonst von Beamten, 
herrühren, und zwar zum grössten Teile als eigene Geistes¬ 
erzeugnisse der Einsender. Die Zeitungen dienen auch 
den Anstaltsverwaltungen zu Bekanntmachungen von die 
Gefangenen angehenden Anordnungen. Man wird das 
Lesen von Zeitungen in besonderen Fällen gestatten 
können und wohl überall gestatten, auch erlauben dürfen, 
dass Redakteure, Berichterstatter usw, unpolitische Auf¬ 
sätze, Abhandlungen u. dergl. unbedenklichen Inhaltes 
v(‘rfassen und an ihre Zeitungen senden. Ich gewähre 
der Partcistellung weitesten Spielraum. Damit ist dem 
verständigen Bedürfnisse genügt. .lugendliche haben keine 
Zeitung nötig, noch weniger sollen sie solche schreiben. 
Sich gedruckt zu sehen und in anderer Hände zu wissen, 
erweckt lei(*ht hier die Grossmannsucht, dort den Nach- 

‘) § .‘50 der rirundsiltze des Bundesnttes. 
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ahmungstrieb^). Denn warum sollte unsereiner nicht 
können, was andere können ? Wer sich vom Unvermögen 
überzeugt, hilft sich mit heimlicher Anleihe, Drucker¬ 
schwärze tut es nun einmal den Leuten an und kein 
Leser kann stets genau unterscheiden, was Eigengut und 
was nach- oder anempfunden ist. Hochangesehene Tage¬ 
blätter bekämpfen mit ernsthaften Gründen den Entwurf 
des Reichs Vereinsgesetzes wegen der beabsichtigten Zu¬ 
lassung Minderjähriger zu politischen Versammlungen. 
Was bedeutet das aber gegenüber dem Zustande, dass ein 
Redaktionsstab von gefangenen Jungen seinen Alters¬ 
genossen in gleicher Lage selbstgemachte Politik vorsetzt ? 
Ob etwa der Anstaltsleitung das Recht der Zensur ein¬ 
geräumt ist, trägt wenig aus. Gegen die Politik im Ge¬ 
fängnisse habe ich mich schon oben-) gewandt, gegen sie 
in dieser Form und von diesen Urhebern spreche ich mich 
mit besonderer Entschiedenheit aus 

Die Lehrer mögen die Aufgaben für die Schulaufsätze 
nicht zu eng begrenzen und die gelungensten Arbeiten 
besprechen und auszeichnen. Das wird das Denken und 
(len Stil fördern und den Ehrgeiz anstacheln. Es ist vieler 
^lenschen Unglück, zu glauben, dass sie nur mit der Feder 
womöglich die Welt, wenigstens aber das nötige Kleingeld 
gewinnen können, um damit zwar kläglich zu scheitern, 
es aber stets von neuem zu versuchen-^). Das Gefängnis 
darf nicht die Schuld auf sich laden, auch nur durch un¬ 
beschränkte Gewährung von Gelegenheit die Schar der 
armen Tröpfe zu vermehren. Sollten der Männer der Presse 
in Amerika nicht genug sein, bei uns sind ihrer übergenug. 

Ueber das Unangemessene, amtliche Anordnungen den 
Geltingenen durch ihre Zeitungen bekannt zu geben, ver¬ 
liere ich kein Wort. 

y) Für deutsche Vcrhältnis.se ebensowenig nachahmens¬ 
wert sind die Klubs, die sehr verschiedenen Zwecken dienen 

' ; Ueber diesen M ö n k e in ö 11 e r S. 10, ^14. 

') in Abschuitr X c) 

) Näheres bei Werbeck-Svaerd.stroein Ausnalniiesclii( U.sale S. 42ff. 
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und teils unter Leitung oder Mitleitung von Beamten stehen, 
teils sich selbst regieren. Die Selbstregierung geht so 
weit, dass sogar der Direktor nur auf Einladung erscheint 
und dann als Gast behandelt wird. Bis zu welchen Ab¬ 
geschmacktheiten die Sache getrieben wird, beweist das 
Beispiel eines Mässigkeitsklubs, der wöchentlich einmal 
tagt!). Leider verlautet nichts darüber, was er tut und 
treibt, so interessant dies der vorliegenden Umstände wegen 
wäre. Der Mehrzahl der Klubs ist es darum zu tun, dass 
im Anschlüsse an Vorträge oder ad hoc aufgeworfene 
Fragen debattiert wird. Dabei soll häufig eine erstaun¬ 
liche Fertigkeit zu beobachten sein. Ich fürchte sehr, 
dass einerseits die Eitelkeit, sich sprechen zu hören, 
andererseits das rednerische Klopffechtertum unliebsame 
Förderung erfährt. Es gibt wahrlich Leute genug, die, 
mögen sie dafür begabt sein oder nicht, es bedünkt, bei 
jeder Gelegenheit zum Worte greifen zu müssen, und es 
wäre besser, wenn mehr geschähe, als geredet wird. Die 
Vereinsmeierei steht in unserem lieben Vaterlande in 
prächtigster Blüte. Ich bin unbesorgt darum, dass sie 
auch fürder die wunderbarsten Schösslinge treiben wird, 
ohne dass ihr durch Gefangenenverbindungen zu Hilfe ge¬ 
kommen zu werden braucht. Vereinigungen von Schülern, 
selbst höherer Lehranstalten, sind, wofür triftige Gründe 
genug sprechen, an vielen Orten verboten. 

Der Gefängnislehrer stelle im Unterrichte gelegentlich 
ein den Verhältnissen und dem Verständnisse angepasstes 
Thema zur freien Aussprache oder gestatte, dass von den 
Schülern eines dazu vorgeschlagen wird. Er erziehe aber 
auch bei d e in Anlasse, verlange kurze, möglichst schlagende 
Ausführungen und schneide seichtem Zungengedresche 
(len Faden ab. Damit wird er sich wohlverdient machen. 

h) Wie weit in der Pflege musischer Künste gegangen 
weiden kann oder soll, ist Sache guten Geschmackes und 
richtigen Taktgefühles. Daraus ergibt sich von selbst ein 

') Rauchstein a. a. O. Bd. dl S. 9, Herr S. 308 und in den 
reformatorics für Frauen S. 71. 
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Masshalten. Wohl jede grössere Anstalt verfügt über 
einen Sängerchor. Hier in Hamburg lassen sie sich ausser 
bei den gottesdienstlichen Handlungen von Zeit zu Zeit 
ausserhalb der Kirchen mit geistlichen und guten Volks¬ 
liedern hören. Ein- bis zweimal im Jahre findet in den 
Kirchen eine Aufführung statt, bei der einige Gefangene 
oder Beamte auch Instrumente spielen. Die Darbietungen 
finden vor Gefangenen für Gefangene statt. Will man 
Kapellen bilden, so darf das nur als Selbstzweck geschehen, 
d. h. zur Einübung und Fortbildung der Mitglieder und 
zum Nutzen für andere Insassen, nicht aber wie in 
Amerika zu öffentlichen Konzerten innerhalb oder gar 
ausserhalb der Anstalt. Ich bin ein geschworener Feind 
jeglichen Zurschausteilens von Gefangenen. Denn sie sind 
nicht dazu da, die Neugier des Publikums — andere 
Empfindungen wird man gewöhnlich vergebens suchen — 
zu befriedigen. Ein Teil kommt sich dabei wichtig vor 
und sucht die Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen, ein 
anderer fühlt sich bedrückt. Jugendliche dürfen am 
wenigsten den Blicken Unbefugter preisgegeben werden. 
Ihr Schamgefühl soll zarte Pflege, ihr Hochgefühl, be¬ 
staunt zu werden, keine Nahrung finden. Wozu ist sonst 
die Nichtöffentlichkeit des Verfahrens da? 

f) Die Abwechslungen in den reformatory prisons sind 
damit noch nicht erschöpft. Schon Sport und Klubleben 
können als Vergnügungen gelten. Ebenso Zeitungschreiben 
und Musiktreiben, falls beides nicht des Erwerbes wegen 
geschieht, was ja hier nicht der Fall. Daneben gibt es 
unzweifelhafte Vergnügungen. Es werden Umzüge ver- 
an.staltet, finden theatralische Aufführungen statt und gehen 
selbst Tanzkränzcheni) vor sich. 

Ich halte es für überflüssig, diesen Dingen ein Wort 
zu gönnen. Es sei anerkannt, dass vieles im (iefängnis- 
wesen Nordamerikas .sieh aus den dortigen Lebensgewohn- 
lieiten erklärt, dass der Verbrecher im Interesse der Er- 

') in (len i'eforinatorics für Frauen, wo aueli 'raii/.unterrielit er¬ 
teilt wird (Herr S. ÖS). 
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haltung und Vermehrung der durchschnittlich dünnen 
Bevölkerung mehr gilt als anderswo’), dass alles darauf 
angelegt ist, der Strafe den Charakter nicht sowohl eines 
Uebels, als eines Mittels zu geben, dem Verbrecher An¬ 
passungsfähigkeit an die Gesellschaft beizubringen und 
dadurch in diese aufnahmefähig zu machen. Das alles 
aber rechtfertigt solche Uebertreibungen so wenig, wie die 
in diesem Abschnitte unter b) gerügte. Sie werden, dessen 
bin ich gewiss, auf deutscher Erde niemals eine Stätte 
finden. Geht es doch soweit, dass die kirchlichen Räume 
in Bühnen umgewandelt werden und Altäre, Kanzeln usw. 
während der Zeit in die Ecke wandern. 

xir. 

Wir hören viel Rühmens vom Erfolge der Reform¬ 
gefängnisse. Das ist bei solchen Sachen stets so, sonst 
würden sie uns eben nicht angepriesen. Der Erfolg soll 
in der Verminderung der Rückfälle bestehen. Nun handelt 
es sich aber bei den Insassen um eine Art Auslese: bis 
dahin unbescholtene, zum grossen Teile in jüngeren Jahren 
stehende Personen, die, wenn sie sich als der Besserung.s- 
arbeit unzugänglich erweisen, an ein state prison abgegeben 
zu werden pflegen. Nach einer im Verhältnisse zur mög¬ 
lichen Strafdauer kurzen Zeit kann die vorläufige Ent- 

‘) Das ist natürlich nicht so gemeint, als ob wir oder andere 
ältere Kulturvölker den Verbrecher verkommen lassen, weil Bevöl¬ 
kerung zur genüge oder darüber hinaus da ist, und die Amerikaner 
aus dem umgekehrten Grunde ihn vorziehen. Als Mensch ist der 
\ erhrecher hier wei’t, was er drüben gilt. Wir aber behandeln ihn. 
frei von gewissen Nebenrück.sichten auf den Bevölkerungsstand oder 
ähnliclu'S, nach grundsätzlichen Gesichtspunkten vermöge unserer 
Auffassung von Recht und Strafe. Hart man ns geistreiche Anti¬ 
these S. 288 schiesst über das Ziel. 

In schreiendem Gegensätze zu dem Bestreben um Erhaltung' 
des Verbrechers als Menschen steht die sonstige Gleichgiltigkeit gegen 
menschliches Leben, z. B. bei Unglücksfällen. Dem unsinnigen 
Schiessen bei d(‘r Feier des Verfassung-sfestes fallen jährlich Hunderte 
zum Gpfer, ohne dass auch nur die Polizei merklich sich darum 
kümmert. 
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lassung erlangt werden. Die Bewährungsfrist ist kurz 
und leicht zu erfüllen, was w'ährend ihrer verlangt wird. 
Sichere Unterragen für das, was angeblich erreicht wird, 
in Gestalt genauer Zahlen gibt es nicht. Jede Anstalt 
rechnet, wie es sie richtig dünkt, und demzufolge möglichst 
zu ihrem Besten. Ich unterstelle damit nicht absichtliche 
Täuschungen. Was soll es aber heissen, wenn die Hälfte 
Verschollener, d.h. derjenigen, die im Laufe der Bewährungs¬ 
frist, trotzdem es ihnen vorgeschrieben, nichts von sich 
hören lassen, als gebessert auf der Gewinnseite des Systemes 
gebucht werden, während sie aller Vermutung nach ander¬ 
wärts sitzen, weil sie sonst den formularmässigen Bericht 
bequem hätten schicken können. Ein Strafregister gibt 
es nicht und eine Verbindung der Anstalten untereinander 
besteht nicht. Für die Wirksamkeit dieser Art des Straf¬ 
vollzuges müssen daher erst andere und bessere Beweise 
als bisher beigebracht werden^). 

Nun hat der Reichskanzler jüngst im Reichstage von 
dem amerikanischen Besserungssysteme gesprochen, aber 
ausdrücklich erklärt, dass er nicht Sachverständiger sei 
und nur den Gedanken hinwerfe, ob wir uns jenem nicht 
nähern sollten. Von einer Uebernahme des Ganzen ist 
also auch er entfernt. Sie wäre nur möglich, wenn wir 
alles Bestehende in Grundgedanken und Ausführung über 
den Haufen würfen. Damit wird es aber wohl gute Wege 
haben. Manches ist uns bereits eigen, manches können 
wir umbilden, in manchem mögen wir uns ansehliesscn, 
im Wichtigsten aber heisst es, auf dem Boden des Be¬ 
stehenden bleiben, nicht aus Bequemlichkeit des Beharrungs¬ 
vermögens, sondern in wohlbegründcter Schonung unserer 
Eigenart als Abwelir gegen umstürzlcrisehen Einbruch von 
aussen. 

Soll ich Vorschläge für die ohne Zweifel gebotene 
Wu’besserung unseres Jugendstrafrechtes machen, so gehen 
.sie dahin: 


') \'gl. dazu Abschnitt VII b) 
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a) Heraufsetzung der Grenze für die unbedingte Straf¬ 
unmündigkeit auf das vollendete vierzehnte Lebens¬ 
jahr, 

b) Heraufsetzung der oberen Grenze für die bedingte 
Strafmündigkeit auf das vollendete einundzwanzigste 
Lebensjahr, 

c) für die Zeit der bedingten Strafmündigkeit, 

a) Ersetzung der Einsicht in die Strafbarkeit der 
Handlung durch die sittliche Reife, 
ß) wahlweise Androhung von Zwangserziehung 
und Strafe, 

d) Verhandlung der Strafsachen gegen Jugendliche 
(also der Angeschuldigten zwischen dem vollendeten 
vierzehnten und dem vollendeten einundzwanzigsten 
Lebensjahre), 

a) unter tunlichster Verschonung mit der Unter¬ 
suchungshaft, 

ß) bei regelmässigem Ausschlüsse der Oeffent- 
lichkeit, 

y) vor Jugendgerichtshöfen, 

e) Umgestaltung des Strafvollzuges nach dem Pro¬ 
gressivsysteme mit 

f) umfassender körperlicher, geistiger und gewerb¬ 
licher Ausbildung. 

Ich betone indessen, dass Männer des Strafvollzuges 
an den bisherigen Darstellungen der Einrichtungen und 
Zustände unter dem Sternenbanner sich nicht genügen 
lassen dürfen. Ich schätze namentlich die von Baern- 
1 ’ e i t h e r, Herr und Hartmann wegen ihrer trefflichen 
Kiu k- und Ausblicke hoch, die letzte am höchsten, ein. 
Nicht einer aller mir bekannten Verfasser aber steht in¬ 
mitten der Verwaltungspraxis der Gefängnisse. Das 
ist ein böser Mangel. Denn einer von uns wird mit anderen 
Angen sehen, den Masstab seiner in enger Fühlung mit 
Straffälligen geschöpften Erfahrungen anlegen, sich mit 
dem inneren Lehen der Anstalten nicht bloss als Ver¬ 
körperung von Allgeineingedanken, sondern um seiner 
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selbst willen befassen. Ob und wie sich beides deckt, ob, 
was glänzt, Gold ist und nicht der Schein trügt, dafür 
bringt er mehr als andere volles Verständnis mit. Ich 
erachte es darum für unumgänglich, dass ein durch lang¬ 
jährige Erfahrung in weitem Wirkungskreise gereifter, die 
englische Sprache gründlich beherrschender Gefängnis¬ 
praktiker für eine ausgiebige, nicht ängstlich auf den 
Tag bemessene Zeit über den atlantischen Ozean entsandt 
werde, um die Dinge vom Standpunkte der Gefängnis¬ 
technik aus auf das genaueste zu prüfen. Anders kommen 
wir in den Dingen, die uns am Herzen liegen, zu keinem 
klaren, offenen, unbeirrten Einblicke. 

Nachschrift. 

Seit vorstehendes Gutachten abgeschlossen und ein- 
gesandt worden ist, haben sich auf dem von ihm behan¬ 
delten Gebiete mehrere Geschehnisse von Belang zuge¬ 
tragen, deren wenigstens an dieser Stelle zu gedenken 
sich verlohnt, auch Schriften in ziemlicher Zahl hervor¬ 
gemacht. Ich benutze den Anlass gleichzeitig zu einer 
weiteren Vervollständigung durch Ergänzung einzelner 
Ausführungen in Gestalt meist kleiner Zusätze. 

I. 

a) Das preussische Abgeordnetenhaus bat einen An¬ 
trag Schiffer angenommen, der die Regierung ersucht, 
darauf hinzuwirken, dass von Reichswegen eine Umge¬ 
staltung des Strafrechtes, des Strafverfahrens und des 
Strafvollzuges gegenüber Jugendlichen vorgenommen werde. 
Der Antrag ist also in demselben Umfange gestellt, in dem 
ich die Frage 4 aufgefasst und behandelt habe. Er lautet 
aber allgemein, sodass er von amerikanischen Vorbildern 
als Richtschnur des gesetzgeberischen Vorgehens nichts 
enthält. Entsprechenden Anträgen Bassermann und 
Kirsch hat sich der Heii-hstag angeschlossen. 

b) Der Antrag .Schiffer ist eine Frucht der lleratungcMi 
ül)er den Justizetat, in dem eine Frage des forinah'n Keclit(*s 
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breiten Raum eingenommen hat. Von allen Seiten ist mit 
Schärfe betont worden, dass es mit der Oeffentlichkeit in 
Strafsachen so nicht weiter gehe. Ausführungen über das 
Unwesen theatermässigen Verhaltens der Zuhörer decken 
sich nahezu dem Wortlaute nach mit den meinigen. 

c) Der württembergische Justizminister hat verfügt, 
dass vom 1. Juni 1908 ab Schöffengerichte als Jugend¬ 
gerichte mit Vormundschaftsrichtern als Vorsitzenden und 
besonderen Gerichtstagen einzurichten sind, und der 
Staatssekretär des Reichsjustizamtes die Vorlegung eines 
Strafprozessordnung für den Winter zugesagt, die ein be¬ 
sonderes Verfahren gegen Jugendliche, wenn auch nicht 
Jugendgerichte unter diesem Namen bringen soll. 

d) Zeitungsnachrichten zufolge sind auch in Altona, 
Breslau und Kiel Jugendgerichtshöfe eingesetzt und für 
Düsseldorf ein solcher beabsichtigt. In Altona und Kiel soll 
eins der Schöffengerichte als Gerichtshof für Jugendliche be¬ 
stimmt sein, während die mir über Breslau zu Gesicht ge¬ 
kommene Meldung nicht recht verständlich ist. Dort soll näm¬ 
lich das Jugendgericht durch einen Vormundschaftsrichter 
gebildet werden. Entweder ist ein solcher wegen des bei 
ihm vermöge seiner Beschäftigung vorauszusetzenden be¬ 
sonderen Verständnisses für Fragen in Ansehung. Jugend¬ 
licher zugleich zum Vorsitzenden eines Schöffengerichtes 
als Jugendgerichtshofes bestellt oder er hat den Vorsitz 
mit dem Vormundschaftsgerichte vertauscht oder es 
handelt sich nur um Ausübung einer Fürsorgetätigkeit. 
Weiter wird berichtet, dass die Eltern, Vormünder usw. 
zu den Verhandlungen zugezogen werden und diese zu 
besonderen Stunden stattfinden. In Kiel soll es einen 
probation officer geben. Vielleicht und hoffentlich erfahren 
wir auf der Versammlung über diese Dinge Näheres. An¬ 
fragen, die ich vorhatte, sind unterblieben, weil ich glaubte, 
als blosser Gutachter nicht mit Sicherheit auf Beantwortung 
rechnen zu dürfen. 

Solange nicht für alle Straftaten Jugendlicher eine 
und dieselbe Art von Gerichten sachlich zuständig ist, 



sollten innerhalb ihrer Zuständigkeitsgrenzen sowohl 
•Schöffengerichte als Strafkammern für die Rechtsprechung 
über Jugendliche bestellt werden. Den Schöffengerichten 
klebt der Mangel des fortwährenden Wechsels der Bei¬ 
sitzer an, während die Stetigkeit der Besetzung gerade 
für die Fälle der Jugendlichen von höchsten Werte ist. 
•Sollten die Strafkammern zukünftig durch grössere Schöffen¬ 
gerichte ersetzt werden, so sind wenigsten die mehreren 
rechtsgelehrten Mitglieder ständig. 

Der eben berührte Mangel wird nicht dadurch wett- 
geinacht, dass, was gewiss zweckmässig, Vormundschafts- 
i'ichter den Vorsitz in den Schöffengerichten als Jugend¬ 
gerichten führen. Denn bei den kleinen Amtsgerichten 
j)flegen einmal die jüngsten oder doch nur jüngere Richter 
tätig zu sein, zweitens selbst diese stark zu wech.seln, 
drittens von den wenigen •Straffällen die wenigsten 
.lugendli(*he zu betreffen. Es fehlt also an »Stetigkeit und 
lOrfalming selbst im Vorsitze. Der Vorschlag Haacks, 
^Die Rechtswissenschaft auf dem toten Punkte“ S. 69 in 
der Art der Handelsrichter für die .Schöffengerichte 
ständige Laienstrafrichter zu bestellen, dürfte keine Aus¬ 
sicht auf Verwirklichung haben. Wie er die Unständigkeit 
der Besetzung der Schöffengerichte beheben, so will der 
Vorschlag K ö h n s, .S. 4 und 6 eine besondere Beisitzer- 
lisie aus Geistlichen, Aerzten, Lehrern und ähnlichen 
Personen für die Rechtsprechung in Jugendgerichte zu 
bilden, dem Mangel an Erfahrung begegnen. Mittelbar 
würde auch er die Ständigkeit fördei'u, ich fürchte aber, 
dass Köhne die Schwierigkeiten der Durchführung 
mindestens an kleinen Orten zu gering einschätzt. .So 
scheint mir denn mein Vorschlag in Abschnitt Vlll c) 
das .Sachgemässere zu treffen. 

II. 

a) Verurteilung auf unbestimmte Zeit, insbesondere 
bis zur Bessei'ung, ist in Deutschland gäng und gäbe ge¬ 
wesen, namentlich drm Insassen der Werk-, .'^pinn-, Raspel- 



und Arbeitshäuser gegenüber. Sie bestand in Preusseii 
bei Einsperrung in das Arbeitshaus bis 1843 und brauchte 
daher nic-ht ausserhalb unserer Grenzen entdeckt zu 
werden. Unsere Rechtsentwickelung hat aber dazu ge¬ 
führt, dass innerhalb relativ bestimmter Strafmasse — die 
absolut bestimmten verschwinden neben ihnen und absolut 
unbestimmte gibt es nicht — auf eine dem Einzelfalle 
angepasste, genau bestimmte Strafe zu erkennen ist. Der 
Str.Pr.O. gilt das als so selbstverständlich, dass sie es für 
unnötig gehalten hat, in den §§ 259, 266 etwas darüber 
zu sagen. So oft die bestimmte Strafe nicht das Richtige 
treffen mag, ebensooft sehiesst die unbestimmte Ver- 
urteilutig am Ziele vorbei. Darüber hinaus aber ist jene 
ein weit wirksamerer Schutz des Angeklagten als diese. 

b) Sehr beherzigenswerte Gründe gegen die Bildung 
von Vereinen in Erziehungsanstalten und Waisenhäusern 
bringt Petersen, Die öffentliche Fürsorge für die hilfs¬ 
bedürftige Jugend S. 95 Anm. bei. Vermöge ihrer Allge¬ 
meingiltigkeit sind sie auf die Jugendgefängnisse ohne 
weiteres übertragbar. Nebenher weist auch er darauf hin, 
dass es Avegen unseres sehr übertriebenen Vereinswesens 
bedenklic'h sei, den nicht immer gesunden Trieb im kind¬ 
lichen Alter zu fördern. 

e) Klagen über den WettbcAverb der Arbeit der 
Gerangenen sell)st für die ZAvec-ke des Staates erAvähnt 
die I letzte) Statistik der Gefängnisse der Justizverwaltung 
in Preussen für 1905 S. 16. Sie tauchen schon 1888 
auf, als man, iin Glauben, die Gcwerl)e und HandAverke 
auf diese' AVe'ise zum SeliAveigen zu A’^eranlassen, eben 
damit angefangen hatte, den Unternehmer zu Gunsten des 
Staatsbetriebes mehr einziiseliräidcen. (PUilkner, Die 
Arbeit in den Gefängnissen S. 85). 

(1) Meine Auffassung, dtiss die Handelsgerichte Sonder- 
g('i i< hte sind, Avird imeh in der pre'ussisehen Verfassungs¬ 
urkunde Art, 91 vertreten. Sie Averden gleiehermassen 
wie die Gewerbegerichte so genannt und behandelt. Dass 
die jetzigen Kammern für Handelssachen nicht äusserlic'h 
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selbständig, sondern den Landgerichten angegliedert sind, 
hat, ebensowenig Bedeutung wie der Umstand, dass die 
Handelsrichter auf bestimmte Zeit ernannt werden und 
während dieser alle Rechte und Pflichten richterlicher 
Beamten haben. 


Gutachten über Frage 4: 

Die Anwendung der amerikanischen Grundsätze 
in der Behandlung jugendlicher Verbrecher in 

Deutschland. 

Erstattet von E. Freund, Oberinspektor und Stellvertreter 
des Uir(!ktors an der Kg'l. Sachs. Strafanstalt Waldheiin. 


Amerika, das Land des Rei(;htums und der frischen, 
freien Tat, ist in seinen Einrichtungen schon manchmal 
bahnbrechend und hinsichtlich der Schnelligkeit, mit der 
dieselben ins Leben gerufen wurden, für andere Völker 
vorbildlich tätig gewesen. Die wichtigsten AVandlungen 
auf den verschiedensten Gebieten des Staats- und Völker- 
Icbens haben sich dort in einer anderwärts unmöglichen 
Schnelligkeit vollzogen. Ein genialer Kopf ersinnt eine 
neue Idee und sofort finden sich ^länner mit grossem Geld¬ 
beutel und kühnem Wagemut, die ungeaelitet anrängiieher 
Schwierigkeiten und vorültergehender ^lisserfolge die Hand 
zur Durchführung dersell)en bieten, um den Erfolg dann 
gern in den Dienst der .Mlgemeiidieit zu stellen. 

Auch die Gesehiehto des Strafvollzugs hat solche 
Erscheinungen zu verz(Mclmen. Mam he Neuerung in dem¬ 
selben hat ihre Geburtsstätte in .AmcTika gehabt und ist 
von anderen Völkern (‘rst den dortigen Einrichtungen nach- 
gt'bildet worden. 

Vielleicht stehen wir bald wieder vor einer ähidichen 
Entscheidung. Scdion sedt langer Zoit bewegt das söge- 
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nannte amerikanische Besserungssystem auch bei uns die 
Gemüter und als im Jahre 1897 der Bundesrat zu dem 
Entschlüsse kam, die in den verschiedenen Staaten des 
Deutschen Reiches so grundverschiedenen Bestimmungen 
für den Strafvollzug „bis zur weiteren Regelung“ in meh¬ 
reren Punkten einheitlich zu ordnen, da waren es wiederum 
die in den Vereinigten Staaten von Amerika bereits gütigen 
Einrichtungen, an die man sich anlehnte. Kein Wunder 
also, wenn auch jetzt, wo wir vor einer gründlichen Reform 
des Strafgesetzes, des Strafprozesses und Strafvollzugs 
stehen, die zur Ausführung dieser Arbeiten berufenen 
Männer zu diesem Zwecke dort Umschau halten. 

Tatsächlich ist das auch schon seit längeren Jahren 
geschehen. In Schrift und Wort hat man die Vor- und 
Nachteile des jetzigen Strafvollzugs der Vereinigten Staaten 
erwogen und sich namentlich mit dem bereits genannter. 
Besserungssystem beschäftigt. Die neueste Erscheinung 
in dieser Literatur ist der Bericht des Rechtsanwalts beim 
Oberlandesgericht zu Hamm, Dr. Herr, der auf Veran¬ 
lassung des kriminalistischen Seminars der Universität Berlin 
im Jahre 1903/04 eine Reise nach den Vereinigten Staaten 
Amerikas zum Studium des im dortigen Strafvollzug nun¬ 
mehr in 11 Anstalten durchgeführten Reformatory-Systems 
unternommen und das Ergebnis seiner siebenmonatigen 
Studienreise in einer ausführlichen, hochinteressanten und 
für unsere Zukunftspläne auf dem Gebiete des Strafvoll¬ 
zugs jedenfalls ausserordentlich wertvollen Schrift: „Das 
moderne amerikanische Besserungssystem“ niedergelegt hat. 

Wie überall in der Welt ist natürlich auch im ameri¬ 
kanischen Strafvollzüge Schatten neben Licht und nicht 
alles Gold, was glänzt; denn Zustände, wie sie Herr seiner 
Beschreibung nach in den „State prisons“, den unseren 
Zuchthäusern am ähnlichsten amerikanischen Strafanstal- 
t(‘n, in den „County jails“, d. s. die etwa unseren Gerichts¬ 
und Untersuchungsgefängnissen entsprechenden Anstalten, 
und in den „houses of Correction“ gefunden hat, dürften 
kaum zur Nachahmung empfohlen werden können. Was 
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uns der Bericht aber über die neueren Einrichtungen der 
Vereinigten Staaten im Strafvollzug an Jugendlichen sagt 
und damit bezüglich des Strafvollzugs überhaupt zu be¬ 
denken gibt, das dürfte zum mindesten vorerst der Beach¬ 
tung verdienen. 

In richtiger Beurteilung der Sachlage richtete man 
in Amerika bei der Sorge für Verminderung des Ver¬ 
brechertums schon längst sein Hauptaugenmerk auf die 
Jugend; denn: Wer die Jugend hat, hat die Zukunft, das 
gilt auch für die Arbeit an den Rechtsbrechern. Wenn es 
für Menschen eine schwierige, in vielen Fällen ganz unlös¬ 
bare Aufgabe ist, einen in Unehre alt gewordenen Sünder 
zur Umkehr zu bringen, so bietet eine wohlgeordnete und 
intensive Arbeit an der, wenngleich nicht mehr flecken¬ 
losen, doch aber meist noch biegsamen Seele des Jugend¬ 
lichen ungleich grössere Aussicht auf Erfolg. Dient sie 
damit schon der V’'erminderung des Verbrechertums an 
sich, so wird sie andererseits auch besonders geeignet sein, 
der erfahrungsgemäss stetig wachsenden Sittenverderbnis 
unter der Jugend selbst den längst erwünschten wirksamen 
Damm entgegenzusetzen. 

Es wäre deshalb wünschenswert gewesen, wenn die 
Frage über die Anwendbarkeit der amerikanischen Grund¬ 
sätze in der Behandlung jugendlicher Verbrecher in Deutsch¬ 
land bei Festsetzung der Tagesordnung für die nächste 
Versammlung deutscher Strafanstaltsbeamten nicht an die 
letzte Stelle, wo erfahrungsgemäss Zeit und Geduld zu den 
X’crhandlungcn schon knapp werden, geraten wäre, damit 
nunmehr baldigst eine endgiltige Lösung der Frage bezüg¬ 
lich eines einheitlich geordneten, sachgemässen Strafvoll¬ 
zugs an Jugendlichen erziedt worden wäre und so dessen 
strikte Durchführung endlich durch die zu erwartenden 
<liesbczüglichen legislatorischen Bestinnnungen garantiert 
werden kihinte. 

Die Beleuchtung des zu dieser Frage von Herr in 
seiner schon genannten Schrift dargebotenen Materials 
sowie die UnttTsuchung, ob und inwieweit sieh die anieri- 

lUattcr für Gcfan^niskunelc*. XLll. 17 
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kanisclien Grundsätze für den deutschen Strafvollzug ver¬ 
werten lassen, ist die Aufgabe des nachstehenden Gutachtens. 
Da das Herrsche Buch in den interessierten Kreisen genügend 
bekannt sein dürfte, werde ich mich auf die Heraushebung 
der eigentlichen Grundsätze beschränken und im Anschlüsse 
daran deren Anwendbarkeit auf unsere Verhältnisse zu 
prüfen versucdien. Zur Vermeidung von Missverständnissen 
möchte ich jedoch zunächst noch darauf hinweisen, dass 
die in Verfolg des Reformatory-Systems gegründeten Besse¬ 
rungsanstalten nicht zu verwechseln sind mit den Für¬ 
sorgeerziehungsanstalten für sittlich gefährdete Kinder. 
I>etztere bestehen in den Vereinigten Staaten auch schon 
seit längerer Zeit unter dem Namen „Reform-Schools“. 
Die in Frage kommenden Besserungsanstalten sind nichts 
anderes als unsere Strafanstalten für jugendliche Ver¬ 
brecher, in deren Interesse ich schon empfehlen möchte, 
dass in Zukunft statt des Namens „Strafanstalt“ von dem 
Namen „Besserungsanstalt“ auch bei uns Gebrauch ge¬ 
macht werde. 

Wie fasst mm das moderne amerikanische Besserungs¬ 
system den Begriff der Jugendlichen? Nach den .Aiit- 
teilungen Herrs so, dass darunter in der Hauptsache Leute 
irn Alter vom 10. bis zum 30. Lel>ensjahre zu verstehen 
sind. Das ergibt uns<‘ren Verhältnissen gegenüber schon 
in dei- Altcrsgrcmze der Strarmündigkeit eine Abweichung 
insofern, als das deutsche Reichsstrafgesetzbuch zur Zeit 
als solche noch das 12. Leben.sjahr an.sicht. Ich sage: zur 
Z(Mt nocli; denn es geht b<d<anntlich auch unter den 
dentschen Fachmännern allgenudn die Ansicht dahin, dass 
die Sti-afmhndigkeitsgrcnze auf den Abschluss der Scdiid- 
/eil, also auf das vollendete 14. Lebensjahr hinaufgerückt 
w- iden nn)cht(‘. 

\Vie nach unten, scheint mir alter auch die im tnod. 
aimuik. Bessc'rungssystein vorgesehene oliere .Altersgrenze 
nicht auf unsere Verhältnisse zn jtasstm: denn Leute im 
Allci' von 30 Jahren, die also längst die .Militärzeit hinter 
sich liaben, im effentliclnm Leben unter Umständen schon 
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eine gewisse Selbständigkeit erlangt, sich nach Befinden 
bereits einen eigenen Herd gegründet hatten, kann man 
im Strafvollzüge füglich nicht mehr unter Einrichtungen 
stellen, wie sie das genannte Besserungssystem vorsieht. 
Vielleicht dürfte es sich aber empfehlen. Gefangene, die 
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, aus erzieh¬ 
lichen Gründen auch nicht mit älteren Verbrechern in 
einer Anstalt zusammen unterzubringen. 

Ich möchte daher zu diesem Punkte sagen: Der 
Begriff „.lugendliche im Sinne des amerik. 
B e s s e r u n gs s y s t ein s “ passt nicht auf unsere 
V' e r k ä 11 n i s s e. A 1 s J u g e n d 1 i c h e i m S i n n e des 
Strafgesetzes sollen anzu sehen sein alle 
R e c* h t s b r e c h e r im Alter von 14 bis 20 Jahren. 
Zu vergl, auch § 56, 2 d. R.St.G.B.) Sträflinge im 
Lebensalter von 2 0 b i s 2 5 J a h r e n sind aber 
getrennt von älteren Verbrechern zu halten. 

Weiter fällt in den Grundsätzen des mod. amerik. 
P)esserungssystems die völlige Umkehrung des Strafzwekes 
auf. Nicht die Zufügung eines dem begangenen Unrecht 
entsprechenden Uebels, also die Vergeltung ist als sok her 
anzusehen, sondern die V'orbeugung, die V^erhülung neuer 
.'srraftaten, also derSchutz d(‘rOcffentlichkeit dunJi Besserung 
der Verbrecher (Herr, a. a. 0. S. 81.) 

Es bedarf wohl keiner ausführlichen Begründung, dass 
dieser Grundsatz r(‘clit gut auch auf deutsche \’'erhältnisse 
Anwendung finden kann. Wenn wir auch der Meinung 
sind, dass der Ernst der Strafe niemals unter den ül)rigen 
Massnaliinen d(‘s Strafvollzugs leiden darf, so steht anderer- 
s«*ils ebenso fest, dass in eimnn sacligemäss organisierten 
und durchgeführten .'Strafvollzug an Jugendlichen alle Ein- 
riehtungen auf Erziehung und sittliche Besserung abzuzielcn 
haben. Die vorhandcuien Fehler und SchwiUdien im 
Charakter müssmi beseitigt, Vlissgriffe in d(‘r scitluuigen 
Erziehung n\ iedt'r gut giunticht werthm: statt d('s ül)len Edn- 
flusses, dem die Gefallenen bisher von den vers(dn(‘d(‘nsten 
.'^‘•it(Mi her ausges(*tzt waren, müssen von hierzu geschic kter 
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Hand die Segensströme des Guten in ihre Herzen geleitet 
werden. 

Wir sagen daher zu diesem Punkte: DerGrundsatz 
des mod. amerik. Besserungssystems, dass im 
Strafvollzüge an Jugendlichen der Besserungs¬ 
zweck im Vordergründe zu stehen hat, soll auch 
auf den deutschen Strafvollzug Anwendung 
finden. Der Ernst der Strafe darf darüber 
nicht verloren gehen. 

Ein weiterer Grundsatz des amerik. Besserungssystems 
bezieht sich auf das Vorleben der einer Besserungsanstalt 
zu Ueberweisenden. Es wird verlangt, dass Alle möglichst 
noch nicht vorbestraft sind oder doch, wie es in den ein¬ 
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen einiger Staaten der 
Union heisst, niemand mehr wie eine, im schlimmsten Falle 
aber höchstens drei Vorstrafen erlitten hat. 

Sich in so penibler Weise an eine bestimmte Zahl 
von Vorstrafen zu klammern, halte ich nicht für zweck¬ 
mässig. Gewiss wäre die ganze Arbeit an erstmalig 
Bestraften wesentlich einfacher und leichter. Sollen wir 
deshalb aber die Andern ohne w’^eiteres ausschliessen von 
der Besserungsmöglichkeit und sie so vor aller Welt zu Un¬ 
verbesserlichen stempeln? Das wäre hart. Liegt nicht 
die Möglichkeit vor, dass in der Hauptsache die Verhältnisse 
die Schuld an dem Rückfalle des Sünders tragen und 
dieser darum es sehr wohl verdient, dass man trotz früherer 
vergeblicher Arbeit mit ihm nochmals einen Besserungs- 
versiich wagt? Selbst die Befürchtung, dass der etwa 
VOM solchen Gefangenen ausgehende üble Einfluss Andern 
schädlich werden könnte, darf uns nicht veranlassen, über 
sie ohne weiteres den Stab zu brechen. Es müsste viel¬ 
mehr die Möglichkeit, diesen nach Kräften unwirksam zu 
machen, vorgesehen werden. 

Ebenso ist es mit dem weiteren Grundsätze des mod. 
amerik. Besserimgssystems, die Uebervreisung eines Jugend- 
Hohen an eine Besserungsanstalt von der Art des begangenen 
Verbrechens abliängig zu machen. Er steht mit dem oben 
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behandelten in engem Zusammenhänge und soll deshalb 
auch gleich im Anschlüsse an diesen begutachtet werden. 
Einzelne Staaten nehmen nämlich jugendliche Mörder, 
Jndiana auch solche, die Verrat begangen haben, Neujersey 
aber alle diejenigen nicht in eine Besserungsanstalt auf, 
deren Straftat auf Sittiche Verkommenheit schliessen lässt. 

Diese Massnahmen finden zunächst eine gewisse Recht¬ 
fertigung in der weiteren Fassung des Begriffs der Jugend¬ 
lichen, die das amerikanische System vorsieht. Fassen 
wir ihn aber in dem im gegenwärtigen Gutachten vorge¬ 
schlagenen Sinne, so können weder die hinsichtlich der 
Vorstrafen noch die bezüglich der Art des Verbrechens im 
amerikanischen System getroffenen Bestimmungen gut- 
i^eheissen werden. 

Die an letzter Stelle genannte, für Neujersey gütige 
Bestimmung steht schon an sich mit ihrer Begründung aufsehr 
schwachen Füssen; denn auf sittliche Verkommenheit, lässt 
füglich jedes Verbrechen schliessen. Wollte man Gewicht 
auf diesen Umstand legen, so könnte das nur durch die 
sorgfältigsten Erörterungen des ganzen Vorlebens des An¬ 
geklagten geschehen. Ergäben diese, dass man es im vor¬ 
liegenden Falle mit einem wirklich sittlich schon verkommenen 
.Individuum zu tun hat, dann dürfte man etwa auf den 
.\usschluss desselben von einer Besserungsanstalt und seine 
Zuweisung an eine sonstige Strafanstalt zurückkommen. 

Verurteilungen wegen Verrats dürften bei der von 
uns für Jugendliche festgesetzten oberen Altersgrenze zu 
den Seltenheiten gehören. Vorkommenden Falles würde 
ifh aber auch einen solchen Jugendlichen daraufhin nicht 
ohne W’eiteres von der .Aufnahme in eine Besserungsanstalt 
ausschliessen. Ebenso jugendliche Mörder niclit. Wer 
solche unter den Händen gehabt hat, wird wissen, dass 
nicht jeder unbedingt ein verworfenes, unverbesserliches 
.'Subjekt sein muss. Alir steht gerade aus dieser Kategorie 
von Verbrechern ein junger Bursche vor den Augen, der 
mir für mein Urteil in dieser Sa< lie massgebend ist und 
bleiben wird. Er war mit sennen beiden' ^icnossen 
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aus einer Erziehungsanstalt entwichen. Weil ohne alle 
Mittel, hatten die Burschen unterwegs auf offener Strasse 
einen alten Händler überfallen und da er sich gegen ihre 
räuberischen Zugriffe wehrte, erschlagen. Der älteste von 
ihnen erhielt als Anführer eine 15 jährige Freiheitsstrafe. 
War er anfangs verschlossen und wenig zugänglich, sodass 
er bei nur vorübergehender oder oberflächlicher Beobach¬ 
tung leicht für verstockt und hartgesotten gehalten werden 
konnte, so vollzog sich an ihm unter entsprechender Be¬ 
einflussung allmählich zwar, aber ebenso stetig zunehmend 
eine völlige innere Umwandlung. Nach w'enigen Jahi*eii 
schon hätte man dafür bürgen können, dass der Bursche 
jetzt keines so schweren Verbrechens mehr fähig sein 
würde. Was wäre aber aus ihm, dem so frühzeitig in den 
tiefsten Sumpf der Sünde Geratenen geworden, wenn man 
ihm bei der Verurteilung einfach die Besserungsfähigkeit 
abgesprochen nnd ihn dann mit ausgereiften Verbrechern 
zusammengesperrt hätte? 

Also hinweg mit dieser Schablone! * Di e U eber¬ 
weis ung jugendlicher Verbrecher an eine 
Besserungsanstalt von derAnzahl ihrer Vor- 
strafenoderderArt ihrer Straftat abhängig 
zu machen, kann nicht gutgeheissen werden. 
Bei Anwendung der amerikanischen Grund¬ 
sätze für Deutschland müsste in dieser Hin 
s i c h t g e f 0 r d e r t w er d e n, d a s s di e E n t s che i d u n g 
cl a r ü b e r von d e n h i e r z u B e r u f e n e n im m er von 
Fall zu Fall getroffen wird. 

Wer hat nun die UeberWeisung eines Verurteilten an 
di(“ Besserungsanstalt zu verfügen? Herr berichtet uns da¬ 
rüber a. a. G., Seite 123: Der Richter kann den Ver- 
ui teilten einer Besserungsanstalt überweisen. Ob das ge¬ 
schehen soll, hängt nach den Grundsätzen des amerikanischen 
Systems also vom Ermessen des Richters ab. Das ist meines 
Kiachteiis aber eine .so schwere Verantwortung, die man 
kaum den Schultern eines Einzelnen aufltürden darf. Sind 
di(' amerikanischen .Strafrichter auch so viel beschäftigt. 
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wie die unserigen zumeist, so ist es ihnen gar nicht möglich, 
die einzelnen Delinquenten so eingehend zu beobachten, als 
cs zur Erlangung eines einigermassen sicheren Urteils über 
Cliarakter und Besserungsfähigkeit eines Menschen nötig 
ist. Das wird von unsern Richtern in der betreffenden 
Rubrik der aktenmässigen Nachricht ja vielhich auch ohne 
weiteres zugegeben. Deshalb wird man zur Vervollständiguiig 
des ganzen Systems einer Neuerung nicht länger mehr ans 
dem Wege gehen können, das ist die der Errichtung von 
besonderen Jugendgerichtshöfen. Amerika scheint diese 
noch nicht zu haben; und es ist sicher als ein guter Anfang 
in dem für den Strafvollzug an Jugendlichen zu erwarten¬ 
den Fortschritte anzusehen, dass man bei uns mit der Er¬ 
richtung derartiger Gerichtshöfe in neuerer Zeit bereits 
l)egonnen hat. Die weitere Ausgestaltung derselben zu 
s< hildcrn, ist hier nicht der Ort. Zur heiligen Pflicht 
müsste aber auch den Jugendgerichtshöfen von vornherein 
gemacht werden, dass sie nur im alleräussersten Falle von 
dem Rechte des Ausschlusses eines Jugendlichen von der 
Zuweisung an eine Besserungsanstalt Gebrauch machten. 

Bei Erwägung einer etwaigen Anwendung der 
amerikanischen Grundsätze auf den deutschen Strafvollzug 
müsste zu diesem Punkte gesagt werden : D i e Ma s sr e g e 1, 
Jeden Jugendlichen nach seiner Verurteilung 
zunächst auf s e i n e Eignung für eine Besserungs¬ 
anstalt zu pi‘üf en, kann beibch a 11en werden. 
1.) ie En t s c* h ei d u n g hi e r übe r s t e h t den zu er r i c li 
t c n d e n J u g e n d g e r i c h t s h ö f e n zu. Der Aus- 
s c h l u s s e i n e s V e r u r t e i 1 1 e n V 0 n d e r E i n 1 i e f c r u ri g 
in eine Besserungsanstalt soll nur in ganz 
dringenden Fällen erfolgen. 

Hier sei gleich noch einer besonderen Eigenheit d('s 
amerikanischen Besserungssystems gedacht. Da.sselbe ei’- 
streckt sich nach dem Berichte llerrs in der Hauptsache nur 
auf männliche Personen. Newyork hat zwar nachträglich 
au(,-h Besserungsanstalten für Frauen geschaffen, andci-c 
.'Staaten haben sich elauifalls in der Umwandlung älterer 
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Strafanstalten in solche versucht; zu einem rechten Ziele 
ist man bisher aber nirgends damit gekommen. Wie aus 
Herrs Mitteilungen weiter hervorgeht, scheint eine zwingende 
Notwendigkeit zur Errichtung von Anstalten der genannten 
Art in Amerika seither tatsächlich nicht Vorgelegen zu 
haben. Die dortigen Verbrecherinnen sind meist Prostituierte, 
Vagantinnen, Trinkerinnen und werden dann entweder in 
den County-jails oder in den houses o/Correction untergebracht. 

Nun ist bei uns zwar nachweislich die Zahl der be¬ 
straften Mädchen allerwärts auch geringer als die der 
jungen Burschen. Die Ersteren aber deshalb von der 
Unterstellung unter das Besserungssystem gänzlich auszu- 
schliessen, würde mir doch bedenklich erscheinen, zumal 
ein dem Strafgesetze verfallenes Mädchen erfahrungsgemäss 
leichter noch zu retten ist, als ein auf Abwege geratener 
junger Bursche. Für deutsche Besserungsanstalten müssten 
wir daher in dieser Hinsicht fordern, dass bezüglich 
der Ueberweisung an eine solche für männliche 
und weibliche Jugendliche die gleichen Be¬ 
stimmungen geschaffen würden. 

Nun aber zu denjenigen Grundsätzen, die der Durch¬ 
führung des Besserungssystems selbst dienen. Da begegnen 
wir als erstem der unbestimmten Verurteilung, d. i. die¬ 
jenige Einrichtung, nach welcher der Gerichtshof wohl 
das Urteil fällt, auf die Ueberweisung erkennt, aber ein 
Strafmass nicht auswirft. 

Ich weiss wohl, dass ich in den Kreisen deutscher 
Fachleute auf Widerstand stossen werde mit der Behaup¬ 
tung, dass in dieser Einrichtung der wichtigste Grund¬ 
pfeiler des ganzen Systems zu erblicken ist. Man wird 
die unbestimmte Verurteilung als einen unzulässigen Ein¬ 
griff in das Strafrecht hinstellcn, als eine unberechtigte 
Härte gegen die Angeklagten bezeichnen und unter der 
Befürchtung, dass durch sie eine erhebliche Steigerung der 
Personalbestände in den betreffenden Anstalten zu erwarten 
sei, ihr als einen neuen gewaltigen Ansturm auf den Staats¬ 
säckel den Prozess machen. Doch, wie dem auch sei, ich 
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muss dabei bleiben zu behaupten, dass mit der unbestimm¬ 
ten Verurteilung die ganze Durchführung des Systems 
steht und fällt. 

Als Eingriff in die Befugnisse des Strafrechts vermag- 
ich die unbestimmte Verurteilung nicht zu erkennen, nament¬ 
lich dann nicht, wenn in dem für die ganze Einrichtung 
zu schaffenden Gesetze doch ein bestimmter Rahmen für 
die Strafmasse festgelegt und dem Richter neben der Fällung 
des Urteils auch die Entscheidung über die endgiltige Ent¬ 
lassung des Verurteilten aus der Strafhaft gewahrt bleibt. 
Eline Härte gegen die Angeklagten, ja ich möchte sagen, 
sogar eine Grausamkeit gegen Jugendliche finde ich eher 
in den kurzzeitigen Freiheitsstrafen, als in der unbestimmten 
Verurteilung. Was wird denn durch eine Freiheits¬ 
entziehung auf kurze Dauer, wie sie für ein leichteres Ver¬ 
gehen nur zulässig ist, erreicht? In vielen Fällen nichts 
oder gerade das Gegenteil. V'ariatio delectat! denkt der 
Grosstadtjunge, wenn er auf diese Weise Gelegenheit er¬ 
halt, auch einmal einen Blick hinter die Mauern des 
Gerichtsgefängnisses seiner Vaterstadt zu tun oder auf 
6—8 Wochen im schönsten Sommer in einer Strafanstalt 
mit einer Anzahl gleichgestimmter Altersgenossen auf 
Feldarbeit zu gehen. Diese Strafen sind eben, und das 
füllt im Strafvollzug an der Jugend schwer ins Gewicht, 
gänzlich unpädagogisch. 

Wie verfährt denn ein verständiger Vater mit 
seinem Kinde, wenn das eine Dummheit begangen hat ? 
Er lässt es vor sich kommen und sagt ihm: „Das ist aus 
dem und dem Grunde unrecht, deshalb darfst du es nicht 
wieder tun!“ — gibt ihm also einen Verweis. Kommt 
wieder etwas Unrechtes vor, dann heisst es: „Du hast 
in diesem Falle nun eigentlich Strafe verdient — aber“ — 
es wird also nur ein bedingtes Urteil gesprocdien. Erst, 
wenn das nicht hilft, gibt’s kein „aber“ mehr, sondern 
Strafe, deren Dauer ein kluger Vbiter jedoch, wenn es sieh 
nicht um eine sofortige Exekution handelt, auch niemals 
gleich von vornherein festsetzen wird, um sie, sobald die 



466 


beabsichtigte Wirkung erzielt ist, als weiter unnötig, jeder¬ 
zeit auf heben zu können — wie das die unbestimmte Ver¬ 
urteilung im Strafvollzüge auch will. Dass in der gedach¬ 
ten Reihenfolge: Verweis, bedingtes Urteil, unbestimmte 
Verurteilung, etw'as Unnatürliches und Unpädagogisches 
läge, dürfte sich kaum nachweisen lassen. Und welcher 
Spielraum liegt ausserdem in dieser Steigerung für die 
Strafbefugnis des Richters! 

An eine auffällige Aufwärtsbewegung der Personal¬ 
bestände in den Anstalten für Jugendliche infolge Ein¬ 
führung der unbestimmten Verurteilung glaube ich auch 
nicht. Fielen doch damit die jetzt bekanntlich einen ziem¬ 
lich hohen Prozentsatz ausmachenden Kurzzeitigen weg, 
wie ebenso die vorläufige Entlassung in den Bestands¬ 
verhältnissen der gedachten Anstalten eine nicht unwesent¬ 
liche Rolle spielen würde. Aber selbst auf die Gefahr 
hin, dass diese Befürchtung wirklich zur Wahrheit werden 
sollte, halte ich dafür, dass auf den Strafvollzug für Jugend¬ 
liche verwendete Kapitalien sich weit günstiger verzinsen 
als die in Zuchthäusern angelegten Gelder. Uebrigens 
ist die Jdee der unbestimmten Verurteilung keineswegs 
etwas Neues. Obermaier forderte diese schon vor mehr 
als fünfzig Jahren für Bayern. Jn Amerika aber ist man, 
wie weiter unten noch zu berichten sein wird, alles Lobes 
voll über die mit dieser Einrichtung seither gemachten 
günstigen Erfahrungen. 

Mit welchen Bedingungen man die unbestimmte Ver¬ 
urteilung seitens der Juristen bei deren etwaiger Einführung 
sonst noch ausstatlen würde, ist mir im Interesse der Sache 
selbst zinnuhst gleichgikig. Behufs Festhaltung an der 
oben für den Begriff „Jugendliche^^ festgelegten Alters¬ 
grenze würde ich al)er nicht dafür sein, dass man hin¬ 
sichtlich d('s h(»chst(ui .Alasses ihrer Ausdehnung ohne Nt>t 
über das j?0. Lel)eiisj,ilir hinausginge. .Sonst w'ünsche ich 
nur, dass man bei Anwendung der amerikani¬ 
schen (i r u n d s ä t z e auf den d e u t s (* h e n Straf" 
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\' 0 11 z u g für Jugendliche unbedingt an der 
luibestimmten Verurteilung festhält. 

Im engen Zusammenhänge mit dieser steht die im 
amerikanischen Besserungssystem vorgesehene bedingte 
oder vorläufige Entlassung, Herr bezeichnet sie a. a. 0., 
Seite 329, als ein notwendiges Requisit derselben. Ich bin 
allerdings auch der Ueberzeugung, dass es eine Lücke im 
ganzen System bedeuten würde, wenn man neben der 
unbestimmten Verurteilung nicht auch das sogenannte Parole- 
System, die bedingte Entlassung, hätte. Wie Herr sein- 
richtig bemerkt: einem durch längere Zeit hindurch an 
feststehende Anstaltseinrichtungen gebunden gewesenen 
jungen Menschen, dessen Charakterfestigkeit schon vorher 
zu wünschen übrig liess, mit einem JUale die volle Freiheit 
zu geben, wäre ein schwerer pädagogischer Missgriff. Wer 
seine Schuljahre in einem Internate, .zubrachte, der weiss 
aus Erfahrung, dass die Freiheit iq jugendlichem Alter 
selbst für den sittlich Starken kein leichtes Geschenk ist. 
I nter den Anforderungen, die sie stellt, ist schon mancher 
erlahmt und an den Klippen, die sie aufzuweisen hat, sind 
auch solche zerschellt, von denen es niemals jemand 
erwartet hätte. 

Der Grundzug für die Voraussetzungen und Bestim¬ 
mungen, nach welchen in dein amerikanischen Besserungs¬ 
system die bedingte Entlassung ei-folgen soll, ist gewiss 
gut, mir aber in seinen Ausführungen doch zu schablonen- 
niässig. Auch gefällt mir die Einrichtung der durch die 
vorläufig Entlas.senen selbst zu erstattenden Berichte über 
ihre Führung auf Urlaub deshalb nicht, weil sie diesen die 
<tefahr zur Aussage der Unwahrheit gar zu nahe legt. 
Ich glaube, man könnte mit den für die gleiche Einrichtung 
bei uns vorgesehenen gesetzlichen Bestimmungen besser 
auskommen. Das festgesetzte Dreiviertel der verbüssten 
Strafzeit würde ja bei Annahme der unbestimmten Ver¬ 
urteilung von sell)st fortfallen. Ich würde dasselbe aber 
auch gar nicht gelten lassen mögen, sondern vielmehr 
wünschen, dass die Entsehliessung über diese Massregel 
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niemals an einen bestimmten Zeitpunkt gebunden ist. 
Weiter düilite auch die Kontrolle über die vorläufig Ent¬ 
lassenen in anderer Weise, als sie jetzt bei uns geordnet 
ist, geregelt werden müssen. Klagen schon vorläufig ent¬ 
lassene Erwachsene, dass ihnen durch die polizeiliche 
Kontrolle, wenn sie nicht geschickt ausgeübt wird, erheb¬ 
liche Beschwerde, ja selbst der Verlust des oft mühsam 
erst erworbenen Arbeitsunterkommens verursacht wird; wie¬ 
viel mehr müssten bei der in der Regel länger andauernden 
und intensiver auszugestaltenden Kontrolle Jugendlicher 
Missgriffe Vorkommen! Ich fürchte, dass auf diese Weise 
unter Umständen die Erreichung des guten Zweckes ganz 
ausbleiben könnte und möchte daher Vorschlägen, dass die 
Kontrolle vorläufig entlassener Jugendlicher hauptsächlich 
in die Hand des zuständigen Anstaltsdirektors gelegt und 
dieser ermächtigt wird, mit derselben im Behinderungsfalle 
neben dem Arbeitgeber eine am Aufenthaltsorte des bedingt 
Entlassenen wohnhafte und als zuverlässig bekannte Person 
zu beauftragen. Zur Erlangung eines sicheren Urteils über 
den Einzelnen dürfte seine Probezeit nicht zu kurz bemessen 
werden. 

Wie bei etwa nötig werdendem Widerruf der vor¬ 
läufigen Entlassung in Amerika verfahren wird, beschreibt 
Herr S, 358 seiner Schrift. Er berichtet, dass dieser direkt 
durch die Verwaltungsbehörde, womit doch wohl die 
Anstaltsdirektion gemeint ist, erfolgt. Einzutreten hat er 
bei schlechter Führung des Entlassenen, unter Umständen 
aber auch dann, wenn durch die Umgebung, in welche 
dieser gekommen ist, ungünstiger Einfluss auf seinen sitt¬ 
lichen Zustand und somit eine Hemmung der Besserungs¬ 
arbeit befürchtet werden muss. 

Diese Bestimmung ist jedenfalls notwendig und der 
zu deren Vollzug vorgeschriebene Weg der rechte. Im 
Notfälle muss oben die Wiedereinziehung augenblicklich 
erfolgen können, sodass die Entscheidung darüber nicht 
einer ander(m Behörde übertragen werden kann. Da aber 
oben vorgeschlagen worden ist, dass die Verfügung der 
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vorläufigen Entlassung wie zur Zeit auch weiterhin von 
der obersten Justizbehörde getroffen werden soll, so würde 
es sich nötig machen, dass derselben alsbald über die 
erfolgte Wiedereinziehung eines vorläufig Entlassenen Be¬ 
richt erstattet und hierzu nachträgliche Genehmigung einge¬ 
holt wird. Der andere Grund zur Wiedereinziehung will mir 
für unsere durchsichtigen Verhältnisse nicht nötigerscheinen. 
Ist die Kontrolle wohlgeordnet, so muss sich die Unzweck- 
niässigkeit eines Unterkommens auf alle Fälle so recht¬ 
zeitig nachweisen lassen, dass der Gefangene, ohne erst 
in die Anstalt zurückgeführt zu werden, an einer passenden 
.Stelle unterzubringen ist. 

Meine Ansicht über die vorläufige Entlassung kann 
ich nach dem Gesagten kurz dahin zusammen fassen: Die 
^'orläufige Entlassung ist als notwendiges 
Requisit der unbestimmten Verurteilung bei 
Uebernahme dieser in den deutschen Strafvoll¬ 
zug für Jugendliche ebenfalls zu fordern. Als 
Voraussetzungen und weitere Bestimmungen 
liir ihre Handhabung genügen in der Haupt¬ 
sache die jetzt im deutschen Reichsstrafgesetz- 
Vmch dafür vorgesehenen. Nur soll ein be- 
.stiminter Zeitpunkt für die Möglichkeit des 
Eintritts der vorläufigen Entlassung gesetzlich 
nicht fest gelegt und die Kontrolle über dievor- 
läufig Entlassenen nicht d e r P o 1 i z e i ü b e r t r a g e n 
werden. Die Probezeit darf nicht zu kurz be¬ 
messen sein. Bei IMissbrauch der vorläufigen 
Entlassung kann diese durch die Anstalts- 
d i r e k t i 0 n jederzeit widerrufen und d c r bedingt 
E n t E‘i s s e n e zur F o r t s e t z u n g der S t r a f v e r- 
büssung in die Anstalt zurückgebracht w'erden. 

Für den Zeitpunkt der endgiltigen Entlassung ist 
nach den atnerikanischon Grundsätzen die Fhdirung des 
tlefangenen inassg(‘bend. Wenn inniK'rhin für die Dauer 
der Etiterbringung des Verurteilrt'u in eine Ik'sserungs- 
anstalt, je nach den verschiedenen .Straftaten ein gtwvisser 
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gesetzlicher Rahmen geschaffen worden ist, so kommt 
dieser kraft der unbestimmten Verurteilung für das Ende 
der Detention doch erst in zweiter Linie in Frage. Die 
Hauptsache ist, ob der Gefangene auch die Probezeit be¬ 
standen hat. Eine weitere gesetzliche Regelung der 
Detentionszeit ist auch insofern vorgesehen, als ausdrück¬ 
lich gesagt ist, dass deren Miniimülänge nie so kurz be¬ 
messen werden soll, dass dadurch der Erfolg der Besserungs¬ 
arbeit von Haus aus etwa in Frage gestellt wäre. Wenn 
freilich im Gegensatz hierzu Straflängen von zehn und 
noch mehr Jahren nach dem amerikanischen Besserungs¬ 
system möglich sind, so kann man sich damit keinesfalls 
einverstanden erklären. 

Die Bestimmung des Entlassungstermins erfolgt nach 
dem Berichte Herrs in Amerika von verschiedener Seite. 
In einzelnen Staaten verfügt hierüber die Verwaltungs¬ 
behörde der Anstalt, in anderen die allgemeine Staats¬ 
behörde, in maiKthen auch der erkennende Richter. 

Die für die endgiltige Entlassung vorgeschriebenen 
Formalitäten sind genau so wie die für die vorläufige 
Entlassung den freieren Verhältnissen Amerikas angepasst, 
unserem Gefühl über die Stellung einer Behörde zu dem 
Einzelnen aber nicht zusagend. 

j\Iit der Art, wie nach den amerikanischen Grund¬ 
sätzen die endgiltige Entlassung eines Gefangenen aus der 
Bes.sei'ungsanstalt in die Wege zu leiten ist, kann man 
sich ohne weiteres einverstanden erklären. Dass der 
Vorschlag hierzu nach eingehender Prüfung aller ein¬ 
schlägigen h'ragen von der Anstaltsleitung zu erfolgen 
haben würde', steht jedenfalls ausser Zweifel. Die vor- 
hanch'iie Verschiedenheit in der verfügenden Stelle müsste 
bei Anwendung der amerikainschen Grundsätze auf den 
dc'tifschcn Strafvollzug aber beseitigt werden. Der Eiti- 
richtung, dass der erkennende Richter den Entlassungs- 
terniin Icestiinmt, würde der Vorzug zu geben sein. Da er 
Straftat, den 'räter und alle sonstigen Umstände, die bei 
dem Vergehen in Frage kamen, am besten kennt, so 
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würde bei der fraglichen Beschlussfassung nicht nur Zeit 
gespart werden, sondern auch von der vorgeschlagenen 
KStelle die zuverlässigste Beurteilung darüber zu erwarten 
sein, ob ausser dem Besserungserfolg auch alle übrigen 
Bedingungen für die endgiltige Entlassung eines Gefangenen 
erfüllt sind. 

Für diejenigen, übi'igens nach den amerikanischen 
Statistiken anscheinend sehr seltenen Fälle, wo nach 
menschlichem Ermessen auch nach Ablauf der längsten 
I >etentionsdauer nicht die geringste Aussicht auf Besserungs¬ 
erfolg besteht, würde nichts anderes übrig bleiben, als diese 
(Jefangenen zur Fortsetzung der Strafverbüssung in einer 
Strafanstalt dem erkennenden Gerichte zur Verfügung zu 
stellen. Ob das auf Grund eines neuen Urteils'zu ge¬ 
schehen hätte, oder diese Möglichkeit in jedem Falle gleich 
bei Fällung des ursprünglichen mit in Betracht zu ziehen 
\\ äre, dürfte der gesetzlichen Regelung zu überlassen sein. 

Wenn oben gesagt wurde, dass die in Amerika für die 
endgiltige Entlassung vorgeschriebenen Formalitäten nicht 
unserem Gefühl für die Art des Verkehrs einer Behörde 
mit dem Einzelnen entspricht, so wird man mir vielleicht 
ohne weiteres darin Recht geben, wenn ich den Wortlaut 
der Einleitung zu dem entsprechenden Formular der An¬ 
stalt Jeffersonville (Indiana) anführe. Dieser heisst: 
„Sein 'eiben der Verwaltungsbehörde der Indiana-Besserungs¬ 
anstalt an. .Mit Gruss.“ Ich würde hierzu für 

unsere Verhältnisse Vorschlägen, da.ss die Eröffnung der 
verfügten definitiven Entlassung an die Betreffenden auf 
von der Ansialtsleitnng ergangenes Ih'snchen dui ch die zu¬ 
ständige Polizeibehörde zu geschehen hat. Der Erfolg 
\\ Orde der Anstallsdiri'ktion anzuzeigen sein. 

.Meine Ansicht zu diesem Punkte fasse ich dahin 
zusammen: Die endgiltige Entlassung eines 
(; e f a n g e n e n aus der B esse r u n g s a n s t a 11 e r f o 1 g t 
nach w o h 1 b e s t a n d e n e r Probezeit a u f V o r- 
s r- h 1 a g d e r .\ n s t a 11 s d i r e k t i o n n a c h V e r f ü g n n g 
durch den erkennenden Richter. Die Er- 
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Öffnung hiervon ist den Betreffenden durch 
die zuständige Polizeibehörde zu machen. 
Gefangene, bei denen nach Ablauf der längsten 
Detentionsfrist alle Besserungsversuche ohne 
Erfolgwaren, sind zurFortsetzung derStraf- 
verbüssung dem erkennenden Gerichte zur 
Verfügung zu stellen. 

Dass Herr über die weitere Fürsorge für die Ent¬ 
lassenen nichts erwähnt, darf uns wohl als Beweis dafür 
dienen, dass eine solche in Amerika gar nicht besteht. 
Woran das liegen mag, lässt sich ohne nähere Kenntnis 
der Verhältnisse nicht mit Sicherheit sagen. Denn nötig 
ist sie, wie wir aus Erfahrung wissen, sicherlich. Wir 
beklagen ja, dass zufolge unserer jetzigen Einrichtungen 
den Fürsorgeorganen nicht allemal die nötige durchgreifende 
Hilfe möglich ist. Vielleicht würde sonst doch mancher 
Rückfall verhütet werden können. Solange die Fürsorge 
mehr nur ein Zweig der Privatwohltätigkeit bleibt, wird 
sich aber auch kaum der erwünschte Wandel schaffen 
lassen. Ich sage hierzu: 

Für noch unmündige Jugendliche, deren 
manche schliesslich in der Freiheit auch noch 
jedes notwendigen Anhalts entbehren, muss 
eine weitgehende Fürsorge nach ihrer Ent 
lassung als unerlässlich bezeichnet werden. 
Die beste Lösung dafür wäre, wenn sie staat¬ 
lich geordnet werden könnte. 

Eine wichtige Rolle für das Gelingen des ganzen 
Bcsserungswerkes an den Jugendlichen spielen natürlich 
die Organisation der betreffenden Anstalten und die Behand¬ 
lung der Gefangenen in denselben. Um ihrer Bedeutung, 
willen bringe ich diese beiden Punkte entgegen der An¬ 
ordnung in der Herr schen Schrift zuletzt zur Besprechung 
Herr hat insbesondere dem zweiten in seinem Buche einen 
grossen Kaum gewidmet. Hier, wo es sich nur um ein 
Gutacliten über die Grundsätze des amerikanischen Systems 
bandelt, ist das nicht möglich. Sollte man in Deutschland 
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die Einführung des Reformatorysystems wirklich ernstlich 
ins Auge fassen, so müssten diese beiden Punkte wohl 
nochmals einer eingehenden Behandlung unterzogen werden. 

Zuvörderst das an dieser Stelle Nötige über die 
Organisation der Besserungsanstalten. Was die äusseren 
Einrichtungen betrifft, so erfahren wir darüber in der 
Schrift Herrs, dass für die genannten Anstalten in Amerika 
teils Neubauten errichtet, teils ältere Anstalten zweck¬ 
entsprechend umgebaut worden sind. Nach den dem 
Herr’schen Werke beigefügten Abbildungen scheinen die 
Amerikaner bei den ersteren einen ziemlichen Luxus ent¬ 
faltet zu haben. Wenigstens macht die Elmira-Anstalt, die 
älteste von allen, in ihrem Aeusseren eher den Eindruck 
eines modernen Schlosses als eines Gefängnisses. Das 
würde für deutsche Verhältnisse nicht empfohlen werden 
können. Auch in ihren Baulichkeiten sollen derartige 
Anstalten wohl allen technischen und hygienischen An¬ 
forderungen der Neuzeit entsprechen, niemals aber ihren 
Oharakter sowohl für die Insassen, als auch füi; die Aussen- 
welt verleugnen. Deshalb würden Turnsäle, wie der in 
Elmira, oder Lesezimmer, Räume zur Veranstaltung von 
Versammlungen und Vergnügungen für unsere nüchternen 
und einfachen deutschen Verhältnisse nicht nur ganz über¬ 
flüssig, sondern vom erziehlichen Standpunkte aus geradezu 
verwerflich sein. 

Die Idee, Besserungsanstalten aus Sparsamkeits¬ 
rücksichten räumlich mit Erziehungsanstalten für Kinder 
zusammen zu legen, wie das in Amerika in einzelnen Fällen 
geschehen ist, halte ich nicht für glücklich. Mir würde 
es nicht einmal als praktisch erscheinen, wenn man eine 
Besserungsanstalt für Jugendliche einer Strafanstalt für 
Erwachsene angliedern wollte, da schon der dann un¬ 
vermeidliche Anblick älterer Verbrecher für jugendliche 
vom Uebel ist. (Zu vergl. § 57 d. R.St.G.B.) Eher noch 
halte ich es für angängig, da, wo die Kopfzahl zu gering 
ist, die Anstalten für beide Geschlechter unter eine gemein¬ 
same Leitung zu stellen, natürlich räumlich so getrennt, 

liUttcr für Gctan^in>kur.‘lc. XLII. 
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dass jeglicher Verkehr, auch der durch das Auge, voll¬ 
ständig ausgeschlossen ist. Ueberdies würde es meiner 
Meinung nach der Anstalt nur zum Segen sein, wenn der 
Vorstand derselben Zeit übrig hätte, um sich neben der 
Erledigung der Verwaltungsgeschäfte praktisch auch an 
der Erziehungsarbeit beteiligen zu können. 

Doch damit bin ich schon bei den inneren Einrich¬ 
tungen der gedachten Anstalten angekommen. Von denen 
berichtet Herr S. 150 u. f. seines Buches zunächst, dass die 
amerikanischen Besserungsanstalten teils unter der Ober¬ 
leitung einer besonderen Verwaltungsbehörde stehen, teile 
aber auch als mehr selbständige Organismen der Ober¬ 
aufsicht der Kommission für das allgemeine Gefängnis¬ 
wesen unterstellt sind. Das Letztere würde als mehr 
unseren Verhältnissen entsprechend den Vorzug verdienen. 

Bei dem, was Herr an genannter Stelle weiter über 
die Pflichten der verschiedenen Beamten schreibt, fällt 
ohne weiteres auf, dass der Lehrer gänzlich unerwähnt 
bleibt, Di^ Lösung des Rätsels gibt Herr auf S. 212. 
Dort erfahren wir, dass die amerikanischen Besserungs¬ 
anstalten tatsächlich ohne eigene Berufslehrer sind, eine 
Einrichtung, die nach unseren Begriffen"^ gar nicht denkbar 
und auch durchaus nicht zu billigen wäre. Man zieht in 
Amerika höchstens auswärtige Lehrer zu einem Teile des 
Unterrichts heran, während den übrigen der Anstalts¬ 
geistliche oder sonst geeignete Personen und — auch 
Gefangene erteilen. St. Cloud in Minnesota hat erst neuer¬ 
dings die Anstellung ständiger Berufslehrer in Erwägung 
gezogen. Dieser Mangel erklärt es jedenfalls auch, dass 
unter den von Herr in seinem Berichte genannten Leitern 
der amerikanischen Besserungsanstalten nicht ein einziger 
Pädagog zu finden ist. 

Das führt aber zu dem anderen Punkte, den Herr in 
seinen Mitteilungen über die Organisation der genannten 
Anstalten berührt, die Vorbildung der Beamten. Da ver¬ 
misse ich wieder etwas sehr Wichtiges, nämlich die Angaben 
über Auswahl und Vorbildung des Aufsichtspersonals. Herr 
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sagt nur, dass in einzelnen Staaten die Auswahl der Unter- 
bearaten dem Direktor überlassen sei, dass dieser sie nach 
eigenem Gutdünken beruft und entlässt. Ob sie zur Prüfung 
auf ihre Eignung für die schwierige Aufgabe eine Probezeit 
zu bestehen haben und während derselben von sach¬ 
kundiger Seite auf ihre Amtsarbeit entsprechend vorbereitet 
werden, darüber erfahren wir nichts. Wehn es nicht der 
Fall wäre, so müsste das als ein grosser Mangel bezeichnet 
werden. Denn jeder Strafanstaltsbeamte weiss, von welch 
hoher Bedeutung ein sachgemäss vorgebildetes Aufsichts¬ 
personal für das Gelingen der ganzen Strafanstaltsarbeit 
ist. Das wird aber erst recht in die Erscheinung treten 
bei einer Anstalt, wo es sich hauptsächlich um Erziehungs¬ 
arbeit handelt, und zwar nicht bloss um die, welche für 
Kaserne und Exerzierplatz erforderlich ist. 

Für Geistliche, Lehrer und Arzt ist die erforderliche 
Vorbildung durch ihr Studium gegeben, daneben selbst¬ 
verständlich aber nötig, dass diese Beamten den guten 
Willen haben, sich dem Geiste und Zwecke der Anstalt 
in sachdienlicher Weise anzupassen. Als Leiter der Anstalt 
denke ich mir einen erfahrenen, auf seine allseitige Be¬ 
fähigung hinreichend erprobten Erzieher, der schon durch 
seine ganze Persönlichkeit und seine Charaktereigenschaften, 
sowie auch durch seine berufliche Begeisterung und Pllicht- 
treue in alle Wege vorbildlich auf Mitarbeiter und Zöglinge 
zu wirken imstande ist. 

Herr bezeichnet die Frage der Beamten wähl überhaupt 
als eine schwache Seite im amerikanischen Gefängnis wesen, 
weil dabei sehr häufig politische Motive, also persönliche 
Interessen, den Ausschlag geben. Aehnliches dürfte man 
bei uns wohl nirgends zu befürchten haben. Im Gegenteil, 
wir könnten überzeugt sein, dass seitens unserer Staats¬ 
regierungen auch in diesem Falle lediglich das Interesse 
an der Sache gewahrt bliebe, sodass man an massgebender 
Stelle auch für diese, wichtigen Posten immer die rechten 
Männer zu suchen und zu finden wissen würde. 
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Das zu diesem Kapitel Gesagte kann ich kurz dahin 
zusammenfassen: Bei Anwendung der amerika¬ 
nischen Grundsätze auf den deutschen Straf¬ 
vollzug müsste gefordert werden, dass die 
Besse rungsanstaltenfürjugendlicheVerbrech er 
in ihren Einrichtungen deutschen Ansprüchen 
und Bedürfnissen angepasst würden. Sie räum¬ 
lich mit anderen Anstalten zusammen zu legen, 
ist nicht empfehlenswert. Baulichkeiten würden 
z warn ach jederRichtung hin zw eckentsprechend 
aber frei von allem Luxus zu halten sein. Die 
Oberaufsicht über diese Anstalten gehört in 
die Hand der mit der Leitung des gesamten 
Gefängnis Wesens beauftragten Staatsbehörde. 
Für den rechten Betrieb und das Gelingen der 
Besserungsarbeit an den Gefangenen ist ein 
sorgfältig ausgewähltes und zw’eckmässig vor¬ 
gebildetes Beamtenpersonal nötig. 

Bezüglich derjenigen Anstaltseinrichtungen, die sich 
auf die Behandlung der Gefangenen beziehen, kann man 
mit gutem Gewissen sagen, dass in den amerikanischen 
Besserungsanstalten für Geist und Herz, Seels und Leib 
der Gefangenen in reichem Masse gesorgt ist. Und wenn 
man von vornherein ein allgemeines Urteil über die Qualität 
dieser Institutionen abzugeben hätte, so könnte man das 
wohl mit dem abgeänderten Dichterworte tun: ^Manches, 
das ist gut gelungen, manches aber auch missglückt.“ 
Jedoch: Ländlich, sittlich! Wenn das Reformatorysystem 
seinen Ursprung bei uns gehabt hätte, so würden die bezüg¬ 
lichen Einrichtungen von der Kritik wohl ebenso wenig 
ohne weiteres als auf jeden Volkscharakter passend befunden 
werden. Ausserdem ist noch zu bedenken, dass im ameri¬ 
kanischen Besserungssystem wesentlich ältere Jahrgänge 
von Menschen mit in Frage kommen, als das nach den in 
gegen wäi’tigern Gutachten gemachten Vorschlägen für 
deutsche Anstalten der Fall sein würde. 
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Als mit dem Ernste des Strafhauses ganz und gar 
unvereinbar müssten für deutsche Verhältnisse Konzerte, 
Tanz, theatralische Aufführungen und ähnliche Veran¬ 
staltungen bezeichnet werden. Und wenn man in Amerika 
dazu gar das Gotteshaus benutzt, den Altar des Herrn 
auf Schienen stellt, damit er nötigenfalls rasch genug 
beseitigt werden kann, um Possenreissern Platz zu machen, 
so sind das eben Zustände, wie sie sich in Deutschland 
Gott sei Dank nicht leicht einbürgern würden. Ebenso 
wenig würde man bei uns die Gründung von Vereinen etc., 
zu welchem Zwecke es auch sei, in einem Straf hause für 
angängig halten. 

Auch mit der Anstaltszeitung ist es entschieden eine 
zweifelhafte Sache, mag man sie auch noch so beredt 
verteidigen, ihren erziehlichen Wert mit noch so schönen 
Worten preisen, in ihr sogar eine schwer entbehrliche 
Einrichtung erblicken, die die günstigste Möglichkeit biete, 
Bekanntmachungen von allgemeinem Interesse auf kürzestem 
Wege zur Kenntnis der Gefangenen zu bringen. Am aller¬ 
wenigsten vermag der Hinweis auf den „Kompass“ das 
Bestehen einer Anstaltszeitung zu rechtfertigen. Dieser 
ist nach Inhalt und Aussehen etwas ganz anderes. Er 
gehört mehr zur belletristischen Literatur und ist trotz 
vortrefflicher Ausstattung nach jeder Seite hin in vielen 
Strafanstalten von den Gefangenen mit sehr mässiger 
Begeisterung aufgenommen worden, wie bekanntlich alles, 
von dem sie vermuten, dass es auf sie gemünzt ist. Diese 
Erscheinung ist mir aber der deutlichste Beweis, dass die 
vorhandene grosse Auswahl sonstiger guter Zeitschriften 
ausreicht, um die Bedürfnisse der Gefangenen nach dieser 
Richtung hin zu befriedigen. Und wenn wir von Herr 
erfahren, dass die amerikanischen Besserungsanstalten ohne 
Ausnahme über sehr umfängliche und vielseitige Büchereien 
verfügen, so dürfte durch Beseitigung der „Anstaltszeitung“ 
auch dort dem Erziehungserfolg an .den Gefangenen wolil 
kaum ein fühlbarer Abbruch getan werden. 
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In gleicher Weise würde man sich bei Anwendung 
der amerikanischen Grundsätze auf den deutschen Straf¬ 
vollzug gegen die dort für Gefangene eingeführte Ernährung 
aussprechen müssen. Wenn manches in den von Herr 
abgedruckten amerikanischen Kostzetteln verzeichnete 
Gericht auch mit dem allgemeinen Volksgebrauche ent¬ 
schuldigt werden soll, so muss bezüglich der Gefangenen- 
. nahrung doch unbedingt an dem Prinzip festgehalten 
werden, dass zu ihr nur das gehört, was zur Erhaltung 
von Gesundheit und Arbeitsfähigkeit — bei Jugend¬ 
lichen unter Berücksichtigung des Entwicklungsalters — 
nötig ist, sonst aber weiter nichts. Festtage im Straf¬ 
hause durch materielle Genüsse, wie Truthahn und 
Pudding auszuzeichnen, muss also als unzulässig ver¬ 
urteilt werden. Bei uns würde man sich jedenfalls — 
und das mit Fug und Recht — an den massgebenden 
Stellen auch weigern, hierzu die nötigen Geldmittel zu 
V er willigen. 

Hinsichtlich des Arbeitswesens, Unterrichts und der 
sonstigen Beschäftigung jugendlicher Gefangener in den Musse- 
stunden verweise ich auf mein in dieser Sache bereits früher ab¬ 
gegebenes und in Band 37 der Blätter für Gefängniskunde 
S. 244 u. f. abgedrucktes Gutachten. Hervorheben möchte 
ich hier nur, dass für das erstere in Anstalten, wie ich 
mir sie denke, alle Einrichtungen geschaffen werden müssten, 
welche zu einer regelrechten berufsmässigen Ausbildung 
junger Burschen oder Mädchen nach modernen Anforde¬ 
rungen nötig sind. Fällt die Detentionszeit in die Periode, 
wo der junge Mensch in der Freiheit etw’as lernt, was 
zur Sicherung seiner späteren Existenz dient, so müsste 
die Besserungsanstalt ihren Zöglingen mindestens das Gleiche 
bieten können. Gegen gelegentliche Ausstellungen der 
Erzeugnisse für beschränkten Besuch Avürde nichts ein¬ 
zuwenden sein. An dem von amerikanischen Fachgenossen 
vertretenen Grundsätze, dass in den genannten Anstalten 
in erster Linie nicht der Ertrag, sondern der Zweck der 
Arbeit zu berücksichtigen ist, müsste auch für unsere 
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Verhältnisse festgehalten werden. Die Rücksichtnahme 
n,uf das Mass der Intelligenz des einzelnen Gefangenen 
bei seiner Einstellung in einen Beruf gehört zur Kunst 
seines Erziehers. Wirklich Schwachsinnige würden sich 
in sächsischen Anstalten für jugendliche Verbrecher wohl 
kaum vorfinden, da diese schon früher, noch ehe sie mit 
dem Strafgesetz in Konflikt geraten konnten, in entsprechen¬ 
den Anstalten untergebracht sein würden. 

Um die Frage der Haftform gleich mit zu erledigen, 
bemerke ich, dass im Interesse der beruflichen Ausbildung 
Jugendlicher nach amerikanischem Vorbilde der Gemein¬ 
schaftshaft mit nächtlicher Isolierung der Vorzug zu geben. 
Einzelhaft — allerdings in Häusern unserer Art — nur 
zur Beobachtung gewisser Neueingelieferter oder aus dis- 
ziplinellen Gründen anzuwenden sein würde. 

Zu Schule und Unterricht möchte ich ausser dem 
an anderer Stelle in diesem Gutachten schon Bemerkten 
noch hinzufügen, dass die Verlegung der Schulstunden auf 
die Abendzeit, wie sie Amerika hat, nicht empfohlen werden 
kann. Warum? bedarf wohl keiner näheren Erläuterung. 
Da der Unterricht an Strafgefangenen vor allem dem 
Besserungszwecke zu dienen hat, so muss die Auswahl 
der Lehrfächer, Unterrichtsstoffe etc. in erster Linie von 
diesem Gesichtspunkte aus erfolgen, was dann um so leichter 
möglich sein würde, wenn nach dem gemachten Vorschläge 
für deutsche Besserungsanstalten nur Gefangene in Frage 
kämen, die den gesetzlich vorgeschriebenen Besuch der 
Volksschule bereits hinter sich haben. Das Abhalten von 
Prüfungen würde ich nicht als unbedingt erforderlich 
erachten. 

Die Beschäftigung Jugendlicher in der arbeitsfreien 
Zeit ist nach meiner Ansicht in den amerikanischen 
Besserungsanstalten, namentlich was die Sonn- und Feier¬ 
tage anlangt, zu wenig ausgebaut. Ich verweise auch 
hierzu auf die in meinem früheren Gutachten gemachten 
Vorschläge. 
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Die Schilderungen, die Herr von den Gottesdiensten 
gibt, können ein deutsches Gemüt nicht befriedigen. Kon¬ 
fessionslose Predigten, in denen auch scherzhafte Wen¬ 
dungen nicht verpönt sind, und möglichst weltliche Melodien 
für die Gesänge — Kirchenlieder darf man sie wohl nicht 
nennen — wünschen wir uns nicht. Ich glaube schon, 
dass eine zwangsweise Beteiligung an dieser Art der 
Sonntagsfeier nicht nötig ist. 

Was wir über Korrespondenz der Gefangenen und 
Besuche, über Disziplin und Disziplinarstrafen sowie über 
Körperpflege aus den amerikanischen Besserungsanstalten 
erfahren, kann uns eher befriedigen. Die für die beiden 
ersten Angelegenheiten bestehenden Bestimmungen ähneln 
sehr den in unseren Hausordnungen vorgesehenen und 
könnten, weil genügend, ohne wesentliche Aenderungen 
angenommen werden. 

Wenn an sich der ganze Geist in den amerikanischen 
Besserungsanstalten ein freierer ist, als wir für gut befinden, 
so scheint die Disziplin im ganzen doch nicht schlapp zu 
sein. Dazu trägt die allerdings wieder ins Extrem ver¬ 
fallende militärische Zucht gewiss mit bei. Eine Disziplin, 
die aber ausschliesslich nur auf äussere Gewöhnung und 
nicht auch auf innerem Erfassen beruht, ist nicht die rechte. 
Sie wird auch nicht imstande sein, lange ohne Strafen 
auszukommen. Und das ist doch das Ideal aller Erziehung. 
Jede Strafe zehrt, und wäre es nur vorübergehend, an 
dem Vertrauen; schwere verbittern den Zögling nicht 
selten in solchem Masse, dass dem Erzieher überhaupt 
jeder Einfluss verloren geht. Darum sollte man auch in 
den Strafanstalten für Jugendliche das Gebiet der Be¬ 
lohnungen für Wohlverhalten tunlichst ausbauen. Moralisch 
Minderwertige würden sich durch Nichterreichung solcher 
von selbst strafen. Dass man ohne Prügel auskommen 
wird, wage ich nicht zu behaupten, ohne Fesselung aber 
immer. Während mir das Gradsystem analog unseren 
sächsischen Disziplinarklassen auch mit ihren äusseren 
Abzeichen gerade für Jugendliche erziehlich wertvoll ist^ 
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ist mir das vielgepriesene Markensystem seiner geschäfts- 
mässigen Art halber nicht sympathisch. Die Ausgestaltung 
der Disziplin und die Kunst, sie auszuüben ists gerade, 
was das Wehen pädagogischen Geistes in den gedachten 
Anstalten als unentbehrlich erscheinen lässt. 

Intensive Körperpflege durch Baden, Turnen, mili¬ 
tärische Uebungen ist gewiss dringend nötig; auf ein 
Uebermass der letzteren in Form von Anstaltsregimentern 
mit Offizieren und dergl. könnte aber wohl verzichtet 
werden. 

Soviel über dieses letzte Kapitel. Ich möchte die 
Forderungen zu diesem in die Worte zusamraenfassen: 
Alle Massnahmen in der Anstaltsbehandlung 
jugendlicher Gefangener sind in den Dienst 
des erstrebten Zieles, der Besserung, zu stellen. 
Alles die Erreichung dieses Zieles Gefährdende 
oder hierzu Ueberflüssige und mit dem Ernste 
der Aufgabe Unverträgliche ist unbedingt fort¬ 
zulassen. 

Soll Ich nun zum Ende auch noch das Gesamtergebnis 
des Eindrucks, den ich nach dem Berichte Herrs von dem 
amerikanischen Reformatorysystem und seiner Eignung für 
den Strafvollzug an Jugendlichen in Deutschland überhaupt 
gewonnen habe, in Kürze zum Ausdruck bringen, so würde 
dazu Folgendes zu sagen sein: Die dem System zugrunde 
liegende Idee ist jedenfalls eine vorzügliche und das 
Fundament des darauf errichteten Gebäudes ein gutes. 
Wenn man sich nicht in allen Stücken mit dem Ausbau 
desselben einverstanden erklären kann, so liegt das zum 
guten Teile daran, dass die Lebensanschauungen, Sitten 
und Gebräuche der Amerikaner wesentlich andere sind 
als bei uns. Nach den im Herr schen Werke ersichtlichen 
Statistiken spricht auch der Erfolg für die Güte des 
Systems. Ueber 80 % aller Eingeliefcrten bestanden die 
Parolezeit tadellos, sodass bei ihnen auf dauernde Besserung 
zu hoffen war. 
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Welche Erfahrungen machen wir dagegen noch immer 
an den jugendlichen Verbrechern? Wer Gelegenheit hat, 
Strafregisterauszüge älterer Rechtsbrecher zu verfolgen, 
wird sich die Antwort auf diese Frage selbst geben können. 
Darum Hand ans Werk! Uebernehmen wir das von dem 
amerikanischen System für unsere Verhältnisse Brauchbare 
ohne Vorurteil und ersetzen das Uebrige nach reiflicher 
Erwägung durch Einrichtungen, die unserem Volke den 
gleichen Erfolg garantieren. Es ist hohe Zeit; von überall 
her kommen Stimmen, die Abhilfe erheischen. Und noch 
immer säumt unsere Generation, die sonst hohe Summen 
flüssig macht für Neuschöpfungen aller Art, die von Wohl¬ 
tätigkeit überfliesst, selbst dem geringsten Geschöpf gegen¬ 
über, Einrichtungen zu schaffen, die geeignet sind, das 
Verbrechertum im Keime zu ersticken. Glaube aber 
niemand, dass er durch Empfehlung des amerikanischen 
Systems zum Weltverbesserer werden könne. Nein! Die 
Macht der Sünde zu brechen, dazu reicht Menschenkraft, 
w’er und was er auch sei, nicht aus. Die Sünde wird mit 
ihrer mannigfaltigen Gestalt und ihrem gleissnerischen 
Gewände aller Gegenwehr trotzen, indem sie fort und fort 
auch manchen im späteren Lebensalter noch zu Falle 
bringen und so dafür sorgen wird, dass auch in Zukunft 
die Strafhäuser nicht leer stehen. Aber ihnen, die sich 
aus den verschiedensten Anlässen so frühzeitig in sie ver¬ 
irren, immer und immer wieder dahin zurückkehren, dann 
nur zu bald in der Welt halt- und w'ertlos dastehen und 
am Ende keinen anderen Wunsch mehr haben, als nach 
Wiedererlangung ihres stillen Plätzchens im Zuchthause— 
den gewohnheitsmässigen Verbrechern, dieser überaus 
lästigen und gemeingefährlichen Sorte von Menschen, 
wollen wir wenigstens beizukommen versuchen. Und wer 
will sagen, wieviele von denen, die endlich auf einer der 
drei vStationen: Zucht-, Armen- und Irrenhaus ihr jämmer¬ 
liches Erdendasein beschliessen, nicht hätten vor solchem 
Schicksale bewahrt werden können, wenn ihnen frühzeitig 
genug mit fürsorgender und sicherer Hand der rechte Weg 
gewiesen worden wäre? 
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Welche Fragen des Strafvollzugs eignen 
sich zur gesetzlichen Regelung? 
Gutachten von Anstaltsinspektor Gebauer in Waldheim. 


Eine gewaltige Fülle gesetzgeberischer Arbeit haben 
Reichsregierung und Reichstag in den ersten Jahrzehnten 
des Bestehens des Deutschen Reichs auf allen Gebieten 
des Staats- und Rechtslebens geleistet. An erster Stelle 
ist hier die Vereinheitlichung des gesamten Rechts zu 
nennen, wohl eine der wichtigsten Lebensfrtigen für jedes 
Staatswesen. Nur ein Glied in der Kette, die die unge¬ 
heure Vielheit der Rechtsverhältnisse der einzelnen Glieder 
des Staates zu einem wohlgeordneten Ganzen verbindet, 
fehlt immer noch; noch mangelt die ultima ratio, durch 
die sich erst der Gesetzgeber die Durchführung seiner 
Oesetze erzwingt und sichert, nämlich die Strafe, der 
gesetzlichen Regelung, wenigstens insoweit, als der Vollzug 
der Freiheitsstrafe in Betracht kommt. Freilich, die Er¬ 
kenntnis der Notwendigkeit einer solcher gesetzlichen 
Regelung tauchte schon in den ersten Jahren des Bestehens 
des Reichs auf und gewann greifbiires Leben in dem Ent¬ 
würfe eines Gesetzes über die Vollstreckung der Freiheits- 
fitrafen vom Jahre 1879. Doch will ich hier nicht näher 
auf diesen Entwurf eingehen, auch i)icht auf die späteren 
Versuche, sowohl einzelne Fragen dieser Materie wie auch 
sie insgesamt gesetzgeberisch zu bewältigen; es ist bekannt, 
wie alle diese Anregungen, die zu einem grossen Teile in 
Anträgen einzelner Reichstagsfraktionen bestanden, ini 
Sande verliefen. 

Das einzige wirkliche Ergebnis, das diese Bewegung 
bisher gezeitigt hat, die Herausgabe der „Grundsätzen^ 
durch den Bundesrat iin Jahre 1897, hat nicht die bindende 
und zwingende Kraft eines eigentlichen Gesetzes. Die 
Notwendigkeit des Erlasses eines Strafvollzugsgesetzes ist 
damit nicht aus der Welt geschafft. V’^on dieser Erkenntnis 
ausgehend, haben auch die Rufer iin Streite um das Straf- 
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Vollzugsgesetz seither nicht geschwiegen. Ich verweise 
hier nur auf die Verhandlungen des Reichstags vom Januar 
1905 bei Gelegenheit der Besprechung des Etats des 
Reichsjustizamts. 

Als eifrigste Kämpen in diesem Kampfe der Geister 
waren von jeher die deutschen Strafanstaltsbeamten auf 
dem Plane. Schon in den siebziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts stürzten sie sich mit regem Eifer auf die 
Behandlung dieser Frage; durch den Misserfolg vom Jahre 
1879 nicht abgeschreckt, nahmen sie immer wieder Stellung 
zu ihr, und unermüdlich sprachen sie, teils in Abhand¬ 
lungen und Gutachten, teils in Resolutionen auf Vereins¬ 
versammlungen ihr ':>ceter7im, censeo<s. aus: das Verlangen 
nach Einbringen eines Strafvollzugsgesetzes. 

Woran lag es nun, dass alle Bemühungen keinen Erfolg 
hatten ? Der Hauptgrund war die Kostenfrage, die Furcht 
der einzelnen Bundesstaaten vor zu erwartenden grossen 
Ausgaben; besonders war dies beim Scheitern des Ent¬ 
wurfs von 1879 der Fall. Aber noch etwas anderes 
spielte mit: noch schienen die Fragen, die sich an die 
Gestaltung, die Aufgaben und Endziele (des Strafvoll¬ 
zugs knüpften, nicht geklärt genug, dass es rätlich er¬ 
schienen wäre, sie in dem engen Rahmen eines Gesetzes 
für voraussichtlich lange Zeit festzulegen. Schon 1879 
war die Ueberzeugung davon, dass die ganze Angelegen¬ 
heit des Strafvollzugs noch in der Entwicklung begriffen 
sei, ein nicht zu unterschätzender Faktor gegen die An¬ 
nahme des Gesetzentwurfs; war doch kein Geringerer als 
Bismarck, anscheinend unter dem Einflüsse der eben er¬ 
schienenen Schrift M i 11 e 1 s t ä d t s: „Gegen die Freiheits¬ 
strafen“, zu der Ueberzeugung gekommen, dass die gesamte 
Miiterie des Strafvollzugs noch nicht reif zur gesetz¬ 
geberischen Behandlung sei. So ist es also gekommen, 
dass wir bis zum heutigen Tage, wenn inan von den 
wenigen betreffenden Paragraphen des Strafgesetzbuchs, 
dem Gesetze über Unfallfürsorge für Gefangene und einigen 
rein formalen Bestimmungen, die die eigentliche Strafvoll- 
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Streckung und deren sogenannten Betrieb betreffen, absieht, 
immer noch der gesetzlichen Regelung der mannigfachen 
Fragen des Strafvollzugs entbehren. Freilich, dies möchte 
ich unumwunden aussprechen, halte ich es für kein so 
grosses Uebel, dass dieser Zustand bisher geherrscht hat. 
Bei dem bundscheckigen Bilde, das der Strafvollzug in 
deutschen Landen bei der Gründung des Reichs bot und 
teilweise heute noch bietet, war es richtiger, die Verhält¬ 
nisse des Strafvollzugs in den einzelnen Bundesstaaten sich 
einander auf dem Wege natürlicher Entwicklung und An¬ 
passung nähern zu lassen, als mit einem Schlage durch 
den Zauberspruch eines Gesetzes eine künstliche Einheit 
gewaltsam zu erzwingen. Nur unter dem Aufwande un¬ 
geheuerer Mittel wäre dies möglich gewesen, durch die 
Dinge geschaffen worden wären, die vielleicht binnen 
kurzem schon der Gang der in andere Bahnen einlenken¬ 
den Entwicklung überflüssig gemacht hätte. Die Haupt¬ 
sache war, dass das Endziel, die gesetzliche Regelung des 
Strafvollzugs, nicht aus den Augen verloren wurde. Dass 
dies nicht geschah, ist nicht zum wenigsten der Arbeit 
der deutschen Strafanstaltsbeamten und ihres Vereins zu¬ 
zuschreiben; ihr Verdienst ist es mit, wenn heute die 
Ueberzeugung von der Notwendigkeit des baldigen Erlasses 
eines solchen Gesetzes fast zur öffentlichen Meinung 
gew'orden ist. 

So haben w'ir also heute nicht mehr nötig, zu er¬ 
örtern, ob und aus welchen Gründen die baldige gesetz¬ 
liche Regelung des Strafvollzugs zu erstreben ist; es hiesse 
Eulen nach Athen tragen, darüber noch ein Wort zu ver¬ 
lieren. Unsere Aufgabe ist es heutigen Tages, die Grenzen 
eines solches Gesetzes festzustellen, zu untersuchen, w'elche 
Fragen des Strafvollzugs einerseits für das ganze Reich 
gesetzlich festzulegen sind, und welche andererseits der 
Weiterentwicklung des Gewohnheitsrechts, das bisher im 
Strafvollzüge gegolten hat, auch weiterhin getrost zu über¬ 
lassen sind. Denn wie ül)erall im menschlichen Leben, so 
gilt es auch in der Gesetzgebung, den Mittelweg zwischen 



486 — 


einem „zu Wenig“ und „zu Viel“ zu finden. So wird sich 
auch die künftige Gesetzgebung über den Strafvollzug^ 
wenn sie auf der einen Seite auch weit über den Inhalt 
der die Strafe betreffenden Paragraphen des Strafgesetz¬ 
buchs hinausgehen muss, doch auf der anderen Seite davor 
hüten müssen, zu viel festlegen und normieren zu wollen. 
Auf keinen Fall darf ein Gesetz über den Strafvollzug zu 
einem blossen Reglement werden, gewissermassen zu einer 
„Reichs-Hausordnung“ ; es darf vielmehr nur das behandeln, 
was unbedingt im ganzen Reiche gleichmässig gehandhabt 
werden muss, wenn anders als Folge eines überall gleichen 
Strafgesetzes auch ein nach Inhalt, Zweck und Wirkung 
gleicher Strafvollzug resultieren soll. Alles Weitere, seien 
es nun Fragen mehr untergeordneter Natur oder betreffe 
es die Detailausführung der im Gesetze gegebenen Normen, 
ist den von den Aufsichtsbehörden der einzelnen Bundes¬ 
staaten zu erlassenden Hausordnungen ohne Bedenken zu 
überlassen. Ich will nun im Folgenden versuchen, die 
Fragen zu erörtern, die sich zu einer gesetzlichen Regelung 
eignen und die mir als so wichtig für Gestaltung und 
Inhalt des Strafvollzugs erscheinen, dass sie unbedingt 
eine Ausführung nach gleichen Gesichtspunkten erfordern. 
Ich betone dabei, dass ich mich nur mit Fragen der Zucht¬ 
haus- und Gefängnisstrafe beschäftigen will als derjenigen 
Strafen, deren Vollzug ich bisher in der Praxis kennen 
gelernt habe. 

Die Fragen, die meines Erachtens, an erster Stelle 
durch den Gesetzgeber zu lösen sind, betreffen Zweck und 
allgemeinen Inhalt- der Freiheitsstrafen. Ersterer ist ira 
Gesetze überhaupt noch nicht behandelt, letzterer, ich 
möchte sagen, nur obenhin berührt, ohne die Tiefe dieses- 
Problems zu erschöpfen. Und doch liegt die Eignung und 
Wichtigkeit dieser Fragen für eine gesetzliche Regelung" 
auf der Hand. Gerade da der Schulstreit über den Straf¬ 
zweck noch nicht abgeschlossen ist, ist es nötig, dem 
Praktiker eine Norm zu geben, nach der er die Gefangenen¬ 
behandlung, soweit sie der allgemeinen Auffassung des 
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Strafzwecks entstammt, unbedingt einrichten muss; es ist 
durchaus nicht eine bedeutungslose oder unschädliche Ver¬ 
schiedenheit, wenn der Leiter der einen Anstalt sich von 
der absoluten Vergeltungs-, der einer anderen von der 
ausgesprochensten Besserungstheorie leiten lässt. Es muss 
gerade in den Zeiten des Uebergangs die Aufgabe des 
Gesetzgebers sein, eine Norm zu finden, die geeignet ist, 
die Gemüter auf einer mittleren Linie zu vereinen, ohne 
durch extreme Einseitigkeit dem Rechtsgefühl des einen 
oder des anderen Teils Hohn zu sprechen. 

Ebenso nötig wie die Festlegung des Strafzwecks er¬ 
scheint mir aber eine genauere Bestimmung des allge¬ 
meinen Strafinhalts, als bisher geschehen. Die Paragraphen, 
die die beiden schwersten Strafarten definieren, bescheiden 
sich damit, als Wesen der Freiheitsstrafe — unter Voraus¬ 
setzung der Freiheitsentziehung als etwas Selbstverständ¬ 
lichem — den Arbeitszwang hinzustellen, einzig mit Unter¬ 
scheidungen bezüglich der Zulässigkeit der Arbeiten ausser¬ 
halb der Anstalt, sowie bezüglich der Berücksichtigung 
der Fähigkeiten und Verhältnisse bei Gefängnissträflingen 
und der Möglichkeit, solche nicht zu beschäftigen; da jedoch 
durch letztere nur der Staatsgewalt die Möglichkeit ein» 
geräumt wird, den Gefängnissträfling nicht zu beschäftigen, 
für diesen selbst aber der Arbeitszwang bestehen bleibt, 
da somit auch nur die Staatsgewalt als Träger des Straf¬ 
rechts, aber nicht der Rechtsbrecher als dessen Objekt 
dadurch betroffen wird,’ so ist es klar, dass sie mit der 
begrifflichen Bestimmung des Strafinhalts im Grunde nichts 
zu tun hat. Aber gerade das, was im Gesetze als selbst¬ 
verständlich vorausgesetzt ist, nämlich die Entziehung der 
Freiheit, bedarf noch der genaueren gesetzlichen Fest¬ 
legung. Was ist denn Freiheitsentziehung? An erster 
Stelle Beschränkung auf einen bestimmten Raum und 
Unterordnung der freien Selbstbestimmung des Detinierten 
unter die besonderen Bestimmungen, die nötig sind, sowohl 
die räumliche Beschränkung durchzuführen, als auch das 
Leben am Zwangsort zu regeln. Dies ist so selbstver- 
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ständlich, so ganz Axiom, so ganz als gewohnheitsrecht¬ 
licher Begriff uns in Fleisch und Blut übergegangen, dass 
eine ausdrückliche Normierung im Gesetz wohl überflüssig 
ist. Aber Freiheitsentziehung ist noch mehr, nämlich Be¬ 
schränkung in den Beziehungen zur Aussenwelt und folgt 
als solche schon aus dem Charakter der Freiheitsstrafe als 
Raumbeschränkung mit Arbeitszwang. Doch diese Seite 
der Freiheitsbeschränkung ist nicht unbegrenzt, ebenso¬ 
wenig wie die dem Gefangenen im Prinzipe allgemein zu¬ 
gestandene Handlungsfähigkeit in Privatgeschäften — wir 
kennen keine capitis äiminutio mehr -— der Natur der Frei¬ 
heitsstrafe nach ohne alle Schranken sein kann. Ist auch 
eine solche Geschäfts- und Handlungsfähigkeit in Privat-, 
Vermögens- und ähnlichen Angelegenheiten vorhanden, so 
muss sie doch notwendigerweise eine beschränkte sein. 
Ich glaube nun, dass gerade diese Seite der Freiheits¬ 
entziehung sich dazu eignet und geradezu darnach drängt, 
gesetzlich geregelt zu werden. Dabei soll ja nicht an ein 
Reglement, ein Schema gedacht werden, das dem Straf¬ 
anstaltsbeamten von Fall zu Fall sagt, was er dem Deti- 
nierten in Geschäften an Briefverkehr u. dergl. gestatten 
darf und was nicht; ein solches Schema aufzustellen, wäre 
unmöglich, und wäre es möglich, dann würde es schäd¬ 
liche Folgen haben. Aber es kann nicht allein in das 
noch so ehrliche und gesetzliche Wollen der Strafanstalts¬ 
leiter gestellt werden, was sie dem Gefangenen an Hand¬ 
lungsfähigkeit zugestehen wollen. Es gilt vielmehr für 
diese Beschränkung der Handlungsfähigkeit nach der Seite 
des zu Erlaubenden wie des nicht zu Erlaubenden hin 
eine gesetzliche Norm zu finden. Zwar werden auch 
dann noch, bedingt durch deren Anwendung und Aus¬ 
legung von Fall zu Fall, Verschiedenheiten möglich sein, 
und das ist gut so, denn der Strafvollzug, der sich mit 
der Behandlung von Menschen befasst, darf nicht zu einer 
im ganzen Reiche mit unheimlicher, lebloser Gleichmässig- 
keit arbeitenden I\raschine erstarren; aber es wird ein 
Segen sein, für die Durchführung der Strafgesetze wie für 
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das Rechtsgefühl des Volkes, wenn die Entscheidung in 
dieser wichtigen Frage des Strafvollzugs ebensowenig wie 
die Entscheidung über den Strafzweck bei der Ausführung 
der Strafe lediglich in das zwar ehrliche, aber ungebundene 
Ermessen der Strafanstaltsbeamten gestellt wird, sondern 
wenn man eine Norm findet, die eine einigermassen gleich- 
milssige Behandlung dieser Frage gewährleistet. 

Diese beiden Fragen nach Zweck und allgemeinen 
Inhalt der Freiheitsstrafe dürften am besten im eigentlichen 
Strafgesetze ihre Lösung finden; denn wenn dieses an den 
Tatbestand des Verbrechens die Strafe als Rechtsfolge 
knüpft, so ist es nur logisch, wenn es die Normen über 
Zweck und allgemeinen Inhalt dieser Rechtsfolge enthält. 
Alle weiteren Fragen des Strafvollzugs werden zweck¬ 
mässig in besonderen Gesetzen zu behandeln sein, die sich 
naturgemäss auf die normativen Bestimmungen des Straf¬ 
gesetzbuchs gründen, am geeignetsten wohl in einem ein¬ 
heitlichen Strafvollzugsgesetz. 

Ich komme zunä(;hst zu den Fragen des eigentlichen 
Strafvollzugs, die sich aus der Frage nach dem Strafzweck 
ergeben. Nehmen wir als solchen eine Verbindung von 
Abschreckung und Besserung an, und stellen wir weiter 
fest, dass die Erreichung des Zwecks der Strafe abhängig 
ist von der Wirkung, die sie ausübt! Diese Wirkung ent¬ 
springt zwar zunächst den räumlichen Verhältnissen und 
der für diese vorgeschriebenen Ordnung, also rein sach- 
li< hcn Zuständen — worauf weiter unten einzugehen sein 
wird —, hängt aber ebensosehr ab von rein persönlichen 
\'crhältni.ssen, nämlich der Wirkung von Mensch zu Mensch 
als von den die Strafe Ausführeiidcn zu den die Strafe 
Erduldenden, sagen wir kurz, von der Behandlung der 
Gefangenen. Es muss also im Gesetze ausgesprochen 
werden, dass diese ebenso den Zwecken der Abschreckung und 
V(‘rgeltung Rechnung tragen muss, indem sie jederzeit den 
Rechtsbrecher die Strafe als fiddbaies Uel)el empfinden 
lässt, als sie vor allen Dingen und an erster Stelle stets 
«len Besserungszweck und die Rückführung des Rechts- 
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brechers zu sozialer Tauglichkeit im Auge behalten soll. 
Da aber längst zur allgemeinen Anschauung geworden ist, dass 
diese Besserung am ersten auf dem Wege der In di vidualisier u ng- 
erreicht wird, so ist es an der Zeit, auch das Prinzip der 
Individualisierung zur gesetzlichen Norm für die Gefangenen- 
behandlung zu gestalten, um es von Gesetzes wegen zur 
Unmöglichkeit zu machen, dass künftig noch irgend ein 
Strafanstaltsleiter sein Heil in starrer^ geistloser, formaler 
Gleichmacherei ä tout prix sucht, sei es aus Prinzip, sei 
es, was schlimmer ist, aus der Unmöglichkeit heraus, 
anders die Zügel der Disziplin in den Händen zu behalten, 
Ich berufe mich hierbei auf die Ergebnisse der Verhand¬ 
lungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung 
zu Heidelberg (1897), die sich entschieden für das Prinzip 
der Individualisierung ausgesprochen hat, wie ich auch 
nicht verfehlen will, darauf hinzuweisen, dass auch die 
neue bayerische Hausordnung klar und offen diesen Grund¬ 
satz für die Behandlung der Gefangenen aufstellt. 

Als wichtigste Frage in dieser Hinsicht ist wohl die 
Handhabung der Disziplin zu bezeichnen. Hier ist es 
nötig, die zulässigen Disziplinarstrafen für die einzelnen 
Straf arten reichsgesetzlich festzulegen; scheint es mir doch 
im Interesse der gleichmässigen Wirkung einer und der¬ 
selben Strafart höchst untunlich, wenn ' der eine Bundes¬ 
staat engen Arrest, Lattenarrest und körperliche Züch¬ 
tigung unter seinen disziplinellen Strafmitteln kennt, der 
andere dagegen nicht! Denn sind auch die Disziplinar¬ 
strafen nicht ein Teil des Strafinhalts, so sind sie doch 
eine — rein natürlich, nicht gesetzlich — notwendige Be¬ 
gleiterscheinung des Strafzwanges und als solche für die 
gleichmässige Wirkung der gleichen Strafe von hoher 
Bedeutung. 

Die bedeutsainsten Faktoren für die Erreichung des 
Besserinigszwecks sind Seelsorge, Unterricht und Lektüre. 
Hier genügt es wohl, wenn das in den „Grundsätzen'' 
Enthaltene seinem Wesen nach in ein zu schaffendes Ge¬ 
setz übernommen wird: die ins Einzelne gehende Aus- 
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führung wäre dann, der Verschiedenheit der geistigen 
Bedürfnisse der einzelnen Reichsteile entsprechend, 
den Bundesstaaten bezw. den Verwaltungen zu über¬ 
lassen. Es erübrigt nur noch, hier auf eins hinzu¬ 
weisen, nämlich die Verpflichtung der Zuchthaus- und Ge¬ 
fängnissträflinge zum Kirchenbesuche, den die „Grund¬ 
sätze“ ausgesprochen haben. Es muss auffallen, dass 
durch diese Bestimmung das Prinzip der Gewissensfreiheit 
durchbrochen wird. Zwar könnte man aufstellen wollen, 
dass der Rechtsbrecher diesen Anspruch auf Freiheit des 
Gewissens, selbst in religiösen Dingen, verwirkt hat, und 
man könnte weiter ausführen, dass er durch die Strafe in 
eine Zwangserziehung genommen werden soll und dass 
dabei die Religion als wichtigstes ethisches Moment nicht 
zu entbehren sei; wenn sie der Strafbüsser nicht wolle, 
wenn er dem Klirchenbesuche entwöhnt sei, so müsse ein 
nach Motiv und Zweck durchaus berechtigter und wohl¬ 
tätiger Zwang ausgeübt werden. Ich glaube aber, dass 
trotz der vortrefflichen Absichten, aus denen heraus der 
Kirchenzwang bis heute beibehalten worden ist, dieser 
doch eben nur ein Zwang ist, wenn er auch von einer 
grossen Zahl Gefangener nicht als solcher empfunden wird; 
wo er aber als solcher empfunden wird, bildet er in seiner 
Eigenschaft als Zwang einen nicht ganz unvresentlichen 
Teil des ganzen Strafzwanges. Dazu muss uns aber die 
Religion zu hoch stehen, sie zu einer charakteristischen 
Begleiterscheinung des Strafübels werden zu lassen — nein, 
kein noch so kleiner Teil dieses Uebels soll sie sein, sondern 
ein Segen, der innere Befreiung spendend in die dunkle 
Nacht dieses Uebels strahlen soll. So glaube ich denn 
dass es an der Zeit ist, in einem künftigen Gesetze die 
Freiheit des Kirchenbesuchs auch für Zuchthaus- und Ge- 
fängnissträflinge auszuspre(*hen, wie dies bereits nach den 
Grundsätzen“ für die Festungsgefangenen geschehen ist. 
Die sich etw’^a für die Ordnung des Dienstes daraus er¬ 
gebenden Schwierigkeiten dürfen gegenül)er einem Gegen¬ 
stände von derartig prinzipieller Bedeutung nicht aus¬ 
schlaggebend sein. i;e 
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Wir kommen nun weiter zu den Fragen, die sich für 
den eigentlichen Strafvollzug aus dem Inhalte der Freiheits¬ 
strafe ergeben. Nehmen wir als deren Inhalt einen Zwang, 
der sich nach mehreren Richtungen äussert, nämlich als 
Zwang an einen bestimmten Raum, zu bestimmter Arbeit, 
zur Unterordnung unter die für das Leben am Zwangs¬ 
orte gegebenen Vorschriften, und als Zwang zu den¬ 
jenigen Beschränkungen der Verfügungsfreiheit, die aus 
dem Zwang zu Raum, Arbeit und Leben hervorgehen, so 
kommen wir zunächst zu der ausserordentlich wichtigen 
Frage nach Gestaltung und Beschaffenheit der Räume, in 
denen Strafen verbüsst werden. Hier müsste das in den 
„Grundsätzen“ Ausgesprochene die Kraft gesetzlicher Bin¬ 
dung erhalten und so an die Seite der einzigen bisher 
vorhandenen Gesetzesstelle treten, die von der Unter¬ 
bringung zur Strafv^erbüssung handelt (des § 57 St.G.B. 
bezw. des Strafvollzugs an Jugendlichen). Weiter aber 
wäre ganz besonders der in § 3 „der Grundsätze“ aus¬ 
gesprochene Gedanke der Trennung nach Strafarten nocli 
zu vertiefen, indem auch innerhalb einer und derselben 
Strafart eine aus verschiedenen Gesichtspunkten mög¬ 
liche Trennung der Gefangenen von hoher Bedeutung ist. 
Solche Gesichtspunkte sind: ob vorbestraft oder nicht 
bezw. nur gering vorbestraft, ob im Besitze der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte oder nicht, ob Gewohnheitsverbrecher 
oder GelegenheitsVerbrecher bezw. Anfänger auf der Bahn 
des Verbrechens. Hierbei soll ervvälmt werden, dass die 
Heidelberger Versammlung der internationalen krimina¬ 
listischen Vereinigung den Trennungsgedanken formuliert 
hat als „Trennung der älteren Wiederholtbestraften von 
den jüngeren Gefangenen oder älteren Erstmaligbestraften“. 
Auch der für die Praxis des Strafvollzugs sehr wichtigen 
Frage, ob die geistig i\linderwertigen von den übrigen 
Gefangenen getrennt zu halten sind, empfiehlt es sich, 
näher zu treten. Das Gleiche gilt von der getrennten 
Verwahrung der Epileptiker, wobei noch zu erwägen ist, 
ob nicht die Einzelhaft bei diesen für ausgeschlossen er¬ 
achtet werden soll. 
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Bezüglich der Stellung von Einzel- und Gemeinschafts¬ 
haft glaube ich, dass die §§11 bis 16 der „Grundsätze“ 
ohne Weiteres gesetzlich festgelegt werden können. Auch 
dürfte es empfehlenswert sein, die Einzelhaft als die 
Ilauptart, die Gemeinschaftshaft als die Nebenart der 
Strafverbüssung und im Sinne eines gemässigt progressiven 
Strafvollzugs erstere als Jden Anfang — in der Regel — 
einer jeden Strafe zu bestimmen. Ob es nicht rätlich ist, 
in weiterer Folgerung aus einer solchen Norm den § 22 
des Str.G.B's. besser fallen zu lassen, bleibt zu erwägen; 
ich halte es für unbedenklich, wenn der Grundsatz: 
„Einzelhaft ist ausgeschlossen, wenn von derselben eine 
Gefahr für den geistigen oder körperlichen Zustand des 
Gefangenen zu besorgen ist“ einen Zusatz erhielte etwa 
in dem Sinne; „oder für das Gemütsleben, ohne die geistige 
Gesundheit direkt zu gefährden.“ 

Weiter ist eine der Kardinalfragen des Strafvollzugs, 
nämlich die Arbeit der Gefangenen, vorzüglich zur ge¬ 
setzlichen Regelung geeignet. Wenn im Strafgesetzbuche 
der Arbeitszwang als Merkmal des Strafübels gekenn¬ 
zeichnet wird, so ist das Strafvollzugsgesetz der geeignete 
(h*t, die Folgerung auszusprechen, die im Interesse der 
Krreichung des Besserungszwecks und des Zwecks, den 
Rechtsbrecher wieder zu sozialer Tauglichkeit zu bringen, 
unbedingt aus der Aufstellung des Arbeitszwanges zu 
ziehen ist: dass nämlich die Arbeit der Gefangenen eins 
der wichtigsten ethischen Momente bei ihrer Erziehung 
bildet und dass daher die Rücksicht auf Erreichung des 
Strafzweckes bei Behandlung der PTagen des Arbeits- 
weseus allen anderen, besonders denen rein industrieller 
und fiskalischer Natur, voranzugeheu habe. Wird nach 
diesem Grundsätze gehandelt, und sind alle Strafan-stalten 
des Reichs gesetzlich verpfliclitet, darnach zu handeln, 
so werden auch die leidigen Klagen idjcr Konkurrenz der 
t Jefaugenenarbeit von selbst inelir und nudir verstununen: 
eine Industrie, die nach derartigen Grundsätzen arl)eitet, 
ist kaum noch konkiu'rcnzfähig und bietet daher der 
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Konkurrenz auch keinen Anlass zu Klagen mehr. Da aber 
diese Folge naturgemäss erst ganz allmählich im Verlaufe 
der durch diesen Grundsatz ausgelösten Entwicklung ein- 
treten kann, ist es nötig, entweder im Strafvollzugs- oder 
einem besonderen Gesetze der Frage der Stellung der 
Gefangenenarbeit zur freien Industrie schon für die Gegen¬ 
wart energisch auf den Leib zu rücken; mannigfache 
Gesichtspunkte für ihre gesetzliche Regelung ergeben sich 
ja aus der (B. 41, S. 293 der „Blätter für Gefängnis¬ 
kunde“ mitgeteilten) Denkschrift des Reichskanzlers an 
den Reichstag über „die Beschäftigung der Gefangenen 
in den zum Vollzüge gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen 
bestimmten Anstalten" vom 22. 2. 1907. 

Von besonderer Wichtigkeit ist die gesetzliche 
Regelung der Selbstbeschäftigung. Unter Uebernahme 
der Bestimmung der „Grundsätze“, da.ss diese für Ge- 
fängni.ssträflinge, die im Besitze der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte sind und Zuchthausstrafe noch nicht verbüsst haben, 
zulässig sein soll, wäre vielleicht vom Gesetzgeber davon 
abzusehen, ihre Genehmigung von der Zahlung einer Ent- 
sc'hädigung oder von der Deckung der Strafvollzugskosten 
abhängig zu machen; es ist dies ein Grundsatz von zu 
ausgesprochen materieller Natur, der sowohl dem sozialen 
Empfinden unserer Zeit als auch dem Prinzipe der 
völligen Gleichstellung von Arm und Reich vor dem Ge¬ 
setze zuwider ist. Da ferner das Fallenlassen dieser Be¬ 
schränkung der Zulassung der-Selbstbeschäftigung einen 
grösseren Spielraum als bisher erobern würde, so wäre 
gleichzeitig ein Fortschritt in der so wünschenswerten 
Differenzierung zwischen Zuchthaus- und Gefängnisstrafe 
eneicht, da es für die letztere die Möglichkeit einer 
idilderung des Arbeitszwangs bedeuten würde. Es wäre 
aber noch zu erwägen, ob ausser dem mehr äusserlichen 
und sclieinatiscluMi lafordernis; „Besitz der bürgerlichen 
EJircnrechte und niclit mit Ziudithaus vorbestraft“ nicht 
noch andere Kriterien für die Zulässigkeit der Selbst- 
bcscliäftigung zu fordern wären, die mehr in die Tiefen 
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der Tut und des Täters dringen, wie etwa die Art des 
Delikts, die Motive oder die Gesinnung des Täters. Dass 
die Art und Weise der Selbstbeschäftigung eine geeignete 
sein muss, ist zwar selbstverständlich, könnte aber gleich¬ 
wohl im Gesetze ausgesprochen werden. 

Die Bestimmungen bezüglich der Arbeitsbelohnung 
können aus den „Grundsätzen“ in das Gesetz übernommen 
werden; dabei ist die zivilrechtliche Stellung der Arbeits- 
Itelohnung zu normieren (in dem bereits heute allgemein 
anerkannten Sinne). Die Höhe des Arbeitsverdienstes 
muss ein Gegenstand der Differenzierung zwischen Zucht¬ 
haus und Gefängnis sein. 

Es eignen sich ferner zur gesetzlichen Behandlung 
die Fragen der Bekleidung und Beköstigung; selbst¬ 
verständlich handelt es sich hierbei nur um Bestimmungen 
in der Art allgemeiner Direktiven. Ganz besonders müsste 
dies, in gerechter Würdigung der Verschiedenheit der 
I.ebensgewohnheiten in den einzelnen Reichsteilen, bei der 
Beköstigung beobachtet werden; jedoch ist es vielleicht 
rätlich, hier das nach dem heutigen Stande der Wissen¬ 
schaft erforderliche Mindestmass an täglichen Nährmengen 
als Norm zu bestimmen. Weiter Hesse sich vielleicht auch 
in der Kost eine Unterscheidung zwischen beiden Haupt¬ 
strafarten durchführen. Die Gestattung des Erkaufs von 
Kostaufbesserungen muss im Reiche einheitlich geordnet 
werden; ich würde es, aus den sächsischen Verhältnissen 
heraus, für wohl entbehrlich halten. Will man aber auf 
Kostaufbesseruiigen — die von der Arbeitsbelohnung als 
Kvtragenuss erkauft werden können, nicht solche, die aus 
gesundheitlichen Gründen zu gewähren sind — nicht ver¬ 
zichten, so könnten auch sie zum Gegenstand der 
Differenzierung zwischen Zuchthaus und Gefängnis ge- 
macht werden; allerdings wäre dabei zu bedenken, dass 
bei den durchsclinittlicl) längeren Zuchthausstrafen 
Kostaufbosserungen aus (iründen der (iesundheitspflege 
wünschenswerter s(Mn können, als bei den kürzeren Ge¬ 
fängnisstrafen. Auch die Frage der Selbstbeköstigung 
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und Selbstbekleidung ist geeignet zur gesetzlichen Regelung 
und zwar, wie bisher schon gebräuchlich, gleichfalls ini 
Sinnp der Differenzierung. Schliesslich sind im Gesetze 
noch die bisher bereits gebräuchlichen Unterschiede in 
der Behandlung von Haar- und Barttracht zu bestimmen: 
ob es nötig ist, für das Reich gleichmässig zu regeln, in 
welchem Zustande der Barttracht die Zuchthausgefangenen 
nach Strafverbüssung zu entlassen sind, bleibt zu erwägen. 
Ich möchte zu bedenken geben, dass Scheren und Rasieren, 
wenn es aus andern als Schicklichkeits- und Reinlichkeits¬ 
gründen geschieht, ein Charakteristikum der Zuchthaus¬ 
strafe und einen Teil von deren Inhalt bildet, als eine 
Handlung nicht nur am, sondern sogar gegen den Körper 
des Gefangenen, die in der ausgesprochenen Absicht ge¬ 
schieht, ein besonderes Merkmal der Zuchthausstrafe zum 
Unterschiede von der Gefängnisstrafe zu bilden. Es ist 
aber wohl nicht gleichgültig, wenn ein derartiger Bestand¬ 
teil des Strafübels bei der regulären Entlassung — bei 
der plötzlich eintretenden Begnadigung ist es nicht anders 
möglich — mit in die Freiheit übernommen wird; man 
halte auch diese Frage nicht für zu unwesentlich für eine 
gleichmässige Regelung, denn es widerspricht dem Em¬ 
pfinden unserer Zeit, die in bezug auf die Rechte am 
eigenen Körper schon so empfindlich geworden ist, dass 
sie bereits ein Recht an der künstlichen Reproduktion des 
K(>rpers, ein Recht am eigenen Bilde, kennt! Ausserdem 
wird das Fortkommen des Entlassenen dadurch, dass er 
ohne dieses Signum des Zuchthauses in die Freiheit tritt, 
entschieden erleichtert, was doch wohl ein beachtenswertes 
Moment für die Auigabe der RückfalJsbekämpfung bildet. 
So lässt man denn auch bereits in einigen Bundesstaaten 
d(!n Züchtlingen den Bart vor der Entlassung stehen; aus 
der Literatur sei erwähnt, dass Spira (in „Die Zucht¬ 
haus- und Gefängnisstrafe ihre Differenzierung und Stellung 
im Strafgesetze^*, S. 99) ausdrücklich für dieses Verfahren 
eintritt. 

ln Hinsicht auf die Gesuiulhcitspflege und die Pflege 
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erkrankter Gefangener müsste dem Grundsätze zu ge¬ 
setzlicher Anerkennung verhelfen werden, dass eine etwaige 
Schädigung der Gesundheit nicht von vornherein als ein 
Teil und eine unter Umständen natürlicher Weise not¬ 
wendige Folge des Strafübels aufzufassen sei. Daraus 
würde dann für die Verwaltungen die Verpflichtung resul¬ 
tieren, in Fällen, in denen die in der Anstalt mögliche 
Behandlung — die ja naturgemäss ihre Grenzen in den 
räumlichen und sonstigen Bedingungen hat — als unge¬ 
nügend erscheint, soweit tunlich für die geeigneten Mass- 
regeln Sorge zu tragen, sei es durch Strafaussetzung und 
geeignete Unterbringung, sei es durch Hinzuziehung etwa 
nötiger ärztlicher Hilfskräfte. Diese Massregeln dürfen 
aber nicht von der Frage der Kostendeckung abhängig 
gemacht werden, wobei hier nicht erörtet werden soll, 
wann etwa Staatsfiskus, ^ann Armenverband einzuspringen 
haben. Es wäre aus rechtstheoretischen wie aus sozialen 
(Gründen durchaus untunlich, die Gesundheit eines in der 
Zwangslage der Strafhaft befindlichen Menschen — wenn 
sic auch selbstverschuldet ist! — von diesem grob 
materiellen Gesichtspunkte aus behandeln zu wollen, wo¬ 
durch nur erreicht würde, dass der Bemittelte, wenn auch 
nur indirekt, vor dem Gesetze besser gestellt wäre als der 
Unbemittelte. Ich verweise hierbei auf die Bestimmungen 
der neuen bayerischen Hausordnung, die dem vorstehend 
Ausgeführten entsprechen. Schliesslich sei noch erwähnt, 
dass die Bewegung im Freien nicht von den Verhältnissen 
abhängig gemacht werden darf, wie dies die Grundsätze 
durch die Klausel: „wo es ausführbar ist^^ tun; umgekehrt 
müssen die Verhältnisse so eingerichtet werden, dass, 
günstige Witterimg vorausgesetzt, für jeden gesunden (Je¬ 
fangenen täglich die Mögliclikeit der Bewegimg in frisi-her 
Luft gegeben ist. 

Ueber den Verkehr mit der Aussenwell hat das Ge¬ 
setz das Mass dessen, was in i’egxdmässigen Termimm zu 
gestatten ist, zu normieren, unter Berücksichtigung einer 
Abstufung zwischen Zuchthaus- und Gefängnisstrale. Was 
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an Ausnahmen zu gewähren ist, bleibt dem Ermessen der 
Verwaltungen überlassen, für die dabei die über die Be¬ 
schränkung der Geschäftsfähigkeit zu gebende allgemeine 
Norm, wie oben ausgeführt, die Richtschnur gibt. 

Es kommen schliesslich noch die Fragen in Betracht, 
die der Uebertritt des Gefangenen in die Freiheit, sei es 
durch die vorläufige, sei es durch die eigentliche Entlassung, 
an uns stellt. Was die erstere betrifft, so ist ja diese 
Frage bereits durch die §§ 23—26 des Strafgesetzbuches 
geregelt. Es fragt sich nur, ob sich nicht bei der Aus¬ 
führung dieser Paragraphen Verschiedenheiten der Auf¬ 
fassung eingestellt haben, die durch eine engere Nor¬ 
mierung besser beseitigt werden. So muss zunächst auf¬ 
fallen, dass wohl in allen Bundesstaaten die vorläufige 
Entlassung ausser von der guten Führung von sittlicher 
Besserung und gesichertem Fortkommen abhängig gemacht 
wird, während das Strafgesetzbuch nur die erstere Be¬ 
dingung kennt. Es empfiehlt sich, auch die anderen Be¬ 
dingungen im Gesetze auszusprechen, indem man* vielleicht 
noch dem Grundsätze allgemeine Gültigkeit gibt, der im 
Reskript des Preussisehßii Justizministeriums vom 2. Januar 
1899 (mitgeteilt in „Vorschriften über Verwaltung und 
Strafvollzug in den Preussischen Justizgefängnissen“ von 
Klein, S. 188) Ausdruck findet: „die Ablegung eines 
Geständnisses ist nicht unter allen Umständen als eine 
unumgängliche Voraussetzung für die Gewährung der 
vorläufigen Entlassung zu erachten“. Ob es sich empfiehlt, 
bei der jetzigen beschränkteren Anwendung der vor¬ 
läufigen Entlassung zu verbleiben, oder ob durch das 
(icsetz irgendwie dafür zu soigen ist, dass diese, vor¬ 
züglich bei längeren Straf<*n, im Sinne eines progressiven 
Strafvollzugs eine allgemeinere wird, wäre zu erwägen 
und müsste dies bei der hohen Bedeutung der vorläufigen 
Entlassung auf jeden Fall im Reiche gleichmässig gehand- 
habt werden. Auf die Gründe für und wider eine Ver¬ 
allgemeinerung dieser Einrichtung näher einzugehen, würde 
hier zu weit führen. 
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Mit der eigentlichen Strafen tlassung berührt der 
Strafvollzug eine der in krirainalpolitischer Beziehung be¬ 
deutsamsten Gegenstände, die Fürsorge für Strafentlassene, 
hnmer allgemeiner muss erkannt werden, dass die Pflichten 
der Verwaltungen bei Betreibung der Entlassungen durch¬ 
aus nicht mit der Besorgung der erforderlichen formellen 
Geschäfte erledigt sind; immer mehr muss allgemeine 
Ueberzeugung werden, dass die kriminalpolitische Aufgabe 
des Strafvollzugs nicht zum geringsten Teile darin liegt, 
dem Strafbüsser den Weg in die Freiheit zu ebnen, ihm 
bei dem Schritte aus dem Strafhause heraus, der bedeut¬ 
samer ist, als der Schritt herein, hilfreich und tatkrätig 
zur Seite zu stehen. Mit dem formellen Geschäfte der 
Entlassung erschöpft sich nur der eigentliche Rechtsinhalt 
der Strafe; der Besserungszweck hingegen, der zugleich 
rechtlicher wie sozialethischer Gedanke ist, muss gerade 
hier am stärksten die Schwingen seiner lebenerzeugenden 
Kraft entfalten. Man kann sich nicht dabei beruhigen, 
dass ja nach der Entlassung die Arbeit der Gesellschaft, 
verkörpert im Wirken der Fürsorgevereine, einsetzen 
werde. Wie der Erfolg dieser Arbeit trotz allen ehrlichen 
Wollens so oft mehr oder weniger unzulänglich ist, ist 
bekannt. Darum ist es die Pflicht der Politik des Staates, 
hier helfend einzugreifen wie überall, wo die Selbsthilfe 
der Gesellschaft nicht genügt. Im Einzelnen geschieht 
das wohl schon jetzt, es muss aber künftig auch ganz 
allgemein so verfahren werden. So wäre denn im Gesetze 
auszusprechen, dass die Verwaltungen vor jeder einzelnen 
Entlassung soweit irgend möglich für die Be.schaffung von 
Arbeit und Fortkommen zu sorgen uiiu zu diesem Zwecke 
mit den Organen der Fürsorge und sonstigen ^Mittelspersonen 
in Verbindung zu treten haben (d. h. also sie treten nicht 
nur mit diesen Organen im einzelnen Falle durch Zu¬ 
sendung von Benachrichtigungcni und dergl. nur mehr 
äusserlich in Verbindung, sondern sie versuchen, den Ge¬ 
fangenen tatsächlich in ein gesichertes Aibeits- und Foit- 
koinmensverhältnis zu entlass(m). Es muss darauf hinge- 
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wiesen werden, dass die schon erwähnte neue bayerische 
Hausordnung dies Verfahren bei Jugendlichen kategorisch 
macht, während sie bei Erwachsenen den Verwaltungen 
aufgibt, diesen bei ihren Bestrebungen bezw. Sicherung 
des Fortkommens zu raten und beizustehen. Wird aber 
in Zukunft unter dem Zwange einer gesetzlichen Vorschrift 
allgemein so verfahren, so wird dies auch nicht ohne 
Rückwirkung auf die Entwicklung der Fürsorgevereiiie 
bleiben, denn Bestrebungen der Gesellschaft, die aus sich 
selbst heraus nicht kräftig genug gedeihen, können an 
der nicht nur moralischen Unterstützung, sondern tat¬ 
kräftigen Mitarbeit des Staates erstarken. 

Im Zusammenhänge mit dieser Frage wäre noch 
darüber schlüssig zu A\^erden, ob und inwieweit, besonders 
in Hinblick auf die Mitwirkung bei der vorläufigen und 
eigentlichen Entlassung, die Mitwirkung von Vertrauens¬ 
männern, d. i. Privatpersonen, die zu bestimmten Zwecken 
Zutritt zu den Gefangenen erhalten, im Strafvollzüge zu 
befürworten ist. In welchem Umfange dies bereits 
heutigen Tages geschieht, ist bekannt, auch dass der 
wiederholt erwähnte Heidelberger Kongress der inter¬ 
nationalen kriminalistischen Vereinigung den Wert dieser 
Einrichtung anerkannt hat. Sollte ihre Einführung für 
nützlich erachtet werden, bemisst man ihren Wert so hoch, 
dass er von wesentlichem Einfluss auf die Durchführung 
des Bessei ungsgedaukens und somit auch auf die Er- 

leicluing- des ganzen Strafzwecks ist, so eignet sich auch 
diese Frage dazu, im ganzen Reiche gleichmässig geregelt 
zu werden. 

ln vorstehenden Ausführungen ist öfters der 

Differenzierung zwischen Zuchthaus- und Gefängnisstrafe 
gedacht worden. Ich will nun zum Schlüsse noch die 
Frage aurweifen, oh es ni(*ht angezeigt erscheint, auch 
die Differenzierung, und zwar nicht nur in einzelnen 

Ihinkten, sondern in ihiein ganzen Umfange zum Gegen¬ 
stände der gesetzlichen Regelung zu machen. Ist doeh 
die Klage allgemein, dass die Unterschiede zwischen 
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beiden Straf arten zu sehr verwischt seien, ja scheint es 
doch mitunter nach der Durchführung im Strafvollzüge, 
als ob nur eine einzige Strafe vorhanden sei. Daher ist 
es eine Aufgabe der künftigen Gesetzgebung, bei jeder 
dazu geeigneten Frage die Differenzierung zwischen beiden 
Straf arten scharf zum Ausdruck zu bringen. Der Charakter 
der Zuchthausstrafe als der schwersten Strafart muss 
ständig betont werden, der Arbeitszwang muss die straff¬ 
sten Formen annehmen, freilich ohne dass dabei der 
ethische Gedanke der Erziehung durch die Arbeit erstickt 
wird (cf. Spira, a. o. 0.). Der Unterschied kann weiter 
betont werden in Freiheitsbeschränkung, Disziplinarstrafen, 
Kost, Kleidung, Arbeitsbelohnung, Gewährung etwaiger 
Belohnungen und Vergünstigungen. Bei der Gefängnis¬ 
strafe hingegen müsste der Strafzwang jeder Art gegen¬ 
über der Zuchthausstrafe gemildert erscheinen. Durch 
Einführung der Selbstbeschäftigung und -bekleidung 
'eventuell auch -beköstigung) Hesse sich bei dieser milderen 
Strafart für gewisse dazu geeignete Delikts¬ 
kategorien und unter Berücksichtigung der Formen, 
unter denen ein Delikt in Erscheinung getreten ist, eine 
kleine S(;hwenkung nach der Seite der ^custodia honesta^ 
hin vollziehen. Diese individualisierende Nüance würde, 
wenn sie auch immer nur einem Teil der Gefängnissträf¬ 
linge zugute kommen kann, so doch auch für den gesamten 
Inhalt der Gefängnisstrafe eine Erleichterung bedeuten 
und sie gegenüber der Zuchthausstrafe umsomehr mildern, 
als deren Merkmale nach Massgabe des schwereren Straf¬ 
zwanges vertieft erscheinen; die Gefängnisstrafe würde 
zum Uaftsysteme der Individualisierung par excelletice 
ausgebildet. 

Eins lä.sst sich allerdings dabei nicht verschweigen. 
Gerade die Frage der Differenzierung scheint aufs innigste 
mit der Reform des Strafrechts und der Umgestaltung des 
gesamten Strafensystems verbui’.d(‘n. Ist es doch kein 
AVunder, dass sich die Grenzen zwischen den beiden Ilaiipt- 
aiteri der Freiheitsstrafe im Vollzüge immer mehr und 
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mehr verwischt haben, da nach unserem heutigen Straf¬ 
rechte schon im Gesetee die Anwendungsgebiete beider 
Strafen nicht scharf genug abgegrenzt sind, wodurch sich 
erst recht in der Praxis der Rechtsprechung, verursacht 
durch die Anwendung der „mildernden Umstände“, ein 
Hin- und Herpendeln zwischen beiden Strafarten ■ ergibt: 
dass dies nicht ohne Rückwirkung auch auf den Straf¬ 
vollzug bleiben kann, ist klar. Aufgabe des Strafgesetzes 
ist es daher und wird dies auch von der klassischen wie 
der modernen Schule des Strafrechts anerkannt, hier eine 
schärfere Abgrenzung zu schaffen, mag man nun mit 
Calker die Intensität der verbrecherischen Gesinnung, 
mit V. L i s z t (der übrigens, besonders für die Bestimmung 
des Strafmasses, von der Intensität der antisozialen Ge¬ 
sinnung ausgeht) die Schwere der Tat, mitv. Sichart die 
Besserungsfähigkeit, mit dem neuen schweizerischen Ge¬ 
setzentwürfe (Art, 47) Gesinnung und Charakter des 
Täters als Hauptmerkmal bei der Entscheidung über die 
Strafart aufstellen. Da mir aber die weitere Ausgestaltung 
der Differenzierung im eigentlichen Strafvollzüge zu eng 
mit der Bestimmung der Strafart und den hierfür geltend- 
den Prinzipien zusammenzuhängen scheint, so glaube ich, 
dass auch nicht eher an die gesetzliche Regelung der 
ganzen Frage der Differenzierung gegangen werden kann, 
ehe nicht im Strafgesetze über den Grundsatz, nach dem 
die Bestimmung der Strafart sich richtet, Klarheit ge¬ 
schaffen ist. Ich möchte hier darauf hinw’ei.sen, dass von 
Liszt die gesetzliche Regelung des Strafvollzugs über¬ 
haupt, bei aller Anerkennung von deren dringender Not¬ 
wendigkeit, von der Umgestaltung des ganzen Strafen- 
s\ Steins abhängig macht (Lehrbuch des Strafrechts, S. 261). 

Bei einem Ueberblick über die vorstehenden Aus¬ 
führungen wird es wohl manchem scheinen, als ob die 
Zahl der Fragen, die ich für geeignet zur gesetzlichen 
Hegelung halte, zu gross sei. Ich möchte jedoch nochmals, 
wie bereits oben geschehen, betonen, dass es sich nur um 
die Aufstellung allgemeiner Normen und nicht etwa um 
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(len Erlass eines detaillierten Reglements handelt, und 
möchte auch zu bedenken geben, dass es in den meisten 
Fällen nicht darauf ankomrat, durch ein Gesetz neue Ge¬ 
danken in den Strafvollzug einzuführen; nicht gilt es, 
neuen Wein in alte Schläuche zu füllen, sondern es ist 
ira Gegenteil nötig, für längst vorhandenen, geklärten und 
ausgereiften Edelwein an Gedankengut endlich das seiner 
würdige Gefäss, die gesetzliche Form, zu finden. Und 
sind auch manchmal vielleicht Fragen berührt worden, 
die noch nicht genügend geklärt erscheinen mögen, so 
muss doch ausgesprochen werden, dass auch diese Fragen 
der Eignung für die .gesetzliche Regelung, und zwar auf 
dem Wege des Kompromisses zwischen konträren An¬ 
sichten, nicht entbehren. Kommt es auch in der Wissen¬ 
schaft darauf an, klare und durchaus folgerichtige Theorien 
aufzustellen, bedeutet auch im Aufbau eines wissenschaft¬ 
lichen System jeder Kompromiss nur zu leicht eine Schwäche 
und einen Fehler, so können doch praktisches Leben wie 
Gesetzgeber nicht immer ohne einen solchen auskommen 
und dürfen die Erledigung wichtiger Aufgaben nicht darum 
ad kalendas Graecas verschieben, weil sie wissenschaftlich 
noch nicht spruchreif sind. 

Ich möchte nun zum Schlüsse nur noch darauf hin- 
weisen, von welcher Bedeutung für die Tätigkeit der 
höheren Verwaltungsbeamten im Dienste des Strafvollzugs 
der Erlass gesetzlicher Bestimmungen ist und wie gerade 
dadurch ihre in der breiten Oeffentlichkeit nur zu oft un¬ 
gerecht beurteilte Aufgabe und Wirksamkeit in das richtige 
Licht gerückt wird. Wird doch durch die Aufstellung 
von Xormen für den Strafvollzug erst der letzte Schluss¬ 
stein in das imposante Gebäude der Strafrechtspflege ge¬ 
fügt! Die jetzt noch vorhandene bunte Vielfältigkeit der 
Anschauungen und Ziele wird zu einer geschlossenen, aber 
lebensvollen Einheit krvstallisieren: wie der Strafrichtcu* 
die Strafrechtspflege mu h klaren Xormen handliabt, so 
wird dann amdi der Strafvollzugsbeamte ebensolche als 
I^eitmotive bei der Durchfühi'ung seiner hochbedcursamen 
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kriminalpolitischeii Aufgabe haben, und es wird erst mit 
dem Erlass solcher Normen die tatsächliche Ausführung 
der im Strafrechte liegenden Zweckgedanken gesichert. 
Dann werden aber auch die häufigen und masslosen 
agitatorischen Angriffe in Presse und Oeffentlichkeit gegen 
den Strafvollzug, die heutigen Tages so vielfach das Ge¬ 
fühl der Rechtsunsicherheit diesem gegenüber künstlich 
erzeugen, allmählich verstummen und auch in den breite¬ 
sten Massen des Volks wird ein gesundes Vertrauen nicht 
nur zur Pflege des Strafrechts herrschen, sondern auch 
zur gerechten und gesetzmässigen Ausführung des Straf¬ 
vollzugs. 


Leitsätze: 

1. Der gesamte Strafvollzug muss reichs¬ 
gesetzlich geregelt werden. 

2. Diese Regelung darf aber nicht zu einer bis ins 
Einzelne gehenden Reglementierung erstarren, 
sondern muss sich mit der Aufstellung zwar be¬ 
stimmt gefasster, aber doch immerhin allgemeiner 
Normen begnügen! 

o. Zu solcher gesetzlicher Normierung, und zwar im 
Strafgesetze selbst, eignet sich die Frage nach 
dem S t r a f z w e c k und dem allgemeinen 
S t r a f i n h a 11 e. Letzterer muss genauer und 
eingehender bestimmt werden, als bisher geschehen. 

4. Weiter eignen sich folgende Fragen des eigent¬ 
lichen Strafvollzugs zur gesetzlichen Regelung, 
und zwar in einem besonderen Gesetze: 
a) Die Behandlung der Gefangenen nach 
dem Prinzipe der Individualisierung unter be¬ 
sonderer Bcrii(!ksichtigung des Besserungs¬ 
zwecks, ohne jedoch die anderen Strafzwecke 
aus dem Auge zu verlieren. Einheitliche Dis- 
ziplinai’strafen, einheitliche Normen für Seel¬ 
sorge, TJnterricht und Lektüre. 


I 
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b) Die Gestaltung der Räume unter besonderer 
Berücksichtigung der Trennung der Gefangenen, 
masse nach einzelnen Kategorien. Die Stellung 
von Einzel- und Gemeinschaftshaft, erstere als 
Haupt-, letztere als Nebenart der Strafverbüssung. 

c. Alle Probleme des Arbeitswesens und 
dessen völlige Unterordnung unter die Strafzwecke. 

d. Die Fragen der Bekleidung, Beköstigung 
und Gesundheitspflege, und zwar ganz 
besonders nur in Form allgemeiner Direktiven, 
ohne jedoch aus dem Auge zu lassen, was im 
Intere.sse einer gleichmässigen Strafwirkung 
unbedingt nach gleichen Gesichtspunkten ge- 
handhabt werden muss. 

e) Die Mitwirkung der Strafvollzugsbehörden an 
der Fürsorge beim Uebertritt des Ge¬ 
fangenen in die Freiheit. 

f) Gleichmässsige Handhabung und weiterer Aus¬ 
bau der Einrichtung der vorläufigen Ent¬ 
lassung im Sinne eines progressiven Straf¬ 
vollzugs. 

5. Bei der gesetzlichen Regelung vorstehend genannter 
Fragen muss, soweit angängig, auf die Differen¬ 
zierung zwischen den einzelnen Strafarten 
Rücksicht genommen werden. Eine allgemeine 
und ausgedehnte Differenzierung 
zwischen diesen kann jedoch erst mit der Um¬ 
gestaltung des ganzen Strafensystems erfolgen. 


RUtt 


Cr für Gcfän^niskunde. XLIl 


20 



506 


Frage 4.: 

Anwendbarkeit der amerikanischen Grund¬ 
sä tzeüberdieBeh an dlung jugendlicher 
Verbrecher in Deutschland? 

Gutachten von C. Birkigt, Lehrer a. d. Kgl, Strafanstalt Bautzen. 


Immer mehr drängt sich auf strafrechtlichem Gebiete 
das Problem der Jugendlichen in den Vordergrund. Die 
unausgesetzte Zunahme der jugendlichen Verbrecher und 
das auffällige Anschwellen der Rückfallziffer, aus dem 
sogar der vernichtende Vorwurf abgeleitet wird, dass wir 
durch unsere Behandlung der Jugendlichen das Heer der 
Rückfälligen vermehren helfen, fordern unabweisbar eine 
baldige und gründliche Abhilfe. Wie wir schon mancherlei 
Anregungen zu Fortschritten in der Strafrechtspflege von 
den Amerikanern empfangen haben, so richten wir auch 
heute wieder unsere Blicke auf sie: Von denselben Er¬ 
fahrungen wie wir veranlasst, haben sie, ohne sich lange 
in theoretischen Ervvmgungen zu ergehen, die Frage der 
Jugendlichen praktisch erfasst und ein System von Ein¬ 
richtungen ausgebildet, durch die sie gegen die Verwahr¬ 
losung und gegen das Verbrechen der Jugend ankämpfen. 
Seit Jahren liaben wir diese Entwicklung aufmerksam ver¬ 
folgt. Eine Anzahl berufener Männer hat sie an Ort und 
Stelle eingehend studiert, und so sind neben vielen kleineren 
Schi iften in den letzten Jahren drei bedeutsame umfassende 
Darstellungen entstanden^, mit deren Hilfe wir uns ein 
genaues Bild von dem neuen amerikanischen Verfahren 
verschaffen können. Es fesselt unsere Aufmerksamkeit 
besonders dadurch, dass wir in ihm völlig neue Anschau¬ 
ungen und Grundsätze verwirklicht finden. Die in Aus¬ 
sicht stehende Reform unseres .Strafgesetzes und die Not- 

B.-iernreither, I)r. J.M.: Jug'entlfürsorg’e und Strafrecht in d«*n 
Staaten. Leipzig l'.U);"). — Hartniann, Adolf: Die Straf- 
roclitspflegc in Amerika. Berlin 190(5. — Herr, I)r. Paul: Das moderne 
anierikaniselie Be.ss(‘rung.ssy.stPm. Stuttgart 1907. 
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Wendigkeit, gerade zur Bekämpfung der Kriminalität der 
Jugendlichen geeignete Massnahmen ausfindig zu machen, 
legen uns die Frage nahe, ob und wieweit die amerika¬ 
nischen Grundsätze in der Behandlung jugendlicher Ver¬ 
brecher bei uns Verwertung finden können. Um darauf 
antworten zu können, ist es nötig, die Einrichtungen kurz 
zu skizzieren, die unsere Beachtung in besonderem Masse 
verdienen: Die Jugendgerichte, das Bewährungs¬ 
system und die Besserungsanstalten^). 

I. 

1. Jugendgerichte-). Den Jugendgerichten, deren 
erstes i. J. 1899 ins Leben trat, liegt der Gedanke zu Grunde, 
straffällig gewordene Kinder unter 16 Jahren nicht als 
Verbrecher zu behandeln, sondern sie, sowie auch alle 
sittlich nur gefährdeten, vernachlässigten oder verlassenen 
Kinder durch geeignete Erziehung zu rechtschaffenen 
Menschen zu machen. Die Jugendgerichte sind räumlich 
von den anderen Gerichten getrennt. Mit der Recht¬ 
sprechung ist ein besonders geeigneter Richter betraut, 
dem ausser den behördlichen Organen jeder achtbare 
Bürger über die Straftat oder Verwahrlosung eines Kindes 
Anzeige erstatten kann. Er fordert daraufhin das Kind 
mit seinen Eltern vor Gericht. Wenn es sich als nötig 
erweist, so ordnet er für die Zeit bis zur endgültigen Ent¬ 
scheidung die Unterbringung des Kindes in einer Familie 
oder Erziehungsanstalt an; Untersuchungshaft in unserem 
Sinne gibt es bei den Jugendgerichten nicht. Das Ver¬ 
fahren ist in wenigen Tagen beendet und findet vielfach 
unter Ausschluss der Oeffentlichkeit statt. Der Verkehr 
des Richters mit dem Angeklagten vollzieht sich in väter¬ 
lichem, freundlichem Tone. In seinen Entschliessungen ist 
der Richter fast unbeschränkt. An Bestimmungen, wie 
sie etwa §§ 56 und 57 St.G.B. eiitlialten (Strafbarkeits- 

*) Nach Baeriircitlicr, Hartinann und Herr. 

•) Vgl. auch Rauchstciii, Bl. f. (4. ßd. 40. 

‘JO’ 
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einsicht), ist er nicht gebunden. Es steht völlig in seinem 
Ermessen, je nach den aus der Verhandlung sich ergeben¬ 
den Umständen auf Freisprechung oder Ermahnung zu 
erkennen oder die Unterbringung des Kindes in einer 
Familie, Besserungsschule oder Erziehungsanstalt zu ver¬ 
fügen. Er ist somit Strafrichter, Vormundschaftsrichter 
und Berater in einer Person. Trifft die Eltern selbst oder 
andere Erwachsene die Schuld an der Verwahrlosung des 
Kindes, so kann der Richter auch diese mit Strafe belegen. 
Unter den Delikten, die vor dem Jugendgerichte verhandelt 
werden, finden sich scho'n Sehuleschwänzen und Müssiggang, 
die Diebstähle nehmen aber den ersten Platz ein. Fälle 
von besonders schw'eren Verbrechen, wie Mord, werden an 
die ordentlichen Gerichte gewiesen. Der Jugendrichter 
ist bei seiner Tätigkeit in hohem Masse auf die Mitwirkung 
des Publikums angewiesen. Als unmittelbare Gehilfen 
stehen ihm die Probation Officers (Fürsorger) zur Seite. 
Daneben stellen sich auch zahlreiche religiöse Gesell¬ 
schaften, Vereinigungen für Jugendschutz, Wohltätigkeits¬ 
vereine u. a. m. in seinen Dienst. Die Aufgabe der Pro¬ 
bation Officers besteht darin, vor der Verhandlung die 
nötigen Nachforschungen über den Angeklagten anzustellen, 
bei der Verhandlung seine Interessen zu vertreten und 
dem Richter Vorschläge für die zu treffenden Massnahmen 
zu machen und nach der Entscheidung die Ueberwachung 
und Beratung des Kindes zu übernehmen, sofern es in 
einer Familie untergebracht wird. Ueber die Erziehungs¬ 
anstalten, denen solche Kinder überwiesen w'erden, führt 
der Richter selbst die Aufsicht. Die Kinder können darin 
bis zum Ende ihrer Älinderjährigkeit verbleiben; sie können 
aber auch vorläufig entlassen werden und treten dann 
unter die Aufsicht des Probation Officers, Erst wenn sie 
sich bewährt haben, erhalten sie die völlige Freiheit. 

Den Grundsatz, besserungsfähige Straffällige möglich.st 
vor dem Gefängnis zu bewahren, bringt man auch solchen 
gegenüber, die das 16. i.ebensjahr überschritten haben, 
zur Anwendung im System der Bewährung. 
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2. Bewähruiigssystem. (Probation System). Das 
Bewährungssystem tritt nicht nur als selbständige Ein¬ 
richtung auf, sondern bildet auch einen wesentlichen Be¬ 
standteil der Rechtsprechung der Jugendgerichte und des 
Strafvollzugs der Reformgefängnisse. Die Bewährung ist 
weder Strafe noch Freisprechung, weder bedingte Ver¬ 
urteilung noch bedingte Begnadigung, sondern sie ist „ein 
Ersatz für Verurteilung und Strafe im Sinne einer Gesetz¬ 
gebung, die vor allem den Zweck verfolgt, die Kriminalität 
zu bekämpfen und die, wenn sie dies durch die Bew'ährung 
bei einem Individuum erreicht hat, auf die Vergeltung 
durch Zufügung eines Strafübels verzichtet.“’) lieber die 
Delikte, bei denen Bewährung ausgesprochen werden darf 
und über die Bestimmung ihrer Dauer sind dem Richter 
die weitestgehenden Befugnisse eingeräumt. Nur schwere 
Verbrechen sind ausgeschlossen. Unerlässliche Bedingung 
ist es aber, dass der Angeklagte sich schuldig bekennt. 
Die Hauptaufgabe bei der Durchführung der Bewährung 
fällt den Probation Officers zu. Sie sind vom Richter 
ernannte, vom Staat oder von einer Privatgesellschaft 
besoldete und mit gesetzlichen Befugnissen aUvSgestattete 
Beamte. Jeden Straffall seines Bezirks, der zur Kenntnis 
des Gerichts gelangt, hat der Probation Officer zu unter¬ 
suchen, das Ergebnis dem Richter mitzuteilen und dem 
entsprechend seine Anträge zu stellen. Wird auf Be¬ 
währung erkannt, so ist das eigentliche Gerichtsverfahren 
rasch beendet: Der Angeklagte wii'd einfach unter die 
.S( hutzaufsicht des Probation (tfficers gestellt. Er hat für 
die Dauer der Bewährung bestinnnte Bedingungen zu er¬ 
füllen. So muss (‘j’ sich des Alkohols enthalten, sich vor 
jeder Gesetzesvcrletzung hüten, über sein Tun nach Vor- 
schrift berichten und jeden Wechsel seines Aufenthalts 
melden. Der Probation ()fficer steht mit ihm in ständigem 
Verkehr, geht ihm mit Bat und Tat zur Hand, ist ihm 
iMdnlflieh, Arbeit zu fiiahm, besucht ihn von Zeit zu Zeit 


Kafniruithur, S. 1*24. 
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oder lässt ihn zu sich kommen; nötigenfalls kann er ihn 
auch mit Geld unterstützen. Erfüllt der der Bewährung 
Unterworfene die gestellten Bedingungen nicht, so kann 
er sofort verurteilt oder die Bewährungsfrist verlängert 
werden, ja es kann bei erneuten Vergehen immer wieder 
auf Bewährung erkannt werden. Erst wenn es sich zeigt, 
dass alle Nachsicht nutzlos ist, tritt Verurteilung ein. Von 
der Persönlichkeit des Probation Officers und von der Art 
und dem Masse, wie er auf seinen Schützling erziehlich 
einzuwirken vermag, hängt der Erfolg der ganzen Ein¬ 
richtung ab. 

Zeigt der Angeklagte eine bereits tiefer wurzelnde 
verbrecherische Neigung, die eine längere und wirksamere 
Beeinflussung nötig macht, als sie die Bewährung zu 
leisten vermag, so kann der Richter auf Freiheitstrafe er¬ 
kennen, die in einer Besserungsanstalt vollzogen wird. 

3. Besserungsanstalten, Reformgefäng¬ 
nisse (Reformatories.) Die Reformgefängnisse sind für 
Gefangene im Alter von 16—30 Jahren bestimmt, die 
nicht erheblieh, besonders nicht wegen Verbrechen vor¬ 
bestraft sein dürfen und besserungsfähig sind. Denn der 
Zweck dieser Anstalten ist nicht Vergeltung, sondern 
Besserung, Erziehung des Gefangenen zu einem recht¬ 
schaffenen, gesetzmässigen Leben in der Freiheit. Da 
nicht im voraus bestimmt werden kann, wann dieses Ziel 
erreicht wird, so folgt daraus notwendig die Verurteilung 
auf unbestimmte Zeit, die den Grundstein des Reformatory 
.System bildet. Jeder Gefangene kann bis zu der durch 
das Gesetz für die Straftat bestimmten Höchstdauer ini 
Gel'äiignisse behalten werden; er wird jedoch entlassen 
sol)ald der Strafzweck an ihm erreicht ist. Auf diesen 
Zweck arbeitet der gesamte Strafvollzug planmässig hin 
durch eine genaue Individualisierung und möglichst har- 
ninnische Ausbildung des Individuums. Reichliche gute 
Kost, Turnen, militärische Uel>ungen, Bäder, Massage und 
hier und da auch dei‘ .^j)ort dienen d(‘r Pflege und Kräftigung 
des Körpers. Lin vifdseitiger Unt(‘rricht und eine reich- 
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haltige Bibliothek sorgen für die geistige und ethische, 
staatsbürgerliche und gewerbliche Ausbildung. Das Be¬ 
wusstsein unausgesetzter Beobachtung, der stete ^wang, 
diu Vorschriften der Hausordnung in allen Einzelheiten 
zu befolgen, sich im Reden und Tun zu beherrschen und 
seine Neigungen zu zügeln, stählen den Willen; „An¬ 
spannen des Geistes auf das Gute hin, ist die Losung“.i) Ueber 
die Fortschntte jedes Gefangenen auf der Bahn der 
Besserung wird in Form eines Marken- und Gradsystems 
genau Buch geführt. Die Leistungen auf den Gebieten 
der Arbeit, des Unterrichts und der Führung fallen gleich- 
iiiässig ins Gewicht. Für gute Leistungen werden Marken 
erteilt, für schlechte abgezogen. Jeder muss eine bestimmte 
Anzahl Marken erlangt haben, ehe er in den nächsthöheren 
Grad aufrücken oder zur Entlassung vorgeschlagen werden 
kann. Durch Belohnungen und Vergünstigungen wird das 
Aufrücken erstrebenswert gemacht. So hält der Gefangene 
s(>ll)st sein Schicksal in der Hand; denn er kann durch 
eigene Anstrengung zur Verkürzung seiner Strafzeit bei¬ 
tragen, und dieses Bewusstsein bildet den stärksten An- 
sporn, unablässig an der inneren Umkehr zu arbeiten. 
-Wer in dieser Anstalt vorwärts kommen will, der darf 
kein Träumer, sondern muss immer am Zeug sein, stets 
bereit, vorwärts zu kommen, um ja nicht zurückzubleiben.“-) 
Hierin liegt der wichtigste Vorzug der unbestimmten 
Verurteilung, der Schwerpunkt des Reformatory System s, 
l’eber die Entlassung entscheidet ein Verwaltungsrat auf 
\5>rschlag der Anstaltsleitung. Bedingungen sind die Er- 
reiehung der nötigen Stufe in dem Marken- und Grad¬ 
system und der Nachweis eines geeigneten Arbeitsunter¬ 
kommens. Der Gefangene wird zunächst nur vorläufig 
entlassen und bleil)t für eine bestimmte Zeit noch mit d<‘r 
Anstalt in Fühlung. Er wird einer .Schutzaufsicdit unter- 

') Mittenn.iifr iin lü. .lalirliiuli der Gcfäiigiii.s-(ics(‘llseliaft für 
dii‘ l^rov. .Suclisen 1907. S. 47. 

■’) Allsspruch eines Gefangenen, l’aernreitlier S. 90. 
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stellt, die sich in denselben Formen vollzieht wie bei dem 
Bewährungssystem. — 

Die soeben geschilderten Einrichtungen sind bei weitem 
noch nicht allgemein durchgeführt, da jeder Staat der 
Union seine eigene Gesetzgebung hat. Sie sind auch nicht 
überall das Ergebnis einer selbständigen, lückenlos fort¬ 
schreitenden Entwicklung, sondern man hat sie hier und 
da unter dem Drucke der Notwendigkeit von einem anderen 
Staate übernommen und den heimischen Verhältnissen an¬ 
gepasst. Daher weichen sie in Einzelheiten von einander 
ab; aber bei aller Verschiedenheit wurzeln sie doch in 
gemeinsamem Boden, und ihre Verschmelzung zu einem 
einheitlichen System hat hier und da schon begonnen oder 
sich bereits vollzogen. Ihre Entstehung ist zum Teil mit 
zurückzuführen auf das von jeher in den Vereinigten 
Staaten rege gewesene Interesse weiter Kreise an der 
Rettung der Gefährdeten und Gefallenen. Sie stehen vor 
uns als Schöpfungen der grosszügigen, weitausschaueiiden 
Erziehungsideen der Amerikaner, die sich bei aller prak¬ 
tischen Veranlagung, bei allem Geschäftssinn doch einen 
unerschütterlichen Glauben an das Gute im Menschen und 
an die Möglichkeit der Hebung und Wiedergewinnung des 
Gefallenen bewahrt haben. Erziehung im vollsten 
Sinne des Wortes, das ist es, was den inner¬ 
sten Kern jener Einrichtungen bildet. 


IT. 

Wenn wir uns nun anschieken, die Frage zu beant¬ 
worten, die in unserem Thema liegt, so bedarf es keines 
besonderen Nachweises, dass eine einfache Verpflanzung 
der amerikanischen Einrichtungen auf deutschen Boden 
unangängig ist. Die Verhältnisse, die das Strafrecht be¬ 
rührt, sind in der neuen Welt anders als in der alten. 
Aber die zu Grunde liegejidcn Ideen und die Energie, mit 
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der man ihre Durchführung betreibt, sollten uns zum 
Vorbild dienen. 

1. Die Grundsätze, die der Entwicklung des modernen 
amerikanischen Strafrechts die Richtung gegeben haben, 
wurden 1870 auf dem ersten allgemeinen Gefängniskongress 
in Cincinnati festgelegt und gipfeln in der Bestimmung: 
„Das höchste Ziel des Gefängniswesens ist die Besserung 
des Verbrechers, nicht die Zufügung eines Leidens iils 
Strafe.“’) Dadurch wurde der Vergeltungsgedanke aus 
dem Strafrechte ausgeschaltet und der Weg für die ge¬ 
waltigen Fortschritte frei, mit denen uns die Amerikaner 
v^orausgeeilt sind. Wir Deutsche sind nicht in der glück¬ 
lichen Lage, ihnen ebenso rasch zu folgen. Jahrhunderte 
alte Traditionen halten uns in den einmal eingeschlagenen 
Bahnen fest, und unter harten Geisteskämpfen dringen wir 
nur langsam schrittweise vorwärts. Unser Strafgesetz 
steht noch auf dem reinen Vergeltungsstandpunkte. Dem¬ 
gegenüber fallen die vorläufige Entlassung und die bedingte 
Begnadigung kaum ins Gewicht; immerhin sind sie, wenn 
auch nur schwache, so doch erfolgreiche Versuche, die 
Vcrgeltungsidee zu durchbrechen. Im grossen ganzen 
müssen unsere Richter aber immer noch das alte Gerechtig- 
keit.sideal verfolgen, das für jedes Verbrechen die ent¬ 
sprechende Strafe zu finden sich abmüht. Schon lange 
und fast allgemein ist man von der Vermessenheit und 
Nutzlosigkeit dieses Unterfangens und von der Notwendig¬ 
keit einer gründlichen Reform unseres Strafrechts über¬ 
zeugt. Aber um das Was und Wie tobt heftiger Streit, 
liier Vergcltungsstrafe — dort Zweckstrafe. Eine Einigung 
scheint ausgeschlossen. Von dein Ende des Kampfes imd 
davon, welche Stellung unsere Gesetzgebung cinnehmen wird, 
hängt aber alles ab. Behauptet der Vergcdtungsgedaiike 
.seine Herrschaft, so wird, abgesehen von einigen an der 
Oberfläche haftenden Aenderimgcu alles beim alten bleib(m. 
Nur die völlige Af>kehr von ihm bietet die Vogliclikeit 

') Herr, S. 4.'». 
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durchgreifender, grundsätzlicher Verbesserungen ira Sinne 
der amerikanischen Bestrebungen, die auch in den Forderungen 
der Internationalen kriminalistischen Vereinigung und vieler 
ausserhalb dieses Kreises stehender Rechtslehrer und Straf¬ 
vollzugspraktiker zum Ausdruck kommen: Besserung 
der Besser un gsbedtirftigen und Besserungs¬ 
fähigen und Unschädlichmachung der Un¬ 
verbesserlichen. Zuerst müssen wir daher, wenn 
wir die amerikanischen Errungenschaften für uns nutzbar 
machen wollen, die Forderung stellen: Fort mit der 
Vergeltungsidee! 

2. In der Behandlung der Jugendlichen kommen die 
Konsequenzen der Vergeltungidee in der nachteiligsten 
AVeise zum Ausdruck. Die Jugendlichen werden, abgesehen 
von einigen Unterschieden mehr quantitativer Art, dem¬ 
selben Strafgesetz, demselben Strafprozess und demselben 
Strafvollzug unterworfen wie die Erwachsenen, wenn sie 
mit der für die Erkenntnis der Strafbarkeit erforderlichen 
Einsicht gehandelt haben. Dieses Kriterium ist aber „ein 
ungemein schwankendes, schwer bestimmbares; nicht selten 
werden spätere Regungen des Gewissens und die Furcht 
vor Strafe mit der Einsicht in die Strafbarkeit der Hand¬ 
lung verwechselt.Man muss aber noch weiter gehen: 
Dieses Kriterium darf überhaupt nicht massgebend gemacht 
werden. Es geht von der Meinung aus: AVenn der 
Jugendliche sicdi der Strafbarkeit seines Handelns bewusst 
ist, so ist er auch imstande, sich frei für das Gute oder Böse 
zu entscheiden, und daher kann und muss er, wenn er 
gegen das Gesetz verstösst, genau so wie der Ewachsene 
zur Reclienschaft gezogen werden. Diese Meinung ist 
ai)er irrig. Denn die Erkenntnis der Strafbarkeit, also 
das Unterscheiden zwischen gut und böse, ist Sache des 
A'crstandes; den- Versuchung zu widerstehen, das Böse zu 
lassen und das Gute zu tun, ist aber Sache der sittlichen 
Kräfte. Nun steht es fest, dass die Verstandesentwicklung: 

') \V;u-li, Die l{t“fonii dfr FrciluMt-striift'. Leipzig 1H5K). S. 11. 
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der sittlichen Entwicklung vorauseilt, dass der Jugendliche 
sich des Bösen also wohl bewusst sein kann, ohne doch 
aber die sittliche Kraft zu besitzen, erfolgreich dagegen 
anzukämpfen. Schon daraus geht hervor, dass die Straf¬ 
barkeitseinsicht einen mangelhaften Prüfstein für die straf¬ 
rechtliche Verantwortung der Jugendlichen bildet. 

Hierzu kommt aber noch mehr: Es ist die Art des 
sittlich Unreifen, sein Tun vorher nicht lange zu über¬ 
legen ; er handelt unter dem Banne sinnlicher Eindrücke 
und Reize mehr ti'iebartig und den Eingebungen des 
Augenblicks folgend; Hemmungsvorstellungen wie beim 
gereiften Menschen treten beim Jugendlichen entweder 
gar nicht oder nicht rechtzeitig oder auch nicht kräftig 
genug in Tätigkeit. Jugendlichen Leichtsinn, Unbesonnen- 
lieit, Willensschwäche, Mangel an Selbstbeherrschung und 
was wir ähnliches noch als Ursache des Vergehens bei 
unseren Jugendlichen feststellen, haben wir somit nicht 
als einen besonderen Grad sittlicher Verderbtheit, sondern 
als natürliche Begleiterscheinungen ihres geistigen und 
sittlichen Entwicklungszustandes anzusehen. Alles an 
ihnen ist unfertig und noch im Werden begriffen. Auch 
der Körper, ja die Pubertät, die letzte Periode der 
körperlichen Entwicklung ist für die Beurteilung der 
.lugendlichen sogar von einschneidender Bedeutung; denn 
sie bringt gar viele aus dem Gleichgewicht. Das er¬ 
wachende Kraftgefühl erzeugt jenen unbändigen Freiheits- 
diang, der sich gegen jede Autorität aufbäumt und zu 
allerhand Rohheitsdelikten führt, während zuweilen der 
Oeschlei-htstrieb, alle Dämme durchbrechend und alle 
Einwendungen des Verstandes nichts achtend, sieh im 
Unzuchtsverbreehen äussert. Kurz die Pubertät „ist die 
schwerste Krise des Lebens, und Tausende kommen ge¬ 
knickt und flügellahm daraus hervor.“So hat es zum 
jguten Teil in den Entwicklungszusländen seinen Gi'und,-) 

') \V. V. Polenz in „Tliekla Lüüekincl'^. 

'•) Aschaffenburg, Das Vorlii ocben uiul seine Bekämpfung, Heidel¬ 
berg l‘.K33. S. 240. — Kötseher, Das Erwachen des Gesclilechtsbewusst- 
veiiis. Wio8ba<len 1007. S. 60 ff. 
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„dass der Mensch um das 20. Lebensjahr herum am meisten 
zu Delikten neigt und dass das 17. Lebensjahr das aller¬ 
gefährlichste ist.“') 

Und zu alledem kommt nun noch, dass die weitaus 
meisten unserer Jugendlichen nicht unter dem Sonnenschein 
schützender, sicher führender Elternliebe, sondern in der 
Wildnis mangelnder Erziehung und verderblicher Einflüsse 
aufgewachsen sind, und dass sie gerade in der gefährlichsten 
Zeit des Lebens, in der Uebergangszeit, da aus dem Kinde 
der Mann sich bildet, ohne Schutz und Leitung waren. 
Sie alle werden, sobald sie das 12. Lebensjahr vollendet 
haben, statt einer kräftigen, planvollen Erziehung, dem 
Gefängnis überwiesen. Sie müssen büssen für eine Schuld, 
die bei der Wertung aller in ihrer physischen, psychischen 
und moralischen Entwicklung liegenden Momente und im 
Hinblick auf die Macht und Zahl der Einflüsse, denen sie, 
ohne entrinnen zu können, ausgesetzt sind, bedeutend 
zusammenschmilzt, wenn nicht ganz zerfliesst. 

Um Abhilfe zu schaffen, hat man folgerichtig vor¬ 
geschlagen, dass der Richter neben der Strafbarkeits¬ 
einsicht auch die sittliche Reife fcststellen solle,-) Damit 
würden wir aber zu dem einen Kriterium ein zweites 
fügen, das noch viel schwankender und viel schwerer 
bestimmbar ist als das erste. Aber auch abgesehen davon 
wäre uns nur wenig damit geholfen; wir müssen melir 
verlangen. Unser vergeltendes Strafrecht wird den Jugend¬ 
lichen nicht gerecht. Wir brauchen für sie ein andere-s, 
das ihre oben angedeutete, von der Wissenschaft in den 
letzten Jahrzehnten immer deutlicher erkannte Eigenart 
in genügendem ]\lasse berücksichtigt und das von dem 
StrafrecJit für die Erwachsenen grundsätzlich unterschieden 
ist; ein besonderes J u g e n d s t r a f r e c h t. Die Grundzüge 
dafür können nach den Voraussetzungen, von denen wir 

') Matz, I’iiU! Stu(li(‘ über Gefängni^statistik. Bl. f. G. 40. IM. 

S. .^12. 

’) Bosclil. d. Vrreiii.sversiumnltnij>' zu Stuttgart 1008. Bl. f. G. 
IM. 3S. S. 12G: Keife d(‘r Kersönlichkeit überhaupt. 



ausgehen müssen, keine wesentlich andere sein als die, 
die wir in den amerikanischen Einrichtungen erblicken: 
Die unerzogenen, unreifen jugendlichen 
Rechtsbrecher sjnd so lange als möglich vor 
dem Gefängnis zu bewahren. Es ist alles zu 
versuchen, um sie zu rechtschaffenen, tüch¬ 
tigen Menschen zu erziehen; erst wenn alle 
]\Iittel versagen, oder wenn es aus anderen 
Gründen unumgänglich nötig ist, tritt Frei¬ 
heitsstrafe in derForm derErziehungsstrafe 
ein. Nur die schwersten Delikte unterliegen 
besonderen Bestimmungen. 

Was hiermit gefordert wird, ist nichts Neues, sondern 
zum Teil bereits praktisch in Angriff genommen worden 
in der Fürsorge - Erziehung. Dieser segensreichen Ein¬ 
richtung wird aber der volle Erfolg fehlen, solange nicht 
zwischen der Fürsorge-Erziehungsgesetzgebung 
und der Strafgesetzgebung für die Jugendlichen 
die nötige organische Verbindung hergestellt wird, 
V)Ovor also nicht die letztere der ersteren sich anpasst, 
.fetzt gehen beide wie Fremdlinge neben einander her, 
niemals oder nur selten Hand in Hand, oft in entgegen¬ 
gesetzter Richtung, oft auch eins die Bahn des anderen 
kreuzend. Störend für das Zusammenarbeiten beider ist 
schon der Umstand, dass die Fürsorge-Erziehung nicht als 
eine Angelegenheit des Reiches, sondern der Einzel¬ 
staaten gilt. 1) Ihre planmässige Durchführung ist daher 
in einzelnen Bundesstaaten noch nicht erfolgt; vor allem 
wird aber eine vollkommene Uebereinstimmimg nie her¬ 
gestellt werden können. Da aber Fanheit in den Grund¬ 
zügen w'ohl als gesic'hert gelten dai*f, so können wir von 
einem Jugendstrafrecht, das Hand in Fland mit der Fürsorge- 
Erziehung nach dem oben aufgestellten Ziele strebt, schon 
gute Fh'folge erwarten. 

') Die reich8gej<otzl. Kegeluiig der Fiirsorge-Erzielning’ fordern 
z. B.: The.sen der I. K. V. s. Appelius. Behandliing jugendl. Verbrecher. 
Anlage II. — v. Liszt, strafreclitl. Aufsätze und N’orträge. Berlin, BK)."» 
II. Bd. S. :VM. — Breetorius, Bl. f. G. ;57. Bd. .S. 37'.). 
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3. Wenn wir ein besonderes Jugendstrafrecht fordern, 
so ist es nötig, den Begriff der Jugendlichen zu bestimmen. 
Als Jugendliche bezeichnen wir die, die in der mit der 
Reife des Individuums abschliessenden Periode der end¬ 
gültigen physischen, psychischen und moralischen Ent¬ 
wicklung stehen. Scharfe Grenzlinien lassen sich weder 
für den Beginn, noch für das Ende dieser Periode ziehen, 
und keine Feststellung wird sich von Willkür freihalten 
können. Heute gilt das 12. Lebensjahr als untere und 
das 18. als obere Grenze. Es herrscht beinahe Ueber- 
einstimmung darüber, dass die untere Grenze auf das 
14. Lebensjahr hinaufzurticken ist.^) Seit 20 Jahren 
schon hat eine lebhafte Agitation dafür eingesetzt, und 
nachdem sich die 1. K. V., der Deutsche Juristentag, 
Gefängnisgesellschaften, Erziehungs- und Lehrervereine 
dafür ausgesprochen haben,-) hat auch unser Verein auf 
seiner Versammlung in Stuttgart i. J. 1903 mit grosser 
Majorität einen Antrag auf Erhöhung der Strafmündigkeits¬ 
grenze auf das 14. Lebensjahr angenommen.-^) Man sollte 
meinen, derartige Kundgebungen aus zum grössten Teile 
massgebenden Kreisen müssten genügen, um eine baldige 
Aenderung durch gesetzliche Regelung herbeizuführen. 
Statt dessen hat es den Anschein, dass wir den unhaltbaren 
Zustand, Kinder ins Gefängnis zu sperren, bis zur Fertig¬ 
stellung des neuen Strafgesetzbuches, also vielleicht noch 
ein Jahrzehnt oder länger, w^eiterführen müssen. Eine 
Novelle zum Strafgesetz, der nach allgemeiner Durchführung 
der Fürsorge-Erziehung kaum ein Hindernis im Wege stehen 
k()nnte, tut im Interesse unserer straffälligen Kinder 
dringend not. 

.\uch die Abgrenzung der Jugendlichen nach oben hin 
bedarf der Erweiterung: Die Reife des Individuums tritt 

') Krohne: Lt-hrb. d. Gof. Kdo. .S. 275. Von 4 Gutachten sprecheu 
sich 3 für die Erhdluin<>- d<*r Strafinündi; 4 ’keitsgrenze aus, ein.s ist für 
Ib'ibchaltiiiig- des 12. l.cJjcnsjahros. Bl. f. G. 37. Bd. S. 27ö, 30.>, 
371* \ind 2K4. 

■) Apiudius, a. a. O. S 41 ff. 

Bl. f. G. 3,s. Bd. S. 126. 
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frühestens mit Ende des zweiten nnd spätestens mit Beginn 
des dritten Jahrzehnts ein.^) Das 18. Lebensjahr ist daher 
als obere Grenze nicht richtig gewählt. Zwar kann man 
von jungen Leuten in diesem Alter schon eine ganz andere 
sittliche Widerstandsfähigkeit verlangen als von Vierzehn¬ 
jährigen; auch werden unter denen, die das 18. Lebens¬ 
jahr überschritten haben, schon viele sein, deren Entwicklung 
als abgeschlossen gelten kann; besonders aber finden sich 
darunter erfahrungsgemäss eine Anzahl solcher, deren 
Straftaten kaum die durch das jugendliche Alter begründete 
mildere Beurteilung rechtfertigen. Immerhin wird man es 
aber in den meisten Fällen mit Individuen zu tun haben, 
die noch im Uebergangsstadium zur vollendeten Reife 
stehen und daher als vollgültige Erwachsene nicht an¬ 
gesehen werden dürfen. Schon jetzt sind sie allgemein 
zu denen gerechnet worden, bei denen man sich von 
erziehlichen Massnahmen noch Erfolg versprechen kann, 
weshalb auch die Fürsorge-Erziehung bis zum Ablauf der 
Minderjährigkeit ausgedehnt werden kann.®) Ausserdem 
ist es aber schon ein Widerspruch, dem Achtzehnjährigen 
alle Pflichten des Erwachsenen aufzuerlegen, während er 
erst mit dem vollendeten 21. Lebensjahre in den Besitz 
der Rechte tritt. Strafrechtliche und zivilrechtliche Mündig¬ 
keit setzen gleicherweise die Reife der Persönlichkeit 
voraus, daher muss auch der Zeitpunkt ihres Eintritts 
derselbe sein. Daraus ergibt sich die Forderung, dass 
die obere Grenze der bedingten Strafmündig¬ 
keit auf das 21. Jahr festgesetzt wird.^) 


III. 

Haben wir jetzt im allgemeinen den Rahmen geschaffen, 
innerhalb dessen die amerikanischen Grundsätze bei uns 

') Lenz, Das .Juficnd.stralrecht. Wien 1907. S. 23. 

•) Preiissischcs Kür.s.-Erz.-Oes. vom 2. 7. 1900. § 13. 

') V. Liszt. Aufs. II, S. 397. Krolim* a. a. 0. S. 27(5, Gennat, 
Bl. f. G. 37. 1kl. S. .311 f. 
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verwertbar sind, so soll in folgenden erörtert werden, 
was im einzelnen davon unsere Beachtung verdient, 

1. Die Jugendgerichte sind in dem Umfange, 
wie sie in Amerika bestehen, für uns nicht nötig. Was die 
Strafunmündigen betrifft, so haben wir sichere Bahnen 
zur Erreichung eines wirksamen Jugendschutzes betreten 
in der Fürsorgegesetzgebung, deren gleichmässige Durch¬ 
führung in allen Bundesstaaten und deren weiterer Ausbau 
unsere erste Sorge sein muss. Wo ihre gesetzliche Regelung 
noch bevorsteht, sollen die Erfahrungen, die mit dem 
preussischen F.-E.-G. gemacht worden sind, nicht unbenutzt 
gelassen werden. Zwei Mängel machen sich dort be¬ 
merkbar, zu deren Beseitigung die Praxis der amerika¬ 
nischen Jugendgerichte zum Vorbilde dienen kann: Das 
Einleitungsverfahren zur Fürsorge-Erziehung ist zu langsam 
und schwerfällig, so dass nicht selten gefährdete Kinder, 
ehe sie den schlimmen Einflüssen ihrer Umgebung ent¬ 
zogen werden können, gänzlich verdorben werden. Sodann 
lässt an einigen Stellen der Wortlaut des Gesetzes eine 
besonders in den Entscheidungen der höheren Instanz oft 
niederkehrende Auslegung zu, die unvereinbar ist mit 
dem Geiste des Gesetzes, das den Zufluss zum jugendlichen 
Verbrechertume abdämraen soll. 

Für die Rechtsprechung über die straffälligen 
.1 ugendli eben sind Einrichtungen nach dem Vorbilde 
der amerikanischen Jugendgerichte sehr zu wünschen, auch 
wenn die Abgrenzung auf das 14. und 21. Lebensjahr er¬ 
höht wird. Freilich sind solche Einrichtungen ohne 
tielgreifende gesetzliche Aenderungen nicht möglich.-) 
Diese im einzelnen festzustellen ist nicht Aufgabe der 
vorliegenden Arbeit, hier kann es nur darauf ankommen 

') Bericht über die Vi'rhaiidhui^en des Allgemeinen Fürsorge- 
Kr/ielningsl.ag<*s am 11.—14. Juni 1906 in Breslau. — Verhandlungen 
über die Wirksamkeit des Fürs.-Erz.-Ges. am 15. und 16. Juni 1906 
in Berlin. 

O Hartrnami a. a. O. S. 276 ff. — Kühne, Deut.sche Juristen¬ 
zeitung X..Jahrg. 190.5. 
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die Richtlinien zu ziehen: Die Eigenart des Jugendlichen 
erfordert ein eingehendes Studium seiner Individualität und 
aller bei der Straftat in Frage kommenden Verhältnisse 
und Umstände. Daher sind mit der Aburteilung Jugend¬ 
licher bestimmte Richter zu betrauen, die von besonderem 
Interesse für die Sache beseelt und von der hervorragenden 
Bedeutung einer richtigen Beurteilung und Behandlung 
jugendlicher Rechtsbrecher überzeugt sind; die einen 
scharfen Blick haben für die in den sozialen Notständen 
wurzelnden Erziehungsmängel, und die sich durch jahre¬ 
lange Uebung reiche Erfahrung und ein sicheres Urteil in 
der Rechtsprechung über Jugendliche erworben haben. 
Dass bei jedem Landgerichte eine bestimmte Kammer mit 
der Erledigung der Straffälle Jugendlicher beauftragt wird, 
liegt am nächsten und ist ohne gesetzliche Aenderungen 
zu erreichen. Durchgreifender lässt sich aber helfen, wenn 
das Jugendgericht mit dem Vormundschaftsgerichte ver¬ 
bunden wird; denn dann ist ohne weiteres das Zusammen¬ 
arbeiten der Fürsorgebestrebungen mit der Strafrechtspflege 
gegeben. Nach dem Grundsätze, die Strafe nicht nach 
der Schwere des Vergehens, sondern nach der Persönlich¬ 
keit des Täters zu bemessen, muss das Jugendgericht mehr 
als die Straftat den psychischen und moralischen Zustand 
des Täters, seine Herkunft und Erziehung, sein ganzes 
Vorleben und die Ursachen seines Vergehens feststellen. 
Dabei sind ärztliche und pädagogische Sachverständige 
in ausgiebigem Masse zur Mitwirkung beranzuziehen. Auch 
heute schon unter der Herrschaft der §§ 56 u. 57 St.G.B. 
sollte dies grundsätzlich in jedem Falle geschehen; die 
Entscheidungen würden dann sicherlich in einer weit 
grösseren Anzahl von Fällen als jetzt .so ausfallen, dass 
Freisprechungdes Jugendlichen und Anordnung der Fürsorge- 
Erziehung erfolgen kcinnte. Die gesetzlichen Bestininiungcn 
sind so zu treffen, dass die .lugendgerichte auf Grund ihrer 
Feststellungen vr)llig frei entscheiden können zwischen 
Ueberweisung in Fürsorge-Erziehung, .Strafaufschub und 

Blatter für ir^niskundc. XT TI, 21 
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Freiheitsstrafe.^) Der amerikanische Grundsatz, den 
Jugendlichen solange als möglich vor dem Gefängnis zu 
bewahren, muss dabei massgebend sein. Freilich ist es 
nicht angängig, Leute, die das 18. Lebensjahr überschritten 
haben, der Fürsorge-Erziehung zu übergeben. Das ist aber 
auch nicht nötig. Für sie kommt es nur darauf an, dass 
auch gegen sie noch die den Jugendlichen zukommende 
Nachsicht geübt wird, sodass sie der bedingten Begnadigung 
und einer erziehlichen Freiheitsstrafe teilhaft werden können. 
Vor allem muss für sie die Zuchthausstrafe in Wegfall 
kommen; das hätte u. a. auch die eine günstige Folge,^ 
dass kein Jugendlicher mehr vom Heeresdienste aus¬ 
geschlossen werden könnte, in dessen strenger Schule 
manche moralisch unsichere Elemente noch in die rechten 
Bahnen geleitet werden können.Der grosse Apparat 
unserer heutigen Gerichtspraxis, der auch den Jugendlichen 
gegenüber in Bew^egung gesetzt wird, besonders die öffent¬ 
liche Hauptverhandlung und gewisse Formalien, die auf 
den unreifen Menschen den ungünstigsten Eindruck machen, 
sind durch ein einfacheres Verfahren zu ersetzen, bei dem 
der Angeklagte sich nicht als Held fühlt, sondern daa 
geeignet ist, ihm den Emst seiner Lage recht eindringlich 
zu Gemüte zu führen. Ein solches Verfahren entbehrt für 
Neugierige jedes Reizes, so dass sich eine wesentliche 
Beschränkung der auf viele Jugendliche schädlich wirkenden 
Oeffentlichkeit ganz von selbst ergibt. Das Zusammen¬ 
kommen Jugendlicher mit älteren Verbrechern muss sorg¬ 
fältig verhütet werden. Untersuchungshaft sollte nur 
verhängt werden, wenn es unbedingt nötig ist und wenn 
durch eine andere Massregel, wie etwa durch Unterbringung 
in einer nahen Erziehungsanstalt, derselbe Zweck nicht 
erreicht werden könnte. Wo es angängig ist, sind grund¬ 
sätzlich die Eltern oder andere Erziehungspflichtige zur 

*) V. Liszr, Aufl. II.S. :597. — v. Seuffert, Die Bewegung im Straf- 
iH'chte während der letzten 30 Jahre. Dresden 1901. S. 70 (14—18- 
jähri<i'e), 

-) Krohiie a. a. O. .S. 276. — Gennat, BI. f. G. 37. Bd. S. 313. 



523 


Verhandlung hinztizuziehen, und in solchen Fällen, wo 
Erwachsene die Verwahrlosung oder die Straftat eines 
Jugendlichen verschuldet haben, muss es durch gesetzliche 
Bestimmungen möglich gemacht werden, diese zur Rechen¬ 
schaft zu ziehen, um die Gewissen zu schärfen für die 
Verpflichtungen gegenüber den Unmündig’en. 

Wenn es notwendig wäre, im Hinblick auf die Ver¬ 
schiedenheit der Jüngeren von den Aelteren, die besonders 
auch in den Delikten zu Tage tritt, das Verfahren gegen¬ 
über den Jugendlichen unterschiedlich zu gestalten, so 
könnte etwa beim 18. Lebensjahre ein Einschnitt gemacht 
werden. Die Jüngeren wären ausschliesslich von den mit 
dem Vormundschaftsgerichte verbundenen Jugendgerichten 
abzuurtcilen, die Aelteren dagegen von den anderen zu¬ 
ständigen Gerichten, doch so, dass auch bei diesen dem 
Vormundschaftsrichter ein weitgehender Einfluss gewahrt 
bleibt und dass überhaupt die oben aufgestellten Grundsätze 
massgebend sind. 

Es ist ein erfreuliches Zeichen, dass das Interesse für 
die Jugendgerichte bei uns immer lebhafter wird. In der 
wissenschaftlichen Presse, sowie in den Tagesblättern werden 
sie eingehend besprochen, und hier und da ist ihre Einführung 
bereits erfolgt, soweit man davon bei dem heutigen Stande 
der Gesetzgebung überhaupt reden kann. ’) 

2. Das System der Bewährung trägt besonders 
iin Hinblick auf die vor Gericht sich abspielcnden Vor¬ 
gänge für uns .soviel Fremdartiges an sich, dass cs als 
selbständige Einrichtung für uns unannehmbar ist^. Es 
bietet uns aber reiche Anregung. Der leitende Gedanke 
erstmalig straffälligen und noch nicht verdorbenen Individuen 
die Strafe zu erla.ssen, wenn sie durch Wohlverhaltcri 
w’ährend einer gewi.ssen Frist den guten Willen für ein 
gesetzmässiges Leben crkcmnen lassen, liat in unsoiaMii 

') Nach AschaffHiilnng', Monatssclirift IV S. <'')2 in Frankfurt 
a. M. — Nacli Zt.*itun;;'.snifl<lunj;cn in Haspe i. W. uml in Rreslaii. 

•) Lenz a. a. 0. .S. 3*1. 

21- 
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Verfahren mit den Jugendlichen seit reichlich 10 Jahren 
Eingang gefunden durch die bedingte Begnadigung, und 
die Entlassung auf Probe nach verbüsster Strafe, deren 
wichtigster Bestandteil das Probation-System ist, deckt 
sich zum Teil mit unserer vorläufigen Entlassung nach 
§ 23 St.G.B. 

Beide Einrichtungen, deren Wert irtimer mehr aner¬ 
kannt wird, sind aber der Weiterbildung im Sinne der 
amerikanischen Bestrebungen sehr bedürftig. So ist die 
bedingte Begnadigung durch die bedingte Verurteilung 
zu ersetzen*) und reichsgesetzlich zu regeln^). Im Hinblick 
auf die äusseren Folgen sind beide zwar völlig gleich, in 
der ethischen Wirkung aber steht die bedingte Verurteilung 
ungleich höher; denn sie gewährt den Vorzug, durch 
tadellose Führung nicht nur das Urteil, sondern im recht¬ 
lichen Sinne auch die Straftat selbst ungeschehen zu 
machen’^). Die vorläufige Entlassung ist häufiger und 
gleichniässiger anzuwenden als dies heute geschieht; sie 
sollte in ausgiebigster Weise benutzt werden als die letzte 
Stufe eines progressiven Strafvollzugs*). 

Sodann zeigen unsere Einrichtungen im Vergleich 
mit dem Probation-System einen wesentlichen Mangel: 
Wir bleiben auf halbem Wege stehen; denn wir überlassen 
den bedingt Begnadigten und den vorläufig Entlassenen 
völlig sich selbst, während die Amerikaner beide der 
Leitung des Probation Officers unterstellen. Aehnliche 
Massnahmen könnten bei uns grossen Segen stiften'’). Der 

') V. Liszt, Aufl. II S. :196. — Lenz a. a. O. S. 36. 

■-) Die vom Reichsjustizanit ernannte Kommission für die Re¬ 
form des Strafprozesses hat sich nicht für die b. Verurt. entschieden. 
Deutsche Juristenzeitung X. Jahrg. 

') Wulffen, Reforinbestrebungen auf dem Gebiete des Straf¬ 
vollzugs. Dresden 1900, S. 6. 

') Kühleweiii, Handhabung der vorl. E. und PoHitz, die vorl. 
E. iiu gegen wärt. u. künft. St.G.B. bei Aseh.iffenburg; Monatsschrift IV. 
S. 515 u. 557. 

') Mitteruiaier, a. a. O. S. 52. 
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Jugendliche, dem Strafaufschub gewährt worden ist, ver¬ 
gisst nach Art der Jugend nur zu rasch, in welcher Ge¬ 
fahr er gestanden hat und was bei schlechter Führung 
ihm bevorsteht*). Günstige Gelegenheit oder die Ver¬ 
führung durch schlechte Gesellschaft bringen ihn leicht 
wieder zu Falle. Wird er aber der Leitung eines ver- 
.ständigen, wohlwollenden Fürsorgers unterstellt, und werden 
ihm bestimmte Bedingungen auferlegt, wie etwa einen 
Beruf zu erlernen-), bestimmte Orte zu meiden, ohne Er¬ 
laubnis seine Stellung und seinen Aufenthaltsort nicht zu 
verlassen u. a. m., so ist die Möglichkeit viel grösser, dass 
er die Bewährung besteht und dauernd auf guten Wegen 
bleibt, als wenn diese Leitung fehlt. Die jetzt schon 
erfreulichen Ergebnisse der bedingten Begnadigung würden 
tlann sicher noch günstiger werdeiv^). Erst durchweine 
])lanmässige erziehliche Einwirkung auf das Individuum 
erhält die bedingte Begnadigung Inhalt und Leben. Ja 
ihre Bedeutung für unsere Strafrechtspflege wird eine 
ganz andere: Sie trägt dann ein Merkmal an sich, durch 
das sie als Freiheitsentziehung gekennzeichnet wird, die 
wir als Strafe nur in ihrer gröbsten Form, der Einsperrung, 
kennen. Aber schon der Zwang, gewisse Bedingungen 
zu erfüllen und die Stellung unter eine bestimmte Leitung 
bedeuten eine Beschränkung der persönlichen Freiheit, 
also eine w'enn auch milde, so doch fühlbare Freiheits- 
En t z i e h u n g. Die bedingte Begnadigung erscheint so 
vielleicht auch denen in einem günstigeren Lichte, für die 
sie jetzt „das Strafgesetz zum Spott der Allgemeinheit 
und den Strafprozess zum Narren des Verbrechers“ macht'j. 
Mit der Schutzaufsicht verbunden, ist sie jedenfalls in 
hohem Masse geeignet, die kurzzeitigen Freiheitsstrafen 
zu ersetzen, die w*egen ihrer Wirkungslosigkeit ja Schädlich¬ 
keit ganz in Wegfall gebracht werden sollten, zumal man 

*) V. Liszt, Aufl. ir. .S, 1G.‘». 

•■) Lenz a. a. O. 

“) In .Sachsen sind i. J. ÜMJ."» Gl,. aller Fälle giuistig vcnlaufen. 

Binding in .s(*in<*n .,Nonncn“. Nach v. Liszt, Aufl. II, S. Uli. 
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sich von .den vorgeschlagenen Verschärfungen den ge¬ 
wünschten Erfolg wohl kaum versprechen darf. Sicherlich 
wird es viele Jugendliche geben, an denen die bedingte 
Begnadigung auch mit der besten erziehlichen Leitung 
nichts auszurichten vermag. Gegen solche ist dann aber, 
soweit sie nicht der Fürsorgeerziehung zu überweisen 
sind, eine möglichst lange Freiheitsstrafe vollkommen 
gerechtfertigt. 

Aber auch die vorläufig Entlassenen, die aus der 
strengen Zucht der Anstalt in die Ungebundenheit des 
freien Lebens mit seinen Lockungen und Versuchungen 
zurücktreten, brauchen, eine behütende und leitende Hand, 
bis sie wieder festen Boden unter den Füssen haben. Ja 
das unaufhörliche Anwachsen der Rückfallziffer bei den 
Jugendlichen drängt uns zu der Forderung: Alle 
Jugendlichen, die die Strafanstalten ver¬ 
lassen, sind einer geregelten Schutzaufsicht 
zu unterstellen. Viele von ihnen, besonders die, die 
noch unverdorben, aber schwachwillig und leicht ver¬ 
führbar, rasch wieder auf Abwege geraten, könnten da¬ 
durch vor Rückfall bewahrt werden. Die Ausführung 
dieses Gedenkens bietet zwar Schwierigkeiten, aber sie 
ist möglich. Die Anstaltsleiter müssten es als ihre vor¬ 
nehmste Sorge ansehen, jedem Gefangenen vor seiner 
Entlassung an dem Orte, wohin er sich wenden will, einen 
Fürsorger zu bestellen. Zuweilen werden die Eltern dieses 
Amt übernehmen können. In den meisten Fällen müssen 
al)er andere geeignete Personen damit betraut werden. 
Wenn auch das Bewusstsein, dass wir alle bei der Hebung 
der Gefallenen hilfreiche Hand anlegen müssen, bei uns 
noch lange nicht in so weite Kreise gedrungen ist wie in 
Amerika, so werden sich doch zweifellos genug Leute 
finden, die Lust und Liebe und Verständnis für die Sache 
haben. Hier tut sich ein weites Arbeitsfeld auf für die 
Mitglieder der bereits bestehenden Fürsorge vereine und 
für alle, die sich gern gemeinnützig betätigen und Herren 
ihrer Zeit sind. Wichtig ist es, dass Leute aus allen 
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Ständen für diese Arbeit gewonnen werden; sie darf nicht 
bloss, wie es heute geschieht, den Geistlichen aufgebürdet 
werden. Dazu ist es freilich unerlässlich, dass das 
Interesse für das Liebes werk durch Wort und Schrift in 
die weitesten Kreise hineingetragen wird^). H^ute herrschen 
bei uns oft noch recht verkehrte Ansichten, die einer 
erfolgreichen Fürsorgetätigkeit nicht förderlich sein können. 
Die Aufgabe der Fürsorger ist es, ihren Schützling un¬ 
ausgesetzt ira Auge zu behalten, ihn bei seiner Arbeit und 
in seinen Mussestunden zu beobachten, in ununter¬ 
brochenem persönlichen Verkehr mit ihm zu bleiben, 
ihm Rat und Hilfe zu gewähren, ihm Arbeit und 
Unterkommen zu vermitteln, ihn vor böser Gesellschaft zu 
behüten, kurz alles zu tun, um ihn auf guten Wegen zu 
erhalten. Die Fürsorge kann schon vor der Entlassung 
des Gefangenen beginnen, indem der Fürsorger ihn in der 
Anstalt besucht oder brieflich mit ihm in Verbindung tritt. 
Dadurch lernt der Fürsorger seinen Schützling aus eigener 
Anschauung kennen und vermag umso besser die nötigen 
Vorbereitungen zu treffen, die es dem Entlassenen er¬ 
möglichen, sofort ein geregeltes Leben zu beginnen. Der 
Gefangene lernt Vertrauen gewinnen zu dem, der ihm 
beim Wiedereintritt ins Leben hilfreich beistehen will; 
seine Beschäftigung mit der Zukunft erhält eine feste 
Richtung, und das Bewusstsein, nach der Entlassung schon 
den Weg geebnet zu finden, verleiht ihm Hoffnung und 
Halt. Freilich fehlt für die Durchführung einer solchen 
Schutzaufsicht zunächst jede rechtliche Grundlage, aber 
sie dürfte mit Hilfe unserer Vormundschafts- und Fürsorge¬ 
erziehungsgesetzgebung nicht allzuschwer herzustellen 
sein*). Für vorläufig Entlassene ist sie ohne weiteres 

‘) Wie die Amerikaner zu diesem Zwecke alle Kräfte ausniitzen, 
beweist die Einrichtung des Prison Sunday: Einmal im Jahre wird 
von fast jedem Geistlichen der Union eine Predigt gehalten über 
das Gefängniswesen. Mittermaier a. a. 0. S. .‘16. 

*) Vgl. die Einrichtung der Fürsorger nach § 11 des Preuss. 
F. E. Q. V. 2 /7. 00. Aschrott, Fürsorgeerziehung S. 167 ff. 
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gegeben’). Unbedingt nötig ist es aber, dass den Für¬ 
sorgern eine gewisse behördliche Autorität verliehen wird,^ 
so dass auf ihren Antrag z. B. die Wiedereinziehung des 
vorläufig Entlassenen oder die Einleitung der Fürsorge¬ 
erziehung erfolgen müsste. Sollten sich dazu nicht Privat¬ 
personen genug finden, so ist die Sache wichtig genug, 
dass amtlich eigens dafür angestellte Personen damit be¬ 
auftragt würden. In grossen Städten, wo sich die Schutz¬ 
aufsicht sehr umfangreich und schwierig gestaltet, ist sie 
ohnehin im privaten Wege wohl kaum durchführbar, so 
dass es sich hier unter allen Umständen empfiehlt, nach 
amerikanischem Muster berufsmässige Fürsorgebeamte zu 
ernennen, die der mühevollen Tätigkeit ihre ganze 
Kraft widmen können. Eine so planmässig geordnete, 
zielbeAvusste ScHutzaufsicht bildet jedenfalls eine der 
Avirksamsten Massregeln zur Verhütung des Rückfalls. 

3. Ihr letztes und stärkstes Kampfmittel gegen die 
Kriminalität der Jugendlichen besitzen die Amerikaner in 
den Reformatories, jenen eigenartigen Anstalten, in 
denen alles auf das eine Ziel hinarbeitet, alles dem einen 
Zweck angepasst ist: sittliche Besserung, innere Um¬ 
wandlung (reformation). Wir haben in unserer Strafrechts¬ 
pflege nichts, was wir dem an die Seite stellen könnten. Aber 
auch wir brauchen als ultima rat io für die, an denen die 
Fürsorgeerziehung und der Strafaufschub die nötige Wirkung 
noch nicht erreicht haben, oder deren Straftaten, Avie es 
besonders bei den älteren Jugendlichen vorkommt, von 
vornherein das schärfste Zugreifen gebieten, eine Ein¬ 
richtung, die bei einem fühlbaren äusseren Drucke' ihre 
Hauptaufgabe darin erblickt, durch eine systematische, all¬ 
seitige Beeinflussung des Individuums für einen gesetz- 
massigen W’^andel in der Freiheit zu befähigen, kurz wir 
brauchen eine Strafe, deren Avesentlicher 
Inhalt Erziehung ist. 

‘) V’. Ijiszt will die bed. Verurt. u. bed. Entl. von d. Beaufsich- 
tig’unji' durch einen Fiirsorgeverein abhängig machen. 'Aufl. II, 
.S. 3:r2 f. 



Unsere jetzigen Strafanstalten sind nicht imstande, 
diese Aufgabe erfolgreich durchzuführen. Zwar wollen 
auch sie bessern. Jn den Hausordnungen wird dies mehr 
oder weniger deutlich ausgesprochen.') 

Doch bei uns ist Besserung nicht der Zweck, auf 
dem das System aufgebaut ist, sondern die Besserungs¬ 
bestrebungen werden in ein vorhandenes System hinein¬ 
getragen und müssen sich hier mit einem-bescheidenen 
Plätzchen begnügen. Für eine Besserungsarbeit, die ziel¬ 
bewusst, gleichmässig und unausgesetzt unter Beteiligung 
aller Kräfte zu Werke geht, ist in unserem Strafvollzüge, 
der dem Vergeltungszweck des Strafgesetzes entsprechend 
das Strafübel hervorkehren muss, kein Raum. Ja sie wird 
durch unsere Strafpraxis von vornherein unmöglich 
gemacht. Denn bei einem Jugendlichen, der nur einen oder 
wenige Monate Strafzeit hat, kann unmöglich eine innere 
Umwandlung bewirkt werden. Er zählt von Anfang an die 
Tage und Stunden,-) macht öfters des Tages seine Rechnung 
und fügt sich im Gedanken an das baldige Ende ruhig in 
das Unvermeidliche. Abgesehen von der geringen Zahl 
derer, die von Haus aus noch einen guten Fond besitzen, 
gehen die kurzen Strafzeiten nur zu oft wirkungslos 
an unseren Jugendlichen vorüber. Jnnere Wandlung, 
Weckung der sittlichen Kräfte, Festigung des Charakters, 
das sind Vorgänge, die sich nur langsam vollziehen und 

‘) So heisst es in der S;lch8i.schen H.-O.: Die Bestimmiinj?’ der 
Landesstrafanstalteii ist a) Vollstreckuii<^ der Strafe, b) .sittliciie 
Besserung der Gefang^enen. — Die neue bayerisclie H. O. besagt: 
nDem Gefangenen ist die Freiheit zur Strafe entzogen. Kr muss 
daher mit fühlbarer Strenge behandelt werden. Die Aufgabe der 
.Strafvollstreckung besteht at)er haupts.lehlieh darin, ihn zu Ijessern. 
Die Behandlung der jugendl. Gt'fangamen soll hauplsiu-hlieh tlarauf 
gerichtet sein, die M/lngel ihrer Erziehung wieder gut zu maehen"*. 
Deutsche Juristenzeitung lh07. 

■) Ein drelzehnjäliriger .‘schulknabe schriel) vor kurzem an 
seine Mutter: „Parole 30 J'age (7'2ü .Stunden)“. — Wie oft liest man 
in den Briefen: „Die Hälfte ist nun vorüber, die i)aar Woc hen werde,, 
auch noch vergehen“ u. a. 



530 


deren Ablauf sich nicht Vorhersagen lässt. Sie als Ziel zu 
setzen, ist daher bei Vorausbestimmung der Strafe ein 
Unding. Die Amerikaner haben aus dieser Tatsache die 
einzig richtige Konsequenz gezogen: Verurteilung auf 
unbestimmte Zeit. 'Wenn wir unsere Jugendlichen durch 
die Strafe zu brauchbaren Menschen erziehen wollen und wenn 
wir diese Arbeit am Einzelnen nicht bloss beginnen, sondern zu 
Ende führen wollen, dann müssen auch wir diesen Schritt 
wagen.') Das bedeutet freilich nichts Geringeres als einen 
völligen Bruch mit dem Hergebrachten. Aber es ist kein 
Sprung ins Dunkle. Denn seit 30 Jahren hat man mit den 
unbestimmten Strafurteilen jenseits des Ozeans günstige 
Erfahrungen gemacht. Die Reformatories finden dort 
grosse Anerkennung und Nachahmung. Bereits in 11 Staaten 
sind sie eingeführt worden. Leider lassen sich ihre Erfolge 
bei dem Mangel einer zuverlässigen Statistik nicht ziffern- 
mässig feststellen. Aber bei aller Zurückhaltung und Vor¬ 
sicht, die der neuen Einrichtung gegenüber geboten ist, 
finden wir doch eine Bürgschaft für ihre Güte und Brauch¬ 
barkeit in dem praktischen Sinn der Amerikaner: Sie 
würden bei der Beweglichkeit ihrer Gesetzgebung längst 
eine bessere Massregcl ergriffen haben, wenn die unbestimmte 
Verurteilung ihren Zweck nicht in dem gewünschten Masse 
erfüllen würde. 2 ) 

Die Verurteilung auf unbestimmte Zeit ist keine 
amerikanische Erfindung ; sie bestand bereits am Ende des 
18. Jahrhunderts, wenn auch in anderer Form, in Preussen.^) 
Trotzdem stösst sie jetzt bei uns auf heftige Gegnerschaft. 
Nur die wichtigsten Ein wände gegen sie mögen hier kurz 
berührt werden. 

Man macht ihr zuerst den Vorwurf, sie sei nicht 
gerecht.*) Gewiss muss Gerechtigkeit die Grundfeste 

•) V. Lis/.t, Aufl. I, S. 338, II., S. 399. 

'•) Frtnidünthal, Amei’ik. Kriminalpolitik. 

') V. Liszt, Aufl II, S. 133 ff. 

') Wach, a. a. 0. S. 55 f. „Das ganze System ist Willkür und 
Ungerecht i uk fit“. 
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unse res Strafrechts bleiben. Aber gerecht zu sein im Sinne 
gerechter Vergeltung für getanes Unrecht ist Menschen 
nicht möglich. Wenn man dagegen den Schutz der 
Gesellschaft als Ziel der Strafrechtspflege setzt, so bedeutet 
die Verurteilung des Rechtsbrechers auf unbestimmte Zeit 
volle Gerechtigkeit für ihn: Er wird solange von der 
Gesellschaft ferngehalten, bis er selbst in seinem ganzen 
Wesen Gewähr dafür bietet, dass er die Gesellschaft nicht 
mehr schädigen werde; er hat also die Bestimmung seiner 
Strafdauer selbst in der Hand und ist im vollsten Sinne 
des Wortes seines Glückes Schmied. Gerechtigkeit unseren 
Jugendlichen gegenüber, die zum grössten Teile infolge 
von Erziehungs- und Entwicklungsmängeln straf fällig werden, 
kann nur darin bestehen, diese Mängel durch eine geeignete 
Behandlung zu beseitigen. 

Weiter behauptet man : Die unbestimmte Verurtei¬ 
lung untergräbt die Sicherheit der Rechtsord- 
nung und das Vertrauen in unsere Recht- 
sp rechung. Das sind dieselben Vorwürfe, die auch 
gegen unsere jetzige Strafrechtspflege erhoben werden, weil 
bei der Weite unserer Strafrahmen einander ähnliche oder 
gleiche Vergehen von verschiedenen Richtern oft sehr 
verschieden bestraft werden. Die Strafdrohung bleibt auch 
bei der unbestimmten Verurteilung bestehen; ihre Wirkung 
wird durch die Unbestimmtheit des Urteils sogar noch 
bedeutend verschärft. So oft es sich um Neuerungen in 
der Strafrechtspflege gehandelt hat, hat man die genannten 
Befürchtungen geltend gemacht, aber erfüllt haben sie 
sich nie. Das beweist die Geschichte unserer Strafrechts¬ 
pflege zur Genüge.-) Viel eher kann man annehmen, dass 

*) Wach, a. a. O. S. 41 ff. — Baernreither a. a. O. S. lOG f. — 
Hfimberger, Reform d. Strafvollzugs. Leipzig 1905. S. 23. 

*) So scheint es nach einem von Staatsanwalt v. d. Decken 18!>H 
i. d. General-V'^ersaminlung der Vereine zur Lürsorge für Strafent¬ 
lassene in Dresden gehalt(*nen Vortrage übtT bed. Verurt. u. bed. 
Begnad, allen Ernstes viele L<Mtte gegeben zu haben, die die Be¬ 
fürchtung hegten, dass die* Kinfülirung d. l)e.d. Verurt. „die Gefahr 
<lcr Privatrachc und Lyncbju.sliz lieranfbescliwüren würde.“ 
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Bestrebungen, die mit aller Kraft darauf abzielen, durch 
die Besserung der Verbrecher die Gesellschaft vor Schaden 
zu behüten, das Vertrauen in die Rechtspflege erhöhen» 

Ferner sagt man: Die unbestimmte Verurteilung^ 
verletzt das Rechtsempfinden unseres Volkes. 
Das Rechtsempfinden ist aber keine feste Grösse: cs 
wandelt sich, wie alle Anschauungen im Laufe der Zeiten 
sich wandeln. Was man früher für recht hielt gegenüber 
dem Verbrecher, wird heute verworfen. Unser Volk er¬ 
wartet heute schon von der Freiheitsstrafe eine bessernde 
Wirkung. Es wird zweifellos einem System, das von so 
natürlichen Erwägungen ausgeht und von dem man eher 
berechtigt ist, Erfolge zu erwarten als von dem heutigen,, 
den Vorzug geben. 

Andere vermissen in der amerikanischen Einrichtung 
die Momente der Abschreckung und Sühne. Dem 
hält Mittermaier entgegen:*) „Die erste scheint mir 
nicht zu fehlen, die liegt in der eisernen Zucht des Systems,, 
und deswegen sind auch die Reformatorien in Amerika 
mehr gefürchtet als die Staatsgefängnisse. Und auch die 
Sühne kommt eben bei dieser Strenge genug zur Geltung,, 
und nach meiner Auffassung ist sie dann eine richtigere 
Sühne, wenn ein Besserungsfähiger wirklich ein besserer 
Mensch wird und besser handelt.“ 

Von dem System zu behaupten, dass es die Heuchelei 
gross ziehe, ist jedenfalls nur in wenigen Ausnahmefällen 
berechtigt, und der Fehler liegt dann gewiss meist in der 
verkehrten Handhabung, Aber selbst wenn Jemand ein 
Jahr lang oder länger in jeder Beziehung ein tatelloses- 
Benehmen „heuchelt“, so ist ihm dies dabei sicher zur 
(iewohnheit geworden.-) Täuschungen und Missgriffe 
werden auch bei diesem System nicht ausbleiben, dem 
wie jeder menschlichen Einrichtung Mängel anhaften. 

Ohne Zweifel ist aber die unbestimmte Verurteilung“ 
wie keine andeie ^lassnahme geeignet, den letzten Ver- 

d a. a. O. S. öl. 

') Fnnuicntlial a. a. O. S. 16. 




such, aus dem jugendlichen Uebeltäter noch einen brauch¬ 
baren IMenschen zu machen, mit Erfolg zu krönen. Während 
wir heute nur zu oft beobachten können, dass die Strafe 
nicht den geringsten Eindruck auf die Jungen Burschen 
macht, dass sie gleichgültig, geistig und sittlich stumpf 
ihre Strafzeit „wegmachen“, ja dass sie mitunter zu 
Flegeleien, Unbotmässigkeiten und allerhand Allotria auf¬ 
gelegt sind, muss das Bewusstsein, durch Wohlverhalten 
die Strafe abkürzen zu können, durch Beharren im Schlechten 
sie aber schliesslich bis zur Höchstdauer zu verlängern, 
Leben und Bewegung in den Jugendlichen bringen. Selbst 
die widerhaarigsten Elemente werden erst unter dem un¬ 
erbittlichen Zwange endlich zur Einsicht kommen, wie 
töricht sie gewesen sind. Dass eine tadellose Führung so 
handgreifliche Vorteile bietet, ist dem Jugendlichen der 
mächtigste Ansporn, alle seine Kraft zusammen zu nehmen, 
sich zu beherrschen, ganz von selbst an sich zu arbeiten 
und in jeder Beziehung gutes zu leisten. Die Wahrnehmung, 
dass ihm das gelingt, stärkt sein Selbstvertrauen, und 
die unausgesetzte Hebung macht nach und nach bei ihm 
das Wollen des Guten und das Streben darnach zu einer 
Gewohnheit, die ihm, wenn die Verhältnisse nicht allzu 
ungünstig sind, in die er nach der Entlassung eintritt, 
auch dann noch treu bleiben wird. Diese bewusste, kraft¬ 
volle Selbsttätigkeit, zu der sich der Gefangene unter dem 
Drucke der unbestimmten Verurteilung aufrafft, wird uns 
in dem Streben, ihn zu innerer Umkehr zu führen, zur 
stärksten Bundesgenossin. 

Bildet somit die unbestimmte Verurteilung an sich 
schon ein hervorragendes Erziehungsmittel, so ermöglicht 
sie es auch erst, die Strafe in weitestgehendem Masse er¬ 
ziehlich auszugestalten, ohne dass man wie bei unserem 
jetzigen System befürchten muss, sie dadurch ihres Ernstes 
und ihrer Fühlbarkeit zu entkleiden.') Damit wird zugleich 
erreicht, was weiter oben gefordert wurde, dass die P'ür- 
Korgeerziehung und die Strafrechtspflege für Jugendliche, 


') Kiolinr, Lehrbuch <i. Gt'f. K<ie. S. TjOO. 
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die ihren Voraussetzungen und Zielen nach zusammen- 
gehören, in Einklang gebracht werden müssen. Jetzt ist 
es ein Widerspruch, dass die Fürsorgeerziehung unbe¬ 
stimmte Zeit dauert, während bei der Freiheitsstrafe die 
Dauer feststeht. Oft schon haben unreife Burschen, die in 
der Fürsorgeerziehung nicht eine Wohltat, sondern eine 
lästige Freiheitbeschränkung erblickten, ein Verbrechen 
begangen, um eine Gefängnisstrafe zu erhalten, die ihnen 
in ihrer festen Begrenzung erträglicher erschien. Durch 
die unbestimmte Verurteilung wird dieser Widerspruch 
beseitigt und die Strafe wird als die schärfere Massregel 
den Fürsorgezöglingen nicht mehr begehrenswert sein. 
Sie bildet dann die entsprechende Progression zu den 
Massnahmen der Fürsorgeerziehung. 

Unbestimmt im vollen Sinne des Wortes sollen die 
Strafen gar nicht sein. v. Liszt schlägt vor,^) dass der 
Richter den Angeklagten zu einer Strafe von 2—5 Jahren 
verurteilen solle. Die unterste Grenze scheint aber zu 
hoch gegriffen; ein Jahr dürfte genügen, ja es empfiehlt 
sich, von der Feststellung einer Mindestgrenze überhaupt 
abzusehen,-) damit den über die Entlassung entscheidenden 
Personen die Hände nicht gebunden werden; denn warum 
sollte es nicht Vorkommen können, dass ein Jugendlicher^ 
zumal wenn er in günstigen Verhältnissen untergebracht 
werden kann, schon vor Ablauf eines Jahres entlassen 
werden könnte ? Für die Entlassung ist die amerikanische 
Praxis empfehlenswert; der Gefangene darf zunächst nur 
vorläufig entlassen werden. Unter der Leitung eines Für¬ 
sorgers wird er nach und nach wieder ins freie Leben ein¬ 
geführt. Die Bewährungsfrist darf nicht zu kurz bemessen 
sein und muss im Bedarfsfälle verlängert werden können. 
Bewährt sich der vorläufig Entlassene nicht, so hat seine 
sofortige Wiedereinziehung in die Anstalt zu erfolgen, in 

Aufl. I, S. 339, II, S. 399. 

■) In Eliniru liatte die Strafe von allen bis 1899 Entlassenen 
bei 7,u % nur 12 Monate; und nur bei 13,- % länger als 3 Jahre ge- 
dauert. Herr S. 301. 
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der er den vorher durchlaufenen Weg an einer zu be¬ 
stimmenden Stelle von neuem beginnt und schliesslich bis 
zur Höchstdauer seiner Strafzeit zurückgehalten wird. 
Führt sich der vorläufig Entlassene aber längere Zeit 
gut, so hat die endgültige Entlassung zu erfolgen. Die 
Entscheidung über die vorläufige und endgültige Entlassung 
ist einer besonders zu ernennenden Aufsichtsbehörde^) zu 
übertragen, der der Anstaltsleiter seine Vorschläge macht. 
Damit würde gleichzeitig die Behauptung hinfällig, dass 
bei der Entlassung der Willkür der Anstaltsbeamten Tür 
und Tor geöffnet seien. 

Für die Gestaltung des Strafvollzugs auf der Grundlage 
der unbestimmten Verurteilung enthalten die Reformatories 
für uns viel Nachahmenswertes. Schon das planvolle 
energische Vorgehen im allgemeinen ist vorbildlich: Alle 
Kräfte werden wachgeru/en, alle Mittel angewendet, alle 
Massnahmen zweckentsprechend gestaltet, kurz alles der 
Grundidee, der sittlichen Besserung, dienstbar gemacht, 
und so sind Einrichtungen entstanden, die, wenn auch 
nicht in allen Einzelheiten, so doch im grossen ganzen für 
uns annehmbar sind. 

Unser Strafvollzug an den Jugendlichen trägt zunächst 
ihrer Eigenart nicht in genügendem Masse Rechnung. Er 
ist, abgesehen von einigen Abweichungen, oft bis ins 
kleinste dem Strafvollzug an Erwachsenen nachgebildet, 
und dort, wo die Jugendlichen in einer nur räumlich 
getrennten Abteilung einer Anstalt für Erwachsene unter¬ 
gebracht sind, ist die Gefahr besonders gross, dass durch 
diese Verbindung an sich schon, vor allem aber durch 
das Herüber- und Hinüberwechseln der Beamten alle Unter- 
.schiede verwischt werden. Soll der Strafvollzug wahrhaft 

*) V. Lis.st macht darüber ein^^ehende Vorsehläg’c: Aufl. I, S. 3.‘J4.. 

■■’) In Amerika ist der V'tirscblag- ;;(“,inacbt worden, den Ge- 
fHii^enen nach Ablauf einer bcstiintnteu Strafzeit dein Gerichtshöfe 
wieder vorzuführen, der iin Verein mit den G(‘fil!i<>nisbeaniten über 
die Entlassung entscheiden soll. Aschrott, Aus dem Strafen- und 
Gefilngniswesen Nordamerika.s. Hamburg ISS!). S. 31. 



erziehlich und der Individualität der Jugendlichen ent¬ 
sprechend gestaltet werden, so ist es erforderlich, dass 
die Jugendanstalten nicht nur räumlich, 
sondern organisch vollständig von denen 
für Ewachsene getrennt werden. Innerhalb der 
Anstalten hat, zumal wenn darin Gefangene im Alter von 
14—21 Jahren untergebracht sind, eine Scheidung nach 
dem Lebensalter zu erfolgen, sodass etwa drei Gruppen 
gebildet werden, aus den 14—16-, den 16—18- und den 
18—21jährigen. Unter diesen ist eine weitere Scheidung 
nach der sittlichen Beschaffenheit unerlässlich.^) 

In den Reformatories wird bei der Arbeit die Ge¬ 
meinschaftshaft bevorzugt, Isolierung tritt nur während 
der arbeitsfreien Zeit und während der Nacht ein. 
Unsere Anstalten sind baulich meist so gestaltet, dass 
ein progressiver Strafvollzug möglich ist, der 
mit der strengen Einzelhaft beginnt und durch die Gemein¬ 
schaftshaft und die vorläufige Entlassung den Gefangenen 
stufenweise in die Freiheit führt. 

Ein milder humaherGeist durchweht die ameri-, 

kanischen Anstalten. Der auch von uns betonte Grund- 

% 

Satz bildet die Richtschnur, auch im Verbrecher die 
menschliche Persönlichkeit zu achten, ihn nicht nieder¬ 
zudrücken und unnötig zu demütigen, sondern seine 
Selbstachtung und sein Selbstvertrauen zu beleben und 
sein Ehrgefühl zu wecken.’) Nicht nur gelehrt soll das 
Gute w^erden, sondern der Gefangene soll in einer guten 
Umgebung Gutes sehen und es selbst finden und tun 
lernen. So wirkt im freien Leben die Umgebung mächtig 
auf den Menschen, so soll auch der Gefangene durch gutes 
Beispiel zu guten Gewohnheiten gebracht werden.-*) An 
die Pflichttreue und Gewissenhaftigkeit, ja überhaupt an 

') Uafi-nreither, S. KX) f. 

Bi-zeichncii(l dafür sind die Anreden und Schlüsse in Briefen, 
<lie die An.staltsdirektionen an vorl. Entl. richten. Herr S. 357 und 
Hintrager, ainerikan. (lefän^nis-u. Strafenwesen. Tübingen 1900. S.42, 
■j Mitterinaier a. a. O. S. 44 ff. 
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die sittliche Eignung der Beamten werden dadurch die 
höchsten Anforderungen gestellt. 

In weitestgehendem Masse ist man in Amerika bestrebt, 
das Leben in der Anstalt dem freien Leben 
anzupassen. Vieles davon, wie das Vereins- und 
Zeitungswesen, den Komfort in den Zellen und die Ver¬ 
anstaltung von allerhand Vergnügungen lehnen wir ent¬ 
schieden ab, weil es zu unserer ernsten Auffassung von 
der Strafe im schärfsten Widerspruch steht. Und doch 
ist der Wert dieser Einrichtungen für eine Erziehung zur 
Freiheit nicht zu leugnen, i) Während die Amerikaner 
nach unserer Auffassung aber weit über das Ziel hinaus- 
schiessen, sind wir zu engherzig. Fast hermetisch schliessen 
wir den Gefangenen von der Aussenwelt ab. Fremd tritt 
er nach längerer Gefangenschaft ins Leben zurück, und 
obgleich wir ihm gerne die Rückkehr in die Freiheit in 
jeder Weise erleichtern möchten, legen wir ihm durch 
diese Entfremdung ein Hindernis in den Weg. Wir müssen 
mehr als bisher darauf bedacht sein, die guten Beziehungen, 
die den Gefangenen mit dem freien Leben verbinden, fester 
zu knüpfen und das Interesse für die Freiheit rege zu 
halten. Sein Verkehr mit den Angehörigen ist in jeder 
Weise zu erleichtern, und Nachrichten über die Vorgänge 
in der Freiheit sollten ihm nicht mehr so geflissentlich 
vorenthalten werden, wie dies jetzt noch oft geschieht. 
,,Der Gefangene, der ein wenig auf dem Laufenden er¬ 
halten wird bezüglich der Vorgänge in der AussenAvelt, 
wird nicht stumpf in seinem Geiste, was doch bei uns so 
oft beklagt wird. Das Interesse ryn Leben ist ja das 
wichtigste.“-) Es könnten auch etwa als Belohnung für 
gutes Verhalten in der arbeitsfreien Zeit harmlose, den 

■) Herr, S. 2<i5, ;521, :V24 ff. Asehrott a. a. 0. .S. .48. 

■) Mitterniaier a. a. Ü. S. 18. ,M. redet einer Zeitiiu;; f. d. Ge¬ 

fangene das Wort und wirft die Frage auf: „Warutti sollte es für 
Deutschland so schwer sein, etwas derartiges ein/urichten ?“ Diese 
Frage ist mittlerweile in glücklicher Weise gelöst worden durch den 
„Kompass“. Herr .S. 

RIat'.cr für Gcfa.^^niskunliL•. XI.II 
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Geist anregende Spiele wie Schach, Darae, Mühle oder je 
nach Neigung und Geschick nützliche Handfertigkeiten 
wie Holzschnitzereien, Papparbeiten u. a. gestattet werden. 
Der erzieherische Wert gerade solcher Beschäftigungen 
kann gar nicht hoch genug angeschlagen werden. Unsere 
Gefangenen, die in der Freiheit nicht selten ihre Zeit in 
der unnützesten Weise totgeschlagen haben, ja an deren 
Straftat oft gerade der Müssiggang die Hauptschuld trägt, 
brauchen ganz notwendig eine Anleitung, wie sie ihre 
Mussestunden nützlich ausfüllen können. Hier kann ein 
systematischer Handfertigkeitsunterricht grossen Segen 
stiften. Er wäre zugleich ein vorzügliches Mittel zur Aus¬ 
füllung der freien Sonntagsstunden während der Gefangen¬ 
schaft, die von manchen Gefangenen trotz verschiedener 
Gelegenheiten zur Beschäftigung, wie sie die Schularbeit 
und die Lektüre bieten, recht stumpfsinnig verbracht 
werden. 

Gegen den Stumpfsinn zieht man in den Refor- 
matories energisch zu Felde. Das ganze Getriebe ist darauf 
angelegt, dass die Gefangenen unausgesetzt ihre Gedanken 
zusammennehmen müssen. Ein Kenner berichtet, diiss 
die Gefangenen in einer nervösen Unruhe und in einer 
fortwährenden Spannung gehalten werden. Nach Mitter* 
maiers') Ansicht ist das aber nur der Gegensatz zur 
Willensstumpfheit, die bei unseren Gefangenen so oft zu 
finden ist. Und diese Stumpfheit lässt sich nicht leugnen, 
sie ist eine Gefahr unseres Systems und unserer Einrich¬ 
tungen. Unsere Gefängnisarbeiten nehmen den Geist so 
wenig in Anspruch, dass sie bei der nötigen Fertigkeit 
gedankenlos verrichtet werden. Die Einförmigkeit der 
Zelle wirkt auch nicht vorteiliiaft, und die Bewegung im 
Freien, die an sich als eine wohltuende Unterbrechung 
des einförniigen Tageslaufes gelten kann, ist nichts weniger 
als anr(\gend, da sie wohl fast überall nur darin besteht, 
dass die (lefangenen in gewissen Abständen hinter einander 

',1 ninta, a. (K S. 42. 

■') a. a. O. S. ;')(). 



herlaufen. Während die einen dabei stumpf vor sich 
hinbrüten, versuchen andere unerlaubten Verkehr mit dem 
Nachbar oder treiben Unfug. Diese Freistunden sollten 
nach amerikanischem Muster mit körperlichen Uebungen, 
Marsch- und Freiübungen ausgefüllt werden, bei denen 
die Gefangenen Geist und Glieder in Zucht nehmen müssen. 
Das würde nicht nur der geistigen Abstumpfung Vorbeugen, 
sondern auch der Gesundheit und Disziplin gute Dienste 
leisten. Das stumpfsinnige Hintereinanderherlaufen müsste 
grundsätzlich in Wegfall kommen. In den Reformatories, 
wo die Gefangenen nach dem amerikanischen Exerzier- 
Reglement geradezu militärisch gedrillt werden, hat man 
damit gute Erfahrungen gemacht. Unsere Aufseher sind 
durch den Militärdienst befähigt, solche Uebungen zu leiten. 
Bei schlechtem Wetter müsste dafür ein genügend grosser 
Raum zur Verfügung stehen, in dem auch Turngeräte für 
einen geregelten Turnunterricht aufgestellt werden könneii, 
der unseren in der körperlichen Entwicklung stehenden 
Gefangenen besonders im Hinblick darauf nötig ist, da.ss 
der der Jugend eigene Drang, sich auszutun und die Kräfte 
zu üben, in der Strafanstalt sonst nicht zu seinem Rechte 
kommen kann. In den meisten Anstalten für .Jugendliche 
werden Turn- und Exerzierübungen längst gepflegt. Die 
seit alters eingebürgerte geistlose Form der Bewegung im 
Freien haben sie aber noch nirgends vollständig verdrängt. 

Für die Arbeit der Gefangenen sind in den Refor- 
inatorieswie bei uns erziehliche und praktische Rücksichten 
massgebend. Die Schwierigkeiten, die der Ausführung 
dieser Forderungen entgegenstehen, sind genugsam bekannt. 
Nur in wenigen Fällen wird es einer Anstaltsleitung mög¬ 
lich sein, über genügend viele verschiedene Arbeitszweige 
zu verfügen, deren Krlernuiig den .lugendlichen das P^ort- 
kommen nach der Entlassung erleichtern kann. Bei Strafen 
mit unbestimmter Dauer wird die Arbeitsfrage noch wich¬ 
tiger. Viele Gefangene befinden sich gerade in deju 
Lebensalter, in dem sie draussen ein Ilandweik erlernen 
konnten, bei anderen ist durch die Verurteilung die Leine 
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unterbrochen worden und noch andere haben bereits aus¬ 
gelernt. Wünschenswert ist es, diesen allen die entsprechende 
Beschäftigung zu geben. Diese würde zum Teil möglich 
sein, wenn die von den anderen Staatsanstalten benötigten 
Bedarfsgegenstände in den Anstalten für Jugendliche 
hergestellt würden. Dann könnten verschiedene Hand¬ 
werke betrieben werden, wie Tischlerei, Böttcherei, 
Schlosserei, Schmiederei, Klempnerei, Schneiderei, Schuh¬ 
macherei u. a. Für jedes Handwerk müsste ein Lehrmeister 
angestellt werden, der gleichzeitig als Aufsichtsbeamter 
Verwendung finden könnte. In Garten und Feld finden 
solche Gefangene Beschäftigung, die in der Landwirtschaft 
tätig gewesen sind oder diese später betreiben wollen, 
und die ungelernten Arbeiter und Fabrikarbeiter, die den 
grössten Teil der Jugendlichen bilden, müssten die Haus¬ 
arbeiten oder die eingeführten mechanischen Arbeiten 
verrichten, könnten auf ihren Wunsch aber auch ein 
Handwerk erlernen. Besonders schwierig würde sich die 
Beschäftigung derjenigen Gefangenen gestalten, die dem 
kaufmännischen oder einem ähnlichen Berufe angehören. 
In der Hauptsache würden sie zur Fortbildung in ihrem 
Berufe auf den Unterricht und auf ihren Privatfleiss in 
den Mussestunden angewiesen sein. 

Der Unterricht gilt in den Reformatories als ein 
wichtiges Mittel zur Erreichung des Besserungszwecks. 

as der Einzelne darin leistet ist mit für das Aufrücken 
in dem Gradsystem massgebend. Nicht nur die Elemen¬ 
tarfächer, sondern auch höhere Disziplinen wie Ethik, 
]\loral, Psychologie, Physiologie, Bürgerkunde, Volks¬ 
wirtschaftslehre u. a. m. werden systematisch betrieben, 
ja sogar der Politik wird Raum gewährt. Von Zeit zu 
Zeit finden Prüfungen statt. Bei uns werden jetzt schon 
die Notwendigkeit und der Wert des Unterrichts für 
die .fugendlichen allgemein anerkannt. Je mehr wir aber 
den Erziehung.^zweck der Strafe betonen, umso wichtiger 
Avird die Unterrichtsfrage. Der Eifer der Amerikaner kann 
uns dabei vorbildlich sein. In der Ausführung müssen wir 
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aber unsere eigenen Wege gehen. Für uns kommt schon 
ganz anderes Schülermaterial in Frage: Analphabeten wie 
in Amerika gibts bei uns fast gar nicht.') Für die jüngeren 
Gefangenen (14—17 Jahre) kommen die Vorschriften des 
Schulgesetzes in Frage. Wo es notwendig erscheint und 
wo man sich Erfolg davon versprechen darf, kann hier 
der Versuch gemacht werden, die in der Volksschule er¬ 
worbenen Kenntnisse zu befestigen und zu vervollständigen. 
Empfehlenswerter ist es jedoch, die Schüler nach Berufs¬ 
arten zu gliedern und einen gewerblichen Unterricht zu 
erteilen. Vor allem aber muss den Jugendlichen, den 
jüngeren so gut wie den älteren, ausser dem Religions¬ 
unterrichte ein Unterricht zuteil werden, wie ihn Lhi*e 
sittliche Beschaffenheit erheischt, der sich zur Aufgabe 
macht, sie innerlich zu packen und aufzurütteln, sie 
zum Nachdenken über sich selbst anzuregen, ihre ver¬ 
worrenen Begriffe von gut und bösö zu klären, bei ihnen 
die Einsicht zu wecken, wie töricht und verkehrt ihr bis¬ 
heriger Lebenswandel gewesen ist und wie sie selbst 
den grössten Schaden davon haben; sie anzuleiten, ihr Tun 
und dessen Folgen vorher zu überlegen, ihnen zum Bewusst¬ 
sein zu führen, dass sie allein für ihr Tun verantwortlich 
sind, sie mit guten Jdeen für die Zukunft zu erfüllen und 
zum Vorwärtsstreben anzufeuern, ihr Ehrgefühl und ihr 
.Selbstvertrauen zu stärken, in ihnen denGrund zu einer ernsten 
Lebensauffassung zu legen, sie für Wahrhaftigkeit für 
Gewissenhaftigkeit, für die Tieue im Berufe und für die 
Liebe zum Vaterlande zu begeistern, sie für die grossen 
Furagen der Zeit und für die höchsten Fragen der Mensch¬ 
heit zu interessieren, kurz ein Untericht, der in hervorragen¬ 
dem Masse geeignet ist, erziehlich zu w irken. Der Unter¬ 
richtsstoff wird genoninuMi, w'o er sich findcd. Ein syste¬ 
matischer Unterrricht über ein l^estiniintes Wissensgebiet 
wäre zwecklos. Weltgt'schichte, Erd- und Naturkunde, \'olks- 
wirtschaftslehre, Staatsbürgerkunde, die soziale Gesctz- 

■) Herr .S. 2 \ \. 
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gebung und vor allem das unermesslich weite Gebiet des 
praktischen Lebens bieten reiche Ausbeute. 

Das in den Reformatories eingeführte Grad- und 
Markensystem mag auf den ersten Blick pedantisch 
erscheinen. Man muss aber zugeben, dass es ein vorzüg¬ 
liches Mittel ist alle Beobachtungen in der Führung und 
alle Fortschritte der sittlichen Besserung des Einzelnen zu 
regfistrieren. Die unbestimmten Strafurteile machen eine 
solche Einrichtung unerlässlich. Sie zwingt nicht nur die 
Gefangenen, unausgesetzt auf sich acht zu geben, sondern 
erfordert auch von den Beamten das höchste Mass von 
Gewissenhaftigkeit, Aufmerksamkeit, Beobachtungsgabe und 
feinem Verständnis für die Regungen jedes einzelnen 
Gefangenen. Sicher müssen durch die stärkere Betonung 
des Erziehungszweckes die oft schon laut gewordenen 
Wünsche nach einer besonderen Vorbildung der Aufsichts¬ 
beamten immer lebhafter werden. 

Es ist nicht nötig, besonders hervorzuheben, welche 
von den im Vorstehenden enthaltenen Vorschlägen ohne 
weiteres durchführbar sind. Gross ist ihre Zahl nicht Wir 
können unter dem geltenden Rechte wohl einzelne kleine 
Mängel abstellen; eine ausreichendeHilfe wird nur ermöglicht 
durch weitgehende gesetzliche Aenderungen. 

Nichts halbes, sondern etwas durchgreifendes — nicht 
ein Herumbessern mit kleinen Mitteln am alten Gebäude, 
sondern ein von Grund aus neuer Bau — nicht Vergeltung, 
sondern Erziehung: Das ists, was unsern jugendlichen 
Rechtsbrechern not tut. 

L e i t s ä tz e. 

1. Die amerikanischen Grundsätze für die Behandlung 
jugendlicher Verbrecher sind auf Deutschland in 
dem wünschenswerten Masse nur bei entsprechender 
Aeiiderimg unseres Strafgesetzes anwendbar. 

2. Wir brauchen ein besonderes Jugehdstrafrecht, 
das der in den Entwicklungszuständen und in den 
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Erziehungsmängel begründeten Eigenart der jugend¬ 
lichen Rechtsbrecher Rechnung trägt und nicht die 
Vergeltung als Strafzweck verfolgt, sondern den 
Schutz der Gesellschaft durch Besserung der 
Verbrecher. 

3. Die Strafgesetzgebung für Jugendliche ist mit der 
Fürsorge-Erziehungsgesetzgebung in Einklang zu 
bringen. 

4. Die jugendlichen Rechtsbrecher sind^ solange als 
möglich vor dem Gefängnis zu bewahren. Es ist 
alles zu versuchen, um sie zu rechtschaffeneiij 
tüchtigen Menschen zu machen; erst wenn alle 
Mittel versagen, oder wenn es aus anderen Gründen 
unumgänglich nötig ist, tritt Freiheitsstrafe in der 
Form der Erziehungsstrafe ein. Die schwersten 
Delikte unterliegen besonderen Bestimmungen. 

5. Die untere Grenze der Strafmündigkeit ist auf das 
14, und die obere auf das 21. Lebensjahr festzu¬ 
legen. 

6. Es sind besondere Jugendgerichte zu bilden. Das 
Amt des Jugendrichters ist mit dem des Vormund¬ 
schaftsrichters zu vereinigen. Das Jugendgericht 
erkennt nach freiem Ermessen auf Erziehungs¬ 
massnahmen oder auf Strafbehandlung. Auch 
dann, wenn die über 18 Jahre alten Jugend¬ 
lichen von den ordentlichen Gerichten ab¬ 
geurteilt werden, ist dem Vormundschaftsrichter ein 
weitgehender Einfluss zu wahren. 

7. Die bedingte Begnadigung ist durch die bedingte 
Verurteilung zu ersetzen und reichsgesetzlich zu 
regeln und an Stelle der kurzzeitigen Freiheits¬ 
strafen in weitem Masse anzuwenden. 

8. Alle, die bedingt begnadigten wie die vorläufig 
oder endgültig entlassenen .Ingcndlichen sind einer 
geregelten Schutzaufsicht zu unterstellen. 
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9. Für die Freiheisstrafe der Jugendlichen empfiehlt 
sich die Verurteilung auf unbestimmte Zeit mit 
einer Höchstdauer von 5 Jahren. 

10. Die Strafanstalten für Jugendliche sind von denen 
für Erwachsene vollständig zu trennen. Die Ge¬ 
fangenen sind nach dem Lebensalter und nach der 
sittlichen Beschaffenheit von einander zu scheiden 
und einem progressiven Strafvollzüge zu unter¬ 
ziehen, der mit allen Kräften und mit allen Mitteln 
an der sittlichen Besserung der Gefangenen arbeitet 
und mit der vorläufigen Entlassung abschliesst. 


L e i t ä t z e v. R e g i e r u u g s r a t Reich zu F r a g e J. 

(vergl. Gutachten S. 317.) 

1. Sachliche Einzel Vorschläge zu einer reichs¬ 
gesetzlichen Regelung des Freiheitsstraf Voll¬ 
zugs werden sich erst dann zweckdienlich 
machen lassen, wenn nach einer allgemeinen 
Regelung der Fürsorgeerziehung, durch ein 
abgeändertes Strafgesetz vor allem 

a) die Strafmündigkeitsgrenze herauf¬ 
gesetzt und die Verbrecher j u g e n d vor 
Sondergerichtshöfe gestellt, 

b) das jetzige Freiheitsstrafen System durch 
Verzichtleistung auf die entbehrliche gerichtliche 
Haftstrafe vereinfacht, 

c) die untere Strafgrenze der Zuchthaus¬ 
strafe wesentlich herabgesetzt und 

d) eine mehr i n d v i d u a 1 i s i e r e n d e Rechts¬ 
sprechung in die Wege geleitet würde, 

um das eigentliche Verbrechertum 
besser als Jetzt von den übrigen Ver- 
u r t e i 11 e n z u s c h e i d e n. 

Alsdann würde 
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2. ein Strafvollzugsgesetz von vornhinein grund¬ 
sätzlich festzulegen haben: 

a) welche gesetzlichen Strafzwecke zu ver¬ 
folgen seien und in welcher Richtung die J n d i- 
vidualbehandlung der Gefangenen zur 
Erreichung jener Zwecke sich zu bewegen habe, 

b) welche Eigenschaften dazu von den anzu¬ 
nehmenden Strafvollzugsbeamten zu 
fordern und auf welche Weise sie zweckent¬ 
sprechend für die Aufgaben ihres Berufs vor¬ 
zubereiten seien. 

Weiter würde 

3. das Vollzugsgesetz zur gleichraässigen Herbeiführung 
einer gerechten Strafbehandlung und 
fühlbaren Unterscheidung der schwereren 
Zuchthausstrafe von der leichteren Gefängnis¬ 
strafe grundsätzliche Bestimmung zu treffen haben: 

a) über die räumliche Trennung der Straf arten 
der Geschlechter und der Lebensalter, 

b) über die Anwendung der Einzelhaft bei 
beiden Strafarten, sowie über die zweckmässigste 
Form der G e m e i n s ch a f t s h a f t; 

sodann darüber dass, 

c) im Zuchtliause der A r b c i t s z w a n g schärfer 
zu gestalten, die A r b e i t s d a u e r länger, die 
A r b e i t s V e r g ü t u n g geringer zu bemessen 
sei als im Gefängnisse, unter Festsetzung der 
Grenzen für beide Strafai ten, 

d) V e r g ü n s t i g u n g e n und 11 a f t e r I e i c h - 
terungen durch (iestatlimg von Selbstfie- 
S(!häftigung, Scdbstvei'priegiing, Kxtrakostge- 
nüssen und Zeitungslektüre im Zucht hause 
g a r nicht, 

und im Gefängnisse ausnahmsweise in fest¬ 
zulegenden Grenzen nur für solche Gefangene 
zulässig seien, denen die Ehrenrechte bc- 
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lassen wurden oder deren Straftaten nach den 
richterlichen Strafabmessungsgrtinden nicht 
roher, gemeiner, niedriger oder unehren¬ 
hafter Gesinnung entsprangen, 

e) im Zuchthause schärfere Disziplinarmittel 
anzuwenden seien als im Gefängnisse unter Fest¬ 
setzung derselben für beide Strafarten, 

f) die Haartracht und die Kleidung der 
Zuchthausgefangenen sich von der im Gefängnisse 
äusserlich zu unterscheiden habe, 

g) die festzulegenden Grenzen des schriftlichen 
und mündlichen Verkehrs der Gefangenen 
und ihrer Beschäftigung in den Musse- 
stunden im Zuchthause enger zu ziehen seien 
als im Gefängnisse, 

h) diejenigen Zuchthausgefangenen, die vom Richter 
und AnstaltsVorstande als gänzlich unso¬ 
ziale Elemente erkannt wurden, bei Strafablauf 
einer fernerweiten staatlichen Versorgung 
bez. Verwahrung zu überantworten seien. 

Endlich würde 

O 

4. das Vollzugsgesetz allgemeine Ueberein- 

stimmung zu schaffen haben über: 

a) die hygienischen Anforderungen an die Haft¬ 
räume, 

b) die Unterbringung und Behandlung invalider 
und die Versorgung körper 1 ich und geistig 
erkrankter Gefangener, 

c) die Art der Allgemeinen Beköstigung und 
Lagerung der Gefangenen, 

d) die allgemeine Gesundheitspflege und 
ärztliche Versorgung, 

e) den Umfang der Seelsorge und des Unter¬ 
richt s sowie über dessen Ziele, 

f) die Zulassung und Behandlung von Gesuchen 
um Begnadigung, Beurlaubung, vorläufige Ent¬ 
lassung und Strafaussetzung, 
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g) die Mitwirkung der Strafanstalt bei der all¬ 
gemeinen Entlassenenfürsorge, 

h) die Erstattung der Strafvollstreckungs- 
kosten und 

i) die Oberaufsichtsführung und Anstalts¬ 
leitung, die Hausordnungen, die Auf¬ 
nahme- und Entlassungsformalien und 
die Listenführung über Gefangene. 

5. Die Festungshaft bleibt Ausnahmestrafe und 
besteht lediglich in einfacher Freiheitsent¬ 
ziehung (unter gewissen Sicherungsbedingungen) 
an den für das ganze Reich vorauszu- 
bestimmenden Plätzen. Rnch. 


Berichtigung 

zur Tagesordnung der Kölner Vereinsversammlung: 

Zu Frage 2 hat auch Regierungsrat Michal in 
Nürnberg ein Gutachten erstattet. 
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Verzeichnis 

der Mitglieder 

dos Vereins der deutschen und der Ssterreichisch-ungarischcn 
StrafanstaHsiieainten e. V. 

Nach dem Stand am 1. April 1908. 


1. Ehrenmitglieder. 

Breitling, Dr. von, Exzellenz, köuigl. Württ. Ministerpväsidem 
und Staatsminister der Justiz in Stuttgart. 

Goltz, Frhr. von der, Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Rat, Präsident (le> 
Kaiserlichen Rates in Strassburg. 

Guillaume, Dr., Direktor des eidgenössischen statistischen Bureau 
in Bern. 

Gut sch, Dr., Geh. Hofrat. früher Arzt der Strafanstalten in Bruchsal 
in Karlsruhe. 

H ü r b i n , Sti’afanstaltsdirektor in Lenzburg. 

Jagemann, Dr. von, Exzellenz, Wirkl. Geh. Rat und oitlentlich. 
Honorarprofessor in Heidelberg 

Köstlin, von, Gefängnisdirektor a. D. in Stuttgart. 

Scheffer, Pastor in Marburg. 

Tallack William in London. 

Wach, Dr., Geh. Kat und Professor des Strafrechts an der Univer>itjit 
Leipzig. : D* ! 


II. Ausschussmitglieder. 

Vorsitzender: 

r. n g e 1 b erg, Dr. v o n , (ielieiiner Regieriingsrat. 1 )irektor des Lan(l«'x- 
gefänguis.'^es Mannheim. 
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Mitglieder: 

Baumgärtl, von, Ministerialdirektor, Generalsekretär im Staats- 
ministerium der Justiz in München. 

Finkelnburg, Dr, Strafanstaltsdirektor in Berlin. 
Fliegenschmidt, Direktor der Strafanstalt Oslebshausen. 

Graf, Strafanstalts-Oberbuchhalter in Mannheim. 

Jacobs, Dr., Strafanstaltsgeistlicher in Werden. 

J u n g h a n n 8, I. Staatsanwalt in Mannheim. 

Klein, I. Staatsanwalt in Berlin. 

K o p p, Major a. D., Ober-Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Freiburg i. B. 
Leppmann, Dr., Medizinalrat, Kgl. Kreisarzt in Berlin. 

M a r c o V i c h, k. k. Oberdirektor der Strafanstalt Carlau bei Graz. 

M iehal, Regierungsrat, Direktor des Zellengefängnisses in Nürnberg. 
Nemanitsch, Dr.. Oberlandesgerichtsrat in Graz. 

Preetorius, Dr., Generalstaatsanwalt in Darmstadt. 

Reich, Ober-Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Bautzen. 

Kohden, Dr. von, Pfarrer, Hauptagent der Rhein.-Westf. Gefängnis- 
Gesellschaft in Düsseldorf. 

Schwab, von, Ministerialdirektor im Justizministerium, Mitglied 
des Strafanstalten-Kollegiums in Stuttgart. 

Sch wand ner, Oberjustizrat, Gefängnisvorstaud in Ludwigsburg. 
Sic hart, von, Strafanstaltsdirektor a. D. in Ludwigsburg. 
.Simonson, Oberlandesgerichtsrat in Breslau. (19) 


III. Alphabetisches Verzeichnis sämtlicher aktiver 

Mitglieder. 

Herzogtum Anhalt. 

Brandt, Strafanstaltsinspektor, Dirigent der Strafanstalt in Co.swig. 
Bunge, Amtsgerichtsrat in Coswig. 

Coswig, Strafanstalt. 

Dessau, herzogl. Staat.sminibterium. 

De.ssau, herzogl. Strafanstalts-Kommission. 

Mensch, Sanitätsrat in Coswig. (b) 

Grossherzogtum Baden. 

A rnold, Stadtpfarrcr, evang. Hausgeistlicher am polizeil. Arljeitshaus 
Kislau, wohnhaft in Wiesloch. 

Baumeister, Pfarrer, kathol. Hausgeistlieher am Mäiimirzuchthau^ 
Bruchsal. 

Baumgartner, Staatsanwalt in Karlsiulie. 
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B eh ringer, keallchrei', Gefüngnislehrer in Freibnrg. 

Benckiser, Dr., Oberamtsrichter in Karlsruhe. 

Berger, Hauslehrerin an der Weiberstrafanstalt in Bruchsal. 
Bleicher, Dr., Staatsanwalt in Karlsruhe. 

Böhringer, Gerichtsassessor bei der Staatsanwaltschaft in Mannheim. 
Breisach, Bezirksverein für Jugendschutz und Gefangenenfürsorge. 
Bruchsal, Direktion des Männei’zuchthauscs. 

Bruchsal, Direktion des Landesgefängnisses und der Weiber¬ 
strafanstalt. 

Büchner, Oberaintsrichter in Gengenbach. 

Dietz, Dr. jur., Rechtsanwalt in Karlsruhe., 

D o c h o w, Dr., Privatdozent der Rechte in Heidelberg. 

Ebb ecke, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Männerzuchthaus in 
Bruchsal. 

Einicke, Strafanstalts-Oberbuchhalter in Freiburg. 

Engel berg, Dr.von, Geh. Reg.-Rat,StrafanstaltsdirektorinMannheiin. 
Engl er, Dr., Oberaintsi-ichter in Ettlingen. 

Eschelbacher, Dr., Bezirksrabbiner, isr. Hausgeistlicher an den 
Strafanstalten in Brachsal. 

Freiburg, Gr. Landeskommissär. 

Frei bürg, Direktion des Landesgefängnis-ses. 

Fromherz, Landgerichtsrat in Mosbach. 

Fuchs, Geh, Rat, Präsident der Zentralleitung der badischen Schutz¬ 
vereine in Karlsruhe. 

Götz, Amtsrichter in Pforzheim. 

Graf, Strafan.stalts-Oberbuchhalter in Mannheim. 

Greift, Dr., Obermedizinalrat, Medizinalreferent im Ministerium des 
Innern in Karlsruhe. 

Grosseifinger, Dr., Staatsanwalt in Freiburg. 

Haager, Amtsrichter in Eppingen. 

II e i n t z e , Dr., Oberamtsrichter in Mannheim. 

Hönl, Amtsrichter in Eberbach. 

Hoffmaun, Strafanstaltslehrer in Mannheim. 

Ilogg, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Bruchsal. 

H o 11 i n g e r, Oberamtsrichter in Oberkirch. 

Huber, Dr., Staatsanwalt in Mosbach. 

H üb sch, Dr., Geb. Rat. Ministerialdirektor im Ministerium der Justiz« 
des Kultus und Unb-rrichts in Karlsruhe. 

Hügel mann, .Strafanstaltslehrer in Mannheim. 

Jäger. Reallelirer, Strafanstaltslehrer in Bruchsal. 

.Funghanns, I. Sta.itsanwalt in .Mannheim. 

Kaiser, Dr., Medizinalrat. Bezirksarzt in Karlsruhe. 

Ka|)fer(M’, .Strafan.stalts-Oberbuchhalter in Bruchsal, 
arlsrulu^, (trossh. .Mini>terium des Innern. 
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Karlsi'uhe, Grossh. Landeskommissär. 

Karlsruhe, Grossh. Bezirksamt. 

Kirchenheim, Dr. von, Px-ofessor der Rechte in Heidelberg. 
Kirsch, Reallehrer, Gefängnisoberlehrer in Freiburg. 

Köhler, Dr., Oberamtsrichter in Waldshut. 

Kölblin, Gerichtaassessor beim Landgericht Freiburg. 

Konstanz, Grossh. Landeskommissär. 

Ko pp, Major a. D., Ober-Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Freiburg. 
Kr au SS, Landgerichtsrat in Offenburg. 

Krauss, Strafanstaltsgeistlicher a. D. in Karlsruhe. 

Krautinger, Rechnungsrat, StrafanstaltsVerwalter in Bruchsal. 
Kuttruff, Amtsrichter in Tauberbischofsheim 
Lenhard, Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Bruchsal. 

Lew in, Dr., Stadt- und Bezirksrabbiner, isr. Hausgeistlicher am 
Landesgefängnis Freiburg. 

Liliental, Dr. von, Geh. Hofrat, Professor des Strafrechts an der 
Universität in Heidelberg. 

Lorenz, Reallehrer, Strafanstaltslehrer in Bruchsal. 

Lumpp, Dr., Medizinalrat, Strafanstaltsarzt in Bruchsal. 

Lutz, Dr., Amtsrichter in Waldshut. 

Mannheim, Direktion des Landesgefängnisses. 

M annheira, Grossh. Landeskommjssär. 

Mannheim, Grossh. Bezirksamt. 

Mayer, Oberamtsrichter in Baden. 

Meck, Pfarrer, kath. Strafanstaltsgeistlicher in Mannheim. 

Mer ta, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher des Landesgefängnisses 
Freiburg. 

Nitka, Dr., Bczirksassistenzarzt, Hausarzt am Landesgefängnis 
Mannheim. 

Ott, Dr., Gerichtsassessor, Hilfsarbeiter am Landesgefängnis Freiburg. 
Radbruch, Dr., Privatdozent der Rechte, Ziegelhansen bei Heidelberg. 
Rastatt, Grossh. Amtsgericht. 

Keck, Frhr. von, Legationsrat in Karlsruhe. 

Reichardt, Dr., Geh. Ober-Reg.-Rat im Ministerium der .Justiz, «les 
Kultus und Unterrichts in Karlsruhe. 

Renner, Oberamtsrichter in Rastatt. 

Ri bst ein, Dr., Medizinalrat, Strafan.staltsarzt in Freiburg. 
Rudmann, Dr., Staatsanwalt in Pforzheim. 

Rübenack er, Reallehrer, Hausbdirer am Männerzuchthaus Bruchsal. 
Sältzer, Pfarrer, evang. Gefängnisgeistlicher in Freiburg. 

Schell, Strafanstaltsbuchhalter in Bruchsal. 

Scherr, Pfarrer in Weinln-im, früher Strafanstaltsgeistlicher in 
Bruchsal. 

.‘schick, Strafanstaltsverwalter in Bruchsal. 



Schleichei’, Rechnung'srat, Revisionsvorstand im Ministerium der 
Justiz, des Kultus und Unterrichts in Karlsruhe. 

Schmidt, Oberamtsrichter in Weinheim. 

Schmidt, Dr., Landgerichtsrat in Karlsruhe. 

Schmidt, Dr. Rieh., Geh, Hofrat, Profe.ssor des Strafrechts an der 
Universität in Freiburg, 

Schwöbei, Dr., Pfarrer, evang. Hausgeistlicher des Landesgefäng¬ 
nisses in Mannheim. 

S e i t z, Oberamtsrichter in Heidelberg. 

Sinsheim, Grossh. Amtsgericht, 

Stengel, Frhr. von, Major a. D., Ober-Reg.-Rat, Direktor de» 
Männei'zuchthauses in Bruchsal. 

Stengel, Dr,, Hausarzt am Landesgefängnis Bruchsal. 

Trenkle, Dr., Rechtsanwalt in Bruchsal. 

V i 11 i n g en, Bezirksverein für Jugendschutz und Gefangenenfürsorge. 
Wäsch, Strafanstaltsverwalter in Freiburg. 

Weber, Oberleutnant a. D., Direktor des polizeil. Arbeitshauses in 
Kislau. 

Wibel, Dr., Amtsrichter in Lörrach. 

Wohlgemuth, Oberamtsrichter in Freiburg. 

Zahn, Oberbuchhalter am polizeil. Arbeitshaus in Kislau. 

Zeis, Ober-Rechnungsrat, Verwalter an der techn. Hochschule in 
Karlsruhe. 

O ber.s taa tsa n wa 11 am Grossh. Oberlandesgericht Karlsruhe. 
Freiburg, I. Staatsanwalt. 

Karlsruhe, I. Staatsanwalt. 

Konstanz, I. Staatsanwalt. 

Mannheim, I. Staatsanwalt. 

Offen bürg, I, Staatsanwalt. 

Heidelberg, Staatsanwaltschaft. 

Mosbach, Staatsanwaltschaft. 

Pforzheim, Staatsanwaltschaft. 

W a 1 ds h n t, Staatsanwaltschaft (106) 

Königreich Bayern. 

A m b e r g, Verwaltung der Gefangenanstalt. 

B a u e r n f o i n d, Dr., Hausarzt an der Gefangenanstalt Amberg. 
Baur, Gefängni^inspektor, Vorstand des Strafvollstr.-Gefängnis.sos 
Miinchen-Stadelheim. 

Bau ni g ä r 11, v o n , Ministerialdirektor, Generalsekretär im kgl. Staats- 
inini.stfrium der Justiz in München. 

Bayer, kath. llausgeistlicher des Zuchthauses in Wasserburg. 

Beck, Dr.. Mediziualrat. Hausarzt am Arbeitshaus Rebdorf. 
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Bergmayer, Strafanstaltslehrer in Ebrach. 

B i r e 11, Regierungsrat, Direktor der Strafanstalt Straubing. 

Böhm, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Niederschönenfeld. 

B r o s i u s, Pfarrer, Hausgeistlicher am Zuchthaus Ebrach. 

Brunco, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher des Zellengefängnisscs in 
Nürnberg. 

Deyrer, Regiex’ungsrat, Strafanstaltsdirektor in Amberg. 

Di stier, Militärpfarrer, kath. Hausgeistlicher am Arbeitshaus St. 
Georgen. 

Dörfler, Strafanstaltslehrer in Amberg. 

Dörnböffer, Strafanstaltsdirektor in Kaisheim. 

Dollacker, Strafanstaltsdirektor in Wasserburg. 

Dreef, von, Assessor, an der Gefangenanstalt Niederschönenfeld. 
Dü 11, Regierungsrat, Direktor des Arbeitshauses in Rebdorf. 

Eberl, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher in Rebdorf. 

Egloffstein, Frhr. von, Assessor bei der Verwaltung des Arbeits¬ 
hauses in Rebdorf. 

Ertl, Benefiziat und kath. Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt 
Sulzbach. 

Feis t le, Hauslehrer an der Gefangenanstalt St. Georgen-Bayreuth. 

F e n z 1, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher an der Strafanstalt Straubing. 
Fikentscher, Hauslehrer am Zuchthaus Kaisheim. 

Finkl, Pfarrer, Hausgeistlichcr an der Gefangenanstalt in Nieder¬ 
schönenfeld. 

Fischer, Strafanstalts-Assessor in St. Georgen-Baj'reuth. 

Fleck, Pfarrer, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt Lichtenau. 
Fleischmann, Kirchenrat, protestantischer Strafanstaltsgeistlicher 
in Kaiserslautern. 

Fleischmann, Dr., Hausarzt an der Gefangenanstalt Lichtenau. 
Forsteneichner, Strafanstalts-Assessor in Straubing. 

Franz, Regierungsrat, Strafanstaltsdirektor in Laufen. 

Gebhardt, kath. Hausgeistlicher in Zweibrücken. 
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St. Georgen-Bayreuth und am Arbeitshaus St. Georgen. 

Gr Uber, Dr. mcd., Bezirksarzt, Gefängnisarzt in München-Giesing. 

Härtl, Dr., Bezirksarzt, Hausarzt am Zuchthaus Wasserbin-g. 

Hagge nm i 11 e r, Assessor an der Gefaugenanstalt Lichtenau. 
Hechtl, Strafan.staltslehrer in Straubing. 

H e i n zel m a n n , von, Ministerialrat iin kgl. Staatsininisteriuui der 
Justiz in München. 

Heiter, Geistlicher Rat, Strafanstaltsgeistlicher in Kais<‘rslautern. 
Held, Dr., Hausarzt an der Strafanstalt Straubing. 

Blitter für Gcfantiniskunile. XI.II. 
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Hennemann, Dr., Hausgeistlicher am Zuchthaus Würzburg. 
Herrmann, Hofkaplan bei S. K. H. dem Herzog Karl Theodor in 
Bayern, München. 

Hilger, von, Assessor am Zuchthaus Plassenburg. 

Hiller, Domkapitular in Würzburg. 

Höfl, Oberbaurat im Staatsministerium des Innern in München. 

Hof mann, Pfarrer, kath. Strafanstaltsgeistlicber in Ebrach. 

Horeld, Dr., Hausarzt an der Gefangenanstalt Sulzbacb. 

Horn, Direktor des Zuchthauses in St. Georgen-Bayreuth. 

Hurst, Hausgeistlicher des Zuchthauses in Kaisheim. 

Husslein, Hauslehrer der Strafanstalt Straubing. 

Jacob, Dii-ektor der Strafanstalt und des Arbeitshauses in Kaisers¬ 
lautern. 

Jäger, Dr., prot. Strafanstaltsgeistlicher in Amberg. 
Kaiserslautern, Direktion der Strafanstalt. 

Kleemaun, Lehrer des Arbeitshauses in Rebdorf. 

König, Hauslehrerin an der Strafanstalt Sulzbach. 

Körb er, Dr., Medizinalrat, Hausarzt des Zuchthauses in Würzburg. 
Kohl, Direktor an der Strafanstalt Straubing. 

Krapf, Buchhalter der Strafanstalt Zweibrücken. 

Kretzer, Inspektor des Gerichtsgefängnisses Regensburg. 

Küffner, l^farrer, prot. Hausgeistlicher am Zuchthaus Plassenburg. 
Langesee, Strafanstalts-Assessor in Zweibrücken. 

Laufen, Verwaltung der Gefangenanstalt. 

Lechner, Hauslehrer an der Gefangenanstalt St. Georgen-Bayreuth. 
Leybold, Assessor am Zellengefängnis Nürnberg. 

Lichtenau, Verwaltung der Gefangenanstalt. 

Liebwein, Assessor am Zuchthaus Ebrach. 

Link, Direktor des Zuchthauses Plassenburg. 

Martius, Dr., K. Bezirksarzt, Strafanstaltsarzt in Plassenburg. 

Mausser, Hauslehrerin am Arbeitshaus St. Georgen. 

Mayer, evang. Hausgeistlicher der Gefangenanstalt Lichtenau. 
Mayer, Inspektor des Geiichtsgefängnisses in Nürnberg. 

Michal, Regierungsrat, Direktor des Zellengefängnisses Nürnberg. 
Miltner, von, Königl. bayr. Staatsminister der Justiz, Exzellenz 
München. 

Müller, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt 
Sulzbach. 

Müller, Buchhalter am Zellengefängnis Nürnberg. 

München, KÖnigl. Staatsministeriuni der Justiz. 

Munsch, gepr. Rechtspraktikant beim Amtsgericht München. 
Niederschönenfeld, Verwaltung der Gefangenanstalts 
Nü ru b e rg, Zellengefängnis. 

Nürnberg, G(‘richt.sgefängnisse. 
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Nützel, Straiaostaltsbuchhalter am Zuchthaus Würzburg. 
Oberhaus, Königl. militärische Strafanstalten. 

Oestreicher, Hauslehrer an der Gefangenanstalt Lichtenau. 
Oheim, Buchhalter des Zuchthauses ln Ebrach. 

Oheim, Assessor bei der Gefangenanstalt Laufen. 

Plassenburg, Verwaltung des Zuchthauses. 

Poch, Direktor der Gefangenanstalt Zweibrücken. 

Pracht, Pfarrer, prot. Hausgeistiicher am Königl. Arbeitshaus in 
Rebdorf. 

Pramberger, Amtsrichter in Eichstätt. 

Raab, Strafanstaltslehrer in Plassenburg. 

Ranft, Strafanstaltsdirektor in Ebrach. 

Rebhann, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt 
St. Gcorgen-Bayreuth. 

Reich, Strafanstalts-Assessor in Amberg. 

Renner, Dr., Hausarzt an der Strafanstalt Zweibx'ücken. 

Röhrer, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher am Zeliengefängnis in 
Nürnberg. 

Roes er, Assessor beim Zuchthaus Kaisheim. 

Roth, Dr., Hausarzt an der Strafanstalt Kaiserslautern. 

Rudolf, Strafanstalts-Assessor in Würzburg. 

Schäfer, Dr., Bezirksarzt, Hausarzt au der Gefangenanstalt Sulz¬ 
bach. 

Scherer, Direktor der Gefangenanstalt Lichtenau. 

Scherübl, Hauslehrer an der Gefangenanstalt Zweibrücken. 
Schilling, Dr., Königl. Hofrat, Hausarzt am Zellengefängnis 
Nürnberg. 

Schmitt, Pfarrer, kath. Hausgeistiicher am Zuchthaus Plassenburg. 
Schroeder, Assessor an der Strafanstalt und dem Arbeitshaus 
Kaiserslautern. 

Sch unk, prot. Hausgeistiicher der Strafanstalt in Zweibrücken. 
Schweykart, Regierungsi*at, Direktor der Gefangenanstalt 
Sulzbach. 

Sieger, Regierung.srat, Direktor der Strafanstalt in Würzbxirg’. 
Stickel, Dr. med., Hausarzt der Gefangenanstalt in Nieder¬ 
schönenfeld. 

Stöhr, Hauslehrer an der Gefangenanstalt Laufen. 

Straubing, V^erwaltung der Strafanstalt. 

Sulzbach, Verwaltung der Strafanstalt. 

1 riebswetter, Pfarrer, kath. Hausgeistiicher der Gefangenanstalt 
in Ainberg. 

IröIItsch, Hauslehrer des Zellengefangnisses in Nürnberg, 
^icrnsteiii, Dr.^ Hausarzt am Zuchthaus Kaislieini. 

^ogl, Haus;^-<.isllieh<‘r an der Gefangenanstalt Laufen. 

2.‘i* 
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Wäglein, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt Salzbach. 
Wambsganz, Strafanstaltsdirektor in Niederschönenfeld. 

Wehrl, rechtskundiger Funktionär an der Gefangenanstalt Amberg. 
Weindel, Hauslehrer der Gefangenanstalt Niederschönenfeld. 

Will, Hauslehrer am Zellengefängnis in Nürnberg. 

Wirthra^nn, rechtskundiger Funktionär an der Gefangenanstalt 
Laufen. 

Wüst, Hauslehrer an der Strafanstalt Kaiserslautern. 

Zeltler, Dr., Medizinalrat, Strafanstaltsai'zt in Ebrach. 
Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht Augsburg. 

Erster Staatsanwalt am Landgericht Augsburg. 

Eichstätt. 

, „ „ „ Kempten. 

„ Memmingen. 

» n » » Neuburg. 

Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht Bamberg. 

Erster Staatsanwalt am Landgericht Asehaffenburg. 

» » » » Bamberg. 

„ „ „ „ Bayreuth. 

» V T, Hof. 

„ « » » Schweinfurt. 

» „ „ „ Würzburg. 

Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht München. 

Erster Staatsanwalt am Landgericht Deggendorf. 

„ „ „ „ Landshut. 

„ » » « München I. 

„ » j* » München II. 

„ „ „ „ Passau. 

„ „ „ „ Straubing. 

„ „ „ „ Traunstein. 

Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht Nürnberg. 

Erster Staatsanwalt am Landgericht Amberg. 

„ „ „ „ Ansbach. 

„ , » ^ Fürth. 

„ „ „ . Nürnberg. 

» „ „ „ Regensburg. 

„ „ „ „ W eiden. 

Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht Zweibrücken. 


Erster Staatsanwalt am Landgericht Frankenthal. 

„ „ „ V Kaiserslautern. 

„ „ „ „ Landau. 

„ r » n Zweibrücken. 


( 157 ) 
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Herzogtum Braunschweig. 

Braunschweig, herzogl. Landgericht. 

Meyer, Dr., Oberstaatsanwalt in Braunschweig. 

du Roi, Reg'ierungsraf, Direktor der Gefangenanstalten Wolfenbüttel. 

Scholz, Strafanstaltsinspektor in Wolfenbüttel. 

Ulrich, Inspektor am Kreis- und Untersuchungsgefängnis Braun¬ 
schweig. 

Wolfenbüttel, Gefangenanstalten. 

Ziegeler, Pastor, Hausgeistlicher an den Gefangenanstalten Wolfen¬ 
büttel. (7) 


Freie Hansastadt Bremen. 

Bremen, Staatsanwaltschaft. 

Bremen, Direktion des Arbeitshauses. 

Bruckmeycr, Dr., Anstaltsarzt in Oslebshausen. 

Dreyer, Dr., Senator in Bremen. 

Fies, Lehrer an der Strafanstalt Oslebshausen. 

Fliegenschroidt, Direktor an der Sti'afanstalt Oslebshausen. 
Homann, Pastor, Anstaltsgeistlicher am Arbeitshaus Bremen. 
Kölle, Inspektor an der Strafanstalt Oslebshausen. 

Meier, Dr., Rechtsanwalt und Notar in Bremen. 

Müller, Pastor, evang. Aiistaltsgeistlicher in Oslebshausen. 

Sa Ute r, Vorsteher des Arbeitshauses Bremen. 

Zoglowek, Inspektor der Strafanstalt Oslebshausen. (12) 

Eisass- Loth r i ngen. 

Bauer, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher am Landesarbeitshaus 
Pfalzburg. 

Bour, kathol. Gefängnisgeistlicher in Metz. 

Braun, Konsistorialpräsident, Gefängnisgeistlicher in Metz. 

Braun, Inspektor am Landesarbeitshaus Pfalzburg. 

Braun, Anstaltslehrer in Ensisheim. 

Brinkmann, Gefängnis-Oberinspektor in Ensisheim. 

Colmar, Bezirk.sgefäugni8. 

Ensisheim, kaiserl. Strafanstalt. 

Godelück, Gefängnisdirektor in .Strassburg. 

Gringel, Gefängnis-Oberinspektor in Strassburg. 

Hagenau, kaiserl, Strafanstalt. 

Hennig, Notar in Hatten, 

Kretzschmar, Strafanstaltsdirektor in Ensisheim. 

Kufner, Major a. D., Strafanstalt.sin.spektor in Ensisheim. 
Kuhlmann, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlieht'r in Zabern. 

Levy, Dr. raed., .Sanitätsrat, Strafanstaltsarzt in Hagenau. 
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Lichtenthäler, Rechuung^at, Ministerialsekretär in der Justiz¬ 
abteilung zu Strassburg. 

Liebenstein, Frhr. von, Geh. Ober-Reg.-Rat, Vorstand der Ge- 
fängnisverwakung iin Ministerium fär Elsass-Lotluringen in 
Strassburg. 

Maurach, Polizeirat, Direktor am Gefängnis Mülhausen. 

Mau SS, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Mülhausen. 

Mayer, Max Ernst, Dr. phil. et jur., Universitätsprofessor in Strass- 
bürg. 

Metz, kaiserl. Gefängnisdirektion. 

Micke 1, Major a. D., Gefängnisdirektor in Metz. 

Mülhausen, Bezirksgefängnis. 

Pfalzburg, kaiserl. Landes-Arbeitshaus. 

Schneider, Strafanstaltsgeistlicher in Ensisheim. 

Schüler, isral. Anstaltsgeistlicher im Nebenamt, Rabbiner in Boll- 
weiler, Ensisheim. 

Schneller, Dr., Strafanstaltsarzt in Ensisheim. 

Simon, Domherr, Gefängnisgeistlicher in Metz. 

St oll, Vorsteher des Bezirksgefäugnisses in Colmar. 

Strassburg, kaiserl. Bezirksgefängnis. 

Trommler, Strafanstaltsinspektor in Ensisheim. 

Wagner, Strafanstaltsdirektor in Hagenau. 

Weis8, Dr., Sanitätsrat, Gefängnisarzt in Metz. 

W 0 r i n g e r, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher in Ensisheim. 
Zabern, kaiserl. Beztrk.sgefäiignis. 

Zuckschwerdt, Strafanstaltsinspektor in Ensisheim. 

Colmar, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 

Metz, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 

Mülhausen, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 
Saargemünd, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 
Strassburg, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 
Zabern, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. (43) 


Freie Stadt Hamburg. 

Bartens, Lehrer am Gefängnis I in Fuhlsbüttel. 

1 h 5 n n p » » 

Callsen, Dr., Hilfsarzt am Gefängnis II in Fuhlsbüttel. 
Carstens, Inspektor an der Korrektionsanstalt in Fuhlsbüttel. 
Ebcling, Lehrer am Gefängnis I in Fuhlsbüttel. 

G e 1111 a t, Dr., Direktor der Gefängnisse in Hamburg und Fuhlsbüttel. 
Hasenbanck, Inspektor am Gefängnis II in Fuhlsbüttel. 
Jluxdorff, Oberinspektor „ „ H „ „ 

Jahn, Inspektor „ „ I „ , 
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Knaak, Inspektor am Gelängnis I in Fahtsbftttel. 

Levsen, Lehrerin „ „ I „ „ 

Lüdcr, Pastor, evang. GeistKeher am Untersuchungsgefängnis in 
Hamburg. 

Matthey, Dr., Hilfsarzt am Gefängnis 1 in FnblsbktteL 
Meyer, Karl, Vikar, kath. Geistlicher der Gefängnisanstalten Fuhlsbüttel. 
Meyer, Reinh., Vikar in Hamhurg-Bartnbeck. 

Miethe, Pastor am Gefängnis I in Fuhlsbüttel. 

Reu88, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Gefängnis II in Fuhls¬ 
büttel. 

Rösing, Dr., Oberarzt der Gefängnisse in Fuhlsbüttel. 

Scheer, L^shrer am Gefängnis I in Fuhlsbüttel. 

Schwartze, Inspektor am Gefängnis I in Fuhlsbüttel. 

Seyfarth, Dr., Pfarrer, Geistlicher am Gefängnis I in Fuhlsbüttel. 
Sthamer, Dr., Arzt am Untersuchungsgefängnis in Hamburg. 
Waas er, Inspektor am Gefängnis 11 in Fuhlsbüttel. (23^ 


Orossherzogtum Hessen. 

All wohn, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher in Marienschloss. 
Bornemaun, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor in Marien¬ 
schloss. 

Butzbach, Zellenstrafanstalt. 

Ulement, Direktor der Zellenstrafanstalt in Butzbach. 
Darmstädt, hessischer Schutzverein für entlassene Gefangene. 
Darmstadt, Gr. Provinzialdirektion Starkenburg. 

Es eher, Lehrer am Gefängnis und Provinzialarresthaus Darmstadt. 
F e 1 s i n g, evang. Anstaltslehrer in Butzbach. 

Hauser, Dr., Ober-Medizinalrat in Darmstadt. 

Hessert, von, Oberstaatsanwalt, Darmstadt. 

Kleefeld, Rechtsanwalt in Worms. 

Klingle, Arresthausverwaltor in Mainz. 

Kullmann, Dr., Anstaltsarzt in Butzbach. 

Laug, GefängnisverWalter in Mainz. 

Mainz, Arrestbausverwaltung. 

Mainz, Verwaltung der Weiberstrafanstalt. 

Marienschloss, Landeszuchtbaus. 

Mittermaier, W., Dr., Universitütsprofes.sor in Giessen. 
Preetorius, Dr., General-Staatsanwalt in Darmstadt. 

Roth, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Butzbach. 

*rheobald, Oberstaatsanwalt in Giessen. 

'Valdmann, Pfarrer, kathol. Uausgeistlicher am Landeszuchthaus 
Marienschlo-ss. 
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Walter, Oberleutnant a. D., Provinzial-Arresthaus - Verwalter in 
Darmstadt. 

W e n g 1er, Dr., Anstaltsarzt in Alsfeld. 

Darmstadt, General-Staatsanwaltschaft am Gr. Oberlandesgericht. 
Darmstadt, Ober-Staatsanwalt am Gr. Landgericht der Provinz 
Starkenburg. 

Giessen, Ober-Staatsanwalt am Gr. Landgericht. 

Mainz, „ „ „ „ „ (-^) 

Freie Stadt Lübeck. 

Arnstj Verwalter der Straf- und Korrektionsanstalt St. Annen in 
Lübeck. 

Boy, Rendant an dieser Anstalt. 

Lütge, Pastor, Anstaltsgeistlicher an dieser Anstalt. 

Tegtmeyer, Pastor, Anstaltsgeistlicher beim Marstall- und Unter¬ 
suchungsgefängnis in Lübeck. (4) 

Qrossherzogtfimer Mecklenburg-Schwerin und 

Strelitz. 

Ahrendt, Pastor, Gefängnisgeistlicher in Bützow. 

B o h 1 k e n, Rechnungsrat, Strafanstalts-Inspektor in Bützow. 

B ü t z 0 w, Zentralgefängnis. 

Dreibergen, Strafanstalt. 

Engel, Dr., Geh. Reg.-Rat, Direktor der Landesstrafanstalt Drei¬ 
bergen und des Zentralgefängnisses Bützow. 

Griewank, Dr. med., Sanitätsrat, Hausarzt der Landesstrafanstalt 
Dreibergen und des Zentralgefängnisses Bützow in Bützow. 
^^üstrow, Grossh. Staatsanwaltschaft. 

Güstrow, Inspektion des Landesarbeitshauses.!, 

Heuck, Ministerialrat im Gr. Justizministerium in Schwerin. 
Junghans, Rendant an der Landesstrafanstalt Dreibergen. 

Krefft, Pastor, Anstaltsgeistlicher an der Landesstrafanstalt Drei¬ 
bergen. 

Kümmel, Inspektor an der Landesstrafanstalt Dreibergen. 

M a s s m a n n, Leutnant a. D., Inspektor an der LandesstrafanstaK 
Dreibergen. 

Müller, von, Oberstleutnant a. D., Oberinspektor am Landes¬ 
arbeitshaus in Güstrow. 

Rostock, Gr. Oberstaatsanwaltschaft. 

Rostock, Gr. Staatsanwaltschaft. 

Sch AVer in, Gr. Staatsanwaltschaft. 

Siegfried, Amtsrichter in Ludwigslust. 

Strelitz (Alt), .Strafanstalt. ( 19 ) 


I 
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Grossherzogtum Oldenburg. 

Heinz, Dr., Anstaltsarzt und Amtsarzt in Vechta. 

Oldenburg, Gr. Oberstaatsanwaltscbaft. 

Roth, Strafanstaltsdirektor in Vechta. 

Ruhstrat, Regierung.srat in Eutin. 

Vechta, Gr. Direktion der Strafanstalten. (5) 

I 

Königreich Preussen. 

Aachen, Gefäugnisdirektion. 

Albrecht, Oberleutnant a. D., Strafanstalts-Sekretär in Anrath. 
Anrath, Gefängnisverwaltung. 

Apitz, Strafanstaltsinspektor in Gross-Strehlitz. 

Aschrott, Dr., Landgerichtsdirektor in Berlin. 

Aulbert, Strafanstalts-Buchhalterin in Delitzsch. 

Baehr,von, Oberleutnant a. D., Strafanstalts-Sekretär in Sonnenburg. 
Beck, von, Oberleutnant a. D., Strafanstalts-Inspektor in Diez. 

Be hier, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Siegburg. 

Beug er t, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Coblenz. 
Benninghausen, Provinzialarbeitshaus. 

Berlin, Direktion des Untersuchungsgefängnisses Alt-Moabit. 
Berlin, königl. Polizeipräsidium. 

Berlin, Straf- und Untersuchungsgefängnis a. d. Stadtbahn. 

Berlin -Moabit, Strafanstaltsdirektion. 

Beuthen, Direktion de.s Gerichtsg'efängnisses. 

Bleek, Gefängnisinspektor in Köslin. 

Bochum, Direktion des Zentralgefängnisses. 

Bo eh in, von, Strafanstaltsdirektor in Naugard. 

Boeltzig, von, Gefängnisinspektor in Dortmund. 

Bösenberg, Gefängnis-Oberinspektor in Gommern. 

Bogusat, Dr., Arzt an der Landespflegeanstalt Tapiau. 

Bohn, Strafanstalts-Inspektor in Coblenz. 

Bo lies, Strafanstaltsdirektor in Anrath. 

Bonn, Gefängnisverwaltung. 

Boppard, Direktion der Erziehungsanstalt St. Martin. 

Born, Staatsanwalt in Magdeburg. 

Borschdorf, Strafanstaltsdirektor in Crone a. Brahe. 

Braetsch, Gefängnisinsjiektor in Altona. 

Brandenburg, Strafanstalt. 

Brattke, Inspektions-A.ssistent und Direktions - Sekretär am Straf-' 
gefängnis Tegel. 

Braunsberg, Landgericht. 

Braut, Staatsanwalt in Dortmund. 

Breslau, Gefängnisdirektion. 
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Breslau, Lau darmen verband für Schlesien. 

Br leg, Strafanstalt. 

Briesen, von, Direktor der Arbeits- und Landarmenanstalt Gross- 
Salze. 

Bruns, Strafanstaltsichrer in Berlin.. 

Budczinski, Gefängnis-Inspektor am Zentralgefängnis Goilnovr. 
Bütow, Strafanstaltsdirektor in Münster i. W. 

Büttner, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor in Breslau. 

Casper,*<Strafanstalt8lehrer in Wittlich. 

Cassel, Strafanstalt. 

Celle, Strafanstalt. 

Classen, Pfarrer, Direktor der Rhein. Provinzial-Fürsorgeerziehungs- 
anstalt Haus Fichtenhain bei Krefeld. 

Cleve, Gefängnis. 

Clodius, I. Staatsanwalt am Landgericht Magdeburg. 

Cob lenz, Gefängniaverwaltung. 

Cöln, Strafanstalts- und Gefängnisdirektion. 

Conrad, Lehrer am Strafgefängnis Breslau. 

Coiiradshammer, Erziehungs- und Besserungsanstalt. 

Cottbus, Gefängnisverwaltung. 

Cronthal bei Crone a. d. Brahe, Strafanstalt. 

Czablewski, Kuratus, Strafanstaltsgeistlicber in Crone a. d. Brahe. 
Czischke, Gefängnisinspektor in Duisbui'g. 

Czudnochowski, Strafanstaltsinspektor in Wittlich. 

Deckert, Strafanstalts-Assistent in Münster i. W. 

Degener, Strafanstaltsinspektor in Tegel. 

Delitzsch, Strafanstalt. 

Dcnzner, Direktor des Stadtvogteigefängnis.se8 in Berlin. 

Diesing, Strafanstaltsdirektor in Cöln. 

Diestel, Pastor, in Grunewald-Berlin. 

Diez a. d. Lahn, Strafanstalt. 

Doericht, Vorsteher der Strafanstalt Delitzsch. 

Dolle, Strafanstalts-Sekretär in Elberfeld. 

Dondellinger, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher in Wittlich. 
Dortmund, Gefängnishülfsverein. 

Dralle, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Längen a. d. Ems. 

Dronsch, Strafanstaltsinspektor in Anrath. 

Dürr, Leutnant a. D., Strafanstaltsinspektor in Grosa-Str^litz. 

1 > üs s e 1 d 0 r f - D e r e n d 0 r f, Zcllengefängnis. 

Düsseldorf, Landeshauptmann der Rbeinprovinz (Abteilung für Für¬ 
sorgeerziehung). 

Düsseldorf, Rheinisch-Westfälische Gefängnis-Gesellschaft. 
Eberl){ich, Fürsorge-Kommission des Nassauischen Qefängnisvereina. 
Fbert, Strafanstaltsinspektor in Münster i. W. 
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Eccias, Pfarrer, Anstaltsgeistlieher in Wronke. 

Echternacht, Gefängnisgeistlicher in Anrath. 

Egler, Strafanstaltsinspektor in Bonn. 

Eichberg, Strafanstalts-Pfarrer in Lnckan. 

Elberfeld, Qefängnisverwaltnng. 

Elberfeld, Elberfeld-Barmer Oefängnisgescllschaft. 

Ellger, Pfarrer, evang. Geistlicher an der Strafanstalt Lnttringhausen. 
Erfurth, Lehrer am Straf gef ängnis Plötzensee. 

Ewald, Strafanstaltsinspektor in Wittlich. 

Falken-Plachecki, von, Direktor des Arbeitshauses in Schweidnitz. 
Ferber, Strafanstalts-Oberin in Delitzsch. 

Finger, Dr., ordentl. Professor der Rechte an der Universität Halle. 
Finkelnburg, Dr., Strafanstaltsdirektor in Berlin. 

Fischer, Strafanstalts-Buchhalterin in Sagan. 

Fleischhauer, Inspektor des Landgerichtsgefängnisses Cassel. 
Fordon, Strafanstalt. 

Frankfurt a. M., Gerichtsgefängnis. 

Frankfurt a. O., Königl. Regierungspräsidium. 

Freudenthal, Professor in Frankfurt a. M. 

Frey(;r, Dr., Geh. Medizinalrat, Anstaltsarzt in Naugard. 

Fricbel, Strafanstaltsdirektor in Rendsburg. 

Frye, Generalvikariats-Sekretär, Vorstandsmitglied des Gefänguis- 
Fürsorge-Vereins Münster i. \V. 

Gau da, Strafanstaltsdirektor in Hameln. 

Gay da, Strafanstultsinspektor in Coblenz. 

Gei81er, Inspektor an der Strafanstalt in Ratibor. 

George, Strafanstalts-Direktor in Graudenz. 

Glatzel, Anstaltslehrer am Zentralgefängnis Wronke. 

Gliemann, I. Staatsanwalt in Elbing. 

Glorius, Strafanstalts-Oberinspektor, Gefäugnisvorsteher in Trier. 
Glückstadt, Korrektionsanstalt. 

Glückstadt, Strafgefängiiis. 

Görlitz, Strafanstalt. 

Göttingen, Königl. Universität-sbibliothek. 

Götze, Pfarrei, Hausgeistlicher am Strafgefängnis Preungesheiin. 
Goldschmidt, Inspektor au der Strafanstalt Licliteuburg. 
Gollnow, Verwaltung des Zentralgefäugni.sses. 

Gommern, Amtsgericht. 

Gosche, Direktor des Arl)eitsliauses in Uutmnelsburg. 

Graudenz, Strafanstalt. 

Graudenz, Vorstand des (iraudeiizer Fürsorge-Vereins für enllassene 
Gefangene. 

Grawe, Oberinspektor an der Strafanstalt Ziegenhain. 

Gretzler, Inspektor am Zentralgefängnis Wronke. 
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Grofebert, Direktor der Provinzial-Besserungs- und Landarmen 
anstatt Könitz. 

Gross-Strehlitz, Strafanstalt. 

Grün au, Gefängnis Vorsteher in Coblenz. 

Gundermann, Strafanstaltsdirektor in Luckau. 

Hadamar, Direktion der Korrigendenanstalt. 

Hahn, Strafanstaltsdirektor in Wartenburg. 

Halle a. S., Gefängnisgesellschaft für die Provinz Sachsen und da< 
Herzogtum Anhalt. 

Halle a. S., Strafanstalt. 

Hameln, Gefängnis. 

Hamm, Gefängnis. 

Hamilton, von, Gefängnisdirektor in Beuthen. 

Hannemann, Erster Staatsanwalt, Geh. Justizrat in Görlitz. 

Hannover, Zellengefängnis.- 

Hardehausen; bei Scherfede, Erziehungsanstalt. 

Harliug, von, Hauptmann a. D., Direktor des Provinzial-Werkhanses 
Moringen. 

Harten, Strafanstalts-Inspektor in Graudenz. 

Haseroth, Gefängnis-Oberinspektor in Stettin. 

Hassenstein, Dr., Medizinalrat, Kreisarzt in Sagen. 

Haustein, von, Strafanstalts-Sekretär in Berlin. 

Havemann, Dr., Oberarzt an der Landespflegeanstalt Tapiau. 
Heidenhain, Dr., Medizinalrat, Strafanstaltsarzt in Insterburg. 
Heider, Pastor, Gefängnisgeistlicher in Netphen a. d. Sieg. 

Hein, Strafanstalts-Inspektor in Sonnenburg. 

Helling, Gefängnis-Direktor in Hannover.,^ 

Herford, Gefängnisdirektion. 

Herr, Dr., Rechtsanwalt in-Hamm i. W. 

Herrmann, Superintendent, Anstalsgcistlicher in Neustettin. 

Heyn, Staatsanwaltschaftsrat in Breslau. 

Hinck, Strafanstalts-Assistent in Münster i. W. 

Hippel, von, Dr., ordentl. Profe.ssor an der Universität Göttingen. 
Hl.sch, Pfarrer am Untersuchungsgefängnis Berlin. 

Hoff mann, Oberin an der Prov.-Besserungsanstalt Tapiau. 

Hoff mann, Dr., Me’dizinalrat, Arzt am Untersuchungsgefängnis in 
Berlin. 

H oh eisei, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher in Striegau. 

Hohn, Dr., Anstaltsarzt in Siegburg. 

Hollstein, Gefängnis-Oberinspektor in Bochum. 

Holthausen, Dr., Oberarzt in Haina. 

Hruby, Pfarrer, Anstalt.sgeistlicher in Gross Strehlitz. 

Hülsberg, Strafanstaltsdirektor in Cassel-Wehlheiden. 

Jacobs, Dr., Strafanstaltsgeistlicher in Werden a. Ruhr. 
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Jaeckel, Oberstleutnant a. D., Anstaltsdirektor in Neitstettin. 
Jägler, Strafanstaltslehrer in Siegburg’. 

Janctzko, Strafanstaltsinspektor in Striegau. 

Jarczewski, von, 1. Staatsanwalt am Landgericht Oels. 

Jarotzky, von, Strafanstaltsdirektor in Brau weder. 

Jauer, Strafanstalt. 

llenz, Strafanstaltsinspektor in Tegel. 

Insterburg, Strafanstalt. 

Jsermeyer, Pastor, evang. Hausgeistlicher an der Prov.-Korrek- 
tions- und Landarmenanstalt Himmelsthür. 

Kaiser, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Coblenz. 

Kattow'itz, Gefängnis Verwaltung. 

Keferstein, Oberleutnant d. Res., Gefängnisinspektor in Neu- 
mnnster. 

Keller, Staatsanwalt in Beuthen. 

Kernner, Inspektor am Gefängnis Elberfeld. 

Kempe, Inspektor der Provinzial-Besserungs- und Landarmenanstalt 
Könitz. 

Kiesche, Strafanstalts-Inspektor in Tegel. 

Klein, I. Staatsanwalt in Berlin. 

Klein, Strafanstalts-Lehrer in Anrath. 

Kleinfeiler, Dr., Professor an der Universität in Kiel. 

Kloss, Dr., Anstaltsarzt in Striegau. 

Kluhs, Gefängnis-Oberinspektor in Landsberg a. W. 

Köhler, Strafanstalts-Inspektor in Crone. 

Köhne, Strafanstaltsdirektor in Ratibor. 

Koppen, Strafanstaltsinspektor in Aachen. 

Körner, Strafanstalts-Inspektor in Charlottenburg. 

Köhler, Dr., Professor an der Universität in Berlin. 

Kollath, Dr., Anstaltsarzt am Zentralgefängnis Gollnow. 

Könitz, Provinzial-Besserungs- und Landarmenanstalt. 
Kornalewski, Dr., Medizinalrat, Anstaltsarzt an der Strafanstalt 
Delitzsch. 

Kottraeier, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher in Plötzensee. 
Kraetke, Gefängnis-Direktor in Elberfeld. 

Krakow, Dr., Anstaltsarzt an der Landespflegeanstalt Tapian. 
Kretzschmar, Strafanstaltsdirektor in Werden. 

Kriegsmann, Dr., Privatdozent an der Universität Kiel. 

Krinke, Strafanstaltssekretär in Gross-Strehlitz. 

Krohne, Dr., Geh. Ober-Reg.-Rat, Vortragender Kat im Ministerium 
des Innern in Berlin. 

Krüger, Staatsanwalt in Ostrowo. 

Kudelko, Rendant und Inspektion.s-Assi.stent in Neustettin. 

Kuhn, .Strafanstalts-Sekretär in Elberfeld. 
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Kunz, Sti'afanstalts-Inspektor in Wittlicb. 

Kurnatowski, von, Strafanstalts-Inspektor in Hanteln a. W. 
Lamprecht, Pastor, Strafanstaltsg^eistlicher in Teg'el. 
Langebartels, Sirafanstaltsdirektor in Halle ai S. 

Langer, Staatsanwalt am Landgericht Oels. 

Leber, Dr., Sanitätsrat, Strafanstaltsarzt in Anrath. 

Leonhard, Dr., Strafanstaltsdirektor in Wohlau. 

Lepel, von, Strafanstaitsdirektor in Siegburg. 

Leppmann, Dr., Aledizinalrat, Kgl. Kreisarzt in Berlin. 
Leppmann, Dr., Fritz, Arzt an der Strafanstalt Moabit. 

Levy, Anstalt.s-Rabbiner des Strafgefängnisses Plötzensee. 
Lichtenburg, Strafanstalt. 

Lieb au, Dr., Gefäiignisarzt in Hamm i. W. 

Liedig, Dr., Strafanstaltsarzt in Lingen a. d. Ems. 

Limb erg, Gefängni.sgeistlicher in Anrath. 

Lingen, Strafanstalt. 

Linnenkemper, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicber in Münster i. W. 
Lissa, Verein zur Fürsorge für entlassene Gefangene. 

Liszt, Dr. von, Geh. Jnstizrat, Professor an der Universität iu 
Berlin. 

Lohmann, Strafanstaltsdirektor in Wittlicb. 

Lohmann, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor in Görlitz. 

Luc kau, Strafanstalt. 

Ludwigs, Dr., Domkapitular in Cöln. 

Lüneburg, Strafanstalt. 

Lüttringhausen, Gefängnis. 

Lukowski, kath. Pfarrer am Zentralgefängnis Wronke. 

Lummer, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Hamm i. W. 

Maass, Strafanstaltsinspektor in Tegel. 

Madai, von, Gefängnisdirektor in Rawitsch. 

Maltzahn, Frhr. von, Hauptmann a. D,, Direktor des Zentral¬ 
gefängnisses Wronke. 

Marx, Dr., Arzt am Untersuchungsgefängnis Berlin. 

Matz, Pastor, Anstaltsgeistlicher am Zeutralgefängnis Gollnow. 
Meerholz, Gefängnisinspektor in Striegau. 

Meinardus, Dr., Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Münster i. W. 
.Messerschmidt, Strafanstaitsinspektor in Lüttringhausen. 

Meurers, Dr., von, Medizinalrat, Anstaltsarzt an der Strafanstalt 
Rendsburg. 

Mewe, Strafanstalt. 

Meyer, Gefängnisvorsteher in Cleve. 

Meyer, Major a. D., Vorsteher des Gefängnisses in Hanim i. W. 
Michaelis, von, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor in Aachen. 
Migula, llauptniann a. D., Gefängnis-Direktor in Preungesheim. 
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Minning, AnStaltslehrex cm Zentralgefängnis Wronke. 

Mo ringer, Direktion des provinzialständisehen Werkhauses. 
Müller, Strafanstaltsinspektor in Wei'den. 

Mülverstedt, von, Staatsanwalt a. D., Gefäugnisdirektor in Berlin 
Alt-Moabit. 

Münster, Strafanstalt. 

Münster, Gefängnis-Fürsorge-Verein. 

Muche, Gefängnisinspektor in Siegburg. 

Muschenheim, Inspektor des Polizei-Gefängnisses in Frankfurt a. M. 
Natzmcr, von, Strafanstalts-Inspektor in Wartenburg. 

Naugard, Strafanstalt. 

Nave, Pastor, kathol. Änstaltsgeistlicher in Hameln. 

Neekes, Geschäftsführer des Vereins zur Besserung der Straf¬ 
gefangenen in Berlin. 

Nennast, Gefängnis-Direktor in Danzig. 

Nicolai, Oberleutnant a. D., Strafanstalts-Sekretär in Halle a. S. 
Nikel, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher am Strafgefängnis Plötzensee. 
Nostiz, Strafanstaltslehrer in Münster i. W. 

Ohm, Dr., Strafanstaltsarzt in Wohlau. 

Opificius, Strafanstalts-A.ssistent in Trier. 

Pape, Kuratus der Provinzial-Besserungs- und Landarmenanstait 
Könitz. 

Passarge, Strafanstalts-Inspektor in Insterburg. 

Passarge, Strafanstalts-Inspektor in Anrath. 

P a u 1 is c h, Ober-Inspektor, Vorsteher der Landarmen- und Korrigenden¬ 
anstalt Landsberg. 

Peiffer, Dr., Pfarrer, Strafanstaltsgeistlieher in Cöln. 
Pels-Leusden, Kaufmann, Vorstandsmitglied der Rheinisch-West¬ 
fälischen Gefängnis-Gesellschaft in Düsseldorf. 

Peters, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher in Plötzensee. 

Pctersson, Strafanstalts-Hülfsbuchhalterin in Cöln. 

Petschull, Dr., Kreisarzt, Strafanstaltsarzt in Diez a. d. Lahn. 
Pfeifer, Strafanstaltslehrer in Coblenz. 

Pfleger, Dr., Medizinalrat, Hausai-zt des Strafgefängnisses Plötzensee. 
Philler, Pastor, Direktorder königl. Erziehungsanstalt Hardehausen. 
Pingsmann, Pfarrer und Rektor in M.-Gladbach. 

Pleschke, Geh. Oberjustizrat im Ministerium der Justiz in Berlin. 
Plempel, Dr., Strafanstaltsarzt in Cöln. 

Plötzeusee, Strafgefängnis. 

Pollitz, Dr., Strafanstalts-Direktor in Düssiddorf-Derendorf. 

Port, Dr., Geh. Oberr<*gierungsrat in Bc'rlin. 

Preungesheim, Strafgefängnis. 

Preussisch-Stargard, Fürsorgeverein für entlassene Gefangene. 
Puppe, Dr., Medizinalrat, Profes.sor, Gerieht.s- und Gi'fängnis.arzt in 
Königsberg. 
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Puttkammer, von, Leutnant a. D., Direktor des Zentralgefängnisses 
Gollnow. 

Rabe, Strafanstalts-Oberin in Fordon. 

Rät her, Dr., Assistenzarzt an der Prov.-Irrenanstalt in Andernach. 
Rassmann, Pfarrer in Oestrich a. Rh., evang. Hausgeistlicher des 
Strafgefängnisses Eberbach. 

Ratibor, Strafanstalt.> 

Rauchstein, Pfarrer in Schöneberg. 

Rautenberger, Rendant am Gefängnis in Tegel. 

Ra witsch, Strafanstalt. 

Raykowski, Strafanstalts-Direktor in Lichtenburg. 

Reiny, Major a. D., Gefängnis-Inspektor in Wronke. 

Rendsburg, Strafanstalt. 

Rhein, Strafanstalt. 

Riemekaste, Pastor, kathol. Geistlicher am Gerichtsgefängnis 
Hannover. 

Roeder, Dr., Amtsrichter a. D., Strafanstalts-Direktor in Tegel. 
Roeske, Dr., Oberarzt, Hausarzt am Arbeitshaus Rummelsburg. 
Rohden, von, Dr., Pfarrer, Hauptagent der Rheinisch-Westfälischen 
Gefängnisgesellschaft in Düsseldorf. 

Rohs, I. Staatsanwalt in Hagen. 

Rosenfeld, Dr. jur. et phil., Gerichtsasses.sor in Berlin. 

Rosinski, Dr., Sanitätsrat, Anstaltsarzt am Zentralgefängnis Wronke. 
Rüping, Domkapitular, Vorsitzender des Gefängnis-Fürsorge-Vereins 
in Münster i. W. 

Rüstow, Gefängnis-Direktor in Neu-Münster. 

Ruhberg, Pastor, Anstaltsgeistlicher am Zentralgefängnis Neu- 
Münster. 

Saarbrücken, Gefängnis. 

Sack, Oberinspektor, Strafanstalts-Vorsteher in Bonn. 

Sagan, Strafanstalt. 

Sagemül 1er, kathol. Gefäugnispfarrer in Bochum. 

Sass, Strafanstalts-Inspektor in Cöln. 

Sauer, Direktor des Strafgefängnisses in Plötzensee. 

Schaumann, Pastor, Anstalsgeistlicher in Moringen. 

.Scheiermann, Dechant, Anstaltsgeistlicher am Gefängnis Ling’en 
a. d. Ems. 

Scheu rer, Dr., Amtsgerichtsrat in Arolsen. 

Schieinenz, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Siegburg. 

Schimming, Strafanstalts-Inspektor in Lingen a. d. Ems. 

Schi weck, Strafanstalts-Sekretär in Wittlich. 

Schiwek, Gefängnis-Inspektor in Kiel. 

Schmidt, Direktor der Korrektions- und Landarmeuanstalt Breitenau. 
Schnell, Oberst a. D., Vorstelier der Korrektions- und Landarmen¬ 
anstalt Wunstorf. 
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Schraidt, Oberleutnant a. D., Gefängnis-Oberinspektor in Eberbacb. 
Schröder, Inspektor am Strafgefängnis Tegel. 

Schröder, Pastor, Anstaltsgeistlicher an der Strafanstalt Rendsburg. 
Schrötter, Oberstleutnant a. D., Oberinspektor bei der Rhein.-Prov.- 
Arbeitsanstalt Brauweiler. 

Schubert, Hauptmann a. D., Strafanstalts-Direktor in Lingen. 
Schultz, Direktor des Arbeits- und Landarmenhauses Bojanowo. 
Schwartz, Strafanstalts-Inspektor in Wartenburg. 

Schweidnitz, Landarmen- und Arbeitshaus. 

Schweigger, I. Staatsanwalt am Landgericl^t Halle. 

Seibt, Pastor prim., Anstaltsgeistlicher in Waldenburg. 

Siefert, Dr., Hausarzt des Strafgefängnisses Halle a. S. 

Siegburg, Strafanstalt (Zellengefängnis), Michaelsberg. 

Siegburg, Gefängnis (Bruckberg). 

Siroonson, Oberlandesgerichtsrat in Breslau. 

Sonnenburg, Strafanstalt.- 

So rau, Fursorgeverein für entlassene Gefangene. 

Speck, Pfarrer an der Strafanstalt Moabit. 

Spitta, Strafanstalts-Sekretär in Münster i. W. 

Stammer, Leutnant zur See z. D., Hilfsarbeiter im Admiralstabe der 
Marine in Berlin. 

Stavenhagen, Strafanstalts-Oberin in Siegburg. 

Stein, Strafanstalts-Lehrer in Berlin. 

Steinbiss, Oberinspektor, Strafanstalts-Vorsteher in Lüneburg. 
Stöben er, Strafanstalts-Inspektor in Elberfeld. 

Stöwing, Strafanstalts-Direktor in Insterburg. 

Storz, Hauptmann d. L., Strafanstalts-Direktor in Graudenz. 
Striegau, Strafanstalts- und Gefängnis-Direktion. 

Tapiau, Direktion der Besserungsanstalt. 

Tegel, Strafgefängnis. 

Thiermann, Hauptmann a. D., Direktor der Prov.-Korrektions- und 
Landarmenanstalt Himmelsthür. 

Thöns, Gefängnislehrer in Plötzensee. 

Thun, Gefängnis-Inspektor in Memel. 

Tiede. Strafanstalts-Inspektor in Düsseldorf-Derendorf. 

Tiemann, Strafanstalts-Inspektor in Münster i. W. 

Tietze, Pastor in Görlitz. 

Timmers, Gefängnis-Pfarrer in I'>lberfeld. 

Trautmann, Strafanstalts-Inspektor in Berlin-.Moabit. 

Trier, Kgl. Gefängnis. 

Unruh, Arzt an der Lande.spflegeanstalt in Tapiau. 

Völker, Oberin an der Strafan.stalt Sagan. 

Voigt, Rittinei.ster a. D.. Direktor der Provinzial-Besserungs- und 
Landarmenanstalt in Tapiau. 

Dliitter für Gefanjiniskumie. XI.II. 
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Voormann, PfaiTer, Strafanstaltsg'eistlicher in Werden. 

Wabern, Erziehungs- und Besserungsanstalt. 

Warneck, Strafanstalts-Inspektor in Görlitz. 

Wartenburg, Strafanstalt. 

Wegener, Sü'afanstalts-Inspektor in Berlin. 

Wehlheiden (Cassel), Strafanstalt. 

Weiffenbach, Gefängnis-Inspektor in Altona. 

Werden a. d. Ruhr, Strafanstalt. 

Wiedemann, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher in Schweidnitz. 
Willemsen, Strafanstalts-Oberin in Cöln. 

Willöfer, Strafanstalts-Inspektor in Tegel. 

Wilm, Strafanstaltsgeistlicher in Sonnenburg. 

Winietzki, Strafanstalts-Oberinspektor in Breslau. 

Winkel, Strafanstalts-Inspektor ln Berlin. 

Witt lieh, Gefängnis. 

Woede, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Insterburg. 

W o h 1 a u, Gefängnisdirektion. 

Wol/f, Vorsteher des Arbeits- und Landarmenhauses Fraustadt. 
Wolff, Strafanstaltsgeistlicher in Cassel-Wehlheiden. 

Wolff, von, Strafanstaltsdirektor in Gross-Strehlitz. 

Wronke, Direktion des Zentralge.fängnisse.s. 

Zechlin, Hauptmann a. D., Strafanstalts-Oberinspektor und Vor¬ 
steher am Gefängnis in Bonn. 

Ziegenhain, Strafanstalt. 

Zimmer mann, Strafanstalts-Direktor in Sagan. 

Zinkernagel, Divisionspfarrer und Anstaltsgeistlicher in Trier. 
Zwaka, Gefängnisinspektor in Ratibor. 


Königl. Oberstaatsanwaltschaft am Kammergericht in Berlin. 


am Oberlandesgericht in Breslau. 
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„ Cassel. 

, Celle. 

„ Cöln. 
Düsseldorf. 
Frankfurt a. M. 
tiamm. 

Kiel. 

Königsberg. 
Marienwerder. 
Naumburg. 
Posen. 

Stettin. 


Kister .Staatsanwalt am kgl. Landgericht in Aachen. 


„ Allen.stein. 
„ Arnsberg. 
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Krster Staatsanwalt am kgl. Landgericht in Aurich. 

n « « „ « Bartenstein. 
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Berlin. 

Berlin. 

Beuthen. 

Bielefeld. 

Bonn. 

Bochum. 

Breslau. 

Brieg. 

Bromberg. 

Cassel. 

Cleve. 

Coblenz. 

Cölu. 

Cottbus. 

Danzig. 

Dortmund. 

Duisburg. 

Düsseldorf. 

Elberfeld. 

Erfurt. 

Essen. 
Flensburg. 
Frankfurt a. M. 
Gera. 

Glatz. 

Gleiwitz. 

Glogau. 


Qnesen. 
Görlitz. 
Göttingen. 
Granden z. 
Guben. 
Hagen. 
Halberstadt. 
Halle a. S. 

„ Hanau. 

„ Hannover. 

Hechingen. 

„ Ilildeslieiin. 
„ Hirsehberg. 
„ Insterburg. 

„ Kiel. 
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Erster Staatsanwalt am kg’l. Laudgerit-lit in Königsberg. 

- - - « Köslin. 
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Landsberg a. W. 
Liegnitz. 
Limburg. 

Lissa i. Pos. 
Lüneburg. 
Magdeburg. 
Marburg. 

Memöl. 

Meseritz. 

Münster. 
Naumburg. 
Neisse. 
Neuruppin. 
Neuwied. 
Notdhausen. 

Oels. 

Oppeln. 
Osnabrück. 
Ostrowo. 
Paderborn. 
Posen. 

Potsdam. 
Prenzlau. 
Ratibor. 
Saarbrücken. 
Schneidemühl. 
Schweidnitz. 
Stade. 

Stargard. 
Stendal. 

Stettin. 

„ Stolp. 

„ Thorn. 

„ Tilsit. 

„ Trier 
„ Verden. 

„ Wiesbadei^ (479) 


Königreich Sachsen. 

Auerswald, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Waldheiin. 
B«aiit zcn, Strafanstalt. 

Berin;^e, von, Anstalts-Inspektor in Bautzen. 
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K inding, Dr., Geh. Rat, Professor an der UniversitHt Leipzig. 
Rirkigt, Anstalts-Lehrer in Bautzen. 

Böttcher, Aiistalt.sarzt und Anstaltsbezirksarzt in Hohnstein. 
Bonitz, Strafanstalts-Inspektor in Bautzen. 

Bornemann, Strafanstalts-Direktor.in Voigtsberg. 

Caspari, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher an der Strafanstalt Bautzen, 
t’lauss, Direktor der Gefangenanstalt Chemnitz. 

Daubenkropf, Strafanstalts-Inspektor in Bautzen. 

Die.tze, Inspektor an der Landesanstalt Zwickau. 

Dresden, Landesverein für innere Mission. 

Khrler, Pastor, Anstaltspfarrer in Bautzen. 

Franz, P., Anstaltspfarrer in Voigtsberg. 

Freund, Oberinspektor an der Strafanstalt VV^aldheim. 

Fried lein, Pfarrer, evang. Hau.sgei.stlicher bei der Gefangenanstalt 
Dresden. 

Garten, Inspektor an der Landesanstalt in Zwickau. 

Gebauer, Inspektor an der Strafanstalt Waldheiin. 

G elbhaar, Dr., Geh. Reg.-Rat und Vortragender Rat hn Ministei’ium 
des Innern in Dresden. 

Gelbke, Dr., Medizinalrat, Anstaltsbezirksarzt an der Gefangenanstalt 
Chemnitz. 

Glauning, Inspektor an der Stx*afanstalt Waldheim. 

Glauning, Dr., Amtsrichter in Meissen. 

Grohmaun, Anstalt.spfarrer an der Strafan.stalt Hoheneck, 
(irünhain, Strafanstalt. 

de Guehery, Gefängnis-Inspektor in Chemnitz. 

Haupt, Pastor, Hilf.sgeistlicher an der Gefangenanstalt Dre.sden. 

He in icke, Dr., Strafanstaltsarzt in Waldheim. 

Herzog, Dr., Strafanstalts-Oberarzt in Waldheim. 

Jlirschberg, Dr. med., Anstaltsarzt und Anstaltsbezirksarzt in 
Zwickau. 

Höckner, Landesanslalts-Direktor in Sachsenl)iirg. 

Hofmann, Dr. m»Ml., Anstaltsbezirksarzt in Bautzeti. 

Hoheneck, Strafanstalt. 

HohiKstein, Landesanstalt. 

.lenner, überleulnant a. D., Anstalts-Oberinspektor in Hoheneck. 
Klauflügel, Strafanstalls-Oljersekretär in Wakllieim. 

Kleemann, Gefängnis-Gi-istlicher in I.eipzig, 

Kreissig, Oberlehrer an der Landesanslalt in Zwickau. 

Kruppa, Strafanstaltslehrer in Bautzen. 

Lossow, von, Straranstalts-lnspektor in WaldhcMin. 

Meinig, Dirc'ktor der Gefangenanstalt Bautzen. 

Möbius, Pastor, Anstaltsgeistüclier in Zwickau. 

Mühlhau>eu, Gefängnis-Direktor in Drestlen. 
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Müller, Dr. med., Anstaltsarzt und Anstaltsbezirksarzt an der Straf¬ 
anstalt Hoheneck. 

Müller, Strafanstalts-Lehrer in Waldheim. 

Neubert, Gefängnis-Direktor in Leipzig. 

Neuhof, Anstaltsgeistlicher in Bautzen. 

Paul, Inspektionsassistent an der Strafanstalt Waldbeim. 

Raabe, Dr., Direktor der städt. Arbeitsanstalt in Dresden. 
Rechholz, Dr., Med.-Rat, Kgl. Bozirksarzt in Frankenberg. 

Reiclr, Ober-Reg.-Rat, Strafanstalts-Direktor in Bautzen. 

Rossmy, Reg.-Rat, Strafanstalts-Direktor in Hoheneck. 
Rühlemann, Direktor der Landesstrafanstalt Zwickau. 

Runge, Anstalts-Katechet in Waldheim. 

Schink, Direktor der Landeskorrektionsanstalt Hohnstein. 
Schmidt, Anstalts-Inspektor in Hoheneck. 

Schöpff, Pfarrer in Eythra. 

Schröter, P., Pfarrer und Anstaltsgeistlicher in Waldheim. 
Schubert, Anstalts-Inspektor in Hoheneck. 

Tränckner, Leutnant a. D., Anstalts-Oberinspektor in Hoheneck. 
Vogel, Gefängnis-Direktor in Zwickau. 

Vogel, Reg.-Rat, Direktor der Strafanstalt Waldheim. 

Vogel, Strafanstaltsgeistlicher in Waldheim. 

Voigtsberg, Gefängnisdh’ektion. 

Volkmann, Strafanstaltspfarrer in Zwickau. 

Waldbeim, Landesstrafanstalt. 

Wapler, P., Anstaltsgeistlicher an der Strafanstalt Hoheneck. 
Weber, Pastor, Anstaltsgeistlicher an der Heil- und Pflegeanstalt in 
Untergöltzsch. 

Weigandt, Anstalts-Inspektor in Bautzen. 

Wildelau, Anstalts-Oberin.spektor in Bautzen. 

Zezschwitz, von, Oberleutnant a. D., Anstalts-Inspektor ln Waldheim. 
Zwickau, Strafanstalt. (72) 

Orossherzogtum Sachsen-Weimar. 

Eisenach, I. Staatsanwalt am Grossh. Landgericht. 

Keys er, Major a. D., Direktor des Arbeitshauses Eisenach. 
Weimar, I. Staatsanwalt am Grossh. Landgericht. (3) 

Herzogtum Sachsen-Altenburg. 

Altenburg, herzogl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. (1) 

Herzogtum Sachsen-Coburg-Gptha. 

Gotha, herzogl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 

Gräfeutonna, Zuchthaus. 

H a s s (! 11 h e r g, Weiherziicht haus. 


I 
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Ichtershausen, Gpfängnisanstalten. 

Kohlschmidt, Pfarrer, Anstaitsgeistlicher in Ichtershausen. 

Siefert, Strafanstalts-Direktor in Ichtershausen. (G) 

Herzpgtum Sachsen-Meifiingen. 

Ambronn, Geh. Reg.-Rat und vertragender Rat im Staatsministerium 
in Meiningen. 

Deusing, Direktor des Zuchthauses in Untermassfeld» 

Meiningen, herzogl. Staatsanwaltschaft am gemeinschaftlichen 

Landgericht. 

Schmidtmann, Dr., Sanitätsrat, Anstaltsarzt am Zuchthaus Unter¬ 
massfeld. in Meiningen. 

rntermassfeld, herzogl. Direktion des Zuchthaiises. (5) 

Fürstentum Lippe-Detmold. 

Riedermann, Frhr. von, Major a. D., Strafanstalts-Direktor in 
Detmold. 

Car im, Dr., Sanitätsrat in Detmold. 

Detmold, fürstl. Lippische Regierung. (3) 

Fürstentum Schaumburg-Lippe. 

Biiekeburg, füi’stl. Staatsanwaltschaft. (1) 

Königreich Württemberg. 

Bacher, Dr., Amtsrichter a. D., Rechtsanwalt in Stuttgart. 
Baemeister, Gerichtsase.ssor bei der Staatanwaltschaft Heilbronn. 
Banz, Inspektor am Zuchthaus Ludwigsburg. 

Beger, Ober-Baurat, Mitglied des Strafanstalten - Kollegiums in 
Stuttgart. 

Bertsch, Pfarrer, Hausgeistlicher am Zuchthaus Ludwigsburg. 
Bertsch, Inspektor am Zellengefängnis Heilbronn. 

Bessler, Landgerichtsdirektor in Stuttgart. 

Böhringer, Verwalter des Arbeitshauses Vaihingen. 

Dörtenbach, Amtsrichter in Langenburg. 

Eggert, Ober-Justizrat, Strafanstalts-Direktor in Schw.-IIall. 

Faber, Oberstaatsanwalt, Mitglied des Strafanstalten-Kollegiums in 
Stuttgart. 

Falch, Ober-Reg.-Rat in Stuttgart. 

Fischer, von, Landgerichtsdirektor und Jlitglied des Strafanstalten- 
Kollegiums in Stuttgart. 

Frank, Dr., Profe.ssor der Hechte an der rniversität Tübingen. 
Gauss, Kaplan, Hausgeistlicher au der Strafanstalt Ileilbronn. 
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Gittinger, Stadtpfarrer, Hausgeistlicher an der Strafanstalt Gottes¬ 
zell. 

Gotteszell, Verwaltung der Strafanstalt für weibliche Gefangene. 

Gross, Dr., Amtsrichter in Stuttgart. 

Guter, Buchhalter am Zellcugefängnis Heilbronn. 

Hagmann, Kaplan in Comburg, kathol. Hausgeistlicher am Laiules- 
gefängnis Hall. 

Heintzeler, Landrichter, Justizministerialsekretär in Stuttgart. 

Jäger, Ober-Finanzrat im königl. Finanzministerium, Mitglied des 
Strafanstalten-Kollegiums i»i Stuttgart. 

Jehle, Oberju.stizrat in Rottenburg. 

Kalb, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Stuttgart. 

Kälber, Rechtsanwalt in Cannstatt. 

Kauz mann. De., Andsrichter in Langenburg. 

Kirchner, Kaplan, Hausgcistlicber der Strafanstalt Gotte.szell. 

Klein, Landgerichtsrat und Mitglied des Strafanstalten-Kollegiuiiis 
in Stuttgart. 

Knapp, Dr., Sanitätsrat, Strafanstaltsarzt in Ludwigsburg. 

Lamparter, Landgerichtsrat in Schw.-Hall. 

Lehner, Landrichter in Ravensburg. 

Linder, Oberfinanzamtmann in Stuttgart. 

Locher, Strafanstaltslehrer in Heilbronn. 

Ludwigsburg, Zuehthausdirektion. 

Maas, Dr., Hausarzt am Zellengefängnis Heilbronn. 

Mayer, Dr., Oberjustizarzt und Strafanstaltsvorstand in Gotteszell. 

M ayer, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Ludwigsburg. 

Nestle, von, Präsident, Vorstand des Medizinalkollegiums und Vor¬ 
sitzender des Landesausschusses des Württemb. Vereins zur 
Fürsorge für entlassene Gefangene in Stuttgart. 

Nestle, Amtsrichter in Ludwigsburg. 

l’feifle, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Landesgefängnis in 
Rottenburg. 

Pfeilsticker, Dr., Medizinalrat, Hausarzt an der Weiberstrafanstalt 
üotteszell. 

Jlemboldt, von, Dr., Mediz.-Direktor, Mitglied des Strafanstalten- 
Kollegiums in Stuttgart. 

lloektT, Ministerialrat, Kaiizleidirc'ktor des Königl. Justizmini¬ 
steriums in Stuttgart. 

IvOtlimaier, Biiehlialter am l.andesgefängnis Hall. 

.Scliaircr, evang. Hausgeistlieher des Landesgefängnisses Schw.- 
ilall. 

Scheef, I)r., Oheramtsarzt, Hausarzt am Laudesgefängnis Kotten- 
Inirg a. N. 

.Seil(Ul, Inspektor am I-andesgefängnis Hall. 
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Sc hi ule, Amtsanwalt in Balingen. 

Schmid, Amtsrichter in Ulm. 

Schoffer, Landrichter am Landgericht Ulm. 

Schwab, von, Ministerialdirektor im Justiz-Ministerium, Mitglied des 
Strafanstalten-Kollegiums in Stuttgart. 

Schwandner, Ober-Justizrat, Gefängnisvorstand in Ludwigsburg. 
Sichart, von, Strafanstaltsdirektor a. D. in Ludwigsburg. 

Sieber, kathol. Hausgeistlicher am Landesgefängnis Rottenburg. 
Stärk, Dekan, kathol. Hausgeistlicher am ZeJJengefäugnis in Heilbronn. 
Staiger, Dr., Sanitätsrat, ärztl. .Leiter der Irrenabteilung für Straf¬ 
gefangene in Hohenasperg. 

Stumpf, Gerichtsassessor in Backnang. 

Stuttgart, Königl. Justiz-Ministerium. 

.Stuttgart, Strafanstaltun-Kpllegium. 

.Stuttgart, Landesausschuss des Württemb. Vereins zur Fürsorge für 
entlassene Strafgefangene, 

.Süsskind, Dr., Oberamtsarzt, Hausarzt am Landesgefängnis Schw.- 
Hall. 

Teichmann, Landrichter, Justizministerialsekretär in Stuttgart. 
Ungeheuer, Zuchthaus-Inspektor a. D. Ludwigsburg. 

Vogel, Gefängnislehrer in Ludwigsburg. 

Vogt, Regierungsrat beim kathol. Kirchenrat in Stuttgart. 

Vogt, Amtsrichter in Besigheim. 

Weinmar, Otto, Hauslehrer am Landesgefängnis in Rottenburg. 
Weizsäcker, Pfarrer, Hausgeistlicher am Zellengefängnis Heilbronn. 
Wieland, Buchhalter am Zuchthaus in Ludwigsburg. 

Wolpert, Amtsrichter, Justizministerialsekretär in Stiittgart. 

Zeier, Gerichtsassessor und Amtsanwalt in Rottweil. 

Zindel, von, Ministerialrat, vertragender Rat im Justizmini-sterium 
in Stuttgart. 

.Stuttgart, Königl. .Staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht. 

Kl Iwangen, » n Landgericht. 

Häll, „ „ „ „ 

Heilbronn, , „ „ 

Ravensburg, „ „ „ ^ 

Rottweil, « 

Stuttgart, „ , 

Tübingen, 

Gl"i, ’ „ „ . , (Hl) 

Deutsche Kolonien. 

f'ru.'ien, Dr. jur., Amtsrichter, Kai.scrl. Olierrichter am Gericht 
Kiautschou in Tsingtau. 

T'iingtau, Kaiserl. GerielU von Kiautschou. (2) 

Gesamtzahl der Mitglieder in Deutschland: 1063. 
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Oesterreich. 

Bazalla, Strafanstaltskontrollor in iMlsen. 

Bernhauer, Oberleutnant a. D., Stratanstalts-Oberdirektor in Olmütz. 
Bot he, Oberleutnant i. d. R., Strafanstaltskontrollor in Marburg. 
Dolezel, Oberleutnant Rfr. i. d. E., Gefangenbausverwalter in Pilsen. 
Franke, Strafanstaltsadjunkt in Gradisca. 

Fränzel, Strafanstaltskontrollor in Lemberg. 

Fritsch, Strafanstaltskontrollor in Subeu. 

Gabriel, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Karthaus. 

Garsten, die Beamten der Strafanstalt. 

Grgac, Strafanstaltsadjunkt in Graz. 

Guglmayr, Strafanstaltslehrer in Suben. 

Heilingötter, Oberleutnant, Strafanstaltsadjuqkt in Stein. 

Höpier, Dr., Ritter von Herminger, Staatsanwalt in Ried. 
Holzknecht, Dr. Ritter von Hort, Sektionschef im K. K. Ilustiz- 
ministerium in Wien. 

Hora, Leutnant i. d. R., Gefangenhaus-Verwalter in St. Pölten. 
Hubacek, Dr., K. K. Staatsanwalt und Hauskomini.ssär der Straf¬ 
anstalt Karthaus. 

Hueber, Dr.. hiederösterr. Landesrat in Wien. 

Jahn,^ Direktor der Landes-Zwangsarbeicsanstalt in Mähr. Schönberg. 
Janota, Oberdirektor der Strafanstalt Prag-Pankratz. 

Jaroschek, Strafanstaltskontrollor in Brünn. 

Innsbruck, Oberlandesgericht. 

Innsbruck, Oberstaatsanwaltschaft. 

Ka llina-Urbano w, Dr. Emilian Frhr. von, in Wien. 

Kor neu bürg, Landes-Zwaugsarbeits- und Besserungsanstalt. 
Krakau, Oberstaatsauwaltschaft. 

Kreutz, Strafanstaltsadjunkt in Lemberg. 

Lachmayer, Strafanstaltsverwalter in Mürau. 

Lammasch, Dr., Professor der Rechte an der Universität Wien. 
Lang, Direktor der Landes-Zwangsarbeits- und Besserungsanstalt 
Messendorf. 

Lemberg, Oberlandesgerichtspräsidium. 

L (“ m b e rg, Oberstaatsanwaltschaft. 

Lemberg, Direktion der Männe.rstrafanstalt. 

MarcoVich. Strafanstalts Oberdirektor in Graz. 

Marx, Stiafanstaltsdirektor in Suben. 

Merta, .Ntrafaiistaltsadjunkt in Lemberg. 

Meyer, Strafanstaltskotjtrollor in Graz. 

Miglitz, Iiegi(‘ruiigsrat, Strafaiistalts-Oberdirektor a. D. in Graz. 

Mürau, Miünieistrafanstalt. 

Nadastiny, Obeileutnant a. I)., Strafanstalts-Oberdirektor in Garsten. 
,\enianitsc h, Dr., Oberlandesgerichtsrat in Graz. 


i 
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Neüvara, Dr., Strafanstaltsarzt in Karthaus. 

Neumanu, Verwalter der Strafanstalt in Garsten. 

Oels, Oberleutnant i. d. R., Strafanstaltskontrollor in Karthaus. 
Orthner, Dr., Oberbezirksarzt in Scharding. 

Pcschek, Strafanstaltsdirektor in Gradisca. 

Pilsen, Männerstrafanstalt. . 

Pötting-Persing, Norbert, Graf, Staatsanwalt in Wiener*Neu.stadt. 
Prinzhofer, Oberleutnant a. D., Strafanstaltsdirektor in Graz. 
Rabitsch, Oberleutnant a. D., V'erwalter des landesgerichtlichen 
Gefangenenhauses in Laibach. 

Radaucr, Direktor der Landesbesserungsanstalt Grulich. 

Reisei, Strafaustalts-Oberdirektor in Marburg a. d. Drau. 
Reuschel, Strafanstaltsadjunkt in Graz. 

Hohrscheidt, von, Strafanstaltsadjunkt in Suben. 

Scheiter, Oberleutnant, Kontrollor am kreisgerichtl. Gefangenhaus 
Olmütz. 

Schimm, Dr., Kaiser!. Rat, Strafanstaltsarzt in Marbtirg a. d. Drau. 
Schrott, Oberleutnant i. d. R., Gefangenhausverwalter in Czernowitz. 
Serda, Oberleutnant a. D, Strafanstaltsverwalter in Graz. 
Sighartner, Strafanstaltskontrollor in Wisnicz. 

Smitka, Strafanstaltsdirektor in Wisnicz. 

Stanislau, Strafhausverwaltung. 

Stein, Männerstrafanstalt. 

Stiftinger, Pfaifer, Anstaltsgeistlicher in Sub<-n. 

Suben, Strafanstalt. 

Triest, Oberstaatsanwaltschaft 

Urban, Oberleutnant, Strafanstaltskontrollor in Gradisca. 

Weber, Karl, Kdler von Webenau, Strafanstaltskontrolhu* in Suben. 
Wenedikter, Oberleutnant a. D., Strafanstaltsdirektor in Suben. 
Wien, Oberstaatsunwaltschaft. 

W ian i cz, Strafanstaltsdirektion. 

Zavodny, Direktor der Landes-Zwangsarbeitsanstalt Prag. 

GcsuDtzahl der Mitglieder in Oesterreich: 70. 


Bosnien und Herzegowina. 

Kobinger. k. Hofrat der k. bo.sn. Landesregierung — Departement 
der Justiz — in Sarajt-vo. 

Stahl, Direktor der Zentral-stralanstak für Posnien und Herzegowina 
in Zenica. 

Zonica, Zentralstrafanstalt für Hosnien und Herzegowina. (ii) 
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Ungarn.' 

Agram, königl, croat.-slav.-dalm. Landesregierung, Justizabteilung’. 
Budapest, Direktion des königl. Landessammelgefängnisses X. Bezirk, 
nächst dem neuen Kommunalfriedhofe. 

Eisenbacher, Dr., Hausarzt bei der Landesstrafanstalt Lepoglava. 
Gedeon, Direktor der Landesstrafansalt Sopron. 

Glina, Direktion der Landesbesserungsanstalt. 

Hoffbauer, Verwalter, Lipötvär Comitat Nyttra. 

Illava, königl. Zentralstrafanstalt. 

Katona, Offizial des Bezirks-Kerkers Szeged. 

Koscec, Mirko, Edler von, Leiter der Landesstrafaustalt Lepoglava. 
Ko Stic, Direktor der Landesstrafanstalt Mitrovica. 

Lepoglava, Direktion der Landesstrafanstalt. 

Levay-Kistelek, Dr. von, Sekretär im königl, ungar. Justiz- 
Ministerium, Departement für Gefängniswesen in Budapest. 
Lipötvär (Leo])oldstadt), Landessti’afanstalt. 

Maria-Nostra, Direktion der Lande.sstrafanstalt. 

Meeser, Direktor des Distriktskerkers und des Staatsgefängnisses in 
Szeged, 

Mitrovica, Landesstrafanstalt. 

Müller, Strafanstaltsverwalter in Sopron. 

Nagy -Enyed, Landesstrafanstalt. 

Ogorelica, Dr., Strafanstaltsdirektor in Agram. 
Fattantyus-Abraham, Martin, Dr., Strafaustaltsarzt in Illava. 
Pejnovic, Direktor der Landeskorrektionsanstalt in Glina. 

Keiner, Dr., Sektionsrat im königl. ungarischen Justiz-Ministerium, 
Departement für Gefängniswesen in Budapest. 

Kickl, Julius, von Bellye, Sektionsrat im königl. ungarischen Justiz¬ 
ministeinum, Departement für Gefängniswesen in Budapest. 
Kosner, Verwalter an der Korrektionsanstalt Aszod. 

.Schober, Strafanstaltsdirektor in Lipötvär. 

S opron, Landesstrafanstalt. 

Szamosujvar, königl. Landesstrafan.stalt. 

Szeged, Distriktskerker-Direktion. 

.S/.ekely, Dr., Richter am obersten Gorichti^hofe in Budapest. 
Vainbery, Dr., Amtsrichter und Privatdozent des Strafrechts in 
Budapest. 

Velzer, Offizial am Distriktskerker in Szeged. 

Waitzen (Väcz), Landesstrafanstalt. 


Gesamtzahl der Mitglieder in Ungarn: 32, 
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Ausland. 

Brück-P’aber, Administrator der Strafanstalten in Luxemburg. 
Widiner, Strafan.staltsdircktor In Basel. 


Haoptsomne aller Mitglieder: 1180, darnnter 10 Ehrenmitolleder. 


( 2 ) 
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Auf die Beileidsbezeugung des Vereins anlässlich 
des Heimgangs Seiner Königlichen Hoheit des Gross¬ 
herzogs Friedrich von Baden ging dem Vorsitzenden des 
Ausschusses folgende Danksagung zu: 

Ihre Königliclien Hoheiten 
der Grossherzog und die Grossherzogin Luise 

beauftragen mich mit der Uebermittelung- Höchst- 
ihres herzlichsten Dankes für die zum Ausdruck ge¬ 
brachte treue Teilnahme bei dem Hinscheiden Seiner 
Königlichen Hoheit des Grossherzogs und für die 
so schone Blumenspende. 

Graf Andlaw 

0 b e r s th 0 f m a r s c h a 11. 
Karlsruhe, im Oktober 1907. 



Aus Anlass der Feier des 60jährigen Regierungs¬ 
jubiläums Seiner Kaiserlichen und Königlichen 
Apostolischen Majestät des Kaisers von Oester¬ 
reich hat der Ausschuss folgendes Telegramm abgeschickt: 

Geheim-Kanzlei 


Wien. 

Die im „Verein der deutschen Strafanstaltsbearaten“ 
zusammengeschlossenen Berufsgenossen der öster¬ 
reichisch-ungarischen Monarchie und des Deutschen 
Reiches legen, bewogen durch die vielfache Förderung, 
welche die von ihnen als Lebensaufgabe erkannten 
Ziele unter der segensreichen Regierung Euer 
Majestät erfahren haben, im Gedenken an die frucht¬ 
bare 60jährige Regierungszeit Euer Majestät, dank¬ 
erfüllt die untertänigsten Glück- und Segenswünsche 
am Throne Euer Älajestät nieder. 

Dr. von Engelberg, Geh. Regierungsrat in Mannheim, 
Oberdirektor Marcovich und 
Oberlandesgerichtsrat Nemanitsch in Graz. 


Hierauf lief folgendes Schreiben an den Vorsitzen¬ 
den ein: 


Berlin den 6. Juni 1908. 


Euer Hochwohlgeboren 

beehrt sich die K. u. K. Botschaft, erhaltenem Auf¬ 
trag entsprechend, den Dank Seiner K. u. K. Aposto¬ 
lischen Majestät des Kaisers und Königs Franz Josef I. 
für die Allerhöehstdemselben im Namen des Vereins 
der deutschen Sti-nfanstaltsbeamten aus Anlass des 
60. Jahres Allerhöchst seiner Regierung telegraphisch 
ausgesprochenen Glückwünsche ergebenst zu über¬ 
mitteln. 


Der K. u. K. Botschafter. 



Di8 ewiclitsliarkdt und die staatiicha Fürsorp für Minderjihiip 
in nordanetikanischen Staate Kansas nach George Ashurii Stephens: 
The Juvenile Court System et Kansas. 

Von J, Rauchstein, Pfarrer. 


Diesseits und jenseits des Atlantik bis zum äussersten 
Westen geht durch die Kulturländer die Klage über den 
Verfall der Jugenderziehung. Haus und Schule sind nicht 
mehr im Stande die Jugend vor Unsittlichkeit und Ver¬ 
brechen zu bewahren. Besondere staatliche Massnahmea 
und Einrichtungen sind nötig geworden, um dem gedachten 
Uebel abzuhelfen und das heranwachsende Geschlecht vor 
frühzeitigem sittlichen Verfall zu schützen. 

Der Strafrichter war es, vor dem sich das Uebel 
durch die wachsende Zahl der Straffälle bei jugendlichen 
Personen und durch die Unzulänglichkeit der ihm zur 
Verfügung stehenden Strafmittel gegen dieselben auf¬ 
tat. Durch die Strafverhängung noch vor der vollen Ent¬ 
wicklung des Bewusstseins, vor dem Eintritt in die voll¬ 
berechtigte Mitgliedschaft der menschlichen Gesellschaft 
als Verbrecher gebrandmarkt, durch die Strafvollstreckung 
zu Genossen und damit zu Schülern von erwachsenen, 
gereiften Verbrechern gemacht, wurden die jugendlichen 
Missetäter durch die Rechtspflege nicht gebessert, sondern 
in ihrem verkehrten Wesen bestärkt und gefördert, ja 
geradezu zu Feinden der menschlichen Gesellschaft er¬ 
zogen. Dem zu begegnen berücksichtigte man zunächst im 
Strafgesetz das jugendliehe Alter bei V'ergehen und Ver¬ 
brechen durch Milderung der Strafe und trennte bei dem 
VollzugderFreiheitsstraf('n die Jugend von den Erwachsenen. 
Man suchte ferner durch Strafaufschub mit der Aussicht 
auf Straferlass die Jugend vor dem (Tefängnis überhaupt 
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zu bewahren, endlich ging man noch einen Schritt weiter 
und richtete für jugendliche Verbrecher eine besondere 
Strafkammer ein. Das geschah vor allem in Nordamerika, 
wo auch auf dem Gebiet des Gefängniswesens die regste 
Tätigkeit sich entfaltet hat. Beides — die Strafverhängung 
und die Vollstreckung der Strafe gehören bei der Be¬ 
handlung der verbrecherischen Jugend eng zusammen und 
bilden deshalb bei allen Reformen, die zu Gunsten der¬ 
selben ins Werk gesetzt werden, ein zusammenhängendes 
Ganze, ein System. Das Bild eines solchen Systems in 
einem der amerikanischen Staaten entrollt uns ein Dozent 
der Nationalökonomie zu Topeka in Kansas unter der 
Aegide des bekannten Professors Henderson in Chicago, 
der dem Werke seines Schülers ein Geleitwort gewidmet hat. 

Im westlichen Missisippigebiet liegt der rasch auf- 
geblüte Staat Kansas mit jetzt D/o Million Einwohner, die 
sich auf 105 Bezirke verteilen. Mit der raschen Ent¬ 
wicklung der Kultur hat sich wie überall auch das Ver¬ 
brechen entwickelt und in den grösseren Städten nament¬ 
lich eine Straffälligkeit der Jugend gezeitigt, dass man 
sich genötigt sah, durch besondere Massnahmen ihr zu 
begegnen. 

Nachdem die für die jugendlichen Verurteilten ein¬ 
gerichteten Besserungsanstalten sich ungenügend erwiesen 
und auch ein 1901 ergangenes Verbot, unerwachsene mit 
erwachsenen Sträflingen zusammenzubringen nichts ge¬ 
fruchtet hatte, nahm sich die in Kansas bestehende „Wohl¬ 
fahrtsgesellschaft für die Freundlosen“ 1902 der Sache an, 
der Richter Garver regte infolgedessen 1904 die Bildung 
eines eigenen Gerichtshofes für Jugendliche an, der be¬ 
kannte Jugendrichter Lindsey in Denver sprach darüber 
in einer Versaninilung zu Topeka, es kamen die Be- 
innhungen der grossen Gesellschaft für Arbeit und Gewerbe- 
fleiss, endlicli die der Kansas ' Frauenklub-Vereinigung 
dazu, der Soziologieprofessor Blackmar von der Kansas- 
Universität cntwai’f ein Gesetz über Jugendgerichtshöfe 
nach den Vorbildern von Illinois und Colorado und dies 



— 591 


Gesetz fand in den gesetzgebenden Körperscjiaften des 
Staates Aufnahme und mit geringen Abänderungen auch 
Annahme. Im März 1905 trat es in Kraft. Die eben kurz 
gefasste Geschichte seiner Entstehung zeigt einmal sein 
allgemeines Bedürfnis, andererseits eine anerkennenswerte 
Mitarbeit der gebildeten Bevölkerung durch Woljlfahrts- 
gesellschaften an den sozialen Aufgaben des Staates.' 

Der Inhalt des Gesetzes ist im'Wesentlichen folgender: 

1. Einrichtungdes Gerichtshofes: Sektion I 
bestimmt: In jedem Bezirk soll ein Jugendgerichtshof 
sein, dessen Tätigkeit sich auf verwahrloste herunter¬ 
gekommene und straffällige Kinder zu erstrecken hat. Der 
Vormundschaftsrichter des Bezirksgerichts ist zugleich der 
Richter des Jugendgerichtshofs. Alles von ihm in dieser 
letzteren Stellung benötigte Material hat ihm das Bezirks¬ 
amt zu liefern. Er ist zuständig für alle Rechtsfälle be¬ 
züglich der genannten Kinder in seinem Bezirk und muss 
jederzeit zugänglich sein. Er kann Zeugen laden, ihr 
Erscheinen durch Verhaften erzwingen, ihr Nichterscheinen 
strafen und hat im Uebrigen die Befugnis eines Friedens¬ 
richters bei Uebertretungen und leichten Vergehen. Als 
Gerichtsschreiber dient ihm ein probation officer, d. h. ein 
angestellter Beamter zur Beaufsichtigung der auf Probezeit 
Entlassenen oder in Ermangelung desselben ein von dem 
(Gerichtshof besonders für den geda(*hten Zweck Angestellter. 
Richter und Gerichtsschreiber erhalten aus der Kreiskasse 
Entgelt für ihre Tätigkeit. 

2. Anwendung findet das Gesetz auf Per¬ 
sonen beiderlei Geschlechts unter 10 Jahren, 
die irgend einer gerichtlich verfügten Erziehung noch 
nicht angehören, bevor sie zum ersten 31 al vor dem .lugend- 
richter erscheinen. Verwahrlost und heruntergekommen^ 
soll in diesem Gesetz solche Kiiuhu* bez(Mchncn, die mittel¬ 
los, heimlos, verlass(m sind oder der öffentlichen Versorgung 
anheimgefalleu sind, oder keine elterliche oder dic'ser älm- 
liche sonstige Pflege hal)cn, 31üssiggänger sind und unsitt¬ 
liches Benehmen zeigen, oder die gewohnheitsmässig l)etteln 
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und davon leben, oder die in einem übel beleumundeten 
Hause, in eben solcher Gesellschaft und im Verkehr mit 
lasterhaften Personen sich befinden, oder deren Heim 
wegen Nachlässigkeit, Rohheit, Verkommenheit der Eltern 
oder ihrer Stellvertreter ein ungeeigneter Aufenthalt für 
sie ist; weiterhin aber sollen in diese Klasse auch alle 
Kinder unter 10 Jahren gehören, die bettelnd, hausierend, 
singend oder musizierend allein oder in Gesellschaft eben¬ 
solcher Erwachsener sich herumtreiben. . „Straffällig“ soll 
die Personen Unter 16 Jahren bezeichnen, die sich bereits 
eine Verletzung von Staats- oder Kommunalgesetzen haben 
zu Schulden kommen lassen, oder die unverbesserlich 
gelten oder wissentlich mit Dieben, lasterhaften und un¬ 
sittlichen Menschen Zusammenhalten, oder in Müssiggang 
und verbrecherischer Umgebung auf wachsen oder in Spiel¬ 
häusern sich befinden. 

3. Die Aufsichtsbeamten für die Kinder 
soll der Jugendgerichtshof aus Männern wählen, die be¬ 
sonnen und von gutem Charakter sind. Sie erhalten für 
ihre Tätigkeit 2—3 Dollar täglich. Soll ein Kind vor den 
Jugendrichter gebracht werden, so hat sich dieser zuvor 
mit einem solchen Beamten in Verbindung zu setzen. Der 
Beamte hat dann durch möglichst genaue Voruntersuchung die 
Verhandlung vorzubereiten, dem Richter alles benötigte 
Material zu beschaffen, das Kind dem Richter vorzustellen 
und die Interessen des Kindes vor ihm zu vertreten. Er 
kann auch das Kind, das unter seiner Aufsicht steht, so 
oft er es für nötig erachtet, vor den Richter bringen. Zu¬ 
nächst und für gewöhnlich soll derjenige Beamte zu solcher 
Tätigkeit berufen werden, der sonst auf dem Gebiet der 
Sch ul Versäumnisse arbeitet. 

4. Die Anstellung eines Verfahrens vor 
dem Jugendgericht geschieht schriftlich. Sie muss 
von einem i\Iann ausgehen, der ein gewisses Ansehen bei 
seinen Mitnienschen hat und muss polizeilich beglaubigt 
Averdcn. (Jeht der Gerichtshof auf die Sache nicht ein, so 
werden keine Akten darüber aufbewahrt. 
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5. Vorladung und Verhör enthält Sektion V. 
Der Richter lädt, wenn er die Klage gegen ein Kind an- 
nimmt, nicht nur dieses, sondern auch diejenige Person 
vor, welche sich des Kindes anzunehmen hat oder tat¬ 
sächlich zuletzt angenommen hat. Aussfer dem Vater wird 
auch die Mutter geladen. Die Geladenen haben der 
Ladung innerhalb 24 Stunden zu folgen, wofern nicht 
anders bestimmt ist. Auch kann der Richter, wofern keiner 
vorhanden ist, zu dem das Kind gehört, jemanden be¬ 
stimmen, oder eine Gesellschaft beauftragen, die Interessen 
des Kindes in dem Verfahren zu vertreten. Nichterscheinen 
der Geladenen hat dieselben Folgen für dieselben wie bei 
einem ordentlichen Gericht. Nach dem Erscheinen der 
Geladenen hat der Richter sofort ein summarisches Ver¬ 
fahren anzustellen und ein Endurteil zu fällen. Die Auf¬ 
erlegung der Kosten findet wie beim Zivilprozess statt. 

6. Ueber Unterbringung oder Einsperrung 
des Kindes bestimmt Sektion VI und VII. Der Gerichts¬ 
hof kann das Verhör mit dem Kinde so oft er will wieder¬ 
holen und das Kind in der Zwischenzeit einem Aufsichts¬ 
beamten zur Fürsorge oder Beaufsichtigung übergeben, er 
kann es auch in seinem früheren Heim lassen oder einer 
passend erscheinenden Persönlichkeit anvertrauen, immer 
unter Aufsicht des Beamten. Während der Untersuchung 
soll kein Kind einem Gefängnis oder Polizeiarrest über¬ 
liefert werden, ausser im Fall der Beschuldigung eines 
Kriminal Verbrechens. 

Hat der Richter diuxdi Urteil das angeschuldigte Kind 
als verwahrlost im Sinne der Sektion H des Gesetzes an¬ 
erkannt, so kann das Kind durch seinen Beschluss einer 
passenden Anstalt, einem Bürger von anerkannt sittlichem 
Charakter, einer Erziehungs- oder Industrieschule, wie sie 
durch Gesetz vorgesehen sind, oder der Obhut und Für¬ 
sorge einer Gesellschaft übergeben werden. Auch kann 
der Gerichtshof, wenn Umstände und Gesundheit des 
Kindes es erfordern, das Kind in ein öffenlliches oder 
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privates unter öffentlicher Aufsicht stehendes Kranken¬ 
haus tun. 

Nach Sektion VIII wird die physische oder juristische 
Person, der das Kind durch Urteil des Richters zur Für¬ 
sorge übergeben wird, Vormund desselben und das Kind 
wird Mündel. Ein solcher Vormund darf das Kind weiter 
an eine Familie vergeben, mit oder ohne Vertrag, und die 
Adoption des Kindes veranlassen, derselben als gesetzlich 
Berechtigter vor Gericht zustimmen oder widersprechen, 
nur das etwaige Vermögen des Kindes ist von dieser 
Vormundschaft ausgeschlossen. 

In ähnlicher Weise bestimmt Sektion IX die Unter¬ 
bringung von straffällig gewordeneji Kindern. Sie bleiben 
dem Gerichtshof zu steter Verfügung, bleiben unter steter 
Obhut des Aufsichtsbeamten, können aber im eigenen Heim 
oder in einem passenden fremden, im Notfall gegen Ent¬ 
gelt, leben. Ebenso können sie in einer Anstalt unter¬ 
gebracht werden, wobei aber zu beachten ist, dass einer 
staatlichen Besserungsanstalt eine jugendliche Person nicht 
vor Vollendung des sechzehnten Lebensjahres und nie 
über die Erlangung der Volljährigkeit hinaus angehören 
darf. Kommt das Kind in eine Anstalt, so kann deren 
Vorstand bei guter Führung des Kindes dessen vorläufige 
Entlassung genehmigen, natürlich unter bestimmten Be¬ 
dingungen, deren Erfüllung er ihm auferlegt, ja er kann 
auch beim Gerichtshof die völlige Freiheit des Zöglings 
beantragen, wenn der Beweis einer dauernden Besserung 
erbracht ist. 

7. D a u e r n d befugt bleibt der Jugend- 
g- e r i c h t s h o f für jedes Kind, das von ihm a b - 
geurteilt ist, so lange, bis der Zweck des Verfahrens 
err('iclit ist — nach Sektion X. Daher kann er auch die Unter- 
Itringiing des Kindes ändern, seine Ueberwachung mildern 
oder gänzlich abstellen, wenn ihm dies für die Besserung 
des Kindes gut ersclicint. 

A u s .s c li 1 i e s s 1 i c h z u s t ä n d i g ist nach Sektion XI 
der .lugendgericiitshof für ein jedes durch Sektion II ge- 
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kenntzelchnetes Kind, das aus irgend einem Grunde mit 
oder ohne gerichtliche oder polizeiliche Verfügung ver¬ 
haftet wird und vor Gericht kommen soll, wenn es das 
16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Das Kind und 
seine Sache müssen einem Jugendgericht übergeben werden 
und das Jugendgericht hat ebenso zu verfahren, als wenn 
der Prozess von ihm selbst angestellt ist. 

8. Es gibt eine Berufung in Jugendgerichts¬ 
sachen. Nach Sektion, XII ist sie innerhalb 10 Tagen 
nach Urteilsverkündigung schriftlich dem Jugendrichter 
von dem nächsten Angehörigen des Kindes bis zur Ver¬ 
wandtschaft dritten Grades einzureichen. Der Richter hat 
darauf sofort ohne Zeitversäumnis alle den Fall be¬ 
treffenden Schriftstücke an den Gerichtsschreiber des 
Distriktgerichts einzureichen. Handelt es sich um ein 
schweres Verbrechen, so ist die Verhaftung des Kindes 
zwecks Uebergabe an den Berufungsrichter zu verfügen. 
Im Uebrigen erleidet die Vollstreckung des gefällten Ur¬ 
teils durch die Berufung keinen Aufschub. 

9. Sektion XIII weist die kommunalen und die pro¬ 
vinzialen Behörden an, dem Aufsichtsbeamten alle seine 
Anfragen über das ihm zur Fürsorge übergebene Kind 
aufs beste zu beantworten, ihm Auskunft auch über die 
Angehörigen des Kindes zu geben, kurzum alles Material 
zu liefern, das ihm die genaueste Beurteilung des Kindes 
und seiner Verhältnisse ermöglicht. Auf Grund der ein¬ 
geholten oder niitgeteilten Informationen darf der Beamte 
bis zur Erledigung des einzelnen Falles, d. ii. bis zur 
völligen Rehabilitierung des Kindes dieses dem Ric hter 
unter Umständen sogar zwangsweise wieder voiführen, 
überhaupt alles tun, was zur Fareieliiing des Endziels 
natürlich im Rahmen dieses Gesetzes ilim gut dünkt. 

10. Was die straffälligen Kinder im Fall 
i hrer Best raf iin g betrifft, so gibt ihm Sektion XIV 
die Macht, alle .Strafen zuzuerkennen, welche .Staats- oder 
Kommunalgesetze für Personen unter IG .Jaliren gestatten. 
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Ebenso aber darf er die Vollziehung aller dieser Strafen 
aufschieben oder erlassen. 

Sektion XV weist noch einmal auf den Zweck des 
ganzen Gesetzes hin, das Kind vom Verbrechen loszureissen 
und befiehlt diesen Zweck zur Norm, bei jeglicher An¬ 
wendung des Gesetzes zu machen. Darum soll alles, was 
nach diesem Gesetz mit dem Kinde vorgenommen wird, 
möglichst der Art elterlichen Verfahrens sich nähern. Wo 
es nur angängig ist, soll elterliche oder wenigstens häus¬ 
liche Umgebung verschafft oder erhalten werden kein 
Vorgehen, keine Verfügung, kein Urteil des Jugend¬ 
gerichtshofs wie ein strafrechtlicher Akt das Kind 
brandmarken, sondern alles dies soll als stellvertretende 
Ausübung der elterlichen Macht durch den Staat gelten. 

Sektion XVI und XVII sind nur formaler Natur. 
Sie bestimmen, dass alle mit diesem Gesetz in Widerspruch 
tretende bisherige gesetzliche oder andere Bestimmungen 
durch dieses Gesetz aufgehoben sind und dass es mit dem 
Tageseiner Veröffentlichung im Staatsanzeiger in Kraft tritt. 

Der Verfasser hat nun durch Fragebogen eine Um¬ 
frage bei den Jugendgerichtshöfen des Staates gehalten, 
um über die wichtigsten Punkte, die bei der Anwendung 
des Gesetzes in Frage kommen und über die Erfahrungen, 
die mit demselben gemacht sind, ein allgemeines Urteil zu 
hören. Obwohl nicht alle Befragten antworteten und die 
antwortenden nicht auf alle Fragen eingingen, repräsen¬ 
tieren die erhaltenen Antworten doch die bei w^eitem 
grösste Mehrzahl der Richter und ein sowohl nach der 
Einwohnerzahl als auch nach den wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnissen so bedeutendes Staatsgebiet, dass der Zweck 
der Umfrage erreicht wurde. Die Urteile über einzelne 
Hauptpunkte der Erhebung fielen dabei sehr verschieden 
aus. So wurde gleich die wichtige Frage, ob Jugend¬ 
gerichte i»ütig sind, von 41 bejaht, von 20 aber verneint. 
Die jähi liclie Berichterstattung der Jugendgerichtshöfe an 
die Zentralbehörde und die Oeffentlichkeit hielten von 53 
Befragten 18 nicht für nötig. Indess erklärt sich diese 
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Verschiedenheit der Meinungen, wenn man aus der vom 
Verfasser aufgestellten Statistik ersieht, dass die oben an¬ 
geführten Minderheiten aus ländlichen Bezirken stammen, 
lieber zwei wichtige Punkte herrscht nahezu Einmütigkeit. 
Die Frage nämlich, ob die Vormundschaftsrichter durch 
ihre Tätigkeit im Jugendgerichtshof zu sehr belastet würden, 
bejahten von 61 nur 4 und die andere wichtige Frage, 
ob es schwer wäre, den bei der ganzen Einrichtung so 
wichtigen Gehilfen des Jugendrichters, den probation 
officer, den rechten Mann als gesetzlichen Aufsichtsbeamten 
über die betreffenden Kinder zu finden, gab von 55 nur 
12 Richtern Veranlassung, diese Schwierigkeit zu behaupten. 
Dass auf die Frage, ob ein Bedürfnis von Anstalten zur 
Unterbringung der in Frage kommenden Kinder vorhanden 
wäre, 31 mit nein und 27 mit ja antworteten, dürfte in 
der Bedeutung der Frage liegen. Es ist in der Tat schwer 
zu sagen, was einem verwahrlosten Kinde nötiger ist zu 
seiner Besserung: die straffe Zucht'des Willens durch die 
Hausordnung einer guten Anstalt oder die Verpflanzung 
in eine reine gute Umgebung, wie sie eine gute Familie bietet. 

Sollte aber jemand meinen, dass das letztere ohne 
Frage das bessere wäre, so käme doch wieder die 
Sfhwierigkeit in Betracht, solche Familien zu finden und 
uriter die.sen diejenigen zu gewinnen, die ein verwahrlostes 
Kind in ihrer Mitte haben wollen. Die Zahl der Kinder, 
unter 16 Jahren, die sich gegen Staats- oder Komniunal- 
gesetze bereits etwas hatten zu Schulden kommen lassen, 
belief sich nach den eingegangenen Antworten unter einer 
Bevölkerung von 1 Million auf 769 Knaben und 211 
Mädchen — 0,97'’/oo- Von ihnen wurden 64 Knaben und 
3.*) Mädchen einer Strafe für sclnddig befunden, d. h. 
Be.sserimgsanstalten libcrantwoi'tet. Die Zahl der nielit 
straffälligen verwahrlosten Kinder war bedeutend g(“ringer, 
sie betrug nur l.')."). Als Ursax hen der Straffälligkeit er¬ 
gaben sich Diebereieti, Körperverletzung, Hausfriedens¬ 
bruch verbunden mit Ferid)leiben von der Schule und 
Müssiggang und als tiefster Urund Mangel au elterlicher 
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Erziehung meist infolge der Beschaffenheit der Eltern, bei 
den Mädchen trat Unsittlichkeit infolge Verkehrs mit 
schlechter Gesellschaft hervor. 

Gegenüber den oben mitgeteilten Zahlen rechtfertigt 
sich eine besondere staatliche Einrichtung zur Erziehung 
der Jugend, und zwar nicht nur in Amerika. 

Ist doch die Straffälligkeit jugendlicher Personen bei 
uns in Deutschland die gleiche. Auch hier werden trotz 
der deutschen Schulen ca. 50000 Jugendliche jährlich straf¬ 
fällig, darunter über 30000 wegen Vergehen gegen das 
Vermögen, gegen 1000 wegen Unzucht, während ungefähr 
12000 sich gegen die Person vergehen, über 7000 gefähr¬ 
licher und gegen 1200 einfacher Körperverletzung sich 
schuldig machen. Schule und Haus versagen gegenwärtig 
diesseits wie jenseits des Atlantik zur Bewahrung der 
Jugend vor verbrecherischen Neigungen und die Anwendung 
des Strafgesetzbuches bessert daran nichts. 

Mit dem Jugendgericht nimmt der Staat die erste 
Gelegenheit wahr, unmittelbar in das verkehrte Leben 
eines heranwachsenden Gliedes seiner Gemeinschaft ein¬ 
zugreifen. Die Gelegenheit ist eine günstige. War vorher 
eine gewisse Gleichgültig'keit vorhanden, die das Kind 
gegen die Ordnung Gottes und des Staates sündigen und 
die Angehörigen ruhig zuschauen liess, so werden alle 
Beteiligte durch die Vorladung vor den Richter aus der¬ 
selben aufgeschreckt, eine heilsame Angst vor den Folgen 
tles bislierigen Lebens weckt Selbstbesinnung, und Kinder 
wie Angehörige sind bereit, die bisher verachteten Ver- 
pfliclitungen anzuerkennen und ihre zukünftige Beachtung 
zu geloben, wofern die droliende Brandraarkung des straf¬ 
fällig gewordenen Familiengliedes abgewandt werden kann. 
Ibeibt die Strafe in Aussicht, so unterstützt die Furcht 
heilsam den Vorsatz der Besserung und bewahrt ihn, wenn 
na(di dem ersten heftigen Eindruck des Gerichtssaals die 
Folgezeit ihn absehwächen könnte. Vor dem Richter gewinnt 
das Herz des angcschuldigten .lugendlichen wieder Ein¬ 
drucksfähigkeit und wenn nun der Richter mit ihm recht 
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zu reden versteht, so kann diese Unterredung ein Wende¬ 
punkt auf dem Lebensweg werden, der junge Mensch wird 
ein nützliches Mitglied der Gesellschaft, deren Feind zu 
werden er auf dem Wege war. Wie eine Operation an 
einem Kranken wirkt ein solcher Akt an dem Fferzen des 
jungen Sünders und bekommt er nun wie ein Rekonvaleszent 
die richtige Pflege, so ist er gerettet. 

Diese Betrachtung zeigt, wieviel auf die Persönlichkeit 
eines Jugendrichters ankommt. Nicht seine richterliche 
Befähigung sowohl, als vielmehr seine Menschenkenntnis, 
seine im Richteramt gewonnene Erfahrung in der Führung 
des äussern und des innern Lebens derer, die vor ihm 
bisher erschienen sind und namentlich bestimmte Eigen¬ 
schaften seines Herzens machen ihn für seine Aufgabe 
geeignet. 

Diese Bedeutung der persönlichen Einwirkung auf 
ilen jungen Taugenichts beeinflusst auch das Verfahren 
mit ihm und fordert seine Abweichung von dem der Prozess¬ 
ordnung. Einerseits bleibt er der Richter, bekleidet mit 
der ernsten Amtstracht des Vertreters von Staat und 
Gesetz. Aber wie diese Amtstraeht bei, uns der des Geist¬ 
lichen ähnelt, so wird er andrerseits zum Seelsorger 
seines Inkulpaten. Er braucht keine Beisitzer, keinen 
.\nwalt des Gesetzes, seine Verhandlung mit dem Inkul¬ 
paten braucht von dem ganzen Apparat der Gerichts¬ 
verhandlung wenig oder nichts. Die Verhandlung ist 
keine öffentliche, nur die vom Richter geladenen, dem 
Kinde angelnirigeu und die zur Verliandlung benötigten 
Personen sind aiiwestnid. Diese Vereinracliung des Ver¬ 
fahrens macht auch ein(‘ schnelle Wiederliolung der Vor¬ 
führung eines Kindes vor den Richter nach der llaupt- 
verhandlung, ein bequemes und schnelR's Verfügen des¬ 
selben über das Kind mögiieh, was dem Bessenmgszweck 
wesentliche Dienste leistet. 

Die besondere Aufgabe des Jugendrichters ei'foi'dert 
für ihn endlich auch eine Ix'sondei'c Befugnis, eine \’er- 
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einigung derjenigen eines Vormundschaftarichters mit der¬ 
jenigen eines amerikanischen Friedensrichters. 

Von höchster Wichtigkeit erscheint neben ihm der 
probation- officer, der Beamte, dem das Kind vom Gericht 
zu sorgfältiger Beaufsichtigung und Leitung übergeben 
wird. Auch bei ihm kommt es auf die Persönlichkeit an. 
Selbst besonders ehrenwert und charakterfest muss er 
den Beruf eines guten Kriminalbeamten mit dem eines 
freundlichen Hausvaters in einem Jugendheim vereinigen. 
Nichts darf ihm in dem Verhalten und in den Verhält¬ 
nissen seines Pfleglings entgehen und die Einwirkung auf 
ihn muss stets väterlicher Art sein. Energisch muss er 
als Vertreter des Gesetzes durchgreifen, um seinen Schutz¬ 
befohlenen auf dem gewiesenen Wege zu halten und doch 
soll er durch seine Einwirkung auf ihn dessen eigene freie 
Neigung für diesen gesetzlichen Wandel zu erwecken und 
zu befestigen suchen. 

Wie nun an die Persönlichkeit dieser Hauptfaktoren 
einerseits ganz besondere Anforderungen zu,stellen sind, 
so muss ihrem Wirken andrerseits zu voller Entfaltung 
jeder Vorschub geleistet werden. Die Machtbefugnis de.s 
Richters muss eine ganz dem Zweck entsprechende sein, 
wenn sie auch dadurch eine vielseitige wird. So bringt 
es seine Aufgabe mit sich, dass er Zivil- und Strafrichter 
in einer Person sein muss. Ferner ist nicht nur das Kind, 
das ihm vorgeführt wird, Gegenstand seiner Tätigkeit, 
sondern auch Personen aus der Umgebung des Kindes 
können es werden um des Kindes willen. Gefahr liegt oft 
im Verzüge, rasches Eingreifen nützt oft mehr als ein 
langes gründliches Verfahren. Aus diesem Grunde muss 
er auf bereitwilliges Entgegenkommen gerichtlicher und 
polizeilicher Behörden rcclincn können. Ja die Gesetz¬ 
gebung selbst muss ihm entgegenkommen. Er muss eine 
gesetzlic-he Handhabe gegen übelwollende, seinem Rettungs¬ 
zweck an der Jugend widerstrebende Angehörige der 
Kinder haben und einheitlich zusammengefasst müssten alle 
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Gesetze, die dem Schutz der Jugend dienen, in ihm ihren 
V^ertreter haben. 

Aehnlich verhält es sich mit dem, der seine rechte 
Hand in seiner Tätigkeit an den jugendlichen Missetätern 
darstellt, dem Aufsichtsbeamten. Auch er muss eine über 
das lilass bei ähnlichen Gerichts- oder Polizeiorganen 
hinausgehende Befugnis haben, alle Quellen zur Beschaffung 
des Untersuchungsmaterials, das er dem Richter Zusammen¬ 
tragen soll, müssen ihm zur Verfügung stehen, zu einem 
raschen Zugreifen, um das Kind, um das es sich handelt, 
gefährlicher Umgebung zu entziehen, oder auch um ein 
Kind, das sich der rettenden Behandlung entziehen will, 
muss ihm die Hilfe der Polizei sicher und sofort bereit sein. 

Von diesen Gesichtspunkten aus hat der Verfasser des 
in der Ueberschrift genannten Buches eine Verbesserung 
des oben mitgeteilten Gesetzes durch einen neuen Entwurf 
desselben unternommen und kommt dabei zu folgenden 
Forderungen; 

Der Jugendgerichtshof hat über alle Fälle zu befinden, 
in denen es sich um Straffälligkeit und Verwahrlosung 
jugendlicher Personen, ferner um Verletzung irgend eines 
zum Schutz der Jugend. erlassenen Gesetzes handelt. In 
allen solchen Fällen soll der Jugendrichter straf- und 
privatrechtliche Kompetenz haben. 

Die Befugnis des probation officer soll aus derjenigen 
erwachsen, die durch das Zwangserziehungsgesetz (von 
1U0.>) dem die Schulversäumnis der Kinder überwachenden 
Beamten eingeräumt ist, aber zweckentsprechend erweitert 
worden. In grösseren Gemeinwesen soll er Assistenten 
erhalten und seine Anstellung soll, damit der rechte 31ann 
für das rieduige Amt gefunden wird, nicht nur vom (Jericlit, 
sondern auch durch .Mitwirkung der obersten Kontroll- 
beliöu’de erfolgen. Er soll eine feste Anslellimg und gutes 
Gehalt, bis zu 1000 Dollar, also ungerälir 4200 Mark er¬ 
halten. Bei seiner Tätigkeit in der (ierichtsverhandlung 
soll er durch einen besonders angestellien Gerichtsschreiber 
entlastet werden. 

lUl.'iilcr tüf Get.ir.;gn >kur.'.lc. XLII. 2 
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lieber alle Fälle, die vor dem Jugendgericht zur Ver¬ 
handlung kommen, soll ein besonderes und besonders be¬ 
nanntes Buch, dann auch eine statistische Tabelle geführt 
werden. Jährliche Berichte sind an die oberen Verwaltungs¬ 
behörden einzureichen und werden vervielfältigt von diesen 
wieder an die ünterbehörden, namentlich an alle Jugend¬ 
gerichtshöfe des Staates versandt, sodass einer derselben 
an den Erfahrungen der anderen lernen kann. Namen 
aber und sonstige Erkennungsmerkmale der Vorgeladenen 
und Abgeurteilten bleiben in den veröffentlichten Berichten 
fort. Zur Orientierung der Richter und Beamten des Ge¬ 
richtshofes über alle Hilfsmittel, welche öffentliche und 
private Wohltätigkeit zur Hebung und Bewahnmg gefähr¬ 
deter und gefallener Jugendlicher bietet, werden die Namen, 
Stätten, Arten usw. aller solcher Wohlfahrtsanstalten, 
-Einrichtungen und -Vereine zu einem Handbuch zusammen¬ 
gestellt, das zugleich das Jugendgerichtsgesetz mit allen 
Ausführungsbestimmungen enthält und ein Exemplar dieses 
Handbuchs wird einem jeden Jugendgericht übergeben. 

Die Artikel über das Verfahren des Gerichtes erweitern 
dann die Definition der ,,straffälligen“ und „verwahrlosten“ 
Kinder. Zu den ersteren kommen z. B. noch diejenigen 
hinzu, die in Schule, Haus oder auf der Strasse sich Unsitt¬ 
lichkeiten zu schulden kommen lassen, auch solche, die 
durch gemeine Redensarten auffallen, zu den letzteren, 
den Dependents — ursprünglich solche, für deren Lebens¬ 
haltung die Angehörigen nicht oder nicht ausreichend sorgen, 
rechnet der Entwurf auch die, welche Tabak rauchen oder 
Schnaps trinken. 

Dem probation oflicer, dem Aufsichtsbeamten für die 
unter dem Jugendgerichtshof Stehenden gibt Sektion 13 
eine Instruktion, die ihn eng mit dem Richter verbindet. 
So soll der Richter kein Kind vor sich bringen lassen, 
ohne den officcr vorher benachrichtigt zu haben und dieser 
soll alles tun. was er nur vermag, das dem Richter zur 
Krlangung des Kindes, Untersuchung seines Falles, Siche¬ 
rung seines später ihm angewiesenen Aufenthaltes 
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dient. Vergehen dagegen ziehe, wie an anderer Stelle 
ausgeführt wird, ein Vorgehen der Vorgesetzten Behörde 
gegen ihn nach sich und können ihn um sein Amt bringen. 
Anderseits hat er die volle Befugnis eines Sheriff und kann 
nach derselben zu Zwecken des Jugendgerichtshofes nicht 
blos Kinder sondern auch Erwachsene verhaften. 

Alle Staats-, Gemeinde- und Amtsanw'älte sind ge¬ 
halten, ihm jegliche Auskunft zu geben, alle Polizeirichter, 
sobald Jugendliche vor ihnen erscheinen, diese ihm zu dem 
Zweck der Vorführung vor den Jugendrichter auszuliefern. 
Dagegen hat er wiederum alle Kinder, die ihm auf Grund 
des im Gesetz beschriebenen ungesetzlichen Verhaltens 
genannt, oder von ihm in solchem betroffen w^erden, 
spätestens in 48 Stunden vor den Richter zu bringen. Ist 
dagegen auf Grund eines Antrages vom Richter eine Vor¬ 
ladung des Kindes und seiner Zugehörigen ergangen, so 
haben diese innerhalb 24 Stunden derselben nachzukomraen. 
Zuwiderhandlungen können Verhaftung und zwangsweise 
Vorführung oder die Strafen nach sich ziehen, die in der 
Prozessordnung vorgesehen sind. 

Der Verhandlung dürfen alle beiwohnen, die mit dem 
Kinde in irgend einem Zusainnicnhang stehen und dem 
Richter über dasselbe anklagend oder entlastend etwas zu 
sagen haben. 

üeber die Art der Unterbringung hat der Gerichtshof 
einen genauen Bericht mit umfassender Darstellung der 
Verhältnisse oder Personalien der Familie oder Anstalt, 
welche das Kind aufnehmen soll an die Obervcrwaltungs- 
behörde zu senden und diese verfügt danach die Unter¬ 
bringung. 

Im speziellen Verfahren gegen .'^ti'affüllige wünscht 
der Entwurf, entsprechend dem oben über die Kompetenz 
des Jugendgerichtes Gesagten dass alle Strafen für Ver¬ 
gehen .fugendlicher in die diskretionäre Gewalt des Jugend¬ 
richters gestellt werden. Auf keinen Fall soll ein Kind 
unter 16 Jahren ins Gefängnis kommen. 
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Was die „verwahrlosten“ Kinder angeht, so empfiehlt 
der Gesetzentwurf die grösste Vorsicht bei der Unter¬ 
bringung durch Zusammenwirken von Gerichtshof und die 
Vorgesetzte Kontrollbehörde. Besonders sollen Verwahr¬ 
loste nie mit Straffälligen Zusammenkommen. 

Mit Genugtuung begrüsst der Leser in dem Entwurf 
die Ausführung des Grundsatzes: Angehörige für Straf¬ 
fälligkeit und Verw’ahrlosung von Kindern zur Rechen¬ 
schaft zu ziehen, beziehentlich zu strafen. Ist ein Ver¬ 
schulden Erwachsener an der Straffälligkeit oder dem sitt¬ 
lichen Verfall nachweisbar, so kann auf Geldstrafe bis 
1000 Dollar, oder Gefängnis bis ein Jahr oder auch auf 
beides erkannt werden. Liegt ein Verbrechen vor, so wird 
der Fall dem ordentlichen Strafrichter überantwortet. 
Aehnlich wie gegen die Kinder wird gegen die mitschul¬ 
digen Angehörigen insofern verfahren, als der Richter die 
für die Mitschuld verfügte Strafe unter Umständen und 
unter bestimmten Bedingungen aussetzen und nach einer 
Probezeit erlassen kann. So können nach Befinden des 
Richters sogar die abgeurteilten Verwahrlosten bei ihren 
pflichtvergessenen Eltern bleiben. Beide überwacht dann 
der probation officer, und sind die Eltern weiter pflicht¬ 
vergessen, so erfolgt Festnahme und Bestrafung. 

Die letzten Abschnitte des Entwurfs enthalten An¬ 
weisungen über den Bau besonderer Anstalten aus Kom¬ 
munal- oder Provinzialmitteln zur Aufnahme der abge- 
urteilten Kinder, gegen die auf Unterbringung in einer 
Anstalt erkannt ist, und über die staatliche Aufsicht. Sie 
sollen „honies“ sein, also Heimstätten-Charakter haben. 
Dieser Charakter, der eines Familienhauses, soll auch durch 
den Vorstand, die Leiter solcher Anstalt zum Ausdruck 
konnnen. Ein Ehepaar nämlich soll an der Spitze stehen 
mit der P)Czeichiiung „Superintendent“ für den Mann und 
,,Matrone“ für die Frau und mit einem Gehalt von 1000 
Dollar. Sie müssen die Belahigung zum Unterrichten der 
Kinder in den elementaren Schulfächern haben. Unter- 
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beamte werden ihnen als Gehilfen nach Befinden der 
Behörden zugesellt. 

In der Art der geforderten Anstalten, in dem kühnen 
Zugeständnis, dass für verdorbene Kinder bei schlechten 
Eltern doch noch der rechte Platz zur Erlangung nütz¬ 
licher Erziehung sein kann, und endlich in der Ausdehnung 
der Befugnis des Richters auch auf die Eltern und Ange¬ 
hörigen weist der Entwurf auf den Wert des Elternhauses, 
der Familie hin und sucht durch die auferlegte, durch 
Strafen geforderte Verantwortlichkeit die Eltern zu bessern 
und die Familie zu reformieren, um Besserung der Jugend 
zu erzielen. 

Wieviel von der Jugendgerichtsbarkeit in Amerika 
für uns nachahmenswert ist, lässt sich um so schwerer 
sagen, als Erfahrungen über die Erfolge mit derselben 
weder in der Schrift des Herrn Stephens noch ander¬ 
wärts schon zu finden sind, aber zweierlei kann man 
wohl als Weisung für einen erfolgreichen Kampf gegen 
den sittlichen Verfall der Jugend aus den amerikanischen 
Einrichtungen und Vorschlägen entnehmen. Die eine geht 
von der Gestalt des probation officer aus und zeigt eine 
V^erbindimg der drohenden Gewalt des Staates mit väter¬ 
lichem Ermahnen unter der erkennbaren Devise vom „Ent¬ 
weder — oder“. Bei vorzeitiger Entlassung nacdi § 23 
des St.G.B. wirkt ein ähidicher Antrieb segensreich gegen 
Rückfall in verbrecherischer Xeigung bei Erwachsenen. 
Wievielinehr dürfte eine solche Einwirkung auf jugend¬ 
liche Gemüter erfolgreich sein, nachdem durch das erst¬ 
malige Erscheinen vor (lericht mit Schrecken die Selbst- 
besinnnng geweckt ist. 

Zweitens aber ersclieint uns auch für unsere Ver- 
hältnisse ein Gesetz über die VeTantworfIi(‘hkeit der Eltern 
oder ihrer Stellv('rtreter für ilire Kinder empfehlenswert. 
Ei») kleiner .Anfang ist bereits V)eiin Für 3 orge-Erzi<‘huiigs- 
gesetz damit gennu-hi, indem die Ellern zu den Kosten 
für die auswärtige Umertjringimg ihi’cr Kinder hei’angezogen 
werden können. Es wird diese ^lassnalinie al)er zti milde 
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gehandhabt, dass sie als Strafe empfunden werden könnte. 
In den Fällen, wo die gerichtliche Untersuchung eine 
Schuld der Eltern an dem schlechten Verhalten des Kindes 
erkennen lässt, wäre ein schärferes Vorgehen in diesem 
Punkte ratsam. In vielen, wenn nicht in den meisten 
Fällen jugendlicher Straffälligkeit liegt ein Verschulden der 
Eltern, namentlich des Vaters vor. Er sorgt nicht für 
seine Familie, hat kein Interesse an der Erziehung der 
Kinder, behält seinen Erwerb für sich, um ihn zu ver¬ 
prassen und zwingt die Frau, für sich und die Kinder 
durch einen eigenen Erwerb Nahrung zu schaffen. Dadurch 
wird sie meistens genötigt, gleich dem Vater das Haus zu 
verlassen und der Arbeit nachzugehen, die Kinder bleiben ' 
sich selbst überlassen und fangen so allmälit^h an zu ver¬ 
kommen. Könnte ein pflichtvergessener Mann gesetzlich 
gezwungen werden, für Frau und Kinder zu sorgen, hätte 
er für seine Pflichtversäumnis Strafe zu fürchten, so würde 
es um die Kinder der niederen Volksschichten besser 
stehen. Hier dürfte auch die Tätigkeit eines IMannes wie 
des probation officer am Platze sein, um Kinder und Eltern 
zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. Mit der Befugnis 
ausgestattet, die der Gesetzentwurf des Verfassers ihm 
zuweist und die er in einigen Staaten Nordamerikas zum 
Teil schon hat, zugleich aber auch so menschenkundig, 
gewandt und freundlich, wie etwa die,Diener der innern 
IMission, die Stadtmissionare, Brüder des Rauhen Hauses 
bei Hamburg es sind, durch absolvierten Militärdienst zu 
festem unerschrockenen Auftreten erzogen imd durch die 
Art seiner frühem Tätigkeit mit den Verhältnissen des 
Grosstadtlebens vertraut könnte er im Dienste des Rich¬ 
ters mancher Familie ein segensreicher Erzieher werden 
und die Straffälligkeit der Jugend durch Vorbeugen bessern 
helfen. 
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Dur Sicherheitsilienst in den Strafanstalten und die 
Veiiiütung von Entweichungen.') 


Der Sichertieitsdienst ist wohl der wichtigste Dienst 
einer Strafanstalt, Die moderne Strafart beruht auf dem 
Entzüge der Freiheit, Die Gefängnisstrafpraxis muss da¬ 
her all es an wenden, was zum Freiheitsentzug dienlich ist, 
und alles zu vermeiden suchen, was die Erlangung der 
Freiheit begünstigen könnte. Eine sichere Detention ist 
in den Augen des Publikums das Haupterfordernis einer 
Strafanstalt; denn das Publikum will sicher sein und sich 
von Entweichenden und Entwichenen weder persönlich, 
noch sachlich gefährden lassen. 

Der zuverlässigste Sicherheitsdienst ist der persön¬ 
liche. Er wird unterstützt durch den sachlichen. 
Wir versprechen zuerst diesen letztem. 

A. Der sachliche Sicherheitsdienst. 

Zum sachlichen Sicherheitsdienst gehören: 

1. Die Detention szelle. Sie muss so gebaut 
und erstellt sein,, dass der Gefangene auf den ersten Blick 
den Eindruck erhält: Da ist nichts zu machen. 
Wenn er mit dem Knöchel an die Wand klopft, so darf 
es nicht hohl tönen. Der Ton muss kurz und .stum])f sein. 
Das Wandmauerwerk muss daher kom])akt erstellt und 
der Mörtel damit fest verbunden werden. Zur grtisseren 
Sicherheit belegte man früher die Zellenwände mit IIolz- 
werk. Diese Auskleidung ist zurzeit nicht mehr nötig. 
Ein gut vergossener Zementbeton wird nicht so rasch 
durchbrochen und verbindet das Gemäuer in solidester 
Weise. 

.Man sprach jüngst in Zürich bei Anlass der Ent¬ 
weichung F. von einer Zelle mit Beton wandbestrich 
in Verbindung mit Eisenkonstruktion. Eine solclie ist 
notwendig. Sie krümle im (iegenteil tlas Ausbrechen noch 

'*) Vortran' (i<‘> itcrni Str;if<iii>t;ilt>iiiickt(>r< .1. V. IIürl)iii. 
gch.'üt«'!! vor (irr KoiifiTciiz sch\voizori>c'lu‘r Strat'anstalishcaiiitcn in 
* Mlei! am 20. Sc|'toml)«‘r lUOT. 
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begünstigen nnd erleichtern. Am meisten ist das Gemäuer 
unter den Fensterbänken den Angriffen ausgesetzt, weil 
es sehr oft ganz locker verbunden ist. Ein Zementbelag 
der Brüstung übertrifft in Widerstandsfähigkeit jeden 
Blechbelag. 

Je weniger Oeffnungen eine Zelle hat, 
desto mehr Sicherheit bietet sie. Türe und 
Fenster genügen vollständig. Gestemmte Türen sind 
schöner, bieten aber weniger Sicherheit als einförmige, 
glatte von kräftiger Dicke. Hartes Holz ist dabei dem weichen 
natürlich vorzuziehen. Die Esstürchen sind wegzulassen 
oder mit äussern Riegeln zu versehen. Ich erinnere 
hier an den Fall Bienz in der Strafanstalt Basel (1876). 
Die Türchen der Nachttopfnischen nach dem Korridor 
sind ganz wegzulassen und wohl entbehrlich, wie auch 
die Nachttopfnischen selbst. Die Einrichtung der direkten 
Zellenklosets hat sich namentlich wegen des Einfrierens 
nicht bewährt. 

Die Zellenfenster wurden früher bezüglich Licht- und 
Luftzufuhr zu klein vorgesehen. Je grösser sie aber er¬ 
stellt werden, desto stärker muss ihre Vergitterung sein. 
Die vertikalen Eisenstäbe dürfen nicht mehr als 13 cm 
auseinander stehen. Wenn der Kopf durchschlüpfen kann, 
so kann auch der übrige Leib ihm nachfolgen. An den 
Querstäben darf nicht gespart werden, weder nach Zahl 
noch an Stärke. Sie dürfen höchstens 25 cm auseinander 
liegen. Die Vertikalstäbe müssen in den Fensterbänken 
so vergossen werden, dass man sie nicht aufwärts oder 
alnvärts bewegen und dann umbiegen kann. Der bekannte 
Ausbrecher Thali .Johann, der von Natur ein grosser ilanii 
war, beliauptete, dass er durch eine Oeffnung von 6 auf 
10 Zoll, also von 18 auf 30 cm durchschlüpfen könne. Die 
Killer machen die Fasstiirchen zum .Schlüpfen in der Regel 
21 auf 33 ein. 

1)1) die Zellentüre nach aussen oder nach innen auf- 
gelien müsse, darübei' kann man streiten. Wenn sie nach 
innen aulgeht, so sieht man den Gefangenen und seine 
B(*w(‘gung besser, aber er bekommt über die Türe die 
grossei e <ie\valt. (ieht die Türe nach aussen auf, so bietet 
sie für (hm (beffiienden einen .Sicherheitsschild und steht 
ni(“hr in seiner ( iewalt. Der Oeffnende muss indessen immer 
d.aran (hmkiai. mit wem er es zu tim hat. Ein langjähriger 
italiimiseluu' .'Sträfling in unserer Anstalt hatte Krawall 
mit seinem Werkmeister. Kr i-iss Tisch und Bank, ja 
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selbst die eiserne Bettstatt von der Wand und errichtete 
hinter der Türe eine Barikade. Wäre die Türe nach 
innen aufgegangen, so wäre der Rebell für einmal sicher 
gewesen. Indessen öffneten wir die Türe, die nach aussen 
aufgeht, doch nicht, obgleich wir es gekonnt hätten, sondern 
wir entzogen ihm nur jegliche Nahrung. Am dritten Tage 
streckte er die weisse Fahne (Papier) durchs Zellengitter 
und war zur Uebergabe bereit. 

2. Die Umfassungsmauer darf bei einem 
grö.ssern Gefängnis nicht fehlen. Sie bildet bei Ausbrüchen 
und Entweichungsversuchen das letzte Hindernis. Die 
Höhe der Mauer allein ist weniger massgebend als ihre 
äussere Beschaffenheit. In der Regel beträgt die Höhe 
5 m. Auch die Höhe der Ringmauer der Strafanstalt 
I.enzburg beträgt nicht minder und doch gelang es einem 
Detinierten vor 3V> Jahren mittelst eines Seiles aus Lein¬ 
tüchern und einem Eisenreifstück als Haken aus dem 
.Spazierhofe über dieselbe zu entkommen, allerdings seit 
.‘»6 Jahren die erste Entweichung aus der Anstalt, dadurch 
herbeigeführt und möglich geworden, dass der Wächter 
(Polizeisoldat) in den Isolierspazierhöfen eingeschlafen war 
und nicht bemerkte, dass der junge Mann, als die Hof¬ 
wache vorbei war, über das Isolierhofgitter stieg. 

Die Beschaffenheit der Ringmauer begünstigte die 
Entweichung. Das 8pitzgicbelda(‘h der flauer diente zum 
Anhängen des Seiles. Jetzt ist die .Mauerfirst abgerundet, 
denn gebrannte Kinder füi'cliten das Feuer. Das Geld für 
die früher al)gelehnte Verbesserung wurde jetzt sogleich 
flüssig. 

Entweichungen kDimen aber auch begünstigt werden 
durch den Zerfall der Mauer und dadurch, dass d(*r .Mcirtel 
aus den Steinfugen gewichen ist. Ringmauern, aus Zement¬ 
beton gegossen, sind daher denjenigen aus Bruchsteinen 
vorzuziehen. 

Gegenstände, welche bei Entweichungen Dienst 
leisten können, wie kleine llauslcitc'rn, .'^taugen. Stützen 
und längere .'^täl)e, .Seile, Schnüre und Drähte, Werk¬ 
geschirre mit langtui Srieh.Mi, Karren und Wagen dürfen 
nicht ohne Aufsicht im Anstaltshcle belassen werden. 
Nach dem Giduaiiche sind si(‘ sorufaliig einzuschliessen. 
^^’erkzeug•e, welch(*auch zu Flu(.htzw(‘cken dienen können, 
muss man den Z<*llenarl)eit(Mii natürlich veral>r(»lgen uml 
kann sie ihnen nicht voiaMithalten : alhhn die Wh'rkmeister 
sind zu verpflichten, darüber eine stiindige Kontrolle aus- 
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zuüben und ein scharfes Auge auch auf diejenigen Ge¬ 
fangenen zu richten, welche zur Ruhezeit aus den Werk¬ 
stätten in die Zell«n (resp. Schlafsäle) abgeführt werden, 
auf dass sie keine Werkzeuge dorthin schleppen können. 

Zellengefangene, denen man in diesem Punkte kein 
Vertrauen schenken darf, lässt man abends die Werkzeuge 
und Kleider abgeben. Die Kleiderabgabe soll in der Regel 
gegen alle Gefangenen verfügt werden, die eine längere 
Strafe zu erstehen haben und fluchtverdächtig sind. 

4. Gallerien und Böden, welche beim Herum¬ 
laufen der inneren Wächter knarren und Geräusch machen, 
also die Nähe des spähenden oder horchenden Wächters 
verraten, sind zu verbessern. Statt polterndes Schuhwerk 
hat der innere Wächter weiche Finken zu tragen. Die 
Gefangenen haben feine Ohren und eine scharfe Beobachtungs¬ 
gabe. Sie erkennen jede Aufsichtsperson aus ihren Fuss- 
tritten und Laufbewegungen. 


B. Der persönliche Sicherheitsdienst. 

Weit mehr Garantie als der sachliche Sicherheits¬ 
dienst bietet natürlich der persönliche. Ich erinnere 
hiebei an das bekannte Gedicht „Habsburger Mauern“ 
von C. Simrock. Die Dinge bieten Widerstand, haben für 
die Verhältnisse aber kein Urteil. Der Mensch hat Ver¬ 
stand und kann urteilen und handeln nach den Umständen 
und der Notwendigkeit. 

1. Der Wachdienst. Für jede Detentionsanstalt 
ist ein geordneter Wachtdienst Bedürfnis. Der Umfang 
und die Beschaffenheit desselben richten sich nach der 
Grösse der Anstalt und nach ihren besondern Verhältnissen. 
Für eine grössere Anstalt (über 150 Detinierte) halte ich 
eine innere und eine äussere Wache als notwendig 
und zwar bei Tag und Nacht. 

a) Die innere W a c h e. Während der Arbeitszeit 
stehen die Gefangenen sowohl in den Zellen, als auch in 
den Werkstätten unter der Aufsicht ihrer speziellen Werk¬ 
meister, somit ist eine weitere Ueberwachung derselben 
nicht notwendig. Anders vei-liält cs sich zur Ruhezeit: in 
den Esspausen, an den Sotin- und Feiertagen und zur 
Naelitzeit. Da sind die Gefangenen sich selbst überlassen 
und haben Zeit und .Müsse auch über ihre vorzeitige Be¬ 
freiung naehzudenken, die zwar nicht allen, wohl aber 
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vielen am Herzen liegt und umso mehr geplant wird, wenn 
kein Wachdienst vorhanden ist. „Gelegenheit macht Diebe.“ 

Wenn daher die Ruhepausen eintreten, so zieht bei 
uns die innere AVache auf, welche nach der Kehr¬ 
ordnung von den AVerkmeistern (Zivilisten) verrichtet wird. 
P^s trifft auf jeden je die 12. AVoche an Sonn- und Werk¬ 
tagen und zur Nachtzeit. Die Tagwache dauert an AVerk- 
tagen so lange als die Morgen- und Mittagesspause, also 
höchstens 45 Minuten, an Sonntagen die Vormittagswache 
vom Morgen- bis zum Mittagsessen, die Nachmittags wache 
sodann vom Mittag- bis zum Nachtessen, das schon um 
6 Uhr eingenommen wird. Die erste Nachtwache dauert 
vom Nachtessen bis um Mitternacht, die zweite von da 
l)is zum Arbeitsbeginn am Morgen. 

Alan könnte vielleicht zu der Einwendung versucht 
werden, dass diese Anforderung und Auflage für die AA’^erk- 
ineister zu streng sei. Eine halbe Nacht AVachtdienst per 
AVoche sei nebst der Tagesleistung zu viel Dienst. 
Frage: Schadet eine halbe Nacht nüchternen AVachtdienstes 
der Gesundheit mehr als eine halbe Nacht AVirtshausleben, 
die meistens dafür eintritt? 

Der innere AVächter trägt bei uns Revolver und 
Signalhorn. Sein Platz befindet sich auf der Plattform 
des in der Alitte der Anstalt stehenden Pavillons. Von 
dort aus kann er bei dem panoptischen Anstaltsbau alles 
sehen und hören, was in den fünf Flügeln der Anstalt 
vorgeht. Alan hört bei der üblichen Nachtruhe auch die 
leiseste Kundgebung. Zur Kontrolle seiner AA'achsamkeit 
befindet sich auf dem Pavillon die AA'achtulir aufgelegt, 
bei welcher je nach 5 Alinuten markiert wird. Nncli d(un 
Nachtessen und um Alitteniacht hat der aufzieliende Wächter 
vorerst die Flügel-, Gitter- und Zellentüren abzuronden 
und sich davon zu überzeugen, dass alle samt deii Ess- 
türchen geschlossen sind. Hört er irgendwo ein Geräusch, 
einen ungewöhnlichen Laut, eine Bewegung etc., so begibt 
er sich zum Zwecke der Auskundschaft leis(.‘ (er trägt 
Finken) dorthin. Sonst verlässt er seinen Sitz auf dem 
Pavillon nicht. 

In Anstalten, die niedu panoptisch gebaut sind, muss 
der innere Wäeliter die einz(dnen Gänge natürlich ab- 
])atrouillier(‘n und bei den das(dbst aufgestellten AA'acht- 
uhren markieren. Zieht der AN'ächter ab, so gil)t er zuvor, 
je nach der Zeit, zum .Vufsiehen oder zur .\rb(*it das 
(üockenzeichcn und notiert n.ichher seine Beobaohtimgen 
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und Wahrnehmungen in das dafür aufgelegte Buch. Be¬ 
obachtungen, deren Erledigung keinen Aufschub duldet, 
also dringlicher Natur sind, meldet der Wächter natürlich 
sofort dem Oberaufseher, der alsdann vorläufig die weitern 
Anordnungen zu treffen hat. 

Um in eigenen Notfällen oder bei Notsignalen der 
äusseren Wache Alarm machen zu können, stehen dem 
Innern Wächter Signalhorn und Hausglocke, zu seiner 
Verteidigung aber der Revolver zur Verfügung, von dem 
er im Notfall Gebrauch machen darT. Auf das gegebene 
Alarmzeichen haben sich alle Angestellten im Zentrum 
der Anstalt bewaffnet zu stellen und den Befehl des Ober¬ 
aufsehers entgegenzunehmen. 

b) Die äussere Wache. Als äussere Wache 
bezeichnen wir diejenige, welche im Anstaltshofe, also 
zwischen der Anstalt und der Ringmauer, Tag und Nacht 
patrouilliert. In unserer Anstalt zu Lenzburg werden da¬ 
für 8 Polizeisoldaten verwendet, denen ein Unteroffizier 
vorsteht. Sie sind ganz und ausschliesslich den Befehlen, 
der Aufsicht und Jurisdiktion des Anstaltsdirektors unter¬ 
worfen wie die Zivilangestellten. Beim Wachtdienst tragen 
sie die Polizeiuniform, einen Revolver, ein Signalhorn, die 
Kontrolluhr und den Schlüsselbund mit den Hauptschlüsseln. 

ln Strafanstalten des Auslandes, weiche eine mili¬ 
tärische Besatzung für den äussern Wachtdienst haben, 
wie z. B. das Männerzuchthaus in Bruchsal, patrouillieren 
auf der Umfassungsmauer und zwar auf jeder Abteilung 
dciselben je 2 Soldaten gegeneinander. Trotzdem und 
trotz der 7 m hohen Mauer sind daselbst Entweichungen 
vorgekonnncn, währenddem die zwei Soldaten im Wacht- 
tnnnchen miteinander geplaudert haben. Es ist also 
siclK'rer, es sei nur ein Mann auf der AVacht, der dann 
beständig um die Anstalt kreist und durch die Wachtuhr 
sich darüber ausweist, dass er jede Station von 15 zu 
15 Alinuten passiert hat. 

Für den äussern Waehtdienst sind geschulte Polizei¬ 
soldaten vorzuziehen; sie gelten der Sache Ansehen und 
sind für Handhabung d(T Waffen geübt. 

Fnsei'c 8 Polizeisoldateti bilden 2 Gruppen von je 
4 .Mann. l)i(‘ eine Grujtpe macht heute den Tagesdienst, 
ninrgcMi den .\achtdienst, die ander»' heute den Nachtdienst 
und niorgt“n dem 'Fagesdienst, je 1 Mann während 3 Stunden: 
di(» ül>rigen 7 .^lann, die nicht Wachdienst tun, werden im 
Innern d<'r Anstalt zum 4'ag(*sdienste verwendet, der eine 
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als Gehilfe des Oberaufsehers, der andere zur Unter¬ 
suchung der Zellen, zwei zur Bedienung der Zellen¬ 
gefangenen, einer als Aufseher für die Arbeiter im Souter¬ 
rain und drei für Ablösung der Werkmeister in den Werk¬ 
stätten, so dass alle voll beschäftigt sind und nicht müssig 
herumstehen. 

Auf seiner Wachttour hat der Wächter bei Tag und 
Nacht seine ganze Aufmerksamkeit auf die Sicherung der 
Uetention und was damit zusammenhängt zu richten. 
Gegenstände im Hofraum, die zu Fluchtversuchen dienen 
oder ermuntern könnten, hat er entweder selbst zu be¬ 
seitigen oder beseitigen zu lassen. Nebenbei hat er auch 
die Hofarbeiter und ihre Tätigkeit zu beaufsichtigen und 
event. deren vorschriftswidriges Verhalten zu rapportieren. 

Begegnet der Wächter auf seinen Touren irgendw^o 
einem Fluchtverdächtigen, so hat er ihn zu arretieren und 
ins Haus zurückzuführen. Widersetzt sich derselbe und 
ist Gefahr vorhanden, so darf der Wächter vom 
Revolver Gebrauch machen, ebenso wenn sich 
der Flüchtling schon der Umfassungsmauer nähert und 
auf den zw’eiten Anruf nicht stille steht. 

Kommt der Wächter in irgend eine Lage, die ihm 
verunmöglicht, sich von der Stelle zu entfernen, so gibt 
er ein Zeichen mit dem Signalhorn, w’orauf die innere 
Wacht sofort auch mit dem Horn antwortet. Geschieht 
solches nicht, so gibt der äussere Wächter einen Schuss 
ab, w'orauf der innere die Hausglocke zieht. Auf dieses 
Zeichen haben alle Angestellten mit möglichster Schnellig¬ 
keit bewaffnet anzutreten und unter Führung des Ober¬ 
aufsehers sich in den Hofraum zu begeben. Von andern 
Ordnungswidrigkeiten, z. B. von Unruhe und Bewegung 
in den Zellen, verdächtigen Lichterscheinungen usw^ gibt 
die äussere Wache der innern zum Nachsehen sofort 
Kenntnis. 

Neben diesen Vorrichtungen hat der äussere Wächter 
auch den Türverschlüssen nach dem Hofe und im Hofe 
seine Aufmerksandveit zu schenken und sich durch regel¬ 
mässiges Abronden davon zu ül)erzeugcn, dass die Türen 
geschlossen sind. 

2. Die Un t(‘rsur-hung der Wohnräuine (Zellen 
oder Säle) hat für die Sicherlndt eine idcht zu unter¬ 
schätzende hohe Bedeutung. (legcjistände, welche zur 
Flucht verhehcn können, Billets, die bezügliche V'erab- 
redungen o<ler ain-h andere interessante und für die Haus- 
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Ordnung orientierende Mitteilungen enthalten, werden hier 
versteckt. 

In unserer Anstalt ist der von der äusseren Wacht 
abtretende Polizeisoldat dazu bestimmt, Zellenuntersuch¬ 
ungen zu machen. Die Zellen der fluchtverdächtigen Ge¬ 
fangenen werden täglich, die übrigen wöchentlich 3 bis 4 
Mal untersucht. Die Untersuchung bezieht sich haupt¬ 
sächlich auf Fenster und ^ Gitter, auf die Türe, auf das 
Bett und seine Einlagen und auf die Nachttopfnische. 
Ueber die Untersuchungen wird eine Kontrolle geführt, 
in welche jeder Untersuchende die Nummern der Zellen 
einzutragen hat, welche von ihm inspiziert wurden. Die 
allfällig gefundenen Gegenstände werden der Oberaufsicht 
abgeliefert. Diese Untersuchungen sind allerdings zeit¬ 
raubend, dabei aber sehr lohnend und verhindern Schmug¬ 
geleien und Fluchtvorbeitungen. Nebenbei beschäftigen 
sie das Personal und verhindern es am Herumstehen und 
Kritikastern. 

3. Der Pförtner der Anstalt ist für den Sicher¬ 
heitsdienst von hoher Bedeutung, namentlich wo er zu¬ 
gleich noch als Chef der äussern Wache zu fungieren hat. 
Er darf nur diejenigen Strafgefangenen das Portal der 
Anstalt pas.sieren lassen, welche dazu vom Anstaltsvor¬ 
steher die Bewilligung haben. Dieses gilt hauptsächlich 
von solchen, welche ausserhalb der Ringmauer mit Ar¬ 
beiten und Verrichtungen beschäftigt werden. Er hat die 
Ein- und Ausgehenden genau zu kontrollieren und dem 
Vorsteher sofort davon Kenntnis zu geben, wenn von den 
Ausgegangenen etwa einer nicht zurückgekehrt ist. 

Auch auf die P’uhrwerke, welche die Anstalt verlassen, 
hat er sein Augenmerk zu richten und nachzusehen, ob 
vielleicht ein Gefangener darin versteckt sei, z. B. in leeren 
Kohlenbennen. Gefangene, welche sich ohne Aufsicht am 
Portale melden, hat er zurückzuweisen. Dem Pförtner 
unserer Anstalt ist cs zur Pflicht gemacht, nachts die 
äussere Wache von Zeit zu Zeit zu kontrollieren und 
visitieren. 

4, Zur richtigen Vollziehung der Freilieitsstrafen ge¬ 
hört offenbar auch die Verliindcrung jeder unnötigen 
K o m in u n i k a t i o n der Gefangenen unter sich und der 
(befangenen mit dem Aufsichtspersonal, welche so häufig 
vorkommt und so viel Verdruss bereitet. Die Neuigkeits- 
krämerci darf in der Strafanstalt nicht geduldet werden. 
Ist sie gänzlich ausgeschlossen, so ist damit auch bezüglich 



des Sicherheitsdienstes viel Gefährliches beseitigt. Die 
Neugierde soll nicht befriedigt werden und daher ist der 
schriftliche und mündliche Verkehr zu unterdrücken, durch 
den oft ganz unbewusst von Seite der Angestellten etwas 
ausgeschwatzt und mitgeteilt wird, das dem Gefangenen, 
der an seine Flucht denkt, zur Orientierung dienen kann. 

Der schriftliche Verkehr der Gefangenen unter sich 
wird im Verborgenen häufig auch dadurch unterstützt, 
dass nach der Kehrordnung je ein Detinierter den andern 
die Nachttöpfe leert und die dabei liegenden Billets an 
ihre Adresse befördert. Diese Liebesdienstleistung hört 
natürlich damit auf, dass jeder Gefangene seinen Nacht¬ 
topf selbst besorgt, was auch mit Rücksicht auf die ästhe¬ 
tischen Gefühle empfohlen werden muss. Wir haben es 
leider aber erlebt, dass ein Polizeiangestellter sich so sehr 
vergessen und erniedrigt hat, dass er selbst den Gefangenen 
ihre Verkehrszettel monatelang hin und her getragen hat. 
Möge jede Anstalt vor solchen Judasdienern bewahrt werden! 

5. Zur Arbeit ausserhalb der Umfassungs¬ 
mauer verwendet unsere Anstalt in der Regel Zwangs¬ 
arbeiter, die nicht mehr als 1 Jahr, sodann korrektionelle 
jüngere Sträflinge, die höchstens 3 Monate und ältere, die 
höciistcns 6 Monate Strafzeit haben; kriminell Bestrafte 
kommen ganz selten und höchstens auf der dritten Deten- 
tionsstufe aus Gesundheitsrücksichten zur äussern Arbeit. 
Kann man einem Aspiranten für Landarbeit nicht volles 
Vertrauen entgegenbringen, so kommt er zur Beobachtung 
zuerst zur Gartenarbeit im Anstaltshof. Einem Aufseher 
der äussern Arbeit werden in der Regel 6, höchstenfalls 8 
Arbeiter zugeteilt. Derselbe ist mit einem verdeckt ge¬ 
tragenen Revolver bewaffnet. 

0. Aber alle diese Massnahmen und Vorschriften sind 
nichts, wenn sic nicht gewissenhaft befolgt werden und 
wenn die mitige Kontrolle fehlt. Was man mit eigenen 
Augen gesehen und mit eigenen Ohren gehört hat, das 
kann man glauben ; denn dass dasjenige, was vorgeschrieben, 
geboten und verboten ist, deshalb schon befolgt werde, 
weil es Gesetz ist, daran wird niemand glaul)en, am aller¬ 
wenigsten ein erfahrener .Strafanstaltsdirektor. „Des Herren 
Fuss düngt den Acker wohl.“ 

Nelken dicsei' gewissenhaften Aufsichtsaiisübung und 
Kontrolh; muss der A ns tal ts vors t e h er für seine Unter¬ 
gebenen sodann als Muster der P f 1 i c li t e r f ü 11 u n g da¬ 
stehen. Kr muss seinem Personal zeigen, mit welcher Aus- 
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cUiuer und Beharrlichkeit, mit welchem Interesse für das 
Gedeihen der Anstalt man auf seinem Posten zu stehen 
hat. „Wie der Herr, so der Knecht.“ 

Was sodann die Handhabung des Sicherheitsdienstes 
insbesondere betrifft, so muss er es mit der Aufrechterhal¬ 
tung der aus den Erfahrungen herausgewachsenen Vor¬ 
schriften und Anordnungen genau nehmen und an dem 
Erprobten und Bewährten trotz Beschwerden und Einwänden 
festhalten und nur dann eine bezügliche Abänderung ge¬ 
statten, wenn die Verhältnisse sich verändert haben und 
daher eine Abänderung der Vorschriften notwendig machen. 

Endlich muss der Vorsteher (Direktor oder Ver¬ 
walter), um zweckmässig verfügen zu können, sawohl das 
Personal der Angestellten, .als auch der Gefangenen prüten 
und kennen lernen. Dabei darf er aber nicht leichtgläubig 
und optimistisch verfahren, sondern es führt zu einem 
bessern Ziele, wenn man, so lange man die Personen nicht 
genau kennt, jede Vorsicht anwendet, die sich jedoch 
nie ohne Grund zum Misstrauen steigern soll: 
denn das vorgefasste Misstrauen gegen eine Person verletzt 
und stosst ab. 

Vorsichtig sei man gegenüber solchen Gefangenen, 
welchen das Entweichen schon einmal gelungen ist und 
gegen solche, welche durch ihr fortgesetztes Anhalten und 
Bitten sich gewisse Detentionserleichterungen oder Arbeit 
im Freien gleichsam erzwingen wollen und dabei die besten 
Versprechungen machen. „Trau, schau, wem!“ 

Ich bin zu Ende. Es Hesse sich das behandelte Thema 
natürlich noch weiter ausspinnen; allein in Anbetracht der 
beschränkten Zeit musste ich Maas halten und konnte nur 
die Hauptpunkte berühren, ja einige derselben ohne weitere 
Ausführung bloss streifen. Was ich als zweckmässig em- 
pfohlen habe, beruht indessen auf einer 35jährigen Er¬ 
fahrung und hat sich bewährt. 

Wollen Sie meinen Ausführungen eine wohlwollende 
Beurteilung angedeihen lassen! 
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Die Arbeitsanstalt im Vorentwurf zu einem schweizerischen 

Strafgesetzbuch.*) 

Von .Josef Viktor Hürbin, Direktor der Strafanstalt Lenzburg. 


In Art. 28 des Vorentwurfes zu einem schweizerischen 
Strafgesetzbuch werden die Grundsätze angegeben, nach 
welchen Zuchthausstrafe und Gefängnisstrafe vollzogen 
werden sollen. Wie aber die Arbeitsanstalt, welcher 
in Art. 61 gerufen wird, organisiert und wie die Arbeits¬ 
hau ss träfe vollzogen werden soll, darüber spricht sieh 
der Vorentwurf nicht näher aus, 

Arbeitsanstalten gibt es zurzeit in der Schweiz mehr 
als anderthalb Dutzend. Sie wurden von den Kantonen 
errichtet und werden von ihnen unterhalten. Die einen 
sind für sich selbständig, wie z. B. Kalchrain (Thurgau), 
Uitikon (Zürich), Sedel (Luzern), Payerne (Waadt), und 
beruhen haupt.sächlich auf Landwirtschaftsbetrieb, 
andere sind mit den kaiitonalen Sti'aläiistalten verbunden, 
wie in den Kantonen Aargau und Baselland, und beschäftigen 
ihre Detinierten in gewerblicher Weise wie die vStraf- 
gefangenen, m\'is um so leichter geht, da si(‘h unter jenen 
eine beträchtliche Anzahl Handwerker befindet. Die An- 
sraltsnamen wechseln: der eine Kanton nennt die Arbeits¬ 
anstalt „Arbeitshaus“, der andere „Zwangsarl)eitsanstalt“ 
und der dritte »Arbeitei'kolonie'^. 

Die.se Anstalten b(‘herbergen g(“sunde, aber arbeits¬ 
scheue Personen IxMclerlci Geschlechtes im zurechnungs¬ 
fälligen Alter, welche sich dem i\Iüssiggange und der Land¬ 
streicherei odereinem ungeordneten, leichtsinnigen, vielleicht 
auch unsittlichen Lclienswandcl ei’geben haben, ebenso 
Personen, welche gewolmlieiismässig dem Trünke frönen, 
ilire Lltcnipriicht d.ilxM vernachlässigen und die Fürsorge 
für ihre Familie iliren Anverwandten oder der llcimat- 
gemeitide ülicrlassen. Man muss v(‘rmuten, dass dm* Art. 31 
auch Personen dieser Art im Auge haljo. Fs sind alles 

*) Aus dt’r sfliwci/.criscluMi Zoitsfhril’t für Str.ifrcuäit, XX. Jahr- 
g.aiig .S. g.j() ff. mir Zustiimiinitg üiu’ läMlaktion ütxMiioimncM. 

iG.ittcr für (iskiin-lc. XMI 


.‘3 



— 618 


Menschen, welche durch ihr Verhalten ihre Umgebung be¬ 
lästigen; allein sie sind dafür nicht alle in gleicher Weise 
verantwortlich: die einen sind von Geburt aus geistig und 
körperlich schwach, die andern wurden in ihrer Erziehung 
vernachlässigt, wieder andern fehlt die sittliche Kraft und 
Selbständigkeit, sie müssen geleitet und geführt werden. 
Die nötige Intelligenz zum Rechttun wäre bei vielen zwar 
vorhanden, ja sie fassen auch von Zeit zu Zeit die besten 
Vorsätze; allein ihr Wille gibt bei der leisesten Versuchung 
wieder nach und bringt sie zu Falle. Der Moralprediger 
kann diese Verschiedenheit nicht begreifen. Er meint, alle 
Menschen sollten nur gute Eigenschaften haben, vergisst 
dabei aber, dass der Mensch ein Natur wesen ist und dass 
die Natur neben dem Guten und Schönen auch viel Mangel¬ 
haftes und Missgestaltetes hervorbringt. 

Wie muss nun aber die Arbeitsanstalt 
eingerichtet und beschaffen sein, welche 
alle diese verschiedenartigen Individuen 
unter einen Hut bringen soll, und welches 
ist ihr Endziel? 

Professor C. Stooss^), der unermüdlich und er¬ 
folgreich tätige Verfasser des Vorentwurfes zu einem 
schweizerischen Strafgesetzbuch, antwortet auf die letzte 
Frage also: „Die Insassen der Arbeitsanstalt sollen nicht 
nur für ein bis drei Jahre unschädlich gemacht, sondern 
durch Erziehung zur Arbeit gebessert werden. Die Anstalt 
soll nicht nur eine Zwangsarbeitsanstalt sein, sondern eine 
Erziehungsanstalt. Es soll den Eingewiesenen der 
Wert der Arbeit klar gemacht und die Lust zur Arbeit in 
ihnen wachgerufen werden.“ Das ist gut gedacht und 
schön ausgedrückt, aber alle Theorie ist grau. Mit solch 
verkoinraeneni ^Material zu arbeiten, ist überhaupt mühsam 
und schwer, dabei aber noch solche Ziele zu erreichen, 
das ist eine wahre Kunst, die nicht jeder Anstaltsvorsteher 
fertig bringt, auch wenn er gerade aus dem Himmel ge- 
konunen wäre. Aus einem Eselsfüllen kann man mit allem 
Fleisse kein \Vagenross, geschweige denn ein Paradepferd 
nia( heu. Wir stiminen daher mit Herrn Stooss darin voll¬ 
ständig überein, wenn er aus der projektierten Arbeits¬ 
anstalt zAvei machen will: eine Arbeitserziehungs¬ 
anstalt für jüngere, tüchtigere und noch nicht gründlich 
verdorbene Personen, und eine Zwangsarbeitsanstalt, 

(';irl Stooss, „Siclienule Massnuliincii", Schweiz. Zeitschrift 
für Sirat'reclit, .W ill. .lahr^aiig, S. 17 s ff. 
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resp. ein Versorgungshaus für solche, die man in der Ge¬ 
sellschaft nicht brauchen kann, die aber noch kein eigent¬ 
liches Verbrechen begangen haben, weil sie, möchten wir 
beifügen, dazu zu faul sind. 

Es entsteht nun aber die Frage: Wer soll und wird 
alle diese vielerlei Anstalten errichten und unterhalten? 
Die Kantone, namentlich die kleineren, sind dafür zu schwach, 
und der Bund, der nach Art. 64'’** der Bundesverfassung 
befugt wäre, den Kantonen zur Errichtung von Straf-, 
Arbeits- und Besserungsanstalten Beiträge zu gewähren, 
hält damit zurück, und die Kantone sind diesmal so be¬ 
scheiden, dass es noch keiner gewagt hat, den Bund um 
eine bezügliche Subvention anzugehen. Es zeigt sich also 
auch hier wieder, wie wünschenswert es wäre, dass der 
Bund nicht nur die Strafgesetzgebung, sondern auch den 
für die Kantone so kostenschweren und daher drückenden 
Strafvollzug in seine starke Hand nehme. Erst da¬ 
durch kämen wir in der Schweiz zu einem rationellen 
Strafvollzüge. Die Rechtsprechung, auf welche die Kantone 
versessen sind, weil sie zu ihren Hoheitsrechten gehört, 
könnte ihnen ja immerhin überlassen bleiben. 

ln Hinblick auf diese Verhältnisse wiederhole ich 
daher auch hier wieder, was ich schon früher gesagt habe: 
.,Ein schweizerisches Strafgesetz ohne einheit¬ 
lichen Strafvollzug durch den Bund ist ein 
Haus ohne Dach.“ 

Gehen wir nach dieser Digression nun zur Lösung 
und Beantwortung des ersten Teiles der oben gestellten 
Frage über und setzen wir, weil sie höchst zweckmässig 
und wünschbar ist, die Doppelspurigkeit der Arbeitsanstalt, 
einerseits als Arbeitserziehungsanstalt, anderseits 
als Zwangsarbeitsanstalt yjix fSoy/jr, oder nach 
Professor Riggenbacli sei. als „Arbeitskloster“ voraus. 

I. Allgemeine liesfiiniimiigen für beide Aiistallen. 

1. Sicherheitsdienst. AVenn in der Arbeits¬ 
anstalt auch keine Verbrechen zu bestrafen sind, so ist 
sie docdi nach beiden soelxui bezeiclineten Kicditungen eine 
De t e n t i 0 n s a n s t a 11 und muss als solche einen Sicher¬ 
heitsdienst hal)en. Die Arlicitsanstalt soll eine sichernde 
Massnahme, in erster Linie eine Veiwahrungsanstalt sein 
und ilii'e Insassen so versorgen und bewahren, dass nie¬ 
mand von ihnen belästigt wird. Entweichungen müssen 
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verhindert werden, sonst wird die Anstalt zur Illusion. 
Sie muss also bezüglich des Sicherheitsdienstes fundamental 
wie jede andere Detentioiisanstalt eingerichtet sein; denn 
die meisten ihrer Bewohner sind ans Wandern, ans Vagieren 
gewöhnt. Zur Ruhezeit — während der Nacht und an 
Sonn- und Feiertagen — sind die Detinierten daher in gut 
verschliessbaren Räumlichkeiten, wenn immer möglich in 
Einzelzellen unterzubringen. In diesem letztem Punkte 
stimmen alle Vorsteher solcher Anstalten überein. Um¬ 
fassungsmauern sind wünschenswert, jedoch nicht absolut 
notwendig, da man es nicht mit Ausbrechern zu tun hat. 
Bei der Arbeit in und ausser dem Hause sind die Detinierten 
fortwährend zu überwachen, einerseits zur Verhütung von 
Entweichungen (Davonschleichen), anderseits zur Ver¬ 
meidung von Unfug. Einzelnen Detinierten, die man genau 
kennt und zu denen man Vertrauen haben kann, darf 
man auch ohne besondere Aufsicht Vorrichtungen über¬ 
tragen. 

2. Das Aufsichtspersonal jeder Detentions- 
anstalt trägt zum Gedeihen und zur Zweckerfüllung der¬ 
selben ausserordentlich viel bei. Es darf daher kein zufällig 
hergelaufenes, sondern muss ein sorgfältig ausgewähltes, 
liinlänglich gebildetes und befähigtes sein. Die Angestellten 
einer Arbeitsanstalt müssen insbesondere in ihrem Fleisse 
und in ihrer Tätigkeit für ihre Untergebenen vorbildli(“h 
sein. Ein solches in allen Teilen zuverlässiges, saeh- 
entsprechendes und charaktertüchtiges Personal muss aber 
auch entsprechend bezahlt werden. 

3. Die Handhabung einer guten Ordnung und 
Disziplin ist in einer Detentioiisanstalt ganz unerlässlich, 
denn ohne eine solche kann der Vollzug der Freiheits¬ 
entziehung ein rein illusorischer werden. Was nützt es, 
Freiheitsentziehung zu verhängen, wenn der Verurteilte, 
den man zur Besserung führen soll, volle Freiheit der Rede 
und Handlung geniesst und sich ausgelassen, boshaft und 
frech betragen darfV Damit soll jedoch nicht gesagt sein, 
dass die Gefängnisdisziplin mit Rigorosität gehandhabt 
werden soll. Es genügt der rechte Ernst und dazu eine 
fleissige Kontrolle der Detinierten, aber auch des Auf¬ 
sichtspersonals. Man sagt vom Militär, dass es gut sei. 
wenn die Führung ihre Pflicht erfülle. So ist es auch hier. 
Die Detinierten und ihr Verhalten richten sich in der Regel 
nach der Aufsicht und ihrer Haltung. Anstalten, in denen 
Ordnung und Disziplin zu wünschen übrig lassen, eignen 
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sich daher nicht dafür, Freiheitsstrafen in richtiger und 
zweckentsprechender Weise zu vollziehen. 

4. Der Ernährung derjenigen Personen, denen die 
Freiheit entzogen ist, die sich also keine Nahrung selbst 
verschaffen können, sondern auf das angewiesen sind, was 
man ihnen zuträgt, muss alle Aufmerksamkeit zugewendet 
werden; denn da Detentionsanstalten immer besondere, 
schlimme Einwirkungen auf Seele und Leib mit sich bringen, 
muss darauf gesehen werden, dass der Körper auf dem 
stofflichen Zustande erhalten bleibt, der nötig ist, um die 
von ihm geforderten Leistungen bewältigen zu können. 
Die Nahrung muss einfach und wohlfeil, aber nach Quantität 
und Qualität hinreichend sein. Für das gleiche oder billigeres 
(leid, das man oft ohne Sachkenntnis für minderwertige 
Ware ausgibt, lassen sich ganz vortreffliche Nährstoffe 
ankaufen, wir erinnern nur an Magermilch und Magerkäse. 
Bei dem Umstande, dass ein sehr grosser Teil der Zwangs¬ 
arbeiter ein Opfer der Trunksucht geworden ist, muss 
darauf gehalten werden, dass die nötigen Erfrischungen 
bei der Arbeit aus alkoholfreien Getränken, z. B. Milch 
oder Milchkaffee, bestehen. 

5. Die Bekleidung sei eine gesundheitsscluitzende, 
starke, höchst einfache, aber uniforme. Es würde den 
Aufsichtsdienst ungemein erschweren, wenn jeder Detinierte 
seine besondern Privatkleidcr tragen würde, abgesehen 
davon, dass sich die uniforme Bekleidung der xVnstalts- 
hewohner dem Auge besser präsentiert als eine bezügliche 
Buntscheckigkeit, 

6. Die Arbeitsanstalten müssen vom Staate sub¬ 
ventioniert oder ganz erhalten werden. Zurzeit gibt 
cs in der Schweiz keine Arbeitsanstalt, welche sich aus 
eigenen Mitteln erhalten könnte: denn selbst da, wo das 
zur Verfügung stehende Areal, wie in Kalchrain, über 600 
.lucharten beträgt, muss der Staat noch bedeutende jähr¬ 
liche Zus(‘hüssc machen. Dazu kommt für d(‘n einzelnen 
ein Kostgeld, das er sell)st bezahlen muss oder das im 
Aiinutsfalle seiner 1 leimatgemeindc zur Last fällt. Ohne 
diese F.ntschädigungen würden die Arbeitsanstalten über¬ 
völkert weiden und ganz in die Keihe den* Armenhäuser 
treten. 

7. Uelier die F. i n w ei s ii n g s b e h ö r d e, Detentions- 
zeit, b e d i n g t e F n 11 a s s u n g und ihre B e d i n g u n g e n , 
sowii* ütx'r die Absonderung der (Geschlechter und der 
.lugendlichen spi-icht sich tler Strafgesetz-Fntwurf in Art. 31, 
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32 und 33 selbst aus, weshalb es nicht nötig ist, hier näher 
darauf einzutreten; dagegen muss noch beigefügt werden, 
dass jede Person, welche man in die Arbeitsanstalt ver¬ 
setzen will, vor der Verurteilung auf ihren körperlichen 
und geistigen Gesundheitszustand untersucht, eventuell 
beobachtet werden sollte, denn da kommen, wie die Er¬ 
fahrung zeigt, oft ganz gewaltige Abnormitäten vor. — 
So viel im allgemeinen. 

n. Die Arbeitserziehungsanstalt. 

1. Die Arbeitserziehungsanstalt ist für jüngere, arbeits¬ 
tüchtige und noch weniger verdorbene Personen bestimmt, 
welche für Handfertigkeit und Erlernung derselben das 
nötige Geschick haben. Sie beruht also hauptsächlich auf 
Handwerksbetrieb, und zwar um so mehr und not¬ 
wendiger, als ab und zu auch eine ziemlich grosse Anzahl 
Handwerker, welche ihre Pflicht als Familienväter teilweise 
oder ganz vergessen haben und vernachlässigen, in dieselbe 
eingewiesen werden muss. In der Arbeitsanstalt herrscht 
Abstinenz; hier werden sie wieder nüchtern und arbeitsam. 
Zwar erheben die freien Handwerker ein grosses Geschrei 
dagegen, dass in den. Straf- und Detentionshäusern von 
Staats wegen Handwerke betrieben und Konkurrenz gemacht 
werde. Diese Klagen sind nicht berechtigt. Wenn die 
Anstaltsbewohner in der Freiheit lebten und dort auch ein 
Handwerk betrieben, wer Avollte es ihnen verwehren? Die 
Konkurrenz in der Arbeit wird also dadurch nicht vermehrt, 
dass die Detinierten auch in der Anstalt und für die Anstalt 
arbeiten. 

2. Nach unsern Wahrnehmungen ist der Mangel an 
Arbeitskenntnis, Arbeitsgenauigkeit und Arbeitsförtigkeit 
oder mit anderen Worten die gewerbliche Pfuscherei 
sehr oft die Ursache des Mangels an Arbeitsverdienst und 
Arbeitslust und dadurch indirekt auch die Ursache einer 
schwierigen T.,ebenslage, der Dürftigkeit und Not und endlich 
auch des Verbrechens. Für solche Leute ist es alsdann 
ein Glück, wenn sie in der Arbeitsanstalt eine neue, 
exak tere Lernzeit durchzumachen im Stande sind, um 
später ihr Brot besser verdienen zu können. Es ist daher 
angezeigt, dass die Arbeitserziehungsanstalt bei ihren Lehr¬ 
lingen auf e.xakte Arbeit und grosse Fertigkeit hält. 

3. Ein nicht zu unterschätzender Stimulus zur Arbeit 
liegt im Verdien st an teil. Der gefangene Arbeiter hat 
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zwar kein Recht, für seine Arbeitsleistungen einen be¬ 
stimmten Lohn zu verlangen. Er arbeitet für denjenigen, 
der ihm Nahrung und Obdach gibt, und der so vieles auf¬ 
wendet, um ihn für bessere Verhältnisse zu erziehen. Wenn 
man ihn am Arbeitsverdienst aber teilnehmen lässt, so ist 
er dafür schon dadurch dankbar, dass er einen grossem 
Fleiss und eine grössere Aufmerksamkeit an den Tag legt. 
Der Verdienstanteil hat sodann den bestimmten Zweck, 
dem Gefangenen nach seiner Entlassung sein Fortkommen 
zu erleichtern, die nötigen Kleider, Werkzeuge, Bücher 
und andere Hülfsmittel anschaffen und seine Familien¬ 
angehörigen unterstützen zu können. 

4. Die Arbeitserziehungsanstalt hat aber nicht bloss 
die körperliche Erziehung und Ausbildung ins Auge zu 
fassen, sondern sie muss ihren Lehrling auch durch geistige 
Ausbildung zu fördern suchen. Das geschieht durch Schul¬ 
unterricht wenigstens auf der Primarschulstufe, in Ver¬ 
bindung mit dem heutzutage so geschätzten und schätzens¬ 
werten Zeichenunterricht für die einzelnen Gewerbe und 
Handwerke nach ihrem Bedürfnis. Für den Schreiner, 
Küfer, Schlosser, Schneider, Korbflechter, ja für jeden 
Handwerker ist das Zeichnen von grösstem Vorteil: 

III. Die Zwaiigsarbeitsanstalt. 

1. Die Zwangsarbeitsanstalt im eigentlichen Sinne des 
Wortes soll alle jene Personen, männliche und weibliche, 
beherbergen, welche für die Arbeitsanstalt bestimmt sind, 
aber wegen ihrer mangelhaften Kigenschaften nicht in die 
Arbeitserziehungsanstait aufgenommen werden können. Dem 
Staate steht ohne Zweifel das Recht zu, solche sichernde 
Anstalten zu errichten und diejenigen Personen darin unter¬ 
zubringen, welche die bürgerliche Gesellschaft belästigen, 
deren Sicherheit gefährden und die Grundsätze für ein 
sittlich itimrdnetes Leben verletzen. Allerdings wurden 
und werden g(‘gen diese Einrichtung allenthalben Bed(*nken 
<‘rhoben, allein das Pro ülxu'wicgt hi(‘r weitaus das Kontra. 
Fast alle Kulturlämh'r hal)en, von der Notwendigkeit ge¬ 
zwungen, zu solchen Zwangs- oder Arl)cirsanstalten Zuflucht 
genommen, deren Organisation und innere Einrichtung mit 
derjenigen der Anstalten für Verwahrung vielfach rück¬ 
fälliger Verbrecher, denen der Vorentwurf zu einem 
.schweizerischen Strafgesetzbuch ebenfalls ruft, grundsätzlich 
so ziemlich zusamnuMifällt. Der Z w e c k solcher Anstalten 



besteht hauptsächlich darin, diese Individuen zu einer 
geordneten Tätigkeit anzuhalten und zu erziehen, sie sittlich 
zu heben und zu bessern, ihren Willen zu stärken und das 
Publikum vor ihrer Belästigung zu schützen. Diesem Zwecke 
entsprechend, müssen sie natürlich auch organisiert, ein¬ 
gerichtet und geleitet werden. 

2. Während die Arbeitserziehungsanstalt in der Haupt¬ 
sache auf Handwerksbetrieb beruht, muss die Zwangs¬ 
arbeitsanstalt ihre Detinierten vorherrschend mit land¬ 
wirtschaftlichen Arbeiten beschäftigen, und nur 
bei ungünstiger Witterung und in Zeiten, wo der Land¬ 
wirtschaftsbetrieb mehr oder weniger stillesteht, für ander¬ 
weitige Arbeit aufkommen. Zu landwirtschaftlichen Ar¬ 
beiten können nach Massgabe ihrer Fähigkeiten alle 
gesunden Personen verwendet werden; als Ersatzarbeiten 
sollen für ungeschickte Leute natürlich nur ganz einfache 
Handarbeiten gewählt werden. Aber arbeiten müssen alle, 
das liegt schon im Worte „Zwangsarbeit“ ausgedrückt. 
Für eine Zwangsarbeitsanstalt wird sich nach dem Gesagten 
vor allem landwirtschaftlicher Grossbetrieb eignen. Je 
mehr Areal, desto besser. 

3. Es wird verlangt, dass die Zwangsarbeiter auch 
sittlich gehoben und ihr Wille gestärkt werde. 
Das ist ein Postulat, dessen Erreichung im allgemeinen 
ins Reich der frommen Wünsche gehört, nichtsdestoweniger 
müssen bezügliche Versuche und Anstrengungen gemacht 
werden. Es mag solches durch energische Handhabung 
der Disziplin angestrebt werden, doch kann es sich dabei 
ereignen, dass allzu grosse Strenge gerade das Gegenteil 
von dem hervorruft, was man bezwecken will: Halsstarrig¬ 
keit, Verbissenheit und Rachsucht, Mehr ist darin zu er¬ 
hoffen durch Freitätigkeit, welche man durch Tröstung, 
h>elehnmg und Teilnahme nach und nach hervwrufen kann. 
Da richtet der Geistliche mehr aus als der Laie. Der 
Rechtsstaat wird sich als solcher um diese Dinge, die mehr 
religiöser Natur sind, zwar wenig bekümmern, dagegen 
hat der Staat als Kulturträger ein Interesse daran, dass 
der gerallene Bürger nicht bloss äusserlich durch Zwang, 
sondern auch innerlich wieder aufgerichtet und auf be.ssere 
^Vege gelührt wird. Ein aufrichtig teilnehmendes Herz, 
ein belehrendes, menscäienfn'undliches Wort, ein guter Rat, 
namentlich mit Rücksicht auf ungeordnete Familienverhält¬ 
nisse, werden nirgends höher geschätzt und dankbarer 
aufgenonnneu als in einer Gefängniszelle. 
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4. Viele glauben, eine solche Anstalt, welche haupt¬ 
sächlich nur als eine sichernde Massnahme in die Welt 
gesetzt werde, brauche nicht so ängstlich organisiert und 
eingerichtet zu werden, gemeinschaftliche Schlafsäle seien 
billiger und die Absonderung nicht so notwendig. Wer in 
solchen Dingen seine Erfahrungen gemacht hat, der wird 
sagen: Nur keine gemeinschaftlichen Schlaf- 
und Unterhaltungssäle in Detentionsanstalten! 
Das sind die Brutstätten für Lasterhaftigkeit und Kornplott. 
Also weg damit! Zur Ruhezeit sollen die Definierten, 
jeder für sich, in Einzelzellen versorgt werden. Erträgt 
ein Individuum diese Absonderung nicht, so wird der 
Anstaltsarzt schon das Zweckmässige verfügen. 

5. Nicht um dem Definierten für seine Arbeitsleistungen 
ein Aequivalent, eine Belohnung zu bieten, sondern nur, 
uni ihn zu mehr Fleiss anzuspornen, möchte ich die Ge¬ 
währung eines kleinen Verdienstanteils für die 
Zwangsarbeiter vorschlagen. Man gibt ihnen „ungesorgtes“ 
Brot, Kleidung und Wohnung; allein man erhält von ihnen 
wenig zurück; ihre Leistungen sind im allgemeinen klein 
und reichen bei weitem nicht hin, um sie daraus erhalten 
und verpflegen zu können. Die Verwandten, Gemeinden 
und der Staat müssen zusteuern und dafür bedeutende 
Opfer bringen; also haben die Zwangsarbeiter auch kein 
Recht, einen Verdienstanteil zu beanspruchen. Wenn sie 
sich aber sichtlich anstrengen, etwas zu verdienen, und 
sich so an dauernde Arbeit gewöhnen, dürfte man ihnen, 
wenn ihr Arbeitsv’erdienst eine zu bestimmende Höhe er¬ 
reicht hat, davon zur Aufmmirerung, aber unter Vorsorge 
gegen allfälligc missbräuchliche V’erwendung, etwas gut¬ 
schreiben. 

0. Die Dauer der Dctentionszeit wird im Vorentwurf 
für die Arbeitsanstalt auf ein bis drei .Jahre bestimmt. 
Für die A r b e i t s e r z i e h ti n g s a n s t a 11 mag dieses 
Mass angehen, obsclion i(‘li dafür wenigstens zwei bis drei 
.lahre ansetzen nnichte: denn eine l.ernzeit von einem 
.lahr ist für ein Handwerk absolut zu kurz, namentlich 
W(‘nn die ^biglichkeit gegeben ist, den Lehrling mit zwei 
Drirteileii der Strafzeit freilassen zu k«tnnen. Für die Be¬ 
wohner der Z w a n g s a r b e i t s a n s t a 11, die in der 
Kegel schon rücklallig sind und (dnen ausgesprocheiicn 
Hang zu Müssiggaiig und X'agantilät haben, sollte die 
D(‘tentionszeit wenigstens das Doj) polte, also drei 
bis sechs .lahre betragen. „Herr Direktor, wo soll ich 
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hin, was soll ich anfangen? Wollen Sie mich nicht be¬ 
halten?“ so fragte mich ein Zwangsarbeiter, den ich wegen 
Ablaufs der Strafzeit entlassen musste und nicht länger 
behalten durfte. Ein anderer, nunmehr 60 Jahre alter 
Mann, von Beruf Steinhauer und Schreiner, begab sich, 
als ihm niemand mehr Arbeit geben wollte, zum Gemeinde¬ 
rat und bat ihn um Versorgung in der Zwangsarbeitsanstalt. 
Er wurde erhört und auf drei Jahre verurteilt. Es wäre 
für ihn besser gewesen, man hätte ihn gerade zu zehn 
Jahren verurteilen können; denn er wird nun bald ent¬ 
lassen und kann dann, weil über 60 Jahre alt, im Kanton 
Aargau nicht mehr zu Zwangsarbeit verurteilt werden. 

Schluss. Es ist in vielen Fällen Gnadenbrot, 
das in der Zwangsarbeitsanstalt in wohl geordneter Weise 
gespendet wird, und nicht etwa Hungerkost, gereicht in 
hartherziger Knechtschaft! 


Nordamerikanischer und Deutscher Strafnillzug.*) 

Von E. V. Sichart, Sti-afanstaltsdirektor a. D. in Ludwigsburg i. W. 


In einer Zeit, zu der, wie in der Gegenwart, mit an¬ 
erkennenswertem Eifer und mit grosser Umsicht die Vor¬ 
bereitungen zu dem grossartigen Werke einer Reform des 
gesamten Strafrechts getroffen werden, dürfen wir ein vor 
kurzem erschienenes Buch, betitelt „Das moderne ameri¬ 
kanische Besserungssystem“, verfasst von Dr. Paul 
Ilerr,^) Rechtsanwalt am Oberlandesgericht Hamm, in 
besonders hohem Masse willkommen heissen. 

Das Werk enthält, wie sein Titelblatt verkündet, 
„eine Darstellung des Systems zur Besserung jugendlicher 
Vei-brecher in Strafrecht, Strafprozess und Strafvollzug in 

Der Mouatszeit>clu’ift für Krimivialpsychologie und Strafrechts¬ 
reform von Prof. Dr. Aseliaffenburg, 4. Jahrgang 8. Heft, Winters 
\ erlag in Heidelberg, entnommen. 

b Verlag von W. Kohlliammer in Stuttgart. 
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den Vereinigten Staaten von Amerika“ und beabsichtigt 
zugleich, einen Beitrag zur Reform der Deutschen Straf¬ 
gesetzgebung zu liefern. 

Die Frage, wie weit dieses löbliche Streben dem Ver¬ 
fasser gelungen ist, ob und in welchem Masse insbesondere 
der von ihm geschilderte Vollzug der Freiheitsstrafe in 
der amerikanischen Staaten-Union der Deutschen Straf¬ 
gesetzgebung als Muster und Vorbild empfohlen zu werden 
verdient, soll das Hauptthema der gegenwärtigen Ab¬ 
handlung bilden. 

Die Schrift Herrs veröffentlicht die Ergebnisse einer 
im Jahre 1903 auf Veranlassung des Kriminalistischen 
Semintirs der Universität Berlin nach den Vereinigten 
Staaten Nordamerikas unternommenen Studienreise, auf 
welche der Verfasser eine Arbeitszeit von 7 Monaten ver¬ 
wendet hat. 

Als den Lesern seines Buches bekannt, durfte Herr 
die Tatsache voraussetzen, dass die Einzelstaaten der 
nnierikanischen Union ihr Sonderstrafrecht und ihren 
Sonderstrafvollzug haben. Was die dem letzteren dienen¬ 
den Anstalten anbelangt, so stiminen die Einzelstaaten iin 
allgemeinen in folgenden Punkten überein: 

Zur Abbüssung von Strafen, die wegen schwerer 
Delikte zuerkannt und von längerer Dauer sind, dienen 
die sog. State prison. Diese Staatsgefängnisse nehmen 
solche Leute auf, wie sie bei uns in den Zuchthäusern 
untergebracht sind. Daneben finden sich in ihnen auch 
Delinquenten, wie sie unsere (Tefängnisse bevölkern, jedoch 
mit Ausnahme der zu kurzen Freiheitsstrafen verurteilten. 
I.eilte mit Strafen von einem Jahre und darunter sind 
regelmässig ausueschlossen. Für Verbüssung kurzer Strafen 
sind die County jails bestimmt, \^eiche, wie bei uns, 
auch als Untersuchungsgefängnisse dienen, oder auch die 
sog. houses of industry oder houses of correction, 
tlie mit den deutschen Arbeitshäusern sich vergleichen 
lassen, insofern si(? vorzugsweise neben Diebe usw. Bettler, 
Vagabunden, Trunkenbolde (Herr S. 16 u. Ib) aufnelimen. 
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Jugendliche Verbrecher im -Alter von mindestens 
15—16 und von höchstens 21 bis 30 Jahren, welche dem 
Richter als besserungsfähig erscheinen, werden den 
Besserungsanstalten (Reformatories) überwiesen 
(Herr S. 5). Die Delikte, welche in diesen Anstalten ver- 
büsst werden, sind Verbrechen und Vergehen, ja sogar 
einzelne Arten von Uebertretungen im Sinne des Deutschen 
Reichsstrafgesetzbuches. Ausgeschlossen von der Auf¬ 
nahme in die Besserungsanstalten sind mit Gefängnis Vor¬ 
bestrafte, und in einzelnen Staaten wegen Mords und 
wegen Verrats Verurteilte. 

Vergleichen wir nun mit dem Strafvollzüge in der 
Nordamerikanischen Republik die Gefängniszustände, wie 
sie sich in Deutschland seit Einführung des Reichsstraf¬ 
gesetzbuches (1871) ausgebildet haben. 

Dasselbe hält an der Dreiteilung strafbarer Hand¬ 
lungen fest und bestimmt für deren verschiedene Arten, 
Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen, ebenso viele 
Arten von Freiheitsstrafen, nämlich Zuchthaus, Gefängnis 
und Haft, die sich untereinander vorzugsweise in ihrer 
Längstdaucr und durch den mit ihnen verbundenen Arbeits¬ 
zwang unterscheiden. 

An jugendlichen Personen, welche zurzeit der Ver¬ 
brechensverübung das 12., aber nicht das 18. Lebensjahr 
vollendet hatten, sollen die ihnen zuerkannten Freiheits¬ 
strafen in besonderen Anstalten oder Räumen vollzogen 
werden. 

Nach den vom Bundesrat unterm 6. November 1897 
erlassenen Grundsätzen, welche bei dem Vollzüge ge¬ 
richtlich erkannter PJ'eiheitsstrafen bis zu weiterer ge¬ 
meinsamer Regelung zur AuAvendung kommen, werden die 
Strat'gerangeneii nach Möglichkeit getrennt von Gefangenen 
amhn'cr Art untergeln-aeht, ferner werden die Anstalten 
für Zuclithaussträflinge in besonderen Gebäuden einge¬ 
richtet, od('r <Iie für sic bestimmten Räume von den 
gleichen Räumen für Gefangene anderer Art vollständig 



— 629 — 


getrennt, und jeder Verkehr der Züchtlinge mit Gefangenen 
anderer Art verhütet. 

Danach weist eine Vergleichung von nordamerika¬ 
nischer und deutscher Strafvollstreckung in den Haupt¬ 
zügen viel mehr Gemeinsames als Trennendes auf. Der 
Ilauptunterschied zwischen beiden besteht darin, dass die 
beiden Hauptarten der Freiheitsstrafe (State prisons und 
Reformatories auf der einen und Zuchthaus und Gefängnis 
auf der anderen Seite) nach ganz verschiedenen Gesichts¬ 
punkten auseinander gehalten werden. In Amerika ist 
in dieser Hinsicht die Verbesserlichkeit der Verurteilten, 
in Deutschland die Schwere des verübten Verbrechens 
massgebend. Reformatory und State prison sind der Art 
und der Bestimmung nach, Gefängnis und Zuchthaus dem 
Grade nach voneinander verschieden. Refoi^matory und 
State prison sind Gegensätze, während das deutsche Ge¬ 
fängnis und Zuchthaus sich zum Verwechseln gleichen. 

Der Grimd solcher Verschiedenheit im Strafvollzug 
ist in der Verschiedeidieit der Grundanschauungen der 
beiden Nationen über Wesen und Zweck der Strafe zu 
suchen. 

Auf dem im Oktober 1870 in Cincinnati abgehaltenen 
ersten allgemeinen Gefängniskongressc, der den jMarkstein 
in der amerikanischen Gefängnisreformbewegung bildet, 
wurden u. a. folgende II a u p t g r u n d s ä t z e für ein 
modernes H e s s e r u n a: s s v s t c m aufgestellt: 

„Strafe ist ein dem Verbrecher für seine strafbare 
Handlung in der ausdrücklichen Absicht, seine Besserung 
herbeizuführen, zugefügtes Leiden.“ 

„Die Ih'handlung der Verbrecher durch die Gesell¬ 
schaft geschieht zum S(‘hurze der Gesellschaft. Aber da 
<lie .Strafe sich mehr auf den Verbrecher, als auf das 
Verbrechen bezieht, sollte ihr Hauptzweck die sittliche 
Wiedergeburt des Verbrecliers sein. Das Ibk-hstziel also 
des Gcfängniswes(*ns ist die Besserung der \'erbre<‘her, 
nicht Zufügung eines Leidens als Strafe.“ 
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„Gefängnisse sollen ebenso, wie die Gefangenen, in 
gewisse Klassen oder Rangstufen geteilt werden, so dass 
es Gefängnisse für Unerprobte, für Unverbesserliche und 
andere Grade verrotteter Charakter gäbe, ebenso wie be¬ 
sondere Anstalten für Frauen und jüngere Verbrecher.“ 
„Nicht Rache, nicht Vergeltung, sondern Schutz der 
Gesellschaft und Besserung des Verbrechers sollen die 
Ziele der Strafe sein!“ 

Das sind die grossen Gedanken jenes ersten allge¬ 
meinen Gefängniskongresses, mit denen noch heute Theorie 
und Praxis auf dem Gebiet des Gefängniswesens mit Eifer 
und Erfolg arbeiten (Herr S. 48). 

Sie sind es, welche dem amerikanischen Strafvoll¬ 
züge seinen dermaligen guten Ruf und namentlich einen 
gewaltigen Vorsprung in mancherlei Hinsicht vor den 
europäischen Staaten verschafft haben. 

Ich habe schon vor vielen Jahren, lange bevor ich 
mich für amerikanische Strafvollstreckung interessierte, in 
einem Aufsatze über die Reform der Freiheitsstrafe nach 
deutschem Recht*) über die Frage, wie das Ziel verschieden¬ 
artiger Strafbehandlung nach Massgabe der sozialen Ge¬ 
sinnung der Verurteilten auf gesetzlichem Wege sich er¬ 
reichen lasse, in folgender Weise mich ausgesprochen: 

„Wir bedürfen zur Erreichung des Strafzweckes einer 
Besserungsstrafe gegen Besserungsfähige und einer 
Schutz- oder Sicherungsstrafe gegen Unverbesserliche.“ 
„Hierzu muss uns das Strafgesetz seine Dienste leisten, 
und zwar durch Aufnahme eines Paragraphen, welcher die 
Richter ermächtigt, inkorrigible Verbrecher zur Straf- 
crstehung in ein Zuchthaus einzuliefern.“ 

„Dieses würde dadurch die Bestimmung erhalten, 
ausschliesslich zum Vollzüge der Sicherungsstrafe zu dienen. 
Die regelmässige Strafe für alle im Strafgesetzbuch ver¬ 
pönten Handlungen hätte, wenn nicht auf Seite des An¬ 
geklagten Unverbesserlichkeit als vorliegend konstatiert 
würde, das Gefängnis zu bilden.“ 

b z. 11, 4s.-i. 
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„Durch Annahme dieses Vorschlags würde die Zucht¬ 
hausstrafe zur Rückfallstrafe far excellence gestempelt 
werden; sie würde zugleich auch die für den Rückfall 
erforderliche Schärfung erhalten.“ 

Eine eingehende Begründung dieser meiner Forderung 
ist in der Einleitung zum „Entwürfe eines Gesetzes über 
den Vollzug der Freiheitsstrafe fnr das Deutsche Reich“, 
der 1892 im Verlage von J. Guttentag (Berlin) erschien, 
enthalten, worauf ich der Kürze halber hier einfach zu 
verweisen mir gestatte. 

Xn meiner Ansicht, dass das Gelingen einer künftigen 
Reform unseres Strafrechts durch ein Aufgeben der Ver- 
gcltungslehre und durch Verwirklichung des Zweckgedankens 
auf allen Gebieten desselben, namentlich im Strafvollzüge, 
bedingt ist, halte ich heute noch fest und bin durch die 
Entwicklung, die dieser Gedanke in der nordamerikanischen 
Union in den letzten Jahren genommen hat, in der Ueber- 
zeugung von der Richtigkeit meiner Anschauung nooh 
weiter bestärkt w^orden. 

In nachstehendem will ich versuchen, an der Hand 
von Ilerrs Buch zunächst eine gedrängte Darstellung 
des modernen amerikanischen Besserungs- 
Systems zu geben. 

Als allgemein gültige Voraussetzungen der richter¬ 
lichen Ueberweisung von Schiddiggesprochenen an die 
Besserungsanstalten (R e f o r m a t o ri e s) sind zu 
bezeichnen: 

1. Das Lebensalter von 16—30 .Jahren 0) 

2. Verübung eines mit Staatsgefängnis bedrohten 
Deliktes; 

3. Xichtvorliegen von Vorstrafen wegen Verl)reclicn, 
die mit Gefängnis im Clesetze bedroht sind. 

Die Ablieferung des Verurteilten an die Bessermigs- 
anstalt erfolgt auf Grund eines i n d e t e r m i n a t e sen- 
tence, d. i. eines Erkenntnisses, das nur die Anstalt 

‘) Massachusetts hestiuiuit Husnalimswcisc 40 Jahr als oberste 
Altcrsgrcn/e. 
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bezeichnet, welche den Schuldiggesprochenen aufzunehmen 
hat, aber keinen die Strafdauer bestimmenden Ausspruch 
enthält. 

„Die richterliche Strafmessung ist beseitigt. Sie wird 
ersetzt durch die exekutivische, durch das Ermessen einer 
Strafvollzugsbehörde. Als solche funktioniert die Ver¬ 
waltungsbehörde der Besserungsanstalt. Ihr ist es über¬ 
lassen, die Strafzeit nach ihrem Ermessen zu bestimmen. 
(Herr S. 124). 

Die unbestimmte Verurteilung ist modifiziert durch 
die gesetzliche Vorschrift, dass die Strafzeit nicht das 
Maximum überschreiten darf, welche vom Strafgesetzbuch 
für das begangene Verbrechen festgesetzt ist. Einige 
Staaten bestimmen, dass die Strafdauer nicht unter das 
Minimum der gesetzlichen Strafzeit heruntergehen darf. 

Neben der unbestimmten Verurteilung findet sich 
überall, wenn auch nicht als notwendige, so doch als 
nützliche Ergänzung derselben die vorläufige Ent¬ 
lassung (Parole-System). Sie unterscheidet sich 
von der gleichnamigen Einrichtung des deutschen Rechtes 
vorzugsweise in dem Punkte, dass ihr Eintritt in Amerika 
nicht, wie in Deutschland, an den Ablauf einer bestimmten 
Strafquote gebunden ist. Es ist dies die natürliche Folge 
des Mangels eines die ganze Strafdauer festsetzenden Ur- 
teiles. Unerlässliche Voraussetzung der vorläufigen Ent¬ 
lassung ist ausser dem Nachweise eines gesicherten Unter- 
und Fortkommens ein durch das Grad- und Marken¬ 
system genau kontrolliertes Wohlverhalten des Ge¬ 
fangenen in der Besserungsanstalt. 

Erwähntes System ist mit geringen Abweichungen 
dasselbe, Avie für die Besserungsanstalt Ohio, für welche 
folgimde Bestiinmungen gelten: 

„Bei seiner Ankunft tritt jeder Gefangene in die 
II. Klasse, aus der er sicher in die I. befördert wird, 
Avenn er in 6 aufeinanderfolgenden jMonaten in jedem Monat 
9 ]\Iark verdient, 3 für Betragen, 3 für Arbeit, 3 für 
Lernen. Dieselbe Anzahl von Marken, AA'enn sie der Ge- 
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fangene der I. Klasse in gleicher Weise verdient, ermög¬ 
lichen ihm die bedingte Entlassung. 

In fast allen Staaten ist der Mindestzeitraum zwischen 
Beförderung zum 1. Grad und vorläufiger Entlassung ein 
halbes Jahr und zwischen Aufnahme in die Anstalt und 
vorläufiger Entlassung ein ganzes Jahr. Doch gelingt es 
mir einem beschränkten Bruchteil der Insassen, schon 
nach 6 Monaten in den I. Grad zu kommen. 

Während in Deutschland gemäss § 26 RStGB die 
Freiheitsstrafe als verbüsst gilt, sobald die richterlich fest¬ 
gesetzte Strafzeit abgelaufen ist, ohne dass die vorläufige 
Entlassung widerrufen wurde, erfolgt in Amerika die 
definitive Entlassung durch einen besonderen amtlichen 
Akt, bestehend in einem entscheidenden Beschlüsse, der 
in der Mehrzahl der Staaten von der Verwaltungsbehörde 
der Strafanstalt ausgeht. 

Nach dieser kurzen und gedrängten Darstellung des 
modernen amerikanischen Besserungssystems gehen wir 
hiermit zu einer wissenschaftlichen Prüfung desselben über. 

Die Hauptgedanken, welche dem Systeme zugrunde 
liegen, sind in den nachfolgenden Besohl ü s sen des 
C i n (‘ i n n a t i k o n g r e s s e s ausgesprochen : 

„Nr. 1. Strafe ist ein dem Verbrecher für seine straf¬ 
bare Handlung in der ausdrücklichen Absicht, seine 
Besserung herbeizuführen, zugefügtes Leiden. 

Nr. 2. Die Behandlung der Verbrecher durch die 
Gesellschaft geschieht zum Schutze der Gesellschaft. Aber 
da diese sich mehr auf den Verbrecher, als auf das Ver¬ 
brechen bezieht, sollte ihr ILiuptzweck die sittliche Wieder¬ 
geburt des Verbrechers sein. Das höchste Ziel des Ge- 
fiingniswesens ist also die Besserung der Verbrecher, nicdit 
Zufügung eines Leidens als Strafe. 

Nr. 3. Die progressive Klassifizierung von Gefangenen, 
die sich auf den Charakter desselben stützt und nach einem 
guten Markensystem gehaiidhal)t wird, sollte in allen Ge- 
fangni.ssen, mit Ausnahme der ganz kleinen, eingerichtet 
werden. 


Blätter tm Gtf.ini;!tiskun'lc. XI,II. 


1 
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Nr. 4. Da die Hoffnung ein noch stärkerer Ansporn 
ist, als dieJFurcht, sollte die erstere zu einer immer wirk¬ 
sameren Triebkraft in dem Denken des Gefangenen 
gemacht werden, und zwar sollte dies mittels eines gut 
erdachten und geschickt angewendeten Systems von Be¬ 
lohnungen für gutes Betragen, fleissige Arbeit und gutes 
Lernen geschehen. Mehr als Strafen sind Belohnungen 
ein wesentlicher Bestandteil jedes guten Gefängnissystems. 

Nr. 5. Das Schicksal des Gefangenen soll in ge¬ 
wissem Umfange in seine Hand gelegt werden; er muss 
in die Lage versetzt sein, durch eigene Anstrengung sich 
zu bessern. Ein geregeltes Interesse an sich selbst muss 
hervorgerufen und stetig wirksam erhalten werden. 

Nr. 8. Bestimmte Strafurteile sollten durch Urteile 
mit unbestimmter Strafdauer ersetzt werden. Urteile mit 
einer durch genügende Anzeichen der Besserung bestimmten 
Grenze sollten an die Stelle von Urteilen mit festbestimmten 
Endterminen treten. 

Nr. 11. Die Beamten müssen von der Besserungs¬ 
fähigkeit der Delinquenten überzeugt sein. 

Nr. 18. Die besten Seiten des Irischen Systems, 
nämlich die strenge Einzelhaftstation, die Besserungsstatioii 
der progressiven Klassifizierung und die Probestation für 
Gesittung und Bildung, sind anwendbar auf alle Länder, 
für die Vereinigten Staaten ebensogut wie für Irland. 

Nr. 28. Die angemessene Strafdauer für Gesetzes¬ 
verletzungen ist eine der verwickelsten Fragen des Straf¬ 
rechts. Die Jetzige ausserordentliche Ungleichheit der 
Erkenntnisse ist eine Quelle steter Erregung für die Sträf¬ 
linge, und darunter leidet unsere Gefängnisverwaltung. 
Für dies ETebel muss Abhilfe geschaffen werden.“ 

Die voraufgefülirten Sätze bestehen zum Teil die 
Probe auf innere Wahrliaftigkeit nicht, teils enthalten 
sie unrichtige Folgerungen aus an sich richtigen An¬ 
schauungen. 

Mit den Beschlüssen Nr. 1 und 2 bekennt sich der 
( incinnatikongress als Anhänger der Besserungsstrafe. 
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Nr. 2 enthält einen Widerspruch, insofern er in seinem 
Eingang die Behandlung der Verbrecher durch die Ge¬ 
sellschaft, mit anderen Worten die Strafe, als ein Mittel 
zum Schutze der Gesellschaft erklärt, aber gleich im 
nächstfolgenden Satze die sittliche Wiedergeburt des Ver¬ 
brechers im Gegensatz zur Vergeltungslehre als ihren 
Hauptzweck bezeichnet. 

Ihrem inneren Wesen nach ist die staatliche Strafe 
Ausübung staatlichen Zwanges, der sich gegen den ver¬ 
brecherischen Willen und zwar je nach dessen Beschaffen¬ 
heit in verschiedener Weise richtet. Diese Willensein¬ 
wirkung besteht in Abschreckung oder in Besserung oder 
in Unschädlichmachung oder äussert sich gleichzeitig in 
einer Mehrzahl dieser Behandlungsweisen oder Strafmittel. 

Der Zweck der Strafe ist Rückfallsbekämpfung, 
deren wohltätige Folge in der Erhaltung der Rechts¬ 
ordnung zu erblicken ist. 

Die Unrichtigkeit des angezogenen Kongressbeschlusses 
ergibt sich aus der Erwägung, dass mancher Gesetzes- 
ül)ertreter einer „sittlichen Wiedergeburt“ keineswegs be¬ 
darf und eine noch gnissere Anzahl von ihnen unver- 
t)e.sserlich ist, somit der angenommene Strafzweck von 
vornherein als an ihnen unerreichbar sich darstcllt. Da- 
g<‘gen muss als richtig zugegeben werden, dass viele Ver- 
urt('ilte der Besserung nicht nur bedürfen, sondern der 
Besserung auch fähig sind. Für diese bedürfen wir eine 
and(‘re Art der Strafbehandlung, als gegen die beiden 
and<*ren erwähnten Klassen von Kechtsbi’echern angezeigt 
erscheint. ' 

Die Notwendigkeit der Differenzierung der Freibeits- 
strafarten nach Massgabe des sozialen Charakters der 
Deliiniuenten findet Anerkennung in dem bereits oben an¬ 
gezogenen Kongressbeschlusse Nr. Ib, wonach „Gefängnisse 
eb(‘nso wi(^ die (iefangenen in gewisse Klassen geteilt 
werden solhm, so dass es Gefängnisse für Unerprobte, für 
Unverbesserliche und andere Crad(‘ verrotteter Charakter 
gäl)e“. 

4' 



Dieser meines Erachtens ganz richtige Satz hat im 
modernen amerikanischen Besserungssysteme bisher eine 
konsequente Durchführung insofern nicht erlangt, als für 
die Aufnahme von Schuldiggesprochenen die Altersgrenze 
von 30 Jahren in maximo gezogen ist. Diese Bestimmung 
ist meines Erachtens fehlerhaft; sie beruht auf der irrigen, 
durch die Erfahrung widerlegten Annahme, dass nur 
Personen unter 30 Jahren als besserungsfähig angesehen 
werden können (Herr S. 93). Es kann meines Erachtens 
darüber kaum ein Zweifel aufkomrnen, dass derjenige, 
welcher bis ins höhere Alter der Tugend und dem Rechte 
treu geblieben ist, nach einer erstmaligen Abirrung vom 
guten Wege auf erfolgte Zurechtweisung denselben für 
die Zukunft mindestens mit gleichem Eifer auf suchen 
werde, wie derjenige, der schon frühzeitig auf Irrwege 
geraten ist. 

Auch scheint mir im amerikanischen Reformatory- 
system ein weiterer Fehler in einer Verwechslung von 
moralischer und von bürgerlicher Besserung obzuwalten. 
Letztere und nicht erstere ist mit der Strafe anzustreben 
und kann auch erreicht werden ohne völlige Aenderung 
des Charakters, der allerdings mit 30 Jahren als abge- 
schlossen betrachtet werden darf. 

Die nachteilige Folge dieser Irrtümer äussert sich 
darin, dass Personen im Alter von mehr als 30 Jahren 
trotz bislieriger Unbesclioltenheit und ohne Rücksicht auf 
die Art ihrer Verfehlung den State-prisons (Zuchthäusern / 
zugewiesen werden und dort die gleiche Behandlung, wie 
das eigentliche (habituelle) Verbrechertum erfahren und 
von allen Vorteilen ausgeschlossen sind, welche durch die 
Aufnahme in die Reformatories den Gefangenen in Aus¬ 
sicht gestellt werden. Ich halte die in Rede stehende 
Bestimmung für ebenso ungerecht wie unzweckmässig, und 
insbesondere dem so hoch gepriesenen Besserungsprinzipe 
widersprechend. 

Wie aus den Beschlüssen Xr. 3 und 18 des Cincinnati¬ 
kongresses hervorgeht, gibt dieser dem sog. Progressiv- 
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oder Irischen Haftsysteme vor anderen den Vorzug. Doch 
hat die amerikanische Praxis sich weder „die strenge 
Einzelhaftstation“ noch die sog. „Probation für Gesittung 
und Bildung“, worunter wohl die sog. Zwischenanstalten 
verstanden sein mögen, angeeignet. Das in den amerika¬ 
nischen Besserungsanstalten durchgeführte Haftsystem 
wird in der Schrift von Herr nicht in einem besonderen 
Abschnitt behandelt. Was wir hierüber aus zerstreuten 
Stellen des Buches entnehmen können, stimmt im wesent¬ 
lichen mit dem überein, was v. Jagemann im Handbuch 
des Gefängniswesens Bd. I, S. 358 in folgenden Sätzen 
mitteilt: „Wo die Einzelhaft ausser Pennsylvanien ein¬ 
geführt wurde, gab man sie wieder auf, und selbst im 
berühmten Eastern Penitentiary, dem einzigen heutigen 
Zellengefängnis in den Vereinigten Staaten, soll wegen 
Ueberfüllung zeitweise das System durchbrochen werden. 
Nur wenige bekennen sich noch zur Einzelhaft, und auch 
das Schweichsystem ist durch Zulassung der Rede und 
Vernachlässigung der nächtlichen Isolierung zerstört.“ 

„ . . . Die Lösung der Chaos scheint sich durch all¬ 
mähliche Aneignung einzelner Elemente des Progressiv¬ 
system zu vollziehen, mit bahnbrechendem Beispiel der 
für Verbüssung von indcterininatcs scntoices bestimmten 
Anstalt Elmira.“ Nach diesem Beispiel sind inzwischen, 
wie wir gesehen haben, in verschiedenen anderen Einzel¬ 
staaten 10 Besserungsanstalten eingerichtet worden. 

Der Vorgang Nonlamerikas zeigt uns recht deutlich, 
dass es ein absolut gutes Ilaftsystein so wenig gibt, wie 
eine absolut gute Staatsform. Die Frage nach dem besten 
llaftsysteme lässt sich in jedem Einzelfallc nur nach dem 
Grundsätze der Individualisierung lichtig beantworten. 
Der grösste Vorteil der Isolierhal't besteht in der Ver¬ 
hütung moralischer Verschlechteiaing d(U' Gefangenen durch 
gegenseitige Ansteckung. Dieser Gefahr wird am wirk- 
samsttm vorgebeugt durch Klassifizicnningund räumliche Tren¬ 
nung besserungsfähiger Gefangemui von unverliesserlichen- 
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Dieser in der Hauptsache in Amerika durchgeführte 
Grundsatz motiviert zur Genüge die allmähliche Aufgabe 
des Pennsylvanischen wie des Auburnschen Haft- 
systemes. Ich habe meine Ansicht über Wahl der Haft¬ 
weise eingehend und ausführlich auseinandergesetzt in dem 
von mir verfassten Entwürfe eines Gesetzes über den Voll¬ 
zug der Freiheitsstrafen. Berlin 1892, S. 14 ff. 

Sehr beherzigungswerte Vorschriften in Bezug auf 
das Verhalten der Anstaltsbeamten gegen 
die Anstaltsinsassen enthalten die nachstehenden 
Beschlüsse des Cincinnatikongresses: 

Nr. 13. Der Gefangene muss nicht als Auswurf der 
Gesellschaft und als ihr Feind behandelt, sondern mit 
väterlicher Fürsorge zur Tugend erzogen werden. 

Nr. 14. Die Selbstachtung des Gefangenen sollte be¬ 
sonders gepflegt und alle möglichen Anstrengungen gemacht 
werden, ihm seinen Mut wiederzugeben. Es gibt gar keinen 
grösseren Missgriff in der Gefängnisdisziplin, als eine ausge¬ 
klügelte Auferlegung von Demütigungen als Teil der Strafe. 
Dies gerade zerstört jede bessere Regung und Neigung. 
Es drückt den Schwachen, reizt den Starken und macht 
alle wenig geneigt zu Gehorsam und Besserung. 

Nr. 15. Moralische Erziehung zum freien und arbeit¬ 
samen Menschen ist erforderlich, nicht Zwang und brutale 
Gewalt, welche nur äusserlich gehorsame Gefangene erzieht. 

Die Gefangenenernährung anlangend, so gehen 
nach Herr (S. 191) die dagegen in Europa wie in Amerika 
erhobenen Einwendungen eher dahin, dass sie zu gut, als 
dass sie zu schlecht sei. Die Kost ist in den Besserungs¬ 
anstalten nicht besser, sondern sogar weniger gut und 
nahrhaft, als in manchem Staatsgefängnis. Bei der grossen 
Verschiedenheit, welche zwischen amerikanischen und 
deutschen Sitten und Gewohnheiten besteht, ist die Ver¬ 
gleichung zwischen den beiden Landgebieten in hohem 
Masse erschwert. 

Nach Herr (S. 102) wird das Urteil des Arztes be¬ 
züglich der Nahrung der Gefangenen und der dazu zu 
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verwendeten Stoffe nach ihrem Nährwert beachtet. Dies 
gilt insbesondere auch für die Kost der kranken und der 
in Disziplinarhaft befindlichen Gefangenen. 

Dem Gesagten zufolge ist die Ernährungsfrage nach 
demselben Gesichtspunkte geregelt, wie in den deutschen 
Gefängnissen, für welche die schon öfter erwähnten bundes- 
rätlichen Grundsätze vom 6. November 1897 in ihrem § 23 
folgende Vorschrift erteilen: 

„Die Kost wird so gestaltet, dass die Gesundheit und 
Arbeitsfähigkeit der Gefangenen erhalten bleibt. Sie kann 
mit Rücksicht auf die von dem Gefangenen zu leistende 
Arbeit verschieden sein, ist im übrigen aber für alle Ge¬ 
fangenen gleicher Art dieselbe. 

Ob zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit 
einzelner Abweichungen von der allgemeinen Kost einzu¬ 
treten haben, wird auf Gutachten des Arztes vom Vor¬ 
stand bestimmt.“ 

Ueber Kleidung und Lagerung der Gefangenen 
in den amerikanischen Besserungsanstalten erhalten wir 
durch Herr keine näheren Mitteilungen. 

Für ein künftiges deutsches Strafvollzugsgesetz dürften 
die nachstehenden Normen zu einheitlicher Regelung dieses 
Gegenstandes genügen:‘) 

„Die Zuchthaus- und die Gefängnisgefangenen haben 
eine durch die Hausordnungen zu bestimmende gleich¬ 
förmige Kleidung zu tragen und sich der in den Straf¬ 
anstalten eingeführten Lagerstätten zu bedienen. 

Kleider und Lagerstätten der Gefangenen haben bei 
grösstmöglicher Einfachheit und Billigkeit allen gesundheit¬ 
lichen Anforderungen zu entsprechen. 

Die Anstaltskleider der Zuchthaus- und der Gefängnis- 
sträflinge haben sich äuserlich voneinander zu unter¬ 
scheiden. Von der Anstaltskleidung muss alles ferngehalten 
werden, was geeignet wäre, den Gefangenen zu beschimpfen 
oder ihn lächerlich zu machen. 

') V. Sichart. Kntwurf eines Gesetzes über tlen Vollzug der 
Kreilieitsslrafeii. Berlin ls!t2. S. .‘>2. 
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Die Hausordnungen der Einzelstaaten müssen Be¬ 
stimmungen in Bezug auf Kleidung und Lagerung ent¬ 
halten, welche eine zureichende Berücksichtigung der 
Verschiedenheit des Alters, des Geschlechts, der Körper¬ 
konstitution, der Gesundheit und der Beschäftigung der 
Sträflinge ermöglichen.“ 

Rühmend wird von Herr (S. 297) hervorgehoben, dass 
in den Besserungsanstalten Amerikas ausser richtiger Er¬ 
nährung der Gefangenen auch auf körperlicher 
Pflege und physi sehe Ausbildung derselben grosser 
Wert gelegt wird. Als Mittel zu leiblicher Kräftigung der 
Anstaltsinsassen gelangen vorzugweise militärische 
Schulung und Turnunterricht zur Anwendung. 
Den Anlass des „military drill“ (S. 299) gab das sog. Yates- 
gesetz von 1888, das im Staate New York die produktive 
Gefängnisarbeit verbot. 

Man war von dem grossen Erfolg militärischer 
Uebungen sehr überrascht. Der Einfluss auf die körper¬ 
liche Entwickung war ein ausgezeichneter; die Exerzier¬ 
übungen und die Uebungen mit dem (hölzernen) Gewehr 
wirkten auf die Gesundheit der Zöglinge in günstiger 
Weise ein; die Muskeln und Atmungsorgane wurden ge¬ 
stärkt. Aber auch auf den Geist und die Disziplin der 
Insassen war der Einfluss unerwartet gut . . . Heute findet 
sich die militärische Ausbildung in fast allen Anstalten . . . 
Wo sie nicht besteht, wird in den Jahresberichten ihre 
baldige Einführung befürwortet“ (Herr S. 300). 

Nicht so allgemein eingeführt, wie der militärische 
Drill, ist das Turnen. xVber es gilt als wünschenswert, 
in den vorhandenen Turnhallen allen Insassen der Anstalt 
Unterricht angedeihen zu lassen. 

In den deutschen Strafanstalten finden wir keine der 
beiden soeben besprochenen Arten körperlicher Uebungen 
eingcfidirt. ln den bundesrätlichen Grundsätzen (§ 31) ist 
lediglich „Bewegung im Freien“ vorgesehen und solche 
den Gefangenen in der Dauer von täglich mindestens 
U, Stunde gestattet. 
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Gegen die Einführung militärischer Uebungen lässt 
sich meines Erachtens angesichts der mit dieser Einrichtung 
in Amerika gemachten günstigen Erfahrungen kein ge¬ 
gründeter Einwand erheben. Militärischer Drill dürfte sich 
besonders für unsere jugendlichen Gefangenen (etwa im 
Alter bis zu 24 Jahren) entweder an Stelle oder im Wechsel 
mit Spaziergang empfehlen. Damit Hesse sich wohl auch 
ohne Schwierigkeit Turnunterricht, wenn auch nur in 
beschränktem Masse, verbinden. 

In einem besonderen Abschnitt (S. 301) behandelt 
Herr auch Baden und Sport als Mittel zur Pflege des 
Körpers und der Gesundheit. Wie er uns mitteilt, ist 
wöchentHch ein Bad für den Gefangenen die Regel; die 
Bäder sind durchweg Brausebäder. 

Sportliche Spiele sind den Gefangenen nur in einzelnen 
Anstalten (Concord und Green Bay) erlaubt, und zwar nur 
an einem Tage in der Woche. 

In Deutschland ist heutzutage wohl in den meisten 
Strafanstalten ausreichend Gelegenheit zu baden geboten. 
Die Einführung sportlicher Spiele wurde bei uns bisher so 
wenig, wie in Amerika, als ein Bedürfnis noch als Wunsch 
empfunden. 

In recht eingehender Weise wird von Herr das Kapitel 
der Gef ängnisar beit besprochen: Nach seinen An¬ 
gaben werden in allen Besserungsanstalten (wie auch in 
den Staatsgefängnissen) die Gefangenen zur Arbeit an¬ 
gehalten. In erstcren ist die Leistung eines gewissen, 
tunlichst individuell bestimmten Arbeitsquantums ein not¬ 
wendiges Erfordernis des Marken- und Gradsystems (Herr 
S. 193 und 194). 

Wie aiulerwärts, so kommen auch in den amerika¬ 
nischen Strafanstalten verschiedene Formen des Arbeits¬ 
betriebes vor, unter denen das sog. „Contract System'* 
(Entreprise), wie es scheint, die meisten Gegner sich zu¬ 
gezogen hat 'S. 194 eod.). 

In Nr. 17 der Besclilüssc des Cincinnatikongresses 
wird dieses System als nachteilig für die Disziplin, die 
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Finanzen und die Besserung der Gefangenen und oftmals 
selbst für die Interessen der freien Arbeiter bezeichnet. 

In den Besserungsanstalten soll bei der Auswahl und 
Bestimmung der Gefangenenarbeit mehr Wert auf die fort¬ 
bildende und belehrende Wirkung, als auf den Erwerb von 
möglichst viel Geld gelegt werden (S. 196 eod.). 

Die derzeitige Tendenz des Arbeitsbetriebes in den 
Besserungsanstalten Amerikas verfolgt unverkennbar Ab¬ 
schaffung der „produktiven“ Industrie und Vermehrung 
des „instruktiven“ Fortbildungsunterrichts (S. 198 eod.). 

Der letztere ist ausschliesslich auf die Fortbildung 
und das Fortkommen der Anstaltsinsassen gerichtet 
(S. 200 eod.). 

„Die Arbeitszeit ist vielfach gesetzlich begrenzt und 
beträgt regelmässig 8 Stunden, manchmal auch etwas 
mehr“ (S. 204 eod.). 

Die Rücksichtnahme gegen den Gewerbestand in den 
Vereinigten Staaten geht so weit, dass die in den gewerb¬ 
lichen Unterrichtsklassen der Besserungsanstalten herge¬ 
stellten Arbeitsprodukte infolge der strengen Gesetze gegen 
die Konkurrenz der Gefängnisarbeit vielfach vernichtet 
werden (S. 210 eod.). 

In Deutschland besteht bekanntlich gesetzlicher 
Arbeitszwang für Gefängnis- wie für Zuchthaussträflinge. 
Ausserdem sind durch den Bundesrat die nachstehend er¬ 
wähnten Grundsätze über Beschäftigung der Gefangenen 
aufgestellt worden: 

Bei der Zuweisung von Arbeit an die Gefangenen 
wird auf den Gesundheitszustand, die Fähigkeiten und das 
künftige Fortkommen, bei Gefängnissträflingen auch auf 
den Bildungsgrad und die Berufsverhältnisse Rücksichten 
genommen. Bei jugendlichen Gefangenen wird ausserdem 
besonderes Gewicht auf die Erziehung gelegt. 

Die tägliche Arbeitszeit beträgt in der Regel für 
Zuelithaussträflinge nicht mehr als 12 Stunden, für Ge- 
fängnissträflinge nicht mehr als 11 Stunden. 
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Die Verwertung der Arbeitskraft der Gefangenen 
wird so geregelt, dass die Interessen des Privatgewerbes 
Schonung erfahren. Insbesondere wird darauf Bedacht 
genommen, die Verdingung der Arbeitskraft der Gefangenen 
an Arbeitgeber tunlichst einzuschränken, den Arbeitsbetrieb 
auf zahlreiche Geschäftszweige zu verteilen und auf Liefe¬ 
rung für die Staatsverwaltung zu erstrecken usf. 

Durch diese Bestimmungen dürfte allen Anforderungen, 
welche der Besserungszweck an die Beschäftigung der 
Gefangenen stellt, auch in Deutschland vollkommen ge¬ 
nügt werden. 

Was den Schulunterricht für Gefangene betrifft, 
so gibt es nach Herr (S. 211) nicht nur keine Besserungs¬ 
anstalten in Amerika ohne solche, sondern derselbe ist 
auch für obligatorisch erklärt und gehört mit zu den drei 
Gebieten, auf denen der Gefangene zufriedenstellende 
Leistungen aufweisen muss, um sich die vorläufige wie die 
endgültige Entlassung zu verdienen. 

Die Beschaffenheit des in amerikanischen Besserungs¬ 
anstalten verwahrten Menschenmaterials, unter dem sich 
sehr viele Analphabeten befinden, verlangt, dass dem 
Elementarunterrichte, der dem Gefangenen die zum red¬ 
lichen Lebenserwerb nötigen Kenntnisse beibringen soll, 
und der sich auf Lesen, Schreiben und Rechnen erstreckt, 
die grösste Bedeutung beigelegt wird. 

„Aber auch die anderen Lehrfächer der Volksschule, 
wie vaterländische Geschichte und Geographie, Averden 
nicht vernachlässigt.“ 

„Ferner wird“ (jedenfalls nur an Aveiter geförderten 
Schulen) „Unterricht erteilt in den Hauptprinzipien der 
Rechtskunde und Staatswissenschaft, in Verfassung, Ver- 
Avaltung, Gerichtsorganisation, VolksAvirtschaft, Zollpolitik, 
in XaturAvissenscliaften, in kaufmännischer Buchführung, 
Stenograhpie, Ethik, Literatui’, Politik usf.“ Die Unter- 
Aveisung in den höheren Avissenschaftlichen Fächern er¬ 
folgt in Vorlesungen und Diskutierklubs (S. 213 u. 219 eod.). 
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Für den Schulunterricht in den deutschen Straf¬ 
anstalten enthält § 29 der bundesrätlichen Grundsätze die 
einfache Vorschrift, dass die Gefangenen in den Anstalten 
für Jugendliche Unterricht in denjenigen Gegenständen, 
welche in der Volksschule gelehrt werden, erhalten, und 
dass den erwachsenen Zuchthaus- und Gefängnissträflingen 
unter Jahren, welche eine Strafe von mehr als 3 Mo¬ 
naten verbüssen, tunlichst eine gleiche Fürsorge zugewendet 
werden solle, soweit sie des Unterrichts noch bedürfen. 

Ich habe mich über den in Rede stehenden Gegen¬ 
stand an anderer Stelle^) gutachtlich geäussert und meinen 
Standpunkt in dieser Frage in meinem Entwürfe zu einem 
Strafvollzugsgesetze (S. 41) in folgenden Sätzen bezeichnet: 

„Leute, welche das Gesetz gebrochen haben, haben 
sich dadurch keineswegs einen Anspruch auf weitere 
geistige Ausbildung gegen den Staat erworben. Wenn 
dieser gleichwohl einem Teile der nicht mehr schulpflich¬ 
tigen Sträflinge Schulunterricht zuteil werden lässt und 
sie zur Benützung desselben zwangsweise anhält, so tut 
er es lediglich im eigenen Interesse, von der Hoffnung und 
dem Wunsche geleitet, die Gefallenen durch Erweiterung 
ihres Wissens und durch Vermehrung ihrer Kenntnisse zum 
schweren Kampfe um das Dasein zu stärken, sie erwerbs- 
lahiger und damit widerstandsfähiger gegen die Rückfalls¬ 
gefahr zu machen und sie auf solche Weise, wo möglich, 
vor Untergang zu bewahren und für die Gesellschaft 
zu retten.“ 

Aus den gleichen Gründen ist in den Besserungs¬ 
anstalten dafür zu sorgen, dass den Gefangenen, welche 
die nötige Schulbildung besitzen, und solchen, welche eine 
liölicre Ausbildung in Wissenschaft und Kunst genossen 
hal)cn, genügende Gelegenheit im Gefängnisse geboten 
werde, durch Selbstunterricht und passende I^ektüre sich 
ilir geistiges Besitztum und damit ihre Berufsfähigkeit für 
künftige Zeiten zu erhalten, und, wo möglich, zu erhöhen, 
(befangene dieser Art gehören in unseren Strafanstalten 

b öl. f. Gefiingniskuiute Bd. XXXII. S. 147. 
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zu den Ausnahmen, und es besteht deshalb keine Not¬ 
wendigkeit, für sie besondere ständige Einrichtungen zu 
treffen oder gai* eigene Lehrkräfte anzustellen. 

Für sie sind die Anstaltsbibliothek und die für die 
Lektüre der Gefangenen geltenden Bestimmungen von der 
grössten Bedeutung und Wichtigkeit. Ueber „Bücher 
und Schriften“ für Gefangene bestimmen die bundes- 
rätlichen Grundsätze über den Strafvollzug in Deutschland: 

1. „Gefangene dürfen Bücher und Schriften nur aus 
der Sammlung der Anstalt entnehmen. Im Einzelfalle 
werden Ausnahmen hiervon durch den Vorstand bewilligt.“ 

2. „Gefangene, welche einfache Haftstrafe verbüssen, 
sowie Festungsgefangenc, können sich auch anderweit 
Büelier und Schriften verschaffen; doch unterliegt die Aus¬ 
wahl der Aufsicht des Vorstandes.“ 

Diese Bestimmungen sind zu eng gefasst und genügen 
nicht dem Bedürfnisse. Die im Absätze 2 vorgesehene 
Erlaubnis sollte auch auf Gefängnis- und Zuchthaussträf¬ 
linge für Bedürfnisfälle ausgedehnt werden. 

Amerika ist nach Herr (8. 274 und 275) das Land 
der Volksbibliotheken. „Selbst dem Verbrecher in der 
Strafanstalt soll die ('hance nicht versagt \verden, sieh 
durch Benutzung einer guten Bücherei zu bilden und sich 
an die I.ektüre guter Werke zu gewöhnen, tunlichst in 
solcliem Umfange, dass er solche Beschäftigung nach seiner 
Entlassung dem Hintertreppenroman oder dem Aufenthalt 
iin Schanklokal vorzieht.“ Auch sollte, wie ich an anderer 
St<dle*) hervorgehoben hal»e, die gute Wirkung nicht über¬ 
sehen werden, welche das I.eben guter Bücher seitens der 
G(‘fangenen auf die Di^^ziplin ausübt. „Es ist dies eines 
der besten und erprol)testen Mittel, der Langweile und 
dem .Müssiggange zu wehren und deren böse Folgen für 
<lie häuslich«* Ruhe und (trdnung fernzuhalten. 

Zeitungen sind nach Herr (S. 2is2) in deti Zucht¬ 
häusern, nicht aber in den Besserungsanstalten von Amerika 

') V. Si«-li;irt. Entwurf «‘in(‘s Ge^«‘tz«.*s ült«‘r dt n ^ oll/.ug 'l<‘f 
EiM'iheiifistrafcn. Bitüu is'.ti*. S. 4'J 
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zugeUissen. Meines Erachtens ist Zeitungslektüre für Ge¬ 
fängnisinsassen, die während der Gefangenschaft eigentlich 
vom politischen Leben ausgeschlossen sind, kein Bedürfnis, 
und ist von dem Entbehren solchen Genusses in der Regel 
ein Nachteil in intellektueller oder moralischer Hinsicht 
nicht zu besorgen. 

Anders gestaltet sich die Sache für solche Sträflinge, 
deren Beruf in politischer Tätigkeit gelegen ist. Denselben 
sollte auch in der Strafanstalt die Möglichkeit geboten sein, 
durch Lesen von Zeitungen auf politischem Gebiete sich 
fortlaufend über die Geschehnisse der Gegenwart so weit 
zu unterrichten, als notwendig ist, vor Rückständigkeit 
und Minderung der Berufstüchtigkeit bewahrt zu bleiben. 

Bekanntlich werden in der Mehrzahl der amerika¬ 
nischen Besserungsanstalten meist wöchentlich erscheinende 
Zeitungen für Gefangene herausgegeben. „Diese von Ge¬ 
fangenen für Gefangene geschriebenen Zeitungen sollen 
eine gewisse Verbindung mit der Aussenwelt hersteilen, 
das Interesse für die verschiedenen Probleme des freien 
Lebens wach erhalten und die Besserung und Belehrung 
der Gefangenen fördern“ (Herr S. 283). 

Die in Rede stehende Einrichtung wird in Amerika 
durchweg günstig beurteilt, während die deutsche Kritik 
sich nicht einstimmig zu ihren Gunsten ausgesprochen hat. 

Herr (S. 295) meint, einer mechanischen Uebertragung 
dieser in ganz anderen Verhältnissen erwachsenen Ein- 
1 ichtimg wird kaum jemand das Wort reden, damit sei 
aber noch nicht die Möglichkeit verneint, dass die Ge¬ 
danken des Ankämpfens gegen die Stumpfheit und Interessen- 
losigkeit der Anstaltsinsassen bei uns in einer den deutschen 
Verhältnissen angepassten Welse durch Vermittlung des 
Verkelirs mit der Aussenwelt in Form einer Zeitschrift 
vermittelt werden könnten. Eine teilweise Verwirklichung 
dieser Idee erblikt der oft genannte Verfasser in der seit 
19U4 erscheinenden von Oberjustizrat Eggert (Hall) 
herausgegebenen Ilalbmonatsschrift „Der Kompass“. 
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Eine Ueberschreitung dieses von uns eingeschlagenen 
Weges möchte ich auf Grund meiner Erfahrungen wenigstens 
zurzeit nicht empfehlen. 

Als „wichtiges Besserungsmittel“ wurde vom Cincinnati¬ 
kongress die Religion bezeichnet. Jede amerikanische 
Besserungsanstalt hat daher ihren Geistlichen (Chaplain). 
Seine Obliegenheiten sind in allen Anstalten in der Haupt¬ 
sache die ganz gleichen und bestehen nächst der seel- 
sorgerlichen Wirksamkeit in Abhaltung der Gottesdienstes, 
in der religiösen und sittlichen Anweisung der Gefangenen 
in persönlichem Verkehr und im Besuche der Kranken. 
„Das konfessionelle Moment muss bei seiner Tätigkeit 
völlig zurücktreten. Er ist der Geistliche für die Ge¬ 
fangenen aller Konfessionen und ihr gemeinsamer Berater“ 
(S. 272 eod.). Die Teilnahme der Gefangenen am Gottes¬ 
dienst ist der Regel nach fakultativ (S. 273 eod,). Religiöse 
ITiterweisung findet in der Sonntagsschule statt (S. 274). 
Die Wirksamkeit religiöser Vereine ist anerkannt, und das 
Abhalten von V’^ersaminlungen von Gefangenen zu geniein- 
sainer Andacht gestattet (S. 274). 

Den religiösen Bedürfnissen der Gefangenen in den 
deutschen Strafanstalten ist, soweit dies der Besserungs¬ 
zweck erfordert, durcli die bundesrätliehen Vorschriften 
vollkommen Genüge geleistet, wonach jedem Gefangenen 
der Zuspruch eines Geistlicöien seines Bekenntnisses zu¬ 
gesagt ist, wonach fei’ner in den grösseren Anstalten an 
.'^(•nn- und Feiertagen ein regelmässiger Gottesdienst ab- 
gclialten werdmi soll, an dem alle Gefangenen teilzu¬ 
nehmen haben. 

Von grösstem Interesse ist, was wir durch Herr ül)er 
„V^ereine und Versammlungen“ d e r G efangenen 
in den ameriknnisclien Besserungsanstalten erfahren. Ich 
muss mich darauf beschränken, von seinen bezüglichen 
Ausführungen nachfolgend einen kurzen, gediängten Aus¬ 
zug zu gel)en : 

In Amerika spielt das Klub- und sonstige Gemein¬ 
schaftsleben eine noch viel bc'deutendere Bolle, als in 
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Deutschland, Bis in die Kreise der Schulkinder greift 
diese Neigung zur Organisation hinein. Die Schulkinder 
haben ihre Verbindung und ihre Beamten, sowie ihren 
„Klassentag“. An verschiedenen Orten hat man Zwangs* 
oder Fürsorgeerziehungsanstalten für verwahrloste und 
verbrecherische Kinder in Form von sich selbst regieren¬ 
den Republiken („Knabenstaaten“ oder „Böse Buben¬ 
republiken“) organisiert. Der Anstaltsverstand behält sich 
eine gewisse Oberaufsicht vor, jedoch unter tunlichster 
Vermeidung tätigen Eingreifens. Die Vorkämpfer dieser 
Erziehungsmethode machen geltend, dass mit ihr ein guter 
Geist der Selbsterziehung und der Selbstdisziplin einziehe. 
Ihrer Ansicht nach besteht die Gefahr, dass erzwungene 
Disziplin nur so lange vorhält, als der Zwang andauert: 
dagegen werde in der Junior Republic an das Ehrgefühl 
der Jungen appelliert und dies sei das wirksamste Er- 
ziehungs- und Besserungsmittel. 

So wird drüben der erzieherische Wert der Selbst¬ 
verwaltung nicht nur im politischem Leben anerkannt, 
sondern auch in Schule und Alumnat verwertet. 

In folgerichtiger Durchführung hat man die gleichen 
Gedanken auch in die Gefängnisse und Strafanstalten 
hineingetragen. So ist von Amts wegen im Untersuchungs¬ 
gefängnis von Chicago die „The John L. Whitman Moral 
Improvement Association“ organisiert worden, welche den 
Zweck verfolgt, die Disziplin unter den Gefängnisinsassen 
aufrecdit zu halten und auf ihre moralische Besserung 
liinzuwirken. Ferner sind derartige Organisationen bis¬ 
her in drei Besserungsanstalten (Concord, Huntingdon 
lind Pontiac) ins Leben gerufen worden. Sie be- 
stidicn nur aus Gefangenen, in deren Händen auch Ver¬ 
waltung und Leitung liegt. Anstaltsbeamte sind regel¬ 
mässig nur als Gäste bei den Vereinsitzungen zugegen. 
Zweck und Wirkungskreis der Vereine sind auf Impulse 
der Anstaltsleiiung zurückzuf (ihren. So werden meist 
Ihldungszwec.ke in sog. „literarischen Vereinen“ gefördert; 
andere Vereine widmen sich religiösen Aufgaben, andere 
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setzen sich die Bekämpfung des Alkoholmissbrauches zum 
Ziele usf. Innerhalb dieser allgemeinen Zweckbestimmung 
ist den Mitgliedern die weiteste Freiheit gelassen. Ob sie 
Diskussionen halten oder Lieder singen oder sich Vorträge 
halten lassen, steht in ihrem Belieben. 

Die Berichte der Leiter genannter Anstalten lauten 
übereinstimmend günstig über die Einrichtung. Die euro¬ 
päischen Kritiker (Aschrott, Mittermaier u. a.) ver¬ 
halten sich ihr gegenüber teils zurückhaltend, teils ab¬ 
lehnend (Herr S. 302—324). 

Herr schliesst seine bezügliche Abhandlung mit 
folgenden Sätzen: 

„Wer auf Grund der Kenntnis amerikanischer Ver¬ 
hältnisse zu dem Ergebnis kommt, dass die Gefangenen¬ 
vereinigungen in Besserungsanstalten nach den dortigen 
Erziehungs- und Disziplintheorien nicht etwas Ungewöhn¬ 
liches, sondern aus ihnen mit Folgerichtigkeit erwachsen 
sind, braucht noch nicht dafür einzutreten, dass wir diese 
Einrichtung nun schleunigst nach Deutschland übernehmen. 
Zur künstlichen Importierung derselben besteht keine „Ver¬ 
anlassung“. Nahe verwandt mit dem vorbesprochenen 
Kapitel ist das von den „Vergnügungen“ handelnde. 

Wie Herr (S. 324—328) berichtet, finden an den 
grossen nationalen Feiertagen sowie am Weihnachtsfeiertag 
in Amerika, sowohl im Zuchthaus wie im Korrektionshaus, 
im Untersuchungsgefängnis wie in den Besserungsanstalten 
Fcsttagsaufführungen statt, bestehend in Festessen, Musik 
und Gesangsproduktionen, Tanz, Schauturnen, Leistungen 
von Komikern, humoristische Vorträge u. dgl. 

Als Motiv solc*her Veranstaltungen wird angegeben, 
dass man den Ausgestossenen an der allgemeinen Freude 
tcilnehmen lassen will, und dass man beabsichtigt, „dem 
Stumpfsinn und der Indifferenz zu steuern, und dem Ge¬ 
fangenen die Verlockungen der Freiheit vor Augen zu 
führen“. 

Herr .schliesst seine Schilderung mit der Bemerkung: 
_In Deutschland dürfte die Einführung der Unterhaltung 

lilattcr tür GcLintiniskuiule. XTJI. 
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unser Strafgefangenen durch Vari6t6künstler vorläufig 
nicht in Frage kommen.“ 

Dass die Veranstaltung von Vergnügungen und die 
Pflege von Geselligkeit durch Klubs unter den Insassen 
eines Gefängnisses einen schroffen Gegensatz zu dem Ernst 
und der Strenge bildet, die wir als notwendige Eigen¬ 
schaften der Freiheitsstrafe anzusehen gewohnt sind, wird 
kaum von jemand mit Ueberzeugung bestritten werden 
wollen. 

Erwähnte Besonderheiten des amerikanischen Straf¬ 
vollzugs müssen uns um so auffälliger erscheinen, als 
dieser in anderen Stücken sich grosser Strenge befleissigt, 
als ferner demselben ausser der Aussicht auf vorläufige 
Entlassung andere Arten von Belohnungen und Be¬ 
günstigungen fast gänzlich fremd sind, und endlich 
seine disziplinären Vorschriften und die von ihnen ange¬ 
drohten Strafen vielfach hochgradige Härte verraten. 

Selbst Besuche und schriftliche Korrespondenz der 
Gefangenen in den Besserungsanstalten erfahren zum Teil 
sehr weitgehende Beschränkungen (Herr S. 185). 

Die Gestattung der Beschaffung von sog. Extragenuss- 
initteln seitens der Gefangenen, in Deutschland eine grosse 
Rolle spielend, kommt in manchen amerikanischen Besse¬ 
rungsanstalten gar nicht, in anderen nur in sehr be¬ 
schränktem Masse vor. 

Wenn auch nach Herr (S. 179) ein guter Teil der 
Disziplin und der Strafe in dem Grad- und Markensystem 
verkörpert ist, so wird doch auch in den amerikanischen 
Reformatories von sehr empfindlichen Strafen, wie Dunkel¬ 
arrest und Fesselung, ergiebiger Gebrauch gemacht, und 
„fehlt sogar die Prügelstrafe nicht völlig“ (S. 179 u, 184 eod.). 

Der grosse Unterschied, welcher bezüglich des B e - 
lohnens und der Aufmunterung von Gefangenen 
zwischen Amerika und Deutschland besteht, verdient mit 
Rücksicht auf die grosse Bedeutung dieser beiden Dinge 
für Erreichung des Strafzwecks eine genauere Unter- 
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suchung seiner Ursachen und Wirkungen, die ich hiermit 
folgen lasse. 

Die Strafe ist nach ihrem inneren Wesen Zwang, 
und zwar staatlicher Zwang gegen den verbrecherischen 
Willen. Dieser Zwang wird nach der individuellen Be¬ 
schaffenheit dieses Willens in verschiedener Weise, und 
zwar durch Einflössen heilsamer Furcht von der Ver¬ 
brechensfolge oder durch Beibringen legaler Gesinnung 
oder auch durch Unterdrückung des antisozialen Willens 
ausgeübt. Mit anderen Worten: die Strafwirkungen sind 
Abschreckung, Besserung, Ungefährlichmachung. Die Frei¬ 
heitsstrafe in der Form als Besserungsstrafe äussert 
ihre Wirksamkeit nach den drei soeben bezeichneten 
Richtungen. Wenn bei ihrem Vollzüge besonderer 
Nachdruck auf die Besserung des Sträflings gelegt 
wird, so darf doch, weil die Erreichung dieses Zieles in 
keinem Falle ausser Zweifel steht, über dem Besserungs¬ 
streben keine der beiden anderen Eigenschaften oder 
Wirksamkeiten der Strafe, nämlich die Abschreckung und 
Sicherung, gering geschätzt und noch weniger ganz ausser 
acht gelassen werden. Es dürfen daher beim Vollzüge 
der Hesserungs.strafe nur solche Belohnungen und Auf- 
mimterungen als Besseriingsmittel gebraucht werden, welche 
die beiden anderen Wirksamkeiten der Strafe in keiner 
Weise nachteilig beeinflussen. Eine solche Gefahr aber 
erblicke ich in der Gewährung weitgehender Freiheiten 
und Vergünstigungen, durch welche sich das amerikanische 
Keformatorvsvsiein vom Strafvollzüge anderer Länder her- 
vortut. Ich habe bei dieser Bemerkung vorzugsweise die 
Veranstaltung von Vergnügungen und die Bildung von 
geselligen X'creinigungeii unter den (iefängnisinsassen 
im Auge. 

In di eseii Besonderheiten des amerikanischen Besse¬ 
rungssystems vermag ich lediglich die Folgen einer un¬ 
richtigen B(!trachtungsweise von der Strafe zu erkennen, 
die sich in einem Hesclilusse des Cincinnatikongresses durch 
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den Satz verrät: „Das höchste Ziel des Gefängniswesens 
ist die Besserung (sittliche Wiedergeburt) der Verbrecher.“ 

Dieser Satz ist falsch. Das höchste Ziel des Straf¬ 
vollzugs ist Verwirklichung des Strafzwecks. Dieser be¬ 
steht aber nicht in Besserung des Verbrechers, sondern 
in Rückfall Verhütung (ne peccetur). Besserung ist nur eine 
von den drei Hilfsmitteln, welche dem obersten Straf¬ 
zweck dienen. 

Das Reformatorysystem ist die verkörperte Besserungs¬ 
theorie und leidet an der gleichen Einseitigkeit und Be¬ 
fangenheit wie die übrigen Straftheorien, welche alle aus¬ 
schliesslich von der einen oder anderen Wirkungsweise 
oder Eigenschaft der Strafe ausgehen, statt dieselben zu¬ 
sammenzufassen und sie sämtlich in den Dienst des einzigen, 
obersten Strafzwecks, Verbrechensbekämpfung durch Rück¬ 
fallsverhütung, zu stellen. Es ist dieses der gleiche Fehler, 
der s. Zt. die Erfindung des sog. Pensylvanischen Isolier¬ 
haftsystems veranlasste, das nunmehr, wie wir aus Herrs 
Schrift erfahren, an seiner Geburtsstätte selbst ein früh¬ 
zeitiges, rühmloses Ende gefunden hat. 

Ohne den Wert und die Bedeutung der Besserung im 
Strafvollzüge zu unterschätzen, muss gleichwohl darauf 
bestanden werden, dass die Strafe eine scharfe und ge¬ 
fürchtete Waffe im Kampfe gegen das Verbrechertum zum 
Schutze der Gesellschaft bleibe, und dass unsere Gefäng¬ 
nisse nicht in Zwangserziehungsanstalten verwandelt 
werden. Das Interesse für das verbrecherische Individuum 
darf die Rücksichten gegen die beleidigte und angegriffene 
Gesellschaft nicht beiseite setzen. 

Dieser tadelnswerte individualistische Zug geht durch 
das ganze amerikanische Besserungssystem von der unbe¬ 
stimmten Verurteilung an bis zur endgültigen Freilassung 
des Sti'äflings, wie sich aus den nachstehenden Aus¬ 
führungen ergeben wird. 

Die u n b e s t i in m t e Verurteilung, die wir bereit.s 
früher geschildert haben, verleiht dem amerikanischen 
Besserungssystenie ein ganz besonderes Gepräge, indem 
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sie namentlich auf die vorläufige Entlassung und damit 
auf die Dauer der erkannten Freiheitsstrafe den bedeutend¬ 
sten Einfluss äussert. Sie ist nach Herr (S. 126) „ein not¬ 
wendiger, untrennbarer Bestandteil des Reformatorysystems, 
und ohne ihren mächtigen Einfluss ist nach der Ansicht 
zahlreicher Schriftsteller und Praktiker der Zweck der 
Besserungsanstalten nicht erreichbar. Durch sie wird der 
stärkste Druck auf den Gefangenen ausgeübt, sich den 
Anstaltsregeln zu fügen, ein gutes Betragen und dauerndes 
Wohl verhalten an den Tag zu legen, fleissig bei der ihm 
ziigewiesenen Arbeit zu sein und im Schulunterricht in der 
Anstalt vorwärts zu kommen.“ 

„Die Wirkung des unbestimmten Strafurteils ist natur- 
gemäss um so stärker, je höher das Strafmaximum ist. . . . 
Der Erfolg ist der, dass die Gefangenen mit hoher Maxi¬ 
malzeit erheblich mehr Bemühungen zur Abkürzung ihrer 
Strafzeit aufweisen. Das Eimirajahrbuch von 1898 enthält 
die Angabe, dass diejenigen Gefangenen, deren Höchstzeit 
fünf Jahre oder weniger betrug, durchschnittlich nach 
27 Monaten, diejenigen mit Höchstdauer von 10—20 Jahren 
durchselmittlich bereits nach 21 ]Monaten zur Entlassung 
kamen.“ 

^lan kann demnach als Erfolg der in Rede stehenden 
Einrichtung feststellen, dass je grö.sser und schwerer das 
Verbrechen ist, das der Gefangene begangen hat, um so 
kürzer regelmässig die Strafe dauert, die er dafür zu er¬ 
stehen hat. 

Diese Folge widerstreitet der bisherigen Annahme, 
welche uns als ein Gebot der Gerecditigkeit wie der Zweck¬ 
mässigkeit erscheint, dass Verbrechen und Strafe in gerader 
Proportion zueinander sich verhalten sollen. Diese ver¬ 
nünftige Forderung entspricht in gleichem Masse dem 
Zwe<kgedank<‘n wie der Vergeltungslehi’e. Eine Ver¬ 
kehrung jenes Verhältnisses zwischen Verbrechen und 
.Strafe muss, wie man anzunehmen gezwungen ist, zu einer 
Minderung des Ansehens der Strafgesetze und zu einer 
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Abschwächung der in der Strafandrohung liegenden General¬ 
prävention führen. 

Die in den amerikanischen Besserungsanstalten ge¬ 
machten Erfahrungen über die Wirkung der unbestimmten 
Urteile erregen notwendig die grössten Zweifel an der 
Richtigkeit des gedachter Einrichtung zugrunde liegenden 
Prinzipes. Dieses findet seinen Ausdruck in folgenden 
Sätzen des Cincinnatikongresses: 

„Das höchste Ziel des Gefängniswesens ist die Besse¬ 
rung der Verbrecher, nicht Zufügung eines Leidens als 
Strafe.“ 

„Mehr als Strafen sind Belohnungen ein wesentlicher 
Bestandteil jedes guten Gefängnissystems. 

Die angemessene Strafdauer für Gesetzes Verletzungen 
ist eine der verwickeltsten Fragen des Strafrechts. Die 
jetzige ausserordentliche Ungleichheit der Erkenntnisse ist 
eine Quelle steter Erregung für die Sträflinge und darunter 
leidet unsere Gefängnisverwaltung. Für dies Uebel muss 
Abhilfe geschaffen werden. 

Urteile mit einer durch genügende Anzeichen der 
Besserung bestimmten Grenze sollten an die Stelle von 
Urteilen mit festbestimmten Endterminen treten.“ 

Diese Beschlüsse leiden an mancherlei Unrichtigkeiten 
die zu Schlussfolgerungen führten, die sich in ihrer An¬ 
wendung auf die Praxis nicht bewähren konnten. 

Den ersten der voraufgeführten Kongressbeschlüsse 
habe ich bereits an anderer Stelle dahin berichtigt, dass 
Besserung der Gefangenen zwar als Mittel zur Erreichung 
des Strafzwecks in Anwendung zu bringen sei, nicht aber 
als „höchstes Ziel des Gefängniswesens“ angesehen werden 
könne. 

Ein gutes Gefängnissystem wird neben strenger Zucht 
auch Belohnungen und Aufmunterungen der Gefangenen 
als Besserungsmittel benutzen. Doch dürfen durch deren 
Gebrauch die anderen Wirkungsweisen der Strafe, Ab¬ 
schreckung und Sicherung, nicht Schaden leiden. Den 
Belohnungen im Strafvollzüge eine grössere Bedeutung als 
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den Strafen beilegen zu wollen, scheint mir nicht ge¬ 
rechtfertigt. 

Wenn auch zugegeben werden mag, dass die Un¬ 
gleichheit der Straferkenntnisse den Strafvollzug, namentlich 
die bessernde Einwirkung auf die Sträflinge, erschwert, 
so scheint doch andererseits in der unbestimmten Verur¬ 
teilung nicht das richtige Mittel zur Abhilfe dieses Uebels 
gefunden worden zu sein. Die unbestimmte Verurteilung 
scheint vielmehr durch die Gleichheit ihrer Wirkung auf 
die Strafdauer und durch gänzliche Nichtberücksichtigung 
der Schwere der Straftaten und der Gefährlichkeit ihrer 
Urheber noch mehr Grund und Anlass zu Klagen über 
Ungerechtigkeit abzugeben und zu „einer Quelle steter 
Erregung für die Sträflinge“ in noch höherem Masse sich 
zu gestalten, als die Ungleichheit in der früheren Straf¬ 
rechtsprechung. Letzterer Misstand könnte viel sicherer 
und vollkommener durch Aenderung des früheren Straf¬ 
masstabes, als durch gänzlichen Verzicht auf Strafaus- 
messung erreicht werden. 

Allerdings wird zugunsten dieses Schrittes, der sich 
zunächst gegen die seitherige Herrschaft der Vergeltungs¬ 
lehre richtete, noch weiter angeführt, „die Verwaltungs¬ 
behörde der Besserungsanstalten könne auf Grund ihrer 
eingehenden Untersuchung aller Umstände, insbesondere 
auf Grund genauer Kenntnis des Charakters des Ver¬ 
brechers erheblich sachgemässer und richtiger die Dauer 
der Strafe bestimmen, als der Strafrichter in dem Eiltempo 
einer überlasteten Gerichtsverhandlung“; ferner: „des 
Richters Fixierung einer bestimmten Zeit als Strafe für 
ein Delikt sei ebenso verfehlt, wie wenn er bei einem 
Geisteskranken vorschreiben würde, wie lange er in der 
Heilanstalt bleiben solle“ (Herr S. 127). 

Darauf lässt sich wohl mit gutem Grunde folgendes 
erwidern: Die Frage, wie lange der Schuldiggesprochene 
zur Sicherung der Rechtsordnung mit Rücksicht auf die 
Gefährlichkeit seiner Persönlichkeit und auf das von ihm 
verübte Verbrechen durch Gefangenschaft der Gesellschaft 
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ferne gehalten werden soll, kommt im amerikanischen 
Besserungsverfahren überhaupt nicht ernstlich in Betracht. 
Dieses scheint mit eben die Hauptschwäche des Re- 
formatorysystems zu sein. Der Richter hat sich mit der 
Frage der Strafdauer überhaupt nicht zu beschäftigen, 
hat daher auch keine besondere Veranlassung, über die 
Persönlichkeit des Täters und seine Sicherheitsgefährlich¬ 
keit eingehende Erhebungen anzustellen. Für die Straf¬ 
vollzugsbehörde steht im Vordergründe des Interesses die 
Aufführung des Verurteilten am Strafplatze. Für sie ist 
die Hauptfrage keineswegs die, wie lange derselbe zum 
Schutz der bürgerlichen Gesellschaft verwahrt werden 
solle; sie lautet für sie vielmehr dahin, innerhalb welcher 
Frist der Gefangene durch Wohlverhalten am Strafplatz 
die Freilassung sich verdient hat. 

Von dem oft gehörten Vergleiche zwischen Sträfling 
und Geisteskranken gilt der Spruch: y>omnis comparaiio 
Claudicat <a. Der Kranke wird nach erfolgter Heilung ent¬ 
lassen ; der amerikanische Gefangene soll die Strafanstalt 
nach eingetretener Besserung verlassen. Die Heilung eines 
Patienten lässt sich in der Regel wissenschaftlich fest¬ 
stellen. Ob aber Wohlverhalten des Verbrechers im Ge¬ 
fängnis auch dessen soziale Genesung bedeutet, darüber 
muss in jedem Falle erst die Zukunft entscheiden. Solcher 
Unsicherheit gegenüber muss um so mehr Vorsicht in der 
Entlassung des Gefangenen geübt werden, je grösser mit 
Rücksicht auf die Vergangenheit des Sträflings die Gefahr 
seines Rückfälligwerdens ist, und je grösser im Hinblick 
auf die Schwere seines begangenen Verbrechens die Gefahr 
erscheint, welche von dessen Wiederholung für die Gesell¬ 
schaft zu besorgen ist. 

Zu vollständiger Durchführung des angezogenen Ver¬ 
gleiches müsste auch die Forderung erhoben werden, dass 
der Gefajigene ebenso, wie der Geisteskranke, stets nur 
nach eingetretener voller Heilung und erst nach voll¬ 
kommener Xaehweisung seiner Ungefährlichkeit in Freiheit 
gesetzt werde. 



Bevor ich meine Betrachtung über die unbestimmte 
Verurteilung schliesse, möchte ich noch die Urteile einiger 
Autoren über den gleichen Gegenstand anführen: Nach 
V. Liszt^) ist es in dem Wesen des staatlichen Straf¬ 
rechts als der Selbstbeschränkung der an sich unbe¬ 
schränkten Staatsgewalt gelegen, dass durch das Straf¬ 
gesetz nicht nur die Voraussetzung der Strafe, sondern 
auch ihr Inhalt nach Art und Mass bestimmt werde. 

Seuffert-) äussert seine Meinung über die unbe¬ 
stimmte Verurteilung mit den Worten: „Es fehlt in der 
Geschichte nicht an Beispielen solcher Strafpflege. Nur 
Avar sie dann keine Rechtspflege mehr. Die Gefahren, die 
aus einer solchen Freiheit der Strafpflege erwachsen, wären 
grösser, als die aus dem Verbrechen kommenden. “ v. H o 11 z e n - 

dorff*) bezweifelt, „dass der Strafvollzug durch die Ein¬ 
führung völlig arbiträrer Strafdauer gehoben werden dürfte, 
zumal wenn man erwägt, dass die Autorität der Straf¬ 
verwaltungen wenigstens zum Teil auf ihrer gesetzlichen 
Gebundenheit beruht“. 

Ganz besonders soll auch noch auf die interessanten 
Ausführungen von Prof. Dr. Wach hingewiesen sein, der 
als „den schwersten Mangel des Systems seine Willkür 
und Ungerechtigkeit“ bezeichnet*). 

Die vorläufige Entlassung, welche einen 
wesentlichen Bestandteil des amerikanischen Reformatory- 
systems bildet, unterscheidet sich von der gleichnamigen 
Einrichtung des deutschen Strafrechts besonders in bezug 
auf den Zeitpunkt ihres Eintrittes, der sich nicht aus der 
Gesamtdauer der Strafe berechnen lässt, da eine solche 
nicht gegeben ist, sondern durch die Anzahl der Clarken, 
welche sich der Gefangene durch Fleiss und Wohlverhalten 
in der Strafanstalt in kürzerer oder längerer Zeit verdient, 
bestimmt wird. Hierin liegt meines Erachtens ihr Haupt- 

V'. Liszt, Lclirb. d. .Strafrcclits tJ. Aiifl. S. 24.‘3. 

-) S<“uff(‘i-t, Kin neues Strafj>-(‘setzb. f. Deutschland S. 11 ff. 

Handt)uch des Gefängniswesens Bd. I S. 4.‘)S. 

h Dr. A. Wach, Die Kefonn der Freilieitstrafe. Leipzig 1S90. S. '>5. 
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fehler, den ich als die nachteiligste Wirkung der unbe¬ 
stimmten Verurteilung bezeichnen möchte. 

Die Gedanken, welchen die vorläufige Entlassung in 
Amerika ihre Ausbildung zu danken hat, finden ihren Aus¬ 
druck in den folgenden Beschlüssen des Cincinnati¬ 
kongresses : 

„Nr. 4. Da die Hoffnung ein noch stärkerer Ansporn 
ist, als die Furcht, sollte die erstere zu einer immer wirk¬ 
samen Triebkraft in dem Denken des Gefangenen gemacht 
werden, und zwar sollte dies mittels eines gut erdachten 
und geschickt angewendeten Systems von Belohnungen 
für gutes Betragen, fleissige Arbeit und gutes Lernen ge¬ 
schehen. Mehr als Strafen sind Belohnungen ein wesent¬ 
licher Bestandteil jedes guten Gefängnissystems. 

Nr. 5. Das Schicksal des Gefangenen sollte in ge¬ 
wissem Umfange in seine Hand gelegt werden; er muss 
in die Lage versetzt sein, durch eigene Anstrengung sich 
zu bessern. Ein geregeltes Interesse an sich selbst muss 
hervorgerufen und stetig wirksam erhalten werden. 

Nr. 12. Der Gefangene muss selbst den Willen zu 
seiner Besserung erhalten. Längere Gewohnheit ist hierbei 
das Wirksamste“. 

Dass Belohnungen und Aufmunterungen im Straf¬ 
vollzüge nicht entbehrt werden können, und dass die vor¬ 
läufige Entlassung sich ganz besonders als Besserungsmittel 
eignet und als solches sich in hervorragender Weise in 
Deutschland bewährt hat,^) wird heute wohl kaum jemand 
ernstlich bestreiten wollen. 

Wie das Einflössen von Furcht der Abschreckung, so 
dient das Erwecken von Hoffnungen der Besserung. Die 
Aussicht, durch gutes Verhalten die Dauer der Strafe zu 
vermindern, bildet für die grosse Mehrzahl der Gefangenen 

Im Zuchthause Ludwigsburg und in seiner Nebenanstalt 
IIohen-Asperg sind in den Jahren 1872—1902 von 11207 Gefangenen 
1197, d. i. 10,7 Proz., vorläufig entlassen worden. Widerruf erfolgte 
in 2,4 von 100 Fällen. In den Jahren 1895/% bis 1901/02 sind von 
J71 beurl. Gefangenen nur 8,1 Proz. im Verbrechensgrade rückfällig 
geworden. 
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einen lebhaften Anreiz, sich dieser Wohltat durch Er¬ 
füllung ihrer Bedingung würdig zu machen. 

Nun hat es aber die vorläufige Entlassung nicht bloss 
darauf abgesehen, die Disziplin unter den Gefangenen zu 
fördern, sie verfolgt vielmehr als Hauptzweck die Wieder¬ 
gewinnung der Bestraften für die Gesellschaft und die in 
ihr herrschende Rechtsordnung. Dazu ist längere Uebung 
in Gehorsam erforderlich; Rechttun und gewissenhafte 
Pflichterfüllung muss dem Verurteilten allmählich zur Ge¬ 
wohnheit und gleichsam zum Bedürfnis werden. Die Dauer 
dieser Uebung, mit anderen Worten das in der Strafe 
liegende Besserungs verfahren, das zu einer Strafkürzung 
führen soll, hat sich vernünftigerweise nach der Gefähr¬ 
lichkeit und Besserungsbedürftigkeit, beide meist mit¬ 
einander Hand in Hand gehend, zu richten. Es würde 
nach unserer Anschauung der Klugheit geradezu wider¬ 
sprechen, dem Verbrecher, der eine im Gesetze mit 
20jährigem Gefängnis bedrohte Tat verübt hat, das gleiche 
Vertrauen zu schenken und ihm die Aussicht zu eröffnen, 
innerhalb der gleichen Frist vorläufige und endgültige 
Entlassung zu erlangen, wie demjenigen Gefangenen dessen 
strafbare Handlung im Gesetze um das Doppelte oder 
Zehnfache niederer eingeschätzt ist. Ein solches Verfahren 
widerspricht unserem Begriffe des Belohnens, dessen Höhe 
wir von der Grösse des Verdienstes abhängig machen; 
dasselbe Verfahren ist aber auch geeignet, das Gerechtigkeits¬ 
gefühl der Gefangenen zu verletzen und Klagen über un¬ 
billige und ungleiche Behandlung unter ihnen wachzurufen. 
Aber auch in unserem Volke würde solche Unstimmigkeit 
in der Rechtspflege kein Verständnis finden, vielmehr in 
den weitesten Kreisen dem lebhaftesten Widerspruche 
begegnen. 

Auch wird unter uns kaum jemand zu finden sein, 
der es für reclitmässig oder für zweckmässig erachtet, im 
Falle eines Widerrufes der vorläufigen Entlassung, ohne 
Vorhandensein eines weiteren Straferhöhungsgrundes die 
im Gesetze angedrohte Höchststrafe eintreten zu lassen. 
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Nach unserer Anschauung von der Strafe ist die 
Probezeit, welche der vorläufigen Entlassung, wie diejenige, 
welche der definitiven Entlassung vorauszugehen hat, in 
ihrer Ausdehnung nach der Gefährlichkeit oder (wie andere 
wollen) nach der Schwere des Verbrechens, d. i. im gleichen 
Verhältnis, wie Strafe und Verbrechen zueinander stehen, 
zu bestimmen. 

Und deshalb werden wir wohl daran festhalten, für 
den Eintritt der vorläufigen Entlassung einen Bruchteil 
der ganzen Strafzeit festzustellen, und diese letztere, wie 
seither, durch einen berufsmässig ausgebildeten, mit voll¬ 
kommener Unabhängigkeit ausgestatteten Richterstand aus¬ 
sprechen zu lassen. 

Wie schon früher erwähnt wurde, dient zur Kontrolle 
von Arbeitsfleiss, Lerneifer und sonstiger hausordnungs- 
mäsi^iger Führung der Gefangenen in den amerikanischen 
Besserungsanstalten „ein verwickeltes und fein durchdachtes 
System von Regeln, durch das der Gefangene sich durch¬ 
arbeiten muss, um zur Freiheit zu gelangen“ (Herr S. 172). 
Es ist dies das Grad- und Markensystem, das die 
Gefängnisreformer der Vereinigten Staaten aus dem irischen 
Strafvollzugssysteme übernommen haben (S. 174 eod.). 

Der deutsche Strafvollzug hat sich diese fremdartige 
Einrichtung nicht angeeignet, hat aber auch ohne dieselbe 
mit der vorläufigen Entlassung die günstigsten Ergebnisse 
erzielt. Es finden sich zwar in den Hausordnungen ver¬ 
schiedener deutscher Einzelstaaten sog. Disziplinarklassen 
eingeführt, wonach die Höhe der Arbeitsbelohnungen der 
befangenen Avie das Mass der zugelassenen Extragenüsse 
u. dgl. bestimmt werden. Erwähnte Klassen aber üben 
keineswegs einen unmittelbaren Einfluss auf die vorläufige 
Entlassung aus. Das Markensystem dürfte sich für uns 
nur dann empfehlen, wenn unser künftiges Reichsstraf¬ 
gesetzbuch sich dafür entscheiden sollte, für den Eintritt 
der vorläufigen Entlassung verschiedene Bruchteile der 
besamtstrafzeit aufzustellen und die Grösse des Strafnach- 
lass(‘s von melir oder Aveniger raschen Fortschreiten der 
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Besserung der Gefangenen abhängig zu machen. Bis da¬ 
hin können wir ohne Schaden und Gefahr auf die fremd¬ 
ländische Einrichtung getrost auch fernerhin verzichten. 

Die Ergebnisse des ReformatorySystems 
werden von Herr in einem besonderen Abschnitt (S. 370 ff.) 
behandelt. Er erklärt mit der grössten Offenheit, ein 
.statistischer Nachweis der erfolgten Besserung sei nicht 
möglich. „Ob der frühere Insasse später wieder Delikte 
begeht und in anderen Anstalten eingeliefert wird, darüber 
sind Schätzungen und Vermutungen, aber keine wissen¬ 
schaftlichen Nachweise möglich. Hierüber kann keine 
Statistik berichten. . . . Mit dem Verlassen der Anstalt 
geht regelmässig die Spur der Gefängnistage des Delin- 
<iuenten unter.“ 

Nach meiner Ueberzeugung müssen die Schattenseiten 
des amerikanischen Reformatorysystems, die ich in der 
unbestimmten Verurteilung und in deren nachteiligem 
Einflu.sse auf die vorläufige Entlassung erblicke, früher 
oder sj)äter in einer ungünstigen Bcsserungsstatistik sieh 
offenbaren. 

Sollte diese meine Proj)hczeihung sich nicht erfüllen, 
sollte, wie Herr versichert, die öffentlic*hc ^Meinung und 
das wissenschaftliche Urteil Amerikas, die zurzeit sehr 
günstig ül)er das moderne Bcsserungssystem ihres Landes 
lauten, auch Kocht behalten, so würde ich dadurch nicht 
irre werden in meiner Ueherzeugnng, dass allenfallsige 
günstige Ergebnisse keineswegs dem Systeme als solchem, 
und am alh'rwenigsten den indcfc'r)iiinatcs st'iitoices, sondern 
vielmehr in erster Linie und vielleicht einzig und allein 
dem Umstande zuzuselircil)cn seien, dass die Bessernngs- 
anstalten Amerikas fast ausschliesslich erstmals bestrafte 
Individuen aufzunehmen bestimmt sind, die in viel ge- 
ringerem .Masse, als V'orbestrafte, einem Rückfalle aus¬ 
gesetzt sind. Ich l)ezweifle, dass die amerikanischen 
Keformat(>ri(*s, wenn sie heute über eine verlässige .Statistik 
zu verfügen hätten, günstigere Zahlen aufzuweisen ver¬ 
möchten, als ein deutsches Zuchthaus (Ilohenasj)crgü, von 
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dessen nicht vorbestraften Insassen, die von 1886/7—1890/1 
entlassen wurden, nur ca. 19 Proz, rückfällig wurden, 
gegenüber von ca. 62 Proz. Rückfälligen aus der Zahl der 
im Zuchthause Ludwigsburg entlassenen Vorbestraften. In 
dieser meiner Meinung werde ich bestärkt durch eine 
Aeusserung von Pettigrove, Leiter des Gefängniswesens 
von Massachusetts, der zu dem Ergebnis gelangt, dass 
mindestens 60 Proz. der aus der dortigen Besserungsanstalt 
Entlassenen nicht wieder in Strafanstalten zurückkehren 
(Herr S. 380), wonach sich eine Zahl von ca. 40 Prozent 
Nichtgebesserter ergibt. 

Der Vollständigkeit halber glaube ich mich auch 
noch kurz über den amerikanischen Strafvollzug an 
Unverbesserlichen äussern zu sollen. 

Die in den sog. State-Prisons an rückfälligen und 
unverbesserlichen Verbrechern zu vollstreckende Siche¬ 
rungsstrafe bildet den Gegensatz zu der in den Reforma- 
tories an besserungsfähigen Verurteilten zu vollziehenden 
Besserungsstrafe. 

Die Schilderung, welche Herr (S. 16 ff.) über die 
orstere Art von Strafanstalten entwirft, lauten wenig günstig 
für sie. Nach seinen Angaben „sind die Staatsgefängnisse 
von grossem Umfange, und die Zahl ihrer Insassen über¬ 
steigt nicht selten das erste Tausend. Am Tage findet 
man in ihnen gemeinsame Arbeit, während die Nacht jeder 
Insasse in einer Zelle zubringt, soweit nicht die Zellen 
für mehrere Insassen bestimmt sind. . . . Die geräumigen 
Zellen sind wohnlich ausgestattet. ... So lebt es sich 
recht bellaglich in den Räumen des Zuchthauses. Mit 
Teppichen, Tischen, Büchern, Bildern und Schaukelstühlen 
hisst sich selbst ein unfreundlicher Raum hübsch aus¬ 
schmücken. ^ Blumen, Vögel und Musikinstrumente sind 
auch nicht zu verachten und in den Tageszeitungen kann 
man sich über das Leben in der Aussenwelt trefflich in¬ 
formieren. . . . Zwei, vier und mehr Gefangene hausen in 
(len Zellen und führen dort ein fröhliches Dasein. . . . 
Abends finden musikalische Vorführungen der verschieden- 
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sten Art statt. Bis 9 Uhr Abends brennt elektrisches Licht 
in den Zellen. Durch Ueberarbeit können die Gefangenen 
erhebliche Summen verdienen.“ 

Wenn auch diese Schilderung sich zunächst nur auf 
das berühmte Eastern Penitentiary in Philadelphia bezieht, 
so kann man doch, wie Herr angibt, die Disziplin und die 
Behandlung der Gefangenen in den übrigen Staatsgefäng¬ 
nissen gleichfalls nicht als streng oder gar hart bezeichnen. 
„Wie in einer Fabrik wird während gewisser Stunden ge¬ 
arbeitet, um gewerblichen Gewinn zu erzielen. Im übrigen 
ist den Gefangenen das Leben nicht zu sauer gemacht. 
Tageszeitungen sind erlaubt, Tabak wird geliefert und das 
Essen ist gut und reichlich. . . . Durch gutes Verhalten 
kann sich der Gefangene einen gesetzlich bestimmten 
Bruchteil seiner Strafzeit ab verdienen.“ 

Kein Wunder, dass ein solcher Strafvollzug an un¬ 
verbesserlichen Verbrechern, die zum grossen Teile den 
Abschaum der bürgerlichen Gesellschaft bilden, wegen 
seiner allzu grossen Milde „in der amerikanischen Publi¬ 
zistik ihre Gegner und Tadler findet“. Dieser Aeusserung 
Hcrrs möchte ich noch die folgenden Bemerkungen anfügen: 
Un verbesserlichkeit von Verbrechern bekundet den höchsten 
(irad von subjektiver Gefährlichkeit und sollte darum in 
allen Fällen, in denen der Nachweis ihres Vorhandenseins 
geliefert ist, auf die höchste im Gesetze für das begangene 
Delikt vorgesehene Strafe erkannt werden. In dem Masse, 
als die Iloffnung auf Besserung ausgeschlossen ist, muss 
die abschreckende und sichernde Wirkungsweise der Strafe 
in Anwendung gel)raclit werden. Aus diesem Grunde er¬ 
schiene es als unverständlich und widerspruchsvoll, mit 
dem Schulderkenntnis nicht auch den Strafausspruch zu 
verbinden, um dem „Unverbesserlichen“, dessen möglichst 
lange Internierung ein Gebot der öffentlichen Sicherheit 
ist, die Hoffnung auf vorzeitige Freilassung als Belohnung 
für gute Fuhrung im Gefängnisse zu eröffnen. Zur Be¬ 
förderung der Uefangendisziplin und zur Aufrechterhaltung 
den* Grdnung im Zuchthause genügt eine Anzahl von Vei" 
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günstigungen und Straferleichterungen für Wohlverhalten, 
welche sich, um die abschreckende Wirkung der Strafe 
nicht abzuschwächen, in sehr engen Grenzen halten sollen. 

Der erhöhte Strafzwang gegen Inkorrigible hat sich 
in einer sehr strengen Hausordnung, insbesondere in un¬ 
bedingtem Arbeitszwang ohne weitere Rücksicht, als auf 
Leben und Gesundheit der Gefangenen, zu äussern. 

Als Ergebnis dem am amerikanischen Strafvollzüge 
geübten Kritik und zugleich als Antwort auf die Frage 
seiner Anwendbarkeit in Deutschland möchte ich zum 
Schlüsse meiner Abhandlung die folgenden Sätze aufstellcn: 

Die Verbannung der Vergeltungsidee aus dem Straf¬ 
recht bedeutet für den amerikanschen Strafvollzug einen 
Kulturfortschritt von der allergrössten Bedeutung. 

Der Anerkennung des Zweckgedankens im Strafrecht 
ist die rationelle und vorteilhafte Unterscheidung von 
Strafanstalten für verbesserliche und für unverbesserliche 
Verurteilte zu verdanken. 

Dem amerikanischen Besserungssysteme gereicht zum 
Nachteile, dass es irrtümlicherweise die Besserung als 
Zweck statt als Mittel zur Erreichung des Strafzweckes 
betrachtet und infolgedessen den beiden anderen Wirkungs¬ 
weisen der Strafe, der Abschreckung und der üngefährlic'h- 
machung (Sicherung), nicht die ihnen gebührende Be¬ 
deutung beilegt. 

Der soeben erwähnte' Fehler äussert sich in der 
Abschaffung der bestimmt lautenden Strafurteile und in 
der Gestaltung, welche unter dem Einflüsse dieser Mass¬ 
nahme das Institut der vorläufigen Entlassung angenommen 
hat, insofern die beiden genannten Einrichtungen die Gefahr 
verfriditer Strafbeendigung im Gefolge haben. 

Eine zu weitgehende, die abschreckende Wirkung 
der Strafe beeinträchtigende Anwendung des Besserungs¬ 
gedankens ist in gewissen Freiheiten und Begünstigungen 
zu erblicken, welche den Gefangenen in den Reformatories 
wie in den State-Prisons gewährt werden. Zu jenen ge¬ 
hören die Zulassung sportlicher Spiele, die Bildung von 
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Vereinen und die Veranstaltung von Versammlungen unter 
den Gefangenen, die Abhaltung von geselligen Ver¬ 
gnügungen in den Reformatories, die Herausgabe von 
Zeitschriften innerhalb der Besserungsanstalten, ferner die 
Zulassung von Zeitungen und Zeitschriften in den Zucht¬ 
häusern. 

Aus diesen Urteilen über den modernen amerikanischen 
Strafvollzug ergeben sich nachstehende Forderungen an 
die künftige Strafgesetzgebung für das Deutsche Reich: 

1. Es sei unter Angabe der dermaligen Unterscheidung 
zwischen Verbrechen und Vergehen eine Freiheitstrafe für 
jugendliche und für besserungsfähige erwachsene Verurteilte 
als „Besserungsstrafe" und eine andere für Unverbesserliche 
als „Schutz- und Sicherungsstrafe“ zu schaffen. 

2. Die „unbestimmte Verurteilung“ sei in ein künftiges 
deutsches Reichsstrafgesetzbuch nicht aufzunehmen. 

3. Dagegen sei die vorläufige Entlassung des der- 
maligen gültigen Reichsstrafgesetzbuches in ihrer seit¬ 
herigen Gestalt beizubehalten und nach Bedürfnis noch 
weiter auszubilden. 

4. Nicht zur Nachahmung im deutschen Strafvollzüge 
seien die oben erwähnten Freiheiten und Vergünstigungen 
zu empfehlen, welche eine Besonderheit des amerikanischen 
(Jefängniswesens bilden. 

5. Ni(!ht zu beanstanden seien die zu körperlicher 
Ausbildung in den amerikanischen Besserungsanstalten ein- 
geführlen militärischen Uebungen und das Tmaien für 
jüngere (Jefangene. 


Hlatter für (^'»ct.in^nisk urdc. XI II. 
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Fflrsorge fflr Strafentlassene Jugendliche. 

Referat gehalten am 2. Mai 1906 in Preungesheim vor «len Teil¬ 
nehmern des Kursus für Kinderfürsorge in Frankfurt a. M. 
von Goet'/e, Pfarrer am Strafgefängnis in Preungesheim bei Frank¬ 
furt a. M. 


Meine Damen und Herren! 

Ich hoffe Sie sind damit einverstanden, dass ich Sie 
nicht mehr mit Darlegung der allgemeinen Gesichtspunkte 
aufhalte, welche weite Kreise heute in die Fürsorgetätig¬ 
keit besonders an der heranwachsenden Generation ein¬ 
führen, nur um etwa zu beweisen, dass ich auch damit 
Bescheid weiss. Wir sind alle in so reicher und gediegener 
Weise, besonders gestern auch über die Fürsorge für die 
gefährdete weibliche Jugend, orientiert worden und ich 
glaube, wenn irgend wo, so sind wir über die Tatsache 
der Notstände, über ihre Höhe und in der Bereit¬ 
willigkeit, in die Hilfsarbeit mit vollen Kräften einzii- 
treten, alle ohne Ausnahme so völlig einmütig, dass ich 
füglich darüber hinAveggehen kann. Ich hoffe auch, dass 
ich die Schwierigkeiten, die das Vormundschaftsgericht 
Ihnen und uns bereitet hat und noch bereitet, nicht weiter 
berühren brauche, denn darüber sind wir ja auch zur Ge¬ 
nüge orientiert und völlig einig, dass in diese eherne Mauer 
so oder so eine Bresche geschlagen werden muss. 

Und da Avir uns auch über die Ziele nämlich die 
sittliche und gesellschaftliche Rehabilitation der verirrten 
Elemente der jüngeren Generation einig sind, so kann ich 
dies alles nunmehr übergehen um Ihnen einiges Avenige 
zu sagen 

1 . ü 1) e r d a s M a t e r i a 1, mit dem av i r z u t u n 
h a b c n , 

2. über d i e W g e, die u n s e r e F ü r s o r g e jetzt 
z u g c h c n v e r m a g und 
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3. möchte neben den Desiderien, die sich mit denen 
in der gesamten gefährdeten männlichen und weib¬ 
lichen Jugend decken und die Ihnen ja alle be¬ 
kannt sind, noch einige wenige Wünsche 
und Gedanken berühren, die meines Wissens 
in diesen Tagen noch wenig behandelt sind. 

W. A. Ich soll Ihnen hier über Strafentlassene 
Jugendliche reden, aber erstens werde ich wohl in der 
Hauptsache von solchen erzählen, die noch hier sind, also 
noch nicht Strafentlassene sind; sodann werden Sie wahr¬ 
scheinlich überrascht sein, dass Sie hier* im allgemeinen 
von Jugendlichen oder von besonderen Einrichtungen für 
Jugendliche nichts bemerkt haben. 

In der Tat haben wir auch nur sehr wenig Jugend¬ 
liche hier. Das ist eine seit dem Jahre 1901 merkbar 
gewordene Frucht des Fürsorgeerziehungsgesetzes, was ich 
nicht unterlassen darf, deutlich hervorzuheben. — Wir 
haben zur Zeit 27 männliche Jugendliche, und nur 2 Mädchen 
unter 18 Jahren. 

Einen andern Eindruck würden Sie gewinnen, wenn 
ich Sie im Augenblick an den Schauplatz meiner früheren 
Arbeit nach Wronke in Posen versetzen könnte, wo 

neben dem grossen Männergefängnis in vollständig ge¬ 
trenntem Gebäude 154 Knaben, und in dem auch soge¬ 
nannten „Weiberbau“ 30—40 Mädchen ständig inhaftiert 
waren. 

Trotzdem bietet das hiesige Gefängnisleben charak¬ 
teristisches Material zur Genüge und ich darf mir wohl 
erlauben. Ihnen in aller Kürze einige solcher traurigen Fälle 
hier vorzulegen. 

Da ist hier seit 2 Jahren ein nunmehr fast ISjähriger 
junger Mensch, hellblond von sehr kleiner Statur mit 

glattem unschuldigem Kindergesicht, allerdings etwas 
scheuem Blick, der — wohlgeimu'kt — in einem Alter von 
15 Jahren w egen K ö i- p e r v e r 1 e t z u n g und Not¬ 
zucht in 2 Fällen zu 3 Jahren und 9 Monaten Ge¬ 

fängnis verurteilt wurde. 

c* 
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Zwar ist er nach seiner Entlassung aus dem Gefängnis 
nicht mehr Jugendlich im Sinne der Strafhaft, aber doch 
noch nicht majorenn. Was wird aus ihm? d. h. welcherlei 
Fürsorge kann ihn vor sich selber schützen? 

Sie begreifen, dass die Fürsorge für die Strafent¬ 
lassenen bei uns Gefängnisbeamten schon mit dem Tage 
der Einlieferung des Gefangenen beginnt, zumal bei dem 
Jugendlichen, wenn er zum ersten Mal vor uns in der 
Zelle steht oder bei der ersten Vorstellung vor der Ober¬ 
beara tenkonferenz nur zögernd und scheu, oder flott und 
frech die Antworten von seinen Lippen kommen. In jedem 
Fall zieht bei allen Jugendlichen ein wehes Gefühl des 
Schmerzes durch unser Herz und in dem Augenblick be¬ 
ginnt die Fürsorge. 

Der oben Erwähnte führt sich hier sehr gut, ist in 
Schule und Religionsunterricht von grosser Aufmerksam¬ 
keit und regem Fleiss, aber über seinem ganzen Wesen 
liegt es wie ein Schleier, den auch die eingehendste Seel¬ 
sorge noch nicht zu zerreissen vermocht hat. Neben diesem 
mit fast vier Jahren bestraften Knaben wurde mehrfach 
ein junger hübscher Druckerlehrling — sein Vater war 
Setzer in der Druckerei der Volksstimme — hier einge¬ 
liefert, um einige Tage wegen Schulversäumnis in der 
Fortbildungsschule hier zu verbüsseu. Wie darf man aus 
solcher Veranlassung ein solch junges Menschenkind in 
das ansteckende Milieu eines Strafgefängnisses versetzen. 
Welche grausame Gedankenlosigkeit des Gesetzes! — — 

Wegen eines Fahrraddiebstahls wird ein angeblich 
18jährigcr junger Mensch eingeliefert. Bald stellt .sich 
heraus, dass er erst 16 Jahre alt ist. Eine Anzeige nach 
der andern, ein Tcnnfn nach dem andern verzetteln seinen 
Strafvollzug, bis sich mit der Zeit ein ganzes Gespinnst 
von Lügen entwirrt, und man nunmehr hoffen kann, einiger- 
niassen auf den (iiimd gekommen zu .sein. 

Al)er seine Familien Verhältnisse sind auch ganz wunder¬ 
lich. Zunäeltst hatte er angegeben, er sei der voreheliche, 
aber legitimierte Sohn des Mauiers Aug. H. und seiner 
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Mutter eine geborne L. In Wirklichkeit ist er der Aelteste 
von 3 unehelichen Kindern der Auguste H., die andauernd 
mit dem Maurerpolier L. in wilder Ehe lebt. Der L. wird 
Vater genannt, soll zeitweise nicht arbeitsfähig sein; nach 
anderer Version ist er fleissig und tüchtig und nur zeit¬ 
weise krank gewesen. 

Die Mutter ist Wäscherin, soll sehr fleissig und eigent¬ 
lich die Ernährerin der Familie sein und ist, nach den 
Briefen zu urteilen, eine ganz intelligente, gewandte Person. 

Aber warum nun nicht verheiratet ? Es liegt gar kein 
Grund dagegen vor, auch leben sie in Friede und Ein¬ 
tracht, Aber im ungünstigsten Fall hat der Mann nicht 
die geringste Verpflichtung und auf der Frau ruht die 
ganze Last. 

In solchem Milieu ist das Kind nun aufgewachsen. 
Ein merkwürdiges Produkt dieser unklaren Verhältnisse. 

Pfarrer und Lehrer geben ihm ein gutes Zeugnis, 
aber die Sucht nach Besonderem, nach Abenteuern, 
eine oft ganz unbegründete Neigung zu Lügen mit dem 
ehrlichsten Gesicht hat sich seit seiner Schulentlassung 
geradezu treibhausartig in ihm entwickelt. 

Er wird nach seiner Entlassung — er hat insgesamt 
8 Monate — in Fürsorgeerziehung kommen. Doch sehe 
ich seiner Unterbringung in die Erziehungsanstalt mit grosser 
Sorge entgegen, denn dort ist die Atmosphäre, in der seine 
Schwächen ganz besonders gedeihen. — — 

Ein 14jähriges ^lädchen aus Wiesbaden läuft unter 
Mitnahme von 10 M., die sie ihren Eltern stiehlt, nacli 
Giessen, besucht dort ihren Onkel, bestellt schone Grüsse 
von daheim und bleibt in aller Gemütsruhe dort, bis sie 
plötzlich zur Ueberraschung der ahnungslosen Leute von 
der Polizei geholt und per Schupp wieder heimgebracht 
wird. .\ber sie hält es bei ihren ordentlichen Eltern nicht 
aus, geht nach Frankfurt durch, l)egeht dort einige kleine 
Diebstähle und ist nun auf 3 Monate hier, um dann direkt 
von hier in die Erziehungsanstalt zu gehen. 
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Sie ist, so klein sie ist, von elementarer Leidenschaft¬ 
lichkeit, von geradezu gewaltsamem Trotz, der schliesslich 
nur in einem Strom von Tränen seine Auslösung findet. 
Sie schwankt oft zwischen frechem Lachen und erschüttern¬ 
dem Schluchzen. So wie sie sich beobachtet weiss, gährt 
und wühlt es in ihr. 

Ein Fall, der für Sie charakteristisch ist. 

Eines Sonntags um Y 48 Uhr komme ich hier herauf 
zum Gottesdienst und sehe im Vorübergehen durch die 
offene Tür, wie sie mit dreistem, herausforderndem Lachen 
ihrer Nachbarin etwas zuflüstert. In dem Augenblick 
fühlt sie mit der eigenartigen Sensibilität solcher über¬ 
reizter Menschen, dass sie beobachtet wird. Da wird ihr 
Gesicht ganz entstellt, ganz grün, starr mit abgewendetem 
Kopf und schiefen Augen sitzt resp. steht sie während des 
Eingangsliedes und der Liturgie vor mir, nur ab und zu 
unter den schief stehenden Liedern einen funkelnden hass¬ 
erfüllten Blick nach mir herüberschleudernd. 

Es war erbarmungswürdig, unter welchem grauen¬ 
haften Bann von Leidenschaft dies junge Wesen aus einem 
ganz nichtigen Grund stand und ich war schnell entschlossen 
um ihret- und meinetwilleji, diesen Zustand noch vor der 
Predigt auf irgend eine W^eise auszuschalten. 

Während des beginnenden Hauptliedes winke ich sie 
heran, verlasse mit ihr den Saal und gehe in das neben¬ 
liegende Zimmer, lege ihr die Hand auf die Schulter und 
sage freundlich und eindringlich zu ihr: „Mein armes Kind, 
was ist dir ?“ Da bricht ein Strom von Tränen aus ihren 
Augen, ihr ganzer Körper bebt vor Schluchzen und der 
Bann ist gelöst. Sie spricht dann ruhig mit mir, wenn 
auch noch weinend darüber, wie das so gekommen war, 
und ist von dem Moment an, nachdem ich sie zurückge¬ 
führt, weich und aufmerksam während der ganzen Predigt. 

So wechselt es bei ihr. W'^as soll aus ihr werden ? 

Ich gedenke — der Fall liegt Jahre zurück — einer 
15jährigen (!!) unter Kontrolle stehenden Berliner Prosti- 
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tuirten, die wegen Diebstahl und Erpressung 3 Monate in 
Wronke im Weibergefängnis war. — — 

Da haben Sie eine kleine Probe des Materials unsrer 
Fürsorge. 

Wieübenwirdieseaus? 

Der natürlichste und" nächstliegendste Weg ist der, 
dass die meist zerrissene Verbindung mit dem Vaterhause 
wieder angebahnt wird. 

Bei den Verhandlungen hierüber ergibt sich bald, ob 
die heimatlichen Verhältnisse gesund oder bedenklich sind, 
und es finden sich oft genug Fälle, wo uns die Eltern, 
ordentliche tüchtige Menschen, entgegenkommen und ihr 
verirrtes Kind wieder in treue, und nunmehr festere elter¬ 
liche Zucht nehmen. Und das Kind, gewarnt durch das 
schwere Unglück, das es durch seine Schuld über sich und 
die Seinen gebracht hat, entwickelt sich voraussichtlich zu 
einem ganz braven, fleissigen Menschen. 

Meist kommen sie uns leider aus dem Auge, zumal 
die Jugendliche, die bei oft nur kurzer Strafe sehr häufig 
wechseln, aber ab und zu erhalten der Lehrer und ich 
Briefe und Postkarten (Ansichtspostkarten !), die uns direkt 
oder indirekt von guter Entwicklung Zeugnis geben. 

Bei Anstaltszöglingen sind solche brieflichen Nach¬ 
richten vorsichtiger zu bewerten. Dort trägt die Dank¬ 
barkeit mehr einen offiziellen Charakter und in einem 
Falle z. B. traue ich der Briefstellerin, die bisher jährlich 
in gewandter und gewundener Form aus ihrem Anstalts¬ 
leben berichtet hat, nicht im geringsten. 

Einer anderen Form der Fürsorge müssen wir nahe¬ 
treten, wenn entweder die häuslichen Verhältnisse un¬ 
günstige sind oder sonst das Vorleben und der Eindruck, 
den wir vom Charakter gewinnen, es nötig erscheinen lassen, 
dass andere Verhältnisse als die bisherigen auf den Knaben 
otler das Mädchen wirksam werden. 

Da besteht nun seit dem 1. April 1901 in den Aus- 
führungsbestimmungen des M. d. I. für das Fürsorge- 
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erziehungsgesetz No. II Abschnitt 7 folgende bündige An¬ 
weisung : 

Die Vorsteher der Gefängnisse, in denen jugendliche 
Verurteilte ihre Strafe verbüssen, haben mit der Konferenz 
des Oberbeamten zu der der Geistliche, der Arzt und 
der Lehrer gehört, oder wo solche Konferenzen nicht be¬ 
stehen, mit den Anstaltsgeistlichen und Lehrern zu erörtern, 
ob die Fürsorgeerziehung für einen Jugendlichen nach 
verbüsster Strafe notwendig erscheint. Bejahendenfalls ist 
der Konferenzbeschluss oder das Gutachten mit den Akten 
der zuständigen Behörde so rechtzeitig mitzuteilen, dass 
womöglich das Verfahren vor Ablauf der Strafe beendet 
sein und die Unterbringung zur Fürsorge sich unmittelbar 
an die Verbüssung der Strafe anschliessen kann“. 

Sie sehen übrigens, dass diese Ausführungsbestim¬ 
mungen durchaus von demselben sachlichen Geist getragen 
sind, der sich durch alle Ihre Verhandlungen gezogen hat 
und durch welchen die Verzögerung und Verschleppung der 
Verhandlungen möglichst vermieden werden sollen. 

Bisweilen ergaben die Einlieferungspapiere oder die 
zur Kenntnisnahme eingeforderten Untersuchungsakten, 
dass Fürsorgeerziehung schon beantragt ist. Das entbindet 
uns aber keineswegs von dem Recht oder der Pflicht auch 
unsrerseits durch unsre Anzeige dem Verfahren noch 
grösseren Nachdruck zu verleihen. 

Bedauerlicherweise gehört die Gefängnisverwaltung 
nicht zu den Instanzen, welche A n tra gs berechtigt oder 
-verpflichtet sind. 

Bekanntlich muss auf Antrag einer antragsberechtigten 
Behörde das Verfahren vom Vormundschaftsrichter wenig¬ 
stens e i n g e 1 e i t e t werden. Der Antrag hat also dann 
einen gewissen Effekt, mag der Ausgang so oder so sein. 

Aber die Gefängnisverwaltung ist nur zur Anzeige 
verpflichtet und zwai’ bei der Antragsbehörde, solche An¬ 
zeige braucht unter Umständen gar keinen Effekt haben. 
^Venn die Antragsbehörde andrer Meinung ist, lässt sie 
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die Anzeige einfach liegen und hat nicht einmal die Ver¬ 
pflichtung, Antwort auf dieselbe zu geben. 

Anzeigeberechtigt ist, wie Sie wissen, jedermann. Die 
Gefängnisverwaltung aber ist nuranzeigeverpflichtet, 
wie sie aus den oben zitierten Ausführungsbestimmungen 
ersehen, anzeigeyerpflichtet auf Grund sorgfältiger Prüfung 
des gegebenen Falls. 

Diese sorgfältige Prüfung und gemeinschaftliche Be¬ 
ratung in der Konferenz, wo, wie Ihnen bekannt sein wird, 
die mannigfachsten Elemente mitwirken, der Arbeitsin¬ 
spektor, der Pfarrer, der Polizeiinspektor und Lehrer — 
sie alle beobachten das Kind von den verschiedensten 
Standpunkten aus, und das ist bei der Beratung ausser¬ 
ordentlich wertvoll. — Also diese sorgfältige 
Prüfung ergibt natürlich die verschiedensten 
Resultate. 

Wie häufig erscheint eine staatlich beaufsichtigte 
Erziehung und eine staatlich gestärkte Autorität des Er¬ 
ziehers am Platz, und wir können uns doch nicht zum 
Antrag auf Fürsorge entschliessen. Es ist nicht allein das 
langsame, umständliche und in seinem erseiinten Resultat 
so furchtbar unsichere Verfahren der alleinige Grund für 
dieses Zögern, sondern z. B. folgendes: Den Fürsorgezög¬ 
ling, der hier in der Einzelhaft vielleicht längere Zeit sorg¬ 
fältig von der Gemeinschaft mit gleich charakterschwachen 
Elementen geschützt war, den sollen wir nun mit offenen 
Augen in die G em e i n sc h af t des Anstaltsleben gehen 
sehen, wohl gemerkt nach der Einzelhaft, über deren 
psychische Wirkung ich in den Aschaffenburgschen Heften 
im vergangeiHMi Jahre aiisfülirlich berichtet habe. .Alan 
kai\n sich keinen grössereii Gegensatz denken, und da be¬ 
dürfte der Patient — ich kann in diesem Falle es nicht 
anders bezeichnen — eine andre Behandlung. 

Anderseits habe ich diediu'c hschlagendsten Erfahrungen 
gemacht, Avie eine durch höhere Instanz gestützte und in 
überh'gter W(‘ise ausgenutzte Autorität sei es nur durch 
ein Vormund oder Fürsorger die Pflege in vielen h'ällen 
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von ausgezeichneter Wirkung ist. Ich bin gern bereit, 
auf Verlangen dies nachher zu belegen, doch will ich Sie 
jetzt damit nicht aufhalten. So wird das Für oder Wider 
oft in langer Debatte, die unsere Konferenzen bisweilen 
über die Gebühr ausdehnen, sorgsam erwogen, und wir 
versuchen es oft noch einmal ohne Antrag, durch per¬ 
sönliche Beziehungen, einen uns geeignet erscheinen¬ 
den Platz für unsre Pfleglinge zu bekommen. 

Für die Mädchen übernehmen diese Arbeit stets die 
mit grossem Eifer und grossem Aufwand von Mühe und 
Zeit das Weibergefängnis besuchenden Damen, die es ver¬ 
stehen, sich das Vertrauen der Gefangenen zu erwerben, 
sich keinen Gang, keinen Brief, ja oft selbst keine Kosten 
verdriessen lassen, um den rechten Platz, oder überhaupt 
einen Platz für das verlassene Menschenkind zu finden, 
dem der Vater oder die Mutter geschrieben hat: „Solange 
„du nicht anders geworden bist, bist du unser Kind nicht 
„mehr;“ oder „nachdem du uns diese Schande bereitet hast, 
„darfst du dich zu Hause nicht mehr sehen lassen, wir 
„müssen uns ja schämen. Die Leute werden mit Fingern 
„auf uns weisen, wenn du aus dem Gefängnis zu uns 
„kommst.“ 

Anfragen nach landwirtschaftlichen Dienstknechten 
liegen ja bisweilen bei uns vor. 

Auch gibt die Verwaltung des Hauses Beziehungen 
zu Maurer- oder Zimmermeistern, die sich aus Gefälligkeit 
bereit erklären einen jungen Menschen dieser Branche in 
Arbeit zu nehmen. Die Erfahrungen, welche wir dabei 
machen, sind sehr verschiedene, meist allerdings so, dass 
(las Publikum nicht gerade ermutigt wird, bestrafte 
Elemente aufzunehmen. 

Im vergangenen .Jahre brachten wir einen braven 
17jährigen .Jungen, der wegen seines trunksüchtigen Vaters 
nicht nach Hause mochte und konnte, bei einem Landwirt 
hier im Ort unter. Zuerst ging alles vorzüglich; aber 
nach 4 Wochen war er weg. Er hatte sich zu sehr nach 
seiner Mutter gesehnt, die vom betrunkenen Vater immer 
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geschlagen wurde und so war er auf und davon. Unter 
dem Zwang solcher instinktiven Liebe fühlt diese Menschen¬ 
klasse — es ist das eine ganz allgemeine Erfahrung — 
nicht die geringste Verpflichtung. 

Am 9. 4. 06 bekam ich von ihm aus seiner Heimat 
folgende Karte: Sehr hochehrwürdiger Herr Pfarrer! In 
meiner Anrede an Sie möchte ich mich mit der geneigten 
Bitte an Sie wenden, dass es mir jetzt gut geht. Ich arbeite 
jetzt in Hailer. Es grösst Euch C. R. 

Schön! Nicht wahr? Aber doch wenigstens recht 
erfreulich. Der wird nicht wieder ins Gefängnis kommen! 

Eine besondere Schwierigkeit bietet der oft schon 
feststehende Beruf des Häftlings. 

Welch Meister wird nun einen diebischen Schlosser¬ 
lehrling zur Beendigung der Lehrzeit bei sich aufnehmen! 

In diesem und ähnlichen Fällen, bei Spenglern, 
S(;huhmachern, Schneidern ist die Fürsorgeerziehung, die 
Unterbringung in einem Lehrlingsheim (Dillenburg) oder 
eine Handwerkerbildungsanstalt (Gmünd i. d. Eiffel) geradezu 
eine Notwendigkeit, und die Möglichkeit der vorläufigen 
Unterbringung in weitestem Masse auszunutzen. Möchte 
da das Vormundschaftsgericht in vollem Masse seine Pflicht 
einsehen und tun. 

Der Besuch von Aumühle hat uns gerade das eine 
gezeigt, dass es auf diese Weise möglich ist, die Vergangen¬ 
heit in geeigneter Weise zuzudecken, sodass dieselbe nicht 
für den ernstlich Reuigen ein beständiges Hindernis, eine 
dauernde Gefahr für seine Zukunft bedeutet. 

Aber was machen wir mit jungen Kaufleuten? 
Da empfinden wir dieselbe Lücke, welche gestern Frl. 
Pappen hei in auf dem Gebiet der wcibl. Fürsorgetätig¬ 
keit zu ihren Vorschlägen veranlasst hat. Landarbeit und 
Fabrikarbeit k<)nnen sie — Ausnahmen abgerechnet — 
nicht leisten. Die Erziehungsanstalten können für sie gar 
nicht eingeri(*htet sein. Was wird aus ihnen? 

So habe ich gerade jetzt seit Monaten in Au¬ 
mühle einen jungen Kaufmann aus Kassel, der sich hier 
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und auch dort vorzüglich führte, aber dort kann er nicht 
in geeigneter Weise beschäftigt werden. Jede Woche 
längerer Aufenthalt ist für seine Zukunft verlorene Zeit. 
Nun hat der betreffende noch in einer ganz aparten Branche, 
der Garn- und Zwirnbranche, gelernt. Ich habe den Vor¬ 
schlag gemacht, dass er, um sich in eine andere Branche 
einzuarbeiten probeweise als Halbvolontär oder gewisser- 
massen als Lehrling noch ein Vierteljahr untergebracht 
wird. Hoffentlich findet sich jemand, der ihn nimmt, wenn 
er keine Kosten davon hat. Denn meines Erachtens ist 
es für die Landesverwaltung gleichgiltig, ob die Kosten 
an die Erziehungsanstalt gezahlt werden, oder sonst w'o 
für seinen Unterhalt. Nötigenfalls würden die Gefängnis¬ 
vereine etwas dazu beisteuern. . 

Ich will nicht vergessen zu erwähnen, dass unser 
Frankfurter Gefängnisverein ständig auch für einige nicht 
zur Fürsorgeerziehung verurteilte Lehrlinge in Dillenburg 
das Pflegegeld zahlt und ebenso für eine Anzahl Mädchen 
in den Magdalenenasylen. Letztere haben allerdings meist 
das 18. Lebensjahr überschritten und kommen für unsere 
Besprechung nicht in Betracht. Ist es nun unmöglich, einen 
Kaufmannslehrling wieder unterzubringen, was soll dann 
werden? Soll er etwas anderes lernen? Buchbinder, 
^lechaniker — Gärtner erfordert viel zu schwere körper¬ 
liche Arbeit —, Uhrmacher? Meist reicht die Zeit nicht 
mehr aus, dass die Lehre noch vor der Militärzeit beendigt 
werden könnte und die treuesten Helfer sind in solchen 
Fällen völlig ratlos. Da gibt es nur ein einziges Mittel, 
das unter Umständen hilft. Das sind persönliche Be¬ 
ziehungen. Ich habe das Wort oben schon einmal 
erwälint und werde zum Schluss noch einmal darauf zurück¬ 
kommen. 

Ich will Sie nicht weiter mit Aufzählung von Fällen 
ermüden. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch einige allge- 
m e i n e W ü n sehe aussprechen. 
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Der dringendste Wunsch ist der, dass man Jugend¬ 
liche überhaupt nicht ins Gefängnis brächte, dort ge¬ 
hören sie nicht hinein. 

Ich bedauere, dass die jedenfalls sehr reichen Beobach¬ 
tungen des Herrn ProfessorDr. Freudenthal in Amerika 
noch nicht abgeschlossen vorliegen. Ich schwärme nun 
nicht unbedingt für amerikanische Einrichtungen. 

Amerika hat uns zwar die Einzelhaft geschenkt, aber 
es ist bekannt, dass bis vor kurzem noch in den meisten 
Staaten die Gefängnisse als Einnahmequelle betrachtet 
und die Arbeitskräfte in rücksichtslosester Weise an Unter¬ 
nehmer verpachtet wurden. Dadurch wurde die Einzel¬ 
haft und überhaupt der Strafvollzug zu einer Farce. Aber 
der ungeschwächte Urwaldboden Amerikas produziert 
manchen vortrefflichen Gedanken. Ich mache als unser 
(Tebiet berührend nur aufmerksam auf die Kinderge¬ 
richtshöfe, sodann auf die Stufenfolge, in der zurzeit 
mit gutem Erfolg von bedeutenden pädagogisch veran¬ 
lagten Juristen dort der Verwahrlosung der Jugend ent¬ 
gegengearbeitet wird, nämlich: zunächst streng beauf¬ 
sichtigte Familienerziehung; bleibt diese unwirksam, dann 
Anstaltserziehung, hilft diese nichts, dann erst Gefängnis 
für Jugendliche, wenn der Betreffende dann nicht schon 
der Jugend entwachsen und damit dem Zuchthaus ver¬ 
fallen ist. Vi('lleic‘ht sind Sie inzwischen darüber besser 
unterri<*htet wie i(*h, da ich ja ni(*ht an allen Darbietungen 
des Kursus teilnehmen konnte. 

Ferner wünsclue ich eine viel breitere Aus¬ 
nutz u n g d (‘r bedingte n B e g n a d i g u n g. Wir hal)en 
hier im Frankfurter Gelangnisverein (Gelegenheit gehabt, 
an von Stuttgart uns zur Aufsicht überwiesenen Fällen 
recht gimstige Erfolge zu beobachten. Die Ansichten über 
^Vert oder Unwert dieser Einrichtung sind s('hr verschieden. 
Mir w;ire bedingte \a'rnrteilung schon lieber, aber dann 
müssten wir eben Kinderg(*richtshofe besitzen. Aber nach 
nuMiien Errahrungen kann auch die bedingte Begnadigung, 
wejin el)en (li(‘ Fürsorge und Aid'siclit in der rechten Eiebe 
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zur Person und Sache, mit der rechten Vorsicht und fein¬ 
fühligem Verständnis geübt wird, von reichem Erfolge sein. 
Und dass wir überall dafür die geeigneten Persönlichkeiten 
in reichem Masse haben, meine D. u. H., das beweist mir 
Ihre Anwesenheit. Und nun komme ich zu meinem letzten 
W unsche. 

Auch der bekannte Pfarrer Seyffarth aus Ham¬ 
burg-Fuhlsbüttel hat in dem Vortrag, den er am 23. Januar 
d. J. hier in Frankfurt über den besonderen Zweig seiner 
Fürsorgetätigkeit gehalten hat, ausgesprochen, dass am 
letzten Ende in den Fürsorgenotständen nur persön¬ 
liche Beziehungen uns aus der Verlegenheit helfen. 
Denn trotz aller üblen Erfahrungen tut wohl dieser und 
jener aus persönlicher Gefälligkeit ein Uebriges. Nur 
dies „Uebrige“ kann uns retten. Und von diesem 
„Uebrigen“ müssen wir alle einen kleinen Vorrat für 
die besonderen Fälle auf Lager haben. Wollen Sie mir 
die Freundlichkeit erweisen, mir, alle mit einander, Ihre 
genaue Adresse hierzulassen, ob Sie in Holland oder 
Schleswig-Holstein, Ostpreussen oder Schweiz, Schlesien 
oder Frankreich, Bayern oder Westfalen ihre Heimat haben. 

Sie stehen mitten in der Liebestätigkeit, haben wieder 
lebendige Beziehungen zu den mannigfaltigsten Verhält¬ 
nissen. Vielleicht kann doch der eine oder der andere in 
besonderen Notfällen einen geeigneten Unterschlupf ver¬ 
mitteln. Darum begrüsse ich den Kursus mit so dankbarer 
Freude, weil über alle Einrichtungen hinweg die lebendigen 
warmfühlenden Menschenherzen sich kennen lernen, sich 
die Hand reichen für den grossen Kampf gegen die Not 
und das Elend unsrer Mitmenschen, getrennt durch die 
Entfernung, durch Vaterland, durch Sprache, durch Kon¬ 
fession, dennoch eins in der Nächstenliebe, wohl getrennt 
maiscliieren, doch vereint schlagen. 
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Die Visitation der Gefängnis-Geistiiciien.*) 

Ein Vortrag vom Anstaltsgcistlichen am Zentralgefängnis zu Gollnow 

in Pommern, Pastor Matz. 


Meine Herren! Wie Ihnen allen bekannt, erging am 
12. Juli 1900 von den drei beteiligten Ministern des Kultus, 
des Innern und der Justiz im Einvernehmen mit den kirch¬ 
lichen Behörden der Erlass, dass die Gefängnis-Geistlichen 
alle Jahre durch ihren Superintendenten, alle 3 Jahre durch 
ein Mitglied der oberen Kirchenbehörde visitiert werden 
sollen. Dieser Erlass ist, wie Ihnen wohl gleichfalls be¬ 
kannt sein wird, im grossen und ganzen nichts anderes 
als eine Wiederholung der „Anweisung des Evangelischen 
Ober-Kirchenrates vom 24. Dezember 1858 für die bei den 
Gefängnis.sen mit der gottesdienstlichen und seelsorger- 
lichen Pflege der Gefangenen beauftragten evangelischen 
Geistlichen“, insbesondere der Paragraphen 31—37. Schon 
dort ist davon die Rede, dass wir Gefängnis-Geistlichen 
alle Jahre von unsren Superintendenten und von Zeit zu 
Zeit auch von einem Mitglied der oberen Kirchenbehörde 
visitiert werden sollen. Diese Visitationen fanden aber 
leider nicht so regelmässig, ja oft genug auch garnicht 
statt. Das gilt hauptsächlich von den nebenamtlich be¬ 
schäftigten Gefängnis-Geistlichen, die manchmal Jahrzehnte 
lang nicht vi.sitiert wurden. Doch auch bei uns, die wir 
den Dienst an den Gefangenen im Hauptainte versehen, 
lag die Sache nicht viel anders. Auch bei uns vergingen 
Jahre, ehe einmal ein kirchlicdier Vorgesetzter zur \''isitation 
kam. .la, ein Amtsbruder schreibt mir sogar, da.ss er seit 
dem 1. Juli 1890, also seit 16 .lahren, nur zweimal, und 
zwar von seinem Superintendenten visitiert worden sei, 

I)i»^sc*r VortraiT sollte auf der KunfeiuMiz der Oi‘fänjj;iiis-(iei.st- 
lieheii der Provinz Braudeiibuii;* gehalten wiu'den: leider kam (‘twas 
dazwischen. Kr wird darum lii(*r der Utd'feiitlichkeit übergehen. 
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von einem Abgesandten def höheren Kirchenbehörde aber 
überhaupt noch nicht. Da erging im Jahre 1900 der oben 
erwähnte Erlass. Ist dadurch die Sachlage anders ge¬ 
worden ? Wie mir scheint und so weit meine Nachrichten 
und Kenntnisse- reichen, nicht! 

Woran liegt das? Haben etwa unsere kirchlichen 
Vorgesetzten kein Interesse für unsern Dienst und für 
unsere gefallenen Brüder? Ich denke, keiner von uns 
kann diese Frage mit „Ja“ beantworten, sie auch nur allen 
Ernstes erheben? Wir haben gewiss alle den einen oder 
den andern Superintendenten oder Konsistorialrat kennen 
gelernt, die mit grösster Liebe unsere Arbeit verfolgen und 
begleiten, ja mit ihrem Gebet begleiten. Wie sollte auch 
eine so wichtige Arbeit, wie die unsrige es für unsere 
Kirche und für unser Vaterland ist, kein Interesse bei 
denen finden, die ganz genau wissen, was unser Herr und 
Heiland nach Äüitth. 25 von seinen Jüngern verlangt? 
Für unsere Arbeit, das ersehen wir inuner wieder, hat die 
ganze gebildete Welt Interesse, und da sollte sie denen, 
denen die Aufsicht über diese Arbeit anvertraut ist, gleic*h- 
gültig sein? Das ist einfach unmöglich. 

Aber woran liegt es denn, dass diese Aufsicht, die 
sich doch in den Visitationen verkörpern soll, so gut wie 
gar nicht ausgeübt wird? Meiner Ansicht nach daran, 
dass unsere kirchlichen Vorgesetzten im grossen und 
ganzen fühlen, dass sie dieser Aufsicht nicht gewachsen 
sind, dass sie unserm Spezialamte viel zu fern stehen, als 
dass sie uns raten und helfen könnten. Ist es nicht fast 
regelmässig so, dass wir, die wir visitiert werden sollen, 
viel besser in der Gefängniskunde und Gefängnisseelsorge 
bewandert sind, als unsere Visitatoren? Es kann doch 
wirklich nicht von unsern Superintendenten oder dem Mit- 
glicde des Konsistoriums, das uns visitieren soll, erwartet 
werden, dass sie bei einem Gang durch das Gefängnis 
gleich sehen, ob auch alles geschieht, was vom seelsorger- 
licheii Standpunkte aus zu fordern ist, was noch zu wünschen 
und zu erstreben bleibt? Ich kann mir unter den heutigen 
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Verhältnissen wirklich keinen Visitator denken, der einen 
wirklich massgebenden Bericht über einen von uns machen 
könnte, es müsste denn sein, dass er selbst längere Zeit 
Gefängnis-Geistlicher gewesen ist, oder dass er schon oft 
und an verschiedenen Orten solche Gefängnis-Visitationen 
abgehalten hat. Aber wie ein Superintendent oder Kon- 
sistorialrat, der zum ersten Mal ein Gefängnis sieht, — 
und dieser Fall wird doch oft genug Vorkommen — wie 
der uns recht visitieren soll, das, meine Herren, kann 
wenigstens ich mir nicht denken. Da stürmt so viel Neues 
auf ihn ein, die so völlig ungewohnte Umgebung nimmt ihn 
so gefangen, dass er auf Visitationsgedanken so gut wie 
gar nicht kommen wird ? Ich habe das Gefühl, solch ein Herr 
lernt bei seiner Visitation mehr von uns, als wir von ihm. 
Gewiss, nach einer Seite hin mag die Visitation durch 
unsere kirchlichen Oberen wohl genügen. Sie lernen uns 
kennen und wissen, wes Geistes Kinder wir sind und wie 
wir am besten zu gebrauchen sein werden, wenn wir 
(‘inmal in das gewöhnli(*he Pfarramt übertreten. Und da 
dies ja für die grösste Mehrzahl von uns Gefängnis-Geist¬ 
lichen in Frage kommt, so mag ja auch diese Visitation 
durc‘h unsere Superintendenten und Konsistoriälräte be¬ 
stehen bleiben. 

Wer al)er mehr von seiner Visitation und von seinem 
Visitator erwai tet, -- und das ist .sein gutes Recht, das 
erkennt uns auch die Anweisung des Oberkirchenrates vom 
24. Dezember 185S offen zu — der muss dringend wünschen, 
dass irgend etwas geschieht, wodurch er zu seinem Re<'hte 
kommt. Aber was kann und w'as darf ich denn von meinem 
Visitator verlang<mV 

Zunächst Hat und Anregung. Unser Amt stellt uns 
oft nicht allein nur vor die allcrschwerstiMi se(‘lsorgerli(äien 
Probleme, somb'rn auch vor di«' allerschwerst(‘n Fragen 
Jeder .Art. Was sich dem Einflüsse des Pfarramts in der 
(iemeinde entzi«'lit, das ist < )l)jeki uns<“r(‘r Seelsorge. Wie- 
vi<“l Schwi<'rigkeil«'n ber«'ircn uns die der Kirche läit- 
fianndetcn. di«' GottesUmgner, die Stmni)rsinnigen, die 

lU.Gtoi t ui < TCl.it’un i'-kun'lc .\ I I 7 
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Minderwertigen ! Wie oft würde ich wer weiss was darum 
geben, könnte ich mit einem, der die Sachlage zu beurteilen 
versteht, über das, was mein Herz bewegt, verhandeln! 
Da nun zu raten aus dem Schatz seiner grossen Erfahrung, 
das wäre meiner Ansicht nach das erste, was ein rechter 
Visitator tun müsste. Andrerseits macht die Abgeschlossen¬ 
heit und das ewige Einerlei unsres Amtes uns einseitig. 
Draussen in dem Gemeindepfarramte bei der wechsel¬ 
seitigen Anregung des Geistlichen durch seine Gemeinde, 
bei den mannigfachen Kasualien ist die Gefahr einseitig 
zu werden, lange nicht so gross. Dort wird, um nur eins 
zu erwähnen, eine ganz andere Kritik an uns geübt, wie 
im Gefängnisdienste. Draussen wird unsere Predigt und 
Predigtweise zum mindesten immer noch von unsrer Frau 
kritisiert, im Gefängnisse von niemand. Da erfährt man 
nur, sei es mündlich oder schriftlich, die Kritik der Ge¬ 
fangenen, und was von der zu halten ist, mag der Ge¬ 
fangene auch ein ganz gebildeter Mensch sein, das brauche 
ich wohl nicht weiter zu sagen: eitel Honig. Doch die 
Gefahr der Einseitigkeit, des Schablonenhaften, droht nicht 
nur unserm Predigen, sondern auch unserer ganzen Amts¬ 
führung. Wir kommen nur zu leicht immer wieder in 
dasselbe Fahrwasser, namentlich bei unsern Zellenbesuchen, 
wo es von einer Zelle zur andern geht. Das alles empfindet 
vielleicht keiner von Ihnen, meine Herren, so sehr wie 
ich, der ich in einer abgelegenen Kleinstadt meines Amtes 
walte. Ja, Sie hier in Berlin, Sie sind gut daran. Sie 
können, wenn Sie wollen, jede Woche, jeden Monat Zu¬ 
sammenkommen und einander befruchtend anregen. Aber 
wii- in der Provinz haben es schlecht. Wohl können auch 
wir, wenn auch nur in beschränkter Anzahl, die jährlichen 
Konferenzen der Gefängnis-Geistlichen, soweit es solche 
überhaui)t gibt, besuchen, und wie hoch ich deren Segen 
einsehäize, das mögen Sie daraus ersehen, dass ich mich, 
obwohl ich nach Pommern gehöre, in Ihre Gemeinschaft 
cingeschlichen habe. Aber es ist ein grosser Unterschied, 
ob ich an einem fremden Orte mit Gleichgesinnten Rat 
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pflege oder mich am Ort meiner Tätigkeit befinde. In 
der Heimat drängt sich eine Frage nach der andern auf, 
und vor allen Dingen zu Hause habe ich meinen Visitator 
ganz für mich allein. Und vieles, was ich von dem wissen 
möchte, lässt sich nur unter vier Augen besprechen. Wie 
schön wäre es, hätten wir einen Visitator, der unser Spezial-. 
amt ganz genau kennt, der das, was er z. B. in Plötzensee 
gesehen und für gut erkannt hat, auch den andern Amts¬ 
brüdern übermitteln könnte. Denn wie oft wird es wohl 
Vorkommen, dass der eine von uns sich noch mit Dingen 
abquält, die längst schon an einer andern Stelle befriedigend 
gelöst und erledigt sind? Hätten wir eine Visitation, so 
wie ich sie jnir denke, dass nämlich einer von uns alle 
Gefängnis-Geistlichen zu visitieren hätte, dann wäre es 
ein leichtes, das, was sich in einer andern Provinz als 
gut herausgestellt hat, auch den andern zu empfehlen. So 
wie die Visitationen heute ausgeführt werden, schon voraus¬ 
gesetzt dabei, dass sie auch von einem Superintendenten 
oder Konsistorialrate ausgehen, der selbst früher Gefängnis¬ 
geistlicher gewesen ist, also unter den denkbar besten 
Voraussetzungen, die Anregungen bleiben doch immer auf 
die einzelne Provinz beschränkt. Das ist aber ein grosser 
Schaden, wie ich oben zur Genüge glaube nachgewiesen 
zu haben. 

Die nächste Forcierung, die ich mit Recht wohl an 
einen guten Visitator stellen kann, ist die, dass er meine 
Wünsche und Vorstellungen in der richtigen Weise bei 
den Vorgesetzten Behörden vertritt. Denn das ist doch 
unter uns eine alte Klage, dass wir den Einfluss auf den 
Strafvollzug, den wir eigentlich haben müssten und der 
uns auch oft genug auf dem Papier zugestanden wird, in 
Wirklichkeit nicht haben. Ich erinnere dabei nur an die 
rnterbringung der Gefangenen in die Einzel- oder Geniein- 
schaftshaft, an ihre Verk*guiig aus der Einzelhaft in die 
Gemeinsehaft.shaft oder umgekehrt und an die Stellung 
der Fürsorgeerziehungsanträge. AV^ohl steht uns in solchen 
Fällen, wo wir meinen, unstue Ansichten haben nicht die 
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genügende Würdigung gefunden, das Recht zu, uns höheren 
Ortes zu beschweren, und durch geeignete Vorstellungen 
eine andere Entscheidung, als die Direktion sie getroffen, 
herbeizuführen. Aber wer wird sich denn immer gleich 
beschweren und sich dadurch den Vorwurf eines Krakehlers 
zuziehen? Denn der würde uns doch sicher bald gemacht 
werden, und wird uns vielleicht schon gemacht, weil ja 
die andern Beamten, die dem Direktor unterstellt sind, und 
fast stets dieselben Ansichten wie der Direktor haben, sich 
so gut wie nie beschweren. Nein, der Beschwerdeweg ist 
für uns nur in den äussersten Fällen gangbar, der ist für 
uns Männer des Friedens ein zu schweres Geschütz, Wohl 
könnte nun auch ein nichtfachmännischer Visitator unsere 
Wünsche und Vorstellungen bei den Vorgesetzten Behörden 
vertreten, aber in der rechten Weise doch wohl nie. Ihm 
fehlt doch zunächst der Einblick in den ganzen Straf¬ 
vollzug und in unser Spezialamt, um uns in gewissen 
Fällen sagen zu können: „Lieber Bruder, Du irrst. Deine 
Wünsche sind zu weitgehend. Du verlangst eine Rück¬ 
sichtnahme auf das Pfarramt, die der Strafvollzug Dir 
nicht gew'ähren kann“. Und dann ist doch solch Nicht¬ 
fachmann immer nur auf unsere Darstellung der Sachlage 
angewiesen; und wie leicht stellt man bei solchen Gelegen¬ 
heiten alles nur so dar, als sei man allein und völlig im 
Recht! Oder einmal vorausgesetzt, solch Nichtfachmann 
sagte uns: „Lieber Bruder, Du verlangst zu viel“, oder 
auch nur: „Lieber Bruder, verlangst Du auch nicht zu 
viel?“, w'ürden wir nicht stets mit seiner Entscheidung 
unzufrieden sein und bei uns denken: „ach, was versteht 
der davon?“ Würden war nicht stets das Gefühl behalten, 
dass uns Unrecht geschieht und dass selbst das Kommen 
unseres Visitators uns nicht einen .Schritt vorwärts gebracht 
hat? Wie ganz anders wäre das, wenn wnr einen Fach¬ 
mann als Visitator hätten! Wie ganz anders würde es 
dann auf uns "wirken, wenn der unsre Wünsche und For¬ 
derungen als zu weitgehend zurück'weisen müsste, "wenn 
der mit klaren Gründen uns zurechtweisen könnte! Aber 
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wie ganz anders würden auch unsere Wünsche und Vor¬ 
stellungen höheren Ortes gewürdigt werden können, wenn 
solch Visitator sie stützen, sie zu den seinen machen, ja 
vielleicht gestehen müsste: „Das ist der allgemeine Wunsch 
sämtlicher Anstaltsgeistlichen!“ Heute ist es doch nur zu 
leicht möglich, dass man im Ministerium bei dem Bericht 
eines nichtfachmännischen Visitators denkt: „ach, das wird 
wohl alles nicht so schlimm sein; was versteht auch der 
Konsistorialrat vom Strafvollzug?“ Auch ist es ja bei der 
heutigen Praxis völlig ausgeschlossen, dass einmal berichtet 
werden könnte: „Das ist der allgemeine Wunsch sämtlicher 
Anstaltsgeistlichen“. Heute können, wenn ich so sagen 
darf, die Wünsche nur provinzialweise vorgebracht werden. 
Einigkeit macht stark, meine Herren, und das Band der 
Einigkeit fehlt uns bis heute, soll aber, so denke und hoffe 
ich, dieser fachmännische Visitator werden. 

Doch noch eine Forderung stelle ich an einen rechten 
Visitator: er muss einen sachgemässen Bericht über meine 
Tätigkeit meinen Vorgesetzten geben können. Wohl kann 
es mir ja im Grunde genommen völlig gleich sein, wie 
über meine Tätigkeit berichtet wird und was meine Vor¬ 
gesetzten von mir denken, arbeite ich doch nicht, um aie 
Anerkennung der ^lenschen zu finden, sondern um Seelen 
zu retten, um Mens(*hen zu bessern. Gelingt mir das durch 
Gottes Hilfe, dann kann es mir ganz gleichgültig sein, was 
man höheren Ortes von mir hält. Wenn nur der mit mir 
zufrieden ist, der von seinen Haushaltern Treue fordert, 
dann ist schon alh's gut. xMso nicht um unsertwillen, nicht 
um eitler Ehre teilhaftig zu werden, soll uns etwas au 
einem sachgemässen Bericlit über unsere Tätigkeit liegen, 
sondern um d<“S Staates willen, dem wir doch auch dienen. 
Und der muss wissen, was er von seinen Beamten zu 
hallen hat, wie sie ihre Pflichten erfüllen. Das kann er 
al)er nicht aus dem Beiicht eines nichtfac.hmännischeii 
Visitators ersehen. Mag der auch so objektiv wie nur 
möglich gehalten sein, der l)etreffende Superintendent oder 
Konsistorialrat visitiei t ja nur den einen oder den andern 
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Gefängnis-Geistlichen, ihm fehlen ja die andern Gefängnis- 
Geistlichen zum Vergleich, und so kann sein Bericht an 
die höheren Behörden immer nur einseitig sein. Unserem 
Visitator in Pommern macht vielleicht das einen guten 
Eindruck, was dem Visitator in der Provinz Posen einen 
schlechten macht, und das stösst ihn vielleicht ab, was 
dem andern wohlgefällt. Dazu noch der Umstand, den 
wir schon vorhin besprochen haben, dass der Visitierte 
im allgemeinen in bezug auf die Gefängnis-Seelsorge dem 
Visitator überlegen sein wird. Wie ganz anders würde das 
sein, wenn ein älterer Amtsbruder aus unsrer Mitte, der 
den Dienst und alles, was dazu gehört, ganz genau kennt, 
uns visitieren und einen Visitationsbericht über uns abgeben 
müsste! 

Darum mein Vorschlag: man organisiere die 
Gefängnis-Geistlichen ähnlich so wie die 
Militärgeistlichen! Die haben ihren Propst in Berlin, 
der sie alle visitiert, und die Militär-Oberpfarrer visitieren 
wieder die andern Militär-Geistlichen des Armeekorps, 
sowohl die hauptamtlich angestellten als auch die anderen, 
die nur nebenamtlich mit der Militärseelsorge betraut sind. 
Da ist Einheitlichkeit, und warum sollte die bei uns Ge¬ 
fängnis-Geistlichen nicht auch möglich sein ? Wohl glaube 
ich kaum, dass der Ober-Kirchenrat bereit sein wird, aus 
unserer Mitte einen solchen Visitator zu ernennen. Ist er 
doch zu wenig dabei interessiert. Aber desto eher sollten 
es die Ministerien tun, denen wir Gefängnis-Geistlichen 
unterstellt sind. Denn die haben das grösste Interesse 
daran, wie wir unser Amt versehen. Wir sind unter dem 
Justizministerium 14 hauptamtlich angestellte Gefängnis- 
Geistliche, also gerade so viele, wie ein Visitator mit Be- 
(luemlichkeit übersehen kann. Wenn jeder von uns 2 Tage 
visitiert würde, wäre die ganze Visitation in 2—3 Wochen 
beendet. Die Visitation der nebenamtlich angestellten 
Gefängnis-Geistlichen brauchte natürlich nur einen Tag 
zu dauern, sodass also jede Provinz innerhalb 2—3 Wochen 
visitiert wäre. 
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Gewiss, diese Visitationen würden mehr Geld kosten, 
als bisher für sie ausgegeben ist. Aber ihr Segen, davon 
bin ich fest überzeugt, wird die aufgewendeten Kosten 
reichlich ersetzen. Geschieht doch alles nicht um unsert¬ 
willen, sondern um deretwillen, die uns anvertraut sind. 
Ein Gefangener aber, der auf den rechten Weg kommt, 
bringt überreichlich die Unkosten ein, die seine Rettung 
irgendwie gekostet hat. 


Neue, am 1. Januar 1908 in Kraft getretene Gesetze 
der freien und Hansestadt Hamburg über die Behandlung 
Minderjährip und das Armenwesen. 


I. Gesetz fiber die Zwangserziehung Minderjähriger. 

Der Senat hat in Uebereinstimmung mit der Bürger¬ 
schaft beschlossen und verkündet hierdurch als Gesetz, 
was folgt: 

§ 1. Die Zwangserziehung eines Minderjährigen kann 
von dem Vormundschaftsgericht angeordnet werden: 

1) wenn in den Fällen der §§ 1666, 1838 des Bürger¬ 
lichen Gesetzbuchs die Uebernahnie der Erziehung 
durch den Staat geboten ist, um durch Anwendung 
geeigneter Erziehungmittel die Verwahrlosung des 
Minderjälirigen zu verhüten: 

2 ) wenn der Minderjährige eine strafbare Handlung 
begangen hat, wegen der er in Anbetracht seines 
jugendlichen Alters strafrechtlich nicht verfolgt 
werden kann, und die Zwangserziehung mit Rück¬ 
sicht auf die Beschaffenheit der Handlung, auf die 
Persönlichkeit der Eltern oder sonstigen Erzieher 
und die ül)rigen I .ebensverhältnisse zur Verhütung 
weiterer sittlicher Verwahrlosung des Minderjährigen 
erforderlich ist; 
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3) wenn die Zwangserziehung ausser diesen Fällen 
wegen Unzulänglichkeit der erziehlichen Einwirkung 
der Eltern oder sonstigen Erzieher oder der Schule 
zur Verhütung des völligen sittlichen Verderbens 
notwendig ist. 

§ 2. Zuständig für die Anordnung der Zwangs¬ 
erziehung ist, wenn der Minderjährige unter Vormundschaft 
oder unter Pflegschaft steht, oder wenn der Mutter des 
Minderjährigen für die Ausübung der elterlichen Gewalt 
über den Minderjährigen ein Beistand bestellt ist, dasjenige 
Vorniundschaftsgericht, bei welchem die Vormundschaft, 
Pflegschaft oder Beistandschaft anhängig ist. 

Ist eine Vormundschaft, Pflegschaft oder Beistand¬ 
schaft nicht anhängig, so ist dasjenige Vormundschafts¬ 
gericht zuständig, in dessen Bezirk der Minderjährige bei 
Stellung des Antrags seinen Wohnsitz oder in Ermangelung 
eines inländischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. 
Ist hiernach für einen Minderjährigen, der sich im hani- 
burgischen Staatsgebiete aufhält, ein hamburgisches Vor¬ 
mundschaftsgericht nicht zuständig, so kann dasjenige 
Vormundschaftsgericht, in dessen Bezirk der Minderjährige 
sich aufhält, über die Zwangserziehung Beschluss fassen, 
wenn das für den Wohnsitz zuständige Vormundschafts¬ 
gericht damit einverstanden ist. 

§ 3. Die Anordnung der Zwangserziehung erfolgt 
auf Antrag des Waisenhauskollegiums. 

Die Gerichte und Behörden haben die zu ihrer Kennt¬ 
nis gelangenden Tatsachen, welche nach § 1 die Zwangs¬ 
erziehung rechtfertigen können, dem Waisenhauskollegium 
mitzuteilen. 

Das Waisenhau.skollegiura stellt die zur Feststellung 
der Tatsachen erforderlichen Ermittelungen an und über¬ 
reicht, wenn nach dem Ergebnisse der Ermittelungen der 
Antrag auf Zwangserziehung begründet erscheint, nach Ver¬ 
nehmung eines ärztlichen Sachverständigen die Akten mit 
seinem Anträge dem Vormundschaftsgericht. Die Polizei-, 
Schul- und Armenbehörden haben dem W’^aisenhauskollegium 
auf dessen Ersuchen bei Anstellung der Ermittelungen die 
erfordeiiielie Unterstützung zu gewähren. 

§ 4. Auf (las Verfahren vor dem Vormundschafts¬ 
gericht finden die für das Verfahren in Angelegenheiten 
der freiwilligen (Jerielitsbarkcit geltenden Vorschriften 
entspreehende Anwendung, soweit sieh nicht aus diesem 
Gesetz ein anderes ergibt. 
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In dem Verfahren vor dem Vormundschaftsgericht 
kann das Waisenhauskollegium sich vertreten lassen. Von 
jedem durch das Vormundschaftsgericht anberaumten Ter¬ 
mine ist dem Waisenhauskollegium Mitteilung zu machen. 
Ein im Termin anwesender Vertreter des Waisenhaus¬ 
kollegiums ist auf Verlangen jederzeit mit seinen Anträgen 
und Ausführungen zu hören. 

§ 5. Vor Anordnung der Zwangserziehung hat das 
Vormundschaftsgericht den Minderjährigen, wenn tunlich, 
persönlich zu vernehmen. 

Das Vormundschaftsgericht soll ferner die Eltern und, 
wenn ein Vormund oder ein Pfleger zur Sorge für die 
Person des Mündels bestellt ist, auch diesen hören. Die 
Anhörung kann unterbleiben, wenn sie nicht ohne erheb¬ 
liche Schwierigkeit erfolgen kann oder wenn die Betreffen¬ 
den bereits dem Waisenhauskollögium schriftlich oder zu 
Protokoll ihr Einverständnis mit dem Anträge erklärt 
haben. 

Die zuständige Polizeibehörde und — sofern es sich 
um schulpflichtige ^linderjährige handelt — auch der 
Leiter der von dem Minderjährigen besuchten Schule sind 
in jedem Falle um eine Aeusserung zu ersuchen, wenn 
sich eine solche nicht schon bei den Akten befindet. 

§ 6. Bei (Gefahr im Verzüge kann das Vormund- 
schaftsgericht, wenn diesem die Vorau.ssetzungen für die 
Anordnung einer Zwangserziehung glaubhaft gemacht er¬ 
scheinen, auch von Amts wegen die vorläufige Unter¬ 
bringung eines Minderjährigen durch das Waisenhaus¬ 
kollegium anordnen. Eine solche einstweilige Anordnung 
kann jederzeit zurückgenommen werden und tritt mit der 
Zustellung eines den Antrag auf Zwangserziehung ab¬ 
lehnenden Beschlusses an das Waisenhauskollegium oder 
mit der Zurücknahme des Antrags auf Zwangserziehung 
von selbst ausser Kraft. Eine von dem Vormundschafts¬ 
gerichte vor .Stellung eines Antrags auf Zwangserziehung 
getrofftnie Anordnung einer vorläufigen l'nterl)ringung tritt 
ausser Kraft, wenn das Waiseidiauskollcgiuni dem Vor- 
niundschafisgerichi(* mittcilt, dass es einen Antrag auf 
Zwangserziehung nicht stellen Avird, oder wenn seit Voll¬ 
ziehung der Anordnung sechs Wochen verstri<dieu sind, 
ohne dass von dem Waisenhauskolh'giiim die Anordnung 
der Zwangserziehung b<‘aturagt ist. 

l)i(* vorläufigfi Unterl)ringung kann vott (hau Vor¬ 
mundschaftsgericht, in dessen Bezirk das Bedürfnis dazu 
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hervortritt, auch dann angeordnet werden, wenn das 
Gericht für die Anordnung der Zwangserziehung nicht 
zuständig ist. Das Gericht soll, wenn für den Minder¬ 
jährigen eine Vormundschaft, Pflegschaft oder Beistand¬ 
schaft anhängig ist, von der getroffenen Anordnung dem 
zuständigen Vormundschaftsgericht Mitteilung machen. Im 
Falle der Aufrechterhaltung der Anordnung soll das Gericht 
unverzüglich diejenigen Massnahmen ergreifen, welche 
seine Zuständigkeit zur Anordnung der Zwangserziehung 
zu begründen geeignet sind. 

§ 7. In dem die Zwangserziehung anordnenden Be¬ 
schlüsse hat das Vormundschaftsgericht die Tatsachen 
festzustellen, auf Grund deren die Zwangserziehung an¬ 
geordnet wird. 

§ 8. Der die Zwangserziehung anordnende Beschluss 
ist den Eltern, dem Vormunde, dem Pfleger und dem 
Waisenhaüskollegium zuzustellen. Das gleiche gilt von 
dem Beschlüsse, durch welchen die vorläufige Unterbringung 
angeordnet oder eine solche Anordnung zurückgenomraen 
wird. 

Der Beschluss, durch welchen der Antrag auf An¬ 
ordnung der Zwangserziehung oder der vorläufigen Unter¬ 
bringung abgelehnt wird, ist nur dem Waisenhauskollegium 
zuzustellen. Jedoch ist ein die Zwangserziehung ablehnen¬ 
der Beschluss, wenn die Anordnung einer vorläufigen 
Unterbringung vorhergegangen ist, allen Personen zuzustellen, 
welchen diese Anordnung zugestellt ist. 

§ 9. Gegen einen die Zwangserziehung anordnenden 
Beschluss steht den Eltern, dem Vormunde, dem Pfleger 
und dem Waisenhauskollegium die sofortige Beschwerde zu. 

Gegen einen die vorläufige Unterbringung anordnenden 
]^)eschluss steht den Eltern, dem Vormunde, dem Pfleger 
und dem Waisenhauskollegium die einfache Beschwerde zu. 

Gegen einen den Antrag auf Zwangserziehung oder 
auf vorläufige Unterbringung ablehnenden Beschluss steht 
dem Waisenhaüskollegium die einfache Beschwerde zu. 

§ 10. Hat in dem Verfcihren vor dem Vormundschafts¬ 
gericht eine Anhörung der Eltern, des V^ormundes oder des 
Pflegers nicht stattgefunden, so sind diese Personen be¬ 
rechtigt, die Wiederaufnahme des Verfahrens zu verlangen. 

§ 11. Für das Verfahren über Anordnung der Zwangs- 
erziehung werden Gebühren nicht erhoben. Die baren 
Auslagen fallen der Staatskasse zur Last. Ist nach dem 
Ermessen des Vormundschaftsgerichts die persönliche Ver- 
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nehmung der Eltern, des Vormundes oder Pflegers des 
Minderjährigen notwendig gewesen, so sind diesen Personen 
die ihnen durch die Teilnahme an dem Termin erwachsen¬ 
den notwendigen baren Auslagen aus der Staatskasse zu 
erstatten. 

§ 12. Ein die Zwangserziehung anordnender Beschluss 
darf erst nach Eintritt der Rechtskraft ausgeführt werden, 
unbeschadet des Rechts des Vormundschaftsgerichts, bei 
oder nach Erlass des Beschlusses die vorläufige Unter¬ 
bringung nach Massgabe des § 6 anzuordnen. 

§ 13, Die Ausführung eines Beschlusses, durch welchen 
die Zwangserziehung oder die vorläufige Unterbringung 
eines Minderjährigen angeordnet ist, liegt dem Waisenhaus¬ 
kollegium ob. Die zuständige Polizeibehörde ist verpflichtet, 
dem Waisenhauskollegiura auf de.ssen Antrag einen Minder¬ 
jährigen, dessen Zwangserziehung oder vorläufige Unter¬ 
bringung nach Mitteilung des Waisenhauskollegiums an¬ 
geordnet ist, zuführen zu lassen. 

Dem Waisenhauskollegiura steht die Entscheidung 
darüber zu, ob ein Minderjähriger, dessen Zwangserziehung 
oder vorläufige Unterbringung arigeordnet ist, in einer 
Familie oder in einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt 
unterzubringen ist. 

Die Unterbringung zur Zwangserziehung sowie die 
Zwangserziehung selbst erfolgen auf öffentliche Kosten, 
und zwar aus den dem Waisenhauskollegium im Budget 
zur Verfügung zu stellenden Staatsmitteln. Der Minder¬ 
jährige und die nach bürgerlichem Recht zu seinem 
Unterhalt verpflichteten Personen haben die durch die 
Unterbringung zur Zwangserziehung und durch die Zwangs¬ 
erziehung entstehenden Kosten der Staatskasse zu erstatten. 
Der Minderjährige soll zur Erstattung der Kosten nur 
insoweit angehalten werden, als er ausserhalb des Falles 
der Zwangserziehung seinen Unterhalt aus eigenen Mitteln 
bestreiten müsste. Die zu erstattenden Kosten werden 
durch das Wai.senhauskollegiuin auf Grund eines vom Senat 
unter Mitgenehmigung des Hürgerausschusses festzustellen- 
den Tarifs unter Bezeichnung des Erstattungspflichtigen 
festgesetzt; die Einziehung eifolgt nach den Vorschriften 
des § 17 des (jesetzes. betreffend das Verhältnis der Ver¬ 
waltung zur Kechts])flege, vom 23. April 1879 in der 
Fassung des § 8 des Gesetses, betreffend Ausführung der 
abgeänderten Zivilproz(‘ssordninig, vom 22. l^ezember 1899. 
Die vorstehenden Vorsethriften findeti auf die Kosten einer 
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vorläufigen Unterbringung entsprechende Anwendung; doch 
besteht eine Verpflichtung zur Erstattung der Kosten nur 
dann, wenn demnächst die Zwangserziehung rechtskräftig 
angeordnet wird. 

§ 14. Die Zwangserziehung endigt 

1) mit der Aufhebung des die Zwangserziehung aii- 
ordnenden Beschlusses im Wiederaufnahmever¬ 
fahren (§ 10), 

2) mit der endgültigen Entlassung der Minderjährigen 
aus der Zwangserziehung durch das Waisenhaus¬ 
kollegium (§ 15), 

o) mit dem Eintritt der Volljährigkeit des Minder¬ 
jährigen. 

§ 15. Die Entlassung des Minderjährigen aus der 
Zwangserziehung vor erreichter Volljährigkeit wird von 
dem Waisenhauskollegium auf Antrag oder von Amts wegen 
angeordnet, wenn der Zweck der Zwangserziehung erreicht 
oder die Erreichung dieses Zwecks anderweit sichergestellt 
ist. Ist dieses zweifelhaft, .so kann das Waisenhauskollegium 
die Entlassung unter Vorbehalt des Widerrufs anordnen ; 
die Anordnung ist zurückzunehmen, wenn die Fortdauer 
der Zwangserziehung sich als notwendig herausstellt. 

Zur Stellung des Antrags auf Entlassung aus der 
Zwangserziehung sind die Eltern und der gesetzliche 
Vertreter der Minderjährigen berechtigt. Ein abgewiesener 
Antrag darf vor Ablauf von sechs Monaten nach erfolgter 
Ablehnung nicht erneuert werden. 

§ 16. Wer, abgesehen von den Fällen der §§ 120, 
235 des Reichsstrafgesetzbuchs, einen Minderjährigen, be¬ 
züglich dessen die Anordnung der Zwangserziehung bei 
dem Vorniundschaftsgericht beantragt oder die Zwangs¬ 
erziehung angeordnet ist, dem Verfahren oder der ange¬ 
ordneten Zwangsei'ziehung entzieht oder ihn verleitet, sit-h 
dem Verfahren oder der Zwangserziehung zu entziehen 
oder ihm hierzu vorsätzlich behilflich ist, wird mit Geld¬ 
strafe bis zu eintausend Mark oder mit Gefängnisstrafe 
bis zu einem Jahre bestraft. 

Der Vei'such ist strafbar. 

§ 17. In § 7 des Gesetzes, betreffend die Vormund- 
sehaftsbehbi-de. vom 14. Juli 1899 wird hinter Nr. 6 folgende 
Xr, (ia eingeschaltet: 

da) auf ( lianid von § 6 des Gesetzes über die Zwangs¬ 
erziehung Mindei'jäbriger vom 11. September 1907 



die vorläufige Unterbringung eines Minderjährigen 
durch das Waisenhauskollegium anordnen. 

In § 8 Absatz 2 des Gesetzes, betreffend die Vormund¬ 
schaftsbehörde, wird hinter Nr. 4 folgende Nr. 4a ein¬ 
geschaltet : 

4a) Beschlüsse, durch welche über einen Antrag auf 
Zwangserziehung eines Minderjährigen oder über 
einen Antrag auf Wiederaufhebung einer Zwangs- 
erziehungim Wiederaufnahmeverfahren entschieden 
wird. 

§ 18. Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Gesetze 
ülier die öffentliche Fürsorge .für Minderjährige in Kraft. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird das Gesetz, 
betreffend die Zwangserziehung verwahrloster jugendlicher 
Personen, vom 6. April 1887 aufgehoben. 

Dieses Gesetz findet für die Zukunft auch auf die¬ 
jenigen Minderjährigen Anwendung, deren Zwangserziehung 
nach den Vorschriften des bisherigen Rechts durch die 
\'ormunds(*haftsbchörde oder durch die Behörde für Zwangs¬ 
erziehung angeordnet ist. 

Gegeben in der Versammlung des Senats, Hamburg, 
den 11. September 1907. 


II. Gesetz über die öffentliche Fürsorge für Minderjährige. 

Der Senat hat in Uebereinstimmung mit der Bürger¬ 
schaft beschlossen und verkündet hierdurch als Gesetz, 
was folgt: 

§ 1. Die öffentliche Fürsorge für ^linderjährige, deren 
Verpflegung und Erziehung aus öffentlichen Mitteln zu er¬ 
folgen hat, liegt nach Massgabe der bestehenden gesetz¬ 
lichen Bestinnnungen dem Waisenhauskollegium ob. 

§ 2. Das Waisenhauskollegium besteht ans zwei 
Scnatsmitgliedern, einem von der Oberschulbehörde al)ge- 
ordneten Miigiiede und neun von der Bürgerschaft für 
<*ine sechsjährige Amtsdauer gewählten Mitgliedern. Von 
flen von d<‘r Bürgerschaft gewählten .Mitgliedern scheiden 
alle* zwei .lahre drei aus. Bx^amte des hölieren V^erwal- 
tungsdi(“nst(‘s und r(*cht>gelehrte Richtesr können zu .Mit¬ 
gliedern des Wais(Mdiau>kollegiums g('wählt werden. 

Das von der ()l»erschulbehörde abgeoialnete Mitglied 
nimmt nur an d(“r Beschlussfassung über .Angelegmdieiten 
der dem Wais(*nhauskollcgium untfU’stchendcn Schulen teil. 
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Dem Waisenhauskollegium ist der Direktor des Waisen¬ 
hauses als technischer Beamter des höheren Verwaltungs¬ 
dienstes beigeordnet. 

Das Waisenhauskollegium bestimmt, welche der ihm 
unterstellten technischen Beamten ausser dem Direktor 
des Waisenhauses (Gesetz, betreffend die Verwaltung des 
Waisenhauses usw., vom 27. Mai 1889 unter 1) an den 
Sitzungen teilnehmen. 

§ 3. Dem Waisenhauskollegium liegt insbesondere ob: 

1) die Fürsorge für diejenigen Minderwertigen, welche 
gemäss § 13 Ziffer 3 des Gesetzes über das Armen¬ 
wesen vom 11. September 1907 der öffentlichen 
Waisenpflege überwiesen sind; 

2) die Fürsorge für diejenigen Minderjährigen, deren 
Zwangserziehung oder deren vorläufige Unter¬ 
bringung gemäss §§ 1, 6 des Gesetzes über die 
Zwangserziehung Minderjähriger vom 11. September 
1907 von dem Vormundschaftsgericht angeordnet ist; 

3) die Fürsorge für diejenigen Minderjährigen, deren 
Unterbringung in einer Erziehungs- oder Besse¬ 
rungsanstalt gemäss § 56 Absatz 2 des Reichsstraf¬ 
gesetzbuchs in einem rechtskräftigen gerichtlichen 
Urteil bestimmt ist; 

4) die Fürsorge für diejenigen Minderjährigen, deren 
Unterbringung in einer Erziehungs- oder Besse¬ 
rungsanstalt gemäss § 362 Absatz 3 des Reichs¬ 
strafgesetzbuchs von der zuständigen Polizeibehörde 
angeordnet ist; 

5) die Fürsorge für diejenigen Minderjährigen, deren 
Erziehung auf Antrag des gesetzlichen Vertreters 
von dem Waisenhauskollegium übernommen wird. 
Steht die Sorge für die Person des Minderjährigen 
einem anderen als dem gesetzlichen Vertreter zu, 
so ist zu der Uebernahme der Erziehung auch 
dessen Zustimmung erforderlich. Die Uebernahme 
der Erziehung ist nur zulässig, wenn nach der 
Ueberzeugung des Waisenhauskollegiums die Voraus¬ 
setzungen vorliegen, unter welchen nach § 1 des 
Gesetzes über die Zwangserziehung angeordnet 
werden kann. 

Auf Verlangen der städtischen Polizeibehörde hat das 
Waisenhauskollegium auch die einstweilige Fürsorge für 
diejenigen Mindei-jähivigen zu übernehmen, w’elche von der 
Polizeibehörde gemäss § 22 des Gesetzes, betreffend das 



— 695 — 


Verhältnis der Verwaltung zur Rechtspflege, vom 23. April 
1879 in Verwahrung genommen sind. Die einstweilige Für¬ 
sorge ist einzustellen, wenn nicht innerhalb sechs Wochen 
eine Entscheidung der zuständigen Behörde ergeht, nach 
welcher das Waisenhauskollegium die Fürsorge in Gemäss- 
heit der Vorschriften des ersten Absatzes zu über¬ 
nehmen hat. 

§ 4. Dem Waisenhauskollegium liegt weiter ob: 

1) die Verwaltung des Waisenhauses und der zur 
Aufnahme Minderjähriger bestimmten staatlichen 
Erziehungs- und Besserungsanstalten; 

2) die Wahrnehmung der Geschäfte des Gemeinde¬ 
waisenrats innerhalb des Stadtgebiets (§ 77 des 
Gezetzes, betreffend Ausführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs, vom 14. Juli 1899); 

3) die Aufsicht über das Halten von Kostkindern 
nach Massgabe des Gesetzes, betreffend die Beauf¬ 
sichtigung des Kostkinderwesens, vom 21. Dezember 
1896. 

§ 5. Das Waisenhauskollegium kann die Erledigung 
laufender Verwaltungsgeschäfte einem oder mehreren aus 
Mitgliedern des Kollegiums zu bildenden Verwaltungsaus¬ 
schüssen übertragen. Die Zusammensetzung und der Ge¬ 
schäftskreis der Verwaltungsausschüsse werden durch eine 
vom Kollegium zu erlassende Geschäftsordnung geregelt. 
Das Kollegium bestimmt, welche der ihm unterstellten 
Beamten an den Sitzungen der Verwaltungsausschüsse 
teilzunehmen haben. 

§ 6 Die der Fürsorge des Waisenhauskollegiums 
überwiesenen Minderjährigen werden nach näherer Be¬ 
stimmung des Kollegiums im Waisenhause oder in einer 
staatlichen Erziehungs- oder Besserungsanstalt oder unter 
Aufsicht des Kollegiums in einer geeigneten Familie unter¬ 
gebracht. In besonderen Fällen können Minderjährige 
auch in anderen als den genannten Anstalten untergebracht 
werden. 

Die der öffentlichen Wtiisenpflege überwiesenen Älinder- 
jährigen .sollen, sofern sie nicht in Familien untergebracht 
werden, in das Waiscidiaus aufgenommen werden. Ihre 
Aufnahme in eine Frzieliungs- oder Besserungsanstalt ist 
zulässig, W(“nn ihr(‘ Z\vaiigs(Mziehung angeordnet wird oder 
wenn nach der rcberzeuguiig des Waisenhauskollegiums 
die Vorauss(“tzuiig(Mi fiii* die .Anordnung einer Zwangs¬ 
erziehung vorliegen und derj('nige, dem die Sorge für die 
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Person der Minderjährigen zusteht, mit der Aufnahme ein¬ 
verstanden ist. 

§ 7. Der Direktor des Waisenhauses hat für die der 
öffentlichen Waisenpflege überwiesenen Minderjährigen, 
soweit diese zu bevormunden sind, die Rechte und Pflichten 
eines Vormundes. Für diejenigen Minderjährigen, welche 
nicht zu bevormunden sind, hat der Direktor des Waisen¬ 
hauses die Rechte und Pflichten eines zur Sorge für die 
Person bestellten Pflegers, sofern das Vormundschafts¬ 
gericht eine Pflegschaft zur Sorge für die Person des 
Kindes angeordnet hat. Die Befugnis der Vormundschafts¬ 
gerichts, einen anderen Vormund und Pfleger zu bestellen, 
bleibt unberührt. Mit Eintritt der Vormundschaft oder 
Pflegschaft des Direktors des Waisenhauses endigt das 
Amt des bisherigen Vormundes oder Pflegers. 

Dem gesetzlichen Vormunde oder Pfleger stehen die 
nach § 1852 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zulässigen Be¬ 
freiungen zu ; neben ihm wird ein Gegenvormund nicht 
bestellt. 

Die Vormundschaft oder Pflegschaft des Direktors des 
Waisenhauses dauert auch nach der Beendigung der Er¬ 
ziehung oder der Verpflegung bis zur Volljährigkeit des 
Mündels fort, sofern dieser sich bis zur Vollendung der 
Schulpflicht in öffentlicher Waisenpflege befunden hat. 

§ 8. Verletzt der Direktor des Waisenhauses die ihm 
aisgesetzlichem Vormunde oder Pfleger obliegenden Pflichten, 
so haftet den Beteiligten gegenüber an seiner Stelle der 
Staat. Er hat, wenn die Pflichtverletzung auf Vorsatz 
oder grober Fahrlässigkeit beruht, dem Staate in dem Um¬ 
fange, in welchem dieser für den daraus entstehenden 
Schaden verantwortlich ist, Ersatz zu leisten. 

§ 9. .Dem Waisenhauskollegium steht auch hinsicht¬ 
lich derjenigen seiner Fürsorge überwiesenen Minderjährigen, 
für welche eine gesetzliche Vormundschaft nach Massgabe 
der vorstehenden Vorschriften nicht besteht, das Recht zur 
Erziehung und kraft dieses Erziehungsrechts in gleicher 
Weise wie einem Vormund (§ 1800 in Verbindung mit § 1631 
Absatz 2 des Büigerlichen Gesetzbuchs) die Befugnis zur 
Anwendung angemessener Zuchtmittel zu. 

Die zuständige Polizeibehörde ist verpflichtet, dem 
Waiseidiauskoll(‘giiun auf dessen Antrag einen Minder¬ 
jährigen, welcher sich nach Mitteilung des Waisenhaus¬ 
kollegiums der Aufsicht entzogen hat, wieder zuführen 
zu lassen. 
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§ 10. Zwecks Ueberwachung derjenigen ini Stadt¬ 
gebiet befindlichen, der Fürsorge oder Aufsicht des Waisen- 
hauskollegiuins unterliegenden Minderjährigen, welche nicht 
im Waisenhause untergebracht sind, wird das Stadtgebiet 
in Waisenkreise, jeder Waisenkreis in Waisenbezirke 
eingeteilt. 

Das Waisenhauskollegium bestimmt die Zahl der 
Kreise und Bezirke und nimmt deren Abgrenzung vor. 

§ 11. Für jeden Waisenkreis wird von dem Waisen¬ 
kollegium ein Vorsteher aus der Zahl der von der Bürger¬ 
schaft gewählten Mitglieder des Kollegiums ernannt. In 
gleicher Weise wird für jeden Kreisvorsteher ein Stell¬ 
vertreter ernannt. 

§ 12. Für jeden Waisenbezirk wird eine vom Waisen- 
liauskollegium festzusetzende Anzahl von Waisenpflegern 
bestellt. Die Waisenpfleger eines Bezirks bilden die Be¬ 
zirksversammlung. Die Waisenpfleger werden von dem 
Waisenhauskollegium aus einem von der Bezirksversamm¬ 
lung vorzulegenden Wahlaufsatze von zwei Personen auf 
die Dauer von vier Jahren gewählt. Die Waisenpfleger 
müssen volljährige Angehörige des Deutschen Reichs sein, 
ln der Regel sind solche Personen zu Waisenpflegern zu 
wählen, welche im Bezirk oder in dessen Nähe wohnen 
oder ihr Geschäftslokal haben. Personen weiblichen Ge¬ 
schlechts können zu Waiscnpflegern nur dann gewählt 
werden, wenn der Wahlaufsatz mit einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der Anwesenden beschlossen 
worden ist. 

Für jeden P>ezirk wird vom Waisenhauskollegium aus 
der Zahl der Waisenpfleger ein Bezirksvorsteher gewählt. 
Die Bezirksversaminlung wählt aus der Zahl der ihr an¬ 
gehörenden Waisenpfleger einen Stellvertreter des Bezirks¬ 
vorstehers; die Wahl bedarf der Bestätigung durch das 
Waisenhauskollegium. Zu Bezirksvorstelicrn sollen in der 
Regel nur solche Personen gewählt werden, welche das 
hamburgische nürgcrrcclit besitzen. 

Dem Ib'zirksvorsteher liegt der Vorsitz in der Be¬ 
zirksversammlung und die Verteilung d»‘r Geschäfte unter 
die WaiS'Uiprieger des Bezirks ob. 

S 1.“». Auf X’orschlag einer Ib'zirksvcrsammlung können 
für deren Bi'zirk von (bau Waisenbauskollegium volljährige 
Personen w<Ml)lichen (Jeschlecht als llelferiniien beigeordnet 
werden, W(dche die Waisenpflegtu* in d(m diesen ol)liegen- 
den .Angelegcuiheiten zu unterstützen hal)en. Dtu* Bezirks- 

Hi.ittci fiii (icl.i ncir.sk 11 XI. II. ,S 
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Vorsteher kann den Helferinnen mit ihrer Zustimmung 
einzelne Angelegenheiten zur selbständigen Wahrnehmung 
übertragen. Die Helferinnen können mit ihrer Zustimmung 
zu den Sitzungen der Bezirksversammlung mit beratender 
Stimme zugezogen werden. An den Beratungen der Be¬ 
zirksversammlung über die den Helferinnen zur selb¬ 
ständigen Wahrnehmung übertragenen Angelegenheiten 
sind die Helferinnen stets befugt, mit beschliessender 
Stimme teilzunehmen. 

§ 14. Die Waisenpfleger haben als Organe des 
Waisenhauskollegiuras 

1) die Verpflegung und Erziehung derjenigen der 
Fürsorge des Waisenhauskollegiums überwiesenen 
Minderjährigen, welche in Familien untergebracht 
sind, zu überwachen; 

2) das Halten von Kostkindern zu beaufsichtigen; 

3) die Verrichtungen des Gemeindewaisenrats wahr¬ 
zunehmen, soweit nicht das .Waisenhauskollegium 
sich diese Verrichtungen zur eigenen Wahrnehmung 
vorbehält. 

Die Kreisvorsteher führen die Aufsicht über die Ge¬ 
schäftsführung der Bezirksvorsteher und Waisenpfleger. 

Das Waisenhauskollegium erlässt die erforderlichen 
Geschäftsanweisungen für die Kreis Vorsteher, Bezirks¬ 
vorsteher und Waisenpfleger und bestimmt insbesondere, 
welche den Waisenpflegern obliegenden Angelegenheiten 
durch die Bezirkversammlungen und welche Angelegen¬ 
heiten von den einzelnen Waisenpflegern selbständig zu 
erledigen sind. 

Der Geschäftsverkehr mit der Vermundschaftsbehörde 
und anderen Behörden wird durch die Direktion des 
Waisenhauses vermittelt, soweit nicht nach der zu er¬ 
lassenden Geschäftsanweisung ein unmittelbarer Geschäfts¬ 
verkehr stattfindet. 

Zwecks Anstellung von Ermittelungen über das 
persönliche Ergehen und das Verhalten derjenigen Minder¬ 
jährigen, deren Erziehung und Unterhaltung das Waisen- 
liauskollegium zu überwachen berufen ist, ist den Waisen¬ 
pflegern unddeiisonstigenOrganendesWaisenhauskolleiguins 
de!- Zutiitt zu den Wohnräumen und anderen Räumen zu 
gestatten, welche ziini Aufenthalt der.Minderjährigen dienen. 
Zur Ifeseitigung eines etwa geleisteten Widerstandes kann 
das Waisenhuuskollegium die erforderlichen Anordnungen 
treffen und ini Verwaltungswege vollstrecken lassen, auch 



gegen den Inhaber der Wohnung nach vorgängiger An¬ 
drohung Geldstrafen bis zum Betrage von dreihundert Mark 
festsetzen; auf die Beitreibung der Geldstrafen und die 
Umwandlung nicht beizutreibender Geldstrafen finden die 
Vorschriften der §§ 12 und 13 des Gesetzes, betreffend das 
Verhältnis der Verwaltung zur Rechtspflege, entsprechende 
Anwendung. 

§ 15. Zur Beaufsichtigung derjenigen der Fürsorge 
des Waisenhauskollegiums unterliegenden Minderjährigen, 
welche im hamburgischen Landgebiet oder ausserhalb des 
hamburgischen Staatsgebiets untergebracht sind, werden 
vom Waisenhauskollegium nach Bedarf Vertrauensmänner 
bestellt. Die Vertrauensmänner im hamburgischen Land¬ 
gebiet haben auch die Aufsicht über das Halten von Kost¬ 
kindern auszuüben. 

§ 16. Dem Waisenhauskollegium werden jährlich 
durch das Budget die Mittel zur Verfügung gestellt, welche 
zur Verpflegung und Erziehung der der Fürsorge des 
Waisenhauskollegiums überwiesenen Älin der jährigen er¬ 
forderlich sind. 

Auf die Erstattung der von dem Waisenhauskollegium 
zur Verpflegung und Erziehung der seiner Fürsorge über¬ 
wiesenen Minderjährigen aufgewandten Kosten durch die 
Minderjährigen und deren unterhaltspflichtige Angehörige 
finden, soweit die Erstattung nicht anderweit geregelt ist, 
die Vorschriften des § 13 Absatz 3 des Gesetzes über die 
Zwangserziehung Minderjähriger vom 11. September 1907 
entsprechende Anwendung. 

Aus den dem Waisenhauskollegium zur Verfügung 
gestellten Mitteln können auch für diejenigen Minder¬ 
jährigen, welche nach Einstellung der öffentlichen Waisen- 
j)flege unter der gesetzlichen Vormundschaft oder Pflegschaft 
des Direktors des Waisenhauses verblieben sind, die für 
das Fortkonunen der Minderjährigen notwendigen Auf¬ 
wendungen bestritten werden, soweit die eigenen Mittel 
der Minderjährigen dazu nicht ausreichen. 

§ 17. Das Waisenhaus behält insoweit die ihm nach 
der Fundatiousakte vom 24. September 1604 zustehende 
Eigenschaft einer milden Stiftung, als dem Waisenhaus¬ 
kollegium das liecht zusteht, als Vorstand der Stiftung 
nach Massgabe d»“s Siiftungsgesehäfts bis zu 300 verwai.ste 
Kinder hambiirgischer Hiirgtu' und solcher hantburgischer 
.Staatsangehöriger aufzunchmen, die ihren letzten Unter¬ 
stützungswohnsitz im hamburgischen Staatsgebiet gehabt 
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haben. Für die Verpflegung und Erziehung sowie für die 
Bevormundung dieser Kinder gelten die gleichen Vorschriften 
wie für die der öffentlichen Waisenpflege überwiesenen 
Kinder. 

Das Rechtsverhältnis des dem Waisenhause als einer 
milden Stiftung gehörigen Vermögens wird durch dieses 
Gesetz nicht berührt. Die Zinsen des Kapitalvermögens 
werden als Ersatz für die aus Staatsmitteln zu bestreiten¬ 
den Kosten des Unterhalts und der Erziehung jener Kinder 
der Staatskasse überwiesen und als Staatseinnahme im 
Staatsbudget aufgeführt. 

Das Waisenhauskollegium ist berechtigt, für die seiner 
Fürsorge unterstehenden oder unterstellt gewesenen Per¬ 
sonen in besonders geeigneten Fällen weitergehende Auf¬ 
wendungen, insbesondere zwecks Vorbildung zu einem 
ihren Fähigkeiten entsprechenden Berufe, zu machen. Zur 
Deckung der durch solche Aufwendungen entstehenden 
Kosten wird dem Waisenhauskollegium in jedem Jahre 
ein aus den Zinsen des Waisenhaus Vermögens zu entnehmen¬ 
der Betrag zur Verfügung gestellt, welcher dem Ueber- 
schusse der Zinsen dieses Vermögens über die durch den 
Unterhalt der im ersten Absatz erwähnten Kinder er¬ 
wachsenden Kosten entspricht. Bei Berechnung dieses 
Ueberschusses ist der Durchschnitt der in den drei letzten 
Jahren durch den Unterhalt jener Kinder erwachsenen 
Kosten und der in dem gleichen Zeitraum vereinnahmten 
Zinsen zugrunde zu legen. Soweit der zur Verfügung ge¬ 
stellte Betrag nicht zur Verwendung kommt, fällt er der 
Unterstützungskasse des Waisenhauses zu. 

§ 18. Dieses Gesetz tritt an einem vom Senat zu 
bestimmenden Tage in Kriift. Mit diesem Zeitpunkte wird 
das Gesetz, betreffend die öffentliche Waisenpflege im 
hamburgischen Staate, vom 8. Juli 1892 aufgehoben. 

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes hört die Behörde 
für Zwangserziehung auf zu bestehen. Die Beamten und 
Angestellten dieser Behörde werden dem Waisenhaus¬ 
kollegium unterstellt. 

Von den vier von der Bürgerschaft gewählten Mit- 
gliedcin der Beliörde für Zwangserziehung treten drei zu 
dem Waisenhauskollegium über. Die übertretenen Mit¬ 
glieder weiden durch das Los bestimmt, welches in einer 
Sitzung der Beluirde für Zwangserziehung von dem Vor¬ 
stand der Behörde gezogen wird. 
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Die Reihenfolge, in welcher die zuerst nach dem In¬ 
krafttreten dieses Gesetzes dem Waisenhauskollegium an¬ 
gehörenden Mitgliedern ausscheiden, bestimmt sich nach 
dem Zeitpunkte, in welchem sie zu Mitgliedern des Waisen¬ 
hauskollegiums oder der Behörde für Zwangserziehung ge¬ 
wählt sind. 

Gegeben in der Versammlung des Senats, Hamburg, 
den 11. September 1907. 

III. Gesetz über das Armenwesen. 

Der Senat hat in Uebereinstimmung mit der Bürger¬ 
schaft beschlossen und verkündet hierdurch als Gesetz, 
was folgt: 

1. Abschnitt. 

Verwaltung des Armen wese ns. 

§ 1 . Die Verwaltung des Armenwesens innerhalb des 
das Stadtgebiet und die Elbinseln Waltershof, Mühlen- 
wärder und Dradenau umfassenden Ortsarmenverbandes 
Hamburg führt die Bezeichnung Allgemeine Armenanstalt. 

Die Leitung der Allgemeinen Armenanstalt liegt dem 
Armenkollegium ob. 

Der Ortsarmen verband Hamburg wird durch den 
Direktor des ölfentliclien Armenwesens vertreten. 

{5 2. Das Armenkollegium besteht aus drei Senats¬ 
mitgliedern, einem von der Finanzdeputation abgeordneten 
Mitgliede und fünfzehn von der Bürger.schaft gemäss § 6 
d(‘S Gesetzes über die Organisation der Verwaltung vom 
2 . Xovember isbb für eine fünfjährige Amtsdauer gewählten 
Mitgliedern. Von den von der Bürgerschaft gewählten 
Mitgli(‘dcrn scheiden Jährlich drei aus. 

§ .*). Das .\rmenkollegium übt durch die ihm unter- 
stellt(‘n Organe die effentliche Armenpflege in Geinässheit 
der reichs- und landesg(‘s('rzlichen \'or.schriflen aus. 

Ihm liegt insl)es()ndere ol): 

1) die Aufstellung (h'f für die verschiedtMien Organe 
(‘rford(M lichen allgemeinen Anweisungen: 

2) d(‘r Lrlass alhu' grundsätzli<-hen Ihvschlüsse und 
Vc'rfüguugeu : 

.”»! die Al)gr<*nzung der .\ruienkreis(' und .\nnenl)ezirk(‘; 

4) die Eutsclnddung über Ifesehwcrden gegen \'er- 
fügiuigtm und Anurdnungmi der ihni unterstellten 
Ctrgaue; 
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5) die Wahl der Armenbezirksvorsteher, die Be¬ 
stätigung der stellvertretenden Vorsteher, der 
Armenpfleger und Helferinnen, sowie die Anstellung 
der Armenärzte und Armenhebammen. 

Das Armenkollegium hat ferner die Aufgabe, ein 
möglichst gedeihliches Zusammenwirken zwischen öffent¬ 
licher und privater Wohltätigkeit herbeizuführen, sowie 
alle auf die Hebung der Lage der unbemittelten Be¬ 
völkerungsklassen gerichteten Fürsorgebestrebungen tun¬ 
lichst zu fördern. 

Dem Armenkollegium steht die Oberaufsicht über die 
milden Stiftungen nach Massgabe besonderen Gesetzes zu. 

§ 4, Zur,oberen Leitung der staatlichen Anstalten 
für die Armen- und Siechenpflege wird eine aus einem 
Senatsmitgliede und mindestens vier der von der Bürger¬ 
schaft gewählten Mitglieder des Armenkollegiums bestehende 
Sektion gebildet. 

Das Armenkollegium kann für einzelne Verwaltungs¬ 
zweige Spezialverwaltungen einsetzen, welche unter Auf¬ 
sicht des Kollegiums von einem seiner Mitglieder als 
verwaltender Vorsteher geleitet werden. 

§ 5. Zwecks Ausübung der Armenpflege wird das 
Gebiet des Ortsarmen verbandes Hamburg in Armenkreise, 
jeder Armenkreis in Armenbezirke eingeteilt. Für jeden 
Arraenbezirk wird die erforderliche Anzahl von Arraen- 
pflegern bestellt. 

Die Abgrenzung der Armenkreise erfolgt tunlichst in 
Anlehnung an die allgemeine Stadteinteilung und möglichst 
so, dass nicht mehr als zwölf Armenbezirke zu einem 
Armenkreise vereinigt werden. Die Zahl der innerhalb 
eines Arinenbezirks tätigen Armenpfleger soll in der Regal 
nicht mehr als 15 betragen, 

§ 6. Das Organ des Armenkreises ist die Armen¬ 
kreisversammlung. Diese besteht aus dem Kreisvorsteher 
als Vorsitzenden und den Vorstehern der sämtlichen den 
Annenkreis bildenden Bezirke oder deren Stellvertretern. 
Die Armenkreisversammlung tritt in der Regel einmal im 
iMonat zusammen. 

§ 7. Das (Argali des Armenbezirks ist die Armen- 
bezirksversainmlung. Diese besteht aus dem Bezirksvor¬ 
steher als Vorsitzenden und sämtlichen Armenpflegern 
des Bezirks. 
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Die Sitzungen finden in der Regel einmal im Monat 
statt; an den Sitzungen nimmt der Armenarzt mit be¬ 
ratender Stimme teil. 

§ 8. Die Verhandlungen der Armenkreis- und Armen¬ 
bezirksversammlungen sind vertraulich, lieber die Ver¬ 
handlungen ist ein Protokoll zu führen, in welches die ge¬ 
fassten Beschlüsse aufzunehmen sind. 

Die Versammlungen sind beschlussfähig, wenn der 
Vorsteher oder sein Stellvertreter und die Hälfte der 
übrigen Mitglieder anwesend sind. 

Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit der an¬ 
wesenden Mitglieder gefasst, bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Der Minderheit steht es zu, ihre Ansichten zu Protokoll 
zu geben und bei Vorschlägen und Berichten an die höhere 
Instanz besonders zu begründen. 

§ 9. Die Armenkreisvorsteher werden von dem 
Armenkollegium aus der Zahl der von der Bürgerschaft 
gewählten Mitglieder gewählt. Behufs Herbeiführung eines 
gleichmässigen Verfahrens in den Armenkreis Versamm¬ 
lungen soll ein Wechsel der Armenkreisvorsteher zwischen 
den einzelnen Armenkreisen stattfinden. 

Jeder Armenkreisvorsteher ist zugleich in einem 
anderen, von dem Armenkollegium im voraus zu be¬ 
stimmenden Armenkreise Stellvertreter des Kreisvorstehers. 

§ 10. Die Armenbezirksvorsteher werden von dem 
Armenkollegium aus einem von der zuständigen Armen¬ 
kreisversammlung vorzulegenden Wahlaufsatze von je drei 
Personen auf die Dauer von vier Jahren gewählt. Die 
Armenbezirksvorsteher müssen hamburgische Bürger sein. 
Kür den Armenbezirksvorsteher ist von der Armenbezirks¬ 
versammlung ein Stellvertreter zu erwählen. Vorsteher 
und Stellvertreter sollen innerhalb der ihnen anzuweisen¬ 
den Bezirke oder doch in deren Nähe wohnen oder ihr 
(j eschäftslokal haben. 

§ 11. Die Armenpfleger werden von der Armenkreis- 
versainmlung aus einem von der Armenbezirksversammlung 
vorzuleg<'nden Wahlaufsatze von je zwei Personen auf die 
Dauer von vier Jahren g('wählt. Die Armenpfleger müssen 
volljährige Angehörige des Deutschen Reichs sein, ln der 
Reg<*l sind solche Personen zu Armen))flegern zu wählen, 
welche im Bezirk oder in dessen Nähe wohnen oder ihr 
(ieschäftslokal haben. Personen weiblichen Geschleclits 
können zu Armen})flegern nur dann gewählt werden, wenn 
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der Wahlaufsatz von der Bezirksversaramlung mit einer 
Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Anwesenden 
beschlossen worden ist. 

Den Armenpflegern liegt die unmittelbare Aufsicht 
über die Armen und die Fürsorge für diese ob. Einem 
Armenpfleger sollen in der Regel nicht mehr als sechs 
unterstützte Parteien unterstellt werden. 

Auf Vorschlag einer Armenbezirksversammlung können 
für deren Bezirk von der Armenkreisversammlung voll¬ 
jährige Personen weiblichen Geschlechts als Helferinnen 
beigeordnet werden, welche die Armenpfleger in den diesen 
obliegenden Angelegenheiten zu unterstützen haben. Der 
Bezirks Vorsteher kann den Helferinnen mit ihrer Zu¬ 
stimmung einzelne Armenpflegefälle zur selbständigen 
Wahrnehmung übertragen. Die Helferinnen können mit 
ihrer Zustimmung zu den Sitzungen der Bezirksversamm¬ 
lung mit beratender Stimme zugezogen werden. An den 
Beratungen der Bezirks Versammlung über die den Helferinnen 
zur selbständigen Wahrnehmung übertragenen Angelegen¬ 
heiten sind die Helferinnen stets befugt, mit beschliessen- 
der Stimme teilzunehmen. 

2. Abschnitt. 

Ausübung der Armenpflege. 

§ 12. Oeffentliche Unterstützung wird nur Hilfs¬ 
bedürftigen gewährt. Hilfsbedürftig ist, wer seinen not¬ 
dürftigen Unterhalt weder aus eigenen Mitteln oder Kräften 
noch aus ihm von anderer Seite zur Verfügung gestellten 
Mitteln zu bestreiten vermag. Wird eine Ehefrau oder 
werden eheliche oder diesen gleichstehende Kinder unter¬ 
stützt, so gilt das Familienhairpt, auch wenn die Unter¬ 
stützung ohne oder gegen seinen Willen gewährt ist, in 
der Person seiner Angehörigen als unterstützt, es sei denn, 
dass die bei Gewährung der Unterstützung angenommene 
Hilfsbedürftigkeit nicht Vorgelegen hat; im Falle der 
Unterstützung von Kindern, welche in bezug auf den Er¬ 
werb und Verlust des Unterstützungswohnsitzes selbständig 
sind, findet diese Bestimmung keine Anwendung. 

W er die öffentliche Armenpflege in Anspruch nehmen 
will, hat sich, soweit nicht das Armcnkollegium für be¬ 
sondere Fäll(! abweichende Grundsätze aufstellt, an den 
Vorst(“her desjenig(Mi Anncnbezirks zu wenden, in welchem 
er wohnt. Der Bezirks Vorsteher verweist den Hilfesuchen- 
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den zur Untersuchung der Verhältnisse an einen Pfleger 
seines Bezirkes, 

§ 13. Die im Falle der Hilfsbedürftigkeit zu ge¬ 
währende Unterstützung knnn erfolgen 

1) in offener Armenpflege, insbesondere durch Be¬ 
willigung von Geld, Nahrungsmitteln, Kleidung, 
Hausrat, Feuerung, ärztlicher und Geburtshilfe, 
Krankenpflege, Gewährung von Heilmitteln oder 
Begräbnis, oder durch Unterbringung bei geeigneten 
Familien; 

2) in geschlossener Armenpflege durch Aufnahme in 
eine öffentliche oder private Anstalt; 

3) durch Ueberweisung in die öffentliche Waisenpflege. 

Ueber die Form und Dauer der Unterstützung ent¬ 
scheiden die zuständigen Organe der Allgemeinen Armen¬ 
anstalt. 

§ 14. Ueber die Bewilligung von Unterstützung in 
offener Pflege beschliesst die Bezirksversammlung. So¬ 
wohl der Bezirksvorsteher als auch der Pfleger ist inner¬ 
halb der durch die Geschäftsordnung gezogenen Grenzen 
berechtigt, die zur Abwendung gegenwärtiger dringender 
Not gebotene Unterstützung, auch ohne dass dieselbe von 
der Bezirksversammlung genehmigt ist, selbständig zu ver¬ 
abfolgen; jedoch ist der Fall der nächsten Bezirksver- 
saimnlung vorzulegen. 

Soweit die in der Geschäftsordnung festgelegten Au.s- 
schlussätze überschritten werden, ist die Genehmigung der 
Kreisversammlung herbeizuführen. 

Ueber die Bewilligung von Unterstützung in ge¬ 
schlossener Pflege oder durch Ueberweisung in die öffent¬ 
liche Waiseni)flcge beschliesst die Kreisversammlung. 

Kann mit Rücksicht auf die Dringlichkeit des Falls 
die Kreisversanmdung nicht abgewartet werden, so hat 
der Kreisvorsteher au Stelle. d(‘r Kreisversamndung zu 
cntscIxMden: jecloch ist der Fall der nächsten Kreisver- 
Sammlung vorzuh'gen. 

^ 1.'). Kranke, denm Behandlung mit Rücksicht auf 
ihren Zustand oder auf die häusliclien X'erhältnisse in 
einer Heilanstalt erfolgen muss, können, in der Rt\gel durch 
Vermitilung des ArmenbcvJrks, seitens des .\rmenarzt<'S 
einer öffentliclKm odei’ luävaKui Krankenheilanstalt ültcu’- 
\Niesen weiahm. 

;; I(). I)i(' in geschlossener Pflege einer statitlichen 

Anstalt ülK'rwiesenen Personen kttiiiKm nach näheren Be- 
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Stimmung der Behörde auch in geeigneten Koststellen 
untergebracht werden. 

§ 17. Minderjährigen, deren Familienstand nicht zu 
ermitteln ist oder deren Eltern verstorben oder von Ham¬ 
burg abwesend sind oder deren Eltern die Sorge für die 
Person des Kindes nicht zusteht, muss bis zur Beendigung 
der Schulpflicht die erforderliche öffentliche Unterstützung 
in der Form der Ueberweisung in die öffentliche Waisen¬ 
pflege gewährt werden. 

§ 18. Ueber Beschwerden gegen Beschlüsse der Be¬ 
zirksversammlung entscheidet die Kreisversammlung, über 
Beschwerden gegen Beschlüsse der Kreisversammlung ent¬ 
scheidet das Armenkollegium. 

§ 19. Wer für sich oder seine Angehörigen (§ 12 Abs. 1) 
Unterstützung empfangen hat, ist verpflichtet, sie zu er¬ 
statten. Die gleiche Verpflichtung trifft die Angehörigen 
des Unterstützten in Höhe der für sie verwendeten Beträge. 
Der Anspruch darf erst geltend gemacht werden, wenn 
der Erstattungspflichtige ohne Beeinträchtigung des für 
sich und seine unterhaltsberechtigten Angehörigen nach 
billigem Ermessen erforderlichen Unterhaltes zur Erstattung 
imstande ist. 

Die Einziehung erfolgt nach den Vorschriften des 
§ 17 des Gesetzes, betreffend das Verhältnis der Verwaltung 
zur Rechtspflege, vom 23. April 1879 in der Fassung des 
§ 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 1899. 

§ 20. Der zum Unterhalt eines Unterstützten gesetz¬ 
lich Verpflichtete kann auf Antrag des unterstützenden 
Armenverbandes durch Beschluss der Polizeibehörde an¬ 
gehalten werden, nach Massgabe seiner gesetzlichen Ver¬ 
pflichtung dem Hilfsbedürftigen laufenden Unterhalt zu 
gewähren. Auf den Vater eines unehelichen Kindes findet 
diese Vorschrift nur insoweit Anwendung, als er seine 
Vaterschaft nach § 1718 BGB. anerkannt hat oder seine 
Unterhaltspflicht in einem vollstreckbaren Titel festgestellt 
ist. Vor Abgabe der Entscheidung, welche mit Gründen 
zu versehen ist, ist den Beteiligten Gelegenheit zur 
Aeiisserung zu geben. 

Zuständig ist diejenige Polizeibehörde, in deren Bezirk 
der Verid'liclitete seinen Wohnsitz oder in Ermangelung 
eines inländi.s<‘lien Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat. 

Beide Parteien sind befugt, die Entscheidung der 
Polizeiljeliörde im ordentlichen Rechtswege anzufechten. 
Die Entscheidung ist jedoch vorläufig und so lange voll- 
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streckbar, als nicht mittels vollstreckbaren gerichtlichen 
Urteils eine abändernde Entscheidung erfolgt ist. In diesem 
Falle hat der Armen verband dem in Anspruch Genommenen 
das bis dahin Geleistete oder zu viel Geleistete zu er¬ 
statten. Hat jedoch der Erstattung Fordernde die gericht¬ 
liche Klage nicht innerhalb sechs Monaten nach Zustellung 
der angefochtenen Entscheidung der Polizeibehörde er¬ 
hoben, so kann er nur dasjenige zurückfordern, was er 
für den Zeitraum seit Anstellung der Klage zu viel 
geleistet hat. 

Die Vollstreckung der Entscheidung der Polizeibehörde 
erfolgt im Wege der gerichtlichen Zwangsvollstreckung. 

§ 21. Wer selbst oder in der Person seiner Ange¬ 
hörigen (§12 Abs. 1) aus öffentlichen Armenmitteln unter¬ 
stützt wird, kann, soweit dieses zur Beseitigung oder Ver¬ 
minderung der bestehenden Hilfsbedürftigkeit erforderlich 
ist, durch Beschluss der Kommission für das Armenarbeits- 
we.sen zur Verrichtung einer seinen Kräften angemessenen 
Arbeit angehalten werden. Weigert sich der Unterstüzte, 
die ihm von der Kommission angewiesene Arbeit zu ver¬ 
richten, so kann der Beschluss der Kommission durch An¬ 
wendung unmittelbaren Zwanges vollstreckt werden. Zu 
dem Zwecke kann der Unterstützte auch gegen seinen 
Willen in einer Arbeitsarmenanstalt untergebracht werden, 
ln den Fällen einer nur durch vorübergehende Umstände 
verursachten Ililfsbedürftigkeit finden diese Vorschriften 
keine Anwendung. 

Die Kommission besteht aus einem Senatsmitgliede 
des Armenkollegiums als Vorsitzenden, sowie zwei der 
von der Bürgerschaft gewählten Mitglieder des Kollegiums 
und zwei Armenl)ezirksvorstehern oder Armcnpflegern als 
Beisitzern. Mindestens einer der Beisitzer muss die Fähig¬ 
keit zum Riehteramte besitzen. Die Mitglieder der Kom¬ 
mission werden vom Armenkollegium auf die Dauer eines 
.lahres im voraus bestimmt. In gleicher Weise wird die 
erforderliche Anzahl von .Stellvertretern bestellt und be- 
stinnnt, in welduT Reihenfolge die Stellvertrider an .Stelle 
verhinderter .Mitglied<'r einzutreten haben. Neuwahlen, 
welche i?n Laufe (*ines .fahrcs durch das Ausscheiden von 
^litglicMlern oder .Stellvertretern erfoiabudich werden, er¬ 
folgen für den Rest des .lahres. Die Kommission ist nur 
beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder oder an .Stelle 
verhinderter Mitglied('r .'^tellvertia'ter in entsprechejuler Zahl 
anwesend sind. 
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Die Entscheidung der Kommission ergeht auf Grund 
mündlicher Verhandlung. Die Kommission ist berechtigt, 
Zeugen zu vernehmen und zu beeidigen. Vor der Ent¬ 
scheidung ist dem Unterstützten, gegen den das Verfahren 
sich richtet, Gelegenheit zur Aeusserung zu geben. Der 
Unterstützte ist berechtigt, in der Verhandlung mit einem 
Beistand zu erscheinen. Auf die Beistände finden die Vor¬ 
schriften des § 157 ZPO. entsprechende Anwendung. Zu 
einer die Arbeitspflicht feststellenden Entscheidung ist eine 
Mehrheit von vier Stimmen erforderlich. Gegen eine 
solche Entscheidung, welche mit Gründen zu versehen ist, 
findet Beschwerde an den Senat statt; sie ist auch vor 
den ordentlichen Gerichten im Wege der Klage anfechtbar. 
Die Klage ist gegen den unterstützenden Armenverband zu 
richten. Auf das Verfahren finden die §§ 25 ff. des Gesetzes, 
betreffend das Verhältnis der Verwaltung zur Rechtspflege, 
vom 23. April 1879 entsprechende Anwendung. 

Die Vollstreckung erfolgt durch den unterstützenden 
Armenverband. Die Polizeiverwaltungen sind verpflichtet, 
die zur Durchführung der Vollstreckung etwa erforderliche 
Hilfe zu gewähren. Die Vollstreckung wird durch Ein¬ 
legung der Beschwerde an den Senat Oder durch Erhebung 
der Klage vor den ordentlichen Gerichten nicht aufge¬ 
halten. Nach Erhebung der Klage kann jedoch das Gericht 
auf Antrag oder von Amts wegen den Aufschub oder die 
Unterbrechung der Vollstreckung anordnen. 

Die Vollstreckung des Beschlusses ist aufzuheben, 
sobald seine gesetzlichen Voraussetzungen weggefallen sind 
oder nach dem Ermessen der Behörde die weitere Auf¬ 
rechterhaltung des Arbeitszwanges nicht mehr erforderlich 
scheint. Der Unterstützte, gegen welchen der Beschluss 
sich richtet, kann jederzeit bei der Kommission für das 
.\rmenarbeitsweseii die Aufhebung der Vollstreckung des 
Beschlusses beantragen. Doch ist die Kommission zu einer 
solchen Entscheidung nur verpflichtet, wenn seit der 
Fassung des Beschlusses oder seit der Ablehnung eines 
xVntrages auf Aufhebung des Beschlusses mindestens drei 
Monate verstrichen sind. Wenn der Unterstützte in einer 
Annenarbeitsanstalt untergebracht ist und die Unterbringung 
ein .lahr gedauert hat, so hat die Kommission, bevor sie 
das Fortbestehen der Voraussetzungen für die Arbeitspflicht 
l'eststellt, dem l aiterstiitzten durch eine mindestens sechs 
Monate dauernde Unterbrechung der Unterbringung Ge¬ 
legenheit zur Erbringung des Nachweises zu geben, dass 
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die Voraussetzungen für die Vollstreckung des Beschlusses 
nicht mehr bestehen. Auf das Verfahren und die An¬ 
fechtung der Entscheidung finden die Vorschriften des 
Abs. 3 entsprechende Anwendung. 

Der erzielte Arbeitsverdienst ist, soweit er nicht zur 
Deckung der Unterbringungskosten erforderlich ist, zum 
Unterhalt der Familienangehörigen zu verwenden und, 
falls solche nicht vorhanden sind, dem Untergebrachten 
bei dessen Entlassung auszuhändigen. 

§ 22. Dem Armenverband steht das ausschliessliche 
Erbrecht an dem Nachlasse derjenigen Personen zu, welche 
innerhalb der letzten fünf Jahre vor ihrem Ableben min¬ 
destens 150 Wochen hindurch aus öffentlichen Mitteln auf 
ihr Ansuchen Unterstützung empfangen haben. Das Erb¬ 
recht besteht nicht, wenn die gewährte Unterstützung 
vor dem Tode der Unterstützten erstattet ist. Der Armen¬ 
verband kann von der Geltendmachung des Erbrechts 
ganz oder teilweise Abstand nehmen. 

§ 23. Das Armenkollegiura übt, wie bisher, neben 
der öffentlichen Armenpflege vorbeugende Wohltätigkeit 
aus den iMitteln des Spezialfonds. Es ist auch in Zukunft 
l)erechtigt, Gaben, welche ihm unter Lebenden oder von 
Todes wegen ohne besondere Zweckbestimmung zufliessen, 
mit den ausserhalb des Budgets angesammelten Kapitalien 
zu gesonderter Verwaltung und Verwendung im Sinne vor¬ 
sorgender Wohltätigkeit zu verschmelzen. Ueber die Ge¬ 
währung derartiger Beihilfen, deren Buchung getrennt von 
den eigentlichen Armenunterstützungen zu erfolgen hat 
und deren Empfänger nicht öffentlich Unterstützte im Sinne 
der Reichsgesetze sind, beschliesst eine Kommission des 
Armenkollegiums, welche aus einem Senatsmitgiiede als 
Vorsitzenden, dem in das Armenkollcgium abgeordneten 
Mitgiiede der Finanzdeputation, zwei anderen Mitgliedern 
des Kollegiums und dem beteiligten Armenkreisvorsteher 
besteht. 

3. Abschnitt. 

Schluss- und U e b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n. 

^ 24. Die V'orschriften der 19 bis 22 finden auch 
in dem nicht zum Ortsarnienverbaiide Hamburg gehörigen 
Teile des Staatsg(*biets .\nwendung. Für die Verrichtungen 
der Polizeibehörde sind die liandherrenscliaften zuständig. 
Für das Amt Ritzeinittel tritt an die Stelle der Landherren- 
sehaft der Amts Verwalter. 
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§ 25. Dieses Gesetz tritt an einem vom Senat zu 
bestimmenden Tage in Kraft. 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wird das Gesetz, 
betreffend das Armen wesen, vom 18. Mai 1892 aufgehoben. 

§ 26. Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amte 
befindlichen bürgerlichen Mitglieder des Armenkollegiums 
sowie die Bezirks Vorsteher und Armenpfleger verbleiben 
für diejenige Zeit, für welche sie gewählt sind, im Amte. 

Gegeben in der Versammlung des Senats, Hamburg, 
den 11. September 1907. 


Verfügung der Kgl. WOrfteuibergisclien Ministerien der Justiz und des 
Innern, betreffend die voriSufip Entiassung von Strafgefangenen. 

Vom 3. April 1908. 


An die Stelle der Verfügung der Ministerien der Justiz 
und des Innern vom 19. Januar 1872, betreffend die vor¬ 
läufige Entlassung von Strafgefangenen (Reg.-Bl. S. 21), 
treten mit Allerhöchster Genehmigung Seiner Majestät 
des Königs nachstehende Ausführungsbestimmungen zu 
den §§ 23 bis 26 des Strafgesetzbuchs. 

Einleitung. Zuständigkeit. 

§ 1. Die zu einer längeren Zuchthaus- oder Gefängnis¬ 
strafe Verurteilten können, wenn sie drei Vierteile, mindestens 
aber ein Jahr der ihnen auferlegten Strafe verbüsst, sich 
auch während dieser Zeit gut geführt haben, mit ihrer 
Zustimmung vorläufig entlassen werden (§ 23 des Straf¬ 
gesetzbuchs). 

Als ein Recht kann die vorläufige Entlassung in keinem 
Fall in Anspruch genommen werden. 

§ 2. Als zuständig zur Bewilligung der vorläufigen 
Fntlassung und zum Widerruf einer solchen ist die oberste 
.lustizaufsichtsbehörde des Bundesstaates anzusehen, durch 
dessen Gericht die Verurteilung erfolgt ist. 

Hienach kommt die Entschliessung dem Justizmini¬ 
sterium zu, wenn die .Strafe auf Grund Urteils eines württem- 
bergisehen Gerichts verbüsst wird. Gemäss einer Verein- 
l)aruiig mit dem Kgl. Kriegsministerium entscheidet das 
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Justizministerium auch dann, wenn es sich um eine von 
einem württembergischen Militärgericht abgeurteilte Person 
handelt, die ihre Strafe gemäss § 15 Abs. 3 des Militär¬ 
strafgesetzbuchs in einer württembergischen bürgerlichen 
Strafanstalt verbüsst. 

Wegen der vorläufigen Entlassung der durch ein Kgl. 
Preussisches Militärgericht oder ein Marinegericht ver¬ 
urteilten, in württembergischen Strafanstalten befindlichen 
Personen und wegen des Widerrufs einer solchen vorläufigen 
Entlassung wird auf Ziffer 3 der Verfügung der Ministerien 
der Justiz, der auswärtigen Angelegenheiten (Verkehrs¬ 
abteilung), des Innern, des Kriegswesens und der Finanzen 
vom 30. September 1903 (Reg.-Bl. S. 494) verwiesen. An 
die Stelle der daselbst angeführten §§ 4, 5, 13 der Ver¬ 
fügung vom 19. Januar 1872 treten die §§ 8, 9, 25 der 
gegenwärtigen Verfügung. Demgemäss sind die hieher in 
Betracht kommenden Anträge dem Justizministerium zu 
weiterer Einleitung vorzulegen. 

In gleicher Weise sind Anträge, zu deren Erledigung 
nach Abs. 1 eine auswärtige Justizaufsichtsbehörde zuständig 
ist, dem Justizministerium vorzulegen. 

Berechnung der Strafzeit. 

§ 3. Für die Berechnung der nach § 23 des Straf¬ 
gesetzbuchs massgebenden Strafzeit gelten, vorbehältlich 
der richterlichen Entscheiduny: gemäss den §§ 490, 494 der 
Strafprozessordnung, folgende Grundsätze: 

1. In den Fällen, in denen nach § 60 des Strafgesetz¬ 
buchs oder nach § 482 der Strafprozessordnung eine 
erlittene Untersuchungshaft auf die erkannte Strafe 
zur Anrechnung kommt, ist die Strafzeit nach dem¬ 
jenigen Zeitraum zu berechnen, welchen der Ver¬ 
urteilte nach Abrechnung der Untersuchungshaft 
in der zur eigentlichen Strafverbüssung bestimmten 
Atistalt zuzul)ringen hat. 

2. Ist gemäss § 79 des Strafgesetzbuchs auf eine 
Zusatzstrafe erkannt, so sind die mehreren Freiheits¬ 
strafen ziisammenzui echnen. Eine Zusammen- 
n'chnung mehrerer selbständiger, in unmittelbarer 
Ri'ihenfolge zu vollzitdiender, aber nicht unter § 79 
fallender Kreiheitsstrafen findet insoweit statt, als 
die Freiheitsstrafen gleichartig sind. 
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3. Wenn der Strafgefangene nach Beginn der Straf¬ 
vollstreckung wegen Krankheit in eine von der 
Strafanstalt getrennte Krankenanstalt gebracht 
worden ist, ohne dass er die Krankheit mit der 
Absicht, die Strafvollstreckung zu unterbrechen, 
herbeigeführt hat (vergl. § 493 der Strafprozess¬ 
ordnung), so ist die Dauer des Aufenthaltes in der 
Krankenanstalt einzurechnen. 

4. Eine Einrechnung der ausserhalb der Strafanstalt 
zugebrachten Zeit findet auch dann statt, wenn der 
Strafgefangene als solcher ohne Aenderung des 
Rechtsgrundes seines Haftzustandes (vergl. unten 
Ziff. 5) zum Zweck seiner Vernehmung als Zeuge 
oder zu ähnlichen Zwecken an einen andern Ort 
verbracht worden ist. 

5. Wird ein Strafgefangener wegen einer anderweitigen 
gegen ihn gerichteten Untersuchung zeitweise in 
ein Untersuchungsgefätignis verbracht, so ist die 
Strafhaft als fortdauernd anzunehmen, insolange 
nicht gegen ihn ein Haftbefehl erlassen und in 
Vollzug gesetzt ist. Die Justizbehörden haben in 
dem Ersuchungsschreiben an die Strafanstalts¬ 
verwaltung dann, wenn ein Haftbefehl erlassen ist 
und in Vollzug gesetzt werden soll, dies ausdrücklich 
zu bemerken. 

In den Fällen der Ziff. 3, 4, 5 sind in den Personal¬ 
akten der Gefangenen, soweit deren künftige vorläufige 
Entlassung in Frage kommen kann, die für die Berechnung 
der Strafzeit erheblichen Tatumstände vorzumerken. 

Voraussetzungen der vorläufigen Entlassung. 

Antragstellung. 

§ 4. Der Antrag auf Bewilligung der vorläufigen 
Entlassung kann, sei es von Amts wegen, sei es auf An¬ 
suchen des Gefangenen oder seiner Angehörigen von den 
V''orstand der Strafanstalt gestellt werden. Auch dem Straf¬ 
anstaltenkollegium ist unbenommen, geeignetenfalls von 
sich aus einen solchen Antrag zu stellen. 

§ 5. Die vorläufige Entlassung ist nur zu beantragen, 
wenn der Gefangene sich während der Strafzeit so gut 
geführt hat, dass eine eingetretene Besserung desselben 
angenommen und ihm in Bezug auf sein künftiges Ver¬ 
halten Vertrauen geschenkt werden kann. Ausser dem 
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Gesamtverhalten des Gefangenen während der Erstehung 
der Strafe kommt hiebei sein Vorleben und seine ganze 
Persönlichkeit in Betracht. 

Die vorläufige Entlassung ist ferner nur zu beantragen, 
wenn eine zureichende Gewähr dafür gegeben ist, dass der 
Gefangene an dem Ort, an welchen er entlassen werden 
soll (Entlassungsort), Aufnahme und sein Fortkommen, ins¬ 
besondere Gelegenheit zu ehrlichem Erwerb finden werde, 
und wenn nicht durch die Verhältnisse, in welche er dort 
eintreten würde, die Besorgnis begründet ist, dass er zu 
ungeordneter Lebensweise oder neuen Gesetzesübertretungen 
verleitet werden möchte. Der Vorstand der Strafanstalt 
hat sich hierüber mit der Ortspolizeibehörde des Ent¬ 
lassungsorts, in geeigneten Fällen auch mit dem Landes¬ 
ausschuss des Württembergischen Vereins zur Fürsorge 
für entlassene Strafgefangene oder mit vertrauenswürdigen 
Privatpersonen in das Benehmen zu setzen. 

§ 6. Liegen die Voraussetzungen der_ vorläufigen 
Entlassung (§ 5) vor, so wird den Behörden, welche gemäss 
Art. 57 und 58 des Gemeindeangehörigkeitsgesetzes vom 
16. Juni 1885 zu einem Antrag auf Versagung des Aufent- 
lialts am Entlassungsort oder zu dieser Versagung selbst 
zuständig sind, dringend empfohlen, von dieser Befugnis 
tunlichst zunäch.st keinen Gebrauch zu machen und den 
Aufenthalt am Entlassungsort wenigstens versuchsweise zu 
gestatten. 

§ 7. Die vorläufige Entlassung erfolgt regelmässig 
an einen in Württemberg gelegenen Ort. Die Wiihl eines 
in einem andern deutschen Bundesstaat gelegenen Ent- 
lassungsorts ist dann zulässig, wenn Gewähr dafür gegeben 
ist, dass dort von den hiezu berufenen Behörden oder Für- 
.sorgeorganen die Schutzaufsicht über den Entlassenen über¬ 
nommen wird. 

Die vorläufige Entlassung in das Ausland ist in be¬ 
sonderen Ausnahmefälh'ii unter der Voraussetzung statthaft, 
da'«s gegen den Aufenthalt des Veiairteilten am Entlassungs- 
oi't keine Einwendung ei hol)en wird und dass es der Straf- 
anstaltsverwaltung durch Verkehr mit ausländischen Be¬ 
hörden, Fürsorgevereinen oder Vertrauenspcu'sonen möglich 
ist, si(di bis zum Ablauf der Strafzeit über die Verhältnisse 
d(‘s Entlassenen auf dem laufenden zu erhalten und von 
etwaigen einen Widerruf der vorläufigen Entlassung be¬ 
gründenden Tatsachen K^mntnis zu erlangen. Von Aus¬ 
landsstaaten werden in dieser Kichtung in erster Linie die- 

niaOCl ful Gct.iIl^nii’ivUIulc. XI.II 
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jenigen in Betracht kommen, mit deren Behörden den 
württembergischen Stellen ein unmittelbarer schriftlicher 
Verkehr gestattet ist (zu vergl. § 21 der Verfügung des 
Justizministeriums vom 20 November 1905, betreffend die 
im Ausland zu erledigenden Ersuchungsschreiben der Justiz¬ 
behörden, Amtsbl. S. 99), 

§ 8. Wenn der Vorstand der Strafanstalt einen An¬ 
trag auf Bewilligung der vorläufigen Entlassung zu stellen 
beabsichtigt, so hat er hierüber zunächst eine Beratung in 
der Konferenz der Strafanstaltsbeamten herbeizuführen. 
Zu der Konferenz können ausser den ständigen Mitgliedern 
weitere Angestellte beigezogen werden, die zu einem Urteil 
in der Sache befähigt sind. 

Wird die vorläufige Entlassung von dem Gefangenen 
selbst oder seinen Angehörigen nachgesucht, so hat der 
Vorstand, wenn er das Gesuch nicht für empfehlenswert 
erachtet, den Bittsteller hievon unter vorläufiger Zurück¬ 
weisung des. Gesuchs in Kenntnis zu setzen. Der Bittsteller 
kann hierauf verlangen, dass das Gesuch dem Justiz¬ 
ministerium vorgelegt werde. Wird ein solches Verlangen 
gestellt, so hat der Vorstand gleichfalls eine Beratung in 
der Konferenz der Strafanstaltsbeamten herbeizuführen. 

§ 9. Der Antrag des Strafanstaltsvorstands ist unter 
Anführung des Konferenzbeschlusses, geeignetenfalls unter 
Vorlegung des Konferenzprotokolls, ferner unter Anschluss 
der Personalakten und sonstiger sachdienlicher Aktenstücke 
dem Strafaiistaltenkollegium vorzulegen, wobei dem Straf¬ 
anstaltsvorstand die Abgabe einer weiteren selbständigen 
Aeusserung zur Sache freisteht. 

Das Strafanstaltenkollegium hat die Akten, erforder- 
lic-henfalls nach Vornahme weiterer Erhebungen, mit seiner 
gutächtlicheii Aeusserung dem .Tustizministerium vorzulegen. 

V 0 11 z u g d er vorläufigen E n 11 a s s u n g, 

§ 10. Nachdem die vorläufigeEntlassungbewilligtworden 
ist, wird, wenn nicht inzwischen eine Aenderung in der 
Sachlage eing(‘tretcn sein sollte, welchen Falls eine weitere 
Kntschlicssiing des .Instizministerinms einzuholen wäre, die 
Kntlassung- in Vollzug gesetzt. 

Zu diesem Behuf wird dem Gefangenen 

1 . ein Entlassungsausweis ausgefertigt, der die Dauer 
des erstandenen und des vorläufig unvollstreckt 
bleibenden Teiles der Strafe, den Entlassungsort, 
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den vorgeschriebenen Reiseweg und die Vorschriften 
enthält, welche die vorläufig entlassenen Strafge¬ 
fangenen zu beobachten haben, 

(Formular in der Anlage) 

2. unter mündlicher Erläuterung der Verhaltungsvor¬ 
schriften folgendes zu Protokoll eröffnet: 

er werde nur unter der Bedingung fortdauernd 
guten Verhaltens entlassen; 

die Freiheitsstrafe gelte erst als verbüsst, 
wenn die urteilsmässige Strafzeit ohne Widerruf 
der vorläufigen Entlassung abgelaufen sei; 

den Widerruf habe er zu gewärtigen, sobald 
er sich einer schlechten Führung oder einer 
Zuwiderhandlung gegen die ihm bei der Entlassung 
auferlegten Verpflichtungen schuldig mache; 

im Falle des Widerrufs werde er in die Straf¬ 
anstalt wieder eingeliefert und es werde dann 
die seit der vorläufigen Entlassung bis zur 
Wiedereinlieferung verflossene Zeit auf die fest¬ 
gesetzte Strafdauer nicht angerechnet. 

§ 11. Von de,r Bewilligung der vorläufigen Entlassung 
wird durch den Vorstand der Strafanstalt unter Mitteilung 
einer Abschrift des Kntlassungsausweises der Polizeibehörde 
des Eiitlassiingsorts, denn Amtsgericht, zu dessen Bezirk 
der Entlassungsort gehört, tind der Strafvollstreckungs- 
h(‘hörde Nachricht gegeben. 

§ 12. Dem Gefangenen wird bei der Entlassung seine 
Barschaft, soweit er ihrer zur Reise an den Entlassnngs- 
ort bedarf, und sein übriges Eigentum übergeben. 

Wenn dei* Gefangene mehr Geld oder Nebenverdiemst- 
gnthaben besitzt, als er zur Reise bedarf, so ist es dem 
Ermessen d(“s Vorstaiid(.‘S überlassen, ob der höhere Be¬ 
trag ihm ansznhändigen oder zum Zweck der lA'leitditiU'ung 
und Feirderung seim'S ehrlichen Fortkommens eimu’ Behörde 
des Entlassungsorts (< )rtsvor.steh(“r, Orisarmenbehorde ■, gc- 
cignetenfalls einem X’ertrcter d(‘S Vereins zur Fürsorge für 
entlassene Strarg('fang(*ne oder eimu’ sonstigen Va'i’trautms- 
]»erson zu übersenden sei. .Auch kann die Strafanstalts- 
Verwaltung einen Peil des Giithabtms zurückbehalten, um 
ihn nach Bedarf wälnamd der Z«‘it d(‘r vorläufigen Ent¬ 
lassung zum N'nlzen des Entlassenen zu verwenden oder 
natdi Alilauf der Strafzeit ;in ihn ansziifolgen. 

Bei vorläufig EntlasscmtM), wekdie sic-h der Pkirsorge 
des Vereins für enthassciie Strafgefangene unterstellt haben 
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(vergl. § 19), empfiehlt es sich, falls kein Anstand ob¬ 
waltet, das Guthaben des Entlassenen nach Abzug der 
Reisekosten an das Kassenamt des Landesausschusses zu 
senden. 


Polizeiliche Schutzaufsicht. 

§ 13. Der vorläufig Entlassene hat sich nach seiner 
Ankunft an dem Entlassungsort binnen 24 Stunden bei der 
dortigen Ortspolizeibehörde persönlich und unter Vorlegung 
des Entlassungsausweises zu melden. 

Von seinem Eintreffen hat die Polizeibehörde unver- 
'weilt der Strafanstaltsverwaltung und dem Amtsgericht, 
zu dessen Bezirk der Entlassungsort gehört, Mitteilung zu 
machen. 

In gleicher Weise ist Mitteilung zu machen, wenn der 
Entlassene innerhalb der ihm bestimmten Frist an dem 
Entlassungsorte nicht eintrifft. 

§ 14. Der vorläufig Entlassene steht bis zum Ablauf 
der urteilsmässigen Strafzeit unter Schutzaufsicht. 

Die Aufsicht wird von der Polizeibehörde des Ent¬ 
lassungsorts unter Leitung des Amtsgerichts geführt. Diese 
Behörden haben sich übrigens mit dem Vorstand der Straf¬ 
anstalt in steter Verbindung zu erhalten und über alle 
erheblichen den Entlassenen angehenden Fragen, soweit 
es die Zeit gestattet, seine Ansicht einzuholen. 

Erscheint die Mitwirkung der Oberämter geboten, so 
haben letztere den deshalb an sie gestellten Ersuchen zu 
entsprechen. 

§ 15. Die Behörden sollen den Entlassenen mit ihrem 
Rat unterstützen und ihm erforderlichenfalls zu seinem 
Fortkommen behilflich sein. 

Eine Ueberwachung soll in solcher Weise stattfinden, 
dass der Entlassene nicht hoffen kann, ein Missbrauch des 
bei der Entlassung in ihn gesetzten Vertrauens würde 
unentdeckt bleiben. Keinesfalls darf der Entlassene durch 
die Ueberwachung in seinem ehrlichen Fortkommen ge¬ 
hindert oder in bescliämender Weise blossgestellt w'erden. 
Die mit der Ueberwachung und mit der Meldung etwaiger 
Ordnungswidrigkeiten beauftragten unteren Polizeiorgane 
haben diese Aufgabe in tunlichst schonender Form zu er¬ 
füllen und sich jeder Aufsehen erregenden Beaufsichtigung, 
durch Nachfragen au der Arbeitsstätte u. dergl., wenn es 
irgend angeht, zu enthalten. 
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Im einzelnen richten sich die für den Zweck der 
Ueberwachung oder im Interesse der öffentlichen Sicher¬ 
heit oder des Entlassenen zu treffenden Massregeln nach 
der Lage des Falles. Unter Umständen kann dem Ent¬ 
lassenen das Betreten einzelner bestimmter Häuser, Plätze, 
Gemeinden oder Bezirke untersagt, auch ihm aufgegeben 
werden, von Zeit zu Zeit sich persönlich zu melden und 
über seine Lebensweise und Erwerbs Verhältnisse Auskunft 
zu geben. Die Auferlegung derartiger besonderer Be¬ 
schränkungen oder Verpflichtungen soll aber nur aus 
dringenden Gründen geschehen; sie erfolgt mittels proto¬ 
kollarischer Eröffnung an den Entlassenen. 

In geeigneten Fällen kann die unmittelbare Führung 
der Aufsicht einer Vertrauen verdienenden Privatperson 
übertragen werden. 


Veränderung des Aufenthalts. 

§ 16. Zu einer vorübergehenden Entfernung aus dem 
ihm angewiesenen Aufenthaltsort hat der Entlassene Er¬ 
laubnis einzuholen, wenn die Abwesenheit über 48 Stunden 
dauern soll. Bis zu einer Dauer von drei Wochen wird 
die Erlaubnis von der Polizeibehörde, bei längerer Dauer 
von dem Amtsgericht erteilt. 

Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn Grund zu der 
Besorgnis vorhanden ist, dass der Entlassene die Ver¬ 
günstigung zu Gesetzesübertretungen missbrauchen oder 
dadurch einer ungeordneten Lebensweise zugeführt werdeti 
würde. 

§ 17. Einen Wechsel des ihm angewiesenen Nieder¬ 
lassungsorts darf der Entlassene nicht ohne vorgängige 
Erlaubnis der Polizeibehörde vornehmen. Diese hat sich 
zu vergcwiss(‘rn, ob der Ort, ati wclehem der Entlassene 
sich niederzulassen beabsichtigt, den in § ö Abs. 2 bezeich- 
neten Forderungen entspiächt, und im Zweifelsfall die Ent¬ 
scheidung des Aintsgeriehts einzuholen. 

Wird der Wechsel d<‘r Niederlassung g(Mielunigt, so 
hat die Polizeilxdiörde dafür Sorge zu tragen, dass die 
Aufsicht auf die Beileide des lUMicn .Aufenthaltsorts über¬ 
geht. Demgemäss ist der Iditlassungsausweis auf diesen 
< )rt auszuf(u tig(‘n und von der f(\stg('setzten Zeit des Idn- 
treffens des Entlassenen die Polizeiliehorde dii'ses Orts zu 
l)enachri(ditig('n. Feber sein Eintrcllen oder Ausbleilien 
ist sodann der PolizeiItehörde des liisherigcn Aufenthalts- 
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orts Mitteilung zu machen. Letztere hat, sobald ihr das 
Eintreffen des Entlassenen gemeldet ist, durch Vermittlung 
des Amtsgerichts auch der Strafanstaltsverwaltung und 
dem Amtsgericht, in dessen Bezirk der neue Aufenthaltsort 
gehört, von dem Vollzug des Wechsels Anzeige zu erstatten. 

§ 18. Die Verlegung der Niederlassung in einen an¬ 
deren deutschen Bundesstaat kann von dem Amtsgericht 
genehmigt werden, falls Gewähr dafür gegeben ist, dass 
dort von den hiezu berufenen Behörden oder Fürsorge¬ 
organen die Schutzaufsicht über den Entlassenen über¬ 
nommen wird. 

Wird eine Verlegung der Niederlassung in das Aus¬ 
land nachgesucht, so ist die Entschliessung des Justiz¬ 
ministeriums durch Vermittlung des Strafanstaltenkollegiums 
einzuholen. Wenn für den neuen Aufenthaltsort die in 
§ 7 Abs. 2 bezeichneten Voraussetzungen nicht zutreffen, 
andererseits aber für den Wegzug beachtenswerte Gründe 
geltend gemacht werden, so kann der vorläufig Entlassene 
zur Einreichung eines Gesuchs um Nachlass des Strafrests 
iin Gnadenweg veranlasst werden. 


Vereinsfürsorge für vorläufig Entlassene. 

§ 19. Da der Württembergische Verein zur Fürsorge 
für entlassene Strafgefangene seine Wirksamkeit auch auf 
vorläufig Entlassene ausdehnt und da im Fall des Eintritts 
der Vereinsfürsorge die polizeiliche Ueberwachung in den 
Hintergrund treten kann, so empfiehlt es sich, in allen 
geeigneten Fällen darauf hinzuwirken, dass die vorläufig 
Entlassenen sich solcher Vereinsfürsorge unterstellen. Im 
einzelnen gelten hierüber die folgenden, in den §§ 20 bis 23 
enthaltenen Vorschriften. 

§ 20. Wenn die vorläufige Entlassung in Frage steht, 
so ist gegebenenfalls der Gefangene einige Wochen zuvor 
darüber zu vernehmen, ob er sich mit der Fürsorge des 
Vereins und mit der Bestellung eines Fürsorgers für ihn 
einverstanden erkläre. Gibt er eine solche Erklärung ab, 
so ist das Ergebnis der Vernehmung mit Angabe des Ent- 
lassungsorts und der in Aussicht genommenen Beschäftigung 
unter Ansohlnss des üblichen Merkblatts dem Landes¬ 
ausschuss des Vereins mitzuteilen, worauf am Entlassungs¬ 
ort ein Füi’sorger bestellt und dessen Namen behufs Ver¬ 
ständigung des Gefangenen rechtzeitig der Strafanstalts- 
verwaltung bekanntgegebeii wird. 
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§ 21. Nach Bewilligung der vorläufigen Entlassung 
hat die Strafanstaltsverwaltung der Polizeibehörde des 
Entlassungsorts und dem Amtsgericht, zu dessen Bezirk 
der Entlassungsort gehört, mitzuteilen, wer zum Fürsorger 
bestellt ist. 

Solange der vorläufig Entlassene der Fürsorge des 
Vereins untersteht, wird zu einer Ueberwachung durch die 
unteren Polizeiorgane in der Regel kein Anlass vorliegen und 
der Verzicht auf Massregeln, welche den Entlassenen blos- 
stellen könnten, in ganz besonderem Mass erleichert sein. 

Die Fürsorgeorgane werden ihrerseits nicht nur von 
erheblichen Aenderungen in den Verhältnissen des Ent¬ 
lassenen, sondern auch von jedem Wechsel in der Person 
des Fürsorgers, sowie von etwaiger Einstellung der Vereins¬ 
fürsorge dem Amtsgericht Kenntnis geben. 

In den von den Amtsgerichten und Orts Vorstehern 
geführten Nachweisungen und Registern über die vorläufig 
Entlassenen (vergl. § 31) ist zutreffendenfalls zu vermerken, 
dass der vorläufig Entlassene der Fürsorge des Vereins 
untersteht und wer zum Fürsorger für ihn bestellt ist. 

§ 22. Die ]\Iassregel einer polizeilichen Versagung 
des Aufenthalts am Entlassuiifrsort (vergl. § 6) soll regel¬ 
mässig unterbleiben, solange der vorläufig Entlassene der 
Fürsorge des Vereins untersteht. 

§ 23. Die Vorschriften der §§ 16, 17 gelten auch im 
Fall der Vereinsfürsorge. 

Will der Entlassene einen Wechsel der Niederlassung 
vornehmen, so hat er dem Fürsorger und der Polizei¬ 
behörde anzugeben, ob er auch am neuen Aufenthaltsort 
sich der Vereinsfürsorge unterstellen will. Zutreffendenfalls 
wird am neuen Aufenthaltsort ein Fürsorger bestellt und 
hievon der Polizeibehörde und dem Amtsgericht des neuen 
Aufenthaltsorts Mitteilung gemacht werden. 


Widerruf der vorläufigen E n 11 a s s u n g. 

24, Die vorläufige Entlassung kann widerrufen 
werden, wenn der Entlassene 

1. ein neues Verbrechen oder V'ergehen verübt; 

2. den ilini bei oder nacdi der vorläufigen Entlassung, 
insbesondere zur Ermr»glichung der Aufsichtsführung, 
auferlegten Verpflichtungen zuwiderhandelt; 
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3. dem Müssiggang oder Trunk sich hingibt oder sonst 
ein ungeordnetes Leben führt oder durch Unsitt¬ 
lichkeit Anstoss erregt; 

4. mit übelberüchtigten Personen näheren Umgang 
pflegt; 

5. keinen redlichen Erwerb nachzuweisen vermag. 

§ 25. Zur Stellung des Antrags auf Widerruf ist die 
Ortspolizeibehörde, das Amtsgericht und die Strafanstalts¬ 
verwaltung befugt. Der Antrag ist — wenn er von der 
Ortspolizeibehörde gestellt wird, durch Vermittlung des 
Amtsgerichts — unter Anschluss der Akten an das Straf¬ 
anstaltenkollegium zu bringen und von letzterem nach 
etwaigen weiteren Erhebungen dem Justizministerium 
vorzulegen. 

Ueber die Tatsachen, auf welche der Antrag ge¬ 
gründet wird, ist der vorläufig Entlassene, wenn sein 
Aufenthalt bekannt ist, zu vernehmen und ihm Gelegenheit 
zu seiner Rechtfertigung zu geben. 

Untersteht der vorläufig Entlassene der Vereins¬ 
fürsorge §§ 19 bis 23), so hat das Amtsgericht geeigneten- 
falls auch den Vereinsorganen Gelegenheit zur Aeusserung 
über die von ihnen gemachten Wahrnehmungen zu geben 
und den erfolgten Widerruf zur Kenntnis des Landesaus¬ 
schusses des Vereins zu bringen. 

§ 26. Aus dringenden Gründen des öffentlichen Wohls 
kann von der Polizeibehörde des Orts, an welchem der 
Entlassene sich auf hält, die einstweilige Festnahme des¬ 
selben verfügt werden. In diesem Fall ist jedoch das 
weitere Verfahren gemäss § 25 sofort einzuleiten. 

§ 27. Trifft der vorläufig Entlassene an dem bei 
seiner Entlassung bestimmten oder später gestatteten 
Nicdcrlassimgsorte nicht ein (§§ 13, 17), oder kehrt er von 
einer Reise nicht rechtzeitig zurück f§ 16), oder entzieht 
er sich sonst eig<‘nmächtig der polizeilichen Schutzaufsicht, 
so ist zur Erkundigung seines Aufenthalts das Geeignete 
vorzukehren und behufs etwaiger steckbrieflicher Ver¬ 
folgung dem Amtsgericht Anzeige zu erstatten. 

§ 28. Gefangene, deren vorläufige Entlassung wider¬ 
rufen worden ist, werden als gerichtliche Transport- 
gefangene (zu vergl. § 3 Ziff. 5 der Gefangenentransport- 
ordnuiig vom 21. (März 1903, Reg-Bl. S. 111) in die 
Strafanstalt, aus welcher sie vorläufig entlassen wurden, 
zurückverbracht. 
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Behandlung bei Zulässigkeit von Polizeiaufsicht. 

§ 29. Ist gegen den vorläufig Entlassenen auf Zu¬ 
lässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt, so hat rechtzeitig 
vor Ablauf der urteilsraässigen Strafzeit das Amtsgericht 
des Aufenthaltsorts des Entlassenen unter Anschluss der 
Akten und unter Beifügung einer gutächtlichen Aeusserung 
die Entschliessung der zuständigen Kreisregierung durch 
Vermittlung des Oberamts des Aufenthaltsorts einzuholen. 

Steht der vorläufig Entlassene unter der Vereins¬ 
fürsorge (§ 19), so hat darüber, ob im Fall der Stellung 
unter Polizeiaufsicht die Schutzfürsorge des Vereins ein- 
treten soll, das Amtsgericht vorsorglich sich mit dem Ent¬ 
lassenen und den Vereinsorganen in Verbindung zu setzen 
und über das Ergebnis der Kreisregierung Nachricht zu 
* geben. Im übrigen findet die Verfügung der Ministerien 
der Justiz und des Innern vom 18. November 1902, be¬ 
treffend den Vollzug der §§ 38 und 39 des Strafgesetzbuchs 
über Polizeiaufsichts (Reg-Bl. S. 581 und Amtsblatt des 
Justizministerium S. 145), entsprechende Anwendung. 


R e g i s t e r f ü h r u n g. 

§ 30. Der vorläufig Entlassene wird unter dem Ge- 
fangeneiistand der betreffenden Strafanstalt bis zum Ablauf 
der urteilsinässigen Strafzeit, jedoch als „vorläufig Ent¬ 
lassener“, fortgeführt. 

Lieber die vorläufig Entlassenen wird bei der Straf¬ 
anstalt ein fortlaufendes Verzeichnis geführt, welches die 
geeigneten Notizen in Kürze und unter Verweisung auf 
die Personalakten des Gefangenen zu enthalten hat. 

ln dem Jahresbericht ist die Zahl der vorläufigen 
Entlassungen unter Mitteilung etwaiger besonders bemerkens¬ 
werter Erfahrungen anzugeben. 

V? ;>1. Die Orts Vorsteher haben über die in ihrer 
Gemeinde anwesenden vorläufig Entlassenen ein Register 
zu führen, welches dem Atntsgericht auf Erfordern vor¬ 
zulegen ist. 

Desgleichen haben die Amtsgerichte über die vor¬ 
läufig Entlassenen ihres Bezirks fortlaufende Nachweisungen 
zu führen. 
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Schlussbestimmung. 

§ 32. Mit vorstehender Verfügung sind 

der Erlass des Justizministeriums an das Straf¬ 
anstaltenkollegium vom 10. Juni 1883, betreffend die 
vorläufige Entlassung etc. (württ. Gerichtsblatt Band 21 
S. 242), soweit er noch in Geltung stand, 

die Ziffer II der Bekanntmachung des Justiz¬ 
ministeriums vom 16. März 1892, betreffend die Ver¬ 
bringung eines Strafgefangenen in ein anderweitiges 
Gefängnis etc. (Amtsbl. S. 24), 

die Bekanntmachung des Justizministeriums vom 
27. Oktober 1904, betreffend die vorläufige Ent¬ 
lassung etc. (Amtsbl. S. 77), 
ausser Kraft getreten. 

Stuttgart, den 3. April 1908. 


S c h m i d 1 i n. P i s c h e k. 
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Anlage. 

Entlassungs-Ausweis 

für den N. N. 

Vorzeig’er dieses ... 

(iler vollst.'indif'e Namen und das Gewerbe) 

aus . 

von . 


wegen . 

zu einer. 

von . 

verurteilt und am. 

zu K.rstehung der Strafe in d. 

eingeliefert, dessen Strafzeit somit am. 

abläuft, ist durch Beschluss des Königlichen Justizministeriums vom 

. in Gemässheit der §§ 23 bis 26 des Straf¬ 
gesetzbuchs heute aus der Strafanstalt vorläufig entlassen worden. 

Derselbe hat sich über. 

(tlic Ölte des Reise Wegs) 

nach.zu begeben, wo er. 

(binnen .Tagen) 

einzutreffen und nach vorgängiger persönlicher Meldung bei der 
Ortspolizeil)eliörde Aufenthalt zu nehmen hat. 

Die unvollstreckt gebliebime Strafe gilt als verbüsst, wenn bis 

zum.ein Widerruf der vorläufigen Entlassung 

nicht erfolgt sein wird. 

Signalement: 

(< )rt, I>alum. Siegel unti l,'nict>chriü dei ausstcllendcn lk-h<*rdc) 

rnterschrift: . 


(Auf der Ivüek^cite: Vci hallungsvorsehi iflcn cti .) 
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Verhaltungsvorschriften. 


1. Der voi'iäufig’ Entlassene steht unter besonderer Aufsicht und 
hat stets eingedenk zu sein, dass er nur unter der Bedingung 
fortdauernd guten Verhaltens entlassen worden ist. 

2. Er hat sich den Vorschriften zu unterwerfen, die von der Be¬ 
hörde für den Zweck der Ueberwachung seines V^erhaltens, 
oder um ihn von Ausschreitungen abzuhalten, für nötig erachtet 
werden. 

3. Er darf ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde oder des 
Amtsgerichts seinen Aufenthalt nicht verändern und hat auch 
zu einer vorübergehenden Entfernung aus demselben, wenn sie 
die Dauer von 48 Stunden überschreiten soll, die Erlaubnis 
der Polizeibehörde einzuliolen. 

4. Er hat den Widerruf der vorläufigen Entlassung mit d*‘r 
Wirkung, dass die seit der Entlassung verflossene Zeit auf die 
festgesetzte Strafdauer nicht angerechnet wird, zu gewärtigen, 
wenn er 

a) ein neues Verbrechen oder Vergehen verübt; 

b) den ihm bei oder nach der vorläufigen Entlassung, ins¬ 
besondere zur Ermöglichung der Aufsichtsführung, aufer- 
legti'u Verpflichtungen zuwiderhandelt; 

c) dem iMüssiggang od(*r Trtink sich hingibt oder sonst ein 
ung4‘ordnetes Leben führt oder durch Unsittlichkeit Anstos« 
erregt; 

d) mit übell)erüchtigten Personen näheren Umgang pflegt: 

e) keinen redlichen Erwerb nachzuweisen verm.ag. 
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Wil habefl sich dieStrafanstaitsdirektionen pgenOber Anfragen seitens 
GIdubiger Ober den Aufenthaltsort Gefangener nach der Entlassung 

zu verhalten 7 


Der Direktor des Königl. Zellengefängnisses in Wohlau, 
unser geschätzter Mitarbeiter, Dr. Leonhard, hatte die 
Düte nachstehende diese Frage betreffende Entschliessung 
an die Redaktion einzusenden. Diese gibt, in Anbetracht 
des allgemeinen Interesses der Frage, dieselbe mit dem 
Ersuchen bekannt, die Mitglieder möchten sich über die 
Stellungnahme der einzelnen Anstalten zu der Sache äussern. 

Die Direktion des Mannheimer Landesgefängnisses 
hält die getroffene Entscheidung für richtig. Dieselbe 
lautete: 

„Für die Ablehnung Ihres Antrages sind folgende 
dründe massgebend gewesen: 

Es ist richtig, dass die Erteilung der erbetenen Aus¬ 
kunft über das Entlassungsziel eines früheren Gefangenen 
gegen das öffentliche Interesse nicht verstossen würde. 
Wohl aber würde, wie dies ja in der Absicht Ihrer An¬ 
frage liegt, durch die Erteilung der Auskunft Ihnen dazu 
geholfen werden, Ansprüche privatrechtlicher Art gegen 
einen früheren (befangenen durchzusetzen. Dies nun ge¬ 
hört nicht zu den Aufgaben und Befugnissen der Gefängnis¬ 
verwaltung. 

Während die Polizei und die Einwohnermeldeämter, 
auf welche Sie sich b(*ziehen, dazu berufen sind, vermisste 
Personen ausfindig zu machen, hat die V^erwaltung des 
G(‘fängnisses l(Mligli(di die erkannte Freiheitsstrafe zu voll¬ 
ziehen und soll übrigens darauf bedacht sein, alle recht¬ 
lichen und sonstigen Nacditeile, die nicht im Wesen der 
Strafe liegen, von dem Sträfling fernzuhalten. Insbeson¬ 
dere also kann sie si<di nicht veraidasst finden, (dlätibigern 
eines Gefangemm die Geltendmachung ihrer liechte gegen 
ihn zu erleichtern. Dies gilt auch nach der Entlassung 
(dnes Gefangen«'!!, so dass also Zeitpunkt und örtliches 
Ziel der laitlassung Privatpei'sont'ii gt'genülx'r regt'lmässig 
jils unter dt'in l)i<‘nstg<‘heimnis st(*hend angesehen werden 
müss(m. 
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Die vorangeführten Gründe, aus denen sich der In¬ 
halt meines Schreibens vom 31./12. rechtfertigt, können 
durch Ihre Mitteilung, dass andere Straf- oder Gefangenen¬ 
anstalten in diesem Punkte anders verfahren, nicht ent¬ 
kräftet werden. Dagegen stelle ich Ihnen anheim, über 
die Frage, ob Ihnen die gewünschte Auskunft zu erteilen 
sei, eine Entscheidung der Aufsichtsbehörde durch Be¬ 
schwerde herbeizuführen. 


Was eiwarten wir für die Gefangenen ven der Kirche?*) 


„Was erwarten wir für die Gefangenen von der Kirche“ 
ist das Thema, über das ich heut zu Ihnen reden soll. 

Was erwarten wir, d. h. der moderne Strafvollzug, 
von der Kirche und deren Vertretern? 

Um mich hierüber anszuspreehen, bedarf es wohl A’or 
allem klarzulegen die Verhältnisse des heutigen Straf¬ 
vollzuges; klarzulegen, wie wir in diese Verhältnisse 
geraten sind; klarzulegen, was wir von der Zukunft nach 
dieser Richtung hin erhoffen. 

Ich muss Ihnen daher zunächst in grossen Zügen 
einen Abriss der Geschichte des Strafrechtes und des daraus 
sich ergebenden Strafvollzuges liefern. 

Ich kann mich hierbei im Wesentlichen auf die Straf- 
rechtsgeschichte unseres Vaterlandes beschränken, und 
werde nur, sobald es erforderlich ist, die universellen Ver¬ 
hältnisse streifen. 

ln Deutschland war durch die Gerichtsordnung Kaiser 
Karl V. notdürftig Einheit im Strafrecht hergestellt. Durch 
die ini westfälischen Frieden geschaffene grössere Selbst¬ 
ständigkeit der Reichsglieder wurde sie erschüttert; durch 
das Weiterwandeln derselben auf eigenen Bahnen, sei es 
durch Al)ändorung und Milderung der Carolina, sei es durch 
Schaffung besonderer Strafrechtsbücher, wurde sie völlig 
in Frage gestellt. Ein Teil der Einzelstaaten hatte bis zur 

*) lU'ferat beim Jahrosfcst des „Laiidesvereins für innere Mission 
in Schleswig-Ilolsti iu“ in K;i|)f)eln am 15. und 16. Mai 1906, von Straf- 
anstJiltsdirektor Frie,bei zu Rendsburg. 



Gründung des neuen deutschen Reiches das Erstere vor¬ 
gezogen und am gemeinen Recht festgehalten; ein andrer 
Teil, namentlich die beiden grössten deutschen Staaten, 
Preussen und Bayern, hatten ihr Strafrecht von Grund aus 
geändert. 

Die Carolina selbst vertritt die brutalste Abschreckungs- 
theorie. 

Ihre Hauptstrafe war Schädigung an Leib und Leben. 
Es lag klar zu Tage, dass diejenigen, die aus dem Straf¬ 
prozess mit dem Leben davon kamen, durch die Strafe 
vielfach in ihrer Erwerbsfähigkeit beschränkt, dass sie 
demnach gerade durch die Strafe weiterhin auf die Bahn 
des Verbrechens gedrängt wurden. 

Ein grosser Teil der dem Gesetz Verfallenen war der 
ehrlichen Hantierung verloren. 

Es bildete sich ein Diebes- und Räuberwesen mit 
eigenen Gesetzen aus, die die Landstrassen unsicher machten 
und die vom Handel fast in ähnlicher Weise wie zur Zeit 
des Fanstrechts ihre Abgaben erheischten. 

Die neue Strafgesetzgebung suchte hier Wandel zu 
schaffen durch die Freiheitsstrafe, die nun an erster Stelle 
ihren Platz im Strafgesetzbuche findet. 

Zum Teil sollten die Rechtsbrecher hierdurch zeitweise 
unsc hädlich gemacht werden, zum Teil .sollte aber auch 
versuc ht werden, sie während der Haft sittlich zu heben. 

So tritt hier zum erstenmnle die Besserungstheorie 
in ihren schüchternen Anfängen neben dem Abschreckungs¬ 
prinzip der Carolina auf. 

Man gelangte auch allmählich zu der Ansicht, dass 
der Staat nic-ht allein das Allgemeinwohl zu schützen, 
sondern dass auch der Misscdäter ein Recht hätte, dttss er 
beans])ruc-hen kramte, während der Strafhaft sittlich und 
körperlicdi nicüit noch weiter hinabgedrüc-kt zu werden. 

Den* gute Wille, die helfcmde Hand anzulc*gen, war 
beim Staate vorhanden; die; .Ausführung, insoweit sie die 
sittlic'he Hc'bung der Cefangenen betrifft, wurde durch den 
unztireic-henden Zustand der Gefängnisse hinten angehalten. 

Die phäzlic'h verhängten vielen Freiheitsstrafen führten 
c'ine l'ebc-rfidluiig derselbcm herbei; alles, was die Pforte 
des Strafhauses |)assierte, alte Räuber und Gaudiebe, dem 
Trünke ergebcMie Landstreic-her, wurden mit jungen Burschen, 
die zum erstcat Male die Bekanntschaft mit dem Strafhause 
machten, zusanunengesperrt, da die elenden Zustände der 



728 


Gefängnisse und deren Ueberfüllung eine Trennung nach 
sittlicher Bewertung nicht zuliessen. 

So trat ein Zustand ein, der fast jeder Beschreibung 
spottete; die Gefängnisse bedeuteten für die noch un¬ 
verdorbeneren Insassen die Hochschule des Verbrechertums, 
woselbst sie ihre Kenntnis nach dieser Richtung hin ver¬ 
vollständigten. 

Die Besserungstheorie war nur eine leere Phrase, die 
den Hohn der Abseitsstehenden hervorrief und die deren 
Verlangen nach der Rückkehr zu den Leibes- und Lebens¬ 
strafen der Carolina begreiflich erscheinen liess. 

Diese Not, dieser Zwiespalt zwischen Können und 
Vollbringen erwies deutlich, dass jede Reform des Straf¬ 
rechtes hinfällig wäre, wenn nicht gleichzeitig die Strafen 
in seinem Sinne vollstreckt werden könnten; wenn mit 
der Schaffung eines humahen Strafrechtes nicht auch die 
Gefängniseinrichtungen gleichen Schritt hielten. 

Die Reform des Gefängniswesens trat deshalb in den 
Vordergrund; alle Bestrebungen liefen darauf hinaus, den 
Gefangenen vor weiterer sittlicher Infektion zu bewahren, 
ihn an Körper und Geist gesunden zu lassen und ihn zu 
befähigen, voll seinen Platz im Wirtschaftsleben als ehr¬ 
licher Mann auszufüllen. 

Um solches herbeizuführen, treten die verschiedensten 
Ansätze in die Erscheinung; es bildeten sich Systeme, deren 
Vertreter sich gegenseitig mit allen Waffen der Dialektik 
bekämpften. 

Da war das Auburn’sche, dann das irische System 
oder der progressive Strafvollzug, die die Lösung der Frage 
dadurch versuchten, dass sie sich — wohl vornehmlich der 
Kostenersparnis halber — mehr oder weniger an die alten 
Gefängniseinrichtungen anlehnten. Heutzutage ist dieses 
eine abgetane Sache; heut hat man erkannt, dass eine 
Heilung der Schäden nur von Grund aus möglich ist; heut 
hat man sich entschlossen, lediglich die Prinzipien des 
pennsylvanischen Systems als Grundlage zu nehmen und 
darauf weiter zu bauen. 

Dieses System, dessen Schöpfer das Quäkertum 
Pennsylvaniens war, suchte sein Heil lediglich in der 
völligen und dauernden Absonderung des Missetäters von 
seinesgleichon; es weist ihn in die Zelle, woselbst er sich 
an die ehrliche Arbeit gewöhnen und unter dem Einfluss 
der Gefängnisvcrwaltung, der Kirche und der Schule sittlich 
gesunden soll. 
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Es erwies sich aber bald, dass Erfolge hier nur dann 
zu verzeichnen waren, wenn die Verhältnisse des Gefangenen, 
in denen er gelebt und gesündigt hatte, in solche Bahnen 
geleitet wurden, dass sie die Grundlage zu einem ordnungs- 
mässigen Leben abgeben konnten. 

Diese Arbeit fiel der Gefangenenfürsorge anheim, und 
sie muss als ein unentbehrlicher Faktor jeder ehrlichen 
(iefängnisreform bezeichnet werden. 

Inzwischen ist ja nun für das ganze deutsche Vater¬ 
land ein Strafgesetzbuch geschaffen, das sich auf moderner 
Re(;htsgrundlage aufbaut und das wohl demnächst — soweit 
erforderlich — noch Ergänzungen erfahren soll. 

Zur Genüge wird es bekannt sein, dass eine Kommission 
jetzt mit dahingehenden Vorschlägen betraut ist. 

So hätten wir auch im Strafrecht die volle Rechts¬ 
einheit, wenn — ja wenn wir ein deutsches Strafvolizugs- 
gesetz hätten. Solches ist aber zur Zeit leider noch nicht 
vorhanden. 

Erwies sich schon früher, wie ich ausführte, bei der 
wirtschaftlichen Ohnmacht und der staatlichen Zerrissen¬ 
heit im deut.schen Vaterlande die Schaffung eines einheit- 
li(;hen Strafrechtes auf die Dauer nicht als ausführbar, so 
waren die Aussichten für ein einheitliches Gesetz, welches 
den Vollzug der P'rciheitsstrafen regelte, noch erheblich 
geringer. 

Die Einzelstaaten suchten dem Misstande im Ver¬ 
ordnungswege abzuhelfen; so ist es erklärlich, dass die 
Ansichten über den Strafvollzug im Laufe der Zeit bei 
den Einzelstaaten sich sehr verschieden und je nach den 
An.schauungen der leitenden Persönlichkeiten gestalteten. 

Die Gesetzgebung im Reich hatte zunäcdist im Jahre 1879 
versucht, das fehlende Gesetz zu schaffen; es scheiterte 
an den auscinandcrlaufenden Ansichten der Einzelstaaten 
und an dem hohen Kostenpunkt. Inzwischen ist es ge¬ 
lungen, letzteren durch verständiges ^lasshalten und durch 
gesainmclte Erfahrungen in der Gefängnishaukunst erheblich 
hinabziuliMicken; inzwischen hat man sich auch üt)er ge¬ 
wisse allgemeine. Prinzipien im Strafvollzüge geeinigt, die 
im Bundesratsbeschluss vom Jahre 1897 niedergelegt sind. 
Zweifellos ist diesen' Bundesratslx'schluss der Vorläufer zu 
«lern fehlenden Strafvollzugsgesetz, und es wird uns in 
abs(‘hharer Zeit (*in solches beschert werden; dann wird 
die Einheit im Strafrecht zur Tatsache im neuen deutschen 
Reiche gewordem sein; eine Einheit, die das heilige römische 

ir.aitci tm XIJI. JQ 
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Reich deutscher Nation vergeblich herbeizuführen sich 
bemühte. 

Erwähne ich nun noch des Gesetzes vom 2. Juli 1900 
betr. die Fürsorgeerziehung, das gesunde Verhältnisse bei 
der Erziehung der heranwachsenden Jugend herbeiführen 
will, und dessen segensreiche Folgen sich erst in der Zukunft 
zeigen werden, so habe ich hiermit das Ihnen in Aussicht 
gestellte Bild der Strafrechtsgeschichte und des Strafvoll¬ 
zuges in kurzen Zügen gegeben. 

Nach vorstehendem fasse ich kurz die Ziele des 
modernen Strafvollzuges, wie folgt, zusammen: 

1. Strafpein für die begangene Gesetzesverletzung, die 
unter allen Umständen gewahrt bleiben muss. 

2. Einwirkung auf den Uebeltäter, um ihn wieder 
sozial zu machen. Dieses soll geschehen durch 
Erziehung- im Strafhause und durch geeignete Ge¬ 
fangenenfürsorge. 

Wie steht es nun mit diesen Anfordernissen? Der 
Strafpein wird der Gefangene unterworfen; es steht dieses 
ausser allem Zweifel, wenn auch Fernerstehende anderer 
Ansicht sind. 

In unseren Strafhäusern ist von einer sogenannten 
„Humansimpelei“ keine Rede; die Strafe wird mit Ernst 
und Nachdruck vollzogen; sie ist genügend fühlbar; freilich 
kann sie nicht in Entbehrung der notwendigsten Mittel 
zum Leben bestehen, da wir sonst die Gefangenen in ihrer 
Arbeitsfähigkeit herabdrücken und den Rückfall mit ver¬ 
schulden würden; die Gefängnisreform ist im besten Gange; 
teilweise ist sie sogar schon zu einem gewissen Abschlüsse 
gelangt. 

In der Gefangenenfürsorge sind überall im Lande 
beachtenswerte Ansätze vorhanden, wenngleich auf diesem 
Gebiete noch viel zu tun übrig bleibt. 

Ich habe bereits schon in kurzem angedeutet, worin 
diese Gefangenenfürsorge besteht: 

„Die Umgebung, die Verhältnisse des Gesetzes¬ 
verletzers derartig zu gestalten, dass sie den Nähr¬ 
boden zu einem ehrlichen Dasein abgeben können.“ 

Dieses werde ich am besten klarlegen, wenn ich 
einen Blick auf die Bevölkerung der Strafhäuser werfe. 

Neben bisher achtbaren, zum Teil den gebildeten 
Kreisen angehörigen I.euten, die, da nur vereinzelt auf¬ 
tretend, bei der allgemeinen Aufmachung dieses Bildes ausser 
Betracht bleiben können; neben einer Zahl gewerbsmässiger 
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Diebe, beherbergt das Gefängnis vor Allem die Insassen, 
die wir als Gewohnheits- oder Gelegenheitsdiebe bezeichnen, 
weiche zum Teil auch professionsmässig die Bettelei be¬ 
treiben. 

Es ist dieses die grosse Kategorie von Leuten, die 
willensschwach und im vergeblichen Kampf ums Dasein 
mutlos geworden sind; mag diese Willensschwäche in den 
unsittlichen Verhältnissen, in denen sie aufgewachsen sind, 
in der Trunksucht und in andern Lastern oder in sonstigen 
ungünstigen Einwirkungen ihre Begründung finden, die 
bürgerliche Gesellschaft ist hier nicht frei von Fehl. 

Würde diesen Unglücklichen bei Zeiten geholfen, wären 
sie bei Zeiten in gesunden Boden verpflanzt, würden sie 
nicht wie Verfehmte von Haus zu Haus getrieben, so 
wäre ihre Zahl nicht zu dieser unheimlichen Höhe an¬ 
geschwollen. 

Diese Leute, die wir mit bitterer Ironie als die Veteranen 
des Verbre(rhertums bezeichnen, sind es, die immer wieder 
in das Strafhaus zurückkehren, und bei denen man uns 
vorhält, dass sie unverbesserlich sind, dass sie das Zucht- 
liaus als ihre Heimat betrachten, in dem sie sich durchaus 
wohl fühlten. Nur einfache Abschreckung und die Knute 
der Carolina wäre hier am Platze. 

Ich habe darauf zu erwidern, dass es immer solche 
Leute gegeben hat; zur Zeit der Carolina ja erst recht. 
Pranger und Prügel vermochten hingegen nichts aus¬ 
zurichten ; dass überhaupt an diesen elenden Zuständen 
weniger das Strafhaus, als die mangelhafte Gefangenen¬ 
fürsorge, welche nicht rechtzeitig einsetzte, die Schuld trägt. 

Ich habe schon des neuen Gesetzes über Fürsorge¬ 
erziehung Erwähnung getan; dasselbe wird zweifellos dazu 
])citragen, in vielen f’ällen dem Verbretdien und der Sünde 
den Hodoji zu entzitdien. 

Das ist jedoch erst Zukunftsmusik: jetzt müssen wir 
mit den Verhältnissen der (legenwart rechnen: j(‘tzt müssen 
wir .selu'ii, wie wir mit diesen Leuten, die zweifellos eine 
Landplage sind, fertig werden. 

Ich weiss es wohl, g('rade diese I.eute sind der Ge- 
fangenenfürsorge am wenigsten sympathisch, und doch 
muss si(i hi(‘r in erster Linie einsetzen. Wir koiuKMi 
zweifellos <‘inen T<*il dieser Leute wi(‘der sozial maclnui, 
d. h. wiefler in das wirtschaftliche Lebeti einweisen. 
Hierzu gehört andauernde Arbeit, (leduld, viel Geduld. 
Viele Misserfolge, die uns nicht entmutigen dürfen, werden 

10 + 
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auf diesem Wege nicht ausbleiben. Ich darf hierbei wohl 
auch nicht unerwähnt lassen, dass die Misserfolge auf 
diesem Gebiete krass in die Erscheinung treten und dess- 
halb leichter der Verallgemeinerung unterliegen, während 
wirkliche Erfolge vielfach kaum die Decke der Verborgen¬ 
heit durchbrechen. 

Die Gefangenenfürsorge bedeutet zweifellos eine ge¬ 
wisse Bevormundung, die aber bei solchen Leuten, die 
von Neuem in die Verhältnisse eingewiesen werden müssen, 
durchaus am Platze ist und der sie sich in der Regel 
willig unterstellen. 

Eine umsichtige Gefangenenfürsorge muss schon 
während der Strafhaft einsetzen; sie muss dafür sorgen, 
dass Frau und Kind der Missetäter, während ihnen der 
Ernährer entzogen ist, nicht im Schmutze der Strasse ver¬ 
kommen, sie muss die Verbindung mit seinen achtbaren 
Angehörigen, die ihm in erster Linie sittlichen Halt geben 
können, aufrecht zu erhalten, oder die hier zerrissenen 
Bande von Neuem zu knüpfen suchen. 

Nun kann der Staat wohl Strafe vollstrecken, Ge¬ 
fangenenfürsorge kann er allein nicht ausüben. Hierzu 
bedarf es im weitesten Masse der Unterstützung privater 
Kreise vor Allem aber der Mithülfe der Kirche und ihrer 
Organe. 

Wir haben im ganzen Lande eine Anzahl Fürsorge¬ 
vereine und deren Zahl nimmt von Jahr zu Jahr zu. 
Wenn auch diese voll auf der Höhe ständen und ihre 
Pflicht täten, was durchaus noch nicht überall der Fall ist, 
so kann dieses die Kirche nicht von ihrer Mitwirkung 
entbinden, da auch dann die Vereinstätigkeit bei weitem 
nicht den zu stellenden Anforderungen gewachsen wäre. 

Die Kirchengemeinden sind durch die Grundlage, auf 
welcher sie aufgebaut sind, auf die Fürsorge für die Ent¬ 
lassenen hingewiesen; die erbarmende Liebe Gottes, die 
den verlornen Menschen retten will, ist der Mittelpunkt 
der in der Bibel niedergelegten Offenbarung. Wohl sämt¬ 
liche Kirchenordnungen machen demnach die Gefangenen¬ 
fürsorge ihren Vertretern zur Pflicht. 

Die Kirche muss mit den anderen Für¬ 
sorgeorganen, mit privaten Bestrebungen 
Hand in Hand gehen, auch vor allem 
belehrend und fördernd wirken. 

Was den letzten Punkt anbetrifft, so darf ich ja 
wohl darauf aufmerksam machen, dass in der Laienwelt 
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über den Strafvollzug und über die Gefangenenfürsorge 
vielfach noch recht krause Ansichten herrschen und dass 
auch wohl den Herren Geistlichen bei Ausübung der 
letztem nicht nur von seiten der Gemeinde, sondern hier 
und da wohl auch von Kirchenratsmitgliedern Schwierig¬ 
keiten in den Weg gelegt werden. 

Es dürfte sich empfehlen, hier aufklärend und be¬ 
lehrend zu wirken, vielleicht ist es unter Umständen auch 
angebracht, darauf hinzuweisen, dass die Gefangenen in 
den Strafhäusern dem Staate eine erhebliche Geldsumme 
jährlich kosten; dass die Gefangenen demnach den Geld¬ 
beutel ihrer ehrlichen Mitbürger belasten, dass aber die 
Gefangenenfürsorge ein gangbarer Weg ist, diese Kosten 
mit der Zeit hinabzudrücken und wertvolle Kräfte wieder 
für die ehrliche Arbeit, namentlich für die Landwirtschaft 
zurück zu gewinnen. 

So, meine Herren, findet wohl die Frage, was er¬ 
warten, was erhoffen wir von der Kirche? Ihre Be¬ 
antwortung: 

Unterstützung, dauernde, zielbewusste 
Hilfe bei der Gefangenenfürsorge. 

Ich darf, meine Herren, auf diesem Wege wohl noch 
einige allgemeine Fingerzeige in der Gefangenenfürsorge, 
wie sich solche aus der Erfahrung gegeben haben, zu 
Ihrer Kenntnis bringen: 

Geld, bares Geld nur da verabreichen, wo zwingende 
Not dies unabweisbar macht: bei Krankheit, vielleicht auch 
bei Anschaffung von Handwerkszeug, wenngleich auch 
hier die Verabfolgung in natura vorzuziehen ist. Arbeit, 
Arbeitsgelegenheit, ist das erste Erfordernis einer ziel¬ 
bewussten Fürsorge nicht nur für den Strafentlassenen, 
.sondern auch für dessen Angehörige, während er ihnen 
entrissen ist. 

Der (iesetzesüboi’treter mu.ss es klar vor Augen haben, 
(lass er sich einen anständigen Platz in der (Gesellschaft 
durcli eigne Kraft, die von aussen nur die notwendige 
•Stütze erlialten soll, erringern kann und muss. 

(ield dem Gefallenen bei nicht zwingenden Gründen 
zu veraltreichen, hiesse eine weitere Steuer der bürger¬ 
lichen <Jesellschaft zu Gunsten derjenigen auferlegen, die 
versuchen, in unrechtmässiger A\'eise von ihrem Schweisse 
zu leben. 

b-h darf ferner besonders darauf aufmerksam machen, 
dass die Gefangenen bei der Entlassung auf das im Straf- 
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haben, dass es sich hier nur um eine Arbeitsbelohnung 
handelt und dass diese erst bei tatsächlicher Aushändigung 
Eigentum des Entlassenen wird. 

Die Fürsorger haben demnach über die Verwendung 
des Geldes, welches ihnen übersandt wird, zu befinden‘). 

Der Min. Erl. vom 13. Juni 1895 gibt hierüber die 
erforderlichen Bestimmungen und weist den einzuschlagen¬ 
den Weg, im Falle sich ein Entlassener der angeordneten 
Fürsorge nicht unterstellt oder sich ihr unterzieht. 

Die rückhaltlose Durchführung dieser Anweisungen 
wird zweifellos fördernd auf diesem Gebiete wirken und 
zur Unterbindung des Missbrauchs der Fürsorge wesentlich 
beitragen. 

Der Umstand, dass Strafentlassene, bei denen Polizei¬ 
aufsicht für notwendig erachtet wurde, von derselben be¬ 
freit sind, so lange sie einer geordneten Fürsorge unter¬ 
stehen, ist ein Punkt, der geeignet ist, Widerwillige ge¬ 
fügig zu machen, und auf den ich die besondere Aufmerk¬ 
samkeit hinlenken möchte. 


*) Erlass vom 13. Juni 1895. Min. d. I. II. S. 723. Just.- 
Min. I. 3576. 

Ira Kampfe gegen das Verbrechen ist, neben der Strafrechts¬ 
pflege, die Fürsorge, welche dem entlassenen Gefangenen die Rück¬ 
kehr zu einem geoi’dneten Leben bahnt und ihn dadurch vor dem 
Rückfall ins Verbrechen bewahrt, von besonderer Bedeutung. Seit 
dem Anfänge dieses Jahrhunderts sind daher Privatpersonen, Vereine, 
kirchliche Organe bemüht gewesen, entsprechende Fürsorge zu üben 
und die Staatsbehörden haben diese Bemühungen gefördert. Leider 
ist die oft ausgesprochene Klage nicht unberechtigt, dass die Erfolge 
der Fürsorgetätigkeit nicht den darauf verwandten Arbeiten, Mühen 
und Geldmitteln entsprechen. 

Die Ursache des Misserfolges ist wohl mit darin zu suchen, 
dass die Fürsorgetätigkeit nicht überall zweckmässig organisiert ge¬ 
wesen ist und das richtig-e Zusammenwirken der Fürsorgeorgane mit 
den Strafvollzugs- und Polizeibehörden gefehlt hat. 

Um hierin Abhülfe zu schaffen, sind, im Einvernehmen mit 
dem Herrn Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
angelegenheiten, die in der Anlage beigefügten Bestimmungen über 
die Ausübung der Fürsorge für die entlassenen Strafgefangenen auf- 
gestellt worden. Es ist »larin besonders darauf Bedacht genommen, 
das ( ieschenk aus d(‘m Arbeitserti’age (Arbeitsprämie, Arbeitsverdienst¬ 
anteil) in höherem Masse als bisher zu Fürsorgezwecken auszunutzen 
nnd Misshrä liehen, welche sich aus der bisherigen Art der Aushändigung 
an die Entlasscium e,rgtd)en haben, entgegen zu treten. 

Die Königlichen Regierungs präsidenten und die Vorstände der 
Königlichen Uberlande>gerichte, sowie des Königlichen Kammergerichts 
ersuchen wir ergebenst, die nachgeordneten Strafvollzugs- bezw. 
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Ich darf weiterhin noch besonders empfehlen bei 
Aenderung des Wohnortes der, der Fürsorge unterstellten 
Strafentlassenen, vorsichtig zu verfahren. Es empfiehlt 
sich ihnen nur das Reise- und ein geringes Zehrgeld zu 
behändigen, den Rest der vorhandenen Arbeitsbelohnung 
aber den Fürsorgern, oder — wenn solche nicht vorhanden 
— der Polizei des neugewählten Wohnortes, unter Dar¬ 
legung des Sachverhalts zu übermitteln. 

Wie ich schon, meine Herren erwähnte, und wie 
Ihnen zur Genüge bekannt sein wird, ist die Trunk¬ 
sucht einer der Gründe, welche beim Hinabgleiten zur 
Unsittlichkeit, zum unehrlichen Leben ganz besonders ins 
Gewicht fällt. Ich bin nicht im Stande statistische Zahlen 
zu liefern, wir könnten hier auch rechnerisch schwer 
hantieren, da wir mehr oder weniger auf die zweifelhaften 
Angaben der Gefangenen angewiesen sind. Ich glaube 
es jedoch vertreten zu können, wenn ich behaupte, dass 
bei mehr denn 80 ”4 der Gefallenen der Alkohol mehr oder 
weniger in Frage kommt. 


rolizeibchörden anziiweisen, nach diesen Bestimmungen zu verfahren 
und die FürsorgetiUigkeit, soweit in iliren Kräften stellt, zu fördern. 
Der Minister des Innern. Der Justiz-Minister. 


Bestimmungen übe.r die Fürsorge für entlassene 
G f a n g e n e. 

1. .Viifgabe der Fürsorge ist, den Gefangenen für den Zeitpunkt 
ihrer F.ntlassiing .\rbeit und Unterkommen in solchen Verhältnissen 
zu sicliern, die geeignet sind, sie vor dem Rückfall in ungesetzliches 
Leben zu b(“waiir«-n. auch in geeigneten Fällen sich der Familien der 
(i (‘fa Ilgen en an/un ('Innen. 

2. Fs ist dahin zu wirken, dass möglicli.st jeder Gefangene, bei 

dem es erforderlich erscln'int, sich der Fürsorge unterstellt. Zur 
Annahme der Fürsorge kann dt*r Gefangene nicht gezwungen werden. 
Ju i:‘<‘inllirhe sind l)ei dur Fiirsoi’^'e bi*son<i(‘rs zu beriiek- 

biebtii:-(‘n. 

.‘5. Diu Fürsor;r(' wird aus^oübt: 

a) diirub diu kirchliuhun Orj’ane, 

b) durch Fiirsor;^^vereine». 

B(‘ide haben >ieh in ihrer Arbeit ni<'»irlich>t zu unterstützen und 
iin oiiirsttMi Znsa]nTnenhan;ie mit den Ih)lizeil><‘li<irden zu wirken. 
Muss nach den bestehenden I>estiininuii;^*(*n die Fiitlassunfif eines (tp- 
fan^'*en(‘n d(»r Ih)li/.<*ifndKÜab» anL:’t»zeii;’t werdmi, so ist daiiei initzii- 
teilen, oh für den Fntlassenen l''ürsor;^(‘ eintritt, und durcli wen sie 
aus^eübt wird. Fürs(»r;i’e durcli kirchliclu* Or::an(*. ei.i;'net sich be¬ 
sonders für solche Oefan;^en<», welche seihst, oder durch ihre Familie 
noch iin Zusamm(*nhan;i(» mit (‘iiier Kirchen;;(‘ineind(» sttdien. 

Den \'orstelMM-n und D(*istlich(»n der Strafanstalten und Gefänt;’- 
niss(* steht es frei, in j^et‘i;;neten Füll(»n die Fürsor^^e selbst auszuüiien. 
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Während der Strafhaft wird Alkohol in keinerlei 
Form verabreicht, und bildet diese demnach eine gute 
Schule der Enthaltsamkeit. 

Bei der Entlassung gilt es hier weiter zu arbeiten 
und den Anschluss der Entlassenen an eine der von Jahr 
zu Jahr sich mehrenden Enthaltsamkeitsbestrebungen in 
die Wege zu leiten. 

Bei der Gefangenenfürsorge empfiehlt es sich auch 
die Hülfe der Frauenvereine und des Vereins „Frauenhilfe“, 
der auf sozialem Gebiet arbeitet, in ausgiebiger Weise in 
Anspruch zu nehmen. Namentlich bei Fürsorge für die 
Angehörigen der Gefangenen während ihrer Strafhaft 
können sich Frauen hier ungemein segensreich betätigen. 

Das sind im Wesentlichen, meine Herren, die Haupt¬ 
punkte der Gefangenenfürsorge, die ich erwähnenswert 
halte. Ich versage es mir, an dieser Stelle in weitere 
Details einzugehen. Ist doch die Gefangenenfürsorge je 
nach den Verhältnissen eine verschiedene, ist sie doch 
anders in der Stadt als auf dem Lande; ist sie doch ver- 


4. Als kirchliche Or<?ane fungieren im Allgemeinen in den 
evangelischen Kirchengemeinden die Gemeinde - Kirchenräte, Pres¬ 
byterien und Kirchenvorstände, in den katholischen die Ortsgeistlichon 
und die von diesen zur Mitwirkung herangezogenen Gemeindeglieder. 

5. Ob lind mit weichen Organen wegen Fürsorge für einen 
Gefangenen Verhandlungen angeknüpft werden sollen, bestimmt der 
Anstaitsvoi'steher nach Anhörung der Oberbeamten, insbesondere der 
Anstaltsgeistlichen ; da, wo Konferenzen bestehen, nach Anhörung dieser. 

G. Die Austaltsvorsteher haben die Verhandlungen mit den 
Fürsorgeorganen so zeitig — bei längerer Strafverbüssung sechs 
Wochen vor der Entlassung — einzuleiten, dass bis zum Entlassungs¬ 
tage das Ergebnis feststeht. 

Hierbei sind die Fürsorg(>organe von der Höhe des dem Straf¬ 
entlassenen in Aussicht stehenden Gescheiikes aus dem Arbeitserträge 
(Arlxdtspräinie, Arbeitsverdienstauteil) in Kenntnis zu setzen und zu 
befragen, ob dasscdbe ihnen oder der Orts-Polizeibehörde übersandt 
werden soll. 

Pei diesen Verhandlungcui ist auf die Wünsche der zur Ent¬ 
lassung koinmenden jede billige Rücksicht zu nehmen. 

7. Das den Gefangenen bei der Entlassung zu Teil werdende 
Geschenk aus dem Arbeitsiu'trage ist im Interesse der Fürsorge zu 
verwenden, dasselbe kann gegen den Willen der Entlassenen nicht 
in Anspruch genommen werden zur Bezahlung von Schulden, oder 
zur Deckung von Ausgaben, welche die Armenverbände für sie selbst, 
oder d(‘r(!n Angehörige, gfdeistet haben. Das Geschenk geht erst 
dann in das Eigentum des Entlass(*nen über, wenn es ihm ausdrücklich 
zur freien N’erfügnng ausgehändigt ist. 

Das Geschenk ist vorzugsweise zu verw'enden zur Bezahlung 
(irr R<‘ isckosrcn des Entlassenen nach seinem demnächstigen Aufent¬ 
haltsorte, zur Beschaffung von Kleidern, Wohnung, Unterhalt, Arbeits- 
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schiedenartig nach dem Beruf und dem sittlichen Stand¬ 
punkt der Empfangenden. Nichts wäre unangebrachter 
als auf diesem Gebiete, das pädagogische Kunst und Sorg¬ 
falt, das individuelle Behandlung erfordert, nach der 
Schablone arbeiten zu wollen. Vielleicht können wir aber 
in einer folgenden Unterhaltung unsere Ansichten und Er¬ 
fahrungen zu gegenseitiger Belehrung austauschen. Ich 
selbst stelle mich gern zur Verfügung, wie ich überhaupt 
bemerken möchte, dass ich jederzeit — schriftlich wie 
mündlich — bereit bin Auskunft zu erteilen und, wenn 
erforderlich, mit Rat und Tat beizuspringen. 

Und nun zum Schluss, meine Herren, helfen Sie uns, 
leihen Sie uns Ihre wertvolle Stütze, lassen Sie uns Schulter 
an Schulter kämpfen gegen das Verbrechertum; nur bei 
gegenseitigem Stützen, nur beim Zusammenhalter aller: 
Privatliche Bestrebungen, Vereinstätigkeit, Kirche, Ge¬ 
fängnisverwaltung, Strafrecht, werden wir Erfolge erwarten 
können. 


«roriit otc. sowie in geeigneten Füllen zur Unterstützung der Familie 
(i(*s Eullasspiien. 

Ks fMTipfielilt sich nicht, den Entlassenen das Geschenk auf 
einmal auszuzahlen; jjrössere Geldbeträge sind ihnen nur dann aus¬ 
zuhändigen, wenn deren zweckmässige Verwendung gesichert ist. 

H. Ist bei einem Gefangenen die Fürsorge nicht notwendig, so 
kann d<‘r Anstaltsvorstelnu* ihm bei der Entlassung das Geschenk 
auszahhm, (»der an die Polizeibehörde des Ortes, wohin der Gefangene 
entlass(‘n wird, schickem. 

Tritt Fürsorge ein, so hat der Anstaltsvorsteher das Geschenk 
entweder dem Fürsorgeorgane, oder der Polizeibehörde des Ortes, 
wohin der Gefangene entlassen wird, zu übersenden. 

Mit der Verwendung d(^s Geschenkes dürfen die Fürsorge¬ 
organe nicht eh(*r beginnen, V)is der Entlassene sich schriftlich darüb(‘r 
ausw’cist, (lass er sich bei der Ortspolizeibehörde vorschriftsmässig 
gimuddet hat. 

|)i(* Anstaltsvorsttdior köminm JcgIocIi diesen Gidangcmim bei 
dt*r Knllassiing das ganze (beschenk aiiszahlen, wenn dasselbe so 
gering ist, dass es nur znr H(‘streitiing der Riusekosten und d(‘S 
Unt(*rl»;ilts für wenige Tage: ausreiclit, odtu* wenn die P(‘rs(inlichkeit 
d(‘s Kntlass(Mien und di(* V(M*hillt!nsse, in wudclu» er ziirücktritt, einen 
Misshraucli nicht iMd'ürchten lassen. 

y. Weigert sich ein (h'langener, die für notwendig erachtete 
Fürsorge an/umdimen, so behält die Anstaltsveiwvaltinig von dem 
nach Al^zug der Keis(‘- und Zeln*ungskost(*ii für (*inig(‘ d'agi» am Knt- 
lassnngsorfe noeh verlihdbcuuhm l\(‘st(‘ d(‘s Gc^selumkes di(‘ Hälfte 
zurück, di(‘ andere Hälfl(* wurd der PolizculiiduinU^ des Entlassungs¬ 
ortes ül)(u*scliickt, um für (hm Entlassenen nach Massgabe der 1>(‘- 
stiinmung(m in No. 7 V(‘rwandf zu wu*rden. 

10. \V(‘nn (un Entlasseiuu* sich weigert, die von den Fürsorge- 
nrgtneii inl)(‘tndf d(*r Veiwuuidiing des Geschenkes gcUroffiuien An- 
ordiuiugen anzuerkenuen, oder wenn er sieli d(M* Fürsorgi». (Uitziidit, 
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Meine Herren! Unsere Zeit trägt den Stempel des 
nervösen Kastens; sie verlangt sofortige Erfolge und wo 
diese ausbleiben, macht sich leicht der ödeste Pessimismus 
breit. 

In unserem Falle sind aber sofortige Erfolge nicht 
immer zu erwarten; zum Teil treten, wie ich schon sagte, 
überhaupt die Erfolge wenig hervor. 

Sorgen wir, meine Herren, dafür, dass uns die Geduld 
nicht ausgehe, dass wir nicht auch diesem Geiste des 
Pressimismus anheim fallen! 

Das walte Gott. 


oder eine strafbare Handlung begeht, so ist unter Mitteilung der 
Tatsachen der noch vorhandene Rest des Geschenkes der Ortspolizei- 
hehörde zu übersenden, welche dann nach den in No. 7 gegebenen 
Bestimmungen verfährt. 

Weigert sich ein Strafentlassener, die von der Polizeibehörde 
über Verwendung des Geschenkes getroffenen Anordnungen anzu¬ 
erkennen, so ist der Rest des Geschenkes, soweit derselbe nicht iin 
Interesse, der Familie des Strafentlassenen Verw'endung findet, mit 
einer Abrechnung der Anstaltsverwaltung zurückzusenden. 
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Noljfication unil Kgl. Preussisches Edict wogen angelegler und ein- 
gerichteter zweren Armen- und Arbeits-Zuchthduser In Schlesien, zu 
Bri% und Jauer, vem 25. Mihz 1747. 

Veröffentlicht von Gerichtsassessor Dr. Rosenfeld, Berlin. 


Ein seltener Zufall hat mich das Original-Manuskript 
obigen Patents, mit eigenhändiger Unterschrift König 
Friedrich des Grossen, finden und erwerben lassen. 

Sein Inhalt dürfte Interesse erwecken, zumal B r i e g 
und Jauer die einzigen noch heute in Preussen in Ge¬ 
brauch befindlichen Zuchthäuser aus dem 18. Jahrhundert 
sind. Die Anstalt zu Brieg wurde in einer zu ihrem 
Zwecke umgebauten Tuchfabrik eingerichtet, welche die 
Oesterreichische Regierung im Jahre 1740 von der Stadt 
Brieg gekauft hatte. Die Strafanstalt Jauer ist im Jahre 
174C in einem alten, im 12. Jahrhundert als Burg erbauten, 
im Jahre 1656 nach Zerstörung durch Feuer wieder auf¬ 
gebauten Schlosse, das zeitweise den Herzögen von Jauer 
als Residenz diente, eingerichtet worden. Näheres, auch 
die Pläne, s. in „Die Strafanstalten und Gefängnisse in 
Preussen“ Erster Teil, mit einem Atlas, von Kr ohne und 
AVeber. Berlin (Carl Ileymanns Verlag) 1901. 

Das Edict lautet: 

Wir F r i d e r i c h , von Gottes Gnaden König 
in Preussen, Al.irkgr.if zu Brandenburg des Heil. 
Rom. Reichs, Krb-Cänunerer und Churfürst, . Souverainer 
und r>l)rister llcrtzog von Schlesien, Souverainer Printz 
von Oranien, Xcufchatid und Vallengin wie auch der Graf- 
s<-haft Glatz, in (ieldern zu Magdeburg, CU've, Jülich Berge, 
Stettin Pommern der Calluben und Wenden zu Alecklen- 
burg und ('roßen llcrtzog Burggraf zu Nürnberg, Fürst 
zu llalberstadt, Minden ('amin, Wenden Schwerin, Ratze¬ 
burg Ost-Friesland und Moers, (Jraf zu Hohen Zolh'rn 
Riippin der M.irck, Kaveusherg, Hohenstein, Tecklenburg, 
Schwerin, längen Ibihren und Lehrdatn, Herr zu Raven¬ 
stein der Lande Rostock i^targardt, Lauenburg Butow 
Arh'V und Ih’eda ])p. 
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thun kund und fügen hiermit zu wißen: Demnach 
Wir aus Landes-Väterlicher Vorsorge unermüdet darauf 
bedacht sind, wie in Unserm Sou verainen Hertzogthum 
Schlesien und der dazu gehörigen Graffschafft Glatz die 
Wohlfarth, Aufnahme, Ruhe, Sicherheit und Bequemlichkeit 
Unserer Treu gehorsamsten Stände, Einwohner und Unter- 
thanen auf alle nur mögliche weise fest gesetzet, befördert 
und vermehrt werden mögen; 

Wenn nun zu Erreichung dieser Unserer so heilsahmen 
Absicht, auch insonderheit erforderlich durch beqveme 
Mittel Bedacht zu seyn, damit das im Lande sich häuffende 
ruchlose Raub- und Diebsmässige und verdächtige Gesindel 
nicht weiter überhand nehme, die unverschämte und hals¬ 
starrige Bettler, zu Abstellung vieler irh Schwange gehen¬ 
den straffbahren Laster und Verbrechen zur Arbeit an¬ 
gehalten, mithin derselben Beßerung durch nachdrückliche 
Zucht und Zwangs-Mittel gehörig befördert werde; 

Als haben Wir zu Erreichung dieses obhabenden zum 
allgemeinen Besten des Landes gereichenden Zwecks und 
zu beßerer Sicherheit und Beqvemlichkeit sämtl. Einwohner 
obgedachten Unsers Souverainen Hertzogthums Schlesien 
Grafschafft Glatz, auch Ausrottung dergleichen Landes¬ 
verderblichen Gesindels, Uns, zumahl aus der Täglichen 
Erfahrung bereits nur zu viel wahrzunehmen gewesen, wie 
wenig bisher adhibirte media coercendi gefruchtet, in Gnaden 
entschloßen, hierin abhelffliches Ziel und Maaß zu setzen 
und zu dem Ende in Unsern Städten Brieg und Jauer 
Zucht- und Arbeits-Häuser anlegen zu laßen, dergestalt 
daß in jedem derselben eine gewiße Anzahl dergleichen 
dem Lande sonsten zur Last fallenden Gesindels und 
(Jbel-Thäter, unter sicheren Gewahrsahm an- und auf¬ 
genommen und zur Arbeit angehalten werden könne. 
Damit nun Unsere hierbey habende allergnädigste Meinung, 
weichergestalt es hierunter gehalten w^erden solle, jeder- 
inanniglich zur allerunterthänigsten Achtung und Befolgung 
bekandt seyn könne; 

So haben Wir hierüber gewärtiges Patent und Regle¬ 
ment ergehen laßen; Setzen, ordnen, wollen und befehlen 
demnach hiermit allergnädigst und ernstlich 

§ I. 

l)alj diese zu Brieg und Jauer angelegte Zucht- und 
Arheits-llänser unter Ober-Direction Unserer Krieges- und 
Domuinen-Cammorii in Schlesien beständig stehen sollen. 
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Es müssen aber Selbige gewißen hierzu tüchtigen 
Personen die nähere Aufsicht und Direction bey gedachten 
Zucht- und ATheits-Hä,\isern/>gr rnoättm specialis Comniissionis 
dergestalt auftragen, daß letztere sich der hiebey ver¬ 
fallenden Angelegenheiten und Geschäfte zwar mit mög¬ 
lichster Sorgfalt und Fleiß unterziehen, jedoch aber ohne 
vorgängige Bewilligung und Approbation gedachter Unserer 
Krieges- und Domainen-Cammern nichts vornehmen noch 
veranlaßen, wodurch die bey denen Zucht-Häusern vor¬ 
geschriebene Ordnung und Verfaßung oder auch der 
Zucht-Hauß-Etat im geringsten alteriret werden könnte. 

§ n. 

W as die Genera Delictorum belanget, wegen welcher die 
Straffe Zucht-Hauß-Arbeit zu erkennen; 

So wollen Wir daß in allen denenjenigen Delictis, 
wegen welcher die denen Delinquenten in via ßistitiae 
andictirte Todes Straffe in via gratiae in einen Stauchen- 
Schlag und Landes-Verweisung, oder auch in letzter allein, 
nicht minder in ein Opns publicum al Dominicum ver¬ 
wandelt zu werden pfleget, imgleichen bey denenjenigen 
Inquisiten, welche ex proximis Indiciis, wegen Raübereyen 
Mord-Thaten, Mord-Brennereyen und dergleichen dem Lande 
höchst nachtheiligen Mißethaten sich verdächtig gemacht, 
dabey aber in negativis beharren und nicht völlig über¬ 
führet noch zur Todes-Straffe verurtlieilet werden können, 
wie auch, wegen solcher verdächtigen Personen, die in 
gefährl. Landstreichereyen ohne im Stande zu seyn, eine 
zulängliche Nahrung und Gewerbe darzuthun, ertappet 
werden, ferner bey denenjenigen, so wegen' anderer die 
Todes-Straffe nicht nach sich ziehender Verbrechen be¬ 
treten werden, die ZiK'ht-lIauß-Straffe statt haben solle; 

Wohingegen diejenige Personen, welche entweder ob 
dclicta carnis, oder anderer geringer Verbrechen halber, 
auch Unfug, Müßiggang, Betteley und dergleic-ben zur 
C’oercition gezogen werden inüßen, mit der Zucht-llauß- 
Straffe regulariter nicht, sondern mit einem operepublico 
7'rl Dominien zu belegen), es wäre denn daß solche wieder- 
holentlicli dal)ey betreten woi'den, oder sonsten auf andei'e 
weise von ihnen keine Heßerung zu hoffen sevn möchte. 

§ III. 

Und da Unsere Krieges- und Düinainen-Cammern von der 
jedesmahlig(Mi Anzahl der Züchtlinge und der Besediaffen- 
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heit der Zucht-Häuser genau informiret und allein zu be- 
urtheilen im Stande, in wie weit vorietzt, oder künftig die 
Revenues der Zucht-Häuser hinreichend, die dahin condem- 
nirte anzunehmen und zu erhalten: 

So lieget Unsere Ober-Amts-Regierungen und übrigen 
Justitz-Instantzien in Schlesien ob, daß ergangene Urthel 
nach geschehener Publication derjenigen Krieges- und 
Domainen-Cammer in deren Departement die Sache gehet, 
ohngesäumt zuzufertigen, als welche nach deßen Erhaltung 
das zu Annehmung des Züchtlings erforderliche Auf- 
nehmungs-Decret zu ertheilen hat. 

§ IV. 

Weilen aber einige Delicta ipso Jure mfamantia sind, andern 
Theils auch öffters Personen zur Zucht-Hauß-Straffe ver- 
urtheilet werden müßen, welche ehedem schon die Straffe 
der Landes-Verweisung oder des Staupenschlags ausge¬ 
standen, oder welche gar gebrandtmahlet worden, der¬ 
gleichen Personen aber mit solchen, denen die Zucht-Hauß- 
Straffe nur zur Beßerung und Castigation mit Vorbehalt 
ihres ehrlichen Nahmens und Herkommens zu erkandt 
worden nicht vermenget werden können; 

So ordnen und wollen Wir hiermit allergnädigst, daß 
so offt die Zucht-Hauß-Straffe dem einen, oder dem andern 
Delinquenten zu erkandt wird, auf diesen Unterscheid in 
Sententionando reßectiret und in dem abzufaßenden 
EndUrthel jedesmahl exprimiret werden solle, 
ob dem Condetmiato bey der ihm zu erkandten 
Zucht-Hauß-Straffe, sein ehrlicher Nähme 
und Herkommen Vorbehalten worden, oder 
nicht, w'iedrigenfals das zur Reception der zur Zucht- 
Hauß-Arbeit verurtheilten Personen erforderliche An- 
nehmungs-Z><:^r^/‘ nicht eher ertheilet werden soll, bis 
Declaratoria darüber erfolget und solche der Krieges- und 
J )omainen-Cainnier des Departements zugefertiget worden. 

Gedachten Unsern Schlesischen Krieges-und Domainen- 
(■anuuern lieget insonderheit ob, auf diesen Untescheid 
genau zu halten und in ermeldten Zucht-Häusern der¬ 
gleichen Dispositiones und Veranstaltungen machen zu 
laßen, damit ratione des täglichen Gebeths, der Sonn- und 
Fest-Tngliclien Andachten, Beköstigung, Arbeit und Be¬ 
lial tniße, erstere Sorte mit der letztem nicht vermenget, 
auch in der Kleydung ein kentlicher Unterscheid gemachet 
werden möge. 
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§ V. 

Ist zwar regiilariter, wie vor erwehnet, in gedachten Zucht- 
Häusern, ohne vorhergegangene rechtliche Untersuchung 
und Spruch niemand auf- und anzunehmen. 

Sölten indeßen Eltern ihre ungerathene 
Kinder, oder Hand-Wercker liederliche Lehr- 
jungens auf eine kurtze zu determimr^n^^ Zeit 
in das Zucht-Hauß bringen wollen, um da- 
durcheinigeBeßerunganihnenzubeschaffen, 
sollen sie sich bey der ihnen Vorgesetzten 
Gerichts- Obrigkeit dieser wegen melden. 
Selbige aber der p Cammer des Departe^nents davon An¬ 
zeige zu thun, als welche in dergleichen besondern Fällen 
das An- und Aufnehmungs-Z>^^:r^/ dahin zu ertheilen, daß 
gegen Erlegung 6 xr. täglich auf die determinirte Zeit und 
4 ggl. pro Inscriptione dergleichen junge Leute, ohne Er¬ 
legung der hiernechst festgesetzten ^^r<’//'/(?«j-Gebühren 
angenommen werden sollen. 

§ VI. 

^iül^en weder Manns- noch Weibs-Personen, 
so nicht das 16 te Jahr erreichet, in diese 
Z u c h t -11 ä u s e r eingenommen werden; 

Sölten aber dennoch Personen unter diesem Alter 
zum Zucht-Hauß verurtheilet werden wollen, kan die 
Grimd-Olirigkeit sich zugleich nicht entbrechen, außer 
denen Reaptions- und ///.?c/'////c;7j--Gebühren, die Atzungs- 
tlclder a 3 xi‘. täglich jederzeit bey Ablieferung des Zücht¬ 
lings nach Betrag der zu erkaiidten Straff-Zeit, oder bis 
si(‘ (las Ißte Jahr erreichet, der Zucht-Hau)'»-('al’»e voll¬ 
ständig zu entrichten. 


§ VIL 

.Sind nur allein g(\sundc und zur Arbeit Tüchtige, nicht 
aber gt'brechlielng Alters halben Unvernuigende, unreine, 
oder mit ansteckemhn* Kranckheit behal'tcte, am aller- 
wenigst(Mi aber Sinnlose, oder Wahnwitzige, Schwangere, 
oder mit Saügenden Kindern Ixdästigte Personen zur Zucht- 
llaul'i-.Sti'affe zu v(‘rurth(*ileu, wiedrigenfalls, da derglidchen 
zur Arbeit untüchtige Leute denen Zucht-Häusern zuge- 
semhd wetaUm sulten, sind solche auf des Absenders Kosten 
zu n inittircu. 
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§ VIIL 

Die zur Zucht-Hauß-Arbeit verurtheilten Personen sollen 
nicht eher in die Zucht-Häuser an- und aufgenommen 
werden, bis selbige wenigstens mit einem gantzen Kittel, 
oder andern nothdürftigen Kleydung, 2 Hembden 1 paar 
Schu und Strümpfen versehen, auch für jede 10 rl pro 
Receptione und 8 ggl. pro Inscriptione erleget worden: 
welches aber nur allein von denenjenigen Züchtlingen zu 
verstehen, welchen wenigstens auf 3 Monat die Zucht- 
Hauß-Straffe zu erkandt werden. 

Wegen derjenigen Personen aber, so nur auf 4 
Wochen und darüber, jedoch unter 3 Monat zur Zucht- 
Hauß-Arbeit condemniret worden, soll mehreres nicht dann 
5 rl. pro Receptione und 4 ggl. pro Inscriptione erleget werden. 

§ IX. 

Sölten auch die zur Zucht-Hauß-Arbeit condemnirte Mannes- 
Personen im Zucht-Hause Selbst nicht mit genugsahmer 
Arbeit versehen werden können und noch nöthig seyn, 
einige derselben in der Stadt mit verschiedener Hand- 
Arbeit zu occupiren, müßen die Haare von einem Ohr zum 
andern selbigen gantz abgeschnitten und sie mit einem 
leinen Kittel, welcher mitten auf dem Rücken mit einem 
schwartzen Z bezeichnet, versehen werden, damit dieselbe 
dadurch kennbahr gemacht, ja des Orts, wo sie sich be¬ 
treffen laßen, sofort angehalten und durch den gewöhn¬ 
lichen Schub in das nechste Zucht-Hauß gebracht und 
abgeliefert werden mögen: Von welchem Vorfall, sobald 
er sich ereignet, zugleich an Unsere Krieges- und Domainen- 
Cammer Bericht erstattet werden muß, 

§ X. 

Weil auch vor allen Dingen nöthig, daß die in denen von 
Uns angeordneten Zucht-Häusern verurteilte Personen zur 
(4ottes-Furcht und einem Christlichen Lebens-Wandel an¬ 
gewiesen und ermahnet werden ; 

So hal)cn Wir gedachten Zucht-Häusern nicht nur die 
Freyheit eines öffentlichen Gottes-Dienstes hiermit in 
Gnaden verstattet, sondern wollen auch jedes derselben 
mit einen eigenen Zncht-Hauß-Prediger versehen. 

AVie AVir aber unveränderlich gemeinet sind, einem 
jeden so wohl in Unserm Souverainen Hertzogthum 
Schlesien, als sämtl. übrigen Landen eine völlige Ge- 
wißens-Freyheit geniel'en zu laßen; 
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Als sollen gemeldte Zucht-Hauß-Prediger aufs Sorg¬ 
fältigste und bey Vermeidung Unserer allerhöchsten Un¬ 
gnade darauf bedacht seyn, damit weder beym täglichen 
Gebeth, noch bey dem zu haltenden Sonn- und Fest-Täg¬ 
lichen Gottes-Dienst etwas Vorkommen, was der einen, 
oder der andern Religion auch nur im geringsten entgegen 
und anstößig seyn könte und mit Vermeidung aller 
Controversten ihr eintziges Augenmerck auf die 
Erbauung und Beßerung der ihnen zu dem 
Ende allein anvertrauten Züchtlinge, ohne 
Absicht auf des einen, oder des andern Reli¬ 
gion dergestalt richten, damit selbige zur 
wahren Gottes-Furcht, Gottseeligen Lebens- 
^VandelundAusübungChristl. Tugenden mehr 
und mehr angewiesen und bewogen werden. 

Wobey Wir insonderheit hiermit verordnen und fest 
setzen, daß diejenige Züchtlinge, welche einige Beßerung 
verspühren laßen und zum Genuß des Heil. Sacraments des 
Abendmahls würdig erachtet werden, dazu nach eines 
jeden Religion admittiret und denen hierzu erforderlichen 
(Jeistlichen Personen erlaubet werden solle, die Sacra im 
Zucht-Hause zu administriren. 

Wie denn auch bey vorfallcnden gefährlichen Kranck- 
heiten, des einen, oder des andern Züchtlings denen Geist¬ 
lichen .seiner Religion nicht nur frey stehen, sondern auch 
Selbige benothigten fals ersuchet werden sollen, den Kranck 
darnieder liegenden Züchtling zu einem Christlichen Ende 
zu praepariren. 

§ XL 

Damit aber dieses zur Sicherheit des Landes liöchst be- 
fcrdeiiiche Rhddissement um so gewil'ier bestehen könne: 

So haben Wir die von denen Schlesisc.lien gedruckten 
Vollmachten und dem einkonnnende Gelder 

darzu dergestalt destiniret, dal'i so viel davon aus jedem 
J)eparfenienf der Bieslauschen und Glogauscdien Krieges¬ 
und 1 )oinain(Mi-('amincr eingehet, solches zum Beiiuf der 
Zucht-Häuser, denen Zucht-llaulbt'aljen flieTien und da- 
scll)st eingenommen, und berechnet werden .sollen. 

i? Xll. 

Auch ordnen und setzen Wir, dal) vom Iten Junii dieses 
.lahi’es an allen lachenden Ih'hen, die kein /Vev Succedeudi 
ab iatistato haben, von ererbttm, oder per Tesfaoieyifuni 

Hlaltcr für GcLint;niskun)ic XI.II 2]^ 
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legirten liegenden Gründen, haaren Geldern, imgleichen 
Gold- und Silberwerck, nicht aber von andern Mobilien, 
Effecten, oder Pretiosis 1 proCent abgezogen und zum 
Behuf derer Züchtlinge verwendet werden sollen. 

§ XIII. 

Ferner wollen Wir, daß von gedachtem Iten Junii dieses 
Jahres an, von allen Verreichungen der Güter und Immo¬ 
bilien deren Wert- 1000 rl. und mehr betraget 1 pro Mille 
zur Zucht-Hauß-Caße jeden Departements fließen solle. 

Welchemnach Unsern Ober-Amts- und Mediat-Re¬ 
gierungen, Magistraten uud sonstigen Gerichts-Obrigkeiten 
oblieget, die dieserwegen eingehende Gelder bey Ablauf 
eines jeden Quartals an Unsere Krieges- und Domainen- 
Cammern und zwar an derjenigen aus deren Departement 
diese Gelder erfolgen, nebst beygefügter Designation und 
Attest, daß ein mehreres nicht eingekomraen, ohnfehlbahr 
zu übersenden. 


§ XIV. 

Nicht weniger haben Wir durch das besonders unterm 
28. Febr. c. publicirte Edict, wegen der vom 1. Junii an 
in Schlesien und der Grafschaft Glatz einzuführenden ge¬ 
druckten Geburts- und Lehr-Brieffe auch Kundschaften 
bereits verordnet, daß für eine Kundschaft 3 ggl. für einen 
Geburts-Brief 12 ggl. und für einen Lehr-Brief ebenfals 
12 gl. zu der Zucht-Hauß-Caße jeden Departements fließen 
und auf die darin v^orgeschriebene Art dorthin Übermacht 
werden solle. Dahero dann Unsere Krieges- und Domainen- 
(^ammern dahin zu sehen haben, daß diese Gelder einge¬ 
zogen und gehörig berechnet werden. 

§ XV. 

Die zu Erbauung und Unterhaltung dieser Zucht-Häuser 
erforderliche Kosten wollen Wir vorletzt und künftighin 
ans Unsern eigenen Gaßen reichen laßen und sollen solche 
auf den Cannner-Ban Etat gleich andern Unsern Gebäuden 
gel)ra(‘ht werden. 

§ XVI. 

Weilen auch das Briegische Zncht-Hanß bereits dergestalt 
eiin;erichtet, daß an den guten Succeß nicht mehr zu 
zweirneil: 

So haben ^Vir zu deßelben beßern Auskommen aller- 
gnädigst resohiref, daß aus Unsern Oppelschen und Carls- 
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marckschen Amts-Forsten beyden zusammen 100 Klafter 
llrenn-Holtz zu sothanen Zucht-Hause alljährlich dergestalt 
gantz frey verabfolget werden sollen, daß die Zucht-Hauß- 
Caße nicht mehr als das Schlage- und Anfuhr-Lohn dafür 
zu bezahlen habe. 


§ XVII. 

Wir wollen auch denen im Zucht-Hause binnen der ihnen 
zu erkandten Zeit versterbenden Züchtlingen ein freyes 
Begräbniß dergestalt allergnädigst verstatten, daß für Be¬ 
erdigung eines Züchtlinges, oder deßen Platz auf dem 
Kirch-Hofe von keiner Kirche oder Geistlichkeit das ge¬ 
ringste gefodert noch genommen werden solle. 

Wohin gegen im Fall ein solcher im Zucht-Hause 
verstorbener Züchtling durch Anfälle, oder sonsten einiges 
Erbe oder Vermögen hinterlaßen würde, soll solches, wann 
es nicht über 10 rl betrüget, dem Zucht-Hause alleine 
zufallen, im fall aber deßen Verlaßenschaft sich über 10 rl 
erstrecket, soll das Zucht-Haus, in welchem der Züchtling 
verstorben, mit deßen nechsten Erben, es seyn derselben 
einer, oder mehr, in gleiche Theile gehen und von der 
Verlaßenschaft so viel, als eines jeden Erben Antheil be¬ 
trüget, bekommen. 

§ XVTII. 

Wann auch in dein, wegen Erlaßimg der Unterthänigkeit 
und Veihütung des Austretens der Unterthaneu unterm 
Iß. Aug. 1743 ergangenen Edict bereits verordnet und fest 
g(*setzet worden, daß derer außer Landes heimlich ausge¬ 
tretenen Unterthaneu zurückgelaßcnes, oder sonsten ilmen 
anheim gefallenes Vermögen, denenselben, ohne von Uns, 
oder Unsern Krieges- uncl Domainen-Cammern in Schlesien 
schriftlich darülxu’ erlialtene Erlaubniß, keinesweges aus- 
gefolget, sondern solches solange bcy denen Gerichts- 
Obrigkeiten verbleiben solle, bis der ausgtüretene Unter- 
than sich wiechu- im Lande einfindet, von neuem ctabliret und 
sein (b'werbe fortsetzet; 

So soll cs zwar bey dieser l)isj)osition ferner sein 
imveräiidm liehes BewtuuUm, jedoch wollen Wir solche hiei'- 
mit folgendergi'stalt drchtrirrt hal)en : Dass nehmlich, wann 
(‘in solcher außer l.andes ausgetretener Untcrthan binnen 
.3 .lahiam, von (h*m 'l'ag der gesch(‘h(‘nen Austr(‘tung an, 
sich nicht wiedc'r einfindet, noch dieserwegen leuale Ent¬ 
schuldigung beybringet, nach Verlauf solcher Zeit ohne 


11 ^ 
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weitere Umstände und Erkandtniß die aufgelauffene 
Revenuen deßen gantzen Vermögens obbenandten Schle¬ 
sischen Zucht-Häusern anheim fallen und zu dem Ende 
von der Gerichts- oder Grund-Obrigkeit, dem Land-Rath 
des Creyses specificiret und zur Creyß-Caße abgegeben, 
auch mit solcher Abgabe alljährlich, bis der ausgetretene 
Unterthan sich obberührtermaßen im Lande wieder einfindet, 
von neuen etabliret und sein Gewerbe fortsetzet, continuiret 
werden, welche Creyß-Steuer-Caßen solches Unsere Kriegs¬ 
und Domainen-Cammern zu obigen Behuf einsenden sollen. 

Solte aber ein solcher entwichener Unterthan 20 Jahr 
von dem Tag der geschehenen Austretung anzurechnen 
verlauffen laßen, ohne sich im Lande wieder vorbeschriebener- 
maßen einzufinden noch causas legales absentiae beyzubringen, 
soll außer denen bisherigen Nutzungen auch das gantze 
Vermögen gedachten Zucht-Häusern anheim fallen und 
denenselben auf ewig zugeeignet und übergeben werden. 

§ XIX. 

Solte auch zu beßerer Aufnahme dieser Zucht-Häuser und 
Erleichterung des Unterhalts derer Züchtlinge der Ankauf 
einiger Grund-Stücke nützlich oder nöthig erfunden werden, 
wollen Wir solches nach vorhergegangener Untersuchung 
und Bewilligung Unserer Krieges- und Domainen-Cammern 
nicht nur allergnädigst geschehen laßen: sondern Wir er¬ 
statten auch gedachten Zucht-Häusern, im Fall es denen¬ 
selben zutunlich und nützlich erfunden werden solte, mit 
Vorbewust und Approbation gedachter Krieges- und 
Domainen-Cammern dergleichen Grund-Stücke zum Behuf 
der Zucht-Häuser zu miethen. 

Wie dann denenselben zualeich frey stehet, zu Er¬ 
langung der benöthigten Milch-Speise auf die bürgerliche 
gemeine Hüthungen Unserer Städte Brieg und Jauer 6 bis 
8 Stück Molken-Vieh gegen Erlegung des Hirten-Antheils 
Irey auftreiben zu können. 

§ XX. 

Ertheilen Wir diesen von Uns angeordneten Zucht-Häusern 
zuglei(‘h die Freylieit des Coinißion-Handels mit der in 
Unsei'iii Waysen-Ilause zu Halle verfertigten Medicin, im¬ 
gleichen mit rohen Eisen und andern von Unsern Krieges¬ 
und Domainen-Cammern denenselben nützlich erfundenen 
Waaren, wollen auch dieselben zu Anlegung allerhand in 
keinem bezünftihen Handwerk einschlagenden Manufacturen, 
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sie haben Nahmen wie sie wollen, hiermit ausdrücklich 
privilegiret heben und niemanden unter was Vorwand es 
auch seyn möchte, hierin ein jus contradicendi verstatten. 

§ XXL 

Haben wir diese Zucht-Häuser von allen Städtischen und 
Bürgerlichen Abgaben und Obliegenheiten nicht nur völlig 
befreyet, sondern wollen auch denenselben die Accise- 
Freyheit dergestalt allergnädigst zustatten kommen laßen, 
daß zwar gedachte Zucht-Häuser alle ihre Bedürffniße 
gleich andern Einwohnern völlig gleich baar versteuren, 
es sollen aber Unsere Accis-Aemter gegen Erhaltung eines 
vom Zucht-Haus-Inspectore, oder Prediger unterschriebenen 
und vom Zucht-Meister contrasignirten Attestes über die 
im Zucht-Hause befindliche Anzahl Züchtlinge, auf jeden 
im Zucht-Hauß sich würcklich befindenden Züchtling bey 
Ablauf eines jeden Monats 5 sgl und also jährlich 2 rl der 
Zucht-Hauß-Caße baar wieder zu vergüten, verbunden seyn 
und solches Geld bey Selbiger wieder in gehöriger Ein¬ 
nahme gebracht werden. 

Jedoch gehören zu diese Accise-Bonification nur allein 
die würckliche Züchtlinge, keinesweges aber die in denen 
Zucht-Häusern sich befindende Bediente, Dienst-Bothen 
oder Arbeiter, als welche die Accise, auch übrige Städtische 
und Bürgerliche Abgaben, gleich andere Eiuwohner ent¬ 
richten mäßen. 


§ XXII. 

Die Zucht-Haul^-Inspection wollen Wir zum Gebrauch in 
Amts-Sachen mit einem besondern Zucht-Hauß-Innsiegel 
versehen lallen. 

Jedoch müß)en diejenigen, welche etwas zu erlaßen 
nöthig finden, die au selbige mit der Post zu erlaßende 
Briefe jedesmahl franciren, oder im wi»3drigenfaU gewärtigen, 
daß» solche weder angenommen noch beantwortet werden 
sollen. 

§ xxni. 

So wohl den ietzigen als künftigen Verlag und Del)it gegen¬ 
wärtigen Zucht-llauß)-Patents und Reglements haben Wir 
denen Zuclit-IlauiVC’alien solitaric zum \'’ortheil überlaßen, 
dergestalt, daß) alle in Uiiserm Souveränen llertzogthuin 
.•Schlesien und Grafschaft Glatz befindliche Instantzien und 
(ierichts-Obrigkeiten, so wohl in Städten, als auf dem 



platten Lande, auch Schnitzen und Gerichte sich selbiges 
zu ihrem Nachverhalt, gegen Erlegung 4 ggl. anschaffen 
sollen. 

Wir befehlen demnach Unsern in Schlesien ange¬ 
ordneten Krieges- und Domainen-Cammern, Ober-Amts- 
Regierungen, wie auch denen Fürstlichen und Slandes- 
Herrschaftlichen Mediat - Regierungen, wie auch sämtl. 
Magistraten uud Gerichts-Obrigkeiten und sonsten jeder- 
männiglich hiermit allergnädigst, sich hiernach allergehor- 
samst und unterthänigst zu achten. 

Zu deßen mehrern Uhrkund und Festhaltung Wir 
dann dieses Höchst eigenhändig unterschrieben und mit 
Unsern Königl. Innsiegel bedrucken laßen. 

So geschehen. Berlin den 25. Martii 1747. 


Friderich. 
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Literatur. 


Zentralblatt für Reclitsivissonschaft unter Mitwirkung 
ziililreicher Gelehrten herausgegeben von Dr. A. v. Kircheuheim, 
a. o. Professor au der Universität Heidelberg, bei J. C. Hinrich, 
Buchhandlung, Leipzig. 

Fünfundzwanzig Jahre hindurch hat das Zentralblatt für Rechts¬ 
wissenschaft allmonatlich der Juristenwelt eine Uebersicht über die 
juristische Literatur gegeben. Es entsprang dem Bedürfnis, eine 
Verinittlung zu bilden nicht nur zwischen den verschiedenen Spezial¬ 
gebieten der Rechtswissenschaft, sondern auch zwischen Theorie und 
Praxis, auf dass das „geistige Band“ unter den Jüngern der Themis 
im Zeitalter zunehmender Zersplitterung erhalten werde. In diesem 
Gedanken begründet und in diesem Sinne geleitet, ist es in Deutsch¬ 
land und ausserhalb desselben ein Zentralorgan geworden, das eine 
Orientierung gewährt, wie sie der in seiner Zeit so beschränkte 
Einzelne sonst nicht gewinnen kann. Es ist eine Zentralisierung 
des literarischen Stoffes für die Juristenwelt erreicht, wie es bisher 
nicht der Fall war und wie sie vollkommener ohne erhebliche finanzielle 
rnterstützung kaum wird erreicht werden können. 

Nur das Bewusstsein, den Fachgenossen zu dienen, die die 
höchste Bildung zum Ziele haben und die über dem Einzelnen nie 
das (ianze. Gemeinsame vergessen, kann den Herausgeber für seine 
niühevolhi Tätigkeit entschädigen. Ebenso wie er ohne Rücksicht 
auf seine persönliche Laufbahn und unberührt von kleinlichem 
Kliquenwi'sen das Blatt allein im Dienste der Sache leitet, ebenso 
haben di(^ zahlreichen Mitarbeiter stets bereitwillig die Bericht¬ 
erstattung üh(‘rnommeu, und auch die Verlagshandlung hat im In- 
teress*' der Wissenscliaft Opfer nicht gescheut. 

Mit dem Beginn einer neuen Reihe wird nun eine bedeutsame 
Verbesserung eintreten, insofern, um für die Zukunft die Uebersicht 
zu erleichtern, die deutsche Literatur in viermal jährlich erscheinenden 
Beiheften wird zusaniniengefasst werden. Die Verlagshandlung, deren 
'l'äligkeit schon länger als ein Jahrhundert in hervorragender Weise 
der Bil)liograi»liie gewidmet ist, wird diese von ihr b<“arl)eitet»ui „Neuen 
Bücher" beilegen; alle übrigen kleineren .Mitteilungen, sowie die 
Au^landshibliog-raphie, werden fortan als Abteilung B mit besonderer 
.Seitenzjihlung ersclunnen, sodass nach Abschluss jeden Bandes diese 

I. IJiihI »ici 2. Keine. riel> l'J Mk« 
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Abteilung, sowie die Abteilung A, die Besprechungen, gesondert 
gebunden werden können und dadurch das Nachschlagen bedeutend 
erleichtert wird. 

Im einzelnen bietet somit das ZBl. ausserordentlich vieles auf 
verhältnismässig geringem Raume. Es wird im „papierenen Zeit¬ 
alter" auch der Aufnahmefähigkeit eines denkenden Lesepublikums 
Rechnung getragen. 

In der Abteilung A; Besprechungen berichten hervorragende 
Spezialisten in kurz gefasster, streng sachlicher Weise über den 
Inhalt aller wichtigen Werke und Abhandlungen der deutschen und 
ausländischen juristischen Literatur. Gediegenheit in der Bericht- 
erstattnng, verbunden mit grösstmöglicher Schnelligkeit und Ueber- 
sichtlichkeit sind die Mittel, durch die der Herausgeber sich die 
Anerkennung der Leser des Zentralblattes erworben und seit 25 Jahren 
erhalten hat. Die Anzahl der Besprechungen war: 

Allgemeines 504 — Rechtsgeschichte 680 — Privatreeht 1537 — 
Handelsrecht 757 — Gerichtsverfassung und Zivilprozess 770 — Straf¬ 
recht 884 — Kirchen- und Eherecht 302 — Staats- und Verwaltungs¬ 
recht 989 — Internationales Recht 302 — Hilfswissenschaften 176. 
Im Ganzen also nicht weniger als 6901 Besprechungen. 

Die Abteilang B: Literatur und Nachrichten bringt die Neuen 
Erscheinungen des deutschen Buchhandels in vorläufiger Aufnahme 
auf der dritten Umschlagseite, vierteljährlich zusammengefasst und 
systematisch geordnet in der besonderen Beilage „Neue Bücher“: 
ferner die Bibliographie des Auslands nach Sprachgebieten geordnet. 

In der Zeitschriftenüberschau sind bisher — abgesehen von 
378 registrierten „Neuen Zeitschriften“ — nicht weniger als 620 
Zeitschriften auszugsweise bearbeitet worden und zwar 166 Allgemein- 
Juri.stische und ferner speziell für Batirecht 4, Bergrecht 6, Eisenbahn¬ 
recht 12, Finanzrecht 4, Freiwillige Gerichtsbarkeit 8, Gefängnis¬ 
wesen 10, Genossenschaftsrecht 2, Gewerberecht 8, Handelsrecht 39 
Internationales Recht 10, Kirchen- und Eherecht 16, Konkursrecht 2, 
Medizin 25, Militärrecht 5, Oeffeiitliches Recht 6, Postrecht 3, Privat¬ 
recht 24, Prozess und Rechtsprechung 67, Rechtsgeschichte 7, See¬ 
recht 6, Staatsrecht 6, Strafrecht 18, Urheberrecht 13, Vergleichende 
Rechtswissenschaft 8, Versicherungsrecht 32, Verwaltuugsrecht .54, 
V’^olkswirtschaft und Sozialpolitik 54, Vollstreckungsrecht 3, Zoll- und 
Steueria'cht 2. ln nichtdeutscher Sprache befinden sich darunter: 
Amerikanische 2G; Englische 29; Finnische 1; Französische 201; 
rriiechische .3; Isländische 1; Italienische 141; Niederländische 31; 
Portugiesische 2; Russische 12: Skandinavische 8; Slavische 7; 
Spanische 12; Ungari>che 2. 

Am Schkiss jeder Nummer wird eine Fülle verstreuter Nach- 
richten gegeben, die für den Fortschritt der Rechtswissenschaft in 
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Theorie und Praxis von Bedeutung sind. In erster Linie ist in der 
bisherigen Vereinschronik die Tätigkeit der so zahlreichen Juristen¬ 
vereine und grossen Juristen tage verfolgt mit ihren vielseitigen 
Programmen und Zielen. Sodann sind insbesondere herangezogen: 

Allgemeine gelehrte Gesellschaften, wie die verschiedenen 
Akademien der Wissenschaften in Berlin, Madrid, München, Paris, 
Turin, Wien etc. und Spezial-Kommissionen zur Vorbereitung neuer 
Gesetzvorlagen; internationale Zusammenkünfte zunächst für die 
verschiedensten Fragen des Rechtslebens im allgemeinen, aber auch 
für die verschiedenartigsten Aufgaben des „werdenden Rechts", wie 
Alkoholmissbrauch, Literatur und Kunst, Mädchenhandel, Psychologie, 
Sittlichkeit etc. etc. 

Stiftungen für juristische Zwecke sind naturgemäss auch regel¬ 
mässig im Auge behalten (z. B. Bluntschli-, Dirl-, Holtzendorff-Stiftung, 
Howard-Association). 

Kaum übersehbar ist die Zahl derjenigen Vereine und Be¬ 
strebungen, die gelegentlich Stoff zur Berichterstattung geboten 
haben, es seien nur erwähnt: Armenpflege, Aerztetage, Denkmal- 
pfleoe, Frauenfrage, Handel, Handwerk, Hilfskassen, Journalistentum, 
Kirchliche Versammlungen, Kolonialwirtschaft, Landwirtschaft, Lokale 
Geschichtsforschung, Pfarrvereine, Polytechnische Gesellschaften, 
Tierschutzvereine etc. 

Neuerscheinungen aus dem Rechte verwandten Gebieten bilden 
den Schluss mit gelegentlichen Mitteilungen aus dem Antiquar¬ 
buchhandel. 

Kurz: es wird hier als Anhang zu der literarischen kritischen 
Berichterstattung noch ein weiteres, sehr vielseitiges Bild des Reclits- 
lebens der Gegenwart monatlich vorgeführt. 

So ist das Zentralblatt für jede juristische Bibliothek von ganz 
hervorragendem Wert und ein zuverlässiger Berater beim Ankauf 
neuerer uinl älterer Werke. 

Möge ihm für die neue Reihe nicht nxir die alte Teilnahme 
bewahrt bli‘il)en; mögen im Interesse der Sache und um der Möglich¬ 
keit weiteren Ausbaus willen die alten Freunde tinseres Zentralorgans 
dein.selt»en aus dem Krei.sc der Praktiker und Theoretiker stets neue 
Leser zuführen. 


Der Beruf des Oberbeaiiiteii in den Strafanstalten und 
■Gefäiigiii.‘*seii vcni .Stralanstaltsdirektor Fl i e g«'n s ch in i d t in 
l’,reni(‘n-< >.''l<'l)sliausen. .Marburg i. H. Karl (’oiKU’. 2% S. 

Der den .'^trafan.'.tallsbcamten riilmiiiclist bekannte Verfasser des 
bereits in zweiter Auflage erscliienenen Huches : ..Der Ib-ruf d(‘s Aufselier^ 
in den Strafanst.ilteii und Gidangnissen“ unternimmt hier di<* ungleicli 
schwitnigere. Aufgab(^ einer lirörlerung der Herufsaufgalnui der 
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liöheren Strafvollzugsbeamten und der Mittel, die zu ihrer sach- 
j'-emässeu Lösung anzuwenden sind. Die Schwierigkeiten beruhen 
einerseits in dem Mangel eines allseitig anerkannten Strafvollzugs¬ 
zweckes, anderseits in dem Mangel feststehender Grössen, mit denen 
bei Erstrebung des als richtig angenommenen Zieles gerechnet werden 
könnte. Jeder einzelne Strafvollzugsbeainte unterscheidet sich von 
anderen nach den geistigen Fähigkeiten, der allgemeinen Menschen¬ 
kenntnis, dem Temperament, der Bildung, des Aeusseren, mehr oder 
weniger sympathischen Eindnicks und der dadurch bedingten grösseren 
oder geringeren Einwirkung auf andere Menschen, umgekehrt aber 
ist auch jeder Gefangene wiederum in seinem Seelenleben verschieden 
angelegt und beeinflussbar und zwar nicht nur ein für alle Mal, 
sondern zu verschiedenen Zeiten wechselnd. Je nach der Veran¬ 
lagung der beiden Naturen, also die während des Strafvollzugs in 
Wechselwirkung treten, wird demgemäss das Verhalten des ziel¬ 
bewussten Strafanstaltsbeamten ein ganz verschiedenes sein und ein 
Allheilmittel ist ebensowenig anzugeben, als Kasuistik zum Ziele 
führt. „Und fühlt Ihr’s nicht, Ihr werdet’s nie erjagen!“ 

Die erste Klippe hat der Verfasser meines Erachtens mit G«*- 
schick umschifft, indem er, weit entfernt davon einem Zweck- oder 
Besserungsfanatismus das Wort zu reden, bei welchem der Straf¬ 
charakter verwischt würde, die Pflicht der Strafvollzugsbeamten 
darin sucht, den Rechtsbrecher unter die Rechtsordnung zu beugen, 
ihn z\ar Achtung vor derselben zu bringen und ihn gleichzeitig für 
ein geordnetes Leben rückzugewinnen. 

Die angedeutete zweite Schwierigkeit hat der Verfasser dadurch 
zu beseitigen gesucht, dass er verschiedene Wege einschlägt, um dem 
Leser klar zu machen, was er im einzelnen Falle zu tun habe. In 
der Hauptsache sucht er durch eingehende oft weitausholende ge¬ 
schichtliche, philosophische und national-ökonomische Darlegungen 
dem Leser mit den im Strafvollzug sich ergebenden Problemen völlig 
vertraut zu machen. Gleichzeitig regt er durch die Darstellung zum 
Denken an und bewirkt, dass man die eigene Auffassung beziehungs¬ 
weise die eigenen Charaktereigenschaften vergleichsweise in den 
Kreis der Betrachtungen zieht und so gewissermassen von sich aus 
zu der Erkenntnis kommt, welchen Weg man zur Lösung der einzelnen 
Probleme für seine Person eiuzuschlagen habe. Manchmal, aber nur 
.seltener, werden direkte Anweisungen erteilt und diese auch mehr 
in der Gestalt allgemeiner Grundsätze als wie in bestimmten Ver- 
lialtungsma.ssregeln für den einzelnen Fall. 

So kommt es, dass der Anfänger, welcher strikte systematische 
Weisungen für sein Verhalten im Einzelfall zu finden hofft, der 
lediglich ein meelianisches Hilfsmittel sucht, um ohne eigentliches 
Vertiefen in sein- Beruf schwimmen zu können, nicht auf .seine Rech- 
iiiing kommt. Aber das ist meines Erachtens kein Fehler. Das 
Buch ist k(>in LehrbTich, es stellt höhere Anforderungen. Es gibt 
tiefe Cirundgedanken über die Probleme des Verbrechens und das 
mi'iisflilielie Seelenleben: e.s gibt auch dem, der eindringt, viele 
riebiige \\’iuke für die Praxis aber sie sind zerstreut und wollen 
gefunden werden. Hi(‘rin liegt jedoch g’erade der Anreiz zum Lesen, 
dev einem, trotz einiger Längen, immer wieder veranlasst, das Buch 
in die Hand zu nehmen. 

Wir lialten es also mit einem hervorragenden Bildungs- 
niittcl für die .Strafanstaltslveaintevi zu tun. Aber nicht nur hierfür 
gelddnt dem Verfasser Anerkennung. Den meisten Dank zollen wir 
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ilini, für die erhabene und grosse Auffassung vom Beruf der Straf- 
voilzugsbeamten, die er in dem Buche bekundet hat. Es ist für den 
ganzen Strafvollzug von eminentem Nutzen, wenn solche Anschau¬ 
ungen in der gebildeten Welt Verbreitung finden, und sie werden es 
durch dieses Buch, weil es sich vermöge seines psychologischen In¬ 
haltes in allen Kreisen Eingang verschaffen wird, die sich mit der 
Erziehung und der Erkenntnis des Menschen beschäftigen. 

V. E. 


Dr. H. L u c a s, Wirkl. Geh. Oberjustizrat und Ministerialdirektor, 
Anleitung zur strafrechtlichen Praxis. Ein Beitrag zur Aus- 
bildting unserer jungen Juristen und ein Ratgeber für Praktiker. 
Zweiter Teil: Das materielle Strafrecht. II. verb. u. verm. Auflage. 
Berlin O., Liebermann, 427 S. 8 M. 

Auf den hohen Wert und die grossen Vorteile, die das Buch 
bietet, ist anlässlich des Erscheinens der I. Auflage in Bd. 36 S. 487 
Bl. f. GefU. hingewiesen worden. Das Gesagte kann bezüglich der 
zweiten Auflage nur wiederholt werden. Der vorliegende 2. Teil 
derselben behandelt, im Gegensatz zu dem vom Prozessrecht handelnden 
1. Teil, das materielle Strafrecht und zwar den allgemeinen Teil 
sehr eingehend, vom besonderen Teil die Tatbestände des Wider- 
.«tandes, Hausfriedensbruches, Meineides, Beleidigung, Diebstahls, 
Betrugs und Urkundenfälschung. Die klare Darstellung und die 
mannigfachen Beispiele machen das Buch zu einer ungemein an¬ 
ziehenden Lektüre. B<‘Sonders erfreut wird der Le.ser aber durch die 
Ausblicke auf die Aufgaben, die nach des Verfassers Ansicht ein 
neues Strafgesezbuch zu lösen haben wird, die in geistreicher Weise 
in den Schlussbeinerkungen niedergelegt sind. v. E. 


Vergleichende' Darstellung des deutschen und aus¬ 
ländischen Strafrechts. Vorarbeiten zur deutschen Strafrechts¬ 
reform. Herausgegeben auf Anregung des Reichsjustizamtes von 
den Prof(‘ssoren Dr. Birkmeyer, Dr. v. Calker, Dr. Frank, 
l)r. V. Hippel, D. Dr. Kahl, Dr. v. Lilienthal, Dr. v. Liszt, 
Dr. Wach. An die 9 bereits erschienenen d(‘n besonderen Teil des 
Strafgesetzbuches behandelnden Bände (vergl. Blätter f. Gefk. Bd. 40 
.S. ;!03 u. B. 41 S. 384) 8chlie.ssen sich nun 3 Bände, des allgemeinen 
Teiles. 

ln Band I behandidt Professor Kahl „Die gtuninderte Zu- 
rechnung-sfähigkeit“, Prof. Aschaffenburg „Die gt*meing(‘fährlicheu 
(Tcisie.skraukeii uiul verbrecherischen Gewohnheitstrinker“, Privat- 
doz«*nt Dr. Kitzinger „Ort und Zeit der Handlung“, Prof. Graf zu 
Dohna „Di(* Privatgeuugtuung“, Prof. Kleinfeiler „Dit* Amtsrechte. 
Amts- und Itieu'tpflicbten, sowie, die Privilegien“, Piatf. v. Rohland 
„Den Kaus;ilzusamm<*nhatig. Handeln und Unterlassen“, Prof. Loening 
„Die \'(*rjährnng“. Wie im behinderen Teil wird hier iinch eine reclits- 
vergleiciiende Darstellung der Behandhuig gegeben, die die .Materie 
in den ein/.idnen I.ändern gefunden hat, an diese reiht sich eine 
kritische Würdigung der Ergebnisse dieser Rechlsvergleicbung' und 
zum Sclilusse, kommen jeweils die Vorschläge für die denlsch«^ ttesetz- 
gebnng. \’on letztmen interessieren <lie Leser di(‘S(*r Zeit>chrift wohl 
in erster Linie diejenigen von Prof. Kahl ttml .Asehaffmiimrg. Erst<'rer 
kommt nach sehr eingehender Darlegung der gegenwärtigiMi Be¬ 
wegung in der Frage der gemimlerlen Znreclinnngsfähigkeit zu 
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folgenden Ergebnissen: Als gemindert zurechnungsfähig ist eine 
Person dann anzusehen, wenn sie bei Begehung der strafbaren Hand¬ 
lung in einem nicht blos vorübergehenden krankhaften Zustande sich 
befunden hat, welcher das Verständnis für die Strafwürdigkeit ihrer 
Handlung oder ihre Widerstandskraft gegen strafbares Handeln 
verminderte. Diese Personen sollen auf obligatorisch eintretende 
Milderung der Strafe kein Anrecht haben, jedoch soll der Richter bez. 
ihrer ein Recht auf Strafmilderung haben, das hinsichtlich der 14 bis 
18Jährigen unbeschränkt sein soll. Bei Jugendlichen soll die Strafe 
in staatlich überwachten Erziehungsanstalten vollzogen werden können; 
Erwachsene haben die Strafe in den gewöhnlichen Strafanstalten ab- 
zubüssen, können aber nötigenfalls in besonderen Abteilungen zu¬ 
sammengefasst werden, in denen auf eine, dem Individualisierungsprinzip 
entsprecnende Erweiterung der diskretionären Vollmachten des An¬ 
staltsleiters und auf entscheidende Beteiligung des Arztes in allen 
wichtigen Entschliessungen Bedacht zu nehmen ist. Gegen gemein¬ 
gefährliche erwachsene gemindert Zurechnungsfähige soll neben Strafe 
auf Verweisung in eine Sicherheitsaustalt erkannt werden können. — 
Bezüglich der verbrecherischen Gewohnheitstrinker beantragt Prof. 
Aschaffenburg: Da jeder Gewohnheitstrinker die Gefahr in sich birgt, 
ein verbrecherischer Gewohnheitstrinker zu werden, soll das Gericht 
im Fall der Straffälligkeit eines solchen dessen Verbringung in eine 
Trinkerheilstiitte, event. nach Verbüssung einer Freiheitsstrafe, anordnen. 
Hiermit tritt eine Vormundschaft ein, die während einer Entlassung 
auf Probe weiterbesteht. Die Dauer des Aufenthaltes im Asyl wird 
durch den Erfolg der Behandlung bestimmt. Bei Rückfall darf der 
Versuch der Entlassung erst nach 2 Jahren gemacht werden. Im 
Fall der IJnheilbarkeit soll dauernde Verwahrung in der Trinker¬ 
heilanstalt eintreten. — Die anderen Aufsätze und Arbeiten sind 
nicht minder lehrreich und genussreich, jedoch würde deren Be¬ 
sprechung zu weit führen. 

Der II. Band enthält: „Teilnahme am Verbrechen“ von 
I)r. V. Birkmeyer, der nach eingehender Darlegung der älteren 
deutschen Rechte, des jetzigen Rechtes, der Reichsgerichtsjudikatur, 
der sogen, modernen Strafrechtsschule und der ausländischen Gesetz¬ 
gebung zu der Forderung kommt: Die Teilnahme ist als besondere 
Schuldform beizubehalten und die verschiedenen Arten derselben sollen 
prinzipiell verschieden behandelt werden. Die Unterscheidung der 
Mitwirkenden soll nach objektiven Merkmalen erfolgen. Die ein¬ 
zelnen Arten der Teilnahme sollen die des R.-St,-G.-B. sein mit Aus¬ 
nahme der Mittäterschaft. Fahidässige Teilnahme soll straflos bleiben. 
Bezüglich der Strafen sollen Anstifter und Täter gleich behandelt 
Av<-rden; die Beihilfe bei der A u s f ü h run g ist der Mittäterschaft 
gleich, die Beihilfe zur Vorbereitung milder zu strafen. Auch 
• lie Teilnahme an fahrlässigen Verbrechen ist zu bestrafen. Das 
\'eifahren des jetzigen Rechtes, die Konse(iuenzen der akzessorischen 
Natur der Teilnahme im Gesetz nicht ausdrücklich zii ziehen, ist bei- 
zubehaken; § 4!>a B.-St.-tT-B. soll fallen oder mindestens in den be¬ 
sonderen Teil verpflanzt w(‘r<h‘u und § 50 R.-St.-G.-B. ist entbehrlich. 
Kndlich wird angeregt, die Teilnahme am Verbrechen zum allgemeinen 
Srrafscliiirfnngsgrnnd zu machen, da jede Vereinigung mehrerer zur 
Begehung eines Verl)rcch('ns, die Gefahr für die Rechtsordnung erhöht. 

Ks folgen sodann die Abschnitte: „Antrag und Ermächtigung“ 
von Pi(d‘. I)r. Allf(‘ld, der eine Einschränkung der Antragsdelikte 
will, „Erfolghaftung“ von l)r. Radbruch, „Notwehr und Notstand“ 
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von Prof. Oetker, „Retorsion“, „Tätige Reue“ und „Schadenersatz“ 
von Dr. Schoetensack und die „Selbstverletzung und die Ver¬ 
letzung der Einwilligenden“ von Prof. Dr. Gerland. 

Liegen viele der Themata dieser an sich ungemein interessanten 
Abhandlungen vielleicht einem grossen Teil unseres Leserkreises 
ferner, so ist das Studium des dritten Bandes für alle Vereinsmitglieder 
unbedingt nötig, wollen sie anderseits auf der Höhe ihrer Aufgabe 
stehen. Derselbe ist eine Fundgrube voll vou historischem Material, 
tiefen Gedanken und gründlich erwogenen Schlüssen und Vorschlägen. 
Die trefflichen Arbeiten sind: „Bedingte Verurteilung und bedingte 
Begnadigung“ von Prof. v. Liszt, „Strafzumessung“ von den 
Professoren Dr. Rosenfeld und Dr. van Calker, sowie den Privat- 
rlozenten D. Radbruch und Eriegsmann, „Unbestimmte Ver- 
tirteilung“ von Prof. Freudenthal, „Die Behandlung unverbesser¬ 
licher Verbrecher“ von Prof. Mittermaier und „Vorsatz, Fahr- 
läs.sigkeit, Irrtum“ von Prof. v. Hippel. r. E. 


Dr. Friedrich Stein, Professor in Halle. Zur Justizreform. 
Sechs Vorträge. Tübingen, Mohr (Siebeck) 1907. 109 S. (M. 2.—). 

„Justizreform“ ist heute ein Wort, das kaum in einer Nummer 
«•iner Juristenzeitschrift fehlt. Es möchte scheinen, als ob wir plötzlich 
die grössten .Mängel in unserm Rechtsgebäude entdeckt hätten; und 
nun schiessen die Verbes.serungsvorschläge wie die Pilze auf. Sieht 
man genauer zu, dann findet man die Bewegung schon vor 10 und 
20 Jahren. Ibiablässig beschäftigte man sich mit der Frage der 
\'erbesserung und Veränderung unserer Rechtspflege und ihrer 
Organisation. Aber plötzlich ist das Thema ein „aktuelles“, fast ein 
Modclheina geworden. Ob viel dabei herauskoininen wird? Ich 
wage nicht ja. nicht nein zu sagen. Aber sicher ist, dass die Frage 
«•ine wichtige nicht nur für den .lurisK'n ist. Alle an der Rechtspflege 
Bel<*iligten, ja alle Bürger müssen «lurch die Lösung der Frage 
berührt w«*r«len. 

Die Frage „lag in der Luft“. Aber zti einer lebhaften Be- 
w«*gung fülirt«* sie erst der FraJikfurter ()l)erbürg«'rmeister A d i ck es, 
«ter einer .Aufsehen «‘rregt'nden Herrenliausrede 190ü ein Buch folgen 
lif'ss: „Grumllinien durcligreib'inler Justizreform“. Seitdem ist es 
«1er Kuf«‘r im Str«“it. Kr hat seine Ideen mehrfach verfocht«m, zuletzt 
in den „N«‘uen Zeit- und .Streitfragen“ (Jahrbuch «1er Oehestiflungi 
4. .lahrgang 11K)7, und in einer Schrift „Zur \ erständigung über «lie 
.lust izrefonii 1907. Kine Meng«*, von Aufsätzen «*rscliien«‘n; viele 
bekannten sich zu Adiek«*.s, viele gegen ihn; unter den Oegnern 
siml besomlers d«*r (Jerichtsassessor v. Lewinski (Kngland als 
Krzi«*lH‘r? Beiträge zur Krläuierung d(“s deut>cheu Rechts, öl. 1907) 
und Dr. .S t «• i n zu m nn<*n. — <ler zweite jedenfalls der h«‘rvorragendste 
Kritik«*!’ nml Oegner von A«liekes. Beiden «‘rwiderti* dieser in 
A'« h;iff<‘nburgM Mnnatsschr. Krim.-Bsych. 4 i l907) .M. 1.— Neben 
diesen .\rbeilen st«'hen di«; kühl gehaltenen „l’rotokolh*“ der Straf- 
]iroz«‘ssref«u in-Kommisj.ion (190.'ij und «la^ «*beu>o kühl - kriliscii 
ges«-hri«*l>en«* Werk, «las Aschrott her.iusgab, „Reform d«*s Slraf- 
prozes-o“ l'.'Ot). Lml lautlos arbeitet neben alhun die <'iesetzg<-bung. 
«lie — wi«* man at) und zu hen ii d.irf — üio-.s«* Werk«- im Wurf 
hat, ver «lenen jilölzlicli der Schleier der offiziösen (Jeheimhaltung 
'ink«-n .»oll. — 
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Es ist zu menschlich-natürlich, dass jedes Volk und jede Zeit 
mit ihrer Justiz unzufrieden sind. Das Leben entwickelt sich un- 
g-emein rasch und mannigfaltig; das Recht und seine Organisation 
hingegen sind in hohem Masse starr, konservativ; so entstehen leicht 
Gegensätze zwischen Recht und Rechtspflege einerseits und dem 
Volksempfinden anderseits. Es gehört eine bis jetzt nur unvollkommen 
erreichte Entwicklung des Rechtes dazu, allen Anforderungen jeder 
Zeit nachkomrnen zu können; und es erfordert eine sehr hohe 
politische Erziehung, dass ein Volk seine Rechtspflege ruhig hinnimmt 
und ruhig über deren Fortentwicklung nachsinnt, auch wenn das 
Recht als veraltet erscheint. Man glaubt diese Entwicklung sei in 
England und Schottland jedenfalls schon weiter gediehen als bei uns 
und dürfte damit wohl Recht haben. Wer sich überlegt, dass wir 
als Volk erst seit wenig Jahrzehnten voll und im grossen am öffent¬ 
lichen Leben teilhaben, der wundert sich über die Lebhaftigkeit der 
Kritik an den Rechtseinrichtungen nicht. Dass wir gerade in unserer 
Zeit auf die Schäden des Rechts so entschieden hingewiesen werden, 
hat seine wohlbegreiflichen Gründe, die aber für Zivil- und Strafrecht 
zum teil verschieden sind. Im Strafrecht ist es zu einem sehr 
erheblichen Teil das materielle Recht, das wir ruhig als veraltet 
bezeichnen dürfen, was für das Zivilrecht nicht gilt. Für beide Gebiete 
klagt man über die Lebensfremdheit der Richter (dies nach meiner Auf¬ 
fassung allerdings nur sehr beschränkt mit Recht), die Langsamkeit 
der Justiz, die Ueberlastung der Gerichte. Das Streben nach Sonder¬ 
gerichten und Schiedsgerichten beweist die Abkehr des Volkes von 
der gemeinen Justiz, eine gewi.s3 ttngesunde Erscheinung. Die Richter 
selbst klagen über Belastung mit unnötigen Kleinigkeiten ; die Ueber- 
bürdung des Reich-sgerichts ist notorisch. Daneben stehen Fragen 
wie die der Geschworenengerichte und eine grosse Zahl von Einzel¬ 
fragen des Verfahrens auf beiden Gebieten, die zur Kritik auf¬ 
fordern. — 

Nun kann man all dem entweder so gegenüberstehen, dass 
man eine Reform der grossen Mittel, eine „grosszügige“, „durch¬ 
führende“, pl<ant; oder man verbessert vorsichtig au den kleinen 
Einzelheiten. Beide Sy,steme haben in ihrer Einseitigkeit g’ewiss 
grosse Mängel, man muss sie vereinen. Dass das zweite System das 
ii'ichter durchzuführende ist, dürfte einleuchten, — so einfach es ja 
manchem scheint, von heute auf morgen soziale Einrichtungen weg- 
zuAvischen und nette hinzustellen. Es schien und scheint auch heute 
Tioch so, als ob tinserc gesetzgebenden J’'aktoren das System der 
kleinen Mittel jedenfalls im Strafverfahren vorziehen. Da kam nun 
A di c k es und forderte demgegenüber eine durchgreifende Aenderung. 
und sofort scharten sich viele um ihn, die ihm Recht gaben. F.s 
AA'ar für Adiek es die Betrachtung der englisch-schottischen Eitt- 
richlungen der Ausgangspunkt. Er wies auf den gewaltigen Unter¬ 
schied der Ivechtspfiege dort und bei uns hin und forderte nicht die 
rehertragung der anglikanischen Einrichtung, sondern die Benutztuig 
der dort cefuiidenen (irttndgedanken; denn, sagt er, unsere eigene 
Entwicklung führt uns durcliaus folgerichtig zu diesen Ideen. 

Es ist nun gewiss nicht leicht, fremde Rechtseinrichtungen 
kennen zu lernen. Man kann vielleicht Einzelheiten äusserlich sehen 
und begreifen, aber A’i»d sclnverer ist es, in ihren Geist einzudringen. 
-Vflicke.s, der als TIannoveraner leichter als andere Deutsche 
engliscbi's Denken verstellt und in England und Schottland herAor- 
ragende Juristen ausfriig, der selbst einen hohen, weiten Blick hat. 
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ist sicher am ehesten befslhigt, den Grundgedanken der britischen 
Justiz naehzugehen. Aber es ist auch nicht zu leugnen, dass er in 
seiner Darstellung der Verlnlltnisse viele Fehler macht. Seine Kritiker 
hab(‘n diese bald herausgefunden und ihm vorgeworfen, unter ihnen 
vor allein v. Lewinski. Dafür ist ihnen zu danken. Aber sie 
übersahen darüber vielfach, da.ss die meisten Grundgedanken davon 
unberührt bleiben, und so konnte Adiek es an diesen ruhig im 
wesentlichen feslhalten. Allerdings hilft ihm dabei der Umstand, 
<lass er vieles vorschlägt, was auch schon vor ihm bei uns ausführlich 
begründet war. — Sein beachtenswertester Gegner bleibt Stein, 
der zwar selbst Kngland nicht besucht, der es aber durch viele Jahre 
aufmerksam und auch er von einem hohen Standpunkt und wohl 
vorbereitet beobachtet hat. — Wer also Steins Ansichten kennen 
und verstehen will, der nui.ss Adiek es erst kennen. Dass es sich 
lohnt, fn*mfle Institutionen zu studieren und gerade britische, das 
dürfte wohl klar sein, d(*nn Avie der Kaufmann gern fremde Geschäfte 
kennen lernt, um ans ihren Erfahrungen zu lernen, so ist es auch 
mit sozialen Einrichtungen. Es ist ganz verkehrt, wenn jemand 
immnr nur sein Land lobt, nur dessen Entwicklung für gesund und 
gut hält, vor dem Ausland Avarnt und glaubt, wenn er dort einige 
Fehler gefunden habe, daun dürfe er ruhig alles zuhause für besser 
erklären. Von dies<*r Kurzsichtigkeit ist natürlich auch Stein so 
fiM'i Avie Adickes. 

ln höchst interessanter Weise legt Adickes dar, dass unsere 
Gerichtseinrichtungen noch „kleinstaatlich“ und nicht den \'er- 
grösserteii Verhältnissen eines Weltreiches, wie Avir es jetzt .sind, 
ange[)asst seien. Er .sagt: der Richter des alten Kleinstaates Avar 
fiirsMieher Reamter. bei dem der Unt(‘rtan sein Recht „A'on oben“ 
h<dte; uml war d»*r Spruch des Unterrichters nicht genehm, so ging 
man h('»h*‘r hinauf, (‘ndlich zmn gnä<lig(‘n Landesherrn. Die Rechls- 
pflegA* Avar <ler V«‘rwaltiuig ähnlich. Es fehlte ihr die imponierende 
(Jewalt, die den grosst'u französisclu'n und den engli.schen (Jerichten 
innewohnte, di(* stolz nicht das Recht auslegten, sondern frei fanden 
und mächtig gleich dem Herrscher neu(‘s Recht setzten, Avas er di»^ 
Aufgabe des Richters nennt. (JeAvissenhaftigkeit und Pflichttretie 
hätten unsere Richter, Avie keine atnleren, aber es fehlt* der deutschen 
.lu>ti/. der grosse /.ug. Das gewaltigtt Beamtenheer der Jtistiz. <las 
zu A'iel mit nichtrichterlichen Aufgaben der sog. freiAvillig(*u (Jerichts- 
barkeit Ix'scliAvert s(‘i, könne n.aliirlitdi nicht so gut bezahlt st'in, dass 
<*s die 'l'üchtigen aidocke; es berge zu A’iele. Mittelmässigkeiten, die 
nach hölit*ren Stel|<‘n strebten: man mute ihm zu viel ."Schreib- und 
Kleinarbeit zu, die <leu Richter nicht frei AVt'rden Hessen, l'.r zählt 
auf, 1 )eutschl:ind hat etwa Amtsrichter, .“».'»00 Latid- und Ober- 

Lamli'sriclit»*r und 114 Reichsrichter uml Richt»*r (b‘s bavt'iischen 
Obersten Landesgerichts. Ein grosser Fehler sei es, dass «lit* Richter 
von den tintersten .‘stell«*!» nach oben strebten, sodass die ersten 
Insfanzen natnrg-emä'S Aveniger gut besetzt seien, dass Avir in den 
Kolh*g*ien die Kr.ift«* vergemlen und durch di«* r**l»«*rfiill(« der Rechts¬ 
mittel. <li«* nur «h*!!! alt«“n patriarch;ilis«*hen St;iat (*ntspräch«*n, di«« 
.lustiz A’«*rlangsamt«*n uml «li«* Autorität d«*r unl«*ren Ri«hter Acr- 
ring«“rt«*n. Er Aveist d«*mg«*g(‘nüb«*r auf Englaiul und .Schottbiml 
hin: «b>i t gibt «*s \\ «*nig<* Ricbl«*r. al>er alb* in möglichst lH>her St«*llnng: 
die .Instiz g«‘ni«‘s*'t A <>lles \’ertlau«*!!: es gibt nur Avenig* R<*cht->mittel. 
Uml nun sagt er. «lanacli müssten auch Avir streb«*n. Er schlägt 
vor: mau solle nicht sch«*matisi«*ren, .Sta«lt und Land A'erschied«*n 
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l^ehandeln und die Gerichte der grösseren Städte mit höherer Kom¬ 
petenz ausrüsten, die dann für den ganzen Kreis gilt. In Zivilsachen 
soll die erste Instanz beim Amts- und Landgericht nur einen Richter 
haben, die zweite Instanz beim Landgericht 2, beim Oberlandesgericht 
3 Richter, das Reichsgericht, das überhaupt nur noch der Wahrung 
der Rechtseinheit zu dienen hat, soll mit mindestens 3, in wichtigeren 
Sachen mit mehr Richtern sitzen. In Strafsachen sollen Kreis- 
Schöffengerichte mit nur älteren Richtern neben den Schwurgerichten 
urteilen, deren Vorsitzende auch aus den Reichsrichtern zu nehmen 
seien. Während die Amtsrichter, die auch die freiwillige Gerichts¬ 
barkeit besorgen, im bisherigen Beamtentum bleiben, aber auch eine 
Reihe wirkiieh hoch bezahlter Stellen erhalten, sollen alle anderen 
Richter frei aus den Anwälten und andern Juristen genommen und 
dem sonstigen Bearatenstaud ganz entrückt werden. Ihre geringere 
Zahl lasse dann eine bessere Bezahlung zu. Damit werde erst die 
wahre Unabhängigkeit der Richter geschaffen und das Vertrauen in 
die Justiz gestärkt werden. Für das Verfahren schlägt Adiek es 
Vereinfachungen vor, von denen die Beseitigung des Schreibwerkes, 
besonders des Tatbestandes der Urteile, zu nennen ist. — Andere 
Reformen auf diesem Gebiet übersieht er keineswegs, wie Stein (5) 
irrig meint. 

Will man diese Vorschläge, die durchaus nicht einfach von der 
Hand zu weisen sind, sondern aile oder zum teil vielfach, ja sogar 
fast einmütig gebilligt werden, richtig verstehen, dann muss man die 
englisch-schottischen Verhältnisse betrachten — und dafür gibt in 
erster Linie Stein uns das Material; die Arbeit v. Lewinskis ist 
zu ungenau, um dafür verwertet werden zu können. Freilich bietet 
•sie Avieder mehr Einzelheiten und Belege, die bei Stein fehlen. 
Man muss, um genau zu sehen, alle die genannten Schriften ver¬ 
gleichen. Stein knüpft überall an die Ausführungen von Adickes 
an, dessen Venlienst, auf viele Fragen aufmerksam g-emachtzu haben, 
er anerkennt. Er beschäftigt sich mit der Frage des Zivil- und 
Strafprozesses, des Verfahrens wie der Organisation, — mit jenem 
A'iel einlässlicher als Adickes, dessen Darlegungen doch sehr stark 
empfinden lassen, dass er die Verhältnisse nicht selbst eingehend 
studiert hat. Bis Seite 56 schildert Stein die englischen (nicht die 
.schottischen) Verhältnisse für beide Prozesse, immer kritisch gegen 
Adickes, dann bis zum Schluss (S. 109) bespricht er unsere deutsclien 
Keformfragen. Dabei ist nicht zu verkennen, dass er in vielen Punkten 
mit Adickes übereinstimrat. Sehr geschickt hat dieser die Ueber- 
einstinnnung in Aschaffenburgs Monatsschrift Krim. Psych. 4, 1 
hervorgehobem und für sich verwertet. Aber wer genauer zusieht, 
der merkt doch die tiefgreifenden Unterschiede, der merkt, dass 
viele von den Uebereinstimmungen Punkte betreffen, die uns allen 
längst geläufig sind, über die wir uns schon vielfach vor Adickes 
« Iteiiso au.ss])rachen. Aber gerade das ist der Gegensatz: Stein 
li hrt tins die Fortl)ildung von innen heraus; er zeigt, was unsere 
ilfiitschen Verhältnisse, wie sie nun einmal geworden sind, vertragen; 
dabei ist er voll Energie und wendet sieh kräftig gegen engherzige 
Ansichten. Wo er in englischen Verhältnissen gutes findet, da erkennt 
er es gern als vorbildlich an. Aber Adickes wollte — so viel er 
auch nachher dagegen protestierte — vieles grundsätzlich aus 
Kngland-Scholtlaiitl herül)erholen! Er hat freilich einsichtig genug 
seine Forderungen in seiner letzten Schrift wesentlich herabgemindert 
auf ein praktisch erreichbares und durchaus di.skutierbare8 Mass. 
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Zuerst schildert Stein die Organisation der Gerichte und 
Anwaltschaft (S. 7, 19, 41—47). Es muss uns auffallen, wie wenig 
Gerichte bestehen, für das Zivilverfahren neben dem einen High Court 
nur 59 Grafschaftsgerichte mit einer Zuständigkeit bis zu 2000 Mark 
und zwei Rechtsmittelgerichte; für das Strafverfahren die Polizei¬ 
gerichte der — meist heute noch ausser den grössten Städten un¬ 
bezahlten — Friedensrichter, die in Poiizeisachen urteilen, sonst aber 
das V^orverfahren leiten, und die Geschworenengerichte der Friedens¬ 
richter und der aus London im Lande herumreisenden Oberrichter. 
Im ganzen kann man noch nicht 300 Berufsrichter zählen, verhältnis¬ 
mässig */,u der deutschen Richter! Und alle mit geradezu erstaunlich 
hohen Gehältern. Aber viel stärker als Adickes dies tat, hebt 
Stein das Heer der Hülfskräfte hervor, die meist auch sehr gut 
bezahlt, viele richterliche Kleinarbeit tun. (S. 37, 78, s. Adickes in 
Monatsschr. 4, S. 6, 16). Und ganz besonders weist er auf die 
Anwälte hin, die in zwei Klassen geteilt, unendlich viel zur Beseitigung 
derProzesse tun; aber erhebt auch hervor, wie starr die erste dieserKlassen 
sich abschliesst und welch enorme Bezahlungen sie erhält! (S. 52—56.) 
Von anderer Seite ist gerade auf diesen wichtigen Punkt noch 
schärfer hingewiesen; die englische Justiz ist wesentlich für den 
Wohlhabenden, während der deutsche Staat dafür sorgt, dass seine 
Richter auch dem Rechtsschutzbedürfnis der Armen nachkommen. 
(S. 65—69.) 

Stein weist für uns mit Recht die Stellung des englischen 
Richters zurück, der einfach das Recht schafft, während der Deutsche 
«lern Gesetz unterworfen bleibt. (S. 60 ff.) Er zeigt, dass Adickes 
einseitig ist, wenn er unsere Gerichtseinrichtungen die des Kleinstaates 
nennt (64) und wenn er sagt, dass er zu viele Mittelmässigkeiten 
berge. Freilich fürchte ich, dass Stein sich hier die Kritik doch zu 
leicht macht! Er weist es zurück (69—74), dass die Richter aus der 
Beamtenhicrarchie herausgehoben und die Amtsrichter zu Richtern 
zweiter Klasse degradiert würden, was zweifellos bei dem Vorschlag 
von Adickes herauskommen müsste. Die grosse Zahl unserer Richter 
hält er wohl ganz mit Recht durchaus nicht für ein Unglück. 
Allerdings erkennt er es hier offen an, dass unser Anwaltstand eine 
höhere, tStellung, besonders im Verfahren, einnehmen müsse. Er 
stimmt auch mit Recht dafür, dass wir einen Teil der Richter aus 
den Anwälten nehmen. 

Seite 19—.‘ll schildert St(dn das englische Strafverfahren 
S. 31—.‘57 <len Zivilprozess. Er zeigt (allerdings sehr kurz)') die 
wesentlich dem Privaten und der Polizei überlassene Anklage, das rasche 
,.Summarverfahre!»“ der Polizeiricht(‘r, das {)räzise, schlagfertige! 
Verhandidn vor den Geschworenen mit der gro.ssen Gewalt des 
Richters, — im Zivilprozess besonders den weitgehenden Einfluss der 
Anwälte, die grossen Al)wälzung'en der Vorarbeit vom Richter, die 
Erledigung vieler Sachen ohne Verhandlung. Daneb«“n führt auch 
er die auffallende Heschränkung der Hechtsmitfel an (48 ff ), die 
freiliidi auch in l'ngland beklagt wird. Aber der Engländer gibt sich 
eiten viel mehr mit dem Hestchenden zufrieden (56—59). 

Von .Seite 76 an gibt Stein im wesentlichen seine. Reform¬ 
vorschläge, die (*r aber fast au>schliesslicli auf den Zivilprozess 
beschräid<t. Für den .Strafprozess schlägt er (S. 31. 82, 93) Bi'seitigung 
<ler heutigen richterlichen \ oruntersuehung, energischere Betonung 
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des Parteiverfahrens und einer wahrhaft unmittelbaren, nicht auf den 
Akten aufgebauten Hauptverhandlung, sowie Beseitigiing des Verhörs 
in seiner heutigen Gestalt vor, also das, was die I.K.V. seit Jahren 
fordert. Rechtsmittel will er deswegen haben, weil das Volk sie 
fordert und sie stets verlangen werde (86), was mir nicht sehr stich¬ 
haltig erscheint. Die Revision an das Reichsgericht muss in ihrer 
heutigen Bedeutung bestehen bleiben. — Sehr entschieden tritt er 
für eine Entlastung der Richter von unnötigem Schreibwerk, von 
Vorbereitungen, Formalien ein, die er Assessoren, Nebenriehtern 
überweisen will. Ein Vortermin (100), Reform des Mahnverfahrens 
(96 ff.), Abkürzung vieler Fristen soll den Zivilprozess soweit ver¬ 
einfachen, als es nötig ist, ohne dass die Gründlichkeit notleidet. 
Er ist ein Feind der sog. „Fixigkeit“ (102 ff.). Das amtsgerichtliche 
Verfahren will er ganz entschieden dahin verändern, dass der Richter 
tätiger eingreift (101), aber eine Erhöhung der Kompetenz der Amts¬ 
gerichte schlägt er nur für die grösseren Städte vor (76). Im 
Landgericht kann er entgegen Adickes Einzelrichter nicht für 
richtig halten. 

Die Frage der Prozessreform, die uns alle entschieden angeht, 
ist damit nicht erledigt; auch erkennt Stein selbst an, dass die Form 
der Vorträge, in der er seine Darlegungen bietet, der Gründlichkeit 
nicht günstig ist: aber was er sagt, wird in der ganzen Entwicklung 
stets eine der wichtigsten Erörterungen sein. 

Giessen. Mittermaier, 


J. F. Landsberg, Vormundschaftsrichter in Lennep. Das 
Recht der Zwangs- und Fürsorgeerziehung. Einführung — 
Kritik — Vorschläge. Berlin und Leipzig. Dr. Walther Rothschild, 1908. 

Ein höchst erfreuliches Buch für jeden Sozialpolitiker und 
Jugendfreund, ein wohlgeordnetes System von Anregungen zur 
theoretischen Durcharbeitung sämtlicher Probleme, in die uns die Not 
der verwahrlosten verbrecherischen Jugend vertieft; eine Fundgrube 
zur erspriesslichen Behandlung aller Fragen und Verlegenheiten für 
einen Jeden, der praktisch mit Jugendfürsorge zu tun hat. 

Für den Kriminalisten ist es dadurch höchst lehrreich, dass 
gegenüber der strafrechtlichen Maxime die vormundschaftliche mit 
besonderer Energie und Grundsätzlichkeit hervorgekehrt wird. 

Landsberg hält (nämlich) vom Strafrecht und Strafvollzug 
in bezug auf die Jugendlichen wenig oder gar nichts. In dem 
tragischen Kampf der menschlichen Gesellschaft gegen Verbi'cchen 
und Kntartung helfen die alten Mittel nicht mehr. „Das Strafrecht, 
unser nlt»‘s Rüstzeug’, ver.-agt gegenüber einer sozialen und sittlichen 
Massenerscheinung, die gleich einem entfesselten Strome alle Dämme 
vor sich nie<ierreisst und ins Breite gehend das ganze Land zu ver¬ 
derben trachtet“. Ja, die erzieherische Bedeutung des Gefängnisses 
ül)e.rhau])t ersch(*int ihm höchst fragwürdig. Er ist „vertraut mit der 
(beschichte und dem Fiasko der sogtuiannten „Besserungstheorie“ des 
Strafrechtes. Er kennt d(‘ren Misserfolge und sieht täglich, dass eie. 
Gefängnisse eine Besserung nicht erzielen, weil das Anstaltslebeii 
l)ei .Mass(‘iihaft durch gegenseitige Einwirkung der Sträflinge, und 
bei l'inzelhaft durch Knickung des Charakters eher schädlich als 
bessernd für den Einzelnen wirkt“. ll(‘berhaupt aber darf beim Kampf 
um das sittliclu' Wolil der Jugend nicht von der Frage nach „Schuld 
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und Vergeltung“ ausgegangen werden. Die richtigen Gesichtspunkte, 
von denen auszugehen ist, liegen jenseits der Aufgaben der Straf¬ 
justiz, nämlich die Fragen: „1. Ist dieser junge Mensch so gefährlich 
entartet oder verwahrlost, dass die übrige Menschheit, insbesondere 
die Jugend, vor seinen Handlungen oder seiner Einwirkung gesichert 
werden muss ? — 2. Kann durch eine Bestrafung die Sicherung oder 
eine Besserung erreicht werden ? — 3. Kann nicht von einer besonders 
gearteten Erziehung eine Besserung oder doch wenigstens eine vor¬ 
läufige Sicherung der übrigen Menschheit eher erhofft werden?“ — 
Daher sind die bisherigen Reformen der Strafjustiz gegen Minder¬ 
jährige nur Kompromisse — auch die bedingte Verurteilung und die 
neuerdings so begeistert begrüssten Jugendgerichte! — „Kompromisse 
zwischen dem, was man für wünschenswert hält und dem, was im 
Rahmen des Strafprozesses geleistet werden kann.“ 

Landsbergs Abneigung gegen die Anwendung des Strafrechts 
gegen Jugendliche geht soweit, dass er auch die den Vormundschafts¬ 
richtern durch das Fürsorgeerziehungsgesetz verliehene grosse Macht 
unter den Gesichtspunkt der strafrechtlichen Repression anzusehen 
geneigt ist. Im FUrsorge-Erziehungsgesetz will er nämlich nicht so 
sehr eine Ausführung der bedeutsamen prophylaktischen Bestimmungen 
des B.-G -B. §§ 1666 und 1838 als vielmehr eine neue Form der Zwangs¬ 
erziehung im Anschluss an §§ 55 und 56 und 362 R.-St.-G.-B. erkennen. 
„Mit ihnen verbunden stehen sie eher noch in einem gewissen Gegen¬ 
sätze zu den privatrechtlich motivierten Massnahmen aus §§ 1666, 
1838 B.-G.-B. Sie sind ihrer öffentlich rechtlichen Motivierung nach 
näher verwandt mit dem Strafrecht als mit irgend einer Bestimmung 
des bürgerlichen Rechtes. Sie stehen zum Strafrecht in dem Verhält¬ 
nisse vorbeugender und ergänzender Fürsorge. Sie sind die polizei- 
liche Prävention, da wo das Strafrecht die zugehörige Repression 
darstellt. Wenn also Analogieschlüsse gezogen werden müssen, so 
sind sie, beim Mangel ausdrücklicher Verweisungen, dem Strafrecht 
zu entnehmen und nicht dem Bürgerlichen Gesetzbuche und Reichs¬ 
gesetze über Freiwillige Gerichtsbarkeit.“ 

Der Vormundschaftsrichter sollte also lieber und könnte erfolg¬ 
reicher mit seinen reichsgesetzlichen Machtbefugnissen arbeiten. Es 
ist nicht bloss seine vormundschaftliche Selbstherrlichkeit, die sich 
dann um „andere, anders geartete, ihm weniger bekannte Behörden“, 
an die er seinen Schützling abzutreten hätte, nicht zu kümmern 
brauchte; es ist vielmehr auch seine Gewissenhaftigkeit, die ihn ab¬ 
hält, Kinder, für die er ein Herz hat, der staatlichen Erziehung hin- 
zugeb(*n, zumal wenn ihm die Gefahren des Anstaltslebens, die sich 
Lan(lsb«*rg analog den bei den Gefängnissen angenommenen Schäd¬ 
lichkeiten vorstellt, bewusst sind. In' sagt sich: „.'^o lange ich Mass¬ 
nahmen aus §§ ItJüt), treffe, habe ich das Heft in der Hand. 

Der Pfleger wird mir berichten, wie sich das Kind in der Anstalt oder 
Familie, entwickelt. Ich kann es sofort weguehmen, wenn die Ent¬ 
wicklung eine ungünstige zu werden droht. Ein solcher Richter geht 
nicht von dem Ib'streluui atis, den „Fall“ los zu werden: er w'ill wissiui, 
wie sich der „P’all“, nämlich iler junge .Meustdi, weiter entwicktdii 
wird. .Sein Gew i>.sen lässt ihn dann ei>t zur Ruhe kommen, wenn er 
die Ffdgen seiner Anordiiuniien bis zu Erub* gf'schaut und erlebt bat. 
Er will aus dem Erfolge sehen, ob seine Anordnung richtig berechnet 
war.“ ln der lat, eine frappante Argumentation, die tlas ganze 
Problem in ein völlig neues Licht rückt. .Mau kann diesen Api)ell 
an die Gewissenhaftigkeit des Vormundschaftsrichters nur mit herz- 
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liebster Genugtuung begrüssen, muss aber doch auch sofort geltend 
machen, dass Landsberg hier in schönem Idealismus von seiner ziemlich 
singulären Position aus doch wohl zu schnell verallgemeinert: Man 
darf kaum so ohne weiteres voraussetzen, dass die Vormundschafts¬ 
richter im allgemeinen, zumal die mit einer stärkeren Arbeitsbürde 
belasteten, so ihren einzelnen Mündeln nachzugehen in der Lage 
sind, wie Landsberg fordert und selbst übt. Und sodann sind doch 
nur ganz vereinzelte Vormundschaftsrichter in einer so glücklichen 
Lage wie er, dass sie nämlich § 1666 überhaupt wirksam anwenden 
können, d. h. dass sie einen Erziehungsverein an der Hand 
haben, der die zur Durchführung des bezüglichen Beschlusses erforder¬ 
lichen Mittel aufbringt. Diesen Einwand wird Landsberg für seine 
Kritik und Reformvorsclüäge freilich nicht für belangreich halten, 
denn er fordert eben eine Gesetzesbestimmung, die jene geldlichen 
Mittel beschafft. Hierfür bietet Landsberg bemerkenswerte Vorschläge 
zu solchen Gesetzesbestimmungen. 

Von seinen übrigen Reformvorschlägen ist besonders die For¬ 
derung eines sachverständigen Beirats hervorzuheben, der vor allem 
Über Veranlagung zur Verwahrlosung befindet, also ein Vormund¬ 
schaftsbeirat, wie ihn der Verfasser in Lennep schon zu seinem 
Bedarf eingerichtet hat. Sowie der auch für uns Strafanstaltsbeamten 
interessante Vorschlag: „Am gründlichsten ist § 5 F.-E.-G. umzu¬ 
gestalten. Die vorläufige Unterbringung sollte bei Jugendlichen 
überhaupt an die Stelle der Untersuchungs- und der Sicheruiigshaft 
ti'eten. Die Haft ist für sie fast ebenso schädlich wie die Freiheits¬ 
strafe selbst. Deshalb muss auch der Strafrichter in die Lage gebracht 
werden, die vorläufige Unterbringung zu verhängen. Er soll nicht 
mehr genötigt sein, eine Strafe oder eine Untersuchungshaft zu voll¬ 
strecken, wenn er eine Fürsorgehandlung und Fürsorgeerziehung für 
zweckmässiger hält.“ 

Alles in allem aber glaubt der Verfasser, so sehr er auch die 
Mitwirkung des Vormundschaftsrichters in der Jugendfrage zu heben 
und auszudehnen sucht, doch so wenig an eine alleinige Geltung oder 
Allmacht seines Amtes, dass er vielmehr diese seine gewissenhafte 
Tätigkeit schliesslich doch recht bescheiden einschätzt. Er gesteht, 
dass „in diesem Kampfe das Recht der vorbeugenden Erziehung nur 
ein kleines Kampfgebiet ist. Sozialgesetzgebung, Armenpflege und 
Strafrecht spielen eine gleich grosse Rolle. Aber von der Vollkommen¬ 
heit sind alle diese Kampfmittel weit entfernt.“ 

Dr. V. Rohden-Düsseldorf. 


W ett stein. Die Strafverschickung in deutsche Kolonien. 

Zürich 1907. Zürcher und Furrer. 

Die vorstehend angekündigte, anderthalb Bogen starke Schrift 
ist ein Auszug aus dem umfassenderen Werke des Verfassers „Streif¬ 
lichter auf die Frage: Was kann aus Deutsch-Südwestafrika gemacht 
werdenund dem Oberlaudesgerichtsrate Wagner gewidmet. Da 
dieser sich in seinem Buche „Die Strafinseln“ als entschiedener Vor¬ 
kämpfer der Deportation bekennt*), so ist auf den ersten Blick die. 
Richtung gekennzeichnet, in der Wettsteins Ausführungen sich be¬ 
wegen, die nach der auf den Innenseiten des Umschlages abgedruckten 
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Inhaltsangabe der „Streiflichter“ deren letzten Abschnitt bilden. Ich 
habe sie vor Monaten gelesen, ohne zu einem anderen Standpunkte 
zu gelangen als ich ihn in gleicher Sache noch jüngst Treu gegen¬ 
über vertreten musste^). Wie ich höre, fehlt es Wettstein nicht an 
begeisterter Gefolgschaft und die auf dem Titelblatte betonte Eigen¬ 
schaft als langjähriger Vermessungsoffizier in Deutsch-Südwestafrika 
und mehrjähriger Kolonisationsbeamter in Brasilien gibt seinen da¬ 
mit als auf Anschauung und Erfahrung sich stützenden Worten ohne 
Zweifel ebenso berechtigten als erheblichen Nachdruck. Ich habe 
das Büchlein, nachdem unser Vereinsvorsitzender mir behufs der 
Besprechung die Feder in die Hand gedrückt hat, zum zweiten Male 
und, des Zweckes wegen, mit erhöhter Aufmerksamkeit gelesen, ver¬ 
mag aber auch jetzt an meiner bisherigen Stellungnahme nichts zu 
ändern. 

Ich will grundsätzlich gegen die Deportation nichts ein¬ 
wenden, scheue deren Kosten nicht, wenn sie bessere Frucht bringen 
als der derzeitige Strafvollzug und bin zu einem Versuche bereit, 
allerdings vor der Hand zu nicht mehr. Da erheben sich denn aber 
sofort die Fragen nach gesetzlicher Grundlage (an sich, nur Mög¬ 
lichkeit oder Anordnung und diese wieder als wahlweise oder aus¬ 
schliessliche), Art, Umfang und Dauer solchen Versuches, Fragen, 
die auch der Tübinger Frank in seinen letzten hier gehaltenen, von 
mir gehörten Vorlesungen über Probleme des Strafrechtes bei Empfeh¬ 
lung der Massregcl kaum gestreift hat. 

Zu einem Versuche rät denn auch Wettstein. Er geht einleitend 
davon atis, dass für den kleineren, zum Ackerbaue geeigneten Teil 
von Deutsch-Südwestafrika nur die besten Ansiedler gut genug seien, 
der grösste aber nur zu Viehzuchtzwecken im grossen und deshalb 
nur für begüterte Leute, also nicht für Strafgefangene als freie An¬ 
siedler, sich eigne, und bekämpft deshalb die Vorliebe Brucks’), 
den er an sich rühmt'), ab(T wegen seiner Angriffe auf den Grafen 
Pfeil tadelt, für „Neu-Deutschland“. Nach Andeutungen über das, 
was in Angelegenheiten der Deportation bisher geschrieben und ge¬ 
redet worden ist, kommt Wettstein, ohne Namen zu nennen, auf Treu 
und Gradnauer zu sprechen, deren Schriften der rein humanen 
Bichtung noch nicht genug Raum geben sollen. Daran anschliessend, 
erklärt er eine Abä)iderung des StGB, für unerlässlich vom Stand¬ 
punkte des Sozialpolitikers, des Juristen, des Kolonialwirtschafters. 

1. „Der Gefangene vegetiert friedlos, freudlos, hoffnungslos 
(S. 6) . . . Wir sperren Mitmenschen wie Tiere in den Käfig . . . , 
obwohl sich für die besserungsfähigen und besserungswürdigeu 
Elemente ein Ausweg* in den Kolonien zeigt, die Gefängnisse sich 
als Brutstätl«-n der Lungenschwindsucht erweisen und über ein Drittel 
<ler Gefangenen vorbestraft ist . . . Wir reichen nicht oder nicht 
genug die Hände . . . Bei der Reform darf das erzieherische Moment 
nicht fehlen“ (S. 7). 

2. „Die Strafen sind zu langzeitig und nicht intensiv genug . . . > 
die Gefangenenanstalten Brutstätten von mancherlei Krankheiten, 
namentlich Tuberkulose, und Ziu htstätten »1er Unzucht . . . , die Un- 
kost(*n durchaus unrentabel und in steter Steigerung. Die Arlndts- 
kräfte werden nutzlos vergeudet . . . , statt, woratif der Staat ein 


I) IiioM- UKiin-r It.l. 40 S. CTO t. 
-') .null S. 17 bis l'J. 

'0 s. 1^. 
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Anrecht hat, im Interesse der Allgemeinheit nutzvoll verwandt zu 
werden“ (S. 8). 

3. Vom kolonialwirtschaftlichen Standpunkte aus wird die Reform 
nach zwei Richtungen empfohlen: 

a) als Strafverschickung für geschlossene Ausführung be¬ 
stimmter, der Allgemeinheit dienender vorbereitender 
Arbeiten, wie Strassenbau, Aufforstung usw. 

b) als Förderung der Besiedelung durch freie Arbeit vorläufig 
entlassener Gefangenen. 

Unerlässliche Vorbedingung sei die richtige Auswahl der 
Kolonie (S. 9). 

Machen wir hier zunächst halt. Einiges könnte von mir selbst 
geschrieben sein und dies und das klingt mir wie Widerhall eigener 
Worte. Aber bemüht sich denn der gegenwärtige Strafvollzug nicht, 
in ernster, hier und da als zu weitgehend gerügter Weise Erziehung 
zu sein? Hält es vor unbefangener Prüfung stand, dass wir mit den 
Arbeitskräften Missbrauch treiben, wird nicht vielmehr in produktiver 
Tätigkeit je länger je mehr geleistet? Bedarf es statt der Depor¬ 
tation nicht bloss einer Abänderung der törichten Gesetzesbestimmungen 
über den Arbeitszwang, zu der sich neuestens auch Frank in den 
oben erwähnten Vorträgen bekannt hat, und ist die Abänderung 
nicht erst recht nötig, um der Deportation Boden zu schaffen? Die 
Bedingungen der Gefangenschaft können die Entwickelung und Ver¬ 
breitung von Krankheiten, aber infolge der dauernden Beobachtung 
und erzwungenen Schonung und Pflege ebensowohl die Heilung 
fördern. Die Tuberkulosen werden gewöhnlich im Keime mitgebracht 
und oft erst im Gefängnisse erkannt. Von der Lungenschwindsucht als 
einer oder gar der G ef ängniskraukheit zu erzählen, ist freilich 
noch bei vielen, auch solchen, die es besser wissen sollten, beliebt, 
aber ein Ammenmärchen. Es erfreut daher, zu sehen, dass man jetzt 
in Preussen amtlich und mit anerkennenswerter Schärfe dagegen 
front macht'). Selbstbefleckung u. dergl. wird in ähnlichen geschlo.sseneu 
Anstalten kaum minder betrieben und von der richtigen Auswahl 
der Kolonie hängt das meiste, wenn nicht alles ab. Eben darüber 
aber entzweien sich ja die besten Freunde der Deportation, wie ge¬ 
rade der Fall Wettstein-Bruck zeigt. Andere, wie neuestens Kahl, 
der das Strafmittel an sich und grundsätzlich für vorzüglich erklärt, 
bestreiten, dass wir überhaupt zur Deportation geeignete Gebiete 
besitzen, die wir besitzen, dürften wir bei gegenwärtiger Lage 
un.serer Kolonialpolitik einem Versuche nicht preisgeben. Indem er 
auch auf die Kosten verweist, rät er daher zum Verzichte zur Zeit'). 

Gehen Avir weiter. Wettstein unterscheidet Augenblicks- und 
Zuslaiulsverbrecher und verlangt, dass jene unter Voraussetzung ihrer 
hlinwilligung und vorzüglicher Führung im Gefängnis.se in eine insel¬ 
artig al)geschlossene Kolonie zur Verrichtung frohnmässiger Hand¬ 
arbeit für allgemeine Zwecke unter strenger Aufsicht überführt 
werden. Nach einiger Zeit sollen sie ein Stück Land zur Bebauung 
für eigene Rechnung und Gefahr erhalten und mit den Jahren er- 
AV(>rhen können. 8i(‘ hätten sich vertragsmässig zu verpflichten, nach 
Ablauf der .Strafzeit noch längere Zeit auf dieser Ansiedelung zu 
bleil)en. Mögüch.st zu berücksichtigen seien Haushaltungsvorstände, 
deren Fannlimi sie zu l>egieiteu bereit seien. Am meisten empfehle 
sich Handarbeit iin Urwalde (S. 14). 

*j .''iritistil; der pr'"u‘.‘ii>chen Str.-ilanstalten für 1005 S. XL. 

-) I*as neue Str.itgf.ct.!bueh S, 20. 
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Ich lege abermals einen Haltepunkt ein. Wird man nicht Be- 
<lenken tragen, eine Bindung über das Strafende überhaupt, worüber 
ich allerdings keinen Gewissensdruck empfände, oder doch eine so 
langzeitige oder wenigstens unter Mitleidenschaft der Familie ein- 
treten zu lassen? Ist nicht zu befürchten, dass weder nach der einen, 
noch nach der anderen Seite etwas rechtes herauskommt, wenn der 
vorläufig Entlassene in gleicher Weise frohnden und für sich arbeiten 
soll? Ist diese Art kolonialer Arbeit unter allen Umständen oder 
auch nur in der Mehrzahl der Fälle eine geeignete Vorbereitung auf 
<len Wiedereintritt in die so ganz anders gearteten Verhältnisse der 
Heimat? Lohnt sich überhaupt, namentlich im Hinblick auf die 
Heiseknsten für die Familien, die Hiuaussendung, da die Keststrafzeit 
gegenwärtig höchstens Jahre (drei Vierteile von 15 Jahren) be¬ 
trägt und in solcher Höhe sehr wenig vorkommt, vielmehr meist unter 
einem Jahre bleibt, und selbst die Ausdehnung der Bewährungsfrist 
wohl nicht über die Dauer des verbüssten Strafteiles hinaus erstreckt 
werden würde, und lohnt sich die Verschickung endlich in Anbetracht 
<l(‘r mindestens für das hier gesteckte Ziel nicht eben erheblichen Zahl 
<ler jährlich vorläufig Entlassenen ? In Preusseu waren 1904 zu¬ 
sammen 2G8*), dazu in Hamburg 35 oder für drei Fünftel der Be¬ 
völkerung des Deutsches Reiches 303 und danach für dieses im ganzen 
berechnet rund 500, davon sind indessen füglich die Weiber in Abzug 
zu i>ring('n. Wieviele es in den Jiistizgefängnissen waren, ist nicht 
ersichtlich gemacht, im Bereiche des Ministeriums des Innern aber 
betrug die Zahl 21. in Hamburg 1. Legt mau für die Justizgefäng- 
lysse das Verhältnis der Strafanstalten von 1:7 zugrunde, so kommt 
man auf 15 oder für Preussen überhaupt auf 36, mit Hamburg auf 
37, folglich für die anderen Bundesstaaten auf 25, somit im Reiche 
auf (>2 vorläufig entlassene Weiber, sodass rund 440 Männer übrig 
bleiljcn. 

Wie wird sich die Zustimmung stellen und was wird aus 
denen, die sie, vi»‘lU*icht aus triftigen Gründen, nicht geben? 
Die (»ffeiie gclialtene Frage, was mit denjenigen zu geschehen 
habe, die den g<*stellten Be<iingungen zuwiderhandeln, bedarf 
dringend der Beantwortung-). Fast noch Avichtiger ist die, was 
mit ihren Familien anzufangeti. Ob es gelingen wird, Beande mit 
so viiden und so vielseitigen Eigenschaften, als von Wettslein ver¬ 
langt werden, zu finden, lasse ich dahingestellt. 

Wettsi(>ins Vorschläge g(dten nur «lenjenigen Augenblicksver¬ 
brechern, die sich bessern können und Avollen, er kennt mitliin auch 
s<d» lie. bei denen das Eine oder das Andere oder das Eine und das 
Andere nicht der Fall ist, zeigt al)er nicht klar genug, wie er sich 
mit ihnen abzufindcn gedtmkt. Vielleicht sollen sie in den Gefäng¬ 
nissen verbleiin-n, vielleiclit aber werden sie auch unter die gere<-hnet, 
,.in <lenen die Bi'stie im .Menschen vorlnursclit“ (8. 10). Jedentalls 
gehören sie unterscliiedlos noch Aveniger dahin als die Zustands¬ 
verbrecher. Für dies** al***r Avir«l g<‘fordert: häufiger** AiiAvendung 
<ler 'ro*l*‘sstrafe un*l l**b**nslänglich(“ Strafkn*‘chtschaft unter Anhaltung 
zu schw**rst**n öfr*‘nllich**n Ai l)**iten in ilen l\.*»l*>nie.n (S. 15). 

Lässt sich zwar *larül)*“r re*len, ob nicht, wie auch meine 
.M*‘inuiig, mehr Verbrech**n für todi'swürdig zu erklären sind, s*) Avird 
es ■.i*-h *loeh inini*“r nur um ein** sehr ix'schränkte, unter ganz b**- 

M «Ivi St 1 .it.iTtsial’cr. 45. Joi jS. IS'.i. I inc iicucic 

tiir 'liv I u* t. .1 :i nnc d ii it:> lit. 

-) IG i'L nUi v*.)n der X ci'Ctzur.^ Rü kt zu tien Mralkncvhten il:o Rede. 
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stimmten Gesichts- und Zielpunkten ausgewählte Zahl im einzelnen 
genau bezeichneter Straftaten bandeln dürfen, sodass die Sache von 
erheblichem Belange nicht sein kann. Nun will ausserdem Wettstein 
die Strafe garnicht vollstrecken, sondern regelmässig in Deportation 
verwandeln lassen, damit die Verurteilten in ungesünderen Gebieten 
Pionierdienste leisten. Eine Strafe, deren Nichtvollstreckung so gut 
als gewiss ist, hat geringen Wert. Wer dem nicht beipflichten mag, 
wird vermutlich wenigstens den Satz unterschreiben: Es ist ein 
anderes, eine Strafe haben, aber nicht anwenden, ein anderes, sie 
anwenden, aber regelmässig durch eine andere, als milder geltende, 
zu ersetzen. Wozu überhaupt der Umweg, statt offen Farbe zu be¬ 
kennen? Ist es ferner recht, regelmässig im Gnadenwege au 
die Stelle des Beiles oder Schwertes die trockene Guillotine treten 
zu lassen? Die Zahl der jährlichen Todesurteile in Deutschland be¬ 
trägt etwa 60, selbst bei Vermehrung der des Todes würdigen Tat¬ 
bestände Aväre schwerlich mit mehr als 100 zu rechnen. Ein nennens¬ 
wertes Ergebnis ist also ausgeschlossen. Und woher wird Wettstein 
für todbringende Striche die Beamten dauernd, in genügender Zahl 
und von hinreichenden Eigenschaften nehmen? Er will jenen Ver¬ 
brechern das Ziel der Freiheit wenigstens nicht verschliesscn, den 
Strafknechten aber durch stufenweise Ueberführung in die Reihen 
der freien Sendlinge nahe bringen. Für die Strafknechtschaft er¬ 
sieht er die gesünderen und gesunden Gebiete aus (S. 16, 17). 

Ohne weiteres ist klar, dass der Kernpunkt in dieser Art der 
Verschickung steckt, einmal, weil sie zwangsweise erfolgt, sodann, 
weil sie die Hauptmenge der zu Deportierenden umfasst. Leider lässt 
es Wettstein bei der mehr als flüchtigen Andeutung bewenden, 
während gerade hier das schwerste Geschütz aufzufahren gewesen 
wäre, um die Scharen der Zweifler und Gegner niederzustrecken oder 
gehörig zu lichten. Wie vermochte Wettstein die von selbst gegebene, 
überaus dankbare Gelegenheit, als Kenner einen festumrissenen Plan 
vorzulegen, so gänzlich sich entgehen zu lassen? Alle Fragen nach 
Geschlecht, Lebensalter und Lebensverhältnissen, Beruf oder Gewerbe, 
Gesundheitszustand, Familienstand, Vorleben, Straftat, zeitweilige 
oder lebenslängliche, mit Aussicht auf Freilassung oder nicht, mit 
oder ohne Zulassung der Rückkehr in die Heimat verbundene Depor¬ 
tation bleiben unbeantwortet. Es lässt sich nur schliessen, dass 
Unverbesserliche auf Zeit sollen verschickt werden, um allmählich 
leichtere Bedingungen zu erhalten, sodass sie neben der öffentlichen 
ZAvangsarbeit ein ihnen überwiesenes Grundstück für sich bewirt¬ 
schaften dürfen, das schliesslich unter Verpflichtung des Verbleibens 
iin Lande auf eine Reihe von Jahren ihr Eigentum werden soll, und 
nachher der Rückwanderung in das Mutterland nichts ira Wege steht. 
Aber S(*lb3t dieser Aufriss ist eine dürftige Skizze, die bestenfalls 
dadurch eine Ergänzung erfährt, dass die Strafknechte in geschlossenen 
Al)teilungen zu arbeiten haben. 

Unter Vorbehalt des Gutachtens der Gouverneure fordert Wett- 
stein tunlichste Freihaltung Afrikas von Deportierten, indem er zur 
Verschickung empfiehlt: für todeswürdige Verbrecher Neu-Guinea 
(S. 16), für ainh'n“ die Inseln des Stillen Weltmeeres (S. 22) und neben¬ 
her und Vtedingungswei.se den fernen Norden und Nordosten dea 
.süflwestafrikanischen Schutzgebietes, namentlich den sogenannten 
Caprivizipfel (S. 2‘2). 

Indem ich schliesse, will ich nicht versäumen, den warmen Ton, 
die gesinnungsfeste lleberz(>ug'ung, die den Gefangenen wohlgeneigte 
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Absicht und das hochgestimmte nationale Interesse für die Kolonie 
als Einschla*? und Richtpiinkt der Darlegungen gebührend hervor- 
zubebeii. An dem eingangs festgestellten unzulänglichen Ergebnisse 
vermag dadurch freilich nichts geändert zu werden. 

Dr, Gennat, 


K. A. W e 11 s t e i n, Oberleutnant a. D. Die Strafverschickung 
in deutsche Kolonien. Zürich, Druck und Verlag von Zürcher 
lind Furrer. 

Diese kleine Broschüre ist ein Auszug aus der Schrift „Streif¬ 
lichter auf die Frage: Was kann aus Deutsch-Südwestafrika gemacht 
werden.“ Sie verdient unser besonderes Interesse, da sie von einem 
praktischen Kolonialwirtschaftler stammt; Wettstein war lange Jahre 
als Vermessungsoffizier in Deutsch-Südwestafrika tätig und ist dann 
Kolonisationsbeamter und Leiter von Bahnbau-Vorarbeiten in Süd- 
Brasilien gewesen. 

Der Verfasser .scheint sich mit der neueren Literatur über 
.Strafverschickung eingehend beschäftigt zu haben; er tritt grund¬ 
sätzlich für die Deportation ein. Seine Erfahrungen, die er auf diesem 
G«‘biet als kolonisierender Beamter im Urw’ald gesammelt hat, gehen 
dahin, dass der Uebergang aus der Gefangenenjacke zu einem ordent¬ 
lichen Leben sich am leichtesten dort vollzieht, wo der Gefangene 
„in freier Luft, in freier Gottesnatur mit der Hand im Schweisse 
seines Angesichts für eigenen Erwerb arbeitet.“ Wenn er im brasi¬ 
lianischen Urwald auch nicht mit verschickten oder Strafgefangenen 
Leuten zu arbeiten hatte so befanden sich unter den freien Arbeitern, 
die er dort beobachtet, doch atich Strafentlassene Leute, und er sagt: 
„.Solche Arbeitsart bildet (len Menschen von innen heraus und sie 
vollzieht im Menschen tatsächlich eine Wiedergeburt“. Er weist dann 
auch daraufhin, dass die Strafverschickung sich vielfach als beste 
Schwest»“r d(‘r Kolonisation erwiesen hat. 

W«‘ttstein untersclK'idet 2 Gattungen von Verschickten — wie 
ich es übrigens in meinmi Betrachtungen „Deutsch-Südwestafrika 
und der Strafvollzug“ (40. Band 2. Heft) aucli für unbedingt nötig 
erachtet habe, — nämlich die „Sendlinge“, das sind besserungsfähige 
.Strafgefang(‘ne (besmiders Augenblicksverbrecher), die nach vorzüg¬ 
licher Füliruiig im Gedängnis, ihre freiwillige Einwilligung voraus- 
g(“setzt, als Ansii-dler für die Kolonien in Betracht kommen sollen, 
und „.Sirafknecht(‘“, das sind die Unverbesserlichen, die Rückfälligen 
und die schweren Verbrecher, die zwangsweise v(*rschickt. zu öffent¬ 
lichen Arbeiten in den Tochterländern zu V(‘rwenden sind. 

.Südwestafrika b»‘zeiclmet Wettstein für (iie „Sendlinge“ als 
nicht geeignet; dieses Land diene hauptsächlich zu Viehzuchtzwecken 
im Grossen, wozu be<ieutendes Kapital gehört, und eigne sich nur 
zum kleinsten Teil für Ackerbau. Für die Ackerbauer in Südwest 
aber, meint er, sind die besten Ansiedler gerade gut genug; er würde 
es sogar für ein .Staatsverbrechen an dem Volkslelnm und der ganzen 
Volkswirtschaft des dortigem Schutzgebietes halteti, wenn man dieses 
kernige Kleinbauern-Element in .Smlwesl mit .Strafgefangemen zer¬ 
setzen wollten. Für diese „.Sendlinge“ (‘inpfiehlt er die Verbringung 
nach einer insular abgeschlossenen Koloni»* „Xeuen Hoffnung“ auf 
der Inselwelt des stillen Oceans. ln diesem Buid^te weicht der V(‘r- 
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fasser völlij»’von Prof. Bruck ab, dessen Verdienste als Vorkämpfer 
der Strafverschickung: er im übrigen voll und ganz anerkennt. 

Die „Strafkueclite“ eignen sich nach seiner Ansicht schon eher 
für Süd Westafrika, da sie in keinerlei Fühlung mit den Ansiedlern 
kommen. Sie sollen besonders im Norden und Nordosten wichtige 
Vorarbeiten leisten, Wege bauen, Plantagen anlegcn, die Zentralbahn 
vorbereiten etc. etc. Aber auch die anderen Kolonien sollen aus 
diesen „Strafknechteu“ Nutzen ziehen. 

Ich bin hier allerdings anderer Ansicht. Ich meine gerade die 
„Sendlinge“ sollen, aber nicht etwa sofort als Ansiedler, sondern zu¬ 
nächst als Strafgefangene unter Aufsicht kolonnenweise bei öffent¬ 
lichen Arbeiten in Südwestafrika Verwendung finden, später würden 
sie dann als Arbeiter, Handwerker, Knechte und vielleicht in einigen 
wenigen Fällen als Ansiedler in Betracht kommen. Gegen die Ver¬ 
schickung der „Strafknechte“ dorthin hatte ich sicherheitliche, diszi¬ 
plineile, finanzielle und sozialpolitische Bedenken; sie würden im Ver¬ 
gleich zu den „Sendungen“ ein viel grösseres Aufgebot an Aufsichts¬ 
personal erfordern und die Sicherheit der Kolonie gefährden. Und 
was könnten diese schlechten Elemente im Falle irgend welcher Un¬ 
ruhen durch die Eingeborenen für eine Gefahr werden! Für sie 
halte ich die Inseln des stillen Ozeans für geeignet; also gerade 
umgekehrt! 

Ein eigenartiger Vorschlag Wettsteins betreff der Todesstrafe 
bedarf noch kurzer Erwähnung. Er will den Menschen nicht nutzlos 
auf dem Schaffot „opfern“ (!) sondern die zum Tod Verurteilten durch 
ihren Tod der Allgemeinheit Nutzen bringen lassen, indem sie auf 
die „gesundheitlich gefährdeten“ Plätze der Kolonien gebracht werden, 
wo dann „ein höherer über den Augenblick ihrer Abberufung ent¬ 
scheiden möge“. So soll die Strafe abschreckend und erziehend 
wirken, da der Verbrecher dauernd dem Tod bei harter Arbeit in's 
Angesicht sehen muss, dabei aber doch auch noch auf Kettung durch 
fleissige Arbeit und musterhaftes Verhalten hoffen kann, — wenn er 
dem Klima stand zu halten vermag. Dieser Gedanke bedarf wohl 
keiner weiteren Erörterung. 

Darin aber sind wohl alle Freunde der Strafverschickung mit 
dem Verfasser einig, dass doch recht bald wenigstens ein Versuch 
mit der Deportation von Strafgefangenen gemacht werden möchte, 
lind ich glaube, unsere jetzigen Kolonialaufgaben böten uns dazu 
eine sehr günstige Geh-genheit. Glauning^. 


Die Zeugiiisfähigkeit der Kinder vor Gericht. Ein Bei¬ 
trag zur Aussagepsychologie von 0. H. Michel in Minden. Päda¬ 
gogisches Magazin, herausgegeben von Friedrich Mann. Langen¬ 
salza l!i07. Preis M. 1.— 

Die Forst-lmng(‘n auf dem Gebiete der Kinderpsychologie und 
der Zeugiiisfahigkeit des Kindes gehören ohne Zweifel zu den wich¬ 
tigsten Fort sch ritten der Kriininalpsychologie, und mit Recht fordert 
<ier \’erf. eing-ehende Kenntnis dieses Gebietes vom Strafrichter. Dieser 
muss wissen, dass das Kind bi.s zum 7. Lebensjahr in seinen Aus¬ 
sagen absolut unzuverlässig ist, darf sieh nicht durch die Art und 
Weise d<‘s angeblieh „wahrlieitsliebenden“, „treuherzigen“ Kindes 
Vn einflussen lassen. Der Kiehter .soll tiefes Verständnis für die Eigen¬ 
art der Kinderpsyehe haben. Hierher gehört das mangelhafte. 
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Beobachtiin^svermögen des Rindes, seine Unzuverlässigkeit bei Per- 
sonenbeschreibung und Zeitangaben, die zunimmt unter Affektlage, 
das geringe Erinnerungsvermögen, dem gegenüber Suggestivfragen, 
wie sie Polizeibeamten und Richter oft anwenden, äusserst bedenklich 
sind. Liegt zwischen Erlebnis und Verhör ein längerer Zwischenraum, 
so treten bidm Kinde in noch stärkerem Masse als beim Erwachsenen 
Erinnerungsfälschungen und fantastische Beimengungen zur Aussage 
hinzu. Noch unsicherer werden die Kinderaussagen, wenn das Kind 
.selbst beteiligt und durch Zu- oder Abneigung beeinflusst ist, ein 
Moment, das in zahlreichen Anklagen wegen Misshandlungen durch 
Lehrer eine äusserst gefährliche Rolle spielt und vom Richter nicht 
ernst genug berücksichtigt werden kann. Verfasser hat eine Anzahl 
derartiger unerfreulicher Lehrerprozesse mitgeteilt und seinerseits 
sehr instruktive Versuche mit einer fingierten Misshandlung und 
fingiertem Verhöre angestellt. Dass die Polizeiorgane meist nicht 
geeignet sind, in solchen Fällen die ersten — oft sehr verhängnis¬ 
vollen — Verhöre anzustellen, bedarf keiner Erwähnung. Die scharfen 
Ausfälle auf den Richterstand (siehe pag. 33) hätte sich der Verfasser 
der an sich recht lehrreichen Abhandlung besser gespart. 

B. Pollitz, Strafanstaltsdirektor, Düsseldorf. 


Neue Verbreeherstudien von Prof. Cesare Lombroso, 
Turin. Autorisierte Uebersetzung aus dem Italienischen von Dr. Ernst 
.Jentsch. Halle, Marhold 1907. 

Wohltuend wirkt — gegenüber früheren Werken Lombrosos 
und seiner Schule — das in jedem Kapitel erkennbare Streben des 
Verfassers, Uinlichst alle Gründe der Genesis des Verbrechers zu 
erforschen und auch Mittel zur Abhilfe strafbarer Taten anzugeben. 
1 >er hervorrageiule Spezialist, der uns früher mit seiner Theorie vom 
„geborenen Verbrecher“ als zu einseitig erschien, lässt hier durch¬ 
gehend einen Zug’ vom Spezialen zum Universalen und vom Uni¬ 
versalen zurück zur Erklärung des Spezialen erkennen. Er, der 
Anatom des Verbrechers, beschreibt die Völker- und Ka.ssenkriminalität 
und studiert am Individuum die Beziehungen zwischen Epilepsie, 
Alkohol etc. und Verbrechen. — Er zeigt, dass in Amerika auf eine 
Zeit ungünsiigen Zusammenwirkens von Kultur und Unkultur eine 
bes>ere Zeit des fortwährenden Sinkens der Verbrechen folgen wird, 
wie dies in Australien und .Japan durch glückliche Gesittung und mit 
Hilfe vernünftiger Gesetzg(!bung bereits erreicht ist. Dem schwierigen 
.Studium iler Kassenkriminalität der entleg’ensten N’ölker ist viel Eifer 
ztigewandt worden. Besoinlers interessant ist das kurze Kapitel „Zur 
V(»rgeschicht«‘ der Kriminalanthropologie- durch Zitate aus Aristoteh's, 
.Shakespeare etc. Nö'ue, Korscliungen ül)er Anatomie, Histolog’ie, 
.Morpholdgie, l’sychologie. Khysiolugie und Nosologie iles Verln’ecliers 
Jn*stärigen teils Iriiher Gefundenes. t(“ils führtni sie darüber hinaus. 
Die .M»schnitte: „l’iktograpliie, Tätowierung, Zur Kalhologie der 
Sexualität“ l)rachten uns im Wesentlichen niclits Neues; dagegen die 
Betrachtung der Sektierer unter dem Gesichts]>unl-1«‘ ihrer Parallele 
zu den Viuln’echein verdient Beachtung. Für jugendliche N'erbrei her 
wünscht N'erfasser mehr Erziehung als Bestrafung, für geborene Ver¬ 
brecher teils die .Symbiose, zur .Schienung des kriminellen Trielx’s in 
eine dem \'erl»recher entspreclomde Kichtung zum Nutzen der mensch¬ 
liehen Gesellschaft, teils zur \ erhütung der Fortpflanzung präventive 
Kastr.'ition. Die „kriminal.inthropologische Kasuistik- will die kriminal- 
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anthropologischen Forschungen als nötig zum Verständnis des Wesens 
der Verbrecher erweisen. — Wenn wir hier und da einige Ausrufungs¬ 
und Fragezeichen (vergl. Vorwort) setzen möchten — z. B. Seite 109 
Marty (und Lombroso) gegen Winter. Seite 117: 100 minus 65 7o 
gegen 94 ®/o Seite 124 und Seite 100 : 90 7o- Sodann der Abschnitt 
über Kastration (Sterilisation!) — so sind wir doch von dem hohen 
Werte des Werkes mit seinen wichtigen methodischen Winken (D u. E) 
und von dem redlichen Streben des Verfassers nach gerechter Beur¬ 
teilung und Behandlung des Verbrechers überzeugt. 

KUetnonn. 


Zeitschrift fflr Kinderforschung. Verlag von Bayer & Mann, 
Langensalza. 12. Jahrg. 1895—1907. „Diese Zeitschrift will allen 
denen dienen, die in Haus, Schule, Erziehungsanstalten, kirchlichen 
Institutionen und ärztlichem Berufe mit seelischen Kinderfehlern 
zu kämpfen haben“. In „Beiheften“ erschienen bis jetzt 41 „Bei¬ 
träge zur Kinderforschung und Heilerziehung“. Zwei davon 
liegen vor uns. Wir wollen sie kurz besprechen: 

40. Heft. Wohnungsnot und Kinderelend. Vortrag 
von A. Damaschke (auf dem Kongress für Kinderforschung und 
Jugendfürsorge am 1.—4. Okt. 1906 zu Berlin). Der Redner schildert 
an Beispielen die überaus betrübenden Wohnungsverhältnisse der 
ärmeren Volksklassen in der Gressstadt und ihren Einfluss auf die 
Sittlichkeit der Kinder. Vom Standpunkt der Erziehung aus müsste 
jede Familienwohnung als ungenügend angesehen werden, die nur 
einen einzigen heizbaren Raum enthält: — oft für 6—8 Personen 
verschiedenen Alters und Geschlechts 1 Und derartige Wohnungen 
gebe es nach Tausenden. Die Wohnungsstatistik von 5 angeführten 
Städten bestätigt dies. Am 1. Dez. 19W wurden z. B. in Berlin 
27 792, in Breslau 7060 solcher unglaublich überfüllter Wohnungen 
gezählt. „Was helfen prächtige Schulpaläste mit den modernsten 
Einrichtungen, wenn die Kinder aus ihnen hinausgehen in voll¬ 
gepfropfte Hofwohnung'en ohne Licht und Luft? Was hilft der 
feinste Unterricht für Geist und Gemüt, wenn zu Hause keine Möglich¬ 
keit gegeben ist, die Reinheit und Keuschheit der Seele zu bewahren?“ 
Ueber die Bedeutung der Wohnungsfrage für die Kriminalität- 
Moralität derVölker soAvie für eine erfolgreiche. Verbrechensbekämpfung 
und -Verhütung ist schon viel geschrieben, auch schon mancherlei 
vorgeschlagen worden. (Vergl. auch mein Buch: „Der Kampf 
gegen die V e r b r e c h e n s u r s ac h en“ S. 77, 154, 206, 248). Ohne 
geordnete Wohnungsverhältnisse ist speziell auch kein richtig’es 
Fnniilienleben und keine Kindererziehung denkbar. Für die arbeitenden 
Volksseliicliten steht diese Frage im Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen. 
Der Verfasser bezeichnet daher mit Recht die Bestrebungen für 
Wohnungsr(*form als eine didngende soziale und staatliche 
Pflicht. Insbesondere verweist er auf eine Bewegung der Neuzeit, 
die. auch in Deutschland immer grösseren Anklang und Anhang 
findet, die sog. Bodenreform. Die Wohnungsfrage ist im letzten 
Grund eine Boclenfrage. Es besteht bereits eine Gesellschaft unter 
dem Namen „Bund deutscher B o d en ref o rm er“ (mit der 
Geschäftsstelle in Berlin. Lessingstr. 11), dem z. Zt. über 500000 
Mitglieder angehören. Neben andern Zielen erstrebt derselbe auch 
die V(‘rmehrung des G e m ei u d egrundeigentums, um der wuche- 



773 


rischen P r i v a tbodenspekulation zu begegnen, welche durch Steigerung 
der Bodenpreise die Wohnungen verteuert und dadurch Tausende 
zwingt, mit den kleinsten, unzulänglichsten Wohnräumen sich zu 
begnügen. Auf dem Geineindeeigentum könnten um billigere Preise 
Wohnhäuser und Werkstätten errichtet werden. — Der Verfasser 
redet dann auch von der Verwendung des Gemeind egrundeigentums 
zur Anlage von kleinen Familiengärten ausserhalb der Städte, 
um dieselben an Arbeiterfamilien pachtweise abzugeben oder billig 
zu verkaufen. Dadurch würden viele ärmere Stadtkinder einen 
Platz Erde erhalten, auf dem sie von rechtswegen verweilen und 
frei .sich bewegen könnten, ohne den Gefahren des Hofes und der 
Strasse ausgesetzt zu sein, und auch die erwachsenen Familienglieder 
lültten eine freundliche Erholungsstätte als Ersatz für Kneipen etc. — 
Jedenfalls steht fest, dass die Wohnungsfrage eine der allerwichtigsten für 
<las körperliche und sittliche Gedeihen der heranwachsenden Jugend ist. 

41. Heft. Jugendliche Verbrecher. (Vortrag auf dem¬ 
selben Kongress 1906). Von Dr. G. von Rohden, Gefängnis¬ 
geistlicher in Düsseldorf-Derendorf. Der Herr Verfasser, rühmlichst 
bekannt durch seine schriftstellerische Regsamkeit und Fruchtbarkeit, 
diirch seine allseits beachteten, weil von tiefem Verständnis zeugenden 
Aufsätzen und Abhandlungen über Fragen aus den Gebieten des 
Straf-, Gefängnis-, und Schutzwesens, äussert sich hier über das 
„Problem des jugendlichen Verbrechertums“, das schon 
jüngst die Geister beschäftigt, aber wegen der Verschiedenheit des 
Stajidpunktes immer noch nicht zu einer einheitlicheti Lösung geführt 
hat. Von jugendlichen „Verbrechern“ dürfen aber eigentlich 
nur diejenigen reden, die eine, wenngleich geminderte, strafrechtliche, 
w(dl subjektive VerschuMung und Verantwortung auch für diese 
Altersklasse annehmen, während die „Modernen“, die Anhänger der 
anthropologischen oder der soziologischen Theorie in den Verbrechern 
nur die beklagenswerten „Opfer der Natur“ oder die Produkte des 
famosen „Milieu social“ zu erblicken hal)en. Ein „Verbrechen“ 
ist nach dem seitherigen Begriff die „freiwillige Uebertretung 
des Gesetzes“; ein „Verbrecher“ ist also ein Mensch, der mit 
freiem Wüllen ein Gesetz übertreten hat. Wo daher der freie Wille 
verneint wird, da gibt es keine „Verbrecher“. Der Verfasser geht 
indessen nicht so weit. Sein Standpunkt, soweit ich denselben aus 
einzelnen seiner literarischen Veröffentlichungen zu erkennen vermag, 
befiinlet sich mehr in der Mitte zwischen der klassischen und der 
modernen Schule.. So auch in der Auffassung und Beurteilung der 
Jug(*n<lkrimin:ilitüt. Er nennt die kriminellen Jugendliclnui die 
.Kekruten des \'crl)rechens* und behandelt das Thema: „Kriminal- 
.strafe o d e r E r /. i i'. li u n g?“ Es wird nur B e k a n nies vorget ragen, 
auch die geschichtliche Entwickedung dargetan, welch«* die Jugeinl- 
bch.indlung in d<‘m hier fraglichen .Sinne bis zu «len w«‘rtv«)lien 
1666 und l-s.W d«‘.s B. G.-B. g«*nominen hat. .ledenfalls ist di«; 
Forderung allgem«‘in an«‘rkannt, dass die jugendlichen Gesetzes- 
übertr<*ler „so lange wie irg«Mid miiglich vor <l«*m G<!fängni.s mit 
seinen Gefahren zu bewahren“ 8(‘ien. Die Aufgaben der Vormund- 
schaftsgericht«“ und der Fürsorg«“vereine in d«*r rettenden Erziehung 
«•ntart«‘ter jug«*ndlicher P«*rsonen W(*rden eindringlich vorgeführt; 
allein, dass man «las strafinündige Alter generell un«l ausnahmslos 
bis zum vollendtden 16. Lebensjahr«^ hinaufriieken soll, di«*ser Vor¬ 
schlag wird wohl angesichts unser«*r so frühreifen .lugen«! in 
Deutschland niemals Gesetz werden. Krauss. 
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Arendt, Henriette, Schwester. Menschen» die den Pfad 

verloren .Erlebnisse aus fünfjähriger Tätigkeit als Polizei- 

Assistentin in Stuttgart. Stuttgart, Max Kielmann. 

Ich weiss nicht, ob unsere „Blätter“ schon einmal über eine 
schutzfürsorgliche Neuerung etwas berichtet haben, welche uns erst¬ 
mals auf dem Stuttgarter Stadtpolizeiamt in Gestalt eines 
weiblichen „Assistenten“ begegnet und bereits in einigen anderen 
grossen Städten Nachahmung gefunden haben soll. Die Aufgabe 
der „Assistentin“ besteht darin, den auf dem Polizeiamt ein¬ 
gelieferten Frauenspersonen zu ihrem Fortkommen oder zu ihrer 
Rettung aus Elend und Verkommenheit mit Rat und Tat an die 
Hand zu gehen, insbesondere für ihre Unterbringung in Anstalten 
oder wenn tunlich in Stellungen oder wenigstens für ihre Heim¬ 
beförderung zu sorgen. Diese Polizeibeamtin ist eine, wohl von der 
innem Mission zur Verfügung gestellte „Schwester“ — in ihren 
Kundenkreisen „Polizeischwester“ genannt — wird staatlich 
angestellt und besoldet und in ihrem schweren Beruf unterstützt 
katholischerseits (in Stuttgart) durch den Verein „zum guten 
Hirten“, von protestantischer Seite durch die Stadtmission, für 
Israeliten durch den Bezirksrabbiner. Sie bildet die Mittelsperson 
zwischen der Polizeigewalt und den Rettungsverbänden. Die Frau 
ist ja die geborene Fürsorgerin für hilfsbedürftige Geschlechts¬ 
genossinnen. Der Polizist versteht es meistens nicht, mit solchen 
Personen in geeigneter Weise umzugehen. Die „Weiber“ werden 
von ihm je nachdem entweder zu hart und zu grob oder zu nach¬ 
sichtig behandelt und schablonenhaft unter die Gesetzesparagraphen 
registriert; was aber weiter aus ihnen werden soll, liegt jenseits der 
Amtsarbeit der Männerpolizei. Ihre Strafeh und Zuchtmittel reichen 
teils nicht aus, teils sind sie total wirkungslos oder für Weiber direkt 
schädlich. Was bezwecken z. B. die kurzen Gefängniisstrafen oder 
einige Monate Arbeitshaus — in Gemeinschaft mit gleich liederlichem 
Gesindel zugebracht! Die Assistentin sucht nun die Ausübung der 
Polizeigewalt in richtige Bahnen zu lenken, andererseits die oft zer¬ 
splitterte und zusammenhanglose Arbeit der verschiedenen Schutz- 
und Fürsorgevereine einheitlichj von einer Stelle aus zu beeinflussen 
und zu vermehren. — Im vorliegenden Buch gibt uns Frl. Arendt 
ihre Erlebnisse aus mehrjähriger Tätigkeit. Letztere erstreckt sich 
in erster Linie auf weibliche Polizeigefangene, aber auch auf 
sonstige weibliche Sti’äflinge der Stadt. Sie sucht auch die Familien 
auf, bringt gefährdete oder verwahrloste Kinder in pflegende oder 
rettende Hände, selbst jugendliche und erwachsene Mannspersonen, 
die iiire Hilfe angehen, weist sie nicht zurück. Die weiblichen 
l’olizeigefang(*nen, deren grösstes Kontingent die Gefallenen und 
l’rostiluierten bilden, werden von der Verf. in verschiedene Gruppen 
eingeteilt, die Ursachen der Prostitution erörtert, die staatlichen 
und sozialen Kamf)!- iind Rettungsmittel besprochen, Vor- 
seh läge gmuacht, Wünsche bezüglich Strafprozess- und Straf¬ 
vollzugs r e f o r m geäussert und im ganzen für eine milde Beurteilung 
d(n- „.\I e 11 s c h en , die den Pf a d verloren“ manche berechtigte 
(Iründe vorgeführt. Unsere „Assistentin“ scheint eine sehr menschen- 
kundige, gebildete und herzensgute, aber auch eine recht resolute Dame 
zu sein. die. von ihrem getreuen Hunde begleitet, sich nicht fürchtet, 
die verkonmien>ten und oft sehr gefährlichen Volkselemente selbst 
in ihren Dachkammern iind Hütten aufzusuchen. Seite 61 berichtet 
Frl. Arendt, dass sie in 4 .Jahren I.ISG weibliche Eingelieferte in 




775 — 


Behandlung gehabt habe. Davon konnten mit Unterstützung der 
oben genannten charitativen Vereine 582 Frauen und Mädchen in 
Rettungsanstalten, 146 in die Heimat und nur 124 in Stellung ver¬ 
bracht werden. Letztere Zahl bestätigt also wieder die allerorts 
gemachte Erfahrung, dass die Versuche, solche Personen direkt 
vom Gefängnis aus in Stellungen unterzubringen, nur selten 
gelingen und keinen dauernden Erfolg aufweisen. — Das Büchlein 
verdient ernste Beachtung, namentlich seitens der Polizei- und 
Gerichtsbehörden sowie aller Vereinsleiter. Krauss. 


Jaeger, Johannes, Dr. philos. Bechtsbruch und Rechts¬ 
ausgleich in der Strafjustiz. Studien zu Reformfragen in der 
Kriminologie. 285 S. Leipzig 1907. Dörffling & Franke. M. 6.— 

Wenn der Verfasser vorliegender »Studien“ als ihren Zweck 
angibt, weitere Kreise aus ihrer Lethargie gegenüber den Notständen 
in der Bekämpfung des Verbrechertums aufzuwecken, so darf man 
sagen, dass das Buch diesen Zweck zu erreichen sehr geeignet ist. 
Es enthält viel Stoff und ist fesselnd geschrieben. Verfasser ist Straf¬ 
anstaltsgeistlicher in Amberg und als Schriftsteller den Lesern dieser 
Blätter bekannt, besonders durch seine »Poesie im Zuchthause“ (1905) 
und »Hinter Kerkermauern“ (1906). Er hat Erfahrung auf dem Ge¬ 
biete der Kriminalität, er hat Verständnis für die Reformfragen, aber 
auch ein warmes Herz für die gefallenen Brüder. Bei der Anzeige 
seines Buches muss man sich auf kurze Inhaltsangaben beschränken 
unter Hervorhebung einiger grosser Gesichtspunkte. Wollte man 
näher eingehen, so gelangte der Berichterstatter dazu, seine eigene 
Strafrechtstheorie darzulegen und die Besprechung würde zur Ab¬ 
handlung werden. Denn im Grunde ist es doch eine »Strafrechts¬ 
theorie“, die Verfasser aufstellt. 

Er geht von den Reformbestrebungen, dem „Streite der Schulen“ 
aus, untersucht die Voraussetzungen (Willensfreiheit) und Entstehung 
des Rechtsbruchs (14—47), betrachtet die Rechtsbrecher und versucht 
eine Einteilung, um daun den Strafbegriff und die Strafmittel (Seite 
70—14H) festzustellen. Der 2. Teil (Absch. V S. 149—269) enthält 
eigentlich eine volk.stümliche Gefängniskunde., eine Geschichte und 
Techni.sch«*.s, d. h. die ganze Einzelverwaltung umfassende Darstellung 
des Gefängnisw<*sens, die auch dem Fachmann viel Lehrreiches bietet. 

Welches ist nun di(‘, Anschauung des Verfassers? Da ist eine 
grosse Divergenz zwischen seinen Worten und seiner wahren Meinung. 
Wenn man einzelnes .».^o schnell liest, sollte man glauben, der Verfasser 
gäbe den rebativen riieorien den Vorzug, er will di(^ Besserungstheorie 
vertiefen (Tb), Zweck «hw .Strafe i.st Zucht des Rechtsbrechers (81) — 
aber im Grunde seines Herzens ist er doch Anhäng(‘r der absoluten 
'rh(M)ri(*n — nur ist ihm die „Vergeltung“ etwas unsympathisch. Er 
will „Rechtsausgleich“. Nun wohl! Tun wir ihm <ien G<‘fallen, es 
so zu nennen. Sein Standpunkt ist riciRig. Scdiief ist nur, was (u* 
über den tlegensatz von „Klassizisten“ und »Soziologen“ sagt uml 
wie er b(*sonders die ersten hinstellt. Dass jene „nur“ vergelten, 
diese „nur“ Sieh(*rheitsniassregeln ergreifen wollen (S. 80), kann sich 
«loch nur auf ganz einseitige Leute beziehen, die gar keine Bedeutung 
für di»' Reform haben. Und wo wären «lie ..Klassizisten“, die die 
Prävention im Kampfe gegen das Verbrechertuin verwürfen! Und 
nun gar den Vergeltungstrieb mit d<un .Sauftrieb (.S. 71} zu ver- 
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gleichen, einen Binnlichen Trieb mit einem idealen, Bacchus und 
Themis! Aber, wie gesagt, das sind nur Entgleisungen, und einmal 
(S. 76, 3, 14) fühlt Verfasser selbst, dass er Kant und Hegel usw. viel 
näher steht als allen sogen. Realisten, Nihilisten u. dergl. „Rechts¬ 
ausgleich“ ist doch nur ein anderer, vielleicht etwas besserer Aus¬ 
druck als Sühne, Vergeltung. Verfasser tadelt Luthardts Aeusserung 
(S. 82) und sagt doch ganz genau dasselbe. Zweck der Strafe ist 
ihm Zucht des Rechtsbrechers, darin liegt der Rechtsausgleich. Das 
kommt auf dasselbe hinaus, was alle vernünftigen Vertreter von Not¬ 
wendigkeitstheorien sagen. Dass Vergeltung, Rechtsausgleich nicht 
in realer Weise (82, 270) stattfinden kann, bezweifelt doch Niemand — 
vergl. Kants Aussprüche über „Talion“ und Welckers Theorie des 
„idealen Schadensersatzes“ — ebensowenig, dass die Vergeltung im 
religiösen Sinne einem höheren Richter Vorbehalten bleibt (Krohnes, 
Motto zu seiner Gefängniskuude!) So besteht eben viel mehr Einig¬ 
keit in bezug auf die Strafrechtstheorien, als man gemeinhin glaubt, 
und mancher Streit dreht sich um Worte und wirkt verwirrend. Der 
„Begriff“ der Strafe bleibt eben malum passionis pro malo actionis — 
jf>rof Ob ich das Sühne, Genugtuung, Reaktion, Negation der Negation 
des Rechts, Rechtsausgleich nenne, ist ziemlich gleichgiltig — alle 
Zucht, Abschreckung usw. ohne jenes Moment der „Ausgleichung“ ist 
eben nicht Strafe — der „Begriff“ windet sich und wandelt sich unter 
der Hand dann in den der „Niclitstrafe“, und uns will scheinen, dass 
Verfasser trotz allem dem Philosophen Laas (Viertelj, Ztschr. f. Philo¬ 
sophie v. Avenarius Bd. V S, 137 ff.) mit seiner humanisierten, ethi- 
sierten, rationalisierten Rache nicht so fern steht. Im Strafvollzug 
aber kommen die verschiedenen Zwecke zum Ausdruck und zur 
Berücksichtigung. 

So mag in der Auffassungs- und Ausdrucksweise des Verfassers 
ein Fortschritt erkannt werden. Ihm ist die Strafe, die im christlichen 
Sinne humanisierte und ethisierte Vergeltung — das ist sein Rechts¬ 
ausgleich durch Zucht, Denn unter Zucht versteht er auch Selbst¬ 
zucht. Er stellt die Strafrechtsrefoi'm in das Licht des Christentums. 
Antike Philosophie und der rohe wie der moderne Determinismus 
wollen von aussen auf die Moral einwirken, — das Christentum will 
von innen nach aussen dringend zentrale Erneuerung. Der mittel¬ 
alterlichen Werkgerechtigkeit konnten ausgesuchte Quälereien des 
Verbrechers zweckgcmäss erscheinen; das evangelische Christentum 
fordert Anerkennung auch der menschlichen Würde des Verbrechers. 

Ist doch jeder ein „verborgener“ Verbrecher, was J. statt Lombrosos “ 
„geborener“ Verbreclier (S. 11) vorschlägt. In sehr idealer Weise 
schildert schliesslich Verfasser die höchsten Zwecke des Strafvollzugs: 
di(‘ „Selbstbefreiung“ des Gefangenen durch Busse und Glaube, die 
Offenbarung der Liebe Gottes in der Strafe, die Botschaft von der 
Erlösung des Sünders. Ohne diese christliche Lehre ist alle Rechts¬ 
theorie schal und hinfällig (285) und „Väter der Verbrecher“ müssen 
auch die jenigen „Gelehrten“ genannt werden (die sogar auf Hochschul¬ 
sitzen thronen), die mit pliilosophischen Weltanschauungen die Religion 
aus den Angeln zu heben suchen, ohne zu wissen, was sie au deren 
Stelle setzen sollen. Für das Gefängniswesen nehmen wir die Korker¬ 
inschrift, die des Verfassers Schlusswort ist, an: „Introite! nam et hic — 

/ratres nostri srint". ln der Grundlage des Bau’s aber bleibe der 
.Spruch : ,./ust/t/a fundaineiitunt regnoritm''' . Soust ist es mit dem Rechts- 
slaat vorbei und an seine Stelle tritt der Psychiater- oder Polizisten-, 
vielleicht auch der Juristenstaat. v. Kirchenheim. 
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Zui* Strafrechts- und Strafvollzugs-Reforin. 

Der Strafanstaltägeistiiche hat ein Amt, vielleicht interessanter 
wie viele andere, sicher aber auch so kompliziert und dämm so 
scliwierig wie wenig andere. Seiner Anstellung nach hätte er seine 
Pflicht erfüllt, wenn er seinen Sträflingen nach Vermögen geistlichen 
Trost und Belehrung aus Gottes Wort spendete. Aber wie wenig ist 
damit im Grunde getan! Schon bei jeder Aufnahme eines neuen Sträf- 
ling.s drängen sich ihm weitere Pflichten auf. Er muss die Straf¬ 
akten studieren, um ein Bild von dem psychologischen und ethischen 
Milieu zu gewinnen, aus dem heraus der Rechtsbruch geschehen, 
und sieht sich genötigt, wenigstens mit den Grundzügen der Rccht- 
.sprechung sich vertraut zu machen. Dann vergleicht er die An¬ 
gaben der Akten mit den Angaben, die der Sträfling beim ersten 
Hesucli seinem Beichtvater selbst macht, findet natürlich tausend 
Widersprüche, sucht in das sonderbare Ding, das sich Verbrecherseele 
nennt, näher einzudringen und wird Kriminalpsychologe. Der 
Geistliche ist im allgemeinen die einzige Vertrauensperson, an die sich 
der Sträfling in persönlichen und familiären Nöten und Wünschen 
wenden kann; in der Tat wird er mit Bitten um Hülfe für die An¬ 
gehörigen, für den Häftling selbst bei seiner Entlassung geradezu 
überlaufen und sieht sich mitten in den Kreis der charitativen Be- 
w'egung gestellt, die sich Gefangenenfürsorge nennt. Für den 
Schulunterricht und die Fortbildung sind zwar besohdere Lehrer an- 
gcstellt; alter die ganze Art des Zusammenwirkens der höheren Be¬ 
amten an einer Strafanstalt bedingt schon, dass der Geistliche sich 
auch mit diesem T<“il der ethi.schen Gefangenenpflege befasst, zumal 
ihm meist das Büchereiwesen überantwortet ist, und so wird er auf 
<las pädagogische Gebiet hingedrängt. Des weiteren hat der 
Geistliche an den Beratungen über die Organisation des Gefängnisse.s 
tfilzunehmen ; er hat als Konferenzbeamter Stimme, wenn es sich 
um vorzeitige Entlassung, Begnadigung, Polizeiaufsicht, Ueberweisung 
an die Eandespolizei usw'. handelt und bei hundert anderen kriminal¬ 
politischen Fragen: er hat ev. Gutachten an das Ministerium abzu- 
g’el)!“!!: je länger er an einem Gefängnis tätig ist, desto mehr drängt 
.»ich ihm die Frage auf, ob denn wirklich diese Anstalt geeignet ist, 
den .Strafzw<‘ck zu erreichen — es gilt, mit der Kriminologie sich 
näher zu befassen, tim womöglich dieser Wissenschaft durch die 
praktischen kriminellen Erfahrungen, die der Geistliche wie wenig 
amler»' macht, |)Ositives Material an die tland zu geben. 

Es war diese Vielseitigkeit meines Berufs, die mir d(ii Mut 
• •inflösste, mein eb<*n bei Dörffling & Franke in Leipzig er¬ 
schienenes Buch ,,l{«M*litsbruch und UoelitNUiisgleich in der 
Strafjiisitz. Stu<li<‘n zu Beformfragen in der Kriminologie“ 
.S. M",, broch. ö M-, g(‘b. b M.) zu schreiben. Denn natürlich wusste 
ich sehr wohl, dass ich üb»‘r viele Proi)lenu* mich verbreiteil musste, 
bei deiiii Behandlung ich mich nur auf wemn auch noch so intiiisive, 
so doch „dileitantische .Studieii“ stützen konnte. Dass ich dabei 
namentlich bei .luristeii manclieidei Anstoss erregen weuel«', war mir 
siibstvei-ständlich vor alhiii klar. Aber ich will mir Belehi ungeii, 
Einwände», Korrekturen, j.a selbst Anfeindungen gerne gefalhii lassem, 
wemn ich mir in e'twa elem e i n e* n Zweck erreiche. Meine mehr als 
ITJährige» AnUstätiglveit al» StrafanstaItsse*eisorger hat mich immer 
iiniir ilie UMgehemre Wichtigkeit einer Keform de*s Strafvollzugs für 
elie g.iiize* ethische Entwicklung tuisei'cs \olkcs erkemnon lasse>n. 

l:’.ditcr fiii- G'.:Xi II. 



Trotz diesem Gewicht geht aber nicht nur die breite Masse, sondern 
auch der Durchschnittsgebildete oder, der sich so nennt, im allge¬ 
meinen an keiner Frage so leichten Herzens und so oberflächlich 
vorüber wie an dieser. Das Motiv ist teils eine philiströse Scheu 
vor allem, was Gefängnis heisst, teils Mangel an instruierender 
Literatur für die gebildeten Kreise unseres Volkes. Zwar ist der 
deutsche Büchermarkt gerade in der letzten Zeit mit „Bildern atis 
dem Gefängnis wesen“ und wie die romanhaften Darstellungen aus 
dem Leben der Sträflinge von mehr oder weniger unberufener Seite 
und von mehr oder weniger tendenziösem Zuschnitt sonst heissen, 
geradezu überschwemmt worden. Mögen immerhin diese sensationellen 
Emanationen insofern einiges Gute wirken, als sie das Gewissen der 
Gesellschaft für ihre Pflichten gegenüber den aus ihrer Gemeinschaft 
Ausgestossenen schärfen ohne positive Kenntnis von der Wirklichkeit, 
von dem, was bisher an Reformen geleistet und von dem Streit der 
Parteien, wie diese Reformen fortzuführen, bleibt der Gesamteffekt 
der Reklame doch natürlich der, dass man sich vielleicht vorüber¬ 
gehend über „schreiendes Unrecht“ aufregt, am Biertisch raisoniert, 
nach einiger Zeit aber die Frage zu dem Trümmerhaufen von altem 
Eisen wirft, wo so viele gute Gedanken und Absichten ruhen. Ich 
glaubte also, dass der Strafanstaltsgeistliche, kraft seiner vielseitigen 
Beschäftigung mit allen kriminellen Fragen und kraft seiner objektiven 
Kenntnisse, am. ehesten befähigt sei, jene Lücke auszufüllen und 
eine allgemein verständliche, panegj'rische Darstelluns der Zustände 
im Gefängniswesen selbst wie vom Stand der Reformfrage zu geben. 

Daneben leitete mich bei der Veröffentlichung des Buches ein 
anderes, wie ich glaubte, nicht weniger zeitgemässes Motiv. Wir 
stehen am Vorabend einer Strafprozessreform, der eine Reform des 
Strafrechts in absehbarer Zeit folgen dürfte. Ob ich mit meiner Be¬ 
hauptung recht habe, dass das Schwergewicht einer fortschrittlichen 
Entwicklung des gesamten Strafwesens bei der Reform des Straf¬ 
vollzugs liegt, überlasse ich der Kritik zu entscheiden; jedenfalls 
wird mir jeder unbefangen Denkende und weit Blickende darin ri*cht 
geben, dass die Reform des Strafrechts, des Strafprozesses und des 
Strafvollzugs nur dann wirklich segensreich wirken wird, wenn sie 
einheitlich und organisch und auf gleiche Ziele hin in 
Angriff genommen tind durchgeführt wird. Auf diesen Zusammen¬ 
hang hinzuweisen: daran lag mir vor allem, und daraus erklärt sich 
die Anlage des Buches mit seiner breiten Basis, die in etwa den 
Umriss von Grundmauern darslellen soll, auf denen ein geschlossenes 
Gebäude der Strafjustizpflege aufgeführt werden könnte, statt dass, 
wie bisher, Strafrecht und Strafvollziig oft ihren ethischen Tendenzen 
nach in diametralem Widerspruch stehen. 

Das Prinzip und der Wille des Strafrechts scheint mir zu .sein, 
für jeden Bruch des Rechts, das vom ethischen Volksempfinden ge¬ 
bildet worden ist und das vom Staat .aufrecht erhalten wird, einen 
Hechtsausgleich zu finden. Das naive und zugleich brutale Denken 
kulturroher Völker löste dies Problem sehr einfach dahin, dass dem 
Reclitsbrecher für jeden jdiysischen Schaden, den er einem anderen 
zugefügt, ein gleicher Schaden vergolten wurde — Auge um Auge. 
Zaiin um Zahn! Die. fortschrittliche kulturelle Entwicklung hat das 
Prinzip des Uechtsausgleichs in merkwürdiger Weise umgeformt. r>er 
N'ergeltungsgedaiike blieb zwar nach wie. vor ethisches Fundament 
der Strafjustiz; aller praktisch lief Strafspruch und Strafvollzug 
immer mehr einzig auf den Schutzzweck hinaus. Die Gesellschaft 
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sollte vor weiterem Schaden durch den Rechtsbrecher gesichert werden 
— also sperrte man ihn möglichst lange ein. Ob damit eine Ethisierung 
des Strabechts gegeben, kann bezweifelt werden; dass eine Besserung 
in der Kriminalität dadurch herbeigeführt worden, muss nach den 
Erfahrungen absolut verneint werden. Das jtis talionis wollte bessern 
diirch Abschreckung; das Schutzsystem verlor den Besserungszweck 
überhaiipt aus den Augen, pferchte, um dem Staat, wie man meinte, 
möglichst wenig Kosten zu machen, die Sträflinge in Anstalten zu¬ 
sammen, wo der eine vom andern alle Schlechtigkeit lernte, die er 
selbst noch nicht wusste, und das Ende war, dass die Gefängnisse zu 
Hochschulen des Verbrechertums wurden, die in regelmässigen Inter¬ 
vallen Individuen auf die Menschheit wieder losliesen, angefüllt mit 
allen Kenntnissen eines Berufsverbrechers. Es entstand die Legende 
von der Unverbesserlichkeit des Verbrechers in derselben Zeit, wo 
man alles und jedes getan, um auf seine Depravation hinzuarbeiten. 
Wie sehr dieses Vorurteil die Gemüter noch heute gefangen nimmt, 
zeigt sich darin, dass selbst ein gross und unabhängig denkender 
Mann, wie der berühmte Berliner Strafrechtslehrer Geheimrat von 
Liszt an einer höchst willkürlichen Unterscheidung zwischen „un¬ 
verbesserlichen Zustandsverbrechern“ und „verbesserlichen Gelegen¬ 
heitsverbrechern“ festhält und dass ihm für erstere Kategorie kaum 
ein Strafmittel hart genug erscheint, mag es selbst upmittelbar an 
Quälerei grenzen. 

Ich liabe mich bemüht, etwas zur Zerstörung jener Legende 
beizutragen und zugleich darzutun, dass der eigentliche Rechtsaus¬ 
gleich nur in der Besserung des Sträflings gefunden werden kann. 
Das heisst, ideal gedacht: es muss erstrebt werden, auf den Rechts¬ 
brecher pädagogisch so einzuwirken, dass er bei seiner Entlassung 
willens und imstande ist, ein nützliches Mitglied der Gesellschaft zu 
werden und auf diese Weise wieder gut zu machen, was er früher 
an ihr gesündigt. Ich habe in meinem Buche versucht, die Richtigkeit 
und Durchführbarkeit dieses Prinzips nachzxiweisen, indem ich 'zu¬ 
nächst den Rechtsbruch nach psychologischen, ethischen und sozialen 
Motiven würdigte. leb habe weiterhin, hauptsächlich gestützt auf 
meine reichen persönlichen Erfahrungen, die Labilität der kriminal- 
politischen Unterscheidungen von gewerbsmässigen und nicht ge¬ 
werbsmässigen, verbesserlichen und unverbesserlichen Zustands- und 
Gelegenheitsverbrechern usw. aufzuweisen mich bemüht. Des ferneren 
legte ich dar, inwieweit die heutigen Strafmittel dem Besserxings- 
zweck sich anpassen und wie sic nach dieser Richtung hin vielleicht 
gen'chter und rationeller gestaltet wx^rden könnten. Dass ich den 
Strafvollzug und alles, was mittelbar oder unmittelbar mit ihm zu- 
saminenhängt — Zwangs- und Fürsorgeerziehung Minderjähriger, 
Arbeitshäuser, Schutzfürsorge usw. — besonders eingehend behandelt, 
wird man angesichts meiner Stellung selbstverständlich fin<l(“n. Und 
ebenso natürlich dürfte es erscheinen, dass ich schliesslich als Straf¬ 
anstalts-Gei s 11 i c h e r Gewicht darauf legte, darzntnn, dass nur ein 
humaner Strafvollzug, gericlitet auf Besserung des Rechtsverbrechers, 
und <lie, Preisgalte des Pliarisäismus mit seiner gesellschaftlichen 
Acebtung des N ernrteilten mit der Ktbik des Christentums vereinbar 
ist, an deren .'stelle war doch einstweilen, trotz alhun Jagen nach 
einer „neuen Ethik“, nichts Höb(*res zu setzen haben. 

A m borg. Jlr. Johannes Jae^er, Strafanstaltspfarrer. 
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Zur Rriminalstatistik in Südosteuropa. 

Von Professor von Kirchenheim in Heidelberg. 

Hertz, Dr. Hugo, Privatdozent in Brünn. Verbrechen und 
Verbrecherttim in Oesterreich. Kritische Untersuchungen 
über Zusammenhänge von Wissenschaft und Verbrechen. XI. 320 S. 
Tübingen, Laupp 1908. M. 6.60. 

W a d 1 e r, Dr. Arnold (Assistent a. statist. Seminar d. Univ. 
München). DieVerbrechensbewegungimöstlichenEuropa. 
I. Bd. Die Kriminalität der Balkanländer. Ein Beitrag zur inter¬ 
nationalen Verbrecherkunde u. der Methode z. Kriminalstatistik. Mit 
107 Tabellen und 12 Diagrammen 263 S. München 1908 Hans Sachs 
Verlag (D. Schmidt-Bertsch) M. 10.— 

Die Wissenschaft der Statistik — wir halten daran fest, dass 
es eine solche gibt und dass der Wortstreit ob Statistik nur „Methode* 
sei, wenig Wert hat — die statistische Wissenschaft also ist durch 
die beiden vorliegenden Werke bereichert worden. Das eine, Wadler, 
erweitert das Beobachtungsfeld und erschliesst Gebiete, die bisher 
wenig bearbeitet waren; das andere, Herz, vertieft die Kritik womit 
nicht gesagt sein soll, dass dieses nicht auch neuen Stoff und jenes 
nicht auch neue Gesichtspunkte bietet. Beides sind wirklich 
statistische Arbeiten, daher besonders wertvoll auch neben jenen 
allgemeinen Erörterungen über „Ursachen der Verbrechen“ wie sie 
z. B. Kan vor einigen Jahren lieferte (vergl. Z. Bl. f. R. W. 
XXIII, S. 368). 

Von Werken derart vermag man schwer ein Bild zu geben, 
ohne selbst breit zu werden. Der Statistiker bietet in jeder Tabelle, 
auf jeder Seite soviel, dass man das nicht mit wenig Worten 
■wiedergeben kann. Und gegenüber der Macht der Redensarten 
in tinserer Zeit gibt es kein besseres Mittel als die Sprache 
der Tatsachen. Freilich hat die statistische Sprache gewisser- 
massen Aehnlichkeit mit den semitischen Sprachen: die Zahlen sind 
Konsonanten und es müssen durch die Erörterungen die richtigen 
Vokale eingesetzt werden. An dieser Stelle bleibt nichts übrig, als 
einiges allgemeine und besondere herauszugreifen. 

Das Buch von Hertz besteht aus Abhandlungen, die zum Teil 
schon in Zeitschriften (in denen von Gross, Aschaffenburg, Köhler) 
erschienen waren, ja daher auch schon kritisiert sind (von Hoegel!). 
Die Arbeit ist aber durchaus einheitlich gedacht und ihre Ergebnis.se 
sind in ausführlichen Leitsätzen am Schlüsse niedergelegt. Es wird 
zunächst nur den wirtschaftlichen Ur.sachen der Verbrechen, 
den allgemein tind individuell wirtschaftlichen, in den einzelnen 
ö'terreicliischen Kronländern nachgespürt, ein besonderes Kapitel 
ist Zige.umnn und .luden gewidmet. Die Kriminalitätsbewegung zeigt 
Zunahme der Täuschungsdelikte, Abnahme der roheren Formen 
rDiehstalil): )iur diese letzten sind von den Lebensmittel preisen ab¬ 
hängig. Das rückfällige Verbia'chertum zeigt in Oesterreich be¬ 
ständige Al)nahme. Zwei Betrachtungen sind bei H. eigenartig und 
be:uht(‘nswert. In einem Ka|»itel, .S. 194 ff., wird die Technik de.s 
veibia'cherischen Handelns iintersucht. Manches Interessante wird 
hier aus den Akten der AViener Polizeidirektion, z. B. S. 231 ff über 
Bandenwesen usw. mitgeteilt; aber das Hauptverdienst bleibt der 
A ersuch, die antisoziale utid unproduktive Gaunerarbeit zu kenn¬ 
zeichnen und zu grujipieren. Da ergibt sich für die grosse Masse — 
natürlich abgesehen von grosstädtischen Ausnahmen — dass trotz 
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aller „Schläue“ „Raffinement“ u. deryl. das Verbrechertum geringe 
Intelligenz zeigt, wenig differenzierte Werkzeuge usw. Die Technik 
des Verbrechens zeigt Primitivität der Werkzeuge und geringe Origi¬ 
nalität der Begehungsweise: selbst von den Einbrechern haben nur 
12—14®/o technisch vollkonmiene Einbruchswerkzeuge. Die italienische 
Statistik stellt bei Verbrechen gegen Leben und Person die Werk¬ 
zeuge fest (18H0 : 27,62, 1889 :30,08 Feuerwaffen). Eine andere Be¬ 
trachtung: die wirtschaftlichen Wirkungen der Verbrechen. Hier 
gibt Verf. äusserst lehrreiche Berechnungen, die den Ansatz für 
weitere Untersuchungen in dieser Richtung bilden können. Er sucht 
den durch das Verbrechen verursachten Schaden zahlenmilssig fest¬ 
zustellen, zunächst vom Landgerichtsbezirk Brünn ausgehend. Bei 
d<*n A'erbrechen gegen die Person sind der Wert der vernichteten 
Menschenleben, die Beeinträchtigung der Arbeitskraft, die Heilkosten, 
bei den xinniiltelbar Güter vernichtenden Vergehen, Brandschäden, 
Gesamtschaden der Sachbeschädigungen und der Wertaneignungeu 
zu berechnen. Für den erwähnten Bezirk ergibt dies 1123 Kronen 
auf 1000 Einwohner, was für ganz Oesterreich einen Schaden von 
etwa 27 Millionen Kronen ausiiiachen würde, d. h. 0,84 \ des ge- 
sainien Volkseinkommens. Das ist nicht zu hoch veranschlagt; dabei 
ergibt sieh einmal, dass die Notlage in der das Verbrechen begangen 
wiinl. meist keine zwing’ende ist und sodann, dass die meisten Opfer 
d»“r Verbrechen nicht in den höheren Kreisen, sondern mehr in den 
dem Besitz nach den Verbrechern näherstehenden Kreisen der Klein- 
bürgeu’ usw. zu suchen sind. Man sollte diese Untersuchungen weiter 
führen, dann w’ürde, sich mehr und mehr zeigen, welch antiökono- 
nii>che Ucbcdtat das Verbrechen ist. Und diese sprechenden Zahlen 
würdtMi vielleicht mal die Gesetzgeber überzeugen, dass die Bereit¬ 
stellung der Mittel für den Kampf gegen das \>.rbrechertum volks¬ 
wirtschaftlich ganz besonders nutzbringend .sind. Solche Beweisgründe 
wirktm ja oft mehr als die „F.thik“ der „Theoretiker“. Jedenfalls ist 
di<“ser Teil von H’s. Werk sehr wertvoll und es kann viel daratis 
gelernt werden. 

Nicht minder lehrreich ist die Schrift Wadl(*r.s, der übrigens 
auch (.S. 39) betont, wie wünschenswert es wäre, die gesamte! durch 
das Verbrechertum bew'irkte Destruktion der nationalen Produktion 
gegenüber- und festzustellen. Die Schrift Wadlers ist dem altbe¬ 
währten .Statistiker G. von Mayr gewidmet, dessen „Gesetzmässigkeit“ 
vor .■>(» .Jahreti erschien, und bezeichnet sich als I. Band — dt*r II. Band 
soll Bussland behandeln. Das ist ein eigenartigens Unternehmen. Die 
Balkanlämler, in denen die Wic'ge Juslinians .stand, haben schon im 
4. christlichen Jahrluimlert eine besondere Kriminalität gezeigt: Zeug'- 
nis dafür der Codex Theodosianus und die zahlreiclnm Kaiserkon- 
stitutinneu gegen tiie in das Kümerreich eindi ingenden Räuberbanden 
barbariscln r Völker. AV. verarbeitet nun zum erstenmal <ias zer¬ 
streute und entlegene Material; Imuptsächlich sind Serbien, Rumänien, 
Bosnien - Herzegow ina, <4riech(‘nlaml, sodann Bulgarien, dies auf 
(iriind der vom .]ustizmini^t(‘l•ium handschriftlich zur Verfügung ge¬ 
stellten Daten, vergleichsweise Kroatien, .Slavonien. Dalmatien, weniger 
Montenegro, gar nicht die Fürkei, die keine Kriminalsiatistik besitzt, 
berücksichtigt. D;is Ge>amtergtd)nis ist etw'a: die geschichtliche Ent¬ 
wicklung der B.alkaniänder, besonders das Bamiitentum, verleihen 
dem \ »‘rbrecherlum dieser Länder tiuch in der Cegenw'art ein eigen¬ 
tümliches tiepräg«*. In .Serl)ien offenbart sich ilas Wirken der 
Heiduken in auffallend hohen Brtindstiftungsziffern. *Mle diese Ländm* 



zeigen infolge nationaler Momente, besonders durch das auch jetzt 
noch wuchernde Räuberunwesen ein Vorwiegen der Tötung. Gewalt¬ 
tätigkeiten stehen an erster Stelle. Die ganze Kriminalität der 
Balkanländer ist mehr ju'imär, „atavistisch“ (nach Sighele, Lombrose), 
besonders wenn man Siedelungsverhältnisse in Betracht zieht: die 
ländliche „Verfehligkeit“, wie W. sagt, zeigt mehr Brutalität, Leiden¬ 
schaft, die städtische mehi List und Ueberlegung. Die Studt zeigt 
„ev’olutive Kriminalität“, dort Totschlag, hier Mord überwiegend. 
Unverkennbar ist der Einfluss der wirtschaftlichen Verhältnisse sowohl 
regelmässig die Schwankungen der Maispreise wie besonders der 
Einfluss der Wirtschaftskrisen — in Serbien erreichen die Ziffern im 
Krisenjahr 189.5 eine Höhe, die gegen die Vorjahre bis gegen 8G, 
ja 94 % Zunahme zeigt. Unter den persönlichen Verhältnissen ist die 
Beteiligung der Frauen sehr eigentümlich, es ist die geringste, die bisher 
in Europa angetroffen. In der Bevölkerung schon ist in Südost¬ 
europa ein Ueberschuss von Männern bis zu 107 auf 1000. In den 
Städten haben die Frauen einen beinahe doppelt so grossen Anteil 
am Verbrechen wie auf dem Lande: für sie fällt der Hochstand in 
die Monate August, Juli, Mai; bei den Männern in die kalte Jahres¬ 
zeit. Gewohnheitsverbrecherinnen fehlen fast ganz, von allen in 1905 
verurteilten Frauen war nur eine vorbestraft. Noch manche andere 
Einzelheiten könnten aus den sehr reichhaltigen 107 Tabellen erwähnt 
werden: Tabelle XVIIa zeigt den Prozentsatz der Zigeuner, auffällig 
ist an anderer Stelle der sehr geringe Prozentsatz der Sexualdelikte, 
was den frühzeitigen Eheschliessungen zugeschrieben wird. Auf die 
Schulbildung als statistisches Moment will Verfasser keinen so grossen 
Wert legen. Man sieht schon, dass das Werk nicht nur durch die 
örtliche Ausdehnung des statistischen Arbeitsfeldes wertvoll ist, 
sondern auch allgemein Bedeutsames enthält. Natürlich sind zu den 
allgemeinen Ansichten auch hie und da, aber doch nur selten, Frage¬ 
zeichen zu machen, so ist z. B. S. 184 Stursberg nicht ohne weiteres 
widerlegt und die Bemerkung S. 186 über Nichterfassbarkeit der Be¬ 
ziehungen zwischen Konfession und Kriminalität ist mindestens nicht 
klar: dass Religiosität durch Statistik, Massenforschung nicht erfassbar, 
ist selbstverstäiidiich, „Konfession“ aber ist eine statistische Tatsache, 
selbständig neben Rasse usw. Formell ist ein Fehler des Druckes, 
der neuerdings häufiger zu erwähnen: der Sperrdnick; er ist falsch 
tmd störend für mehr als einige Worte. 

Die Einteilung des Werkes ist folgende: Teil I untersucht die 
objektiven Momente der Verfehligkeit, a. Rechtspflege (Strafrecht. 
Ergriffene und Nichtergriffene. Verurteilung und Freisprechttng). 
b. Charakter der Kriminalität (Arten, Rückfälligkeit), c. Allgemeine 
Beziehungen (Lebensinittelpreise, Krisen, Jahreszeiten); Teil II die 
subjektiven Momente a. die biologischen, Geschlecht, Alter, Volks¬ 
tum; b. die sozialen Momente, Zivilstand, Beruf, Wohnort, Vermögens- 
staiul, Schulung, Bekenntnis. Seine zusammenfassenden Schluss¬ 
betrachtungen lässt Verf. in dem Wunsche ausklingen, es möge die 
Kriminalstatislik, diese „ureigentliche Lehre vom Verbrechen“ ini 
juristischen Lehr])Ian ihren gebührenden Platz finden. Noch wichtiger 
freilich ist die für den Gesetzgeber, denn sie allein wirft „Licht in 
das Dunkel des Verbrechens und die hier wirkenden Gesetze“. Be¬ 
sonders wünschenswert ist, und diesem Wunsche muss man zustimmen, 
eine grössere 1 bfbnenziernng' und das Streben nach einer Formel, 
die es (‘rmöglicht, selbst di(‘ Verbrechensbewegung verschiedener 
IB'chtsgebiete zu messen — die Hindernisse sind nicht so gross — 
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sowie bei der amtlichen Bearbeitung' der Bevölkerungsstatistik von 
vonihen*in eine grössere Rücksichtnahme auf kriminalistische Momente 
(Strafmündig’keit usw.). 


Knapp, Dr. Hermann: Da» Gefängnis^veaen Alt-Würz- 
burga (S. 6P6 ff. aus: Die Zenten des Hochstifts Würzburg Band II: 
Das Alt-Würzburger Gerichtswesen uud Strafrecht.) Berlin (J. Gutten- 
tag) 1907. 

In einer Zeitschrift für Gefängniswesen darf die vorliegende 
Schrift nicht übergangen werden. Sie stellt einen erweiterten Ab¬ 
druck der in Goltdamniers Archiv Jahrg. 48 S. 229 ff. (1901) veröffent¬ 
lichten Abhandlung: „Altwürzburger Gefängniswesen“ dar und ist 
in. W. die erste und einzige Abhandlung, welche auf Grund ein¬ 
gehender, gewissenhafter, persönlicher Forschung die Geschichte der 
alten Detentionsräume eines bestiinniten Territoriums wiedergibt 
und sich nicht mit der einfachen Bemerkung begnügt, dass die Ge¬ 
fängnisse der früheren Jahrhunderte in argen Verliessen, in Tünnen 
der Stadtmauern und Kelh'rn der Rathäuser bestanden. Zum Ver¬ 
ständnis der Schrift sei bemerkt, dass im älteren Sprachgebrauch 
Gefängnis nicht den Komplex, das Gebäude bedeutete, sondern gleich¬ 
bedeutend war mit dem lateinischen carcer, also das Haftlokal, den 
i'iiizelnen Detentionsrauin bezeichnete (s. Zeitschrift f. d. ges. Straf- 
recht.''Wissenschaft Band 26 S. 3). 

Bekanntlich hiess man oft in älterer Zeit das Gefängnis: das 
Stockhaus. Verfa.sser, Archivrat in München, weisst in überaus in- 
teres.santer Weise nach, wie diese Bezeichnung ihren Ursprung her- 
leittUe aus einer Zeit, da es einen allgemein als Haftraum dienenden 
Ort ül)erliau|it lutch nicht gab, sondern wo der Beklagte (selbst¬ 
verständlich im zivil- und strafrecliMiclnui Sinne) von dem Kläger 
vor (iericht an einen .Stock, di-r ständig dastand, gebunden wurde — 
ein Verfahren, das allmählich zur Formalität wurde. Geschildert Avird 
dann wie nach uinl nach gewisse Lokale zu Hafträumen ausersehen 
und bestimmt Avurden und wie sich mehrere Gerichtsobrigkeiten, 
denn ihnen stand es zu, die Gefangenen zu veiAvahreu, zusammen¬ 
taten. um gemeinsam einen Detention.sraum zu bauen und zu unter- 
haltit). 

Die Enstehung der einzelnem Gefängnisse: de:s Zentturm, Panzim- 
tunn. Taubenturm, Gidgenturm (f. Weiber), der äusseren und der 
tiefen Katharin im Rathaus, des Turms auf d»*m Fraueuberg, des 
Randersacken'er Turm, des Lochs im Grafi'U Eckart, des .Strafturm usw., 
ihr Bestehen und Niedergang im 14., 1.')., 16., 17. und 18. Jahrhundert 
wird iK'M'hrieben. 

N.ach .Sfiiilderung der älteren städtischeu Gefängnisse zeigt 
Verfa'-'.er, AA’elche Anforderungen inan an die GefangeneiiAvürter 
{St((ckniei>ler, Siraftürmeri stellte. 

ln dem zweiten Teile der Arbeit geht Viufasser auf tlit: l)eiden 
grossen Anstalten ein, AAelcln^ bereits Gefangenenanstalten eher in 
unserem .Sinm* siinl: das Zuchthaus (ircb.iut A’on lt‘).'s6—1691) uuil das 
Arbeitshaus, eingerichtet 178(;. Wir sehen auch hier genau dieselbe 
Entwickelung wie ül>erall in Deutschland: Ausgang des 17. Jahr¬ 
hunderts Erbauung Aon Zucht - d. h. Erziehnngshäusern und zAvar 
nicht für schwer«“ \ «‘rbre«“her, soiulern ausschliesslich für Knab«“n 
und Mädch«*n, Gesiinh“!. B«“ttler, ungtdreue 1 )ien.stboten, Avelche sämt¬ 
lich zu Zucht tiurch (.lewThnung an .Xrbeit, zumeist TucliAvt'berei, 
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gebracht M’^erden sollten; dann, nachdem Verbrecher in die Zucht¬ 
häuser eingeliefert wurden, die Entstehung der Arbeitshäuser in 
unserem Sinne (s. auch hiezu Zeitschrift f. d, ges. Strafr.-Wissenschaft 
Bd. 26 S. 2 u. 3). Auf die ausführlichen Angaben des Verfassers 
über das Aeussere und Innere dieser Anstalten, auf die Behandlung, 
Beschäftigung, Bekleidung, Beköstigung der Insassen kann hier nicht 
näher eingegangen werden. Allen Lesern dieser Zeitschrift kann die 
wertvolle historische Arbeit warm empfohlen werden. Im Anhang 
(S. 894—899) ist die Würzburger Zuchthausordnung vom 20. Mai 1787 
abgedruckt. Assessor Dr. Rosenfthi. 


Das Schwurgericht von J. Feddersen nebst Instruktion 
für den Gerichtsschreiberdienst in Schwurgerichtssitzungen. Berlin. 
0. Liebiuann. 244 S. M. 5.— 

Der Verfasser macht in der Einleitung kein Hehl daraus, da<s 
er kein Freund der Schwurgerichte ist. Er Aveist die Ansicht, als sei 
das schwurgerichtliche Verfahren volkstümlich, mit dem Hinweis zurück, 
dass das Ablehnungsrecht nur in der Theorie eine Grundlage der 
Unparteilichkeit der Geschworenenbank sei, in der Praxis lediglich 
dazu benutzt werde, um jeder Prozesspartei eine ihrer Parteistellung 
gün.stige Geschw'orenenbank zu verschaffen. Er betont, dass die 
Schwiirgerichte auch kein Palladium der Freiheit seien, denn die ge¬ 
wöhnlichen Gerichte seien, frei von der Tendenz die bürgerliclie 
Freiheit zu beeinträchtigen, nur darauf aus dem Rechte Geltung zu 
verschaffen. Wenn hierbei öfter, wie beim schwurgerichtlichen Ver¬ 
fahren, der Schuldige wirklich bestraft Averde, so sei das kein Nach¬ 
teil, denn in einem gesunden Staatsleben gebühre nur der Freiheit, 
welche die Rechtsordnung nicht verletzt, sondern respektiert, ein 
Palladium. Endlich wird darauf hingcAviesen, dass das schAvurgericht- 
liche Verfahren so sehr mit Formalitäten überhäuft sei und so sehr 
auf authentischer Interjn-etation und Gerichtsgebrauch, mithin auf 
.Juristenrechte beruhe, dass es nie und nimmer als ein volkstümliches 
erachtet Averden könne. Ueber diese Schwierigkeiten des Verfahrens 
Klarheit zu verschaffen und sie überwinden zu helfen, das ist die 
Tendenz des Buches. Dasselbe erörtert im ersten Teil eingehend 
unter stetem Himveis auf die Gesetzesparaphen und die Reichsgerichts- 
reohtssprechung die V^erbreitungen der Schwurgerichtsverhandlung 
und die Verhandlung selbst; der zweite Teil ist dem schwierigen 
Kapitel der Fragestellung gewidmet und der dritte dem Berichtigungs- 
verlahren. Diesen schiies.st sich dann als Anhang die Instruktitui 
für den Gerichtsschreiberdienst in SchAvurgerichtssitzungen an. 

Wc'iin auch hier an diesem Ort nicht auf die Behandlung der 
einzelnen Abschnitte näher eingegangen werden kann, so ist doch 
zu betomm, dass die einzelnen Ih'agen ungemein giündlich behandelt 
.sind. Trotzdem gibt das Buch ein klares Bild vom Gang des schwur- 
gerichtlichen Verfahrens und Acird deshalb auch dem Fernstehenden, 
der sich nur im allgeineineii darüber orientieren Avill, eine willkommene 
Lektüre sein. 


Die Obsorge für entlassene Strafgefangene im König¬ 
reich Hayern. Von Stral'aiutaltspfarrer Brosius. München li>08. 
Bech'scher Verlag. l'JÖ S. M. 3.— 
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Nirgendwo ist an den verschiedenen Stellen nach verschieden¬ 
artigeren Kezepten gekocht worden, als in der Schutzvereinstätigkeit. 
Daher die Schwierigkeit, .'eine Uebersicht über die tatsächlich an¬ 
gewandten Mittel und ein Urteil über die wirksamste Art des Vor¬ 
gehens zu erhalten. Die Nachteile dieser Erscheinung liegen auf der 
Hand: jeder Verein muss das Lehrgeld der Erfahrung zahlen. Diesen 
Misstand abzuhelfen gibt es nur zwei Mittel, die Zentralisation des 
VereinsWesens und zusammenfassende Publikationen von Grund¬ 
sätzen, Organisationsbestiromungen und gemachten Erfahrungen. 
Letzterem Zweck dient obiges höchst anzuerkennende Buch, das 
überdies noch den von ihm erhofften Erfolg der Beseitigung von Vor¬ 
urteilen in der Gesellschaft, sicher haben wird. Es gibt den Gang der 
Entwickelung des Fürsorgewesens in Bayern, schliesst hieran eine 
für alle in der Schutzfürsorge Arbeitenden sehr wertvolle Uebersicht 
über den jetzigen Stand der bayrischen Obsorgetätigkeit sowie der 
son.stigen deutschen Einrichtungen, und fügt hieran einen dritten, 
„Beurteilung der durch die Vereine geübten Obsorgetätigkeit“ ge¬ 
nannten Teil. Tatsächlich ist letzterer Abschnitt aber eine eingehende 
Abhandlung über die Organisation und die Aufgaben der Schutz¬ 
vereinstätigkeit, die jedem in der Materie Arbeitenden, sei er Ait- 
fänger oder alter Praktiker, sehr willkommen sein wird. Wenn auch 
manehe der daselbst vertretenen Grundsätze noch als diskutier- 
bcdiirftig erscdieinen, wie z. B. die angeratene Zurückhaltung in der 
Zu/.iidiung von Gemeinden als Mitglieder, das Abraten von der Aus¬ 
dehnung der Vereinsfürsorge auf die nur gefährdete Jtigend, die an- 
geldiche seltene Notwi-ndigkeit der Unterstützung* Untersuchungs- 
gefangemn* seit dem Keieh.sgesetz über die Entschädigung für unschuldig 
erlittene Untersuchungshaft etc., so ist doch dieser Abschnitt einer 
der fruchtbringendsten des ganzen, für die Entwicklung des Schutz¬ 
wesens hochbedeiitsanien Buclies. v. E. 


A Schrott, Fürsorgeerziehung Minderjähriger, Gutten- 
tag'sclie Sammlung prcH.ssischer Gesetze. Von dieser bekannten und 
beliebten T<-xlaxisgabe mit Einleitung und Erläuterungen ist die zweite 
Auflag’e erschienen, auf welche unsere Leser aiifmerksam zu machen 
wir nicht unterlassen wollen. 


Der Cleriehtssaal, Zeitschrift für Strafrecht, .Strafproze.ss und 
<lie ergänzenden Diszipliiu'u herausgegeben von Prof. Oetker und 
Prof. Finger. Stuttgart. Ferdinand Enke. Von dieser wertvollen 
Zeitschrift li<*gen <lie Bände 70 u. 71 zur Besprechung vor. Aus der¬ 
selben sind ffdgende unseren Leserkreis besonders interossieren<le 
Aufsätze zu erwähnen: 

Band 70. 1. l>ie ung<“tnein int<'ressante Festrede von Prof. 

f>etker zur Feier des TJ.öjährigen Best(diens der Universität Würz¬ 
burg ülter „Strafe und I.<din“. 

•1. Die \Crständigung der Strafrechtsschulen. Akademische 
Antrittsred«', gehalten am 4. Dezember 1000. \'on Professor J. X a g 1 e r 
in Basel, 

8. DiestrafrechtlieluMi \'erhandlnngen des 2S. deutschen Juristen¬ 
tages zu Kitd vom 0. —18. .September BiOt!. Von Professor .M. Liep- 
mn n n in Kiel. 
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4. Die juristische Natur der korrektionellen Nachhaft. Vou 
Dr. Hugo Groblebeu, Magdeburg. 

Band 71. 1. Verbrechen und Strafe als reale Erscheinungen. 
Von Professor Dr. A. Finger, Halle a. S. 

2. Abolition und bedingte Entlassung. Von A. Mendels¬ 
sohn-Bartholdy, Würzburg. 

3. Die gesetzliche Regelung der Strafzumessung. Von Ober¬ 
staatsanwalt Dr. Hoegel in Wien. 

4. Jugendgerichte. Von Professor Dr. B. Freudenthal, 
Frankfurt a. M. 

5. Untersuchungshaft und bedingte Begnadigung in Bayern. 

6. Hausordnung für die bayerischen Strafanstalten. Von Professor 
Dr. A. Finger, Halle a. S. 


Deutsche Juristenzeitung. Jahrgang 1907. 

Nr. 1 bringt einen Artikel über die „Polizeiaufsicht“ von Prof. 
Dr. W. Mittermaier, Giessen. Hiernach ist die Polizeiaufsicht nicht 
grundsätzlich zu verwerfen. Gerade vom Standpunkt der modernen 
krimiualpolitischen Richtung ist die Polizeiaufsicht an sich notwendig 
gegenüber den bösartigen Gewerbsverbrechern. Die heutige Ge¬ 
staltung ist aber nicht zu billigen. Das schwere Problem der Polizei¬ 
aufsicht ist die Vereinigung von Zwang gegenüber der Schlech¬ 
tigkeit des Menschen und von Hilfe gegenüber seiner Schwäche. 
Die Polizeiaufsicht könnte nur dann Sinn und Wert haben, wenn 
sie eine effektive, dauernde Aufsicht wäre und wenn sie zugleich 
mit der Unterstützung sich organisch verbände. Eine Besserung der 
tatsächlichen Handhabung kann nach Ansicht des Verfassers erreicht 
werden: durch Individualisierung, schonende, diskrete Behandlung, 
durch Verwendung vou Oberbeamten und einzelnen vertrauenswürdigen 
Unterbeamten, durch Beschränkung der Haussuchungen und Aus¬ 
weisungen, die an bestimmte Voraussetzungen zu knüpfen sind, durch 
Heranziehung der Fürsorge vereine insbesondere bei Ausweisungen. 
Eine Gesetzesreforra muss dafür sorgen, dass der Entlassene wieder 
in das freie Leben eingeordnet Avird und wenn dies nicht möglich, 
muss sie Anstalten für ihn vorsehen. Sie muss vor allem Hilfe seitens 
des Staates anordnen und darf erst dann Zwang versehen, nachdem 
sie Hilfe angeboten hat. 

ln Nr. 3 bespricht Oberlandesgerichtsrat Loewenstimm 
Charkoff, das neue russische Strafgesetzbuch unter Hervor- 
lieljung der wesentlichsten Gi’undsätze, die in diesem neuesten Straf¬ 
gesetzhuch zur Durchführung gelangten und die im Hinblick auf die 
deutsche .Strafrechtsreform auch für den deutschen Juristen interessant 
sind. Der Hauptvorwurf, Avelcher diesem neuen Strafgesetzbuch 
gmnacht wird, l)esteht darin, dass in ihm auf die Bestrebungen der 
modernen Strafrechtswissenschaft keine Rücksicht genommen wurde: 
denn die bedingteVerurteilungunddiebedingteEntlassungkennternichb 

In Nr. stellt in einem Artikel „Methoden der Strafzu¬ 
messung“ .Slaatsanwalt und Privatdozent Dr. Klee, Berlin, im 
w<‘seiitlichen felgende ( i rundsätze auf: 1. Die Grundform der Zumessung 
d(‘r .Strafe hleil)t die relativ be.stiminte Strafdrohung: je schwerer das 
1 »elikt, desto enger der dem Richter zu lassende Spielraum nach Art und 
M.iss der Strafe; je leichter, desto weitere Strafrahmen. 2. Eine 
weitere Ausdehnung des richterlichen Ermessens bei Bestimmung der 
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Strafgrösse im Interesse ihrer möglichsten Anpassung an den Grad 
der subjektiven Schuld soll dadurch herbeigeführt werden, dass jede 
Differenzierung der verbrecherischen Tatbestände mit der Wirkung 
verschiedener Strafrahmen entfallen soll, welche nicht oder nicht not¬ 
wendig einem verschiedenen Grad subjektiver Schuld Rechnung trägt. 
3. Die im Interesse einer stärkeren Berückksichtigung der subjektiven 
Seite verlangte Einschränkung des richterlichen Ermessens bei 
Festsetzung der Strafe soll zunächst in der Weise eintreten, dass 
das Gesetz in weiteren Grenzen als bisher bei höherer subjektiver 
Scliuld bezw. grösserer Gefährlichkeit des Täters obligatorisch die 
Strafe schärft. Vor allem ist der bisherige Rückfallsbegriff als 
mechanisch durch den Begriff des gewohnh^eitsmässigen (gewerbs¬ 
mässigen) bezw. zuständlichen Verbrechens, welchem das Deliiiquieren 
aus eingewurzeltem verbrecherischem Hang wesentlich ist, zu ersetzen. 
^'on der Hand zu weisen ist die mit der Schutzaufgabe des Straf¬ 
rechts in Widerspruch stehende obligatorische Strafschärfung im Falle 
einer durch die Tat bewiesenen ehrlosen Gesinnung. 4. Dem Straf¬ 
vollzug gegenüber soll die richterliche Freiheit in der Festsetzung 
der Strafgrösse eingeschränkt werden durch das „unbestimmte Straf¬ 
urteil*^. Ueberall aber, wo der strafende Staat darauf verzichten muss, 
den Verbrecher erzieherisch zu beeinflussen, ist das unbestimmte 
Strafurteil ausgeschlossen. Der Verfasser kommt zu folgender Schluss¬ 
folgerung: Eine einheitliche, nur auf dem Satz der klassischen 
Strafrechtsscliule; „Gegenstand der Strafe ist die Tat“ oder nur auf 
dem Prinzip der modernen Schule: „Der Täter ist zu strafen“ 
beruhende Methode der Strafzumessung lässt sich nicht aufstellen. — 

Die Schäden, die die Berichter.stattung der Presse über Gerichts¬ 
verhandlungen anrichten, finden Erörterung in Nr. 5, Nr. 8, Nr. 12, 
Nr. 16 17. 

ln Nr. 5 kommt Redakteur Otto Grund, Iserlohn, zur selben 
Ansicht wie Staatsanwalt Dr. Wulffen in seinem Aufsatze S. 1231 
lbü6 d. Bl. nämlicli, da.ss nur in besonderen Fällen der Name des 
\'e r u rt e i 1 te n im Gerichtsberichte genannt werden 
soll te, da in den meisten Fällen die Namensnennung grausam, zum 
mindesten überflüssig ist. Der Gerichtsteil einer Zeitung diene nicht 
dem Zwecke, die Klatschsucht zu fördern, sondern habe die höhere 
Aufgabe der Rechtsbelehrung. Insbesondere habe das System der 
Nameii.snennung eine trübe Schattenseite: es verleite zur Korruption 
des .)ournalisIenstand(>s, da die Bestechungsversuche niclit immer 
^ (»n der Hand gewiesen würden. Abhilfe könne nur durch immer 
weiteren Zusammenschluss der anständigen Pres.se geschaffen werden, 
«lurch den auch eine N'ervollkommnung der Gerichtsberichterstattung 
nach der r e c h t > b e 1 e h r e n d e n Seite hin erzielt w'erden könne. — 

IMesen von (iniiid gemacliten Vorschlag <les Zusammensclilusses 
der allstämligcn Presse hält Referendar E. lleinsheimer, Frankfurt, in 
einem .\rtikel „Zur Krage der Berichterstattung in StrafsacheiP in 
No. 12 zur Ib'seitigung d(“r .Misstände nicht für ausreichend. Er 
schlägt vielmehr vor, im Interesse der Angeklagten den Alisatz 2 
des «5 175 (4.-V.-(l. durch folgenden Passus zu ergänzen: „Das Gericht 
kann ferner den anwesenden Pmsonen die Vmöffentlichung des 
•Namens des Angeklagten sowie sonstiger rmstämle, welche die 
Identifizierung ermöglichen, verbiefi-n.“ In No. S hebt .lustizrat Lenz- 
berg. Hannover, in einem Artikel „Rechtspflege und Presse“ die. 
.Schilden hervor, die durch die Gerichtsberichterstattung die Recht.s- 
idlege im allgemeinen erleide, indem die l'nbelangeidieit der bei 
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Strafveihandlungen beteiligten Personen (der Beschuldigten, des 
Laienrichters und der Zeugen) in die Brüche gehe. In Berücksichtigung 
des Prinzips der Unmittelbarkeit der Wahrnehmung, auf dem das 
Verfahren beruht, sollte sich daher füglich jedes Urteils enthalten, 
wer die Strafverhandlung nicht von Anfang bis zu Ende angehört 
habe. — In No. 16/17 äussert sich Hof- und Gerichtsadvokat Dr. Stern¬ 
berg, Wien, über die Art und Weise der Gerichtsberichterstattung 
der Pre.sse in Oesterreich und deren Misstände. Er verspricht sich 
eine Reform nur von einem Strafgesetz, welches der Presse eine Be¬ 
richterstattung untersagt, die nur die Sensationslust befriedigt und 
angehenden Verbrechern lehrreiche Winke erteilt. 

In No. 11 äussert sich zu der Frage, wann die Vorstrafen 
der Angeklagten in der Hauptverhandlung festzu- 
steilen siiul, Landgerichtsrat Appler, Strassburg. Er stellt hierfür 
im Wesentlichen folgende Grundsätze auf: In den Fällen, wo die 
Feststellung früherer Vorstrafen und ihrer Verbüssung zur Herstellung 
des gegenwärtigen Deliktstatbestandea gesetzlich erforderlich ist und 
daher einen notwendigen Bestandteil der Beweisaufnahme vor dem 
erkennenden Gericht bihlet, ist sie unerlässlich. Die Kundgabe ist aber 
auch in den Fällen nicht zu umgehen, wo sie wichtig ist für die 
Strafzumessung bei gleichen und gleichartigen Vorstrafen. Immerhin 
ist aber zur Vermeidung wirtschaftlicher Schädigung eine Grenzlinie 
auch hierin zu ziehen und zwar nach folgenden Gesichtspunkten: 1. Einem 
wegen Uebertretung Angeklagten sind Vorstrafen grundsätzlich nicht 
vorzuhalten, ausgenommen beim Vorliegen gleicher oder gleichartiger 
Uebertretungsvorstrafen, in welchem Falle nur das Verlesen dieser 
V'orstrafen zulä.ssig ist. 2. Bei allen, also auch bei den wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens Angeklagten soll die Mitteilung von Vor¬ 
strafen in der Hauptverhandlung unterbleiben, wenn seit deren Ver¬ 
büssung oder Erlass ein straffreier Raum von 10 Jahren verflossen 
ist. 3. Aber auch, wenn diese Voraussetzung einer zehnjährigen straf¬ 
freien Führung nicht gegeben ist, sind Vorstrafen, die weder die 
rechtliche Beurteilung der neuen Straftat noch das Strafmass zu 
beeinflussen geeignet sind, nicht mitzuteilen. — Diese Grundsätze 
finden in No. 18 ihre Billigung durch Rechtsanwalt Berger, Schwab- 
niünchen. Eh* zieht in.sbesoudere die Applerschen Vorschläge, nach 
welclieu in den Fällen, in denen die Verlesung der Vorstrafen zulässig 
sein soll, die Entscheidung darüber, ob die Vorstrafen verlesen wer<ien 
sollen, dem pflichtniäs.'^igen Ermessen des Vorsitzenden zu überlassen 
sei, dem Beschlüsse vor, den die Kommission für die Reform des 
Strafprozesses gefasst hat: „Ohne Antrag soll die Feststellung von 
A'orbestrafungen des Angeklagten nur erfolgen, wenn sie nach dem 
E'rrnessen des Vorsitzenden für die Entscheidung von Bedeutung ist“, 
weil liiernach die Verlesung erfolgen müsse, Avenn einer der Beteiligten 
sie beantrage. — ln No. 21 macht in einem Artikel „Schöffenrichter- 
Krfahrungen“ Amtsgerichtsrat Volkmar, Berlin, zur Milderung der 
Z e Al g n i s |t f 1 i c h t und zur Wahrung des schutzwürdigen 
I n t e r (• ss e s d es Z eug en, nicht durch Aufdecken seines Vorlebens 
in .'meiner bürgerlichen Stellung und in seinen Erwerbsverhältnissen 
gcscliiidigt zu werden, den Vorschlag, bei der Reform des Strafprozesses 
den Grundsatz aufzunehmen, dass auf Verlangen eines Zeugen, der in 
der llauptA-erhandlung nach seinen Vorstrafen gefragt wird, für die 
Ib antAvortung di(‘ser Frage die Oeffentlichkeit auszuschliessen ist. — 
No. i:') bringt eine Hespreebung des neuesten Bandes der deutschen 
]\ r i m i n a 1 s t a t i s t i k, Ava lclie die Ergiduiissc der Kriminalstatistik für 
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das Jahr 1904 enthält, von Dr. oec. publ. Otto Woeruer-Müuchen. — 
No. 16/17: In einem Artikel „Belehrung statt Strafe“ macht Amtsrichter 
Schmitt, Meisenheim den Vorschlag, bei der R(*form des Strafrechts 
solle dem Richter das Recht gegeben werden, da Straffreiheit und statt 
der Strafe eine Art wohlwollender Belehrung eintreten zu lassen, wo die 
Tat eine besonders milde Beurteilung rechtfertigt. Ausgeschlossen solle 
dies jedoch sein bei Verbrechen, mindestens zuzulassen aber solle die Be¬ 
lehrung sein für alle zur Zuständigkeit der Schöffengerichte gehörigen 
und dahin überwiesenen Sachen. Diese Belehrung solle den Zweck haben, 
<l(‘m Betroffenen die Bedeutung einer strafrechtlichen Vorschrift für den 
sozialen .Mechanismus und die Nachteile ihrer Nichtbefolgung für die 
Gemeinschaft in wohlwollender Weise vorzustellen. Sie sollen die Ein¬ 
sicht schärfen in die Notwendigkeit der Unterordnung unter das 
grosse Ganze und damit die sittlichen Anschauungen heben und 
wachhaiten. Von der Belehrung sei mehr heilsame Wirkung zu er¬ 
warten als von einer geringen Strafe. — No. 19: In einem Artikel 
«Legislatorische Erwägungen zum Kampfe gegen das gemeingefähr- 
iieht* Verbrechertum“ schlägt Rechtsanwalt Weinberg, Berlin, zur 
Bekämpfung des gemeingefährlichen V’erbrechertums, 
die keinen Auf.schub bis zur Durchführung der grossen Strafrechtsreform 
dulde, folgenden Ausweg vor, der vor der Revision gangbar wäre: Der 
gemeingefährliche Verbrecher, demgegenüber sich die Gesellschaft in 
Notwehr befindet, ist «ladurch unschädlich zu machen, dass der Staat 
sich seiner l’er>on versichert und ihn der menschlichen Gesellschaft 
fernhält. Nach Verl)üssung der eigentlichen Strafe ist er einer 
korrektiomdlen Naclihaft zuzufübren und zwar auf unbestimmte Zeit. 
Die Frage der Gcnieingefährlichkeit ist gleichzeitig mit der Schuld¬ 
frage vom Richter zu entscheiden; zu ihrer F(^.ststellnng ist die für 
die Bejahung der .Schuldfrage nötige Mehrheit erfonierlich. In jedem 
Falle soll <lie niatericdle Nachprüfung dieser Fnlscheidung durch eine 
zweite Instanz möglich sein. s«dbst dann, wenn gegen das zur Sache 
stdbst ergcdiende l’rteil kein Rechtsmitltd eingelegt wird. In perio- 
di>chen Zwischenräumen von etwa J oder b Jahren ist von einer 
Kommission unter Vorsitz eines richterli( hen Beamtem und unter Teil¬ 
nahme d(‘.s Anstaltsh'iters und Gei.'tliclH'n die Frage zu prüfen, ob 
bei dem <‘inzeluen Verbrecher die Gefahr verbrendierischer Betätigung 
in der Freiheit noch wenter besteht o(ler sedm* bedingte F.ntlassnng 
erfolgen kann. Di»* Feststellung »1er Gemeingefährlicdikeit »larf nicht 
»b*m richterlichen F,rmess(*n überlassen bleiben, sondern darf nur er¬ 
folgen l>»“im \drliegen besonderer verbrecherischen Tatbestände. 
Hierher gehört das gewerbs- und gewohnheilsmässigt* Herufsver- 
brt'chertnm, das internationale Iloclistaplertum sowi»* \ »‘ibrecher, die 
»diiM* Berufsverbrecher zu sein, bei Ausübung der Tat ein besond»*rs 
hohes .Mass von \'t*rworf«‘nheit und verbr<*cherischer Knergie gezeigt 
haben. Gleichzeitig ist al)er auch der gefährlichsten Altart der ge- 
meinga fährlii hen \ »•rbr»*.cher, den geisteskranken V<‘rbr(“chern zu 
Leibe zu gt'hen. Die l’e-lsttdinng ilirer Geineing»‘fährlichkeit muss 
nicht nur in den Fäll»*n durch Richters|>ruch erfolgen, wo sich ihr»* 
(r»‘isteskrankheit erst in der Hauptv»“rhanillung h»*raus.stelll unil dem- 
na» h Freispre» hung »‘rfolgt, s»nulern a»n h in »len Fälb'ii, w»> es wegen 
di*r bereits offenkundig g-**w(tnh*nen Geisteskrankheit in Ansehntig »i»*r 
.^trat t.it selbst nicht zur Kröffnung <it*r Haupt Verhandlung kommt.— 
No. gJ »‘iithält ein»* Besprechung der n «‘u »* n llansordnung für »lie 
b a \ e r i s c h e n St r a f a n s f a 11 »* n , Verordnungvom lH). Septt'Uiber r.HjT, 
ilurch l{egi»‘rnngsrat Dr. Limli’nau, Berlin. — No. A>: In einem äiisserst 
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interessanten Artikel tritt Wirkl. Geh. Rat Dr. Hamm, Oberlandes- 
f^erichtspräsident a. D. Bonn, energisch für die Beibehaltung des § 175 
R.-St.-G.'B. ein. Nach seiner Ansicht reicht dessen jetzige Straf¬ 
bestimmung für die gewöhnlichen Fälle aus, jedenfalls aber wäre 
eher eine Schärfung als Milderung am Platze. Der Verfasser verlangt 
insbesondere eine genügende Strafvorschrift für männliche Personen, 
welche sich gewerbsmässig zur Verübung der widernatürlichen 
Unzucht hergeben oder anbieten; für diese Fälle bedürfe es unbedingt 
der Zuchthausstrafe, des Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte als 
Musstrafe und der Zulässigkeit von Polizeiaufsicht, Hierauf müsse 
bei der Reform des Strafgesetzbuches Gewicht gelegt werden, — In 
einem Artikel „Die strafrechtliche Behandlung der schwe¬ 
ren Kriminalität“ wendet sich Strafanstaltsdirektor Dr. Pollitz, 
Düsseldorf, gegen den bereits in § 181a R.-St.-G.-B, verwirklichten und 
in gesetzgeberischen Vorschlägen zum Ausdruck gebrachten, ins¬ 
besondere auch von Rechtsanwalt Weinberg in No. 19 d. Bl. vertretenen 
Gedanken, dass nämlich Zuchthaus und Gefängnis insbesondere für 
die gefährlichsten Verbrecher zu milde oder ungeeignet sei und 
dass für gewisse Delikte die Strafe des Arbeitshauses ein¬ 
geführt werden solle. Dagegen spreche die Organisation des Arbeits¬ 
hauses, dessen Betrieb eine gewisse Freiheit zur Bedingung habe und 
daher zwar bei dem schlaffen, energielosen Material von Dirnen, Bettlern 
und Trinkern Anwendung finden könne, aber völlig unbrauchbar sei 
zur dauernden Verwahrung energischer, verzweifelter Elemente. 
Das schwere Verbrechertum gehöre nicht ins Arbeitshaus, sondern 
ins Gefängnis oder Zuchthaus. Auch der Grosstadtzuhälter passe nicht 
in das meist armselige Meiischenmaterial der Arbeitshäuser. Der 
Kampf gegen den Berufsverbrecher müsse von den Gerichten geführt 
werden. Genügende Handhabe sei ihnen in den jetzigen Gesetzen 
gegeben, die mit ihren weiten Strafrahmen eine Unschädlichmachung 
der gefährlichen Elemente für lange Zeit ermöglichen. Der Fehler 
liege darin, dass gerade der Berufsverbrecher bei den Gerichten eine 
verhältnismässig milde Behandlung finde. 

Böhringer, Gerichtsassesor. 


Enzyklopädie der modernen Kriminalistik. Sammlung 
von Einzelwerken berufener Fachmänner. Verlag von Dr. P. Langen- 
scheidt, Gr.-Lichterfelde. 

Von der Tatsache ausgehend, dass es nach heutiger wissen¬ 
schaftlicher Anschauung nicht genügt, wenn der Kriminalist — Richter, 
Staatsanwalt, Rechtsanwalt, Strafvollzugs- und Polizeibeamte — allein 
in der Kenntnis, Handhabung und Durchführung des Gesetzes seine 
Aulgahe sieht, sondern dass er nur dann auf der Höhe seines Berufes 
stellt, wenn er die zur Erfassung und richtigen Beurteilung des 
Verbrechers nötigen psychologischen, soziologischen, kulturellen und 
historischen Kenntnisse besitzt, beschloss vorgenannter Verlag ein 
Sainnielwerk herauszugeben, das die Kriminalisten in alle die Wissen¬ 
schaften einwi'ihmi soll, die zur Erkenntnis des Verbrechers und der 
Beurteilung des Verbrechens hiuite als unumgänglich nötig angesehen 
w(!rilen. Von den zunächst in Aus.sicht genommenen Themata: 
l'sychologie des Vmbrechers, die Tortur, Geschichte der Prostitution, 
der .Sexualverbrecher, die Kriminalpolizei und ihre modernen Hilfs¬ 
wissenschaften und das Kind als Verbrecher, ist als erstes erschienen: 
Dr. Erich Wulffen, Psychologie des Verbrechers, 
2 Bände T.ex.-Forinat von 448 bezw. 548 Seiten, 25 M., 
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«•(‘b. 30 M. Der Verfasser will dem Volke wissenschaftliche Aufklärung' 
bringen über die wirklichen innei'en Zustände des rechtsbrechenden 
Menschen. Damit erhofft er ein Verständnis für die zur Verbrechens¬ 
verhütung nötigen staatlichen und gesetzgeberischen Aufgaben zu 
erwecken und so zu der so dankbaren Verbrechensverhütung ein 
Werkzeug zu beschaffen. Neben diesen praktischen Zwecken steht 
der wissenschaftliche, nämlich durch die Sammlung und Sichtung der 
bisherigen Ergebnisse einen Standpunkt zu gewinnen, von dem aus 
das Problem der wissenschaftlichen Erfassung der Verbrecher¬ 
psychologie überschaut werden kann. Diese Zwecke sucht der Ver¬ 
fasser zTi erreichen durch den Aufbau eines Systems, das aus dem 
Gesamtinhalt aller in Betracht kommenden Einzeldisziplinen nach 
folgender Grundeinteilung errichtet wird: I.KapiteltPsychologie. 
Psychologische Darstellung der Lehre nach Wilhelm Wundt unter 
Herausschälung alles zum Verständnis der Verbrecherpsyche Erforder¬ 
lichen. Die inneren Zustände des rechtbrechenden Individuums vor, 
bei und nach der Tat, nach den neuesten Forschungen, gestützt auf 
die naturwissenschaftlichen Ergebnisse von den inneren Zuständen des 
Menschen überhaupt. II. Kapitel: Psychiatrie. Die Psychiatrie 
als unentbehrliche Grundlage und Ausgangspunkt der Verbrecher- 
psychologie. Psychiatrie und innere Zustände des Menschen. Auffällig¬ 
keit und leichtere Erfassbarkeit aller psychischen Ursachen und Wir¬ 
kungen beim anormalen Menschen. Rückschlüsse auf den Normalen 
und Verbrecher. Symptome des kranken Verbrechers. Der Kriminalist 
und der kranke Verbrecher: Wichtigkeit der Kenntnis der elemen¬ 
taren Erscheinungen und Krankheitsbilder; Darstellung derselben. 

III. Kapitel: Anthropologie. Darstellung und Kritik der 
Lehre Lombrosos. Seine Lehre und deren Fortbildung bezw. Kritik 
in ihrem Verhältnis zur Kriminalanthropologie. Darstellung des 
letzteren nach Lombroso, Kurella, Baer und anderen Autoritäten. 

IV. Kapitel: Statistik. Die Kriminalstatistik als Grundlage für 
das Verständnis des Verbrechers. Darstellung nach der deutschen und 
österndchischen Kriminalstatistik und nach Autoritäten. V. Kapitel: 
Ethik. Verbrecherpsychologie und Ethik. Lehre vom Gewissen. 
Problem der Willensfreiheit. Das Verbrechen als etwas in der 
Menschh(‘itsgeschicht(‘ Notwendiges, als Entwicklungsfaktor der Kultur; 
Darstellung der Beziehungen zwischen Kultur und Verbrechen. Staat 
\ind Verbrechen. Latente Kriminalität. VI. Kapitel Charaktero¬ 
logie. Die. Charakterologie als Lehre aller Individualitäten und 
Varietäten ])sychi8chen Geschehens eine Ergänzung der Psychologie. 
Wichtigkeit der (’harakterologie für das Verständnis des Zustande¬ 
kommens des Verhrechens. Charakterologie und Rechtsprechung. 
Darstellung der .Affekte und Charaktereigenschaften. Das Kind, das 
Weib, der Greis. Zu.sammenstellung charakterologisch interessanter 
Kriminalfälle. VII. Kapitel: V e r b r e c h er spezi a 1 i st en. Ein¬ 
teilung der Verbrecher. Einzelpsychologie des Diebes, Betrügers, 
Sittliclikeit>vert>rechers usw. Darstellung moderner Kriminalfälle. 
Vlll. Kapitel; Psycholog-ie in Strafverfahren und heim 
Strafvollzug. X'erhaltmi des \erbrechers w’ährend der Unter¬ 
suchung, bes. (i(*ständnis. Der \ erbrecher im Gefängnis. Die 
'l’odesstra fe. 

Hei dieser Fülle des Stoffes ist es einleuchtend, dass eine ein- 
gehemle 15<‘sprechung unmöglich. Es sei nur aus dem letzten Kapitol 
hervorgebol*en, dass der \'(‘rfasser hier viele sehr wertvolle, wichtige, 
und b<'herzigensw(“rte Anregungen über die G<‘Staltung des Straf- 
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Vollzuges gibt. Anderseits zeigt es sich hier wieder, wie schwierig 
für einen nicht praktisch im Strafvollzug tätigen Forscher, trotz 
allen Verständnisses für die Sache, trotz Gründlichkeit und Eifers, es 
ist, ein klares, objektives Bild vom Strafvollzug zu bekommen und 
wie leicht sich Unrichtigkeiten einschleichen, wenn man von Einzel- 
anstalten generelle Schlüsse zieht oder Erzählungen Gefangener zu 
viel Gewicht beilegt (S. 506, 507, 519). Dies ändert aber am Wert 
des Werkes nichts, dessen Lektüre jedermann sicherlich dnrch die 
Vielseitigkeit des Inhalts reiche Belehrung bringen wird, und das 
auch derjenige dankbar aus der Hand legt, der die radikalen Schlü«se 
des Verfassers im letzten Kapitel nicht zu teilen vermag. v. £. 


Die anglo-nmerikanische Reformbewegung im Straf¬ 
recht. Eine Darstellung ihres Einflusses auf die kontinentale Kechts- 
entwickelung von Dr. A. Lenz. Stuttgart, Ferdinand Enke. 
305 S. M. 10.—. 

Während die beiden neuesten Werke über Strafrecht und Straf¬ 
vollzug in Amerika nämlich „das amerikanische Besserungssystem“ 
von Dr. Herr und „Die Strafrechtspflege in Amerika“ von Hart- 
laann das Hauptgewicht auf eine eingehende Darstellung der ameri¬ 
kanischen Zustände legen, bezweckt Professor Lenz in obigem Buche 
die Feststellung des Einflusses, den die englisch-amerikanischen 
.strafrechtlichen Ideen auf die Entwickelung der kontinentalen Rechte 
ausgeübt haben. Diese Aufgabe bedingt nicht minder eine Darstellung 
der Rechtsgedanken und Rechtseinrichtungen, deren Weiterwirken auf 
andere untersucht werden will, als auch eine Klarlegung der Rechts¬ 
geschichte und Rechtseinrichtungen der Länder, bezüglich deren eine 
Einwirkung festgestellt werden soll. So bietet denn das Buch, zumal 
der Verfasser mit einer ungemeinen Gründlichkeit vorgegangen ist, 
neben der historischen Entwickelung der einzelnen Rechtsinstitute 
aller Länder, auch eine Fülle von Details und orientiert den Leser 
ül>er den neuesten Stand der in dem Buche behandelten Einrichtungen. 
Letztere sind: Die Freiheitsstrafe (Einzelhaft, Progressivsysteui, be¬ 
dingte Entlassung), die Stellung unter Bewährung, Strafe und Zwangs- 
erziiduuig bei .Jugendlichen, Sicherung gegen den gemeingefährlichen 
\'erl)reclier nach verbüsster Strafe. An diese historischen Darstellungen, 
die übrigens prächtig klar und fesselnd geschrieben sind, .schliesst 
sich als Schlusswort eine Zusammenfassung der Grundsätze der Reform- 
hewegung und deren Bedeutung für die deutsche Strafrechtsreform. 
Meisterliah zergliedert hier der Verfasser den Werdegang die.ser 
aiiglo-amerik.-inischen Reformen, bezüglich deren er 3 Entwickelungs- 
stnf(‘n feststellt. Kennzeichnet sich die tinterste durch das Bestreben 
den .‘Strafvollzug zur Besserung der Gefangenen zu verwenden, so ist 
das Charakteristisclu' der zweiten Stufe das Bestreben die Strafe durch 
vorlx ugende Massnahmen zu ersetzen, tvährend in der 3. am Ende 
des r.t. .Jalirhunderts beginnenden Periode beim Jugenddelikt die 
.Strafe überhauiU zurücktritt und durch Fürsorgeerziehung ersetzt 
wird. Im lliid)iick auf die deutsche Prozessroform wird dann am 
^^ehliiss ausgeführt, wie allerdings mit der fortschreitenden Abschwäch- 
uiig der \'ergeltungsstraf(t ein immer zunehraende.s Sicherungsbe- 
«liirfnis eintrat, dem aber nicht, wie v. Liszt will, dadurch begegnet 
werden dürfe, dass man die V<'rgeltungsstrafe aufgibt, sondern da¬ 
durch, d.iss \ü‘rgeltuugsstrafe und vorbeugende Massnahmen zweck- 
<'uts[irechend vi reinigt werthui. 7'. E. 
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Personalnachrichten. 


Ehrenmitgrlieder. 

Zn Khrcnmitgliedern wurden ernannt: 

Kr oll ne, Dr., Geh, Oberregierungsrat und Vortragender Rat im 
Ministerium des Innern in Berlin. 

von Seliwal), Staat.srat und Mitglied des Geheimen Kats in 
Stuttgart. 

Ausschussmitgrlieder. 

Zu Ausschussmitgliedern wurden ge av il h 11: 

Büttner, Hauptmann a. 1). Strafanstaltsdirektor in Breslati. 

Gennat, Dr., Direktor der Gefängnisse in Hamburg rind J"uhlsbüttel. 

von .larotzky, Direktor der Rhein. Prov. Arbeitsanstalt Brauwiüler. 

von Zindel, .Ministi'rialrat, Vortragender Rat im Justizministmium 
in Stuttgart. 

E r n a n nt wu r d e : 

von Engelbe, rg, D r., Geh. Regierungsrat, Direktor des Eamh's- 
gefängnisses Mannheim zum Kammerherrn Seiner Königlichen 
Ibiheit des Grossherzogs von Baden. 

V e r 1 i e h e n erhielt: 

von Engelberg’, Dr., Geh. R(‘gi(*rungsrat, Direktor des Lamh's- 
gefäiignisses Mannlnüm die* Grossh. Badische Friedrich-Euisen- 
.Medaille. 

G estor heil si n d : 

Baer, Dr., Geh. Medizinalrat, früher Oberarzt des Strafgefängnisses 
Plötzens«*e. 

.lunghanns, Krst<‘r Staatsanwalt in Mtinnheim. 

Vepeinsmitglieder. 

Bncleii. 

O r (1 r 11 s a u s z o i c h n u n n r h i e 11 o n : 

Fuflis, (Tt»ln*iiiirr l{at, Prä^idmt fl<*r Z<»ntra!l<'ituni;’ <l(?r had. 

für Juu<‘nüsrlmtz und fl(*fani;nn(*nfnrsnri;<* in Karl.sinlin d(‘n 
Stern znin Konnnandeurknniz dn.^ ()rd(*n.s \ oin Ziihrin^er LTiu nn. 
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Hübsch, Dr., Geheimer Rat, Ministerialdirektor im Ministerium der 
Justiz, des Kultus und Unterrichts in Karlsruhe, den Königl. 
Preussischen Kronenorden II. Klasse mit dem Stern. 

Reichardt, Dr., Geh. Oberreglerungs'rat im Ministerium der Justiz, 
des Kultus und Unterrichts in Karlsriihe, die Gro.'<sh. Badische 
Fricdrich-Luisen-Medaille. 

Ernannt wurde: 

Ci r 0 SSe 1 f i n g er, Dr., Staatsanwalt in Freiburg zum Ersten Staats, 
anwalt beim Landgericht Offenburg. 

Kran SS, Landgerichtsrat in Offenburg zum Staatsanwalt beim 
Landgericht Mosbach. 

Versetzt a\' r d en: 

Gütz, Amtsrichter in Pforzheim nach Karlsruhe. 

Iful)er, Dr., Staatsanwalt in Mosbach nach Karlsruhe. 

Kuttruff, Amtsrichter in Tauberbischofsheim nach Pforzheim. 

Bayern. 

Ernannt w u r d e: 

W i rill m a n n , rechtskund. Funktionär an der Gefangenanstalt Laiifen 
zum Strafan.staltsassessor in Lichtenau. 

e r s e t z t wurde: 

Lieb wein, Assessor am Zuchthaus Ebrach an die Gefangeuanstalt 
in Laufen. 

Preussen. 

Ernannt wurde: 

(irawe, C)berinspektor an der Strafanstalt Ziegenhain zum Direktor 
der .Strafanstalt Siegburg-Michaelsberg. 

Opificius, Strafanstaltsassistent in Trier zum Strafanstaltssekretiir 
in .Siegburg. 

Pili Iler, Pastor, Direktor der Erziehung.sanstalt Haialehausen zuin 
Direktor der Strafanstalt Herford. 

V e r s e t z t w u r d e: 

P. l aet sch, Gefängnisinspektor in Altona an das .Strafgefängni.s 
Plötzensee. 

Sachsen. 

V e r1 i e h e n e r hielt: 

M ii h 1 h a u s e n , Direktor der Gefangenanstalten in Dresden den Titel 
und Rang (önes Regieiningsrats, 

Oesterreich. 

Ernannt wurde: 

I'. az.illa, < »Itcrleuliiant i. d. R. Strafanstaltskontrollor in Pilsen zum 
\Crwalter des Gefanii'enhanses in .Marburit. 

CT 
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Bot he, Sti-afiuistallskontrollor in Marbur”’ zum Verwalter der 
Männerstrafanstalt (bipodistria. 

Grgae, Strafanstaltsadjnnkt in Graz znni Gefangeuhauskontrollor 
in Kla^’onfurt. 

Eingetreten. 

Baden. 

rtruhli», I)r., Assistenzarzt an der psychiatr. Klinik in Heidelberg»* 
Kislaii, Vorwaltunti* <les Poliz. Arbeitshauses. 

Werle, Geriehtsassessor, Hilfsarbeiter bei Gr. Direktion d(‘s ^läiiiuu*- 
zuehtliauses Bruchsal. 

Bayern. 

Kosineier, Pfarrer, Gefängnisg-eistlicher in Nürnberg. 

Elsass-Liothringen. 

Bauer, Strafanstaltsinspektor in Ensisheiin. 

Brazis, Dr., Strafanslaltsarzt in Mülhausen. 

Brock haus, Strafanstalts - Inspektor in Ensisheiin. 
von G e o r g i i - G e o r g e n a u , Gefängnisinspektor in Mülhausen. 
Hoch, Dr., Pfarrer, llausgeistlicher am Bezirks- und Untersiichnngs- 
gefängnis Strassburg. 

Eickel, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlich(‘r in Mülhausen. 

Hessen. 

Ambos, Pfarrer, Hansgcnstlicher an der Zellenstrafanstall Butzbach. 
Iiuff, Dr., (Oberstaatsanwalt in Mainz. 

1) a r in s t a <l t , X’erwaltnng d(‘s Provinzialarrestbaiises. 
Eangt^nbaeh, Dr., (ierichtsass(‘ssor in Worms. 

Muth, Gefängnisvei'walter in Darinstadt. 

Prensseii. 

Antess, Amtsg(*riehtsrat in 'rarnowitz. 

A s e li a f f (* n b u r g , Dr., Professor in Köln. 
r»aminel, Begiernngsrat in Düsseldorf. 

Beek er, Landgericlilsrat in Köln. 

ID* ek mann, Straf;instaltsg(Mstlieh(*r in Gelle. 

J» erg mann, Gefängnisolnuinspektor in Hannov(*r. 

Blume, (iefängnisob<*rinspektor in Münst<*r i. W. 

Biirehardt, Straran'^taltsinsp(‘klor in Herford. 

Dreie. r, Oberinspektor am Justizgt‘fängnis \\'ii‘.sbad(*n. 

Eger,‘I)r., Erst(*r Staatsanwalt in Essen. 

Foek(‘, Amtsg(M*ielitsrat uml GefängnisvorstcdKn* in KN‘ekliiigl)au>en* 
(lobel, StaaNanwall in Ess(*n. 
or)b(*l, Amtsrichter in .Myslowitz. 

Hagen, Kr'^tt*!* S^aalsan^^ alt in ^\'iesbaden. 

Henning, Strafan>lallsin>pektor in Lichtenburg. 
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J o c k w e r, Staatsanwalt in Köln. 

Just, Strafanstaltsgeistlicher in Elberfeld. 

Kessler, Begierungsrat in Stettin. 

König, Gefängnisg'eistlicher in Hagen. 

Koppen, Strafanstaltsassistent in Siegburg. 

Langer, Gefängnis-Inspektor in Plötzensee. 

Ledschbor, Amtsrichter und Gefängnisvorsteher in Gels»‘nkirchen. 
Lohmar, Dr., Strafanstaltsarzt in Köln. 

Meyer, Dr., Anstaltsarzt am Zentralgefängnis Bochum. 

Mölle, Strafanstaltsinspektor in Siegburg. 

Petersson, Oberstaatsanwalt in Hamm. 

Philipp, Gefängnisinspektor in Wronke. 

Pult, Erster Staatsanwalt in Bonn. 

Riehl, Direktor der Erziehungsanstalt Steinfeld. 

Rixen, Dr., Strafanstaltsarzt in Breslau. 

Schaaphaus, Pfarrer in Stargard i. P. 

Schenk, Direktor der Erziehungsanstalt in Wabern. 

Schippers, Strafanstaltslehrer in Köln. 

Schlosser, Geh. Regierungsrat und Vortrag. Rat im Ministerium 
des Innern in Berlin. 

S c h n i e w i n d t, Staatsanwaltschaftsrat in Köln. 

Schulte, Pastor, Gefängnisgeistlicher in Essen. 

Schulze-Sölde, Dr., Erster Staatsanwalt in Dortmund. 

Schulze, Dr., Med. Rat, Kreis- und Gefängnisarzt in Stettin. 
Schweitzer, Kaplan, Gefängnisgeistlicher in Essen. 

Solbach, Dr., Strafanstaltsarzt in Siegburg. 

S t r ä t e r, Regierungsrat in Aachen. 

Streit, Gefängnisoberinspektor in Hagen. 

Thiel, Dr., Gefängnisdirektor in Bochum. 

Wagner, Ei-ster Staatsanwalt in Glogau. 

Werner, Dr., Regierungsrat in Oppeln. 

Wiek, Strafanstaltsinspektor in Köln. 

Wiese, Strafanstaltsinspektor in Werden. 

Willi (“Im, Oberstaatsanwalt in Dü.sseldorf. 

Zen der, .Strafanstaltslehrer in Siegburg. 

Zodrow, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlichcr in Siegburg. 

Saeli.sen-Koburg-Gotha 

.1 a e o b i, Strafanstaltsdirektor in Gräfentonna. 


AV ü rt’teniberg. 

Moser, I>onika])itular in Rottenburg. 

S i a n d (‘n 111 a y er, Lehrerin an der Weiberstrafanstalt Gotteszell. 
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Ausland. 

K(• 11 e r h a 18, Strafanstaltsdirektor in Witzwil (Schweiz), 

Ausgetreten. 

Baden. 

Lorenz, Reallehrcr, ,St.rafanstaltslehrer in Bruch.sal. 

Bremen. 

Fies, Lehrer an der Strafanstalt Oslebshausen. 

Elaass-Lothrini^en. 

H a u e r, Pfarrer, Anstaltsj^eistlicher in Pfalzburg. 

Hessen. 

Walter, Oberleutnant a. D. Provinzial-Arre.sthaus-Verwalter in 
Darinsladt. 

Preussen. 

Freyer, Dr., Geh. Medizinalrat, Anstaltsarzt in Naugard. 

.Schnell, Oberst a. D., V'orsteher der Korrektions- und Landarmen- 
anslalt Wiinstorf. 
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